Th-i  Univcriiy  of  Michigan 


Law  Lib/ary 


S+or 


Digitized  by  Google 


Digitized  by  Google 


Digitized  by  Google 


Die  iVltdeutiscliü 


Reichs-  und  Gericlitsverfassung. 


Von 

Dr.  Budolph  Sohm, 

ord.  Professor  au  der  Uuiversit&t  Freiburg  i.  Br. 


Erster  Baud* 
Die  Fräukibclie  Ueiclis-  uud  (ierickt8ver!aä»uiig. 


Weimar, 
Hermann  Böhlau 
1871. 

9 

*  Digitized  by  Google 


/ 


Die  Eräukisclie 

Reick-  imd  Gericlitsverfassimg. 

•  Von 

Rudolph  Solim, 


Weimar, 

llermaun  Bühlau 
1871. 


Digitized  by  Google 


« .  *     -    •  • 


Digitized  by  Google 


Meinem  Vater 


dem  Landes-Ardiiyar  Advokaten  Soka 

ZU  Bostock 


in 


iimiger  Liebe  und  Ehrfurcht 


zugeeignet 


Vorrede.- 


ie  Gerichtsverfassung  ist  die  eine-  Seite  der  altdeutschen 
öffentlichen  Verfassung.  In  Heergewalt  und  Gerichtsgewalt 
ist  die  altdeutsche  Staatsgewalt,  in  Heerverfassun^  und  Ge- 
richtsverfassung die  altdeutsche  Staatsverfassung  gc^^eben. 

Das  Ganze  des  altdeutschen  öffentliclien  Rechts  behandelt 
die  insl)esondere  auch  für  die  Gerichtsverfassung  mit  den 
fiüheren  Fürscliungen  abschliessende  und  neue  Wc^ge  bahnende, 
grundlegende  Arbeit  von  Waitz.  Ihr  ist  auf  dem  Gel)ict  der 
Heerverfassung  die  Epoche  machende,  an  grossen  Uesultaten 
reiche  Arbeit  lloth's  gefolgt.  Die  altdeutsche  Gerichtsver- 
fassung liat  eine  eingehende  monographische  Behandlung  nicht 
ed'ahren.  Die  vorliegende  Arbeit  soll  es  versuchen,  in  die 
Liickc  einzutreten. 

Die  Lösung  der  Aufgabe  fordert  eme  Ueberschreitung 
derselben. 

Die  altdeutsche  Gerichtsverfassung  ist  an  erster  Stelle 
für  uns  von  Interesse,  insofieme  sie  den  öffentlich  rechtlichen 
Grundanschauungen  unserer  Vorfahren  Aufdruck  giebt  £s 
kommt  sowohl  darauf  an,  das  Verständniss  der  altdeutschen 
Gerichtsverfassung  aus  dem  gesammten  altdeutschen  öffent- 
lichen Recht,  wie  umgekehrt,  das  Verständniss  des  gesammten 
altdeutsiJieu  (itl'entliclK'U  Uechts  aus  der  altdeutschen  Gerichts- 
verfassung zu  gewinnen.  Die  Untersuchung  über  die  alt- 
deutsche Gerichtsverfassung  setzt  sich  in  eine  Untersuchung 
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über  die  alttlcutschc  Ilcichs-  und  Gcrichtsverfassnng  um.  Es 
handolt  sich  vor  Allem  um  die  Fraj;e,  in  wief(M'ne  der  Staats- 
be^ritt"  in  dem  altdeiitsclien  ötientliehen  Recht  beieits  verwirk- 
licht ist.  Es  ist  die  nämliche  Fra^ie,  welche  auch  auf  dem 
Gebiet  der  Ueerverfassuug  sich  aU  die  eigentliche  Frage  dar- 
stellt. 

Die  französische  Schule  hat  sich  seit  Langem  darin  ge- 
fallen, den  germanischen  Barbaren  ein  wirkliches  Staatswesen 
abzusprechen,  während  sie  andererseits  ebenso  sehr  es  liebt, 
die  völkerentnervenden  Einrichtungen  des  römischen  Kaiser- 
reichs, ja  die  in  ihrer  eignen  Fäulniss  zusammengebrochene 
altkeltische  Verüeissung  zu  verherrlichen.  Es  muss  behauptet 
werden,  dass  auch  die  in  Deutschland  von  den  meisten  Schrift- 
stellern vertretenen  Anschauungen  im  Wesentlichen  für  die 
germanische  üfientliche  Verfassung  kein  anderes  llesultat  er- 
geben. 

Die  lierrschcnde  Lehre  nimmt  die  Unfähigkeit,  zwischen 
Trivatreclit  und  ötlentlichem  Recht  zu  unterscheiden,  als  eine 
angelxirene  germanische  Eigenthümlichkeit  in  Ansprucli.  So 
ist  Waitz*)  der  Ansicht,  dass  die  königliche  Gewalt  bei  den 
Franken  „von  jeher  etwas  Privatrechtliches  in  ihrem  Wesen 
gehabt  hat",  und  dj\ss  „Dies  zu  dem  Charakter  der  deutschen 
politischen  Entwickelung  gehört",  v.  Bethm ann -Holl- 
weg ^)  bezeichnet  als  den  Geist  des  germanischen  Rechts, 
dass  „dem  Germanen  das  gesammte  Recht  in  einzelne  that- 
sächliche  Beziehungen  aufgeht**,  so  dass  „er  zwischen  öffent^ 
lichem  und  Privatrecht  keine  scharfe  Grilnze  ziehen  kann**. 
y,  Maurer  und  Gierke  haben  neuerdings  die  herrschende 
Lehre  in^s  Aeusserste  übertrieben,  v.  Maurer*)  charakteri- 
sirt  die  öffenfliehe  Gewalt  im  fränkischen  Reich  als  eine  patri- 
moniale  Gewalt,  den  Unterthanenverband  als  Analogen  des 
Hintersasseuveiiuindes,  und  in  Folge  dessen  die  Unterordnung 
des  freien  Mannes  unter  die  öffcntliclie  Gewalt  nicht  als  Aus- 
druck, sondern  als  Minderung  der  altdeutschen  Vollfreiheit. 


>)  V.  O.  n  (2.  Aufl.)  S.  671,  Tgl.  8.  621. 

')  Opirnftnisch-Romanisclier  Civilprncess  S.  8. 
*)  Fronhöfe  I,  S.  187.  206.  412  ff. 
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Ihm  ist  Gierke^)  gefolgt  Nach  Gierke  ist  die  linkische 
*Kroiie  „ein  zum  Königshofe  (?)  gehöriges  Immobiliarrecht", 
das  MiBkisehe  Königthum  „eine  oberste  Gnmdherrschaft  des 
Reichs",  das  Regierungsrecht  des  fränkischen  Königs  eine  Art 
Obereigenthum  am  Keichsboden,  „ein  dingliches  Recht,  eine 
oberste  Gruudherrhchkeit  an  seinem  Gesammtgebiet",  und 
demgem'ass  der  fränkische  Unterthanenverband  kein  „wahres 
staatliches  Untertlianenthum",  Die  Zeit  vor  dem  9.  Jahr- 
hundert, in  welcher  „erst  die  Anlange  einer  solchen  Auffassung 
vorhanden  waren",  soll  sich  dennoch  von  der  Folgezeit  nur 
dadurch  unterscheiden,  dass  „die  Gebietsherrschaft"  noch  als 
„Ausfluss  und  Zubehör  der  Volksherrschaft  galt",  d.  h.  durch 
die  Grundlage  (welche  als  „persönliches",  nidit  etwa  als 
öffentlich  rechtUclies  Yerhältniss  charaktensirt  wird),  nicht 
durch  den  Inhalt  der  „Gebietshenschaft''.  Die  Anwehten 
T.  Maar  er  *s  und  Gierke^  s  verwandeln  das  fränkische  Beich 
in  ein  grosses  Landgut,  und  die  fiiSnkische  Reichsregierung 
in  eine  Bauemwirthschaft 

Ebenso  läugnet  die  herrschende  Lehre  für  das  altdeutsche 
Recht  die  klare  Trennung  der  versclüedeueu  Functionen  der 
öffentlichen  Gewalt. 

Die  herrschende  Lehre  geht  von  der  Ununtcrscheidliarkeit 
der  altdeutschen  Hcervcrsannnhing  und  Gerichtsversaiiimlung, 
und  damit  von  der  UnUnterscheidbarkeit  der  altdeutschen 
lleerverfassung  (welche  zugleich  Regierungsverfassung  ist) 
und  Gerichtsveiiassung  aus.  Ihr  ist  die  Gerichtsversammlung 
zugleich  eine  regierende  Heerversammlung,  und  die  regierende 
Heerversammlung  eine  Gerichtsversammlung.  Das  Richten 
der  Geiichtsyersammlung  gilt  als  Ausfluss  der  Zuständigkeit 
der  R^emngsrechte,  und  der  Gerichtsverband  als  Abbild  des 
Heerverbandes*).   In  diesem  Sinne  erklärt  v.  Bethmann- 


*)  Bechtsgeschiohte  der  deatschen  GenoBsenschaft  S.  137—129,  vgl 
S.  109  ff. — Der  viel&eh  anregende  Inhalt  der  Arbeit  6  i  e  r  k  e '  s  nöthigt 
im  Interesse  der  Sache  um  so  mehr,  gegen  Beine  Grondansdiiaaungen 

•entschiedenen  Widerspruch  zu  erheben. 

*)  Vgl.  die  Union  S.  8  Note  '20  citirten  Aensseruncrr'n  von  Grimm 
tindWaitZi  welche  die  herrschende  Lehre  klar  zum  Ausdruck  bringen. 
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Holl  weg  ^  die  Genchtsgemdiide  für  eine  „Ueinere  Volks- 
gemeinde^S  für  eine  „Vereinigang  von  Staat  und  CJommune'S* 
'  Auch  hier  hat  Gierke  jetzt  die  herrschende  Lehre  zu 
ihren  äusseisten  Gonsequenzen  fortgeführt .  Nach  Qierke 
existirt  für  das  altdeutsche  Recht  nicht  nur  kein  Unterschied 
von  Regierungsverfassung  und  Gerichtsverfassung,  sondern 
ebenso  kein  Unterscliied  zwischen  ülTeutlichcr  Verfassung  und 
Cori>ürationsverfassung,  zwisclicn  öffentlicher  Gewalt  und  Gor- 
porationsgewalt,  d.  h.  überall  kein  Unterschied  zwischen  den 
verschiedenen  Ilerrschaftsrecliten  der  Person  über  die  rei"son. 
Ihm  ist  der  altdeutsche  Staat  eine  „Genossenschaft  freier  Leute", 
gerade  wie  etwa  die  Familie,  die  Dorfgemeinde,  die  Zunft, 
oder  eine  Gilde  zur  Erhaltung  von  Lichtern  auf  einem  Altar. 
Auch  dass  der  Staat  eine  „Friedens-  und  llechtsgenossen- 
schait^^  ist,  untei-scheidct  ihn  nicht  von  den  übrigen  Verbän- 
den, denn  sänuntliche  altdeutschen  Genossoischaften  sind  nach 
Gierke  solche  „Friedens-  und  Bechtsgenossenachaften"  zur 
Wahrung  „aller  gemeinsamen  Angelegenheiten**  der  Genossen. 
Die.  altdeutschen  Genossenschaften  Gierke's  sind  „Gemein- 
wesen im  Kleinen**,  d.  h.  Wiederholungen  des  Staatsverhandes, 
und  umgekehrt  der  Staatsverband  eine  Genossenschaft  im 
Grossen,  eine  Wiederholung  das  Genossenschaitsverbandes. 
Der  Staat  ist  nicht  der  Gegensatz  der  Genossenschaft,  sondern 
nur  ein  besonderer  Anwendungsfall  derselben.  Die  Staats- 
gewalt ist  nicht  die  höchste  Gewalt  und  damit  die  Rcgicrerin 
jeglicher  Geiiossenschaftsgewalt,  sondern  ist  selbst  Geiiossen- 
schaftsgewalt,  und  damit  den  übrigen  Gcnossenschaftsgewalten 
nel)en-,  nicht  übergeordnet.  Die  Staatsgewalt  ist  nicht  in  irgend 
welchen  Angelegenheiten  einer  Genossenschaft,  sondern  nur 
in  den  „gemeinsamen  Angelegenlieiten"  competent,  für  welche 
keine  sonstige  Genossenschaft  besteht  Es  giebt  nach  Gierke 
keine  Staatsgewalt,  sondern  nur  Vereinsgewalt,  keine  sou- 
veräne Begierungsgewalt,  isondem  nur  Selbstr^erungsgewalt 
Es  giebt  nach  Gierke  kernen  altdeutschen  Staaf)  Gegen 

•)  A.  a.  0.  S.  82. 

')  Die  goßobeno  Ocdankonrciihe  liegt  der  gcsninmton  Aiisfiilirnnf» 
Gierke 's  über  das  ültoro  deutsche  Recht  zu  Grunde,  lusbesouderc 
zu  vergleichen  ist  üinrke  S.  2Ü  ü\ 
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diese  Auffitssung  Gierke's  ist  von  Waitz^)  Widersprach 

erhoben  worden,  aber  nur  weil  sie  „eine  willkürliche,  durch 
Nichts  begründete  Beschränkung  des  Staatsbegriffs"  voraus- 
setze. Waitz  bezeichnet  damit  die  Auffassung  Gierke's 
als  sachlich  zutrelTeiid,  und  fordert  nur  die  Anwendung  des 
Staatsbegriffs  auch  auf  die  angeblichen  „Volksgenossenschaftcn" 
des  deutschen  Hechts.  An  dieser  Stelle  ist  Gierke'^)  gegen 
Waitz  Recht  zu  geben.  Es  leidet  allerdings  keinen  Zweifel, 
dass  Volksgenossenschaften  der  von  Gierke  geschilderten  Art 
keine  Staaten  sind,  da  das  vor  Allem  begrififlich  nothwendige 
Erforderniss  einer  Staatsgewalt,  die  Souveränetät  der  Gewalt, 
geläugnet  wird.  Eis  wird  za  zeigen  sein,  dass  nicht  etwa 
die  FonnuHrang  des  Resultats,  sondern  dass  das  Resultat 
Gierke's  seibar  durch  Nichts  begründet  ist.  ! 

Nadi  dem  Vori^n  wird  selbstverständlich  von  dem  Stand- 
punkt Gierke's  aus  auch  durch  die  gerichtlichen  Emrich- 
tnngen  der  Staat  nidit  organisirt,  sondern  aufgelöst.  Auch  | 
die  Gerichtsgemeinden  des  öffentlichen  Rechts  erscheinen  als  I 
Wiederholungen,  d.  h.  nicht  als  Gliederungen  des  Staatsver-  j 
bandes.  Auch  die  Gerichtsgemeinden  des  öffentlichen  Rechts  l\ 
sind    selbständige   „Friedens-  und   Rechtsgenosscnschaftcn",  ;  j 

berufen  nicht  etwa  die  öffentliche  Gericlitsbarkeit,  sondern  • .; 

ihre  eigne  Gerichtsbarkeit,  nicht  etwa  den  öffentlichen  Frie-  ' 
den,  sondern  ihren  eignen  Frieden,  niclit  etwa  das  Recht, 
welches  kraft  öffentlicher  Verfassung  Recht  ist,  sondern  ihr 
eignes  Recht,  nicht  etwa  unter  öffentlichen  Beamten,  sondern 
unter  eignen  Beamten  zu  realisiren.  Die  Gerichtsgemeinden 
sind  —  hier  erhellt  besonders  klar  der  zwischen  der  Auf-  ' 
&8sung  Gierke*s  und  der  herrschenden  Lehre  bestehende 
innere  Zusammenhang  —  „in  ihren  eignen  Angdegenheiten 
Ganze  für  sich,  deren  Vor&ssung  die  Yolksverfassung  im  \  ^ 

  .      ,  I  <. 

•)  V.  G.  II  (2.  Aufl.)  8.  163  Note  1. 

*)  A.  A.  0.  S.  S9:  „Staaten  oder  GemeinweBeii  varen  nun  freilich 
diese  Völkencbaften  nach  der  germanischen  Auffassung  jener  Zeit,  der 
diese  Begriffe  noch  völlig  üfemd  waren,  nicht".  Vgl.  8.  35.  45. 110. 149.  !  - 

Nach  Gicrko  Iiätto  sich  ein  doutschos  Staatswcf^cn  erst  in  StiuUen  t 
des  13.  Jahrhunderts  und  in  den  landesherrlichen  Tcrritorion  dos  16b  ! 
Jahrhanderts  entwickelt.  I  .f 

V.'' 
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Kiemen  wiederht^*,  sie  sind  gleichiaUs  nur  in  den  mit  den 
übrigen  Volksgenossen  „gemeinsamen  Angelegenheiten"  der 
Gewalt  der  „Volksgenossenschaft**  mitergeordnet.^^  Es  existirt 

eben  keine  öflFentliche  Verfassung,  sondern  nur  Corporations- 
verfassun«?,  kein  ötientliclies  Gcriclit,  sondern  nur  eine  Reihe 
von  Corporationsgcrichten,  kein  Hecht  im  Reclitssinn,  sondern 
nur  autonomes  Reclit.  Es  ist  von  Interesse,  von  vorneherein 
zu  constatiren,  dass  mit  der  Ansicht  Gierkc's  zuf^'leich 
Staat,  Gericht  und  Recht  für  die  altdeutsche  Entwickelung 
geläugnet  sind.  Was  nach  Rogge  die  angebhch  germanische 
zügellose  Freiheit  des  Einzelnen,  das  bewirkt  nach  Gierke 
die  angeblich  germanische  zügellose  Freiheit  der  Corporation. 
Wie  durch  das  Fehdewesen  Rogge 's,  so  wird  durch  das  Ge- 
nossenschaftswesen Gierke*8  das  altdentsche  öffentliche  Ge- 
meinwesen in  ein  Chaos  aufgelifet 

Es  hat  sich  ergehen,  dass  aus  den  heiden  aufgeführten 
Sätzen  der  herrschenden  Lehre  die  Aufhebung  des  Staats- 
begriffs für  das  altdeutsche  Becht  folgt.  Der  gemeinsame 
grundgedanke  der  beiden  Sätze  ist  von  v.  Bethmann-Holl- 
weg^^)  in  Einklang  mit  der  herrschenden  Lehre  dahin  for- 
mulirt,  dass  die  „Einheit  der  Gegensätze",  das  „Schwanken 
der  Begriffe"  die  innerste  Eigenthümlichkeit  des  deutschen 
Rechts  ausmache.  Ebenso  Gierke^'-'),  dass  das  deutsche 
Recht  ,,die  Gegensätze  zu  vermischen  neigte",  dass  das 
deutsche  Recht  „unklarer  und  widerspruchsvoller",  wenn- 
gleich „vielseitiger  und  tiefer"  als  das  römische  gewesen  sei. 
Es  hat  sich  ergeben,  dass  mit  der  Einheit  der  Gegensätze 
das  Fehlen  der  Gegensätze,  dass  mit  der  Unklarheit  der  Be- 
griffe nicht  die  Tiefe,  sondern  das  Mangehi  der  Begriffe 
behauptet  ist. 

Gegen  die  entwickelten  Gonsequenzen  der  herrschenden 
Lehre  ist  schon  Waitz  angetreten,  obgleich  die  herrschende 
Lehre  wesentlich  auch  durch  ihn  zur  Herrschaft  gefordert 
worden  ist.  Vor  Allem  ist  es  das  grosse  Verdienst  von  Roth, 


>»)  Gierke  S.  4'2. 
»»)  A.  a.  0.  S.  4  ff.  75.  82. 
-    ")  A.  a.  0.  S.  13Ö. 
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die  Einricbtiingeii  sowidd  des  tadteischai  Staats  wie  des  Mn- 

kischen  Beichs  als  wahrhaft  staatliche  Einrichtungen  nicht 
blos  in  Anspruch  genommen,  sondern  erwiesen  zu  haben. 
Rüth  hat  gezeigt,  wie  der  Unterthauenverband,  und  zwar 

.    ein  öffentlich  rechtlicher  Untorthancnverband  die  ebenso  ein- 
fache wie  mächtige  Grundlage  der  altdeutschen  Staatsvcr- 

■  fassung,  insbesondere  der  altdeutschen  Heerverfassung  bildet, 
eine  Grundlage,  welche  in  neuester  Zeit  vom  modernen  Staat 
wiedw  zurückerobert  worden  ist.  Die  vorliegende  Arbeit  soll 
es  versuchen,  von  dem  Gebiet  der  Gerichtsverfassung  aus  den 
altdeutschen  Staat  als  einen  wirklichen  Staat  zu  erweisen. 

Es  kann  von  dem  Satz  ausgegangen  werden,  dass  die 
EntWickelung  des  Bechts  auch  darin  der  Entwickelung  der 
Sprache  gleichkommt,  dass  sie,  auch  wenn  das  Bewusstsein 
der  Gesetze  fehlt,  dennoch  eine  streng  gesetzmässige  ist.  Die 
Gesetze  wirken  auch  an  dieser  Stelle,  bevor  sie  entdeckt  smd. 
Damit  ist  zugleich  behauptet,  dass  es  nur  der  wissenschaftlichen 
Forschung  bedarf,  um  die  Gesetze,  d.  h.  klare  Gesetze,  und 
die  Gegensätze,  d.  h.  klare  Gegensätze,  zu  gewinnen.  Die  vorr 
liegende  Arbeit  sucht  die  treibenden  Gegensätze,  welche  in 
dem  altdeutschen  Recht  lebendig  sind,  in  ihrer  vollen  Schärfe 
zu  erfassen.  Sie  geht  von  dem  Gegensatz  des  öffentlichen 
Rechts  und  des  Privatrechts  aus.  Sie  geht  für  die  öflentliche 
Verfassung  von  dem  Gegensatz  der  Ileerverfassung  und  der 
Gerichtsverfassung  aus:  die  altdeutsche  Heerverfassung  ist  die 
Begierungsverfassung,  welche,  im  Gegensatz  zur  Gerichtsver- 
fassung, über  die  Zuständigkeit  der  Hoheitsrechte  entscheidet, 
und,  ebenso  im  Gegensatz  zur  Gerichtsverfassung,  durch  die 
politische  Yer&ssung  als  solche  gegeben  ist.  Sie  geht  für  die 
Beamtenverfassung  von  dem  Gegensatz  der  öffentlichen  Yoll- 
gewalt,  wekhe  im  Mnkisdien  Boich  allein  dem  König  zu- 
steht, und  der  subalternen  Beamtengewalt  aus:  ein  Gegensatz, 
welcher  in  immer  gleich  scharfer  Anwendung  innerhalb  der 
altdeutschen,  insbesondere  der  fränkischen  Beamtenverfassung 
sich  mehrfach  wiederholt.  Sie  geht  für  die  Reclitbveriassung 
von  dem  Gegensatz  zwischen  Volksrecht  und  Amtsrecht  aus: 
ein  Gegensatz,  welcher  sow^ohl  in  seiner  Klarheit,  wie  in  seiner 
praktischen  Bedeutung  dem  altberuhmteu  gleichen  Gegensatz 
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zwischen  dem  römischen  jus  dvile  und  dem  römischen  jus 
honorarium  völlig,  die  Wage  hält 

Ferner  kann  yon  dem  anderen  Satz  ausgegangen  werden, 
dass  das  Wesen  der  Staatsgewalt  nicht  die  Fülle  der  Staats- 

aiif^^abcii,  welche  den  fhodcriien  Staat  kennzeichnet,  sondern 
nur  eine  einzige  Aufunbe  fordert:  die  Uealisirimg  des  Kechts- 
gesetzes,  eine  Aufj^alie,  welche  sich  von  allen  anderen  Auf- 
gaben zugleich  dadurch  unterscheidet,  dass  sie  allein  begriftlich 
das  Monopol  des  Staates  ist.  Das  Recht  ist  das  ethische  Ge- 
setz der  Machtverhältnisse  innerhalb  des  menschlichen  Gemcin- 
lebens,  der  Staat  die  Macht,  welche  dies  ethische  Gesetz  reali- 
sirt.  Es  folgt  daraus,  dass,  wie  das  Recht  das  Gesetz,  so  der 
Staat  die  Macht  über  den  Mächten,  d.  h.  die  höcliste,  souve- 
räne Macht  innerhalb  des  menschlichen  Gemeinlebens  ist.  Und 
die  geschilderte  Aufgabe  wie  die  geschilderte  Macht  findet  sich 
im  vollen  Masse  in  den  Händen  des  altdeutschen  Staats.  Der 
altdeutsche  Staat  kann  im  vollen  Sum  des  Worts  als  ein 
Rechtsstaat  charakterisirt  werden,  gerade  weil  er  keine  andere 
Anigabe  als  die  bezeichnete  kemit  Der  altdeutsche  Staat 
beschränkt  sich  nach  innen  auf  die  Ueberwindung  des  Un- 
rechts. Der  altdeutsche  Staat  führt  in  Wahrheit  nur  das 
Schwert,  nicht  aucli  den  Palmzweig.  Und  er  führt  das  Schwert 
als  Staat,  nicht  als  Genossenschaft,  d.  h.  er  führt  das  Schwert 
des  Rechtsschutzes  als  Selbstzweck,  nicht  um  eines  weitereu 
Vereinszweckes  willen,  in  Folgt;  einer  ihm,  und  zwar  nur  ihm 
kraft  seines  Wesens  zukoimneuden  Rechtsbefugniss  und  Rechts- 
pflicht. Auch  im  altdeutschen  Staat  ist  der  Reclitsschutz  zu- 
gleich Träcipuam  und  Monopol  der  Staatsgewalt.  Wohl  ent- 
wickelt sich  innerhalb  des  altdeutschen  Staats  eine  Reihe  von 
Genossenschaften.  Die  Beschränkung  des  Staatszwecks  er- 
zengt eine  Beihe  von  Verbänden,  deren  Zwecke  durch  die 
'  übrigen  Anforderungen  des  menschlichen  Gemeinlebens  ge- 
geben smd.  Und  mit  jedem  genossenschaftlichen  Verband 
entsteht  dne  Genossenschaftsverfassung,  eine  Genossenschafts- 
regierung, ein  Genossenschaftsrecbt,  ein  G^ossenschaftsgericht. 
Aber  die  Genossenschaftsgewalt  enthält  keine*  Minderung  der 
Staatsgewalt.  Die  Geiiossenschafts- Selbstregierung  ist  nicht 
füi*  die  „eignen  Angelegenheiten"  Surrogat  der  Staatsrcgic- 
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rung,  das  GenoBsenschaftsgericht  nicht  für  die  „eignen  An- 
gelegenheiten^* Surrogat  des  (^fentliehen  GerichtEl.  IHe  Com- 
petenz  des  öffentlichen  Gerichts  ist  durch  die  Existenz  des 

Genossenschaftsgericlits  niclit  um  einen  einzi^ren  Fall  ge- 
schmälert. Die  sämmtlicben  Rechtsfiille,  für  welche  nach 
der  Genossen.schaftsvcrfassung  das  Genossenschaftsgericht  coni- 
petent  ist,  unterliegen  desuncoachtet,  sofeine  sie  überhaupt 
Rechtsfälle  sind  (das  Genossenschaftsrecht  ist  nach  altdeut- 
scher Verfassung  kein  Recht),  der  Competenz  des  öftentlicheu 
Gerichts.  Das  öffentliche  Gericht,  und  nicht  das  Genossen- 
Bchaftsgericht,  ist  auch  für  die  „eignen  Angelegenheiten''  der 
Genossenschaft  das  Gericht.  Und  zwar  erkennt  das  öffentp 
liehe  Gericht  ohne  Rücksicht,  ob  in  derselben  Sache  bereits 
ein  Urtheilssprach  des  Qenossenschaftsgerichts  ergangen  ist, 
oder  nicht  Der  Urtheilsspmch  des  Genossenschaitsgerichts 
ist  fOr  das  (iffimtlidie  Gericht,  und  Überhaupt  für  die  öffentiicfae 
Gewalt  kein  Urthdlsspruch.  Das  Gericht  der  Genossenschalt 
ist  kein  Gericht.  Das  heisst  gerade:  der  altdeutsche  Staat 
kennt  kein  anderes  Gericht  als  das  öffentliche  Gericht,  der  alt- 
deutsche Staat  kennt  keine  andere  zum  Rechtsschutz  berufene 
Gewalt  als  die  eigene  Gewalt.  Der  altdeutsche  Staat  kennt 
keine  „Friedens-  und  Rechtsgenossenschaften''  mit  dem  An- 
spruch, Staaten  im  Kleinen  zu  sein.  Der  altdeutsche  Staat 
befindet  sich  im  ausscliliesslichen  Besitz  der  Gewalt,  welclie 
die  Gewalt  über  jede  andere  Gewalt  ist.  Das  altdeutsche 
ßecht  geht  nicht  von  der  Identificirung  des  Staats-  und  des 
Genossenschaftsbegriffs,  sondern  von  dem  fundam^talen  Ge- 
gensatz zwischen  Staat  und  Genossenschaft  aus*  Der  alt- 
deutsche Staat  unterscheidet  sich  von  der  Genossenschaft  da- 
durch, dass  seine  Gewalt  souveriUie  Gewalt  ist.  Der  alt- 
deutsche Staat  ist  ein  Staat  in  unserm  Sinn,  wenngleich  er 
kehl  Staat  mit  den  n^odemen  Staatsaulgaben  ist.  Nicht  der 
Staatsbegriff  Überhaupt,  sondern  lediglich  der  moderne  Staat 
hat  in  den  deutschen  Stedten  des  dreizehnten,  m  den  landes- 
hmlichen  Territorien  des  sechzehnten  Jahrhunderts  den  An- 
fang seiner  Entwickelung  genommen.  Es  erhellt  auch  hier, 
dass  wie  der  Eigenthumsbegritf,  so  der  Staatsbegriff  mit  der 
Rechtsentwickclung  als  solcher  gesetzt  ist. 
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Aus  dem  Vorigen  ergiebt  sich,  dass  die  Frage  nach  der 
Existenz  eines  altdeutschen  Staats  nicht  etwa  blos  eine  Frage 
der  Auflassung  für  ein  mit  gleichem  Recht  so  oder  anders  zu 
deutendes  Material,  sondern  eine  Frage  des  positiven  Rechts 
ist:  in  bestimmten  beweisbaren  Ilechtssiitzon,  und  zwar  vor 
Allem  gerade  in  Rechtssätzen  der  Gerichtsvcifassung  hat  das 
alttU'utsclie  lieclit  imiiiissvi'rstiindhdi  Zeugniss  von  seiner  zu- 
gU'ich  klaren  und  freien  AulVassuiig  des  StaatsbegrilVs  abge- 
legt. Diese  Beweise  zu  erbringen,  soll  ein  wesentlicher  Thcil 
dieser  Arbeit  sein. 

So  ninmit  die  Lehre  von  der  Gerichtsverfiassung  einen 
bedeutenden  Tlieil  der  Lehre  von  der  gesanmiten  öffentlichen 
Verfassung  in  sich  auf.  Es  kommt  noch  Kins  liinzu.  Die 
Beamtenverfassung  ist  im  altdeutschen  Staat  für  die  Heer- 
Verfassung  und  die  Gerichtsvcr&ssung  grundsätzlich  identisch. 
Die  Lehre  von  der  Gerichtsverfassung  hat  die  gesammte  Lehre 
von  der  (deutlichen  Beamtenverfassung  zur  Darstellung  zu 
bringen.  Es  darf  behauptet  werden,  dass  das  System  der 
Beamtenver&ssung  gerade  auf  dem  Gebiet  der  Gerichtsver- 
fassung seine  juristisch  klaren  und  durchgebildeten  Grund- 
gedanken besonders  deutlich  entwickelt.  In  diesem  d(>i)i)elten 
Sinne  soll  die  vorliegende  Arbeit  zugleich  eine  Arbeit  ül)er 
die  altdeutsche  Reiclisverfassung  (lleerverfassuug)  und  über 
die  altdeutsche  Gerichtsverfassung  sein. 

Der  jetzt  vollendete  erste  Band  hebt  aus  dem  Ganzen 
der  altdeutschen  Reichs-  und  Gerichtsverfassung  zunächst  die 
fränkische  Reichs-  und  Geiichtsverfassung  in  ihren  wesent- 
liclisten  Theilen  hervor.  Das  fränkische  Recht  fordert  aus 
mehreren  Gründen  eine  Sonderstellung.  Einmal  schon  wegen 
des  gerade  hier  besonders  ergiebigen  Quellenkreises.  Das 


Die  Beweisfilbrung,  welche  in  der  Hauptsache  dem  zweiten 
Bande  znÜBllen  wird,  habe  ich  fflr  den  bedentoamsken  Anwendangsfall, 
fOr  das  Verhältoiss  des  geistlichen  Gerichts  zum  weltlichen,  bereits  zo 
erbringen  gesucht,  Zeitschr.  f.  Kircbenr.  IX,  S.  193  ff.  Das  geistliche 
Gericht  ist  ein  Genosscnschaftsgcricht  (Corporationsgcricht)  im  Gegen- 
satz zu  dem  weltlichen  (öffentlichen)  Gericht,  und  L'ostatten  die  hier 
reichlicli  üiesscndeu  Quellen  einen  besonders  klaren  Einblick  in  das 
Vcrliältuias  der  nicht  öücutlichcu  Gerichte  zixm  üil'eutliclicu  Gericht. 
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Qaellengebiet  des  IriUildschen  Rechts  setzt  uns  für  dies  Volk»- 
recbt  me  für  kein  anderes  in  den  Stand,  dem  ganzen  Reich- 
tham  von  Rechtssätzen  nachzugehen,  welcher  auch  auf  dem 

Gebiet  der  Gerichtsverfassung  von  der  grossartigen  productiven 
Kraft  de??  deutschen  Rechts  Zeugniss  giebt.  Es  kommt  hinzu, 
dass  inis  nur  für  das  fränkische  Kecht  ein  voller  Blick  in  die 
Entwickelungszustände  vor  der  Reichsgiündung  auf  römischem 
Boden  gestattet  ist.  Der  Gegensatz  zwischen  der  Zeit  der 
Lex  Salica  und  der  Zeit  des  fränkischen  Reichs  giebt  auch 
für  die  Geschichte  der  Gerichtsverfassung  die  Periodisirung. 
Endlich  zeichnet  das  fränkische  Hecht  sich  dadurch  Tor  den 
übrigen  Rechten  aus,  dass  es  die  Grundlage  der  gesaramten 
späteren  öffentlichen  Entwickelung  wie  in  Frankreich  und 
Italien  so  in  Deutschland  gewesen  ist  Die  Quellen  der  frän- 
kischen Zeit  geben  an  einer  Reihe  von  Stellen  unmittelbar 
den  Ck>mmentar  zu  den  Sätzen  des  Sachsenspiegels.  Insbe- 
sondere auf  dem  Gebiete  der  Gerichtsverfassung  hat  die  frän- 
kische Einrichtung  in  Deutschland  nicht  blos  sich  durchge- 
setzt, sondern  bis  zum  16.  Jahrhundert,  d.  h.  bis  zum  Aus- 
gang des  Mittelalters,  iu  unbestrittener  Alleinherrschaft  ge- 
standen. 

Aus  diesen  Gründen  habe  ich  die  fi  äiikische  Gerichtsver- 
fassung in  ihren  Haupttheilen  als  ein  Ganzes  für  sich  heraus- 
gehoben: der  vorliegende  Band  entwickelt  die  mit  dem  ge- 
sammten  öffentlichen  fränkischen  Recht  in  Zusammenhang 
stehende  Lehre  von  der  Besetzung  des  fränkischen  Volksge- 
richts. Das  volle  System  der  altdeutschen  Gerichtsverfassung 
zu  entwickeln,  wird  die  Aufgabe  des  zweiten  Bandes  bleiben. 
Der  zweite  Band  wird  neben  dem  fränkischen  Recht  die 
sämmtlichen  übrigen  germanischen  Stammesrechte,  nut  Aus- 
schluss der  nordischen  Rechte,  zur  Grundlage  nehmen.  Br 
wird  von  der  Besetzung  des  Gerichts,  von  der  Thätigkeit  des 
Gerichts  und  von  den,  durch  die  gerichtsherrlichen  Gerichte 
einerseits,  durch  die  autonomen  Genossenschaftsgerichte  an- 
dererseits gegebenen  Gegensätzen  des  Gerichts  zu  handeln 
haben. 

Die  vorliegende  Arbeit  ist  aus  Untersuchungen  hervor- 
gegangen, deren  Ziel  ursprünglich  eine  Darstellung  des  alt- 

tiühm,  Altdeutsche  Ilelcbs-  und  Gcrichtsverfasäung.  I.  If 
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dentschen  Processes  ^r.  Sie  soll  diesen  ihren  Unprimg  nicht 
verläugnen.  Es  versteht  sich  yon  selber,  dass  die  altdeutsche 

Gerichtsverfassung  in  innerlichem  Zusammenhang  mit  dem  alt- 
lieutscbcn  Process  stellt.  Der  (iegeiisatz  des  Iriiiikischeu 
jus  civilo  und  jus  hoiioraviuni ,  dessen  Entwickelung  für  das 
Verstäudniss  der  Beaniiiiivcriassung  iiotlnvendig  war,  kommt 
überdies  vor  Allem  auf  dem  (iebiet  des  i'i()cü*ses  /um  Ausdruck. 
iSo  hat  eine  Reihe  von  processualischen  Untersucliungen  in 
die  DarstelUing  Autnalime  gefunden.  Auch  auf  das  materielle 
Recht  ist  mancher  Blick  gefallen,  insbesondere  für  das  Tri- 
vatrecht  bergen  die  anscheinend  so  kariren  Volksrechtc  noch 
einen  reichen  ungebobenen  Schatz,  und  wie  auf  dem  Gel>iet  des 
gesanunten  öffentlichen  Rechts,-  so  übt  auf  dem  Gebiet  des 
Privatrechts  das  altdeutsche  Recht  seinen  mächtig  fesselnden 
Eindruck  auf  den  Wanderer,  dessen  Fuss  das  von  der  Menge 
unberührte  Quellengebiet  betritt,  zugleich  durch  die  Grosse, 
die  Klarheit  und  die  Einfachheit  seiner  Gedanken. 

Freiburg  i.  Br.  am  31.  Januar  1871. 


Rudolph  Sohm. 
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Die  herrschende  Lehre.  Die  Ansgangspunlcte  der  Entwickelang. 
Die  Heerrerfassung.  383—335.  Treueidspflicht,  Heerpflicht,  Dingpflicht 
simmtlicher  Freien.  Wolinsits  und  Orundbesits.  Cap.  miss.  a.  786. 
Dingpflicht  und  allgemeiner  Gerichtsstand.  335-389.  Dingjjflicht  der 
Vassallen.  339.  Der  Geistlichen.  340.  Der  Freigelassenen.  340.  311.  Des 
cmancipirten  Haussobns  Miindigkeitsjahr  und  Kinaucipationsjalir).  341 
— 345.  Der  freien  Hintersassen.  345 — 347.  Der  freien  luiinunitatsein- 
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u.  (3.  T.  Storiii  d'Italia  del  medio  evo,  vol.  IV  ). 
Unger,  die  altdeutsche  Gerichtsverfassung.    Güttingen  1842.  8«. 
Usinger,  Forschungen  zur  Lex  Saxonum.    Berlin  1H()7.  8o. 
Vaissette  et  de  Vic,  Histoirc  geiuTale  de  Languedoc.  Nouvelle  6dit^ 

par  du  Mege.  Touloase  1840.   10  vol.  8* 
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*)  Hftnfig  nur  mit  dem  Namen  dea  Verftaaera  citirt 

**)  Die  zweite  Auüage  des  zweiten  Bandes  habe  ich  durch  die 
Freundlichkeit  des  Verfassers  bereits  in  den  Aushängebogen  benutzen 
können.  Es  finden  sich  in  Folge  dessen  nur  in  den  ersten  Bogen  der 
vorliegenden  Arbeit  einige  Gitate  nach  der  ersten  Auflage,  welche  in 
den  „Zusätzen  und  Berichtigungen"  nach  Massgabe  der  zweiten  Auf- 
lage berichtigt  sind.  Mit  Rücksicht  auf  die  angegebene  Benutzung  der 
beiden  Auflagen  ist  bei  den  Citaten  ana  dem  aweiten  Bande  die  sweite 
Auflage  ateta  anadrflcklich  ala  aolche  beaeichnet  worden. 
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Einleitung. 

§.  1. 

Die  Verfassung  der  Vorzeit 

Die  altgermanlsche  VerfasstingeltGU'akterisirt  sich  durch  den 
organisdieii  Zusammenhang,  in  welchem  die  verschiedenen 
Seitoi  des  nationalen  Lehens  mit  den  Terschiedenen  Stufen 

des  nationalen  Organismus  stehen^). 

Nach  Stamm,  Völkerschaft  und  Hundertschaft  gliedert 
sich  die  Gesammtheit  der  germanischen  Nation.  Der  Stamm 
ist  innerhalb  der  Nation  die  h<>chste  £inheit.  Der  Stamm 
zerfällt  m  Völkerschaften,  die  Yölkjsrschaft  in  Hundertschaften. 

Der  StammesTerband  kommt  mit  dem  Verbände  der  ge- 
sammten  Nation  darin  überein  ^  dass  er  eine  lediglich  natür- 
liche, nicht  zugleich  politische  Einheit  ist.  Die  Stannncs- 
ver wandschaft  allein  macht  den  Stammesverband.  Nach 
den  drei  verschiedenen  Stammvätern,  den  Söhnen  des  Man- 
nus,  unterscheidet  die  Sage  die  drei  Stämme  der  Jngävonen, 
Herminonen  und  Jstävonen.  Die  andere  Ueberlieferung  be- 
richtet von  einer  grösseren  Zahl  von  Stammvätern  (pluris  deo 
ortos),  um  eine  grössere  Reihe  von  Stammesgegensätzen  zu 
gewinnen  (pluiistiue  gentis  appellationes,  Marsos,  Gambrivios, 
Suevos,  Vandalios  affirmant^).  Die  genealogischen  Sagen  ge- 
ben Stammes-,  nicht  Völkerschafts-  oder  Ilundertschaftsgenea- 
logieen.  Die  Völkerschaften  desselben  Stamms  sind  popnli 

*j  GnindlojTpnd  sind  an  dioser  Stelle  die  massfjeliondon  Untersiicbun- 
gen  von  Waitz,  Verfassungsgeschicbte  Bd.  1.  Koth,  Beneficialwesen 
S.  1  —  42. 

-*)  Tacitm  Germania  c.  2. 

MaOf  Altdeat8«be  Belelis*  u.  OeriditiT«r(Su«iing  I.  t 
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ejasdem  sanguinis').  Auch  Völkerschaft  und  Hundertschaft 

ruhen  auf  natürlichen  Gliederungen  innerhalb  des  Stammes; 
auch  <lie  gcsammte  germanische  Nation  ist  andererseits  ein 
kraft  Verwandschaft  zusammengehöriges  Chiiizes.  Aber 
nicht  der  gesammtnationale ,  nicht  der  Völkerschaft^-,  nicht 
der  Hundertschaftsverband,  der  Stammesverband  ist  der  Trä- 
ger der  natürlichen  nationalen  Einheit  Es  hängt  damit  zu- 
sammen, dass  die  natürlichen  nationalen  Güter  Stammes- 
güter sind.  Aus  diesem  Grunde  ist  Sprache,  Sitte,  Recht 
und  Religion  (die  heidnische  Religion  ist  eine  nationale) 
Stammessprache,  Stanimessitte ,  Stammesrecht  und  Stammes- 
religion. Der  Stamm  ist  die  Einheit  fiir  die  natürliche  natio- 
nale Entwifdcelung. 

Die  Gultusgemeinschaft  gewährt  der  Stammesverbmdnng 
äussere  Erscheinung.  Der  Gultusgemdnschaft  entspricht  das 
Stammcshciligthum.  So  bei  den  Marsen  das  Ileiligthum  der 
Tanfana,  celebeirimum  illis  gentibns  templum*);  bei  den 
meeranwohnenden  Völkerschaften  das  Heiligthum  der  Nerthus, 
der  „Mutter  Erde",  welches  sie  „gemeinsam"  verehren*);  bei 
den  Lygiem  der  heilige  Hain  der  Naharwalen  (antiquae  reli- 
gionis  Incus*).  Und  dem  Stammesheiligthum  entspricht  die 
Stammesversammlung,  eine  Versammlung  nicht  aller  Stammesge- 
nossen, aber  der  Abgeordneten  aller  Völkerschaften  desselben 
Stamms.  Von  dem  heiligen  Ilain  der  Semnonen  berichtet  Taei- 
tus,  wie  hier  „zu  bestimmter  Zeit"  (stato  tempore)  „alle  Völker- 
schaften desselben  Bluts  durch  Gesandschaften  zusammentreten** 
(legaüonibus  coeunt),  und  ,,mit  einem  ftir  das  Gemeinwohl  dar- 
gebrachten Menschenopfer  (caeso  publice  homine)  ihren  heid- 
nischen Gottesdienst  schauerlich  eröffnen" Eine  spätere 
Nachricht  Uber  die  Stammcsversammlung  der  Sachsen  in  heid- 

>)  Germ.  c.  39. 
♦)  Tac.  Ann.  I,  51. 
■)  Germ.  c.  40. 
*)  OdroB.  e.  48. 
Germ.  c.  39. 
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nisdier  Zdt")  Teransc^aulidit  uns  genftu  dieselbe  Thatsache. 
Auch  hier  treten  alljährlich  zu  bestimmter  Zeit  (statuto  tem- 
pore) „mitten  in  Sachsen"  in  einem  heiligen  Ilain '^j  die  Ge- 
sandschaften  aller  ^'ölker.scllaften  des  Stamms  zusammen. 
Die  Versammlung  bringt  an  erster  Stelle  „um  den  Brauch  der 
Väter  zu  bewahren,  ihren  Göttern  Gelübde  und  OfKfer  dar^^)*". 
Erst  nach  vollzogenem  Opferfest  kommen  Staatsangel^enhei- 
ten,  Verhandlungen  über  Krieg  und  Frieden  an  die  Beihe^^). 

Es  erhellt,  dass  die  Stammesvei-sammlung  Opfer  Ver- 
sammlung ist.  Wohl  giebt,  wie  bei  den  Sachsen,  so  auch 
bei  der  taciteischen  Stammesversammlung  das  Zusammentre- 
ten der  Gesandscbaften  aller  stammverwandten  Völkerschaften 
Anlass  auch  zu  politischer  Verhandlung  (caeso  publice  ho- 
nüne).  Aber  das  ^hsische  Zeugniss  hebt  selbst  hervor,  dass 
,,nach  altem  Brauch  der  Väter"  die  Stammesversammlung  Opfer- 
Versammlung,  und  n  u  r  Opferversammlung  ist.  Der  Stammes  ver- 
band hat  keine  Stelle  in  der  ötfenthclien  Verfassung.  Nicht  ein- 
mal einer  Bundesverfassung  giebt  die  Stammesversannnlung 
Ausdruck.  Die  Verhandlung  über  Krieg  und  Frieden,  deren  das 
sächsische  Zeugniss  gedenkt,  ist  an  erster  Stelle  auf  Kri^  und 
Frieden  unter  den  Stammesg^uxssen  selber  zu  beziehen.  Nur 
zufällig  gewährt  die  Stammesversammlung  auch  zu  solchen 
völkerrechtlichen  Acten  Gelegenheit.  Die  Starunicsversaium- 
lung  als  soklir  geliört  lediglich  der  Cultusverfassung  an.  Dcsliall) 
die  heilige  Stätte,  an  welcher,  und  die  heilige  Zeit  (statutum 
t^pus),  zu  welcher  sie  zusammentritt  Die  Stammesversamm- 
hing  giebt  nicht  einer  politischen  Gemeinschaft,  sondern  der 
Cultusgemeinschaft,  der  Jdentität  der  ethischen  und  religiösen 

»)  Hucbaldi  Vita  S.  Lcbuini,  Pertz,  Script.  II,  p.361.  362. 

»)  Vgl.  dio  Note  von  Pertz,  1.  cit. 

")  Omnis  itufjue  concionis  illitis  multitudo ,  ex  diversis  partibns 
coacta,  prirao  suoriini  proavorum  scrvurc  contcndit  instituta,  nuniini- 
bus  videlicet  suis  vota  solvens  ac  sacrilicia. 

Tractantes  —  communis  commoda  ntilitatis  juxta  placitnm  a  so 
statatae  legis.  8ed  et  si  forte  beHi  terreret  exitiam,  si  pacis  arrideret 
gandiom,  consolebant  ad  haec,  quid  sibi  foret  agendnm. 
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Anschauungen,  der  nationalen  Verwandschaft,  der  natürlichen 
Zusammengeliüiigkeit  der  Stamniesgenossen  Ausdruck. 

Die  Trägerin  der  politischen  Einrichtungen  ist  dagegen 
zur  Zeit  des  Tacitus  die  Völkerschaft  Die  Völkerschaft  ist 
die  dvitas,  der  Staat 

Die  Staatsgewalt  steht  innerhalb  der  Völkerschaft  der 
Gesammtheit  der  ihr  angehörigen  freien  Männer  zu.  Ein 
Königthum  in  unserem  Sinn,  d.  h.  ein  souveränes  Königthum, 
ist  der  taciteischen  Verfassung  überhaupt  unbekannt.  Auch 
die  civitates  quae  regnantur  haben  nicht  monarcliische,  sondern 
demokratische  Verfassung.  Der  König  ist  nk^ht  Träger  der 
Staatsgewalt,  sondern  Repräsentant  der  Souyeränetat  der  Volks- 
gemeinde. Das  Königthum  bei  einer  Völkerschaft  giebt  dem 
Gedanken  Ausdruck,  dass  dem  Gemeinwesen,  weil  es  völlig 
unabhängig  ist,  ein  Erster,  Adligster  angehört,  dem  als  Per- 
sönliclikeit  Keiner  irgend  eines  Volkes  vorzugehen  berechtigt 
ist^^).  Deshalb:  reges  ex  nobilitate  sumunt  Der  König  ist 
begrifflich  der  Adligste.  Deshalb  auch  bei  Völkerschaften  ohne 
Königthum  dne  regia  stirps,  ein  adligstes  Geschlecht,  wenngldch 
kein  rex  zum  Ausdruck  der  Volksherrlichkeit  durch  Volks  wahl  auf 
den  Schild  gehoben,  und  als  der  Erste  unter  Allen  ausgerufen  ist. 
Deshalb  endlich  ein  rex  nur  als  rex  civitatis,  während  es  Be- 
amte, principes,  nur  für  die  einzelnen  pa^  nicht  für  die  ganze 
civitas  giebt  Der  König  vertritt  nur  eine  Jdee,  keine  Macht, 
ist  nur  Zier  und  Ehre,  nicht  der  Souverän  seiner  civitas. 

Daher  ist  bei  allen  Völkerschaften  ohne  Unterschied  das 
conciliumi  d.  h.  die  Völkerschaftsversammlung,  das  Organ  fSr 
die  Ausübung  der  Iloheitsrcchte.  Das  concilium  übt  die 
Kriegshoheit  durch  Beschluss  über  Krieg  und  Frieden.  Das 
concilium  übt  die  Gerichts hoheit  durch  Verwaltung  einer  mit 
der  Thätigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  unbeschränkt  con- 

")  Daher  Paalm  Diac  I,  20:  Jta  omnis  Herulortim  virtus  concidit, 
ut  ultra  supor  se  regem  omnino  non  haberent.  I,  27:  Gepidornm  vero 
gen  HS  ita  est  demiautum,  ut  ex  illo  jam  tempore  ultra  non  habuerint 
regem. 
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currirenden  Gerichtsbarkeit  *^).  Das  concilium  übt  zugleich 
Gerichts-  und  Kriegslioheit  durch  das  Beaniteiierneimungs- 
recbt  ^*).  Das  concilium  beschliesst  endlich  über  die  Wehrliaft- 
machung  des  Jünglings,  und  damit  über  die  Aufnahme  des- 
selben in  die  Gemeinschaft  des  öffentlichen  Bedits^*). 

Die Völkcrscliaftsversaiiiinliing  ist  die  R egierungsver- 
sainraluug  der  taciteisclieii  Zeit.  Wohl  können  auch  religiöse 
Handlungen  sich  auf  dem  concilium  vollziehen.  Die  sacerdotes 
sind  auch  auf  der  Völkerscfaaftsversammlung  vertreten  ^*).  Wohl 
kann  eine  gerichtliche  Verhandlung  das  concilium  in  Anspruch 
nehmen.  Aber  das  concilium  gehört  weder  der  Oultusverfassung, 
noch  der  Gerichtsverfassung,  sondern  allein  der  politischen  Ver- 
fassung an.  Das  concilium  tritt  weder  zu  religiösen,  noch  zu  gericht- 
lichen sondern  allein  zu  Staatsregierungszwecken  zusammen. 

Die  Gliederung  der  Völkerschaft,  die  Hundertschaft,  pagus, 
ist  politisch  völlig  unselbständig.  Sie  ist  nicht  im  Besitz  irgend 

Germ.  c.  12.  Licet  apad  concilium  accusara  qaoqne,  et  dUcrimen 
capitis  mtendere.  Distinctio  poenanim  ex  delfeto.  Proditores  et  trans- 
fiigai  arboribiu|>aspeiidiiiit  — .  8ed  et  levioribna  deUetie  pro  modo  poena 
— .  Tacitui  schreibt  dem  concilium  Competenz  fttr  das  Belictsverfaliren 
zu,  sei  es  peinliches  Verfahren  oder  Klage  auf  Composition.  Das  Ver- 
fahren  aus  dem  Delict  ist  aber  in  ältester  Zeit  das  gerichtliche  Ver- 
fahren. Das  concilium  hat  volle  Competenz.  Fast  allgemein  wird  eine 
T  hei  lang  der  Competenz  zwischen  dem  concilium  und  der  llundert- 
schaftsversammluug  angenommen.  Den  Gegenbeweis  ergiebt  nach  dem 
Vorigen  das  ansdrAcklicbe  Zengniss  des  Tadtns,  vgl.  Proc  d.  Lex.  Bai. 
S.  121  ff.  Insbesondere  tritt  kein  Bedttriniss  nach  Gerapetens  des  con- 
eilinm  fttr  den  Fall  eines  Rechtsstreits  swischen  Genossen  verschie- 
dener Hundertschaften  ein ;  auf  die  Competenz  des  Hundertschaftsgerichts 
als  eines  öffentlichen  Gerichts  findet  der  Sat?::  actor  sequitur  forum  rei, 
Anwendung.  Das  concilium  steht  zu  dum  Hundertschaftsgericht  gerade 
so  wie  später  der  König  zu  dem  Volksgericht.  So  wenig  der  König  ein 
Gerichtsbeamter,  so  wenig  ist  das  concilium  ein  Gericht.  Die  Compe- 
tenz des  concilium  wie  des  Köi^  entspringt  nicht  der  Gericbtsver- 
bssong,  sondern  der  StaatsveriiiMsnttg,  ist  Ansfioss  der  Gerichtshoheit, 
nicht  ehier  Gerichtsbarkeit.  Vgl.  unten  Bd.  II. 

Genn.  c  12:  Eliguntur  in  iisdem  condliis  et  prindpes. 
"j  Genn.  c.  13.   Unten  Beilage  1. 

Germ.  c.  11:  Silentiamper  sacerdotes,  qoibustum  et  coercendi 
jus  est,  imperatur. 
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eines  Hoheitsrechts,  auch  nicht  für  ihre  „cigiion  Angelegen- 
heiten.'' Weil  das  Beamtenemennungsrecht  ein  Hoheitsrecht, 
wird  der  princet»,  der  Hundertschaftsbeamte,  vom  concilium, 
nicht  von  -der  Handertsehaft  erwählt.  Politisch  ist  die  Hundert- 
schaft lediglich  ein  Thcil  der  civitoü.  Ihre  Aufgaben  liegen 
auf  einem  anderen  (Jclüet. 

Wie  dem  Stamm  die  ötamniesversammlung,  wie  der  Völker- 
schaft das  concilium,  so  entspricht  dem  pagus  die  Versamm- 
lung der  Hundertschaft.  Tacitus  gedenkt  der  Hundertschafts- 
versammlung  bei  Gelegenheit  der  Hundertschaftsbeamten. 

Germ.  c.  12.  Eliguntur  in  iisdem  oondlils  et  princi[)e8, 
(]ui  Jura  per  pagos  vicosquc  roddnnt.  Centeni  singulis 
ex  plebe  coiuites,  consilimu  siniiil  et  auctoritas,  assunt. 
Der  von  der  Yölkerscliaft  eingesetzte  Hundertschaftsbeamte 
ist  der  Richter  der  Hundertschaft  Ihn  umgeben  bei  Ver- 
waltung der  Rechtspflege  „hundert  Volksgenossen".  Ihn  um- 
giebt  die  Volksversammlung  der  „Hundert'',  d.  h.  der  Hundert- 
schaft :  consiliuni  simul  et  auctoritas,  „zugleich  Rath  und  Ent- 
scheidung" *^).  Die  deutsche  Gerichtsverfassung  unterscheidet 
sich  von  der  römischen,  die  deutsche  ( lerichtsbauk  von  dem 
consilium  des  römischen  Magistrats  durch  das :  et  auctoritas. 
Der  Spruch  der  Gerichtsgemeinde  ist  das  Urtheil,  welches 
für  den  versitzenden  Richter  nicht  blos  berathende,  sondern 
verbindende  Kraft  besitzt.  Keine  vermeintliche  Gerichtshoheit 
der  Gerichtsgomeinde ,  lediglich  die  Trennung  der  processuaU- 

1«)  Der  Handertschaft,  nicht  dea  Dorft.  Für  den  Dorfverband  hat 
es  niemals  einen  öffentlichen  Beamten,  und  für  das  Dorfgebiet  niemals 
ein  öffentliches  Gericht  gegehen.  Durch  jier  vicos  wird  per  pniros  ledig- 
lich wiederholt  und  ülustrirt.  Der  Plural  per  vicos  ist  wie  der  i)cr 
pagos  durch  Bezugnahme  auf  die  mehreren  i)rincipos  gegehen.  Die 
Annahme ,  dass  der  princeps  „abwechselnd  in  den  einzelnen  Dörfern" 
für  die  Unndertschafk  Gericht  gehalten  (Waitz  V.  6.  I,  8.  420)  wird 
darch  den  ap&ter  su  entwidcelnden  Rechtssatz,  dass  es  ein  Gericht  nnr 
an  echter  IKngst&tte  giebt  (unten  §.  14) ,  widerlegt.  —  Vgl.  Caesar  de 
hello  Qall.  VI.,  28:  in  pace  nnllas  est  communis  magistratus,  scd  prin- 
cipes  regionum  ac  pagorum  inter  suos  judicant  controversiasque  minaont. 

^*)  Tita  dich  am,  der  altdeutsche  Staat  (Glessen  1862)  S.  144. 
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sehen  Cognition  und  des  proeessuaUschen  Zwanges,  durch  welche 
die  deutsche  Gerichtsverfassung  in  Gegensatz  zu  der  antiken 

tritt,  wird  von  der  Stelle  des  TacitiLs  schon  für  die  älteste 
Zeit  bezeugt.  Die  Hundt^rtschaftsversiimmlung  tritt  unter 
dem  Vorsitz  ihres  prineeps  zusammen,  weil  nach  der  deutschen 
Verfassung  das  U rthe  il  den  Wahn^rueh  der  Gerichtsgemeinde 
fordert  Nicht  die  Stanunesversammlung,  nicht  das  concilium, 
nur  die  Hundertsehaftsversanoulung  vereinigt  sich  zu  gericht- 
lichen Zwecken.  Die  Hundertschaftsversammlung  ruht  auf 
einem  8atz  der  Gerichtsverfassung.  Und  es  gicbt  keinen  andern 
Grund,  der  die  HunderLscliaftsgemeinde  als  solche  zur  Ver- 
sammlung führt  ^®).  Wie  der  Hundertsehaftsbcamte  der  Gerichts- 
beamte, so  ist  die  Huudertschaftsversammlung  die  Gerichts- 
versammlung der  tadteisch^  Zeit 

Von  d^  drei  Gliederungen  des  nationalen  Organismus 
hat  jede  ihre  besondere  Aufgabe  zu  erfüllen.  Der  Stammes- 
verband bildet  die  Einheit  für  das  allgemeine  ethische,  der 
Völkerschaft verband  die  Einheit  für  das  politische,  der  Hun- 
dertöchaftsverbaiid  die  Einheit  für  das  gerichtliche  Leben,. In 
der  Versammlung  der  Gesandten  aller  Völkerschaften  „desselben 
Bluts*'  tritt  uns  die  Cultusgemeinde,  in  der  Versammlung  der 

^*)  Die  Ifarkrenamiidiiiig  ist  keine  HundertsehaftSTenainmlung,  troU- 
dem  nadi  den  Untersachnngen  Thndichnm'B  der  Harkverband  ur- 
aprfinglich  als  mit  dem  HnndertschafftSTerband  örtlich  zusammenfid- 

Icnd  y.u.  denken  ist.  Die  Hundertschaft  ist  als  Himdertsehaft  ein  Glied 
der  öffentlichen  Verfassung,  während  sie  als  Markgenossenschaft  ausser- 
halb der  öffentlichen  Verfassung  steht.  Die  Stellung  des  Ilundcrtschafls- 
verbandos  in  der  öffentlichen  Verfassung  wird  durch  das  äussere  Zusammen- 
fallen des  Markverbandes  mit  dem  Ilundertschaftsverbande  ebenso  wenig 
berührt,  wie  sp&ter  dnrcli  den  Umstand,  dass  die  Hondertsdiaftsgemeinde 
h&iifig  zugleich  eine  kirchlidie  Gemeinde  ist  (unten  §.  8).  Danach  ist  die 
Hundertschaftsversammlnng  (gegen  Thndiehum)  nicht  sogleich Blaik- 
.  Tersammlung  (und  umgekehrt),  und  die  Hundertscbaftsgemeinde  als  solche 
nur  Gerichtsgemeinde,  nicht  zugleich  wirthschaftliche  Gemeinde.  Daher 
steht  d;is  Recht  der  Markgemeinde,  ihren  Markvorstand  zu  wählen,  unab- 
hängig ncl)en  dem  Recht  der  öffentlicben  Gewalt  (des  concilium),  der 
Hundertschaftsgemcinde  den  Ilundertschaftsvorstand  ssu  setzen.  Daher 
steht  das  Märkerding  unabhängig  neben  dem  öffentlichen ,  d.  h.  dem 
Hnndertschafksgerieht,  unten  Bd.  II. 
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Völkerschaft  tritt  uns  die  soaveräne  Gemeinde,  in  der  Hundertp 
scbaftsyersammlung  tritt  uns  die  Gerichtsgemeinde  entgegen. 

Die  Staimiiesvoi'fas.sung  ist  Cultusverfassuiif;,  die  Völkerschafls- 
verfassung  ist  StaatsvtTfassung,  die  lliindcrtschaftsvei'fassung 
ist  Gerichtsverfassung.  Der  Stamniesgenosse  ist  der  Bluts-  und 
Sinnesgenosse,  der  Yölkerschaftsgenossc  ist  der  Staatsgenosse, 
und  der  Hundertschaftsgenosse  ist  der  Gerichtsgenosse.  • 

Das  gewonnene  Resultat  steht  zu  der  allgemein  herrschen- 
den Lehre  in  vollem  (legensatz.  Die  herrschende  Lehre  geht 
von  der  (ileichartigkeit  der  verschiedenen  nationalen  V<'rl);iiHle, 
und  damit  von  dei*  Gleichartigkeit  der  verschiedenen  Volksver- 
sammlungen der  germanischen  Verfassung  aus.  Sic  schreibt 
einer  jeden  YoUcsversammlung  in  gleicher  Weise  den  Gluirakter 
einer  Opfer-,  Regierungs-  und  Gerichtsversammlung  zu.  Sie  er- 
klärt den  Hundertschaftsverband  fth*  eine  Wiederholung  und  Ab- 
bild des  Völkcrschaftsverl)andes,  und  den  Völkerschaftsverband 
für  eine  Wiederholung  und  Abbild  des  Stannnesverlnindes.  Sie 
gebt  von  der  „EinheiV^  nicht  von  dem  Vorhaudeusein  der 
Gegensätze  aus.^^) 

Das  Feld  der  Entscheidung  ist  nicht  Tacitus,  sondern  die 
gesammte  spätere  Entwickelung. 

«•)  So  Grimm,  RechtialterthOincr  S.  745:  „Untor  Gericht  denken 
wir  uns  heutzutage  vorzugsweise  Entscheidung  der  Ui'chtsstreite  oder 
Bestrafung  der  Verbrechen.  UrRj)rünglich  überwog  aber  die  Vorstellung 
von  Volksversannnlung  fconciliiiin),  inwelcbcr  alle  (»li'cntliclicn  Angelcgcn- 
hoiteu  der  Mark,  des  Gaus  und  der  Landschaft  zur  Spraclie  kamen,  alle 
Feierlichkeiten  des  unstreitigen  Rechts  vorgenommen,  endlich  auch 
Zwiatigkeiten  benrtheilt  nnd  Bnaaen  erkannt  wurdeD.  —  Ohne  Zweifel 
war  feierliche  VoUbringimg  der  Recbtagetchifte  nnd  ScUichtong  der 
Rechtshändel  im  Ileidenthum  mit  Keligionsgebräuchen  verbunden.  Hier- 
auf bezog  aicb'— die  Beschaffenheit  der  mit  Opfern  und  Eiden  zusammen- 
hängenden ,  unter  prieeterlichem  Vorsitz  gehaltcnon  alten  Cioriclitc" 
—  Wal  tz  V.  Ct.  I.  S.  316:  ,,Dass  ein  Untcrscliiod  zwisclien  der  Ein- 
richtung und  den  Geschälten  dieser  Versammlungen  (Dorf-,  Hundert- 
Schafts-,  Gau-,  Landes-,  Rcichsversammluug)  war,  liegt  in  der  Natur  der 
Sache.  Doch  eine  scharfe  Scheidung  hat  kaum  stattgefiinden:  der  all* 
gemeine  Charakter  war  wenigstens  derselbe:  die  kleineren  Versammlon- 
gen  erscheinen  wie  ein  Abbild  derer,  die  sich  auf  die  Gesanmtheit  der 
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§.2. 

Die  Beichs-  und  Cfauverfassimg. 
Die  Umwälzungen  der  Periode  der  Völkerwanderung  äussern 
sich  wesentlich  in  einem  zweifachen  Resultat. 

Einerseits  ist  das  Königthum  eine  Verbindung  mit  dem 

■  ständig  gewordenen  Ileerführerthum  eingegangen,  und  hat  sich 
in  Folge  dessen  zu  einer  Macht  im  Staate  erlioben.  Die 
militärische  Unterordnung  unter  den  König -Herzog  hat  die 
staatliche  Unterordnung  unter  den  König  vorbereiten  helfen. 
Das  Königthum  ist  Militärgewalt,  und  zugleich  die  Militärgewalt 
Militärhoheit  geworden.  Das  Königthum  nach  der  Völker- 
wanderung ist  ein  mit  Hoheitsrechten  bekleidetes,  ein  König- 
thum in  unserem  Sinn. 

Andererseits  bildet  nicht  mehr  die  Völkerschaft,  sondern 
der  Stamm  die  staatliche  Einheit.  In  der  Noth  der  Ereignisse, 
welche  die  in  Auflösung  begriffene  Welt  bewegten,  hat  die 
Völkerschaft  ihre  politische  Selbständigkeit  zu  Gunsten  der 
Stammesverbindung  aufgegeben.  Der  fortgesetzte  Kriegsver- 
band der  Völkerschaften  „desselben  Bluts"  ist  Staatsverband 
geworden.  Der  Stamm,  dem  nocli  jetzt  —  vielfach  nach  Assi- 
milirung  einer  Iveilie  von  neuen  Elementen  —  die  natüi-liche 
Einheit,  Stammesspraclie,  Stammessitte  und  Stanunesrecht  ent- 
spricht, ist  zugleich  der  Staat  Die  germanischen  Reiche  auf 
römischem  Boden  sind  Stämmesreiche. 

Dem  fränkischen  Reich  ^)  war  die  Aufgabe  gefallen,  durch 
einen  auf  römischem  Boden  gegründeten  und  die  sämmtlichen  fest- 
ländischen germanischen  Stämme  vereinigenden  staatlichen  Ver- 
band der  deutschen  Entwickeluug  einen  neuen  höheren  Impuls  zu 

staaüichen  Verbindoiig  bezogen.  Diese  aber  haben  ihren  Charakter  ertt 
im  Lauf  der  Zeit  verändert  Jede  —  nur  die  der  Dörfer  in  gewissem 

Maasse  ausGrenommcn  —  war  zugleich  Gericht,  war  wesentlich  Gericht.'* 
Vgl.  Waitz,  das  alte  Recht  tl«^r  salischcn  Franken,  S.  14^:  „da  jede 
Versammlung  zunäclist  uiul  hauptsächlich  Gericht  war." 

^)  Die  von  Waitz  und  Roth  gewonoeneu  ßcsuitate  werden  im 
Folgenden  vorausgesetzt. 
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Liulciiung* 


geben.   Das  fränkische  Beieh  setzt  an  Stelle  der  Stammes* 

eiiilu'it  die  Staatsciiiluit  der  p:esamniten  •rennaniachcn  und 
roiniuiisclu'n  Nation.  Auf  das  ( iauliäu}>tlingtliuni  der  tacitei- 
scheu  Zeit,  auf  das  Stannne.skoni'^thum  der  Völkerwanderung 
folgt  in  fortschreitend  aufsteigender  Entwickelung  das  Kaiser- 
thum Karls  d.  Gr.\  dessen  Gebiet  die  Welt  ist 

Das  fiftnkische  Reich  hatte  Stellung  zu  nehmen  zu  dem 
Stanimesverband,  dem  Völkerschaftsverband  und  dem  Iluiidert- 
scliaftsver])and. 

Der  Stammesverbaud  war  der  Träger  der  politischen  Macht, 
welche  aufzuheben  der  Keiclisverband  bestimmt  war.  Die  • 
fränkische  Reichsverfassung  beseitigt  im  Princip  den  Stammes- 
verband  für  die  öffentliche  Verfassung.  Aber  die  Durchführung 
des  Princips  ist  eine  verschiedene  im  merovingischen  nnd  im 
karolingischen  Reich. 

Unter  den  Merovingorn  ist  die  Staniniesverbindung,  wenn- 
gleich verfassungsmässig  iguorirt.  dücli  factisch  von  der  hervor- 
ragendsten Bedeutung.  Sie  giebt  den  Ausschlag  bei  den  Beichs- 
theilungen.  Die  Trennung  von  Auster  und  Neuster,  von  Alt- 
und  Neufranken  repräsentui  im  Wesentlichen  den  Gegensatz 
des  ribuarisdien  und  salischen  Frankenstamms Sie  erzeugt 
die  StannnesherzogthUmer  der  Alaniannon  und  Baiern.  Die 
Herzöge  der  Alaniunnen  und  Baiern  schliesscn  seit  dem  Ende  (h's 
7.  Jaln  luinderts  die  Centralgcwalt  fast  völlig  von  ihi'eu  Gebieten 
aus.  Öle  ist  in  Gallien  selbst  die  Gi-undlage  eines  gallo-romani- 
schen  aquitanischen  Herzogthums.  Die  Fdge  ist,  dass  im  Beginn 
des  8.  Jahrhunderts  —  unter  dem  doppelten  Andrängen  der 
Slaven  von  Osten  und  der  Saracenen  von  Südwesten  —  das 
fränkische  Reich  in  seine  Bestandtheile  auseinander  zu  fallen 

«)  WaitK  y.  Q.  III.,  8.  SOI  Note  2:  Franda  antiqaa,  Fraada  Dova. 

Neuster  bedeutet  Nenfranken,  Auster  Ostfranken.  BonncII,  die 
Anfänge  des  karolingisdien  Uauses  (Jahrbfldier  der  deutschen  Gesdiidite 

Bd.  6,  imh  s.  223. 

')  Uehor  die  Ileiclistlit'iluii(.'fn  Vfjl.  Roth  13.  W.  S.  rif»  ff.  Bonnell 
a.  a.  0.  in  der  IJeila^e:  Die  Theilungen  di's  Frankenreidis  uuter  den 
Merovingern  (b.  VJb  tf.)  Waitz  V.  G.  II.  (2.  Aufl.)  S.  105  ff. 
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droht.  Die  karolingiscbe  Dynastie  hat  es  vor  diesem  Schicksal 
gerettet. 

Das  erste  Streben  des  aufgerichteten  karolingischen  König- 
thuns  ist  die  Beseitigung  der  politischen  Bedeutung  desStamnics- 
verbandes.  Der  Bieg  Karls  d.  Gr.  Uber  Tassilo  von  Baiem  ist 

der  Sieg  der  Reichseinheit  über  die  Stammeseinheit.  Das 
Stammcshcrzogthum  hat  keine  Stelle  in  der  karolin^jisclion  lis- 
verfassung.  Die  karolingiscbe  Dynastie  ignorirt  ebenso  die 
Stammeszusaimiiengehörigkeit  bei  den  Rcichstheilungen.  In 
dem  Beichstheilungsentwurf  v.  J.  806  *)  zieht  Karl  d.  Gr.  eine 
gerade  Linie  mitten  durch  Frankreich  und  Deutschland,  um 
aus  dem  nördlich  Gelegenen  ein  Beich  für  seinen  ältesten  Sohn, 
ans  dem  südlich  Gelegenen  zwei  Reiche  für  die  beiden  Jüngern 
Sühne  zn  machen.  Das  Reich  Lothar  I.  schliesst  später  di(^ 
vei-schiedenartigsteu  Bestandtheile,  Italien,  Burgund,  Lothringen 
in  sich. 

Die  karolingischen  Einrichtungen  sind  nicht  von  Bestand 
gewesen.  Auch  an  dieser  Stelle  hat  die  karolingiscbe  Monarclüe 
sich  vergeblich  gegen  die  Resultate  der  merovingischen  Ent- 
wickelung  gesträubt.  Im  Beginn  des  10.  Jahrhunderts  fallt 
das  Reich  Lothars  in  Stücke,  und  Auster  und  Neuster,  Deutsch- 
land und  Frankreich,  stehen  sich  mit  den  alten  Gränzen  gegen^ 
Ober.  Gleichfalls  im  Beginn  des  10.  Jahrhunderts  eröffnet 
sich  in  Deutschland  aufs  Neue  der  Kampf  zwischen  König- 
thum und  Stammesherzogthum.  Der  Fall  Heinrichs  des  Löwen 
kennzeichnet  hier  den  ^lonient,  in  welchem  die  Stammesver- 
biudung  definitiv  unterliegt.  Jedoch  zu  spät,  um  dem  König- 
thum seine  alten  Rechte  wiederzugeben.  Kraft  der  Rechts- 
nachfolge in  die  herzoglichen  Rechte  vollzieht  die  Landeshoheit 
an  Stelle  des  Stammesherzogthums  die  Auflösung  des  Reichs- 
verbandes. 

Der  K  a  in  p  f  zwischen  Reichsverbindung  und  Stammes- 
verbindung bewegt  die  fränkische  und  deutsche  Geschichte, 

*)  Pertz  I,  p.  140. 
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Die  Stamnieseinhcit  ist  nicht  Grundlage,  soudem  der  gefähr- 
lichste Feind  der  Reicbsveriiassung. 

Eine  ganz  andere  Stellung  nehmen  YolkerBchafts-  und 
Hundertschaftsverband  im  Mnkischen  Reiche  ein.  Auf  Völker- 

schaftsyerband  und  Hundertschaftsverband  ruht  die  fränkische 
Ileichsverfassunpr. 

Dem  Völkerschaftsverbaml  entspricht  im  fränkischen  Reich 
der  Gau.  Die  Yölkerschaftsnanien  der  taciteisclien  Zeit,  welche 
seit  der  Völkerwanderung  für  die  Weltgeschichte  verloren  ge> 
gangen  sind,  finden  wir  im  frankischen  Reich  als  Gaunamen 
wieder.  Dem  pagus  Boroctra  haben  die  Bructerer,  dem  pagus 
Batua  die  Bataver,  dem  pagus  Hattuarias  die  Chattuarier, 
dein  pagus  Ilainalaut  die  C'hamaven  den  Namen  gegeben. 
Noch  heute  nennen  wir  den  Breisgau  nacli  den  Brisigavi,  einer 
alamannischen  Völkerschaft.  In  Gallien  sind  es  die  altkeltischen 
Völkerschaftsverbände  und  Völkerschaften,  deren  Gebiete  die 
Sprengel  der  Mnkischen  Reichsverwaltung  sind*) 

Es  giebt  niclit  blos  einen  Vulkerschafts- ,  sondern  auch 
einen  Stanmiesgau.  Gau,  pagus  (pays)  sind  Ausdrücke,  welclie 
an  sich  lediglich  einen  landschaftlichen  Bezirk  als  solchen  be- 
zeichnen. Wie  ein  „Land**  der  Bructerer,  so  giebt  es  ein 
„Land**  der  Ribuarier,  Alamannen  u.  s.  f.  *)  Das  Völkerschafts- 
gebiet zeichnet  sidi  dadurch  aus,  dass  es  der  Gau,  der  pagus, 
die  Landschaft  der  funkischen  Reichsverfossung  ist'').  Die 
Stamnieslandschaft  ist  verfassungsmässig  ein  lediglich  geo- 
graphischer, die  Völkerschaftslandscliaft  ein  imlitischer  Begriff. 
Der  Völkerschaftsverband  hat  seine  taciteischen  Aufgaben  in 
gewissem  Sinne  noch  bewahrt  £r  macht  nicht  mehr  den  Staat, 
aber  den  Regierungsbezirk.  Die  Verfiassung  des  Völkerschafts- 
gans ist  die  Regierung 8 Verfassung  des  fränkischen  Reichs. 

Der  fränkische  König  ist  der  alleinige  und  nnbeschi^nkte 
Träger  der  Gauregierungsgewalt.    Damit  ist  der  Gegensatz 

•)  Unten  §.  8. 

^  Vgl.  Thudichnm,  Gan«  und  Blarkver£  S.  8  ff. 
^  T^.  nntsn  §.  6  bei  Note  31.  §.  8. 
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der  MnMseheii  Ganver&ssiiiig  und  der  taciteischen  Völker- 
schaftsverfassung gegeben.  Das  alte  concilium  ist  hin  wegge- 
fallen, gerade  weil  das  concilium  die  politische,  regierende 
Versammlung  war.  Ueber  dem  Regierungsbezirk  steht  nicht 
die  Regienmgsversammlung  der  Gaugemeinde,  sondm  der 
Regiemngsbeamte  des  Königs.  Dem  Gauverbond  entspricht 
keine  Gauversammlung,  weü  die  Ganhoheit  königlich  und 
nicht  Gemeindehöheit  ist^). 

Der  fränkische  Köni^  ciiRimt  zwei  Beamte  für  den  Gau- 
bezirk, den  domesticus  (iu  karolingischer  Zeit  actor  genannt) 
und  den  Grafen. 

Der  domesticus  ist  der  Verwalter  der  königlichen  Domä- 
nen. Mit  dem  römischen  Beamten,  dessen  Namen  er  trilgt, 
hat  er  ausser  dem  Namen  Nichts  gemein.  Häufig  wird  der 
domesticus  fttr  einen  Holbeamten  genommen*).  Doch  ergeben 
die  Quellen  das  Gegentheil.  Die  merovingischcu  Königsur- 
kimden  führen  den  domesticus  öfter  unter  den  Provinzialbe- 
amten  auf  ^^).  Wir  sehen,  wie  die  domestici  gleich  den  Gra- 
fen zur  Ablieferung  der  königlichen  Einkünfte  ,^us  dem  Beich'* 
an  den  königlichen  Hof  berufen  werden^'),  wie  die  domestici 
gleich  anderen  Frovinzialbeamten  sich  um  die  Gunst  eines 
ekfinssreichen  Hofbeamten  zu  bemühen  genöthigt  sind^^. 

*)  Vgl.  unten  §  Ii.  U. 

■)  So  Eichhorn  Rechtsgeschichte  I,  S.  184.  LObell  Gregor  von 
Tours  S.  186.  186.  Waifcs  Y.  G.  II,  8.  864.  v.  Maurer,  Fronhdfe 

I.  S.  104. 

Pardessus  dipl.  I  nr.  13G  (a.  539) :  Jmmunität  Chlotars  I.  mit  der 
Adresse:  omnibus  episcopis,  abbatibiis  et  illustribus  viris  niagnificis 
ducibus,  comitibus,  domestici»,  vicariis,  —  vel  omnibus  junioribus 
nostriB.  Ebenso,  die  Drkaode  Pippins,  Pardessne  II  nr.  606  (a.  751): 
ducibna,  co.mitibas,  domeaticis,  grafionibua,  Tegarite,  centenarüs. 
Vgl  die  Urknnden  unten  Note  14. 

*i)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  X,  28 :  rex  (Guntchramnns) ,  commotta 
episcopis  —  et  roliquis  qiios  voluit,  Parisius  acccdere  jubet  — .  Fuenmt 
otiam  ad  hoc  placitum  multi  de  regno  ejus,  tarn  domestici  quam  comites, 
ad  praeparanda  regalis  cxpensae  neccssaria. 

")  Vita  Dcsidorii  (starb  670)  c.  3.  (Labo  1,  p.  700):  Desiderins  ist 
Oberschatzmeistcr  des  Dagobert,  multi  quoque  episcoporum,  ducum  ac 


Digitized  by  Google 


14 


Nadi  Amtssprengeln,  actiooes,  sind  die  domestid  Uber  die 
durch  das  Rdch  Bentreuten  königliitoi  Yillae  gesetzt^'). 

Und  zwar  ist  der  Gau  der  Amtssprengel  des  domesticus,  glcidi 

(lein  des  (Irafen^*),  wie  namentlich  deutlieh  daraus  erhellt, 
dass  schon  in  nierovingisclier  Zeit  das  Amt  des  (h)mesticus 
häufig  mit  dem  Amt  des  Grafen  verbunden  ist  ^^).  ISelbstver- 

doincsticorum  sab  ala  tuitiouis  ejus  degebaut,  inulti  nobilium  sibi  emn 
gratificare  gindebaot. 

Botihn  Fonn.  79  (Marc.  I,  89):  ehi  kAniglichar  Befehl  «n  ei- 
nen domesticos,  ut  per  omnes  ▼Ulas  noetrü,  qne  in  rettra  Tel  in  cnnc- 

to  regno  nostro  aliomm  domesticorum  sunt  actionibus,  trcs  hominea 
sprvientes  —  ingenuos  relaxare  faciatis.  Vgl.  Roz.  80  (Marc.  II,  52): 
Ego  —  domesticus  —  domui  illius  rcn'is  super  villas  ipsius  illas  — . 
Dum  generaliter  ad  oninis  domesticos  regis  ordinatio  processit,  ut  —  de 
unaquaque  villa  üscale  tre8  hominos  —  a  servitio  laxarentur  — .  Vgl. 
Tita  Eligii  I,  c.  17(d'Ach^i7  V,  p.  172) :  wird  die  Aeoliemng  des  K. 
Dagobert!  berichtet:  doeesmihi  etdoaestiei  tpatioaaB  snbripinnt  villaa. 

>«)  Orlc.  Etoig  Dagoberts  ▼.  J.  681  —  683,  Tardif  nr.  7(Parde88n8 
tlil  l.  II,  p.  45):  Dagobercthus  rex  Francornm  viris  inlnstribos  Vuandel- 
herto  duci,  Gaganrico  domestico  et  Omnibus  agentibus  —  werden  villae 
in  pago  Parisiaco  an  St.  Denis  geschenkt-  Wie  Wandelbort  der  Her- 
zog für  den  Gau  von  Paris  und  ilie  umliegenden  Gaue  ist  (Tardif  nr.  9, 
Pardessus  II,  nr.  294,  ist,  um  G40,  eine  ivönigliche  Verfügung  über  Gut 
in  pago  Camliacense  an  ihn  adressirt),  gerade  so  ist  Gaganrich  der 
oompetente  domesticns  fdr  den  Gan  von  Paris.  —  Ebenso  Pardessos 
n.  nr.  859  (a.  667):  Hildericus  rex  Francornm  —  viris  illnstribns  Gon- 
doino  dnd  et  Odoni  domestico  —  wird  berichtet,  dass  Sigibert  IL  per 
consilium  pontifionm  ipsius  temporis,  id  est  t,3  Bischöfe  werden  genannt), 
cum  iilustribus  viris  (4  Namen)  ducibus,  (noch  3  Namen)  domosticis,  den 
Klöstern  Stablo  und  Malmedy  vom  königlichen  Forst  duodecini  niillia 
dextrorsum  (im  Geviert)  geschenkt  habe:  die  Klöster  haben  gebeten, 
dass  die  Hälfte  der  Schenkung  zurückgenommen  werden  möge,  unde 
jussimos  pro  hac  re  donmo  et  patri  nostro  Theodardo  episcopo  vel  il- 
Instri  ?iro  Hodoni  domestico  (dem  Adressaten),  cum  forestariis  no- 
stris  —  ipsa  loca  mensnrare  et  designare.  Der  competente  Bischof 
nnd  der  competente  domesticus  haben  die  Rückverwandliug  von  Kir- 
chengut in  Fiscalgut  zu  bewirken,  —  Vita  S.  Eligii  (starb  678)  I,  c  15 
(d'Achöry  V,  p.  170) :  das  im  pagus  Lemovicinus  kraft  des  census  pnbli- 
rus  erhobene  Gold  wird  zum  Zweck  der  P^insendung  an  den  König  von 
d(Mn  domesticus  und  monetarius  in  die  Schnielzöfcu  einer  königlichen 
Villa  des  Gaus  gebracht. 

")  Pardessns  dipl.  II,  nr.  525  (a.  722):  Ebrohardos  domesticus  (im 
Elsass,  Bruder  des  Herzogs  Luitfirid,  vgl.  nr.  541).  nr.  548  (a.  728): 
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st&ndlich  kann  €s  anaser  den  domestid  in  der  Provinz  auch 
einen  domestiens  am  königlichen  Hof  geben^^,  der  aber  trotz- 
dem nicht  Hofbeamter,  sondern  die  Spitze  der  BeichsdomMnen- 

verwaltuiig,  der  Oben'cchnungsbeamte  für  die  köiiigliclK'ii  Güter 
ist^"^).  Der  Name  domeaticus  bozoiclinet  niclit  (wie  major 
domus)  den  Hausbeamten  ^^).  Doinus  bedeutet  in  fränkischer 
wie  in  römisclier  Zeit  nicht  blos  Haus,  sondem  ^Amao  villa, 
Gut^*).  Der  domestiens  ist  wörtlich  (im  Sinne  der  Mnkischen 
Bechtssprache)  der  provisor  yillamm,  der  Gutsverwalter,  nicht 
der  Haimyerwalter.  £s  versteht  sich  danach  von  selber,  dass 


Eborhardus  qiiomis  (in  der  Unterschrift:  comisy.  —  Don  besten  Beweis 
giebt  die  in  Note  13  citirte  Formel  Roz.  79,  welche  deu  domestiens,  an 
welchen  sie  gerichtet  ist,  in  der  Adresse  als  Grafen  auffuhrt  (Hie  rex 
Francoruin  viro  inlustre  illo  conite).  Es  erhellt  zugleich,  dass  die  Ver* 
hindnng  der  beiden  Aemter  schon  Ende  des  7.  Jahrhunderts  die  Regel 
war,  und  dass  das  Amt  des  Grafen  höher  galt  als  das  des  FroTinzial- 
domäncnvcrwalters. 

Von  diesem  ist  die  Rede,  wenn  Fortunatus  (Carm.  VII,  16)  den 
Condo  preist,  dass  er  vom  Grafen  zum  domestiens  aufgerückt  sei  (crovit 
et  aula  simuli.  Der  General  Verwalter  der  königlichen  Domänen  steht  an 
Rang  über  dem  Grafen. 

"j  Eine  Parallele  zu  diesem  domosticatus  regni  i  vgl.  Waitz  V.  G. 
II.,  S.  365  Note  2)  bildet  der  ducatus  totius  regni  (die  höchste  Reichs- 
regterungsbehörde) ,  der  schon  früh  erwähnt  wird  (Waitz  a.  a.  0. 
S.  347,) 

**}  Giesebrecht  in  seiner  Uebersetzung  des  Gregor  von  Tours  (Ge- 
schiditschreiber  der  deutschen  Voneit)  giebt  domesticus  durch  „Haus- 
hofmeister** wieder,  z.  B.  I,  S.  m  U,  S.  183.  191  SIS. 

Z.  B.  Greg.  Tur.  V.,  14:  ad  Jocundiacensem  domum  (der  Ort 
Jouay)  civitati  (Tours)  proximam  progressi  sunt.  Y,  37:  Der  Graf  Nan- 
tinus  Ton  Angouleme  coepit  villas  ecclesiae  invadere.  Er  muss  darauf 
zurückgeben  domos  illas  quas  male  pervaserai   VI,  45:  Chilpericus  — 

familias  multas  de  domibus  fiscalibus  auferri  praecepit.  Ebendas. :  Frodo- 
gunde  erkhlrt:  de  domibus  mihi  concessis,  tain  de  fructibus  quam  de 
tributis,  plurima  rcparavi  (für:  comparavi).  38:  Marilegium  villam. 
X,  18:  domus  Mariligeusis.  X.  2Ü:  cura  domus,  id  est  sive  correctio 
femiliae,  rire  exerelUma  agronmi,  Bive  euHoi  viaeanim.  De  glor.  mart. 
c.  80:  Idodorensis  vicns.  c.  66:  Idacensis  domus.  c.  49:  Sezciaoensis 
vicus.  c.  60:  Sexdacensis  demus.  Die  letzten  beiden  Bolege  giebt 
Jacobs  g^ographie  de  Gr^ire  de  Tours,  p.  80. 
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das  Amt  des  domesticus  nicht  in  Abgang  gekommen  ist^*). 
Der  domesticos  kehrt  in  karolingischer  Zeit  unter  dem  Namen 
actor,  Verwalter,  wieder.  Der  karolingische  actor  dominicus 

ist  «^leiclifalls  ein  für  den  Gau  bestollter  Verwalter  der  küni;^- 
lichen  Domänen,  dessen  Amt  dem  des  Grafen  parallel  fjelit, 
und  deshalb  in  karolingischer  Zeit  ebenso  wie  zu  Ende  der 
merovingischen  Periode  in  der  Regel  mit  dem  Grafenamt  in 
derselben  Person  sich  Yerbindef ). 

Der  Graf  ist  dar  Regierangsbeamte  des  Gaus.  Der  do- 
mesticus und  der  Graf  stehen  sich  als  die  Träger  zweier  ver- 
schiedener, gegen  einander  selbständiger  Verwaltungssysteme 
gegenüber,  der  Eine  der  Träger  der  Keichsdomänen-,  der  Andere 
der  Träger  der  Keichsregierungsver waltung.  Der  Gegensatz 
des  öffentlichen  und  des  privaten  Rechts  —  dessen  Igno- 
rirung  mit  Unrecht  der  fränkischen  Reichsverfassnng  zuge- 
schrieben zu  werden  pflegt  ergiebt  den  Gegensatz  des  Grafen- 
und  des  Ghitsrerwaltearamts.  B&t  Graf  hat  als  solcher  mit  der 


*•)  Anders  Walt z  V.  G.  II,  S.  3ÜG:  „Später  haben  Amt  und  Name 
au^ehOrt** 

*<)  Cap.  de  discipl.  palatii  a.  809  c.  9  (Perta  I,  p.  1S8):  actorea, 
cpiscopi  et  abbates  et  comites  qui  actores  non  sant  (die  Erldftnilig  von 

Waitz  V.O.  IV,  S.  Mr5  Note  1:  Grafen,  welche  „sieh  nicht  im  activen 
Dienst  befindon",  scheint  mir  unmöglich).  —  Astronomiis  c.  5i  iPertx 
Script.  II,  p.  G()8) :  ordinavit  —  per  —  Aqnitaniam  comites  abbates 
necnon  alios  phirimos  qiins  vassos  vul^'O  vncant.  —  eisque  commisit  — 
finiiim  tutamen  villaruiuque  regalium  ruralcm  pruvisionem.  Darauf  (p. 
610):  Bfehardom  eomitem  viNanun  luaram  provisorem.  —  ürk.  Kaila 
d.  Gr.  ▼.  J.  797  (SIckel  Begeaten  K.  |S0}:  Der  Graf  Nnno  von  Angers 
kommt  Uber  königliche  vülae  mit  dem  Abt  von  Prüm  m  Confliet.  Urk. 
Karls  d.  Gr.  v.  J.  799  (SickelK.  169):  Das  Kloster  Aniane  hat  loca  herema, 
welche  zum  Fiscus  Juviniacus  gehören,  cnmconsensu  comitom  et  caete- 
rorum  christianorum  ibi  circumquaquc  habitantium  in  Besitz  {»enommen. 
ürk.  Ludwigs  d.  Fr.  v.  J.  819  (Sickel  L,  142):  Das  Kloster  Hornbach 
beschwert  sich  bei  Ludwig  d.  Fr.,  dass  der  Wicbcrtus  comes  Kloster- 
gQter  ad  partem  dominicam  propriserit  (vgl.  Sickei  L  194:  quod  actor 
dominiens  nomine  N.  ez  flsco  nostro  Franeonofiirt,  d.  h.  für  den  Fiacns, 
proprisset  —  qnasdam  res.)  Urk.  Ludwig  d.Fr.  v.  J.  825  (Sickei  L.  238): 
Maginario  comiti  et  actori  nostro  —  Maginarins  actor  noster  (vermittelt 
einen  Tausch  über  Eönigagat  mit  einem  Kloster.)  Urk.  Karls  d.  Kahlen 
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königlichen  Domänenverwaltung  Nichts  zu  thun**);  ihm  liegt 
lediglich  die  Erhebung  der  auf  öffentlichem  Titel  ruhenden 
Einkünfte  des  Königs,  der  Steuern,  der  Zölle  und  des  Ge- 
weddes,  ob^^).  Der  Graf  ist  der  für  die  Ausübung  der  öffent- 
iicben  Bechte  des  Königs  bestellte  Beamte.  Der  Gau  als 
Glied  der  öffBntüchen  Verfassung  ist  Grafechafl,  nicht  Guts- 
verwalterschaft.  Kraft  zweier  Aemter  ist  der  Graf  seit  dem 
Ende  der  merovingischen  Zeit  regelmässig  zugleich  der  Guts- 
verwalter des  Königs,  in  der  einen  Eigenschaft  dem  König 
als  Inhaber  der  Staatsgewalt,  in  der  anderen  Eigenschaft  dem 
König  als  Gutsherren  untergeordnet. 

Die  fränkische  Beichsverfassung  ist  dadurch  charakterisirt, 
dass  der  öfEentliche  Beamte  des  Gaus,  der  Graf,  in  der  näm- 
lidien  Abhängigkeit  vom  König  steht  wie  der  Gutsverwalter. 

Der  Graf  ist  gleich  dem  Gutsverwalter  lediglich  ein  Be- 

V.  J.  8d4.  fBouqnet  VIIJ,  p.  465):  tenninoB  ejasdem  monatterii  (S.  Po- 
lycarpi),  qnoa  praefizeiunt  aactoritate  —  genitoris  nostri  O.  et  B.  co- 

mites  (vgl.  oben  Note  14).  Urk.  Lothar  I.  v.  J.  854  (Boaqnet  VIII,  p. 
393):  res  ejusdem  monasterii  (8.  Eiigcndi),  quas  Matfridus  comes  —  in 
usus  communcs  vortere  temptarct  (der  Graf  nahm  Klostcrgttter  als  kö- 
nigliche Domänen  in  Anspruch;  es  werden  nachher  anik-re  po^^scäsioiies 
des  Klosters  unterschieden,  welche  er  quasi  suum  jus  proprium  i)Osside- 
ret).  —  Dronke  Cod.  dipl.  Faid.  nr.-651  (a.  90(5):  Tausch  von  Kloster- 
gut und  Eönigsgut;  der  Abt  (ron  Falda)  tradirt  quod  in  Stocheim  ha- 
buit,  in  domininm  regia,  hanc  tiaditioneni  accepit  ipse  comes  (Adalber- 
tas)  et  ipsius  vassallus  Fricco,  ejusdem  loci  exactor.  comes  autem  Adal- 
berttts  quicquid  in  villa  ...  in  regia  potestate  habuit  —  tradidit  ad  S. 
Bonifatium.  —  Dalier  Cap.  Aquisgran.  a.  817  cap.  miss.  c.  1  Portz  I, 
p.  21t)) :  Si  voro  vel  coim'.s  vel  actor  dominicus ,  vel  alter  inissus  pala- 
tinus  —  (res)  in  iiostram  iiotestatcm  rodegit.  Cap.  Wormat.  a.  829  cap. 
gener  c.  9.  (Portz  I,  p.  351);  Grafen  und  missi  führen  die  Aufsicht  iiher 
ordnnngsmässiges  excolere  der  agri  domiiiicati.  Endlich  Cap.  Aquis- 
gran. a.  813  c.  10  (Porta  I,  p.  188):  de  herba  soll  jeder  Graf  awei  Drit- 
tel  fflr  einen  Heerzng  aufbewahren,  eine  YerfQgnng,  welche  nur  für  den 
Grafen  in  seiner  Ei^fonschaft  als  Verwalter  der  königlichon  Domänen 
TerstÄndlich  ist.  — Vgl.  Roth,  Benef.S.4ai.  A.  M.  Waitz  V.  ü.  IV,S  143. 

'''^  V.  Syhel,  Königthnm  S.  258  macht  mit  Rocht  ilarauf  aufmerk- 
sam, dass  in  dor  Bostalluntrsformel  für  den  Grafon,  Koz.  7  (Marc  I,  8) 
der  Verwaltung  der  königlichen  Domänen  keine  Erwähnung  geschieht. 

")  Vgl.  unten  §.  7. 
Sobm,  Altdevtache  Beleha»  und  QerlehtirerfiMMaDS.  I.  2 
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amter,  Diener  seines  Herren.   Er  wird  als  ftunnlns»*),  mini- 

sterialis  agcns  '^*'),  praetecttis *')  (1.  Ii.  als  Dit'iier,  Dietist- 
manii,  Amtmann  bozeiclmot.  Seine  (Icutsclicn  Namen  m*ben 
derselben  Vorstellung  Ausdruck.  Er  heisst  «ambactnian,  d.  Ii. 
Djenstmann,  Amtmann'^),  kaaind,  d.  h.  Diener,- Gesinde^*), 

*•)  Greg.  TnrTx,  16:  Brief  der  BitehOfe  an  K.  Chlldebert  II  nnd 
Gontram:  f«miilas  yeiter  (Grtf  Macco  fon  Polders). 

«)  ürk.  Karle  dee  Kahlen  v.  J.  871  (Bouquet  VIII,  p.  637):  All- 
dranuas  dilectissiraus  nobis  miDistcrialis  —  Aledrannus  dilcrtus  comos 
et  ministerialis.  Vgl.  Greg.  Tnr  IX,  ^(\:  Childcbert  II  lässt  seinen 
Sohn  Thcodebert  nach  Soissons  ziehen,  coraitihus,  domosticis,  majori- 
bus  atque  nutritiis  et  onmibus  qui  ad  exercendum  s  er  Vitium  r  egale 
erant  neceBsarii,  delegatis. 

"*)  Z.  B.  Edict.  Chllp.  c.  7:  agene  (der  vorher  genannte  graphio) 
et  Qoi  mallat  ipiam  (den  Verbrecher)  ad  not  addoeant  • 

")  Waita,  V.  G.  II,  (2  AnÄ)  8.  367  Noto  1  III,  S.  335  Note  3. 
Später  ist  praefectus  urbis  der  gewöhnliche  Name  für  den  Burggra» 
fen,  so  in  Speyer,  Regcn!5burg,  Magdeburg,  Köln,  Trier,  Arnold,  Frei- 
stildtc  I,  8.  R4.  94.  'JS.  91».  HXi.  Vgl.  hochd.  Glossen  saoc.  9  —  10: 
prefectura  ,  burgeera  (verderbt).  Florentiner  Glossen  (saec.  11  —  12): 
prefectus,  purcrauo,  Gr  äff,  Diutiska  II,  S.  304.  237.  —  Praefectus  ist 
der  allgeineine  Name  für  den  Beamten,  Amtmann,  vom  höchsten  bis 
zum  niedrigsten.  Er  beaeichnet  sowohl  die  öffentlichen  Beamten  ohne 
Unterschied  der  Amtsstafe,  z.  B.  den  patricius  (Waitz  V.  G.II,  S.  34 1 
Note  3)  und  ebenso  den  SchnItheissen  (Waitz  V.  G.  II,  2.  Aufl.  S.  a^)2 
Note  4),  wie  die  Pri?atbeamten  vom  Majordomiis  (Waitz  V.  G.  II,  S. 
371  Note  8)  bis  zum  letzten  Gutsvcrwaltor  (Hoz.  402,  v^].  Roz.  708. 
709;  auch  die  drei  praefccti  in  Pardessus  dipl.  II,  nr.  Ö5X),  a.  747,  schei- 
nen königliche  Gutsvögte  zu  sein). 

**)  Die  Glossen  Hrabans  erklären  ambactman  durch  tribunus  qui 
miUe  TiriB  praeest,  Sachsse  histor.  Gründl.  S.  290.  303.  Tribonus 
vird  unten  §  9  als  die  in  Franken  nnd  nammtlich  in  Alamannien  Ob- 
liehe  Bezeichnung  des  Centenars  nachgewiesen  werden.  Dass  tribunns 
auch  die  weitere  Bedeutung  Ton  judex,  Beamter  überhaupt  hat,  zeigt 
wie  die  spätere  Rechtssprache  (vgl.  v.  Maurer,  Dorfverfassnng  II,  S. 
2G  Note  51),  so  schon  die  Urkunde  Arnulfs,  Mon.  Boica  XXVIII,  1,  p. 
120:  causas  tribunitio  morc  („richterlicher  Weise")  andiendas  «Waitz 
V.  G.  IV,  S.  380  Note  2.  a.  E).  in  alten  Glossen  wird  tribunus  durch 
crafo  wiedergegeben,  Waitz  V.  G.  II  (2.  Aufl.)  S.  853  Note  3.  So  ist 
der  ambactman,  den  Hraban  erklären  will,  ein  tribunus,  Richter  Ober 
Tausend,  im  Gegensatz  zu  dem  gewöhnlichen  tribunus,  dem  Richter 
der  Hundertschaft,  d.  h.  der  Graf. 

Gr  äff,  Sprachschatz  VI,  S.  233:  Kasind  vel  grafo,  comes,  prin- 

ceps  militiae. 
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Bezdcbnungen  welche,  ebenso  ivie  die  entsprechenden  mini- 
sterialis  und  fiimulus,  von  dem  knechtischen  Dienst  des  Un- 
freien liergenommen  sind       Der  Ausdruck  samiteui,  welchen 

die  inalbcrgLsche  Glosse  der  Lex  Salica  für  den  Grafen  ge- 
braucht^^), führt  auf  dieselbe  Bedeutung  von  Dienen,  unter- 
than  Sein.  Nach  der  bekannten  marculfischen  Formel  geht 
die  Verpflichtung  der  Unterthanen  zum  Treueid  auf  leode  et 
samio  promittere Leode  bedeutet  fidelitas,  Unterthanen- 
Schaft  '^),  und  samio,  mit  welchem  jenes  samitem  unverkennbar 
zusammenhängt,  ist  ein,  wie  liäufig  in  den  Formeln  des  alten 
Rechts,  als  gleichbedeutend  hinzugefügtes  Synomyui.  Es  lei- 
det keinen  Zweifel,  dass  auch  das  Wort  Graf,  grafio,  garafio, 
mit:  Beamter,  Diener  zu  übersetzen  ist.  Gerade  wie  das  an- 
gelsächsische gerefa,'^)  wird  auch  das  deutsche  Graf  allgemein 
für  jeden  Beamten  gebraucht.  Es  giebt  später  einen  Cent- 
grafen, einen  Dorfgrafen,  einen  Holzgrafen,  einen  Wassergra- 
fen, einen  Deichgrafen  u.  s.  w.  Der  Titel  Graf  giebt  nicht 
einer  hohen  Würde,  sondern  der  dienenden,  einem  Herrn 


Für  famulus  vgl.  Grejr.  Tnr  III,  15.  V,  3.  VIII,  24.  IX,  33.  X, 
3  (Waitz  V.  G.  II,  2.  Aufl.,  S.  IGl)  Note  3.  Roth  Ii.  W.  S.  153  Note 
169);  für  miuisterialis  vgl.  Burg.  10,  1.  Edirt.  Roth.  70  —  102.  37(1. 
Sal.  35,  4 ;  für  gasindus  vgl.  Roz.  KH  (Marc.  II,  3(;k  servo  sno,  gasiudo 
suo  '.Roth,  Benef.  S.  3G8;  dagegen  Waitz  V.  G.  II,  2.  Aufl.,  S.  200 
Note  2);  für  ambactman  vgl.  ambftbtonia,  dieimfreie  Dienttmagd,  in  den 
malbergischen  GloBsen  der  Lex  Salica,  Kern  Glossen  8.  41. 

**)  Sal.  54,  1:  Si  qnis  grafionera  occiderit,  malb.  leodo  (d.  b.  Wer- 
geld)  samitem.   Vgl.  Waitz  T.  O.  I,  8.  248  Note  4  a.  E. 
•«)  Roa.  1  (Marc.  I,  40). 

M)  Leudis  und  fidelis  sind  gleichbedeutende  Ansdrlloke  llkr  den 

freien  Unterthanen,  Roth  Benef.  S.  276  ff. 

'*)  Von  Zöpfl,  die  Ewa  Chamavorum  (ans  den  Iltudolbergcr  .Tahr- 
bürhorn  von  IH'.G)  S.  85»,  und  Wait?:  V.  G.  II  2  Aufl.)  S.  151)  Note 
3  wird  gogrn  die  Landschriftliche  Ueberlioferung  leodesamio  fOr  ein 
Wort  gonotnnien. 

")  Vgl.  Leg.  Edw.  Genf.  32  (Schmid  S.  509):  Grcvc  autein  nomen 
est  potcstatis;  apud  nos  antem  nicbil  melius  videtur  esso  quam  prae- 
fectnra.  Est  enim  multiplex  nomen;  grcve  enim  dicitnr  de  sein,  de 
wapentagiis,  de  bundredo,  de  bnrgis,  de  villis.  Unten  Band  II. 

2* 
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kraft  Amts  iintcrj^cbencn  Stellung  Austlnick.  Ks  hcisst  nicht 
blos  (lor  Giui,  sondern  auch  die,  Cent  eine  (Irafschiift.  d.  h. 
ein  Anitssprengel.  Es  giebt  schon  im  IVänkischcn  Keich  ne- 
ben dem  Gaugrafen  den  Stallgraien  (comes  stabuli),  d.  b.  den, 
StaUbeamten,  den  Pfalzgrafen  (comes  palatü),  d.  h.  den  Be- 
amten, den  Diener  des  (königlichen)  Hauses,  im  Gegensatz  zu 
dem  major  doraus,  welcher  der  „Erste  des  Hauses"  ist.  Der 
Gaugraf  zeichnet  sich  nur  dadurch  aus,  dass  er  der  lieumte, 
der  Diener,  und  gerade  so  der  Gau  dadurch,  dass  er  die 
Grafschaft,  der  Amtssprengel  der  öffentlichen  Verfassung  ist. 

Der  Gaugraf  ist  der  Gaubeamte.  £r  ist  dem  König 
gegenüber  nur  yeipflichtet,  nicht  berechtigt;  er  ist  lediglich 
ein  Werkzeug  in  der  Hand  seines  Herrn.  Es  steht  im  Be- 
lieben des  Königs,  wieviel  an  öffentlichen  Rechten  er  dem 
Grafen  zur  \'er\valtung  für  den  (iau  übertragen  will.  Die 
regelmässige  Amtsgewalt  des  Grafen  ist  weit  entfernt ,  die 
Zahl  der  königlichen  Rechte  zu  erschöpfen.  Der  Graf  ist 
nicht  Vicekönig  für  seinen  Gau,  sondern  nur  Diener  des  Kö- 
nigs in  bestimmten,  ihm  Yoigeschriebenen  Ganzen**).  Aber 
auch  soweit  die  gräfliche  Amtsgewalt  reicht,  ist  der  König 
unbehindert,  concurrirend  neben  dem  Grafen,  persönlich  oder 
durch  besondere  Bevollmächtigte,  in  die  Gauregierung  einzu- 
greifen. Die  grütiichen  Hechte,  d.  h.  die  dem  Grafen  zur 
Ausübung  übertragenen  königlichen  Hechte,  hören  aucli  nach 
Einsetzung  des  Grafen  nicht  auf,  dem  König  zu  freier  Ver- 
fügung zu  stehen.  Der  Graf  ist  eben  zur  Ausübung  nur 
verpflichtet,  nicht  berechtigt.  Der  Graf  des  fHlnkischen  Reichs 
ist  noch  nicht  Vasall,  sondern  Mandatar.  Wie  die  gänzliche 
Aufhebung  der  Vollmacht,  so  steht  dem  König  auch  jeder  Zeit 
die  theil weise  „Niederlegung"  der  grätlichen  (iewalt  durcli  per- 
sönliches Eingreifen  zu^^).  £s  verfügt  endlich  der  König 
wie  über  die  Einsetzung  so  auch  über  die  Absetzung  und 
Versetzung  des  Grafen  nach  freier  Willkür.    Es  bedarf  kei- 

»•)  Unton  §.  7. 

*')  Belege  werden  unten  §.  9.  14.  17  begegnen. 
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lies  Urtheilsspruchs ,  um  den  Grafen  vom  Amt  zu  entfernen. 
Es  genügt,  dass  dein  „Herren"  des  Reichs  gefällt,  den  Grafen 
seiner  Pflichten  zu  entheben,  und  einen  anderen  Diener  an 
die  Stelle  des  früheren  zu  setzen  Kraft  seines  Emen- 
nungs-  und  Absetznngsrechts  steht  dem  Ednig  zu,  auch  seine 
Unfreien  in  die  Grafenstellen  zu  bringen.  Die  Lex  Ribuaria 
gedenkt  in  dem  noch  im  G.  Jahiliundert  entstandenen  Tlieil 
ausdriicklicli  des  Falls,  (juod  si  regius  puer  ad  euni  gradum 
(zum  Amt  eines  Grafen)  ascenderit  (Rib.  53,  2).  Und  die 
Geschichte  des  6.  Jahrhunderts  giebt  dafür  die  Belege.  Leudast, 
der  berüchtigte  Graf  von  Tours,  war  ein  puer  regius Weil 
der  Graf  nur  ein  Werkzeug  in  der  Hand  des  Königs  ist, 
kann  auch  ein  Königssclave,  der  überhaupt  keinen  anderen 
AVillen  kennt  als  den  seines  Herrn,  das  Grafenamt  bekleiden. 
Erst  im  7.  Jahrhundert  ward  der  fränkische  König  genötliigt, 
seine  Ernennungsfreiheit  in  gewissem  Masse  einzuschränken. 
Chlotar  II  versprach  in  semem  Edict  v.  J.  614  c.  12  (Pertz 
I,  p.  15),  keinen  judex  de  aliis  provincüs  aut  regionibus  über 
den  Gau  zu  setzen,  damit  der  judex  si  aliquid  mali  perpetra- 
verit,  de  suis  propriis  rebus  exinde  quod  male  abstulerit  de- 
beat  restituerc.  Die  Absicht  war  eine  zweifache:  der  Graf 
sollte  nur  aus  den  Angehörigen  des  Gaus,  und  zweitens  nur 
aus  den  Grundbesitzern  des  Gaus  genommen  werden.  Die 
pueri  regis  schieden  damit  von  den  Grafenämtem  aus.  Die 
„Mächtigen"  des  Gaus,  die  grossen  Grundbesitzer  traten  an  ihre 
Stelle.  Es  erhellt,  dass  die  Bestimmung  praktisch  eingehalten 
waid.  Wir  sehen  seitdem  nicht  nur,  dass  die  Grafen  begü- 
tert, sondern  dass  sie  gerade  in  dem  (iau  begütert  sind,  über 
welchen  sie  das  Amt  fühien^^).   Es  erregte  grosses  Aufsehen, 

")  Waitz  V,  G.  II,  S.  333.  334. 

»»)  Greg.  Tur.  V.  49. 

So :  ist  z.  6.  der  Graf  Eberulf,  an  welchen  Tardif  Nr.  9  (Par- 
denna  dlpi.  II,  nr.  294)  eine  kAnigliche  YerffigoDg  über  Gut  in  pago 
Camliacense  adressirt  ist  (um  640),  iu  demselben  Gau  begfttert,  wie  der 
Process  seiner  Tochter  über  die  villa  Nocitum  in  pago  Camiliacensi 
avsweist,  Tardif.  nr.  32  (a.  692)  —  Pardessus  dipl.  II,  nr.  429.  —  Der 
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als  Karl  der  (Jr.  vorüborgeiuiiil  /.u  der  alten  Praxis  /.iirück- 
zukehreu  suchte  uiul  seinen  Unfreien,  wenn  aueh  erst  naclideni 
er  sie  freigelassen,  Gi'afenämter  übertrug*').  Nicht  umsonst 
sind  gerade  die  Grossen  des  Reichs  bemüht,  jenes  Gesetz  in 
£rinnmng  zu  halten**).  Es  leidet  keinen  Zweifel,  dass  es 
ihnen  vomehmlidi  zn  Gate  kam,  und  dass  gerade  hierdurch 
das  Erblichwerden  des  Grafenamts  in  bestimmten  Faniilieu 
vorbereitet  ist*^). 

Die  fränkische  Gauverfassung  giebt  der  Thatsache  Aus- 
druck ,  dass  der  Küiii,ti  alleiniger  und  uubescbrankter  Herr, 
wie  seiner  Güter,  so  .seines  lieiclies  ist. 

Das  System  der  deutschen  Reichs-  und  Gau  Verfassung  cr- 
giebt  sich  aus  dem  Verhältniss  der  ausserfränkischen  Beicbs- 
verfassungen  zu  dem  soeben  gewonnenen  Resultat. 

Es  sind  im  Wesentlichen  zwei  Grui)i)cn  zu  unterscheiden. 
Zu  der  dnen  zählen  die  Reiche  der  Langobarden  und  Angel- 
sachsen, zu  der  anderen  die  Reiche  gothischen  Rechts,  das 
vaudalischc,  burgiindisclie,  ostgothische,  westgothische  Reich**). 

Die  gothischc  Reichs-  und  Gauverfassung,  welche  bei  den 
Westgothen  zur  klarsten  Entwickelung  gelangt  ist,  zeigt  in 
den  Grundzügen  eine  wesentliche  Uebereinstimmung  mit  dem 
fränkischen  Recht    Dem  fränkischen  Gau  entspricht  das 


comes  Veromandaorum ,  Jngomarus,  zählte,  nach  der  Augahe  der  Vita 
8.  EUgii  ir,  c.  40  (d'Ach^ry  V,  p.  25>j,  auf  Sehlen  Gateni  lOOO  Hiiiter. 
Sassen. 

«)  Waitz  V.  G.  III,  S.  326. 

")  Vita  S.  Leodegarii  (starb  GTC)  c.  4  (Mabillon,  Acta  II,  p.  688): 
Interca  Hilderico  rof?:e  iChihlt  iich  \\)  expctunt  universi  die  Grossen 
des  RiMclis),  ut  talia  daret  decreta  ])er  tria  quae  obtiuiu'rat  rtv^na,  ut 
uiiiiii^nijut-quc  patriae  legem  vcl  consiu'tiuliiieni  oljservaret,  sicut  anti- 
qui  judices  couservavere,  et  ue  de  una  pruvincia  rectores  iu  aliaui  in- 
troirent  FroTinda  ist  hier  vie  in  dem  Gesets  Oothars  der  Gau,  die 
Grafschait.  Provineia  ist  überhaupt  im  mittelalterlichen  Latein  mit  pagus 
gleichbedeutend,  und  drflckt  lediglich  den  Begriff  Land,  Landscbalt  aus. 

")  Waitz  V.  G.  II,  S.  335. 

*'^)  Die  im  Folgenden  aufgestellten  Sätze  werden  unten  Band  U  ihre 
weitere  £ntwickelung  und  Begründung  finden. 
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Stadtgebiet,  auch  hier  dvitas,  pagos,  provinda  genannt.  lieber 
dem  Oan  steht  der  Graf,  comes,  bei  den  Ostgothen  bisweilen 

mit  dem  Titel  Herzog,  (während  der  westgothische  Herzog  dem 
fränkischen  Beamten  gleiches  Namens  parallel  geht),  das  Or- 
gan der  öffentlichen  Regierung.  Diesem  comcs  civitatis  steht, 
wie  wir  für  die  Westgothen  mit  Bestimmtheit  erweisen  kön- 
nen, ein  comes  patrimonii  für  das  Stadtgebiet  gegenüber. 
Der  Gegensatz  des  Gaugrafen  und  des  Domänengrafen  reprii- 
sentirt  auch  hier  die  durchgeführte  Trennung  der  Provinzial- 
verwaltung  in  öffentliche  Verwaltung  und  Gutsvcrwaltung. 
Der  Ivegierungsbeamte  der  civitas  steht  ferner  auch  bei  den 
Gothen  in  gleicher  Abhängigkeit  vom  König  wie  der  Kron- 
gutsbeamte.  Auch  der  comes  civitatis  ist  ein  Graf,  Diener, 
Beamter  im  fHtokischen  Sinn.  Die  wesigothische  Bdchsrer- 
fassung  giebt  dieser  Thatsacbe  dadurch  Ausdruck,  dass  sie 
die  Reichsämter  mit  Hofömtem  cnmulirt.  Der  Reichsbeamte 
bekleidet  zugleich  ein  Amt  am  königliclien  Hof.  Die  westgo- 
thische liechtssprache  nennt  das  Eeichsamt  selbst  ein  officium 
palatinum,  d.  h.  ein  Hofamt.  (Der  Reichsregierungsbeamte 
unterscheidet  sich  begrifflich  von  dem  Hofbeamten  nicht. 
Sein  Amt  ist  gleich  dem  des  Letzteren  die  unbedingte  Unter- 
ordnung unt^  den  kdniglichen  Willen.  Die  Reichsverfaasung 
gestattet  daher  auch  dem  gothischen  König,  seine  Unfreien 
und  Freigelassenen  mit  den  Gaugrafenämtern  zu  bekleiden. 
Dem  gotliisclien  König  steht  wie  die  Einsetzung  so  auch  die 
Absetzung  des  Gaugrafen  nach  Willkür  zu.  Die  Vollmacht 
des  Gaugrafen  ist  durch  königlichen  Willen  umgränzt  und  be* 
liebig  beschiünkbar.  Der  Gaugraf  unterliegt  nicht  blos  der 
Controlle,  sondern  der  Concurrenz  seitens  der  königlichen  Jm- 
me<liatregierung.  Die  gothische  Gauverfassung  ist  gleich  der 
frii  11  laschen  lediglich  Ausdruck  und  Mittel  der  königlichen 
Gewalt. 

Den  Gegensatz  bildet  die  langobardische  und  die  angel- 
sächsiche  Verfassung. 


Digitized  by  Google 


24 


Einleitiing. 


Auch  bei  Langobarden**)  und  Angelsachsen  ist  der  Ge- 
gensatz der  öffentlichen  Verwaltung  und  der  Gutsverwaltung 

Ausgangspunkt  der  Verfassung.  Die  langobardiselie  Yerwal- 
tungseinheit  ist  die  civitas,  das  Sta(ltgel)iet.  An  der  Spitze 
der  civitas  stellt  der  dux  als  Orgau  der  Keicbsregierung,  und 
neben  ihm  der  Gastalde  als  iieaniter  für  die  königlichen  Do- 
mänen. Der  angelsächsische  Gau  ist  die  Shire.  Die  öffent- 
liche Verwaltung  für  die  Shire  stdit  dem  Herzog  (Ealdorman), 
die  Krongutsverwaltung  dem  Shirgerefa  zu.  So  geht  der 
Gegensatz  des  Keiclisregiments  und  der  Krongutsverwaltung 
durch  die  gesaninite  deutsche  Reichs-  und  Gauverfnssung.  Der 
Keihe  von  Beamten  des  ötientlichen  lledits,  welche  durch  den 
.  fränkischen  Grafen,  den  gothischen  comes  civitatis,  den  lango- 
bardischen  dux,  den  angelsächsischen  £aldonnan  gebildet  wird, 
steht  eine  gleiche  Reihe  von  Beamten  des  privaten  Rechts,  der 
frankische  domesticus,  der  gothische  comes  patrimonii,  der  lango- 
bardische  Gastalde,  der  aii,Lie!>aclisische  Shirgerefa  gegenüber. 

Aber  bei  Langobunleu  und  Angelsachsen  ist  die  Stellung 
der  königlichen  Gewalt  auf  dem  Gebiet  der  ölVentliclien  Re- 
gierun!^  eine  ganz  andere  als  auf  dem  der  Doniaiiiaiverwaltung. 
Kur  der  Krongutsbeamte  ist  bei  Langobarden  und  Angel- 
sachsen vom  königlichen  Willen  vollkonmien  abhängig.  Nur 
der  Krongutsbeamte  ist  hier  ein  wirklicher  Beamter  und  Diener 
des  königlichen  Herrn.  Wohl  wird  der  langobardische  dux 
gleich  dem  Gastaldeu  vom  König  eingesetzt.  Wohl  emi)fängt 
auch  bei  den  Angelsachsen,  gleich  dem  Shiigercfa  der  Eal- 
dorman sein  Amt  aus  der  Hand  des  Königs.  Aber  das  Amt  des 
langobardischen  Herzogs  und  des  angelsächsischen  Ealdorman 
ist  nicht  Dieneramt,  sondern  Herrenamt**). 

**)  Eine  treffliche  Untennohiing  Aber  die  langobardische  OffentUcbe 
Verfassung  hat  Pabst,  Geschichte  des  langobardischen  Hersogthums 
(in  den  Forschungen  zur  deutschen  Geschichte,  Bd.  %  1863,  S.405— 51B) 

gegeben. 

*")  Das  angelsächsische:  ealdorman  bedeutet  wörtlich  den  Aeltesten, 

Ersten,  nnd  daher,  Mie  das  t'ränkische  senior,  den  Herren,  Kürsten.  Die 

lateinische  Uebersetzung  für  ealdorman  ist  in  den  Urkunden .pricceps, 
dux,  comes.  v  T 
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Die  herzogliche  Gewalt  ist  bei  den  Langobarden  und 

Angelsachsen  nicht  durch  das  Königthum  hervorgebracht,  son- 
dern älter  als  das  Königthum.  Was  das  Königthum  gewonnen 
hat,  hat  es  vom  Herzogthum  gewonnen.  Noch  in  der  histori- 
schen Zeit  ist  die  Erinnerung  an  die  königlose  Zeit  lebendig. 
AYie  die  langobardi&chen,  so  sehen  wir  die  angelsächsischen 
Herzöge  Yon  dem  bereits  eingeführten  Königthum  zum  inter- 
regnum  zurückkehren  und  auf  eine  Beihe  von  Jahren  bei  unbe- 
setztem Throne  die  alte  herzogliche  Vollgewalt  restauriren. 
Die  p^rhaltung  der  lieizoglichen  Gewalt  unter  der  königlichen 
Regierung  ist  ein  Zeichen,  dass  das  Königthum  sich  noch  nicht 
zum  Vollen  im  Besitz  der  ötlentlichen  Gewalt  befindet.  Der 
dux  und  der  Ealdorman  sind  Vicekönige  mit  einer  dem  König 
gegenüber  selbständigen  Gewalt.  Nicht  die  Willkür  des 
Königs,  sondern  ein  Satz  der  Öffentlichen  Verfassung  bestimmt 
die  Amtsvollmacht  des  langobardischen  und  angelsächsischen 
Herzogs.  Xiclit  die  "Willkür  des  Königs,  nur  gerichtliches 
Urtheil  vermag  den  dux  und  Ealdorman  seiner  Stellung  zu 
entkleiden.  Der  dux  und  der  Ealdorman  schliessen  den  König 
von  der  unmittelbaren  Gauregierung  ans.  Die  Gauregierung 
ist  nicht  königlich,  sondern  herzoglich.  Der  König  bestellt 
sich  in  Wahrheit  mit  dem  Herzog  und  Ealdorman  nicht  einen 
Diener  seines  Willens,  sondern  einen  „Fürsten"  und  „Herrn" 
des  Gaus. 

Der  Gegensatz  der  herzoglichen  und  der  königlichen 
Rechte  giebt  dem  Gutsveiwalteramt  bei  Langobarden  und 
Angelsachsen  eine  ganz  andere  Stellung  und  Bedeutung  als  in 
der  frankischen  und  gothischen  Verfassung.  Der  königliche 
Gutsverwalter  ist  bei  Langobarden  und  Angelsachsen  der  einzige 
vom  König  wirklicli  abhängige  Beamte  in  der  Provinz.  Der 
König  sieht  sich  daran  interessirt,  den  lieaniten  seiner  könig- 
lichen Kammer  nicht  blos  mit  Gntsverwaltungs-,  sondern  ebenso 
mit  öffentlichen  Hechten  zu  betrauen.  Der  Gutsvenvalter  ge- 
winnt bei  Langobarden  und  Angelsachsen  eine  Beziehung  zur 
öffentlichen  Verfassung.  Der  Gutsverwalter  gewinnt  die  Auf- 
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gäbe,  im  Gau  nkht  blos  die  königlichen  Domänen,  sondern 
das  Königtbum  zu  vertreten.  In  jedem  Gau  entwickelt  sich 
ein  Kampf  zwischen  dem  Gutsverwalterthum  und  dem  Herzog- 

thuiu  Ulli  die  ülVeiitlicliL'ii  Iicchtc .  welcher  identisch  ist  mit 
dem  Kampf  des  Köni^^tliums  und  der  lierzogliclien  (lewalt. 
Die  öffeutliche  Kegieruug  des  Gaus  thcilt  sich  zwischen 
dem  Herzog  und  dem  Domanialbeamten.  Das  Gutsverwalter- 
thum ist  das  Büttel,  die  öffentliche  ProYinzialregierung  von 
dem  Fürstenthum  auf  das  königliche  Beamtenthum  zu  über- 
tragen. Das  Gutsverwalterthum  ist  der  Boden,  von  welchem 
das  Könifi:thum  auszieht,  um  die  Gau-  und  damit  die  Ueichs- 
regieruii^^  sich  zu  erobern. 

Die  laiigobnrdische  und  angelsächsische  Gauverfassung  ist 
Ausdruck  des  trotz  der  Keichsgründung  noch  unentwickelten 
Königthums. 

Es  mag  gestattet  sein,  das  Bild,  welches  die  Gauverfassung 
von  dem  Gegensatz  der  fränkischen  und  der  ausserfninkischen 
Beichsverfossung  gewährt,  über  die  Gauverfassuug  hinaus  an 

den  ferneren  Grundlagen  des  (»tleiitliclien  Rechts  zu  erläutern. 

Nach  fränkischem  Rcclit  gieht  der  König  auch  in  Civil- 
saclien  kein  Recht  vor  den  Gerichten.  Der  Uuterthan,  dem 
ein  Privataaspruch  gegen  den  Fiscus  zusteht,  vermag  nur  den 
Petitionsweg,  d.  h.  den  Gnadenweg,  nicht  den  Bechtsweg  zu 
beschreiten*'').  Anders  nach  langobardischer  Verfassung.  Wie 
gegen  jede  andere  Privatperson,  so  kann  auch  gegen  den 
König  in  Privatsachen  vor  den  ordentlichen  Gerichten  ge- 
klagt werden.  Es  ist  schon  von  11  o  t  h  nachgew  iesen  worden  *^), 
dass  dei*selbe  Rechtssatz  noch  in  fränkischer  Zeit  sich  erhalten 
hat.  Der  fränkische  König  ist  in  Italien  nicht  König  des 
fränkisdien,  sondern  des  langobardischen  Beichs.  Nach  lango- 
bardischem  Landesrecht  ist  der  königliche  Fiscus  in  Italien 
dem  Urtheilsspruch  der  Laudesgerichte  unterworfen.  Auch  an 

Roth,  Benef.  8.  222  Note  95.  Fend.  S.  SS5. 
Roth ,  Fead.  8.  225  Kote  12a. 
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dieser  Stelle  stimmt  die  angelsächsische  Verfassung  mit  der 
langobardiscben  überein.  Der  angelsächsische  König  unterliegt 
in  Givilsachen  dem  Urt  heil  des  ordentlichen  Gerichts.  Wie  jede 
andere  Rechtssache,  so  kann  anch  diese,  anstatt  an  das  Gericht, 
vor  das  höchste  Organ  der  rit  ichsicgicriiiig,  vor  die  vom  Ivönig 
mit  seinen  Witau  (sapientes) ,  d.  h.  mit  seinen  Grossen,  ab- 
gehaltene ßeichsversammlnng  gebracht  werden.  Dass  damit 
der  Rechtsweg,  nicht  der  Gnadenweg  beschritten  ist,  zeigt  der 
Umstand,  dass  das  „UrtheiP*  des  Witenagemots  auch  gegen  den 
Kmiig  ausfallen  kann**).  Die  souveräne  Gerichtsherrlichkeit 
des  Mnkifichen  Königs,  welche  jeden  Grerichtszwang  gegen 
denselben  ausscliliesst ,  ist  der  langobardischeu  und  angel- 
isächsischen  Verfassung  unbekannt. 

Das  fränkische  Piecht  kennt  keinen  Gegensatz  zwischen 
Reichsgut  und  Privatgut  des  Königs.  Der  fiscus  ist  nicht 
Staatsvermögen,  sondern  königliches  Vermögen  Die  gothische 
Reichsverfossung  geht  genau  von  demselben  Gesichtspunkt  aus. 
Aus  den  Beschlüssen  des  achten  Gondls  von  Toledo  (im  Jahr 


*»j  Kemble  cod.  dipl.  V,  Nr.  1035  (a,  825):  prius  —  judicatum 
est  intcr  Coenulfum  regem  (von  Mercien)  et  Wehtbiiniim  (Bischof  vou 
Snssex)  de  ejusdem  terrae  assuniptioiie.  Vgl.  die  Kestitiitionsnrkunde 
CüuuwuH'8  Nr.  1023  (a.  801).  —  Ebendas.  II,  Nr.  2^5  (a.  040):  König 
Berhtwttlf  vou  Mcrcien  bat  Grundstücke  der  Kirche  von  WoreeBter  in 
Besitz  genommen.  Tum  perrexit  ille  episcopus  Heaberht  cum  suis  secnm 
senioribiis  in  pasdia  ad  Tomeworthie  et  suas  libertates  et  cartnlas  ante* 
nomioatarnm  terrarom  secum  habentes,  et  ibi  ante  regem  ejusqae  • 
proceres  faerunt  allecta,  et  ibi  Mercioram  opthnates  dejudicavorunt 
illi,  ut  male  ac  injuste  dispoHnti  essont  iu  suo  proprio.  Tunc  illis  terra 
sua  reddita  est  cum  pace.  —  Die  Abweichung  des  sjiiiteren  englisclieu 
Kechts  (vgl.  lioth  Benef.  S.  222  Note  95)  ist  aut  uormäuuisch-fränki- 
schen  Einfluss  zurückzuführen. 

**f  Die  Anschauungen  des  frSakischen  Reichs  sind  auf  das  deutsche 
Reich  Übergegangen.  Die  Ansicht  v.  Maurer 's,  Einleitung  B.  94.  95, 
dass  der  nicht  in  Privatbesitz  befindliche  Grund  und  Boden  iuDentsdi- 
land  ein  „dem  gesammten  Volke  gehöriges  Gemeinland eine  „Reichs- 
almende" gewesen  sei,  zälilt  zu  den  vielen  Willkürlichkeitcn  dieses 
ScbriJtstellcrs.  Ihm  folgt  hier,  wie  tiberhaupt  für  die  ältere  Zeit, 
Gierke  Guuossensch.  S.  i>0  Note  17. 
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653)  ersehen  wir,  dass  das  wcstgothisdic  Rcclit  den  Begriff 
eines  Staatsvermögens  nicht  entwickelt  hat.  Alle  öffentlichen 
Einnahmen,  die  Steuern,  die  Gonfiscationen  n.  s.  f.  fliessen  in 
das  Priyatyermögen  des  Königrs,  und  Alles,  was  der  König 

ül)eihaii])t  hv'i  Lel)zt'iteu  besessen,  winl  im  Todesfall  nach  den 
gcwölinlielieii  ( Inindsätzeii  des  rrivateibreclits  auf  die  nächsten 
Erben,  mäimliche  uiid  weibliche,  übertragen.  Das  während 
der  liegierung  angesammelte  Krongut  geht  daher  nur  zu  einem 
Theil  auf  den  Thronfolger  über,  oder  wird,  falls  der  Verstorbene 
nur  von  Töchtern  beerbt  wird,  dem  öffentlichen  Nutzen  ganz 
entzogen.  Die  Folge  war,  wie  das  Concil  sich  unumwunden 
ausdrückt,  dass  ..allein  der  Hauch  des  Königs  gefüllt  ward, 
und  die  (Uieder  d(»s  Licsaninden  \'(»lk.s  sich  entleerten  und  er- 
schöpften, dass  weder  für  die  geringeren  Beamten  (h\s  Gehalt, 
noch  für  die  hohen  Reichsbeamten  die  ihrer  Würde  entspreclteude 
Ausstattung  zu  beschaffen  war/*>^)  Erst  unter  Receswuid 
ward  auf  dem  genannten  Toletaner  Concil  in  gewissem  Maass 
Wandel  geschafft.  Das  während  der  Hegierungszeit  vom  König 
erworbene  Vermögen  sollte  ausschliesslich  auf  den  Thrunfolger, 
nicht  auf  die  Erben  des  Verstoibenen  übergehen.  Dem  (iesetz 
ward  rückwirkende  Kraft  bis  in  die  Zeit  des  Königs  Suintila 
(621 — 031)  beigelegt  Dem  gewöhnlichen  Erbgang  verblieb 
nur  das  vom  König  vor  dem  Regierungsantritt  bereits  Besessene 
und  das  später  durch  Erbgang  oder  Vergabung  von  Ver- 


»»)  Concil  Toletan.  VIII.'  (a.  653),  de  Aguirrc,  Concilia  Hisp.  III, 
p.  436  ff.  Hier  heisst  es  in  dem  Aohangsbeschlass  ▼om  3.  Tage  des 
Concils  (p.  460):  tarn  haec  qaae  de  jadicatis  vigor  jadiciorum  abstalerat, 

(Confiscationeii),  quam  illa  quae  qualiscumque  provcntus  ordine  pro- 
fligationis  congesserat,  tota  poprietatis  principum  amplitudo  in  Signum 
suae  receptionis  inclusornt:  sie  solo  ]innn'pali  ventrc  comploto  ruiicta 
totius  gentis  membia  vacuata  lanj^niesccrcnt  ex  def'ectu.  (  ikIc  cvciiiot, 
ut  iiec  subsidiuni  niodiocrcs  uec  dignitatem  valeant  obtinerc  majores. 
Die  mediocres  sind  die  niederen  Beamten,  denen  subsidium;  die  majores 
die  höheren  Beamten,  denen  dignitas,  eine  ihrer  WOrde  entsprechende 
AasBtatttung,  zu  gewähren  ist  Vgl.  vorher:  praedia  ita  conspicimus  ex- 
inanita,  ut  nee  fisci  usibus  commoda  nec  palatinis  officiis  reperiantor  in 
remedinm  salutare  cpUata. 
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wandten  dazu  erworbene  Vermögen  Auch  jetzt  gab  es 
jedoch  kein  Reichsgat  im  technischen  Sinn.  Das  vom  Thron- 
folger als  solchem  geerbte  Vermögen  war  keineswegs  Staats- 
verinügen.  Der  König  verfügte  über  das  ererbte  Krongut  voU- 

Das  Gesetz ,  welches  Receswind  auf  dem  Concil  (de  Aguirre  p. 
4;'>0.  451)  erliess,  ist  als  ^Vis.  II,  1,6.  iu  die  wcstgothische  Kcchts- 
samnilung  übergegangen,   liier  heisst  es:  De  rebus  autcm  omuibus  a 
tempore  Suintilani  (so  ist  mit  den  Acten  des  Concils  und  der  Leoner 
Handschrift  statt  ChintOani  in  den  Ausgaben  za  lesen,  vgl.  Helffe  rieh, 
Westgothenrecht  8.  167  Note  194)  regia  hucusque  a  prindpibas  ac- 
quisitis  aut  deinceps  —  acqairendis,  quaecunque  forsitan  princeps  in- 
ordinata  reliquit  —  ad  successorem  tantundem  regni  decernimus  per- 
tiuere,  ita  habita  potestate ,  ut  qnicqnid  ex  bis  elegerit  facerc,  liberum 
habeat  velle.  Iniiiis  auteni  rebus  (juae  ipsi  aut  de  bonis  pareiitum  aut  de 
quorumcumquc  provenerint  successionibus  proximorum,  ita  cidem  prin- 
cipi  ejusque  filüs  ant  —  heredibns  quoque  legitimis  hereditatis  jam 
patebunt,  sieut  etiam  ceteris  lege  tet  succesrione  patere  noscuntur.  Dem 
Ton  Yerwandten  Ererbten  soll  das  von  Verwandten  durch  Vergabung 
(qnalibet  coUatione)  Erworbene  gleich  stehen.   Nam  et  de  illis  rebus, 
quas  idem  princeps  ante  regnum  dinoscitur  habuisse,  irrevocabili  ordine 
aut  faciendi  exinde  quod  volncrit  potestatem  habebit,  aut  ccrte  filiis 
ejus  successio  plena  patebit;  quod  si  filii  defuerint,  legitimis  beredibus 
ex  bis  quae  iuordiuate  reliquerit,  hereditatem  adire  licebit.  —  Der  ent- 
sprechende Beschluss  des  Concils  (c.  10,  p. 41G)  lautet:  De  rebus  cou- 
gregatis  ab  eis  (sc  principibus)  iUas  tantnm  sibi  vendicent  partes  {„yon 
den  durch  die  Könige  erworbenen  Sachen  sollen  Priratpersonen  nur 
diejenigen  in  Anspruch  nehmen"),  quas  dictaverit  auctoritas  priodpalls. 
Verum  quaecnmqne  iuordinata  reliquerint,  haereditabunt  gloriam  suc- 
cessoris  („worflbcr  die  Könige  aber  nicbt  verfügt  baben,  das  vererben 
sie  aut  ibreu  erlauchten  Nachfolger.")    Propria  eorum  et  ante  reciuun 
justissime  con(]uisita  aut  tibi  aut  baercdes  capiant  jure  proximitatis. 
—  Vgl.  deu  auf  Iveceswiud  selber  bezüglichen  AusführungsbescbUiss 
des  Concils  (p.460):  omnls  conquisitionis  profligatio  —  quae  a  gloriosae 
memoriae  Gbindaavintho  rege  a  die  quo  in  regnum  dtgnoscitur  conscen- 
disae  reperta  quolibet  modo  extiterit,  omnia  in  —  Recesvinthi  principis 
perenni  transeaut  potestate  et  perpetuo  deputentur  in  jure,  nou  ha- 
benda  parentali  successione,  sed  possidenda  regali  con- 
gressionc,  ita  ut  juste  sibi  debita  quisque  percipiat  et  de  reliquis  ad 
reniodirt  sultjectoruin  quaccuiiKiue  elegeiit  principis  voiuutas  exerceat; 
illis  tantunnuodo  exceptis  quae  memoratus  d.  memoriae  Cbindasviuthus 
princeps  ante  regnum  aut  ex  propriis  aut  ex  justissime  conquisitis  visus 
est  habuisse,  in  quibns  cnnctis  filiis  ejus  una  cum  gloriose  domino  nostro 
Recesvintho  rege  maneat  et  divisio  libera  et  possessio  paee  plenissima. 
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kommen  ebenso  frei  wie  über  sein  sonstiges  Vermögen,  und  nicht 

blos  durch  Rechtsgeschäfte  unter  Lebenden,  sondern  ebenso  durch 
Vort'üj^ung  von  Todos  wcltimi  •'^).  Satz,  diiss  der  Küniü  mit 
dem  kraft  Throuiulgeicchts  ererl)ten  (iut  die  ölientliclien  Lasten, 
insbesondere  Gehalt  und  Ausstattun.ir  der  Beamten,  zu  bestreiten 
habe,**)  war  lediglich  Ausdruck  des  Princips,  nach  welchem 
die  öffentlichen  Lasten  überhaupt  vom  König  auf  seine  Kosten 
zu  tragen  sind.  Das  Toletanische  Gesetz  änderte  nur  die 
Succession  in  das  königliche  Vormögen.  Es  unterschiecL 
wie  man  sich  ausdrücken  kann,  den  Allodialnacldass  und 
den  Krongutsnacldass  des  Königs.  Aber  auch  der  Ivronguts- 
nacbiass  war  Nachhiss  des  Verstorbenen,  und  der  Thron- 
folger Erbe  nicht  blos  der  Krone,  sondern  des  Kronguts.  Das 
Goncil  von  Toledo  hat  nicht  ein  Staatsvermögen  vom  könig- 
lichen Vermögen,  sondern  einen  Theil  des  königlichen  Ver- 
mögens von  ciiicin  andern  Theil  unterschieden^").  Seine 
Aufgabe  ist,  die  Staatsgewalt  nicht  durch  Scliatiuug  eines 

"j  Wis.  (it.  (Note  52):  quicqiiid  ex  his  elegerit  facere,  liberum 
biibeat  velle.  Coucil.  cit.  (Xot«^  ö2  a.  E.)  quaccumque  elej^crit  prinripis 
vnluntas  oxerceat.  Daher  wird  das  Erbfolgcrccht  des  Tlironfülf^ors  auf 
»lasjoni{i;o  beschränkt  quacciinque  princeps  inordinata  reliquit,  und  erkennt 
das  Coiicil  c.  10  cit.  (Note  02;  ausdrücklich  die  Gültigkeit  jeder  vom 
König  Torgenommenen  Verfügung  (auctoritas  principalis)  an. 

**)  Dies  liegt  in  dem  Satz  des  AnhangsbeseUosses  des  Concib 
(Kote  58  a.  E.):  ita  ut  Joste  sibi  debita  quisqne  perdpiat,  et  de  re- 
Hquis  etc.  ausgedrückt,  wie  die  Verj^eichung  des  Vorangehenden 
(oben  Note  51)  ergiebt. 

Wenn  das  Concil  c.  10  (Note  52)  im  Gej^ensot?:  zum  Krongut 
das  frei  vererblicbe  Vermögen  der  Koni^^e  als  propria  eoruni  be/.eicbnef, 
so  ist  dan)it  trotzdem  kein  Gegensatz  dem  Kigentbum  nach  ausgedrückt. 
Wie  die  Anhangsverordnung  (Note  52  a.  E.)  ganz  deutlich  zeigt,  ist 
propria  eonim  im  Sinne  von  ex  propriis,  „aus  ursprünglich  eignem  Ver* 
mögen  erworben,**  gemeint,  so  dass  nnr  ein  Gegensatz  in  Bezug  anf 
den  Titel,  nicht  in  Bezug  aof  die  Recbtszust&ndigkeit  ausgesprochen 
ist.  Die  ganze  Darstellung  des  königlichen  Gesetzes  wie  der  Beschlflsse 
des  Concils,  wonach  die  fragliche  Untersebeidunp'  Icdiglicb  durch  den 
Zeitpunkt  (vor  und  nach  dem  Regierungsantritt)  des  vom  König  ge- 
machten Erwerbes  gegeben  wird,  lässt  an  der  Richtigkeit  dieser  Auf- 
fassung keinen  Zweifel.  —  A.  M.  scheinen  Helft  c  rieh,  Westgotben- 
recht,  S.  166. 167.  Schul z  e  iu  Zeitschr.  f.  ßecbtsgesch.  Vli,  S.  389. 340. 
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Staatsvermögens,  sondern  durch  möglichste  Conservirung  des 

königlichen  Vermögens  sicher  zu  stellen. 

Dagegen  geht  die  lango])ar(lische  und  die  angelsächsische 
Verfassung  von  dem  Gegensatz  des  königlichen  Guts  und 
des  Volksguts,  d.  h.  des  Staatsguts,  ans.  Für  das  angel- 
sächsische Recht  steht  die  Unterscheidung  von  „Volkland^'  und 
„Bnchland"  ausser  Zweifel'*)  Bnchland  ist  Privateigentham, 
und  das  Buchland  nicht  blos  des  Privatmanns*^),  sondern 
ebenso  des  Königs  steht  zu  dem  Volkland  in  Gegensatz.  Es 
geht  ein(^  Rechtsiinderung  vor  sich,  \\v\m  der  Köniir  A'olkland 
zu  Eigeuthum  erwirbt.      AUerdiugs  verfugt  der  Küuig  auch 


")  Vgl.  Kerable,  Saxons  I,  c.  11.  K.  Maurer  io  der  krit.  Ueber- 
schau  I  (München  1863)  S.  %  ff.  Schmid,  Oesetse  der  Aogelsacbsen, 
S.  538  ff.  575  ff. 

Vgl.  das  Testament  oinos  wostsächsischrn  Herzogs  bei  Kemble 
cod.  dipl.  II,Nr.3lü  (a.  871— bi^9) :  Der  Testator  testirt  nur  über  Buch, 
land  (mines  erfes  and  mines  bodondes).  Erbe  und  Buebland  sind  sich 
deckende  Begriffe.  Die  VerfUgnng  tu  Gunsten  seines  Sohnes:  dem- 
selben solle  ausser  Buchland  auch  das  Volldand  zufallen,  das  der  Erb- 
lasser innp  gehabt,  steht  unter  der  Bedingung,  gif  se  cyning  him  geminan 
Wille  tbcs  folcloiidcs  to  thaem  boclonde  (,,wenn  der  König  ihm  das  Volk- 
land zu  dem  Buchland  gönnen  will"),  d.  h.  ist  ein  Wunsch,  keine  testa- 
mentarische Disposition.  Das  Volkland  entzielit  sich  dem  l'estainent 
(dem  „Buch").  —  Das  laenlaud,  welches  wohl  als  dritte  Art  des  Grund- 
besitses  aufgeführt  wird,  hat  zu  dem  Gegensats  von  Volkland  und  Bnch- 
land keinerlei  Besiehung.  Es  ist  das  zu  Leihereeht,  gegen  Zins,  auf 
Zeit  oder  au  Erbleihe,  gegebene  Grundstfick,  sei  es  Yolkland  oder 
Bachland.  Sein  Gegensatz  ist  die  terra  <1ominicata,  das  vom  Eigen- 
thfimcr  zu  eigner  Verwaltung  zurückbehaltene  Land. 

»»y  Kemble  cod.  dipl.  II,  Nr.  2()0  (n.  Sil) :  fgo  Aethelwnlf  —  Occi- 
dentaliuin  Saxomim  rex  cum  consensu  ac  licentia  episcoi)onmi  et  prin- 
cipum  raeorum  ali(]uantulam  ruris  partem  viginti  manentium  mihi  in 
hereditatem  propriam  dcscribere  jussi.  Id  cstme  ad  habendum 
et  perfirnendum  —  et  iterum  qnalicumque  prent  me  placabilis  sit  relin» 
quendnm.  Dass  es  sieh  um  Volkland  handelt,  macht  der  Umstand  zweifel- 
los, dass  der  König  seinen  Eigenthumserwerb  nicht  auf  das  Rechts- 
geschäft eines  Auetors,  sondern  auf  den  Hcscldns«?  einer  Rcichsver- 
sammhing  gründet.  Propria  hcrcditas  für  BucLland  im  Gegensatz  zum 
Volkland  begegnet  ebenso  unten  Note  Gl.  —  Daher  veriiigt  der  König 
Aelfred  d.  Gr.  in  seinem  Testament,  Kemble  cod  dipl.  H,  Nr.  314, 
ebenso  wie  jcuer  westsuchsische  Herzog  ^Note  öl^,  nur  über  boclaud. 
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Uber  das  YoUdand.  **)  Aber  nicht  kraft  Privateigenthuins  and 
durch  PrivatFechtsgeschäft,  sondern  kraft  öffentlichen  Rechts 

und  iliiich  die  Mittel  der  öttentliclieii  llc^ierun^.    l);is  Volk- 
gut  ist  terra  communis  *^'').  (ienieingut,  Staatsgut,  niclit  K(iiii<^s- 
gut.  Das  Volkland  ist  das  zu  uÜeutUcheu  Zwecken  bestiiiiinte 
ötientliche  Vermögen.      Aus  diesem  Grunde  ist  die  königliche 
Verfügung  Uber  das  Volkland  Realisirung  nicht  eines  Rechts 


Vgl.  Note  60.  62.  und  Note  57:  gif  se  cyning  etc.  Daher  heiast 
das  Volkland  cyuingea  folklaad,  Kemble  cod.  dipl.  II,  Nr.  281  (a  858), 
uud  ist  auch  unter  cynioges  tun  (Kemble  c.  d.  I,  Nr.  194,  a.  808)  und 

unter  dem  in  den  Gränzbestimmungen  der  Urkunden  b&ufig  begegnen- 
den cyningos  land  im  Zweifel  Volkland  zu  verstehen,  vgl.  Note  61,  Es 
ist  daher  ein  Irrthiun,  wenn  z.  H.  Scliniid  a.  a.  O.  S.  577  u.  A.  meinen, 
Uass  das  Volkland  nur  selten  in  den  Irkuiulen  begegne. 

••)  Kemble  cod.  dipl.  III,  JS'r.  714  ^a.  lOOü;:  Aethelmar  erwirbt 
dnreli  Tausch  von  seinen  Verwandten  Qodwin  10  Hufen  terrae  communis 
quae  aet  Erdintnne  didtnr  (Erdington  in  Warwilcshire).  IV,  Nr.  800  (a 
1064):  König  Edvard  fiberlrigt  an  das  Kloster  Abing^n  aliqaantnlam 
r.iris  particulam  4  mansus  in  connnuni  terra,  loco  qui  celebri  aet  Sand- 
Ibrdan  profertur  iSandford  in  Berkshire). 

")  Als  solche  öffentlichen  Zwecke  erscheinen  der  Unterhalt  des 
Königs  und  des  Thronfolgers.  In  diesem  Sinne  werden  unter  dem  Volk- 
land die  terrae  regales  und  die  terrae  ad  regios  tilios  pertinentes  unter- 
schieden (vgl.  Kemble,  Saxons  II,  p.  30  not.  2).  Den  Beleg  gewährt 
die  interessante  Urkunde  Kemble  cod.  dipl.  VI,  Nr.  1312  (a.  978—1013), 
wonach  König  Edgar  terrae  quasdam  ad  regios  pertinentes  filios  (in  Wilt- 
shirc,  Hampshire  und  Berkshire)  an  das  Kloster  Abingdon  geschenkt  hat. 
Nach  Edwards  Thronbesteigung  sind  die  terrae  ad  regios  pertinentes 
filios  an  den  jetzigen  Throntbigcr  Aetlielred  (den  Bruder  Edwards)  zur 
Nutzung  überwiesen  ,  in  meos  usus  tradiderunt  (Aethelred  ist  der  Aus- 
steller der  Urkunde),  und  ist  die  Schenkung  an  Abingdon  durch  lie- 
schluss  der  Keichsversaromluug  widerrufen.  Terrae  juxta  decretum  et 
praecei^üonem  de  praefiite  sancto  coenobio  violenter  abstractae  meaeqne 
ditioni  hisdem  praedpientibus  sunt  sobactae.  Nach  dem  Tode  Edwards 
und  Aethelreds  Thronbesteigung:  ego  —  et  regalium  et  ad  regios  filios 
pertinentium  terramm  suscepi  dominium.  Aethelred  ersetzt  jetzt  dem 
Kloster  den  erlittenen  Schaden  durdi  Schenkung  von  Gütern  ex  mea 
propria  hereditate.  Die  propria  hereditas  ist  das  Buchland  des  Königs, 
welches  zu  den  terrae  renales  <;t('.  als  den  Volkland  in  fJegensatz 
steht  — Ferner  dient  das  Volkland  elienso  zur  Ausstattung  (I<t  Ilerzog- 
thümer,  vgl.  Note  07,  uud  der  königlichen  (Gefolgsleute,  Schmid  a.  a. 
0.  S.  577. 
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an  der  Sache,  sondern  der  öffentlichen  Gewalt.  Ans  diesem 
Gmnde  ist  die  Beschränkung  der  Regienmgsrechte  des  Königs 

zugleich  Beschränkung  seiner  Verfügungsrechte  über  das  Volk- 
land. Wie  der  Konig  den  Consens  der  Reiclisversannnlung,  ^'^) 
so  hat  der  Uiiterkomg  den  Consens  des  Oberkönigs  einzu- 
holen. £3  ist  ganz  gewiss,  dass  das  Volkland  bei  den  Angel- 
sachsen ursprttngUch  ist.  Die  öffentlichen  Einkünfte,  insbe- 
sondere auch  die  Strafen  und  Güterconfiscationen,  feilen  nicht 
in  das  Staats-,  sondern  in  das  königliche  Privatvermögen.  «*) 
Die  Mittel,  welche  bei  den  \Vestgotlien  das  Krongut  lierzu- 
stellen  und  zu  erhalten  dienen,  sind  der  angelsächäischeu  Ver- 

Durch  Bescliluss  der  witan  orwirbt  der  König  Vulklaml  zu  Buch- 
laud,  obeD  Note  58.  Durch  Boschluss  der  witan  wird  die  vom  Kouig 
einseitig  vorgenommene  Vergabuug  von  Volkland  videmifenf  Note  61. 
Daher  in  denEönigsnrkonden  die  zahlreichen  Unterschriften  der  Bischöfe, 
Aebte,  Heradge  und  Thane ,  welche  die  Uebertragnng  von  VoIUand  au 
Buchland  genehmigen,  Kenible,  Saxona  II,  p.  225—228. 

**f  Die  Urkunden  dieser  Art  tragen  daher  die  Unterschriften  beider 
Könige,  und  wird  die  Urkunde  häufig  so  golasst,  dass  nicht  der  Untor- 
könig,  sondern  der  Oberkönig  als  der  eigentlich  Vergabendc  ersdioint. 
Vgl,  z.  B.  die  Schenkungen  der  Ünterkönige  von  Hwiccas  unter  Consens 
des  Oberkönigs  von  Mercien,  Kemble  cod.  dipl.  I,  Nr.  80  (a.  736).  Nr. 
82  (a.  734—737),  des  KOnigs  von  Essex  unter  Consens  des  Oberlcönigs 
von  Herden,  Kemble  cod.  dipL  I,  Nr.  52  (a.  701)  n.  s.  1  Die  Yer- 
gabnng  zu  Buchland,  welche  der  Unterkdnig  Egbert  von  Kent  einseitig 
zu  Gunsten  seines  comes  Aldhun  (conacribendo  dederat),  und  Dieser  au 
Gunsten  der  Kirche  von  Canterluiry  gemacht  hatte,  ward  daher  von 
dem  Oberkönig  von  Mercieu  revociit,  iveml)le  cod.  dipl.  1,  Nr.  19.0 
(a.  811):  Sed  post  eo  rex  Offa  praedictani  terram  a  nostra  fauiilia  (es 
urkundeL  der  Erzbischof  Wulfred  von  Canterbury)  abstulit,  videlicet 
quasi  non  lieeret  Ecgbertho  agros  hereditario  jure  seri- 
bere.  Es  erhellt  unzweideutig,  dass  die  Verwandlung  von  Volkland 
in  Buehlaad  gemeint  ist  Erst  unter  Coenwulf ,  dem  Nachfolger  Offa's, 
ward  die  Restitution  des  Guts  an  die  Kirche  bewirkt,  und  zwar  rogatu 
des  Er/bischofs,  d.  h.  nicht  auf  Klage,  sondern  auf  Bitte,  und  consen- 
tientibus  omnibus  episcopis  ac  principibus,  Kemble  cod.  dipl.  V.Nr.  1020 
(a.  79'.»),  vgl.  I,  Nr.  189  ^a.  80ä). 

")  Die  propria  hereditas,  welche  König  Aethelred  nach  der  in 
Note  61  citirteu  Urkunde  an  Canterbury  schenkt,  ist  von  ihm  nach  den 
Angaben  der  Urkunde  zum  Theil  durch  Schenkung,  zum  andern  Theil 
durch  die  Confiscatlon  der  Guter  des  Herzogs  Aelfric  (wegen  Hoch> 

80I11D,  AltdeutMihe  Bclelis.  and  GcrlchtoverftBiniiK.  I.  3 
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lusimg  imbekaimt  Das  Yolkkuid  ist  bei  der  Niederlaaiuag 
der  Angelsachsen  in  England  anageBchieden  worden.  Das 
Volkland  ruht  auf  demPrincip  der  Verf  assung ,  dass  kdniglich 

und  öffentlich  nicht  zusammen  fallen,  dass  der  iuuiig  nicht 
allein,  sondern  nur  an  der  Spitze  der  Volksgesammtheit  die 
öffentliche  Gewalt  repräsentirt,  dass  desshalb  die  öffentlichen 
Zwecke  Gemeinzwecke,  und  das  öffentliche  Vermögen  Gemein- 
vermögen  ist  Das  angeläUdisische  Volkland  seigt,  dass,  im 
Gegensats  zu  äiet  Mnkischen  Ver&ssung,  das  angelsftchsiBche 
Königthum  den  Staat  nur  krönt,  nicht  ausfüllt. 

Die  fränkische  Reichsverfassung  ist  endlich  an  einem 
dritten  Punkt  selbst  über  die  Resultate  hinaus  gegangen,  zu 
welchen  die  £ntwickelung  bei  den  altköniglichen,  den  gothi- 
schen  Völkern  gelangt  ist.  Das  fränkische  Reich  ist  ein  Erb- 
reich, und  zwar  ein  durch  Erbgang  thdlbares  Erbreich.  Kament- 
lich  in  dem  letzteren  Satz  liegt  die  specifisdie  Eigenthümlich- 
keit  des  fränkischen  Reichs  im  Gegensatz  zu  den  sämmtlichen 
übrigen  genuaiii sehen  Reichen  ausgesprochen.  Selbst  die 
burgundische  Reichsverfassung,  welche  Reichstheilung  zuUisst, 
paralysirt  diese  Thatsache  durch  das  Oberkönigthum  Eines  der 
Theilkönige.  Die  germanische  Reichsverfiassung,  wie  sie  in 
^mmtlichen  Übrigen  Stammesreichen  ansgeq^rochen  ist,  fordert 
eui  Wahlkönigthum  —  doch  wird  nicht  aus  dem  Volk,  sondern 
nur  aus  dem  königlichen  (adligsten)  Geschlecht  gewählt,  so 
dass  das  Wahlrecht  im  Wesentlichen  nur  eine  Modification 
des  Erbrechts  ist — und  (darin  liegt  das  Unterscheidende)  Untheil- 

▼errallii)  enrorben.  Der  letetere  Yorgaog  wird  Kemble  cod.  dipl.  VI, 
Nr.  1313  {Utk,  Aetiielreds)  berichtet,  und  heitst  es  hier,  dem  Vorigen 
entspreeheDd :  et  oniTena  ab  iUo  pouesM  michi  jure  pouidenda 

onnes  unaDimi  consensu  decreverunt. 

")  Vgl.  die  zusammenfassende  Darstellung  von  Schulze,  Geschicht- 
liche Entwickeluüg  der  fürstlichen  Uausverfassung  im  deutschen  Mittel- 
alter, Zeitschr.  f.  Rechtsgesch.  VII,  (1868)  S.  323  ff.  Ucber  Ost-  und 
Westgothen  insbesondere  Köpke,  Deutsche  Forschungen.  Die  Anfange 
des  KOnigthiime  bei  den  Gothen.  (Berlin  1859),  S.  186  ff.  Ueber  die 
AngeltaehBen  Kemble,  Saxons  II,  p.  214  ff. 

**)  Sebnlie  a.  a. 0.  S.  862. 868.  v.  Bethmann-Hollweg  S.148. 
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barkeit  des  Keiclis.  Die  Reichseinheit  ist  bei  den  ausscr- 
fränkischen  lieiclien  Grundsatz  der  Verfassung,  während  sie 
bei  den  Franken  Zufall  ist.  Die  Reicbseinheit  ist  bei  den 
ausserfränkischen  Reichen  Ausdruck  eines  Rechts,  welches  der 
Volksgesammtheit  auf  die  gewonnene  staatliche  Organisirung 
zusteht,  während  umgekehrt  die  Thdlbarkdt  des  Mnkischen 
Reichs  bedeutet,  dass  es  am  Reich  kein  Recht  des  Volks,  son- 
dern nur  ein  Recht  des  Königshauses  giebt. 

Der  hervorgehobene  Gegensatz  hängt  mit  dem  Wesen  des 
fränkischen  Reichs  zusammen. 

Die  sämmtlichen  übrigen  germanischen  Reiche  sind  durch 
ein  erob^ndes  Volk,  das  fränkische  Reich  ist  durch  einen 
erobernden  König  gegründet  worden.  Die  sämmtlichen  übrigen 

•     

germanisdien  Reiche  gen^hren  dem  Bedttrfniss  des  wandern- 
den Stammes  nach  Heimath  und  Staat  die  lang  ersehnte  Be- 
friedigung; der  salische  Frankenstamm  hatte  seine  Sitze  be- 
reits gefunden,  als  sein  König  auszog,  um  die  Waffen  gegen 
die  römisch -germanische  Welt  zu  kehren.  Das  fränkische 
Reich  ist  nach  der  Mnkischen  Niederlassung,  nicht  durch 
die  fränkische  Niederiassung  geschaffen  worden.  Das  fränkische 
Reich  ist  gegründet  worden ,  nicht  durch  ein  einwanderndes 
Volk ,  sondern  nachdem"  das  fränkische  Volk  s  c  i  n  e  Reichs- 
griindung,  die  Gründung  eines  Stammesreichs,  bereits  voll- 
zogen hatte. 

Das  fränkische  Rdch  ist  deshalb  im  Gegensatz  zu  den 
sämmtüehen  übrigei  deutschen  Reichen  keinStammesreich.  Das 
Mnkisdie  Reich  soll  i^eht  dm  fi^nkischen  Stamm  Raum  fttr 
seine  Entwickelung,  sondern  sdnem  Königthum  die  Herrschaft 

auch  über  ausserfränkische  Stämme  gewähren.  Der  gewon- 
nene römische  Boden  war  nicht  bestimmt,  fränkischer  Boden 
zu  werden.  Die  Landtheilung  der  ausserfränkischen  Reiche 
ist  der  fränkischen  Verfassung  unbekannt.  Das  fränkische 
Rek^  sollte  nicht  die  Form  für  die  Herrschaft  des  Franken- 
stammes über  andere  Stömme  sein.  Im  G^ensats  zu  Gothen, 
Vandalen  und  Langobarden  geht  das  fiftiddsdie  Releh  von 

8* 
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vorneherein  yofi  der  Gleichstellimg  der  Germanen  und  Romanen 

und  von  dem  gleichfalls  specitisch  fniukisclieu  Princip  der 
Gleichberechtigung  aller  im  fränkischen  Reich  vertretenen 
Stammesrechte  aus.  Das  fränkische  Üeich  soll  ein  Reich  nicht 
blo6  des  Frankenstammes,  sondern  der  sämmtlichen  reichs- 
angehöiigen  Stämme  sein.  Durch  ihre  uniTersale  Tendenz 
unterscheidet  sich  die  franldsche  Beicbsgrttndung  v<m  allen 
übrigen  Reichsgründungen,  zugleich  das  fränkische  Reich  seit 
Chlodwig  von  dem  Stanimesreich  zur  Zeit  der  Lex  Salica. 

Die  Gleichstellung  der  sämmtlichen  reichsangehörigen 
Stämme  hat  das  Vorrecht  des  Frankenstammes,  der  Träger 
des  Staats  zu  sein,  vernichtet  Zugleich  hat  das  fränkische 
Königthum  mit  der  ReichsgrUndung  aufgehört,  ein  Stammes- 
königthum  zu  sein  und  der  Stammesverfiissung  sich  emzu- 
ordnen.  Das  Königthum  gehüit  nicht  mehr  dem  Stammes- 
verbande,  sondern  dem  Keichsverbande  an.  Es  dient  nicht 
mehr  Stammeszwecken,  sondern  Reicliszwecken.  Die  Siege 
Chlodwigs  über  Römer,  Gothen  und  Alamannen  haben  ihm 
zuglek^  die  fremden  Stänmie  und  den  eignen  Stamm  unter- 
worfen. Der  Frankenstamm  hat  sein  Königthum  an  das  Reich 
verloren,  um  sich  in  gleicher  Weise  wie  die  Obrigen  Stämme 
dem  von  den  Schranken  des  Stammeskünigthums  befreiten 
Reichskönigthum  unterzuordnen.  Die  Theilbarkeit  des  fränki- 
schen Keichs  giebt  gerade  dieser  Thatsache  Ausdruck. 

Die  ausserf ränkischen  Reiche  sind  untbeilbar,  weil  sie 
Stammesieiche  sind.  Durch  die  Stammeseinheit  ist  dieReicha- 
einheit  gefordert.  Das  Königthum  vennag  trotz  seiner  Herr- 
schaft ttber  das  Reich  die  Reichsrerbindung  nicht  aufzulösen, 
weil  Reich  und  Königthum  dem  Stamme,  nicht  der  Stamm 
dem  Keichsverband  und  dem  Königtlnim  untergeordnet  ist. 
Das  fränkische  Reich  kennt  keinen  Stamm,  dessen  Einheit 
Motiv  der  Reichseinheit  wäre.  Das  fir&nkische  Reich  kennt 
keinen  Stamm,  um  dessentwillen  das  Reich  bestände.  Das 
filnkische  Rekh  kennt  keinen  Stamm,  dem  Reich  und  König- 
thum dienstbar  wären.   Reich  und  Königthum  stehen  über 
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den  säinmtlichen  Stämmen.  Reich  und  Königthum  gehören 
nicht  dem  fränkischen  Volle,  sondern  dem  fränkischen  Königs- 
hanse. Nnr  die  Einheit  der  Person  des  Herrschers  hält  das 
fränkische  Reich  zusammen.  Dem  fnlnkiscben  Beich  fehlt  die 
nationale  Einheit.  Es  ist  andererseits  der  Gedanke  noch  nicht 
entwickelt,  dass  die  staatliche  Einheit  als  solche  eine  untheil- 
bare  ist.  Dem  fränkischen  Königthum  steht  die  bindende  Macht 
eines  Staniiiiesganzen  nicht  gegenüber.  Der  Staat  als  solcher 
hat  noch  keine  Bechte  gegenüber  dem  Eönigthum.  Das  frän- 
kische Reich  ist  theilbar,  weil  das  f^kische  Königtiram  von 
der  Unterordnung  unter  den  Sj^mmesverband  befreit  ist.  Die 
Reichseinheit  ist  aufgelöst,  sobald  an  die  Stelle  des  einen 
Herrschers  mehrere  gleichberechtigte  Persönlichkeiten  getreten 
sind. 

Die  volle  Befreiung  des  Königthums  von  den  Rechten  der 
Volksgemeinde  ist  nur  in  der  fränkischen  Verfassung  erreicht 
worden.  Das  fränkische  Reich  unterscheidet  sich  dadurch  von 
allen  übrigen  Reichen.   Doch  hat  sich  zugleich  ergeben,  dass 

an  dieser  Stelle  die  Entwickelung  der  fränkischen  Verfassung 
nicht  blos  eine  andere,  sondern  eine  höhere  ist.  Sie  hat  den 
Staatsgedanken  von  dem  Stammesgedanken  befreit,  wenngleich 
sie  noch  nicht  im  Stande  gewesen  ist,  dem  Staatsgedanken 
glek^hes  Recht  mit  dem  Stammesgedanken  zu  gewähren. 

Es  ist  gezeicrt  worden,  dass  die  Gauverfassung  Träger 
und  Ausdruck  der  Reichsverfassung  ist.  Die  Frage  nach  Stel- 
lung und  Bedeutung  des  Hundertschaftsverbandes  führt  uns 
unmittelbar  in  unser  Thema  ein.  Das  Verhältniss  von  Reichs- 

und  Hundertschaftsverfassung  ist  das  Verhältniss  von  Reichs- 
und Gerichtsverfassung. 
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Die  Verfassung  der  Lex  Salica. 

§.  3. 

IHe  HeerversammliuM;. 

Die  Zeit  der  Lex  Salica  ist  die  Zeit  des  fränkischen 
Staminesreichs.  Der  Stainni  bildet  verfassougsuiässig  die  poli- 
tische Einheit;  die  Spitze  des  StammesmiMUidflB  kt  das 
StammeBkönigÜmm. 

Die  Stammesm&SBang  ist  durch  die  Bechte  des  Stam- 
mesverbandes  gegenüber  dem  Stammeskönigthnm  gegeben. 

Die  lleerversammlung  ist  die  Vcrsamndung,  durch  welche 
der  Stamm  neben  dem  König  Theil  an  der  otieutliclien  Re- 
gierung nimmt 

Die  Heerversammlung  heisst  Märzfeld.  Sie  ist  eine  regel- 
mässig zu  bestimmter  Zeit  alQährlich  wiederkehrende  Ver- 
sammlung. Noch  unter  Chlodwig  hat  sich  Name  und  Sache 
erhalten.  ^) 

Nach  der  hcri'scheudeu  Ansicht  ist  die  Ileerversannidung 
lediglicli  eine  Heerschau.  Es  wird  eine  Stannnesversaninilung 
als  Glied  der  öffentlichen  Verfassung  geleugnet.^)  Waitz 

^)  Greg.  Tor.  II,  S7:  Traoitcto  vero  aano  joBSit  (ChtodoTecIiiiB) 
omnem  cum  armorain  apptnUa  adrenire  phalangam,  ostensiiraiii  in  campo 

Martio  suoram  armoram  nitorem. 

*)  Waitz,  das  alte  Recht  S.  153.  209.  V.  G  I,  S.  338.  U  (S.  iLofl.) 

S.  43.  521.  522.  —  Dass  „zur  Zeit  des  salischcn  Gesetzes  nur  Ein 
Köuig  den  ganzen  Stamm  beherrschte |"  nimmt  auch  Waitz  V.  G.  11 
(2.  Attfl.)  S.  45  ao. 
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erinnert  daran,  dass  der  Franke  in  hoste  rechtlich  dem  Beam- 
ten und  dem  G ef Olgsgenossen  des  Königs  gleichgestellt  werde. 
Waitz  geht  mit  der  herrschenden  Meinung  davon  aus,*)  dass 
das  dreifache  Wergeid  des  in  hoste  erschlagenen  Franken, 
gleich  dem  dieiiacfaen  Wergeid  des  königlichen  Beamten  und 
des  königlichen  Antrustionen,  Wirknng  des  Verhältnisses  znm 
König,  des  in  der  Heerfolge  geleisteten  Königsdienstes  sei. 
Die  Heerversammlung  giebt  nach  seiner  Ansicht  desshalb  nicht 
einem  Recht  der  Gesammtheit,  sondern  der  Dienstpflicht  aller 
Einzelnen  Ausdruck.  Wir  sind  im  Stande,  den  Gegenbeweis 
zu  erbringen. 

Allerdings  hat  jeder  Königsdienst,  nicht  hlos  das  in  truste 
esse  oder  die  Bekleidiing  eines  königlichen  Amtes,  die  Ver- 
dreifftdrang  des  Wergeides  zur  Folge.   Den  Beleg  gewährt 

eine  Stelle,  auf  welche  Koth*)  aufmerksam  gemacht  hat. 

Septem  causae  VIII,  6  (Merkel,  Lex  Sal.  p.  96):  Si 
quis  legadario  reg!  in  via  adsallierit  et  occiserit  et  in 
mordrem  miserit,  soledis  1800  culpabilis  judicetor.^) 
Es  eriiettt,  dass  der  legatarins  regis  als  solcher  dn  Wer- 
geid von  600  solidi  hat  (welches  durch  in  mordrem  mittere 
yerdrdfncht  wird,  vgl.  Sal.  41).  Aber  die  Yerdreifiichung  des 
Wergeides  in  Folge  Königsdienstes  vermag  sich  nicht  zu  wieder- 
holen. Wenn  ein  S])ecieller  Dienst  Dem  übertragen  ist,  welcher 
wegen  seines  Verhältnisses  zum  König  bereits  ein  dreifaches 
Weigeld  hat,  so  tritt  nicht  noch  einmal  eine  Verdreifachung 
ein.  Der  legatarius  regis  hat,  wie  jene  Stelle  denn  auch  yor- 


»)  Vgl.  W  ai  tz  das  alte  Recht  S.  208.  V.  G.  I,  S.  3G3.  383.  II  (2.  Aufl.) 
8.43.521.  Ebenso  Gaupp,  das  alte  Gesetz  der  Thüringer  (Breslau  1834) 
S.  172.  Both,  Benef.  8.  122  Note  45.—  FMiher  hatte  t.  Savigay  in 
tefBem  Beitrag  war  Beehtsgeechichte  des  Adels,  Berlin  1884  (Tennischte 
Schriften  IV)  die  Identitit  dee  in  hoste  und  in  tmste  esse  behaiqrtet, 
eine  Ansicht,  zu  welcher  neuerdings  Zöpfl  B. •G.  8.  271  Note  36| 
Gierke  S.  106  Note  24  zurückgekelui  sind. 

*)  Benef.  S.  122  Note  45. 

»)  Vgl.  Lex  Franc.  Cham.  c.  8.  Cap.  Saxon.  a.  797  c.  7.  (Pertz  I, 
p.  76).   Lex  Fris.  17,  3.  Alam.  Hloth.  30. 
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aussetzt,  als  solcher  immer  nur  diei&ches  Freien-/)  nie 
dreiüftches  Grafen-  oder  Antmstionenwergeld, 

Septem  causae  VIII,  7:  Si  quis  andnistione  qui 
inter  diios  reges  pagaverit,  (jui  euin  adsallierit 
et  occiserit  et  in  mordrem  miserit,  soledis  IbUO 
culi)abili8  judicetur. 
Auch  der  Antmstio  hat  als  Gesandter  des  Kiinigs  nur  ein 
Wergeid  von  600  solidi,  d.  h.  sein  gewöhnliches  dreifaches 
Wergeid,  welches  durch  in  mordrem  mittere  verdreifacht  wird. 
Es  stiinnit  damit  iibeiein,  dass  für  die  kniiigliclieu  Beamten, 
Grafen  und  Saceharonen.  glcirlifalls  nur  das  dreifache  Wergeid 
ihres  Geburts Standes,  nicht  eveutuell  dreifaches  Autrustioneu- 
wergeid  angesetzt  wird.^ 

Dem  gegenüber  heisst  es  m  dem  Titel  Sal.  63  de  homine 
in  oste  occiso  §.  2: 

Si  vero  in  truste  dominica  fuerit  ille  qui  ocdsus  est, 
cui  fuerit  adprobatum  —  l&OO  solides  culpabilis  ju- 
dic(^tur. 

Das  in  hoste  esse  verdreifacht  das  dreifache  Wergeid  des  An- 
trustionen.  Das  in  hoste  esse  wirict  nicht  als  Königsdienst  auf 
die  Erhöhung  des  Wergeides  ein.  Es  muss  ein  anderer  Grund  seui, 
welcher  für  den  Antrustionen,  dem  wegen  Königsdienstes  sein 
Wergeid  bereits  verdreifacht  ist,  hier  eine  zweite  Verdreifach- 
ung herbeiliilnt.    Das  Princip  ergiel)t  sicli  aus 

Septem  causae  VII,  (i:  Si  quis  Frauco  iiiter  quattuor 

solia  occiserit,  soledis  600. 
d.  h.  aus  dem  Satz,  welcher  die  Verdreifachung  des  Wergeides 
für  den  in  der  Gerichtsversammlung  befindlichen  Franken  aus- 
spricht.^) Wie  in  der  Gerichtsversammlung,  so  tritt  auch  in 

*)  Genauer  Franc.  Cham,  cit.:  Si  quis  niNam  dominicnm  occitciHt, 
qnando  in  miMaticnm  directus  faerit,  in  trea  weregÜdos,  sicnlina  nati- 
Titas  est,  rompoiiere  faciat. 

')  Sal.  54.  Rib.  53.  —  Abweichender  Meinung  ist  Roth  a.  a  0. 

")  So  hm,  Procpss  il.  Lex  Salica  S.  155  Note  7.  Zustimmend  v. 
Üethniauii-iioilweg,  der  germanisch  -  romanische  Cvilprocess  S. 
438.  429.  Wnits,  Y.  G.  n  (3.  Aufl.)  S.  4S6. 
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der  Heerversammlung  die  Venlreifachung  des  Wergeides  ein. 
Der  Heerlrieden  ist  Volks-,  nicht  Königsfrieden.  Das  Heer  ist 
Volksversanimlung,  nicht  die  Schaar  der  Dienstpflichtigen. 
Wie  die  Gerichts-,  so  beruht  die  Heerversammlung  auf  der 
Volksyerfassung.  Nicht  die  Willkur  des  Eimigs,  ein  Satz  des 
i^DtUchen  Rechts  ruft  sie  zusammen.  Wie  die  Gerichtsver- 
Sammlung  durch  die  Gerichtsverfassung,  so  ist  die  Heerver- 
sammlung durch  die  öffentliche  Verfassung  gefordert. 

Ein  anderes  Argument  bedarf  einer  vorläufigen  Verstän- 
digung über  die  verschiedenen  Texte  der  Lex  Salica. 

Es  ist  schon  durch  Waitz  und  Merkel  constatirt  wor- 
den,*) dass  die  beiden  merovingischen  Texte  der  Lex  Salica, 
Text  ni  und  IV  bei  Pardessus,  Text  A  und  B  bei  Merkel, 
gemeinschaftlich  einen  uns  verloren  gegangenen  Text  benutzt 
haben,  welcher  dem  Urtext  gegenüber  bereits  bedeutend  fort- 
entwickelt war.  Der  Text  IV  schliesst  sich  wesentlich  an 
diese  Quelle  an,  und  erscheint  nur  als  &ae  weitere  Foitbil- 
dung  derselben.  Der  Text  III  hat  dagegen  den  s.  g.  kürzeren 
Text  in  65  Titehi  (der  aber  schon  in  vermehrter  Form  vor- 
lag) zu  Grunde  gelegt,  und  jenen  verloren  gegangenen  Text 
nur  daneben,  nebst  anderni  Material,  in  compilirender  Weise 
benutzt.  Ich  will  den  verloren  gegangenen  Text  mit  Waitz 
als  Text  D  bezeichnen. 

Wir  sind  im  Stande,  den  Text  D  aus  den  beiden  Texten 
III .  und  IV  annähernd  wieder  herzustellen.  Die  Eigenthttm- 
lichkeiten,  durch  welche  Text  III  und  IV  gemeinschaftlich  von 
der  älteren  Ueberlieferung  sich  unt^scheiden,  führen  auf  diese 
beiden  gemeinsame  Quelle  hin. 

Der  Text  1)  ist  ein  systematisch  geordneter  Text  der  Lex 
Salica  gewesen.  Die  Umstellung  der  Titel ,  welche  auf  Rech- 
nung des  Textes  IV  gesetzt  zu  werden  pflegt,      hat  Dieser 

•)  Vgl.  Waitz,  das  alte  Bedit  8.  7»lt.  Merkel  in  seiner  Aus- 
gabe der  Lex  Saliea,  Vorrede  S.  XGIV.  XOT.  ~  Die  UDtersaehiingea 
von  Waits  Bind  für  das  Folgende  grundlegend. 

So  noch  DcuerdingB  von  Hubö,  Loi  Saligue  p.  VII,  Waitz  Y. 
G.  U  (2.  Aufl.;  S.  89. 
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lediglich  aus  dem  Text  I>  herüber  genommen.  Den  Beweis 
erbringt,  dass  der  Text  III  unter  dem  Einfluss  der  nämUchen 
Titelfolge  gestanden  hat,  durch  welche  der  Text  IV  von  drai 
ursprünglichen  Text  —  dem  der  kttarzere  Text  in  65  Titehi 

am  nächsten  steht  —  sich  unterscheidet.  Der  Text  III  hat 
im  Allgemeinen  die  Titelfolge  des  kürzeren  Textes  in  ()5 
Titeln.  Er  unterscheidet  sich  dadurch,  dass  er  mehrfach  die- 
selben Rechtssätze  an  zwei  Stellen  überhefert,  und  zwar  das 
eine  Mal  an  der  dem  ältem  Text  (dem  kürzem  Text  in  65 
Titeln) ,  das  andere  Mal  an  der  dem  Text  IV  entsprechenden 
Stelle.  So  wird  Ton  dem  Fall  der  Leichenberaubung  im  Text 
III  zwei  Mal  gehandelt ,  tit.  14,8  und  tit.  55,  1 ,  das  erste 
Mal  in  üehereinstimnning  mit  der  Anordnung  des  Textes  IV 
(tit.  18,  1),  das  andere  Mal  in  Uel)ereinstimnmng  mit  der 
Anordnung  des  älteren  Textes  (Sal.  55,  t).  Die  Bestimmung 
über  Beraubung  eines  homo  dormiens  findet  sich  im  Text  III 
gleichfalls  doppelt,  tit.  14, 10,  entsprechend  dem  Text  IV  (tit. 
15,  5),  und  tit.  61,  2,  wo  in  zwei  Handschriften  des  älteren 
Textes  (die  einen  bereits  erweiterten  altem  Text  repräsentiren) 
der  nämliche  Satz  sich  findet.^')  Am  Auffallendsten  ist  die 
Wiederholung  in  text.  III  tit.  16,  1,  wo  der  Satz:  cui  casa 
est  sol.  6272,  in  demselben  Paragraphen  doppelt  gesetzt  ist, 
einmal  zu  Anfong,  wo  Text  IV  ihn  hat,  und  dann  zuletzt 
an  der  Stelle,  wo  drei  Handschriften  des  lUteren  Textes  ihn 
hinzuftlgen.  Dem  Verfasser  entging  die  Wiederholung  augen- 
scheinlich, weil  seine  Vorlage  an  ei-ster  Stelle  (Text  D)  causa 
statt  casa  las.  Ebenso  ist  die  Umstellung  und  Veränderung, 
welche  der  Text  IV  für  Sal.  35,  5  autweist  (text.  IV  tit.  Ii, 
2)  auch  für  den  Text  III  (tit  10,  6.  7)  bestimmend  gewesen. 
£s  ist  dabei  gewiss,  dass  der  auf  uns  gekommene  Text  IV 
nicht  unmittelbar  benutzt  worden  ist.  Weder  ist  in  unserm 
Text  rv  jenes:  causa,  überliefert,  noch  stimmt  Text  IV  in 


Merkel  Sal.  nov.  21,  in  der  Ausgabe  von  Waitz  tit.  61,  äd. 
Merlcel  Sal,  nov.  4^  in  der  Ausgabe  Ton  Waits  tit  16, 1. 


Digitized  by  Google 


Die  Heerversammluiig.   §.  3. 


43 


seiner  Bestimmung  über  die  Leichenberaubung  nach  Fassung 
und  Busssatz  mit  dem  Text  überein,  welchen  Text  III  an  der 
entsprechenden  Stelle  aus  seiner  Vorlage  herüber  genommen 
hat  Der  Text  III  hat  endlich  Stellen  benutzt,  welche  von 
ttiisarem  Text  IV  unterdrückt  worden  sind.  Text  IV  hat  nicht 
bloB  dne  Beihe  Yon  Bestimmungen  ausgelassen,  welche  schon 
in  der  ältesten  auf  uns  gekommenen  Fassung  enthalten  sind  ^'), 
sondern  ebenso  Zusätze,  welche  seine  Vorlage  (Text  D)  be- 
reits hinzugefügt  hatte.  Hube  hat  neuerdings  die  Ansicht 
entwickelt,  dass  dem  Text  IV  ein  Text  zu  Grunde  liege,  wel- 
cher, weil  vielfach  kürzer  als  die  Handschriften  des  s.  g. 
ktlrEeren  Textes  in  65  Titeln,  in  soweit  dne  ursprünglichere 
Form  der  Lex  Salica  repräsentire.  Hier  kcMinen  wir  den 
Gegenbeweis  erbringen.  Der  Text  III  hat  die  Bestimmung 
über  das  negotiari  cum  servo  alieno  doppelt ,  einmal  tit.  27, 
30,  dann  tit.  40,  15.  Die  erste  Stelle  entspricht  der  Anord- 
nung des  kürzeren  Textes  in  65  Titeln  (SaL  27,  22) ;  für  die 
zweite  SteUe  sind  wir  nach  dem  Obigen  berechtigt,  £influss 
der  von  dem  Text  IV  repr&sentirton  abwekhenden  Anordnung 
anzunehmen.  Unser  Text  IV  hat  aber  weder  an  erster  noch 
an  zweiter  Stelle  (tit.  67)  eine  Parallelstelle.  Unser  Text  IV 
ist  eine  Verstümmelung  des  Originals,  welches  auf  Text  III 
von  Einfluss  gewesen  ist.  Das  Stieben,  zu  kürzen  und  zu  ver- 
^nfachen,  welches  sich  innerhalb  des  Textes  IV  bei  Entsteh- 
ung der  unglossirten  Bedaction,  auf  wekhe  Hub^  aufinerk- 
sam  gemadit  hat,  wiederholt"),  ist  dem  Text  IV  von  vorn- 
herein eigenthfimlich.  Die  Auslassungen  des  Textes  IV  kommen 
auf  seine  Rechnung,  nicht  auf  Rechnung  einer  Vorlage  mit 
ursprünglicherem  und  deshalb  kürzerem  Text.  Und  nicht  der 
Text  IV,  sondern  das  vollständigere  Original  desselben,  der 
Text  D,  ist  vom  Text  III  benutzt  worden.  Die  £iniiüsse  der 


Vgl.  die  Zusammenstellung  bei  Hab^,  Loi  Saliqoe  p.  V. 
'*)  Hub6  a.  a.  0.  p.  1V~VI. 

Hub«  «.  a.  O,  p  XIV  &.  Vgl.  Zeitscbr.  f.  Becbtsgesch.  YUl, 

S.  317. 
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Die  YeriiMOBg  der  Lex  SaUca. 


Textordnung  des  Textes  IV  auf  den  Text  III  sind  Einflüsse 
der  systematischen  Ordnung «  nicht  im  Text  IV,  sondern  im 
Text  D. 

Der  Text  D  war  ein  Text  der  Lex  Salica  in  dm  Bfilehem. 
An  der  Hand  des  Codex  Vossianus  und  der  WolfenbOttler 

Handschrift,  von  denen  der  erstere  die  Lex  Eniendata,  die 
zweite  den  kürzeren  Text  in  65  Titeln  giebt,  können  wir  eine 
alte  Büchereintheilung ,  die  Lex  Salica  mit  Zusatzedicten  der 
Könige  umfassend,  annähernd  restituiren.  Der  Text  der  I^x 
Salica  (im  Codex  Vossianus  mit  einer  Beihe  von  Zusatzcapiteln 
fränkischer  Könige)  bildete  das  erste  Buch,  in  das  zweite 
Bach  fiel  der  Pacttis  pro  tenore  pacis  von  Childebert  IL  nnd 
Chlotbar  IL,  in  das  dritte  Buch  die  decretio  Chlotars  IL  und 
das  Edict  Childeberts  11.^^)  Der  Text  IV  ruht  auf  einem  Text 
mit  dieser  Büchereintheilung.  Er  hat  den  Pactus  pro  tenore 
pacis  so  wie  die  decretio  Chlotars  II.  fortgelassen.  Er  ver- 
kürzt auch  hier  das  Original  durch  Weglassung  der  ihm  un- 
erheblich scheinenden  Stucke.  Aber  das  Edict  Childebeits  II. 
ist  aufgenommen,  ^'^)  und  ans  den  Vortagen  der,  für  die  eigne 
Anordnung  unverständlich  gewordene,  Schlusssatz  bribohalten: 
Explicit  lege  salica  Uber  III.*^)  Der  Text  III  ist  auch  hier 
der  Zeuge  für  den  vollständigeren  Inhalt  der  von  ihm  und 
Text  IV  gemeinschaftlich  benutzten  Quelle.  Er  fUgt  dem  letzten 
Titel  der  Lex  Salica  (tit  65)  in  tit.  66  die  sämmtlichen  drei 
genannten  Stücke,  den  Pactus  pro  tenore  pacis,  die  decretio 
Chlothars,  das  Edict  Childeberts  hinzu.     Die  Büchereintheilung 

»•)  Vgl.  Jul  Grimm,  de  historia  legis  Salicae  (Bonnae  1848)  p. 
42,  und  p.  35—38,  wo  der  BeBtand  der  Haodschriften  Qbersicbtiich  dar» 

gelegt  ist. 

")  Die  Motive  hat  treffend  Hube  a.  a.  0.  p.  IX.  X  entwickelt.  Der 
Text  IV  gebort  dem  Gt  bitt  von  Tours  und  Orleans  an.  Hier  galt  nur 
Childeberts  Edict,  nicht  auch  die  Gesetze  Chlothars,  weil  jenes  Terri> 
torium  gegen  Ende  des  6.  Jahrhunderts  sn  AnstniBien  gehörte.  Vgl. 
Zeitscbr.  f.  R.  G.  Till,  S.  816. 

**)  Hierauf  hat  Hub 6  p.  X  auliBterksam  gemacht. 

*•)  PardessuSjLoi  Salique,  pr6face  p.  XXXII.  Der  Text  III  ist 
nur  in  iwei  Handschriften  aberliefert,  von  denen  die  eine  ^rkel's  cod. 
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so  ivie  die  Aufnahme  der  genannten  Königsgesetze  geht  auf 
den  Text  D  zurttck.  Der  Text  D  ivill  nicht  nur  die  Lex  Sa^ 

lica,  sondern  auch  die  das  salische  Recht  fortentwickelnden 

Gesetze  geben,  die  Gesetze  neustrisclien  wie  aiistrasischen 
Gebiets.  Er  beabsichtigt,  nicht  blos  ein  systematisches, 
sondern  zugleich  ein  vollständiges  Bechtsbuch  salischen  Bechts 
zu  sein. 

Die  Entstehungszeit  des  Textes  I)  können  wir  mit  ziem- 
licher Sicherheit  bestimmen.  Der  Text  D  ist  erst  nach  der 
Reichsgründung  auf  römisciiem  Boden  entstanden.  Es  weist 
darauf  nicht  blos  die,  den  Einfluss  römischer  Bildung  Ter- 
rathende,  systematische  Richtung,  sondern  vor  Allem  seine 
Fassung  des  „salischen  Gesetzes^  in  dem  berühmten  Titel  de 
alodis  (Sal.  59,  4).  Die  Texte  III  und  IV  bezeichnen  über- 
einstimmend, abweichend  von  dem  kürzeren  Text  in  05  Titeln, 
die  terra,  an  welcher  den  Weibern  kein  Erbrecht  zukommt, 
als  terra  salica.  Der  Zusatz:  salica,  stammt  aus  dem  Text 
D.  Der  Text  D  hält  es  bereits  für  nothwendlg,  mit  Rück- 
sicht auf  eine  zahlreiche  nach  römischem  Recht  lebende  Be- 
völkerung hervorzuheben,  dass  die  Bestimmung  der  Lex  Salica 
über  die  Erbfolge  nur  auf  den  Grundbesitz  der  salischen 
Franken,  nicht  in  territorialer  Geltung  auf  die  Immobilien 
schlechthin  Anwendung  linde. '*^)  Text  III  und  IV  weisen 
femer  gemeinschaftUch  eme  dem  ursprünglichen  Text  fremde 


6)  die  vollständigere  ist  (Pardessus  Loi  SftL  p.  68).  Die  Ijetetere 

weist  den  im  Text  angegebenen  Bestand  auf 

•*)  Es  wird  dadurch  die  abwcicli(Mide  Vermuthunj?  Merkel's,  Lex 
Sal.  S  XCV  Note  1,  entkräftet.  Erst  der  Text  IV,  und  nur  dieser,  iBt 
eine  local  gerichtete  Redaction. 

")  Diese  Erklärung  hat  Hub 6  p.  XI  für  die  terra  salica  im  Text 
IV  gegeben  .ihm  folgt  Wait/  V.  G.  II,  2.  Aufl.,  S.  89,  Note  3).  Seine 
Auffassung,  welche  nach  dem  Obigen  auf  den  Text  I)  zu  übertragen 
ist,  scheint  die  eiufachste  und  befriedigendste  für  den  vielbestritte- 
nen  Ausdruck.  Sie  ist  asogleich  ein  neues  Argument  fiir  die  ürsprüng- 
liehkeit  des  kfiraeren  Textes  in  65  Titeln,  welcher  nur  tenrft  setst. 
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Bestimmiiiig  Uber  die  Beraobnng  christlicher  Kirchen  wd.  **) 

Der  Text  D  ist  nicht  blos  unter  römischem,  sondern  unter 
christlichem  Einfluss  entstan<len.  Niclitsdestoweniger  rührt  er 
von  fränkischer  Hand.  Die  nmlbergische  Glosse,  welche  sich 
in  den  Zusätzen  des  Textes  D  findet, 2»)  ist  dafür  unwider- 
legUeheB  Zengniss.  Dem  Ver&sser  des  Teites  D  ist  es,  gleich 
den  YerÜBissem  des  Urtextes  der  Lex  Salica,  Bedttrfniss,  seinen 
Gedanken  ausser  dnrdi  den  ungelenken  lateinischen  Ausdruck 
auch  durch  ein  deutsches  Wort  zum  Verständniss  zu  brin- 
gen. 2*)  Der  Text  D  unterscheidet  sich  als  eine  fränkische 
Redaction  der  Lex  Salica  von  den  jüngeren  Texten  III  und  IV, 
welche  Beide  als  romanische  Bearbeitungen  des  fränkischen 
Gesetzbuchs  sich  charaktensiren.  Den  sichersten  Anhalts- 
punkt für  die  Entstehungsaeit  des  Textes  gewähren  die  von 
ihm  aufgenommenen  Eönigsgesetze.  Ihm  sind  weder  die  Königs- 
gesetze  von  Chlothar  I.  und  Guntram  aus  der  ersten  Hälfte 
des  6.  Jahrhunderts,  noch  ist  ilini  das  wichtige  Reichsgrund- 
gesetz Chlothars  II.  vom  Jahr  614  bekannt.  Sein  Gesichts- 
kreis beschränkt  sich  auf  die  Gesetze  vom  Ausgang  dos  6.  Jahr- 
hunderts. Wir  werden  nicht  irren,  wenn  wir  seine  Abfassung 
in  die  nämliche  Zeit,  in  die  letzten  Jahre  des  6.  Jahrhunderts 
(das  Edict  Childeberts  IL  ist  vom  Jahr  596),  oder  in  das  erste 
Jahi'zehnt  des  siebenten  Jahrhunderts  setzen. 

Ein  Bruchstück  dieses  Textes  D  nimmt  an  dieser  Stelle 
unsere  Aufmerksamkeit  in  Anspruch. 

Die  Lex  Salica  handelt  im  26.  Titel  de  libertis  demissis, 
d.  h.  von  freigelassenen  Liten.  **)  Es  ist  die  Freüassung  durdi 

**)  Merkel  Lex  Sal.  nov.  146.  258.  Fardessus,  Lol  Sal.  text.  III, 
tit  55,  6.  7;  text.  I?  tit.  75.  76. 

**)  Vgl.  2.  B.  die  Note  22  Gitirten  Stellen,  und  die  den  Texten  in 
und  lY gleichfalls  gemeinschaftlichen  Znsätse  in  Me  rkel  Lex  SaL  nov.  33. 

•*)  Heber  die  raalbergische  Glosse  vgl.  Beilage  II. 

")  Für  den  Text  IV  ist  dies  von  Hub6  a.  a.  ü.  bewiesen.  Für  den 
Text  III  genügt  es,  au  die  von  ihm  aus  der  Lex  Romana  Wisigotborum 
aufgenommene  Stelle  zu  erinnern  (Sal.  nov.  40). 

*")  Libertus  wird  in  den  fränkischen  Reclitsquollen  als  lateinischer 
Ausdruck  für  litus  gebraucht,  gerade  wie  comes  für  grafio,  üdalia  für 
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den  Denar  gemeint,  d.  h.  die  Freilassung  zu  dem  vollen  Becht 
eines  freien  Franken,  welche  im  ältesten  fränkischen  Recht 

♦ 

die  einzige  Freflassungsfomi  gewesen  zu  sein  scheint.'^)  Die 
ältere  Fassung  lautet  nach  den  vier  Handschriften  des  kürze- 
ren Textes  in  05  Titeln: 

Si  quis  alienum  letum  extra  consilium  doxnini  sui  ante 
rege  per  dinario  ingenuum  dimiserit  — . 
Die  Texte  III  und  IV  ergeben  dagegen  Übereinstimmend  die 
weitere  Fassung: 

Si  quis  litum  alienum  qui  apud  dominum  in  hoste 
fuerit  extra  consilium  domini  sui  ante  regem  per 
denarium  ingenuum  dimiserit  — .  ^s) 
£s  erhellt,  dass  der  Zusatz :  qui  apud  dominum  in  hoste  fuerit, 
ein  Zusatz  des  den  beiden  Texten  III  und  IV  gemeinschaft- 
lich zu  Grunde  liegenden  Textes  D  ist  Waitz^^)  erklärt  den- 
selben für  „dem  Sinn  in  keiner  Weise  ratsprechend.**  Es  wird 
das  Gegentheil  behauptet  werden  können.  Der  Zusatz  bezeich- 
net die  Freilassung  per  denarium  als  einen  m  hoste  vorzu- 

lendis  n.  b.  w.  Wenn  Walter  R.  0.  411  folgert,  daas  die  frftnki- 
Bchen  Liten  Uberti  im  römischen  Sinn,  d.  h.  Freigelenene  seien,  so 
hat  dieser  Schluss  genau  denselben  Werth,  wie  wenn  fttr  den  fränki- 
schen Grafen  die  Identität  mit  dem  römischen  comes,  für  den  frAnU- 

schen  domesticus  die  Identität  mit  dem  römischen  domesticus  u.  s.  w. 
angenommen  werden  sollte.  Eine  Reihe  von  ähnlichen  Fällen  wird  im 
Lauf  der  folgenden  Darstellung  hegcgnen.  —  Der  Text  handelt  in  Sal. 
26  nicht  blos  von  freigelassenen  Liten,  sondern  auch  von  freigelassenen 
servi,  so  dass  die  Titelttbenehrift  hier  wie  sonst  diem  Inhalt  des  Textes 
nur  snm  Thefl  entspricht 

**)  Die  anderen  Arten  der  Freilassong  (Tgl.  Roth,  Feodalitftt  S. 
289  ff.)  zeigen  entweder  durch  ihre  Form  (Urkunde,  in  der  Kirche)  oder 
durch  ihre  Wirkung  (Freiheit  eines  Römers)  den  späteren  Ursprung. 

Pardessus  text.  III  tit.  26.  text.  IV  tit.  36.  (Vgl.  Hube  Loi  Sal. 
tit.  36).  Ebenso  in  der  Lex  Emendata  tit.  28.  Die  Abweichunfj  des 
Textes  IV  bei  Pardessus :  apud  domino  suo,  ist  unwesentlich,  und  über- 
dies in  der  unglossirten  Form  (bei  Hubä)  nicht  vertreten  (apud  domino) 
—  Merkel  giebt  den  Zusata  in  nov.  68,  aber  mit  irrefahrenden  Let- 
tern. Da  der  Zosata  den  Texten  A,  B,  C  gemeinsam  ist,  hätte  er  nach 
Vorrede  S.  XCVI  cursiy  gedruckt  werden  mOssen. 

Das  alte  Becht  8.  6. 
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nehmeoden  AcL  Die  Gelegenheit,  si  litus  apod  dominum  in 

hoste  fuerit,  ist  die  Gelegenheit,  den  Liten  per  denarium  frei 
zu  lassen.  Die  friinkisclie  Freilassung  \m'  denarimn  ist  eine 
Freilassung  vor  dem  Heere,  (ienule  so  wird  in  dem,  gleich- 
fallä  noch  dem  G.  Jahrhundeit  aogehörigen,  Pactus  Alaman- 
normn  II,  48  (Pertz  III,  p.  38)  von  der  Freilassung  in  heris 
generationis,  vor  den  „Sippschaften  des  Heeres'**^)  gehan- 
delt. Die  Freilassung  soll  nach  Mnkischem  Recht  die  Auf- 
nahme des  Freigelassenen  in  den  Verband  des  fränkischen 
Volks  bewirken.  Deshall)  luuss  die  Freilassung  im  Angesicht 
des  fränkischen  Volks  und  unter  der  Zustiiiiuiung  desselben 
geschehen.  Auch  nach  dem  liecht  der  taciteischeu  Zeit  bedarf 
die  FreihuBung  der  Gegenwart  der  Volksversammlung,  und 
zwar  des  concilium,  d.  h.  der  souveränen,  regierenden  Volks- 
versammlung. Das  Heer  ist  das  concilium  der  Mnki- 
schen  Zeit. 

Es  wird  kaum  einem  Zweifel  unterliegen,  dass  der  Text 
D  an  dieser  Stelle  einer  Reminiscenz  des  alten  Rechts ,  nicht 
einem  noch  praktischen  Kechtssatz  Ausdruck  giebt.  Im  fränki- 

So  bat  Merkel  übersetzt. 
**)  Nor  ist  nach  alamumiBchem  Beeht  auch  die  Fk^ilassung  vor  dem 
Heer  keine  Freilasiong  an  Tollem  Recht.  Der  Freigelassene  gewinnt 
nur  Idtenreeht,  und  hat  nur  ein  Drittel  des  Wergeides  eines  freien 

Mannes  (Alam.HIoth.  17  ist  eine  Erhöhung  auf  die  Hälfte  des  Freienwer- 
geldes  eingetreten).  Das  bairische  Recht  stimmt  hier  mit  dem  alaman- 
nischen  tiberein  Die  -Freilassung  durch  ilen  Denar  (zu  vollem  Recht), 
welche  hier  später  erwähnt  wird  (vgl.  Quitzmann,  die  älteste  Rechts- 
verfassung der  Baiwaren,  8.  47;,  ist  aus  dem  tränkischen  Recht  durch 
das  frftnkische  Köuigthum  übertragen  worden  (übereinstimmend  Waitz 
y.  G.  II,  3.  Anfl.,  S.  181).  Eine  von  Ludwig  dem  Deutschen  in  Regens- 
bnrg  vorgenommene  Freilassung  durch  den  Denar  wird  ausdrflcklich  ala 
secimdam  legem  Salicam  geschehen  bezeichnet  (Wartmannn  II,  Nr  51 9, 
V,  J.  8B6),  und  ebenso  später  bei  einer  Freilassung  durch  Ludwig  daa 
Kind  (Wartmann  II,  Nr.  748,  v.  J.  BOG).  Nur  den  Franken  und  Lango- 
barden ist  eine  !•  reilassunf^,  welche  die  Nationalität  des  herrschenden 
Stammes  und  damit  VolHVeilieit  ertheilt,  l)ekannt;  hei  den  (ihrigen  deut- 
schen Stämmen  gilt  das  Taciteische:  liherti  uon  roultum  supra  servoa 
sunt  Tgl.  die  treffliche  Ausfllhrung  bei  Roth,  Fead.  S.  289  IT. 
**)  Unten  Beilage  1. 
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sehen  Reich  erfolgt  die  Freilassung:  allein  vor  dem  König. 
Schon  Ende  dos  6.  Jahrhunderts,  also  gleichzeitig  mit  dem 
Text  D,  legt  ein  Zeugniss  fränkischen  Kcchts,  die  Lex  Ri- 
buaria,  dafür  Zeugniss  ab.  Der  Text  D  erläutert  an  dieser 
Stelle  lediglkäi  den  nrspriinglichen  Inhalt  d^  Lex  Salica. 

Es  ist  bekannt,  dass  die  malbergisdie  Glesse  zu  Sal.  26  das 
ante  regem  des  latemischen  Textes  ^orch  (ana)  theatha,  das  „vor 
dem  König"  durch  „vor  dem  Volk"  wicdcrgiebt.  Die  herr- 
schende Meinung  geht  dahin,  dass  die  Glosse  dem  lateini- 
schen Text  widerstreite,  dass  die  Glosse  nicht  der  Zeit  der 
Lex  Salica,  sondern  einer  weit  älteren  Zeit  entspreche,  in  wel- 
cher die  Franken  noch  keine  Kdnige  hatten.  **)  Grimm  er- 
neuert in  Anschlnss  dara»  die  frohere  An^dit,  dass  die  Glosse 
emem  weit  ülteren,  über  die  Königszeit  hinausreichenden 
Text  angehöre.  Die  Glosse  widerspricht  aber  dem  lateini- 
schen Text  nicht,  sondern  ist  seine  nothwendige  Ergänzung. 
Erst  Glosse  und  Text  zusammen  geben  hier  wie  sonst ''^)  den 
Tollen  Sinn  der  Stelle.  Das  ante  regem,  welches  mr  Frei- 
lassung  durdi  den  Dena^  gehSrt,  ist  ragleich  ein  ana  theatha, 
und  nmgdu^rt  "das  ana  theaftha,  dessen  dieser  Aüt  bedairf,  eu- 
gleich  ein  ante  regem.  Der  König  bedarf  mt  Zeit  der  Lex 

**)Bib.  67.6l,a  lieber  die  EotstehttngBseitvgl.  Zetocbr.  tBechts- 
gesckT,  S.426  ff.  —  Für  das  7.  Jahrimndert  vgi.  B02.  57  (Marc  1, 22). 

'*)  Grimm  in  der  Vorrode  zu  Merkel's  Lex  Salica  S.  XXXI.  Das- 
selbe hatte  früher  schon  Wiarda,  Geschichte  und  Auslegung  des  sali« 
sehen  Gesetzes  S.  430  bomorkt.  —  Eine  ganz  andere  Erklärung-  ver- 
sucht jetzt  Kern,  die  Glossen  in  der  Lex  Salica  S.  3  ff.  Das  entschei- 
dende Gegenargument  giebt  die  von  den  Texten  III  und  IV  (Text  D) 
Überlieferte  Form  der  Glosse,  welche  sich  der  von  Kern  versuchten  Auf- 
lüBung  ToUständig  entzieht  tind  ganz  dentlidi :  madtho  tbesto  (ana  theatha) 
frio  lito,  d.  h.  (ai  coram)  popnlo  lltom  Ubemm  mallayerit,  ergiebt. 

»«)  Grimm  a.  a.  0.  S.  XXXI.  LXVIII.  Ebenso  Waitz  V.G.  I,  S. 
174  Note  2.  S.  331.  Stohbe,  Rerhtsquellen  I,  8.  37.  53.  —  Früher 
meinte  Eichhorn  Rechtsgesch.  I,  S.  308,  dass  nach  Massgabe  der 
Glosse  die  Freilassung  ausser  vor  dem  König  auch  in  einem  Volks- 
gericht habe  stattfinden  können. 

«•)  Grimm  a.  a.  0.  S.  LXVIII. 
Vgl.  «nten  Beilage  Ii. 

flohiUy  AltdMitoohe  Belelia-  u.  G«flflhtsv«rturang  I.  4 
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Salica  zur  Vornahiiie  des  FreUaasungsactes  der  Zuziehung  der 
VolksverBammlung,  und  die  Volksversammlung,  vor  welcher 

freigelassen  wird,  muss  eine  Volksvei-sannnlung  vor  dem  König 
sein.  Durch  das  ante  regem  ist  dies  ana  tiieatha  von  dem  ana 
theatha  aut  thuugiuum^^j  uaterschieden.  Es  giebt  eine 
Volksveisanunlung  vor  dem  König  im  Gegensatz  zu  der  Volks- 
versammlung vor  dem  thnnginus.  Durch  die  Person  des  Vor- 
sitzenden ist  hier  und  dort  der  Charakter  der  Volksversamm- 
lung bezeichnet.  Es  ist  dort  die  Regierungsgewalt,  hier  die 
Gericlitsgewalt,  welche  nach  .,Urtheil  '  der  Volksversammlung 
auszuüben  ist.  Der  König  des  fränkischen  Keiclis  kann  die 
Freilassung  per  denarium  allein  vollziehen,  weil  er  der  Träger 
der  vollen  Staatsgewalt  ist.  Der  König  der  Lex  Salica  ist 
nicht  alleiniger  Inhaber  der  Souveränetät.  Er  bedarf  der  Zu- 
ziehung der  Versammlung  des  gesammten  Volks.  Der  Text 
D  nennt  die  letztere  bei  ihrem  eigentlichen  Namen.  Der  Act 
ante  teoda  aut  regem  ist  ein  in  hoste  vorgenommener  Act. 
Die  regierende  souveräne  Versamndung  der  Lex  Salica  ist  nicht 
die  Volksversammlung  allein,  auch  nicht  die  VoUcsversannnluug 
mit  dem  thnnginus,  sondern  die  Versammlung  des  Königs 
mit  seinem  Heer. 

Noch  ein  anderer  Bestandtheil  des  Textes  D  ist  gerade 
für  unsere  Frage  von  Interesse.  Den  Texten  III  und  IV  ist 
der  sog.  längere  Prolog  gemeinsam.^")  Der  längere  Prolog  ist 
erst  nach  der  Reichsgründung  entstanden.  Das  Romanoruni 
jugum  excutere  bildet  einen  Theil  seines  dithyrambischen 
liobgesanges  auf  das  fränkische  Volk.  Der  längere  Prolog  ist 
m  christlicher  Zeit  entstanden.  Der  Preis  Christi  und  der 
Preis  der  Märtyrer  verbindet  sich  ihm  mit  dem  Preis  der 
Franken.    Nichtsdestoweniger  rührt  er  von  fränkischer  Hand. 

")  Vgl.  unten  §.  4. 

")  Von  den  beiden  Handschriften  des  Textes  III  hat  die  vollstan- 
Uigere  (vgl.  oben  Note  19)  den  längeren  Prolog  an  die  Spitze  der  Lex 
Salica  gesetzt.  Sie  fügt  ausserdem  ,  ihrer  eunipilatorischen  Natur  ent- 
sprechend, auch  den,  anderweitig  von  ihrvorgcfundeneii  kflmem  Prolog 
hinsn,  Pardessus  Lei  SaL  p.  XXXU.  Die  andere  Handsolirift  (Mer- 
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Es  ist  ein  Franke,  dem  der  Ruhm  seines  Stammes  aus  vollem 
Herzen  kommt,  und  der  die  Franken  an  Tapferkeit  und  an  frommer 
Verehrung  der  Märtyrer  über  die  Römer  setzt.  Den  entschei- 
denden Anhaltspunkt  für  seine  Entstehungszeit  gewährt  die 
von  ihm  gegebene  Aufzählung  der  Königsgesetze,  welche  zu 
der  Lex  Salica  hinzugekommen  sind:  per  proconsolis  regis 
Ghlodovehi  et  Hilclebei-ti  et  Chlotharii  fuit  lucidius  emendatum. 
Kr  meint  ausser  den  Zusatzgesetzen  König  Chlodwigs  die  Ge- 
setzgebungsacte  Childeherts  II.  und  Chlothars  II.*®)  Er  ist 
frühestens  Ende  des  6.  Jahrhundeits  entstanden.  Dass  er 
auch  nicht  später  entstanden  sein  kann,  belegen  zur  Evidenz 
die  Worte:  (gens  Francorum)  ad  catholica  fide  nuper  con- 
versa.  Der  längere  Prolog  gehört  den  letzten  Jahren  des  6., 
oder  den  ersten  Jahren  des  7.  Jahrhunderts  an.  Die  Ent- 
stehung des  längeren  Prologs  fällt  in  die  nämliche  Zeit  mit 
der  Entstehung  des  Textes  D.  Der  Inhalt  des  längeren  Pro- 
logs stimmt  mit  dem  Inhalt  des  Textes  D.  Die  Gesetze  Childe- 
berts  n.  und  Chlothars  II.  sind  hier,  wie  oben  gezeigt,  dem 
Text  der  Lex  Salica  hinzugefügt.  Der  längere  Prolog  ist 
der  Prolog  des  Textes  D. 

Der  längere  Prolog  berichtet  über  die  Entstehungsgeschichte 
der  Lex  Salica: 

Gens  Francorum  inclita  —  dictaverunt  salica  lege  per 
proceris  ipsius  geutis  qui  tunc  tempore  ejusdem  aderant 

kel's  cod.  5)  hat  gar  keinen  Prolog.  —  Das  höhere  Alter  des  I&ngeren 
Prologs  hat  Waitz,  das  alte  Recht  S.  39  ff.  Göttinger  Gel.  Anzeigen 
1850  S.  325  ff.  endgültig  erwiesen.  Vgl.  Stoblie,  Rechtsquollcn  I,  S. 
32.  33.  Vax  der  iiltcren  Ansicht  von  dem  höheren  Alter  des  kürzeren 
Prologs  ist  neuerdings  v.  B  ethm  ann-Uo  llweg  ,  Civilprocess  S.  446 
Note  6  zurückgekehrt. 

Vgl.  Waitz,  das  alte  Recht  8.  d9.  84  ff.  Ebenso  Pardessus, 
lioi  Saliqne  p.  434.  A.  M.  Stobbe,  Rechtaquellen  I.  S.46  tmd  die  da- 
selbst dtirten. 

*')  Als  Gesetze  Chlodwigs  denkt  der  Text  D  wahrscheinlich  Zusätze 
iwT  Lex  Salica,  welche  in  den  Text  der  Lex  Salica  übergegangen  sind. 
Oder  es  hatte  der  Text  I)  schon  einipe  von  jenen  Zusatzgesetzen, 
welche  der  Codex  Vossianus  als  Anhänge  der  Lex  Salica  in  das  erste 
Buch  gesetzt  hat  (oben  S.  M). 

4* 
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rectores;  electi  de  pluiibus  viris  quatuor*'^)  —  qui 
per  tres  mallos  conveuientes  > —  de  singulis  judicibus 
(verbessere:  judiciis)  decreverunt  hoc  modo.*^) 
Die  Berathnng  der  einzelnen  Rechtsbestimmungen  der 
Lex  Salica  erfolgte  danach  unter  Vorsitz  der  erwählten  Tier 
proceres  anf  drei  Hundertschaft8ver8amTnltmp;eii,  malH.  Nach 
deutscher,  insbesoiulorc  friiiikischcr  Anschauun«;  gieht  es  keinen 
Unterschied  zwischen  dem  AVcisthum,  \velclios  den  Rechtssatz 
als  solchen,  und  dem  Urtheil,  welches  den  Kechtssatz  als  Ent- 
scheidung eines  Kechtsstreits  constatirt.  Die  einzelnen  Hechts- 
sätze der  Lex  Salica  sind  „Urtheile**,  judicia.      Die  Fest- 

Die  Worte  electi  de  plnrilias,  irefche  ticli  in  beiden  Prologen  fin- 
den, haben  nur  in  dem  längeren  Prolog,  wo  sie  ganz  klar  „ausgewählt 
aus  den  mehreren  proceres"  bedeuten  (Waitz,  das  alte  Recht  S.  70) 

einen  giiton  Sinn.  Der  kürzere  Prolog  hat  die  proceres  als  Mitbe- 
schliesseiule  iiml  Wählende  genannt,  aber  trotzdem  jene  Worte:  electi 
de  pluribus,  beibehalten ,  so  dass  hier  de  pluribus  dem  Zusammenhang 
nicht  mehr  entspricht,  und  nur  als  ungeschickter  Ausdruck  für  „aus 
Allen",  „aus  dem  YoUce",  (so  flbenetst  Bethmann*  Holl  weg  S. 
447)  aufrecht  erhalten  werden  kann. 

**)  Der  tagenhafte  Charakter  dieser  Nachricht  tritt  namentlich  an 
den  Namen  der  vier  proceres  hervor,  welche  zweifelsohne  fingirt  sind. 
Kern  Glossen  S.  184  erklärt  Wisot^ast,  Hodot^ast ,  Saligast,  Widogast 
durch:  „Wiesemann,  Ackermann, Iloliiiaiin,  lldl/.inanii"  (die  vier  „Miinuer" 
sind  nach  den  vier  Thoilen  der  Foldiiiaik  benannt).  ,,Hol/,niann  wohnt 
in  Holzheim,  Ackermann  in  Gutsheim,  liolmann  in  Hofheim.  Ein  Wie- 
senheim  fehlt."  Arogast  wird  von  ihm  ftr  gleiehbedentend  mit  Bodo- 
gast erklärt,  als  Terderbt  ans  Arrogast  (Erbemann),  „denn  Erbe  nnd 
Bodel  sind  Synonyme'*,  so  dass  damit  die  Vereinigang  der  üeber- 
lieferung  des  kürzeren  und  längeren  Prologs  gegeben  wäre.  —  Nichts- 
destoweniger wird  die  Glaubwürdigkeit  des  eigentlichen  Inhalts  der 
TJeberlieferung  dadurch  nicht  berührt.  Vgl.  Waitz,  das  alte  Becht 
S.  67  flP. 

**)  Die  Präposition  de  ist  von  dem  Prolog  im  Sinne  des  Theilungs- 
artikels  gebraucht,  so  dass  de  singulis  judicüs  decreverunt  gleichbedeutend 
ist  mit:  singula  judicia  decroTeront  Vgl.  unten  $.6 Note  45.  Derkflrsere 
Prolog  liest:  judidum  decreverunt  Es  ist  auch  hier  klar,  dass  wohl 
die  letztere  Lesart  ans  der  erstem,  nicht  aber  die  erstere  aus  der 
letztern  hervorgehen  konnte,  so  wie  dass  der  Aus(}rnck  des  längeren 
Prologs,  der  die  einzelnen  Sätze  der  Lex  Salica  als  judicia  bezeichnet, 
der  sachgemässere  ist 
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steUung  des  zu  verzeiclmenden  Bechts  fordert  die  HitteL  des 
gerichtlichen  Verfahreiis.  Waitz  hat  mit  Recht  angenommen, 

dass  unter  den  erwählten  proceres  des  Volks  die  Hundert- 
schaftsbeunitcn ,  die  thungini  aut  ceiitciiarii  zu  verstehen 
sind.  Die  liundertscliaftsvorstände  sind  die  Kichtcr,  rectores, 
der  Lex  Salica.  Die  Hundertschaftsvorstände  unigiebt  der 
mallus,  die  Hundertschaf tsversanunlung.  £s  wird  später  zu 
zeigen  sein,  dass  unter  Maltas  nur  die  Hundertsdiaftsver- 
sammlung,  keine  andere  Volksversammlung  zu  verstehen  ist>^ 
Und  die  Hundertschaftsversammlung  ist  nichts  anderes  als  die 
Gcrichtsversaininlung.  Unter  Vorsitz  der  (lerichtsbeaniten  wer- 
den die  einzelnen  Rechtssätze  von  der  Gerichtsversanimlung 
gefunden,  mit  dem  Gerichtsvolk  „vereinbart."*®)  Es  handelt  sich 
soweit  um  keinerlei  Hoheitsiechte  des  fränkischen  Volks.  Das 
Gerichtsvolk  ist  nicht  das  frankische  Volk.  Die  Thätigkeit 
der  Hundertschaft  ruht  nicht  auf  der  Staats-,  sondern  auf  der 
Gericlitsverfassung. 

Dagegen  ist  die  öffentliche  Verfassung  zur  Zeit  der  Lex 
Salica  in  der  anderen  Thatsacbe  ausgesprochen;  gens  Fran- 
corum  dictavenmt  salica  lege  per  procexes  ipsius  gentis.^*) 
Das  Frankenvolk,  nicht  blos  das  Gerichtsvolk  einer  Hundert- 
schaft, hat  die  Lex  Salica  durch  die  vier  erwählten  proceres 
redigirt,  abgefasst.  Dem  oonvenire  per  tres  mallos  geht  ein 
Beschluss  des  fränkischen  Stammes,  den  drei  Hundertschafts- 
versammlungen geht  eine  Wahlversaiiiiiilung  des  gesammten 
fränkischen  Volks  voraus.  Die  Wahlhaudiung  (electi  de  plu- 

«*)  Waitz,  das  alte  Becht  S.  70.  71. 
«•)  Unten  §.  4. 
*')  Unten  f.  4. 

Die  Wendung:  hoc  convenit  obsenrare,  findet  sich  in  der  Lex. 
Sali  CA  häufig.  So  Sal.  46:  De  adfathamire  hoc  convenit  observare. 
Ebenso  Sal.  2,  6.  4,  4.  8,  2.  13,  2.  14,  2.  33,  1.  42,  2.  Einmal  heisst 
es  (Sal.  6,  2):.sicut  superius  diximus,  inteinanms. 

*•)  Ueber  die  Satzverbindung  vgl.  Waitz,  das  alte  Recht  S.  71. 

üeber  die  Bedeutung  von  dictare  vgl.  Sickel,  ürkondenlehre 
8.  196  ff. 
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ribiis  viris  quatuor),  die  Einsetzuiifr  der  Redactionscommission 
ist  (lio  Aiisübiiiig  stiuitUcluMi  IIoheitsnTlits.  GcriKh'  so  ist  in 
den  niunarchisch  verfasstcni  Stuaton  der  Uodactionsbexhluss 
Sache  der  höchsten,  der  königlichen  Gewalt,  während  die  Ue- 
daction  auch  hier  durch  den  Gerichtsbeamten  mit  seinen  Ge- 
richtsbeisitzern erledigt  wird.  Nach  dem  Inhalt  des  Prologs 
steht  zur  Zeit  der  Lex  Salica  für  die  Verfügung  der  Rechtsauf- 
Zeichnung  die  Volksgcwalt  an  Stelle  der  köni^'lichen  Gewalt. 
Das  Volk  ninunt  zur  Zeit  der  Lex  Salica  niclit  l)los  in  der 
Huudertschaft  an  dem  Finden  des  gerichtlichen  Urtheils,  son- 
dern zugleich  in  der  Stammesversamrolung  an  der  öffentlichen 
Regierung  Theil. 

Nichtsdestoweniger  ist  die  Lex  Salica  em  königliches 
Oesetz.  Sie  hat  sich  selber  so  bezeichnet.  Im  Beginn  der 
Lex  Salica  winl  tit.  1 ,  2  von  den  Formen  der  mannitio ,  d. 
h.  der  Latlung  vor  Gericht,  gehandelt.  Mit  IJezug  auf  diese 
Bestimmuug^en  heisst  es  tit.  1.  l:  Si  quis  legibus  do mi- 
nie is  mannitus  fuerit.  Auf  die  eigenen  Rechtssätze  verweist 
die  Lex  Salica  als  auf  leges  dominicae.  Die  bisher  herrschende 

*')  P>incn  Beleg  giebt  die  Lex  liomana  Wisigothorum,  welche,  nach 
Zeiigni-ss  des  Kinfülinmgsffesetzes ,  auf  Hetcld  des  Könij^s  Alarich  von 
einem  Grafen  mit  seinen  prudentes  beratbcn  worden  ist.  Der  (iraf  lükrte 
dabei  den  richterlichen  Torsitz  (ordinante  6.  comite),  und  die  prüden* 
tes  Bind  die  judices,  die  rechtskundigen  Gerichtsbeisitser  derwestgotbi- 
schen  Verfasrong.  Die  Redaction  des  Gesetzes  geschieht  anch  hier  im 
Wege  gerichtlichen  Verfahrens.  Nach  ßerathung  des  Gesetzes  erfolgt 
die  Genehmigun;:;  desselben  durch  den  König  und  die  Heichsversamm- 
lung.  Auch  für  die  Lex  Salica  wird  ein  zweiter  Bescbluss  der  Heer- 
versaminliui  %  durch  welche  das  hergestellte  Gesetz  geuehmigt  ward, 
anzuneluiu  n  sein. 

*')  Entgegengesetzter  Ansicht  ist  Waitz,  das  alte  llccbt  ä.  7L 
SK)9  Note  2,  doch  ohne  dass  klar  wflrde,  wie  die  Yollziehang  der 
Wahlhandlung  (electi  de  pluribas)  dnrch  Zusammenwirken  der  vielen 
einselaen  HundertschalUversammlnngen  möglidi  gewesen  wftre.  Bei 
V.  Sybel,  Köni^'thum  S.  105  fehlt  die  Unterscheidung  zwischen  dem 
mallus  und  der  Stammesversammlung.  Dagegen  hat  v.  Bethmann- 
Hollweg  S.  410  Note  72  auf  Grund  der  Nachricht  des  Prologs  eine 
„ausserordentliche  Versammlung  des  ganzen  Volks  in  Bezug  auf  die 
Abfassung  des  Gesetzes"  angenommen. 
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Aufiassung  findet  die  bezeichnete  Thatsache  in  Widerspruch 
mit  der  Nachricht  des  Prologs.*^  Der  venneintliche  Widei^ 

Spruch  ist  bereits  durch  das  Vorauigehende  gehoben.  Die 
Stainniesvcrsaiunilung  der  Lex  Salica  ist  eine  Versaiiindung 
unter  Vorsitz  des  Königs.  Der  liescliluss  des  fränkischen 
Volks  schliesst  den  königlichen  Willen  nicht  aus,  sondern  for- 
dert denselben.  Das  Zeugniss  der  Lex  Salica  ergänzt  die 
Nachricht  des  Prologs.  Wie  die  Freilassung  vor  dem  König 
eine  Freilassung  vor  dem  Volk,  so  ist  die  Lex  Salica  zugleich 
ein  Volksgesotz  und  ein  Königsgesetz.  Die  Rechte  des  Königs 
und  die  Keclite  des  Volks  schliosscn  einander  nicht  aus,  son- 
dern stehen  in  Wechselwirkung.  Wie  die  Hundertscluift  zu 
gerichtlichen  Zwecken  unter  dem  Vorsitz  des  Gerichtsbeamten, 
so  tritt  der  Stamm  zu  öffentlichen  Zwecken  unter  dem  Vorsitz 
des  Heerführers  zusammen.  Das  Stammeskönigthum  ist  aus 
dem  Heerkönigthum  hervorgegangen.  Die  Heenrersammlung 
ist  die  regierende  Stammesversanmilung. 

Noch  an  eine  andere  Thatsache  muss  hier  erinnert  wenlen. 
Es  wird  unten  (§.  4),  in  Anschluss  an  Waitz,  der  Nachweis 
zu  erbringen  sein,  dass  der  CSentenar  der  Lex  Salica  ein  vom 
Volk  eingesetzter  Beamter  ist.  Die  herrschende  Ansicht  nimmt 
ohne  Weiteres  an,  dass  die  einzelne  Hundertschaft  selber  dies 

")  Vgl.  Waitz,  das  alte  Recht  S  155.  V.  G.  II  ('2.  Aufl.)  S.  490. 
Stobbe,  Rechtsqucllcn  I,  S.  37  Note  26.  Sohm,Proc.  S.  130  ff.  Auf  dem- 
selben Standpunkt  steht  auch  Siegel,  Gerichtsverfahren  S.  GO,  der  zwar 
mit  Recht  unter  den  leges  dominicae  die  Lex  Salica  selber  versteht,  aber  in 
Folge  dessen  eiae  spätere  Eatstehungszeit  der  Lex  Salica  (unter  dem  König- 
thmn  des  fr&nkischen  Beichs)  anzanehmen  scheint,  vgl.  Siegel  S.  41. 
240  Note  13,  nanentlicli  S.  270.  —  t.  Bethmann-Hollweg  S.  446 
Note  3.  S.  496  Note  2  erklärt  jetzt  die  mannitio  legibns  dominicis  als 
die  mannitio  „nach  Königsrecht",  d.  h.  als  die  mannitio  wegen  eines 
Di  li(  ts,  deren  Folge  im  Fall  der  contumacia  zuletzt  die  Aechtung  durch 
den  K()nig  ist.  Seine  Meinung  ist  (S.  433) ,  dass  die  Rechtssätze  über 
diese  mannitio  (und  dadurch  mittelbar  die  sämmtlichen  Strafrechtssätze 
der  Lex  Salica)  „unter  der  Gewähr  des  Königs  stehende  Gesetze",  in 
diesem  Sinne  leges  dominicae  sind.  Seine  Dentong  ist  im  Wesent- 
lichen ein  Yersncb,  unter  „königlichen  Gesetzen**  etwa»  Anderes  als  könig- 
liche Gesetse  an  Torstehen.  Dagegen  anch  Waita  a.  a.  0. 
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Dif  Vertamuig  der  Le&  SiOifi. 


WahlreclU  geübt  habe.**)  Die  herrschende  AEBicht  setxt  damit  die 
Hundertschaft  in  den  Besitz  eines  Hoheitsrechts.  Es  ist  dagegen 
gewiss,  dass  zur  Zeit  des  Tacitos  das  Beamtenemennungsrecht, 

und  zwar  das  Recht,  die  Iluiidertschat'tsbi'amtcn  zu  ernennen 
(welche  hier  die  einzigen  ordenthcheu  lieaniten  sind),  vom  con- 
cilium,  nicht  von  der  Uimdertscbaftsversanunlung  geübt  wird« 
£8  ist  ebenso  gewiss,  dass  nach  Gründling  des  fränkischen 
Beiehs  das  Beamtenemennungsrecht  ebenso  ausschliesslich, 
auch  das  Recht,  die  Hundertschaftsbeamten  zu  ernennen, 
königliches  Hoheitsrecht  ist.**)  Niemals  hat  sich,  obgleich  die 
herrschende  Lehre  da.s  (iegentheil  vertritt,  die  Hundertschaft 
uacliweislich  im  Besitz  des  HundeitHchaftsbeamten-Eniennungs- 
rechtä  befunden.  Und  doch  hat  sich  duich  Gründung  des  frän- 
kischen Boichs  nicht  die  Hundertschaftsverfiassung,  sondern  nur 
die  Staatsverfassung  geändert,  und  ist  mit  Gründung  des  Mn- 
kischenBeichs  nicht  die  Hundertschafts-,  sondern  nur  die  Heerver- 
sammlung hinfällig  geworden.  Die  Hundertschaft  ist  niemals 
Träger  eines  lloheitsrechts.  Die  eine  Thatsache,  dass  der 
thunginus  aut  centenarius  der  Lex  Salica  uicht  vom  König, 
sondern  vom  Volk  eingesetzt  wird,  ergiebt  unmittelbar,  dass 
es  ausser  der  Hundertschaftsversammlung  noch  eine  andere 
Volksversammlung,  ausser  der  Gerichtsversammlung  eine  Be- 
gierungsversammlung giebt. 

So  ist  die  Verfassung  der  Lex  Salica  durch  die  Schran- 
ken gekennzeichnet,  welche  die  Befugnisse  der  Stamniesge- 
meinde  dem  Stannneskönigthum  setzen.  Der  König  ist  nicht 
ausschliesslicher  Inhaber  der  öffentlichen  Gewalt  Seine  besten 
Bechte  hat  er  nicht  allein,  sondern  nur  unter  Mitwirkung  der 
Volksgesammtheit  auszuüben.  Seine  höchste  Ehre  ist  der  Vor- 
sitz auf  dem  Campus  Martius.  Er  hat  vorerst  auch  in  Be- 
gierungssachen nur  den  Bann,  die  vollstreckende  Gewalt,  noch 
nicht  die  Entscheidung. 


M)  So  Wait  m,  das  alte  Becht  S.  71.  187. 
ünten  8»  9. 
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Die  Volksverfassiuig  ist  zur  Zeit  der  Lex  Salica  nicht 
blo6  Gerichts-,  sondern  Staatsverfassung.  Es  ist  das  Becht 

des  Volks,  nicht  Mos  dem  thunginus,  sondern  dem  König 
Urtheil  zu  tinden.  Es  ist  das  Ueclit  des  Volks,  zu  einer  Yer- 
samiiilung  zusiuiiiuen  zu  treten,  in  welcher  nicht  blos  der 
Richter  kraft  richterlichen  Amts,  sondern  der  König  kraft  der 
Zuständigkeit  der  Begiemngsrecbte  den  Vorsitz  führt.  Wie 
die  Geriditsv^assung  die  Hundertschaftsversammlung,  so  er- 
zeugt die  Staatsverfassung  die  Heerversammlung. 

§.  4. 

Mallas  und  Thunginus. 

Denselben  Uebergangsverhältnissen,  durch  welche  die 
fränkischen  politischen  Einrichtungen  zur  Zeit  der  Lex  Salica 
ausgezeichnet  sind,  begegnen  wir  auf  dem  Gebiet  der  Gerichts- 
verfassung. 

Zur  Zeit  des  Tacitus  ist  die  liuiulertschaftsversammlung 
die  Gerichtsversanimlung ,  und  der  von  dem  concilium,  d.  h. 
von  der  regierenden  Völkersctiaftsversammlung  eingesetzte  Hun- 
dertschaftsbeamte (princeps)  der  Gerichtsbeamte. 

Die  Gerichtsversammlung  führt  in  der  Lex  Salica  den 
Namen  mallns,  d.  h.  „Sprache**,  entsprechend  dem  späteren 
„Bauenibprache'' ,  „Morgensprache''.  ')   Au  sich  ist  der  Aus- 


»)  (irimm  R.  A.  S.  74G.  Vgl.  Mülle nhoff  bei  Waitz,  das  alte 
Recht  S.  2^9.  —  Sal.  76:  De  cum  qui  causa  aliena  dicere  praesumi)- 
serit  —  ei  cui  causa  est  liceat  legibus  causam  suam  mallare.  —  Ebenso 
ist  placitom,  „Beredang**  (statt  vieler  SteUen  vgl  Edict  Roth.  144:  pla- 
cito  finito  de  mercedes  —  in  fabula  firma  de  oiercedes)  schon  in  der 
Lex  Salica  die  Bezeichnuog  für  das  Geriebt,  Sal.  47.  49.  50,  2  (placitum 
legitimum).  5<).  Vgl  Arnoldus  de  S.  Emmerammo  II,  60  (Ports  Script 
IV  p.  571):  placitum  sivo  judiciale  colloquium.  Nur  hat  placitnni  nicht 
wie  mallus  ausschliesalich  Beziehung  auf  die  gericiitlirht'  Hereduiig, 
Zusammenkunft  j^'owonnen.  Placitum  generale  ist  bekanntlich  in  karo- 
liugiscber  Zeit  eine  Bezeicliuuug  für  den  Reichstag.  Bei  Gregor  von 
Toors  YII,  7.  VIII,  21.  X,  28  und  sonst  irirdder  Reichstag  placitom  schlecht- 
weg genannt.  VIII,  20  ist  der  dies  plaeiti  der  Terqrin  fÄr  die  Synod« 
TOD  M&con.  Vgl.  onten  Note  86, 
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Die  Yeifassuog  der  Lex  äalic«. 


druck  zur  IJczeidinunm^  jeder  Versaiinnhiu^'  j^ari^riiet.  welche 
zur  „Besprechung"  ilirer  Angelegenheiten  zasannueutritt.  Das 
Wort  ist  aber  schou  in  der  Lex  Salica  ausschliessliche  und  tech> 
nische  Bezeichnung  iur  die  Gerichtsversammlung.  Wie  mallare, 
admallare  nur  das  gerichtliche  „Ansprechen"'),  so  ist  mallus 
schlechthin  das  Oricht.^)  Derselhe  Sprachjjebrauch  ist  ebenso 
in  den  späteren  Jahrhunderten  herisclieiKl  trel)]iel)en,  *)  Keine 
andere  Vei'sianiuduug  führt  den  Namen  inalhis.  Nicht  die 
Landesversammlung.  In  dem  längeren  Prolog  der  Lex  Salica 
bilden  die  tres  malli  als  die  drei  Gerichtsversammlungen,  in 
denen  die  singula  judicia  berathen  sind,  den  Gegensatz  zu 
der  Landesversammlung,  auf  welcher  das  Gesetz  beschlossen 
wurde. ^)    Eine  Stelle  des  alanumnischeu  Volksrechts  ist  so 

')SieLr(*l  S  115.  Sal.  1(!,  1.  Dem  Pntsprochond  ist  mallator  der 
Kliitr'T  D'Aclicry  Spicilrcium  XTI,  ji.  104  (a.  HC3):  confessus  est  verba 
mallatoris  in  omoibus  esse  vera.   Ebenso  Sal.  cxtr.  1.  2. 

*)  Sal.  1.  45.  50,  1:  ad  maltum  mannire.  44.  46:  mallum  indicare. 
39:  Verfobren  mit  dem  senrns  plagiatas  in  mallo  publico.  46:  Adfatimai 
ante  regem  ant  in  mallo  pablico  legitiroo.  47:  Zeugenbeweis  in  mallo. 
56 :  CoDtnmacialverfahren  si  qois  ad  mallnm  venire  conteoipserit.  58 : 
KxccutionSTeriahren  mit  praesentarc  per  qtiatuor  mallos.  60:  de  parentilla 
tollere  —  in  mallo.  —  In  Sal.  4(i  fiudft  sich  mallus  beroits  in  der  späteren 
Bedeutung  ;vgl.  Note  25)  „Gerichtstermiir' ,  in  den  Worten:  in  mallo 
[autj  ante  regem  aut  in  legitimo  mallo  publico,  „in  dem  Termin  vor  dem 
König  oder  im  echten  Volksgericht."  Vgl.  unten  Note  35. 

*)  Belege  dafQr  werden  auf  jeder  Seite  der  folgenden  Darstellung 
^  beg^en.  —  Schon  Waits  Y.  G.  I.  S.  817  bemerkt,  dass  mallas  ein 
der  frftnkischen  Kechtssprache  eigenthOmlicher  Ausdruck  ist  Nur 
zufolge  fränkischer  Einwirkung  ist  er  auch  den  alamannisclien  Denk- 
mälern geläutig  geworden.  Alam.  Hloth.  18,  i.  30,  2.  3  Form.  Roz. 
210.  211.  3iH.  400.  Wartmann  1,  Nr.  11.  187.  II,  Nr.  HJ.'j.  Neugart 
I,  Nr.  70j.  741.  74G.  In  der  Lex  Romana  Ciiriensis  begegnet  für  ac- 
cusare  ganz  regelmässig  admallare,  ammallare,  Stobbe  de  lege  Rom. 
Utin.  p.  52.  —  Baiern  zeigt  aacb  an  dieser  Stelle  den  fränkischen  £in- 
flttssen  gegenüber  grössere  Selbständigkeit.  Der  Ausdruck  mallus  kommt 
hier  erst  in  karolingiscber  Zeit  vor.  Nur  mallare,  malliare  findet  sich 
Baj.  1,  10.  13,  2.  tcxt.  III,  14,  (>.  Der  einheimisch  bairische  Ausdruck 
ergiebt  sich  aus  Dccr.  Tass.  IV,  8  Pertz  III  p.  4G5):  —  ad  eadem  CO* 
gantur  judicia,  quae  IJaiuvarü  urteila  dicant.  Vgl.  unten  14. 
Oben  S.  52  C 


Digitized  by  Google 


Mallus  und  Thunginus.   §.  4. 


59 


verstanden  worden,  als  ob  sie  mit  dem  Ausdruck  mallus  das 

Mäiztcld,  d.  h.  eine  Landesversaininlung,  bezoicliue. 

Alam.  Uloth.  18,  4:  Si  autem  (libera  Alamanna,  quae 
servum  ecclesiae  nupserit)  tres  annos  induraverit  opus 
anciUae  et  parentes  ejus  non  exadoniavenmt  eam,  ut 
libera  fuisset,  nec  ante  duce  nec  ante  comite  nec  in 
poplico  mallo,  transactis  tres  Kai.  Mai'cias  post  huec, 
ancilla  permaneat  in  pürpctuuni. 

Es  wird  angenommen,  dass  die  Kaienden  des  März  neben 
dem  publicus  mallus  als  der  Termin  der  Versammlung  (cam- 
pus  Martins)  genannt  seien. 

Der  Schein,  welchen  diese  AiiHassung  etwa  für  sich  hat,  wird 
durch  die  Bemerkung  zerstört,  dass  die  Erwähnung  des  ersten 
März  durcli  seine  anderweitig  bezeugte')  Bedeutung  als 
Jahresanfang  motivirt  ist.  Die  Worte:  transactis  tres  KaL 
Mardas,  „nachdem  drei  Jahresanfänge  darüber  hingegangen/* 
wiederholen  und  präcisiren  zugleich  das  yoraufgehende  si  tres 
annos  induraverit.  In  der  Frist  von  drei  Jahren  (das  erste 
Jahr  mitgerechnet )  müssen  die  \'erwan(lten  die  Frau  als  frei 
in  Anspruch  nehmen  vor  dem  Herzog  otler  ileui  ürafeu,  gerade 
wie  es  in  der  Lex  Bibuaria  58,  18  heisst: 

Quod  si  ingenua  Ripuaria  servum  Bipuarinm  secuta 
fuerit  et  parentes  ejus  hoc  contradicere  voluerint, 

offeratur  ei  a  rege  seu  a  comite  spata  et  conu- 


*)  So  Grimm  R.  A.  S.  245.  Merkel  bei  Pert^  III,  p.  51  not.  üü. 
Waitz  V.  G.  II,  S.  449  Note  1.  Ofrörer  Yolksr.  II,  S.  120.  Anders 
jetat  WaitE  in  der  2.  Anfl.  S.  495  Note  2,  Tgl.  jedoch  S.  498  Note  1. 

f)  Z.  B.  Greg.  Tur.  Hlst.  Franc.  VII,  11.  IX,  89  i.  f.  Ygl.  Giese- 

b recht  in  seiner  Uebersetzung  des  Gregor  von  Tonrs  (Geschichts- 
schreiber der  deutschen  Vorzeit,  herausgegeben  von  Pertz,  VI.  Jahr- 
hundert Bd.  4.  5.  Berlin.  18.51)  II,  S.  14  Note  2.  S.  1(17  Note  1  I>er 
erste  Mär/  war,  "wie  bei  den  Römern,  der  Bei^inn  des  .SteueraubS(  hiei- 
bungäjahres  (descriptio).  Das  Indictions-,  Hteuerzahlungsjabr  begann 
mit  dem  I.September.  Waitz  V.G.II,  S.  518.  Sickel,  ürkundenlehre 
8.  227. 
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cula.  Quod  si  spataiii  acccperit,  servum  interficiat. 
Si  auteiu  conuculam,  in  servitio  perseveref  ) 

Der  alamanniscbe  Herzog  steht  an  Stelle  des  fiünkischen 

Kölligs.  Der  Zusatz  des  alaiiiaiinischcn  Volksrechts:  nec  in 
poplico  inallo,  setzt  keine  dritte  Alternative,  sondern  macht 
nur  zweifellos,  was  auch  für  das  fränkisclie  Recht  gewiss  ist  ®), 
dass  das  Verfahren  vor  dem  Grafen  ein  Verfahren  im  Volks- 
gericht ist  Der  mallus  puhlicus  ist  die  Gerichtsyersamm- 
lung,  welche  nehen  dem  herzoglichen  (k(imglichen)  Hof  für 
die  Vollziehung  der  vindicatio  in  libertatem  offen  steht. 

Ebenso  wenig  führt  die  Markvei'sammlung  den  Namen 
mallus.  Eine  Stelle,  welche  Bedenken  erregen  könnte,  findet 
sich  in  der  Lex  Salica  selber. 

Sal.  11,  4:  Si  quis  hominem  qui  niigrare  volnerit  et 
de  rege  habuerit  praeceptum  et  abbundivit  in  malium 
publice  et  aliquis  ex  ordinacionem  r^;is  testare  prae- 
sumpserit  —  solidos  200  culpabilis  judicetur. 
Es  ist  zu  constatiren,  dass  das  abbundire  praeceptum, 


*)  Einen  ADwendangafaU  ergiebt  B^edegtr  bist,  epitom.  c.  56:  Ha- 
ker ejus  (der  Morchitrade,  der  Gemahlin  König  6untram*8)  de  Tilibos 
hominibns  imum  ex  nutritis  Magnacharii  (ihres  früheren  Mannes)  ac- 
ceperat  maritum,  quao,  instigantibiia  Onntione  et  Wiotico  filiis,  ab  eodem 

mator  jussu  Guntranini  separatnr  et  ipsp  puer  occiditur.  Gepen  die 
Schwiofif'rmuttor  des  Königs  wird  das  Vrifahrt'n  von  ihren  Verwandten 
(Söhnen)  ante  regem  eingeleitet,  um  Auflösung  der  Ehe  und  Tödtnng 
des  Unfreien  (vilis  homo,  puer)  zu  bewirken.  —  Der  Satz,  welchen  diese 
ZeugnisBe  ergeben,  entspricht  genau  dem  epiteren  Widerspruchsrecht 
(Beisprucbsrecbt)  der  nftcbsten  Erben  gegen  die  Ergebung  in  Unfreibeit. 

*)  Die  Frist  des  frftnkischen  Becbts  für  das  reclamare  der  von 
einem  Unfreien  geebelicbten  (entfabrten)  Freien  betrftgt  nacb  fränki- 
schem Recht,  weit  kürzer  als  nach  alamanniscbem,  nur  6  Wochen,  d. 
h.  die  6e  rieh tsfrist  der  fränkischen  Geriebtsverfassnng,  Ros.  106 
(Lind.  P8! :  infra  nnotes  quadraginta  socundum  legem  Salicam  visa  es 
reclamasse.    Vgl.  unten  §.  15. 

Uehereinstimmend  Wciske  S.  80  und,  wenn  auch  zweifelhaft^ 
Waitz  V.  G.  II,  (2.  Aufl.)  b.  495  Note  2. 
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d.h.  die  Productioü  des  königlichen  RodHngsprivilegs*»),  nicht 
als  in  der  Markversammlung  vor  geschehener  Nierlerlassung, 
um  die  Zulassung  zur  Ansiedluug  zu  erwirken ,  sondern  als 
nach  bereits  vollzoprcner  Niederlassung  in  der  Gerichtsver- 
sammlimg  zur  Vertheidigung  gegen  &om  j^rocessuatischen  An- 
griff YOigenommen  zu  denken  ist.  Das  königliche  praeceptum 
ersetzt  den  Zulassnngsbeschlnss  von  Seiten  der  Markgemeinde. 
Ohne  dass  conventum  fucrit  ^2)^  ist  der  Schützling  des  Königs 
zur  Ansiedelung  in  der  fremden  Mark  geschritten ,  aber  super 
alterum,  wie  es  in  Sal.  45  heisst,  d.  h.  gegen  den  Willen 
eines  Anderen,  eines  Markgenossen.  Nach  Sal.  45  führt 
das  Verfahren  des  widersprechenden  Gemeindegliedes,  nach 

Waitz,  das  alte  Recht  S.  210  Beseler,  der  Neubnich  nach 
dem  älteren  deutschen  Rechte  (in  den  Symbolae  Rotlimanno  HoUwegio 
oblatae,  Bcrolini  l^G8j  S.  Ki.  v.  Be t hmann -  Ho  1 1  weg  S.  469  Note 
32.  Vgl.  Roth,  Beneticialwesen  S.  69  flf.  Sohra,  Proc.  S.  15  Note  ]. 
")  Vgl.  Sal.  nov.  127. 

Diese  üebenetsang  der  Worte  super  alterum ,  welche  schon 
Eccard  in  seinem  Commentar  Toi^feschlagen  liat,  unter  Zastimninng 
von  Pardessus  Loi  Salique  p.  389  not.  526  und  v.  Bcthmann- 
Hollweg  S.  470  Note  33,  lässt  sich  durch  eine  Reihe  Ton  Parallel- 
stellen belegen.  Vgl.  Flodoardi  bist.  Rcmensis  III,  26  (p,  521):  Ilink- 
mar  von  Reims  schreibt  an  den  Pfulzgrafen  Folko  pro  quodam  pres- 
bytero  —  qui  relicto  ecclesiastico  ad  civile  Judicium  proclamaverat  super 
accosatore  suo  („gegen  den  Willen  des  El&gers")  qui  probatarum 
se  pronüserat  esse,  quod  adversas  eundem  presbytenim  proforebat  hat 
Rom.  Cnriensis  QtQ,  10,  5:  Oblati  actio  fnrtns  est,  nt  si  aliqnis  afterios 
caballnm  snper  cooTenienciam  ipsins  („gegen  die  Beredung")  longios 
minaverit  quam  inter  eos  conTCnit.  Cap.  Saxonicum  a.  797  c.  1  (  Pertz. 
I,  p.  75):  Et  nuUus  super  bannum  domini  refps  („gegen  den  Befehl  des 
Königs")  remanere  praesiimat.  Cap.  de  villis  a.  812  c.  57  (Pertz  I.  p 
185):  Si  aliqnis  ex  scrvis  nostris  super  raagistrum  suum  nobis  de  causa 

nostra  aliquid  vellct  diccre  adversus  eum  ad  palatium  procla- 

mando.  Greg.  Tur.  Bist.  Franc.  VI,  S2:  confitetur  (diaconns)  super  epis- 
copwD,  d.  h.  „Er  sagte  aber  gegen  den  Büchof  Folgendes  ans**  (Giese- 
bredit).  IX,  19 :  Ghramnisind  hat  denSichar  erschlagen  judicatumqne  est  ei 
nt  convinceret  super  se  („gegen  sich",  in  Nothwehr)  enm  interfecisse.  (G  ie- 
sebrecht  übersetzt  hier  unzutreflFend  „ans  Blutrarhe  "  Die  Rlntrarhe 
macht  nach  dem  Recht  des  fränkischen  Reichs,  obgleich  das  (icpfentheil 
angenommen  zu  werden  pflegt,  den  Todtschlajf  nicht  strallos.)  (ireg. 
Tur.  VIII,  18:  Gondobaldus  autem  comitatum  Meldensem  super  Guer- 
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mehrinalifier  testatio.  zu  ciiicr  niannitio  ad  nialluin.  und  in 
diesem  iiiallu.s,  in  mallum  puldico,  wie  unsere  Stelle  sich  aus- 
driickt,  also  in  der  „öfientlichen  (ierichtsversanunlung'' 
piäsentirt  der  homo  migrans  die  königliche  Urkunde.  Die 
Production  des  königlichen  Priiceptum  dient  der  Geltendmach- 
ung des  Widerspruchsrechts,  welches  dem  in  Anspruch  Ge- 
nommenen hier  wie  sonst  in  den  Fällen  des  executivischen  Ver- 
fahrens zustellt.  (legen  das  pracceptuni  des  Königs  steht 
dem  Kläger  kein  Rechtsmittel  zu.  Das  Schelten  der  Urkunde, 
mag  es  als  Bestreitung  der  Wahrheit  oder  als  Bestreitung  der 
Rechtmässigkeit  ihres  Inhalts  gedacht  werden,  ist  der  Königs- 
urkunde gegenüber  ausgeschlossen.  Die  200  solidi,  welche  in 
der  obigen  Stelle  der  Lex  Salica  auf  den  Widerspruch  gegen 
die  ordinatio  regis  gesetzt  werden,  entsprechen  vollkommen 
der  Bestimmung,  welche  Kib.  (»(),  (>  hei  Gelegenheit  des  ge- 
richtlichen Beweisverfahrens  entwickelt: 

Quod  si  testamentum  regis  absque  contrario  testa- 
mento  falsom  damaverit,  non  aliunde  nisi  de  vita 
componat^*) 

pinmn  („gegen  dio  worlmng  des  Q.")  accipieoB.  P4nurd  p.  33  Nr.  12 
(saoc.  9):  Graf  Eccai  d  präsentirt  eine  notitia,  per  quam  super  Johanne 
reconquisivit  rcs^  qiiae  —  ei  abstractae  fuorant.  Vgl.  noch  Sal.  47.  101. 
Pipp.  Cap.  Aquitan.  a  7G8  c.  iu  (Pertz  II,  j).  14).  —  Die  Eingangsworte 
von  Sa],  45  würden  dcrnuach  sagen:  „Wenn  Jemand  gegen  den  Willen 
eines  Anderen  in  eine  Mark  einziehen  will,  und  ESn^  der  Markge- 
nossen ihn  annehmen  wollen,  so  soll  er  doch,  wenn  auch  nnr  Einer 
widerspricht,  nicht  einsiehen  dttrfen.**  Die  Erklirung  mehrerer  neuerer 
Schriftsteller:  super  alterum  raigrare  heisse  „zu  einem  Andern**  oder 
„anstelle  eines  Andern"  ziehen  (Pott  in  Ilöfer's  Zeitschrift  f.  Wissen- 
schaft der  Sprache  III,  S.  120.  Thndicliiun  Gau-  und  Markverf.  S 
227.  Waitz  V.  G  I,  S.  12(3  Note  1.  Gierkc  S.  77  Note  51)  ist 
lediglich  Vennuthung,  und  passt  nicht  zu  dem:  et  unus  —  suscipere 
voluerit  —  Auf  einem  MissverBtändniss  beruht  die  Ansicht  Gierke's 
a.  a.  0^  dass  nach  SaL  45  „die  fortnna  sua  des  Fremden  mit  Beschlag 
belegt"  worden  sei. 

Process  der  Lex  Salica  8. 7  ist  die  Benutzung  dieser  SteUe  ver- 
säumt. Dagegen  findet  sich  die  entsprechende  Yerwerthung  derselben 
bei  V.  ßethmann-IIollweg  S.  470. 

Vgl.  Brunn  er,  Zeugen  S.  44.  45.  —  Ueber  die  Identität  der 
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Der  malliis  ist  Gerichts-,  nicht  Ileer-,  nicht  Markvei'- 

sammlung.  Der  mallus  kommt  nicht  zum  Zweck  der  öffent- 
lichen Verwaltung  (Heer),  noch  zum  Zwctk  der  (Gemeinde- 
verwaltung (^lark),  sondern  zum  Zweck  der  Gerichtsverwal- 
tung  zusammen. 

Dem  später*^  zu  erweisenden  Satz,  dass  das  Yolksgericht 
das  Gericht  der  öffentlichen  Verfassung  ist,  entspricht  die 
Tfaatsache,  dass  mallns  nur  das  Yolksgericht,  im  Gegensatz 
sowohl  zu  dem  nicht  öffentlichen  Gericht ,  z.  B.  dem  geist- 
lichen (lericht  wie  uucli  zu  dem  Königsgericht  bezeich- 
net. Allein  für  das  Gericht  des  Hofrechts ,  welches  in  allen 
Stücken  als  eine  Nachbildung  des  Yolksgerichts  erscheint, 


StrafSB  dea  eigenen  Wergeldes  mit  der  TodeBStrafo  ».Zeitscbr.  f.  Rechts- 
gescbichte  Y,  S.  412.  —  t.  Betb  mann -Hollweg  S.  470  scheint  der 
Ansicht,  dass  nach  Sal.  14,  4  schon  die  blosse  Prodaction  der  könig- 
lichen Urkonde,  also  der  blosse  Nachweis  der  königlichen  Ermächtigung 
den  Kläger  zugleich  sachfällig  und  der  Strafe  von  200  sol.  schuldig  ge- 
macht habe.  Das  testare,  welches  die  Wergeidstrafe  nach  sich  zieht, 
ist  aller  nach  dem  Wortlaut  von  Sal.  14,  4  nicht  das  einleitende  (vor 
der  raaunitio)  gegen  die  Person  des  Beklagten  (horao  in  hoc  tibi  testo) 
gerichtete  testare  (Sal.  45) ,  soudero  der  (im  Gericht)  gegen  die  könig- 
liche Urkunde  erhobene  Widersprach  (ex  ordinacionera  regis  testare), 
setst  also  ansser  jener  Einleitungshandliing  noch  den  zweiten  Act  der 
Urkundenschelte  voraus. 

")  Dagegen  giebt  Waitz,  das  alte  Recht  S.  14,'i  nur  ein  „Ueber- 
wiegen"  der  gerichtlichen  Thätigkeit  und  ein  „Zurücktreten"  aller  „poli- 
tischen Geschäfte  und  Befugnisse''  zu. 

*')  Unten  Band  II. 

")  Flodoardi  bist.  Rem.  III,  2ö,  p.  621,  aus  einem  Brief  des  llink- 
mar  Ton  Beims:  de  prcsbyteri  et  ecciesiae  causa  ad  episcopos  et  ad 
synodum  diffinitio  pertineat,  non  ad  malli  vel  dvilium  judicum  dispo- 
sitionem. 

>*)  Sal.  46:  ante  regem  aut  in  mallo  pablico  legitimo.  56:  Si  quis 

ad  mallum  venire  contempserit  —  tunc  enni  dclet  niannirp  ante  regem. 
Rib.  32,  1:  Si  quis  legibus  ad  mallum  mannitus  fuerit  -  .  §.  4:  so  ante 
regem  reprae.scntet.  o'S,  1 :  ad  regis  stapplum  vel  ad  eum  locum  ubi 
mallus  est.  Islcht  dagegen  Rib.  50 :  Si  quis  testes  ad  mallum  ante  cen- 
tenarium  vel  comitem,  sen  ante  ducem,  patricium  vel  regem  necesse  ha- 
buerit  Ebensowenig  die  oben  Kote  8  a.  E.  und  unten  Note  25  be- 
sprochenen Stellen. 
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findet  sich  gleicli&lls  der  Ausdruck  mallos  gebrnndii.  Aber 

die  correctere  Rechtssprache  unterscheidet  das  Hofgericht  als 
d(Mi  privatus  mallus  von  doiu  Volksn^ericlit ,  dem  timllus  pu- 
blicus.^*)  Das  Volksgericht  ist  eben  der  mallus  des  öffent- 
lichen Rechts. 

Es  stimmt  mit  dem  Obigen  der  Sprachgebrauch  der  Lex 
Salica  überein,  welcher  zu  dem  mallus  den  mallebeiigns  als 
die  Stätte  des  Volksgericbts  in  Beziehung  setzt.  Der  Mallo- 
hvrg  ist  ausschliesslich  Gerichtsberg,  und  zwar  Volksgerichts- 
borg. So  wenig  der  König  jemals  in  mallo  publico,  so  wenig 
sitzt  er  in  mallolx^rgo  zu  Gericht.  Der  stai)plus  regis  (Rib. 
33,  1),  das  palatium  ist  der  Ort,  an  welchem  das  königliche 
Uo^ericht  zu  suchen  ist  Die  rachineburgii  sind  die  in  mal- 
lobeigo  sedentes  (Sal.  57).  Auf  die  Erittlhug  des  Urtheils 
quod  a  rachineburgiis  judicatum  ftierit  wird  in  meltobergo  ge- 
wartet (Sal.  56).  Seine  Beamten,  die  Saceharonen,  bestellt 
der  König  in  singulis  mallobergis,  für  die  einzelnen  Stätten 
des  Volksgerichts.  Das  malb.  der  inalb€rgi.sclien  Glosse  führt 
neben  dem  lateinischen  den  in  der  Volkssprache,  „an  der 
Volksgerichtsstätte''  üblichen  Ausdruck  ein.  Später  ist  der 
Ausdruck  Mallobeig  seltener  geworden.  Schon  die  Lex  Ri- 
buaria  33,  1  drückt  sicli  umschreibend  aus:  ad  eum  -locum 
ubi  mallus  est.  Das  Wort  mallus  hat  seine  Bedeutung  er- 
weitert. Während  die  Lex  Salica  den  mallus  als  die  (ierichts- 
versammlung von  dem  Malloberg,  dem  Gerichtsort,  unter- 
scheidet^*), wird  später  mallus  ausser  für  die  Gerichtsver- 


**)  lUb.  58,  1:  tabuisrii  —  non  aliubi  nisi  ad  eccieiiam,  nbi  re- 
lixatl  sunt,  inallnm  teaeant  Nengart  I,  Nr.  730  (a.  947)  :  Amalpert 
Obertrftgt  seinen  SOhnen,  ex  andlla  S.  Galli  natis,  onnem  proprietatem 
in  W.  Actum  in  publico  iballo  Notker!  advocati  (von  St  Gallen)  coram 

monasterii  S.  Galli  abbate  Cralone. 

«»)  Unten  Band  II. 

")  S.  Beilage  II. 

")  Vgl.  oben  Note  3. 

**)  Dies  bat  scboo  Waitz,  das  alte  Recbt  S.  145  gezeigt.  Früher 
WirOrimm  R  A.S.800.  801  der  Ansicht,  mallas  sei  die  grosse,  nällo- 
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Sammlung  auch  für  den  Gerichtstermin  und  insbesondere 
flir  den  Gerichtsort     gebraucht.  Aber  daneben  findet  sich, 

bergus  die  kleine  Gerichtsversammliing ,  und  hielt  Maurer,  Ge- 
richtsverfahren S.  80,  die  örtliche  Bedeutung  von  mallus  für  die  ur- 
sprüngliche. 

**)  So  in  dem  Edictttm  Chilperid  (Merkel  Sal.  77)  c.  7:  anferat 
(IQr:  offeratnr)  per  tres  mallus  ante  racfaymborgiis  —  in  qnarto 

mallo  nobis  praesentibus  veniant.  Vgl  oben  Note  3  a.  £1  Ebenso  hat 
placitum  bekanntlich  sehr  gewöhnlich  die  Bedeatang  von  „Termin." 
Es  findet  sich  placitum  facero,  indiccre,  dare,  ponere,  prolonjrrtre,  Sa! 
40,  i.  Rib.  52.  Greg.  Tur.  VI,  34.  VII,  23.  X,  3;  adveniente  placito, 
Greg.  Tur.  VII,  14.  Placitum  ist  indessen,  wie  jegliche  Zusammenkunft, 
Bereduug  (oben  Note  1),  so  auch  jeglicher  Termin,  nicht  blos  der  ge- 
richdiche.  Ein  Zahlungstermin  wird  Rib.  cit  (vgl.  die  Epitome  der 
WolfenbQtftler  Handschrill  zurLex  Rom.  Wis.  Pauli  Sent  I,  10, 1 :  Quo- 
modo  causam  perdit,  quienmque  quod  prestetit  ante  placitum  petit  Tel 
plus  petit,  und  eine  fränkische  Glosse  des  10.  Jahrhunderts  xu  Lex 
Rom.  Wis.  C,  Th,  IV,  17,  1:  Si  ergo  post  placitum  reddendi  —  cente- 
simam  dobitor  retiniicrit  — .  Ilaonel  p.  462j,  ein  Uot  hzeitstermin  Greg. 
Tur.  VI,  ;U.    Fredt'gar  bist.  oj)itom.  c.  Ib  placitum  genannt. 

So  schon  iu  meroviogischer  Zeit,  wie  die  auf  meroviog^chen 
Mflnsen  gefundenen  Dorfiiamen  mallo  Matiriaco,  mallo  Campione  u.  s. 
w.  beweisen,  s.  Waits  V.  6.  I,  8.  322  Kote  4.  Ebenso  später,  Urk. 
Ksrls  d.  Gr.  t.  J.  781  (Sick et  Regesten  K  86):  Grafengericht  in  pago 
Tellao  in  mallo  publico  qui  Tocatur  Tnrcaiias.  Form.  Roz.  390  (App. 
Marc.  9):  admallare  debeas  per  mallos,  vicos,  castella,  oppida  et  civi- 
tatos,  necnon  etiara  —  in  palatio.  Roz.  440  bis:  in  civitate  vcl  mallo 
vcl  vico.  Cartulaire  de  Paris  p.  378  (a.  in2;i:  Der  Graf  soll  Gericht 
halten  in  eo  scilicet  loco,  quem  rustici  Malles  vocant.  Die  Lex  Salica 
Emendata  (Merkel  nov.  334)  erklärt  daher:  in  siugulis  mallobcrgis,  id 
est  plebs  quae  ad  unum  mallum  conveuire  solet.  IHe  Formeln  von 
Paris  (Merkel  in  der  Zeitochr.  f.  Rechtsgeschichte  I,  S.  197  ff.  Ro- 
zi4re  God  Yatle.  A)  gebrauchen  durchweg  mallus  als  Bezeichnung 
des  Gerichtsortes,  wie  aus  dem  regelmässigen  in  mallo  illo  (Roz.  462» 
471.  481.  48G  =  Merkol  30.  39.  29.  28)  hervorgeht.  In  der  Fassung 
des  Cod.  Paris.  E.  von  Koz.  460  (Bign.  6)  heisst  es:  cum  resodissct  ille 
vigarius  —  in  illo  mallo  publico  una  cum  ipsis  scabinos  qui  in  ipsum 
mallum  resedcbat,  und  ist  hier  also  auch  mallus  publicus  für  den  öffent- 
lichen Gerichts  ort  gebraucht  Ebenso  in  der  alamannischen  Formel 
Roz.  210:  Actnm  illo  mallo  publico  atque  bis  presentibns,  vgl.  Wart- 
mann I,  Nr.  11  (a.  745):  Actum  in  Craolfestale  in  mallo  publici  snb 
Carlomanno  mijommdomus;  et  hU  sunt  tost^^s  qui  in  presenti  Aiemnt 
etfirraaverunt:  es  unterschreiben  ausser  dem  Tradentenund  einem  conson- 
tirenden  Verwandten  nur  6  Zeugen,  und  wird  ein  Vorsitzender  des  Gerichts 

Botaan,  Altdeutsche  Reichs-  und  QerichtflverfaBnaag.  I.  5 
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wenigstens  hie  und  da,  noch  der  Ausdruck  Malloherg  in  dem 

alten  Sinn  ^,nO)raucht. 

Es  bezeichnet  en(lli(  h  f,'amallus  den  (jcrichtsgenossen, 
Sal.  47:  Ista  omuia  in  illo  mallo  debent  iieri,  ubi 
iUe  est  gamaUos,  super  quem  res  illa  primitus  fuerit 
agnita. 

Die  gegebene  Worterklamng  belegt  sich  durch  die  Paral- 
lelen :  gasacius,  Sachgenossc,  Streit  genösse,  Gegner  im  Process  2*^) ; 
V    conunarcanus ,  Markgenosse.    Die  Erklärung  durch  adnialla- 
tus*^'**j  wird  durch  die  überlieferte  Präteritalform :  glianialtit,^**) 
widerlegt  Zusammenhang  mit  den  gamahali,  gamaladiones, 

nicht  genannt,  so  dass  auch  hier  augentcbeinlich  mallai  pnblicus  nur  als  Be- 

xeichnung  dos  Orts  der  Handhing  zu  denken  ist.  Ganz  ähnlich  Neu- 
gart  I,  Nr.  741  (a.  957).  —  Dronkc  cod.  dipl.  p.  58  Nr.  %:  Actum  in 
pnhlico  concilio  quod  dicitur  Pathrafons,  findet  sich  snlhst  conrilinm 
publicum,  in  Uebersetzung  von  mallus  publicus,  unzweideutig  in  örtlicher 
Bedeutung. 

*^  Sal.  96:  aale  Judieem  ad  malioberfo  co&TWiire  —  ad  illo  mallo- 
bergo  respondere  ant  convenire  ubi  «ntroitionet  limithio  redehent  — 

Bolem  collocare  in  mallobcrgo  In  der  Urk.  Karls  d.  Gr.  für  Trier  y. 
J.  772,  für  Metz  v.  J.  775  und  in  der  Bestätigung  für  Trier  durch  Lud- 
wi[T  d.  Fr.  V.  J.  Hin  (Sickcl  Reg  K.  3G.  L  94)  hoisst  es:  ut  nulhis 
per  niallol)ergos  (publicos)  —  ejusdcm  ccclesiae  homincs  admallaret. 
—  In  Brügge  hat  sich  bis  in  die  neueste  Zeit  ein  ,. Malbergplatz"  er- 
halten, Warnkönig  Flandrische  Rechtsgeschichte  II,  S.  112  Vgl. 
Kern,  Glossen  8.  79  Note  1:  .,Anf  der  Yelnwe  in  Gelderlaad  hat  sich 
der  synonyme  Aosdrack  für  Ualloberg,  nimlich  Haiepol  d.  h.  Malhflgel, 
erhalten.**  r- Eiaen  „Dingsberg**  im  Bardengau  webt  nach  t.  Hammer- 
stein, der  Bardengau  (1869)  S.  241.  „Malberg**  begegnet  als  Ortsname 
in  üstfranken,  Beyer  Urk.  I,  S.  798. 

")  Sal.  50,  1.  Grimm  R.  A.  S.  855.  Mttllenhoff  bei  Waitz  das 
alte  Hecht  S.  2«3.  Kern,  Glossen  S.  17.  Vgl.  Sohm  rroc.  S.  2S 
Note  19.  Das  Wort  begegnet  noch  später  in  einer  Glosse  des  dritten 
Textes  der  Lex  Bajuwariorum,  wo  tit.  16  §.  3  causaticus  (Processgcgner) 
in  einer  Handschrift  durch  id  est  casaho  erklirt  wird,  Ports  III,  p. 
488  not  w. 

**)  So  Fardessus  Lei  Saliqne  p.  892  not  548,  Walter  R.  G. 
§.  CBS  Note  13,  und  stellt  Ilomeyer,  Aber  die  Heimath  nach  altd. 
R.,  S.  73  Note  1^4  diese  Erklärung  neben  zwei  andern  als  möglich  auf. 

**)  Sal.  97  de  antrustione  ghamalta.  Vgl.  Kern,  Glossen  S.  Ib). — 
Eine  Handschrift  des  Textes  lY  (cod.  9),  welche  gamallus  in  diesem 
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d.  h.  »Verwandten"  anderer  Zeugnisse  anzunehmen,'^)  ver- 
bietet, von  allem  Andern  abgesehen,  der  Inha)t  unserer  Stelle. 

Der  gamalliis  in  Sal.  cit.  ist  mit  dem  mallensis  eines  späteren 
Zeugnisses  identisch.       Ganialius  ist  der  GericJitsf^enosse. 
im  Gegensatz  zu  dem  Markgenosseu,  commarcauus,  und  dem 
Heergeiiofisen,  ezercitalis. 

Der  Verband  des  malli»  ist  der  Gerichtsyerband,  und  die 
Verfassung  des  mallus  ist  die  Gerichtsverfassung. 

Mit  diesem  Satz  ausgerüstet  treten  wir  an  die  von  den 
gerichtlichen  Acten  handelnden  Stellen  der  Lex  Salica  heran. 
Der  Titel  44  de  reipns  eröffiiet  sich  mit  der  Bestimmung: 
Wer  eine  Wittwe  heirathen  witt,  antequam  acc^at,  ,,empfange 
sie  zuvor,"  ante  thnnginum  aut  centenario.  Es  folgt  die  Be- 
schreibung des  Handlung:  Hoc  est,  „nämlich",  ut  tlnmginus 
aut  centenarius  mall  um  indicant  et  in  ipso  mallo  scutum 
habere  debet  et  tres  homiues  tres  causas  demaudare  debent. 


Sinn  verstand ,  hat  deshalb  verbeBsert:  amallatus,  Merkel  Lex  Sal.  p. 

27  not.  4. 

Edict.  Roth.  3G2:  de  proximus  logitimns,  mit  de  natus,  aut  do 
gamaiialos  id  est  contabulatns.  Urk.  Karlmanns  v.J.  770  (Sickel  Reg. 
C  10) :  ChrodoiDns  vel  sui  gamaladionis  quam  et  postcritas  eorum.  Die 
leUte  Stalle  zeigt,  dass  Seiftenvenrandte  geroeiitt  sind.  Tgl.  Orimm  R. 
A.  S.  475  in  der  Note.  Mailenhoff  a.  a.  0.  8.  283.  Uomeyer 
Heimath  S.  73.  Gemeiner,  über  Eideshülfe  und  Eideshclfer  des 
älteren  deutschen  Rechtes,  Mftnchen  1848,  S.  20  ff.  Ders.,  Centenen  S. 
80.  40.  Sickel,  Rcgcsten  S.  225.  Der  Letztere  stellt  ghamalta  in  äal. 
96  mit  gamaladio  zusammen, 

'*)  Vita  Geraldi  comitis  Auriliacensis  (10.  Jahrhundert),  c.  26,  Rol- 
land IS.Octüber  p.  307:  ein  Gericbtstermin  ist  in  crastinura  angesetzt: 
~  in  crastinnm  vero  mallensibuB  nndiqne  ad  seniorem  confluentibus. 

**)  So  hat  auch  Oemeiner,  Eideshfllfe  S.  21  erklftrt,  nnd  Ho- 
rn eyer  Heimath  8. 78  Note  9i  neben  andern  ErUftrangen  voiigeschlagcn 
(„gerichtshörig'*).  Im  Eesultat  ist  auch  die  Auffassung  von  Müllen - 
hoff  a.  a.  0.:  „wo  er  seine  Gcrichtsstelle,  sein  forum  hat,"  so  wie  die 
von  V  B  e  thni  ann -Ho  1  Iwe  g  S.  '17'>  Note  4ft:  der  Beklagte  „insofern 
dingiitiichlig,  lieisst  gaiuallus,"  zntrettend.  Aber  zunächst  ist  weder  der 
Gerichtsstand  noch  die  DingpÜicht  durch  gamallus  ausgedrückt,  soudern 
die  Gerichtsangehörigkeit,  aus  welcher  sich ,  wie  nnten  §.  12.  14  erhel- 
len wird,  sowohl  ein  forum  generale  wie  die  Dingpfiicht  ergieht 

6* 
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Die  YerfiuninK  der  Lex  StUea. 


Der  Satz:  er  empfange  sie  vor  Thanginus  oder  Gentenar,  ist 
mit  dem  anderen  identisch:  er  empfange  sie  im  Geriebt 

(mallus).  Die  gebotene  Gerichtsversaramlung  wird  von  dem 
thunginus  aut  centenuriiis  angesagt,  und  wie  aus  dem  ante 
th.  aut  Cent,  licrvorgelit,  auch  von  ihm  präsidirt.  (leuau  das- 
selbe ergiebt  sich  aus  Sal.  46:  de  adfatbamire  hoc  convenit 
observare,  ut  thunginus  aut  centenarius  maUum  indicant,  et 
scutum  in  ipso  mallo  habere  debent  u.  s.  w.  Nach  dem  Fort- 
gang der  Stelle  sagen  die  Zeugen  aus,  quod  ibi  fuissent  in 
mallo  quem  thunginus  aut  centenarius  indixerunt. 

Dem  gebotenen  (iericht,  welches  als  vom  Thunginus  oder 
Centenar  angesagt  umschrieben  wird,  steht  das  uugebotene  als 
mallus  schlechtweg,  oder  mallus  legitimus,  mallus  publicus  legi- 
timus gegenüber.  Beim  adfatbamire  folgt  ein  zweiter  Act  in  einem 
solchen  ungebotenen  Gericht:  postea  aut  ante  regem  aut  in  mallo 
legitimo  **)  illi  cui  furtuna  sua  depotavit  reddere  debet — in  mallo 
ipso  ante  duodecim  menscs  quos  heredes  appellavit  in  laisum 
jactet.  Am  Schluss  dos  Titels  wird  dieser  Act  als  Thcniu  der 
Zeugenaussage  mit  den  Worten  wiederholt :  quod  in  mallo  [autj 
ante  regem  vel  in  legitimo  mallo  publico  ille  qui  accepit 
in  laiso  furtuna  ipsa  ante  regem  aut  in  mallo  publico  legitimo, 
hoc  est  in  mallobergo  ante  teoda  aut  thunginum,  furtunam 

^*)  Merkel  hat  in  soinor  Ausfiabc  lo^ritimo  ^'ostrichen ,  lediglich 
weil  es  in  cod.  1  felilt,  wo  abor  f^oracle  an  dieser  Stolle  auch  andere 
Worte  aus  Versehen  ausgefallen  sind.    Alle  übripen  Texte  haben  legi- 
timo, und  ist  das  Wort  deshalb  von  Waitz  mit  lieclit  in  seinen  Text 
aofgenonmen. 

**)  Aut  fehlt  hi  Merkel  cod.  1.  i,  und  ist  von  Waits  deshalb  be- 
eeitigt.  Auf  Jeden  FaU  ist  es  dem  Sinn  nach  m  ergänzen.  Die  obigen 

Worte  sind  zu  tibersetzen:  ,,im  Gerichtstermin,  entweder  vor  dem 
König  oder  im  echten  Volksgericht,"  vgl.  oben  Note  3  a.  E. 

Merkel  setzt  mallo  in  Klammern;  doch  findet  es  sich  in  cod. 
1.  3.  4  und  ist  auch  in  Text  IV  erhalten,  während  Text  III  und  die 
Emendata  diesen  Passus  völlig  umgestalten  (ebenso  schon  die  in  der 
Warschauer  Handschrift  flberlieferte  Redaction  des  Textes  IV,  Hnb6 
p.  36).  Die  Wolfenbattier  Handschrift  (cod.  8)  liest:  yel  in  legitimo 
publid.  Dass  mallo  nur  ansgefallen  ist,  leigt  besonders  deutlich  der 
hier  auf  dieselbe  Quelle  anrOd^hende  cod.  8:  ant  legitimo  mallo  pn- 
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illara  quos  hercdcs  appellavit  publice  coram  omnibus^'^)  fistu- 
cam  in  laiso  jactasset.  Der  Sinn  der  Stelle  ist:  Der  Treu- 
händer, welchem  in  dem  gebotenen  Gericht  das  Grundstück 
durch  Halmwurf  übertragen  worden  (ille  cui  furtuna  sua  de- 
potayit;  ille  qui  accepit  in  laiso  furtuna  ipsa)  soll  darauf  vor 
Ablauf  eines  Jahres  die  definitive  Auflassung  an  den  „Erben", 
welchen  der  Vergabende  genannt  hat,  vornehmen  (rcddere  de- 
bet;  quos  heredes  appellavit  in  laisum  jactet;  furtunani  illam 
quos  heredes  appellavit  fistucam  in  laiso  jactasset),  und  zwar 
vor  dem  König  oder  in  mallo  publico  legitimo,  d.  h.  im  un- 
gebotenen  Ding.  Dies  Verständniss  der  Stelle  wird  nur  da- 
durch erschwert,  dass  der  letzte  Gedanke  drei  Mal  wiederholt 
ist  (in  mallo  [aut]  ante  regem  vel  in  legitimo  mallo  publico; 
ante  rc^cm  aut  in  mallo  publico  legitimo;  publice  coram  om- 
nibus).  Die  späteren  Texte  III,  IV,  V  bemühen  sich  mit  ver- 
schiedenem Glück  um  die  Beseitigung  dieser  Schwerfälligkeit 
des  Ausdrucks.  Was  uns  an  dieser  Stelle  interessirt,  ist  die 
an  zweiter  Stelle  eingeschobene  malbergische  Glosse  (hoc  est 
in  mallobergo'*):  ante  teoda  aut  thunginum.  „Im  echten 
Ding**  wird  erläutert  durch  „vor  Volk  (coram  omnibus,  coram 
populo)  und  Thunginus." 

blice,  während  cod.  1.  4  übereinstimmond  publico  crofebon.  —  Mprkol's 
Text  hat  Kern,  Glossen  S.  135  veranlasst,  „das  eingeklammerte  mallo 
zu  streichen«'' 

")  So  ist  mit  Waits  sa  lesen.  Die  Lesart  Merkers:  coram  ho- 
minibns  findet  sich  to  keiner  emsigen  von  den  vier  Handschriften  des 
kfinseren  Textes  in  65  Titeln.  Cod.  3.  i  haben  oninibns,  cod.  1:  coram 
populo,  cod.  2 :  coram  homnibus.   Nur  Text  IV  hat:  coram  bonis  ho- 

minibus,  während  Text  III  und  V  gleichfalls  coram  omnibus  ergeben. 
Es  ist  klar,  dass  Merkel  seine  Lesart  auf  den  cod.  2  stützt.  Doch 
giebt  coram  homuibus  weit  besseren  Beleg  für  coram  omnibus  als  für 
coram  hominibus. 

»)  Vgl.  Beaeler,  Die  Lehre  von  den  Eibverträgen,  I,  S.  96  ff. 
Watts,  das  alte  Recht  S.  147.  148. 

>•)  Vgl.  Beflage  n. 

*»)  Ueber  aut  in  copniativer  Bedeutung  s.  Process  der  Lex  Saliea 
S.  183  Note  5.  Ich  füge  hinzu  Greg.  Tur.  X,  3:  Die  Herzöge  schädigen 
regionem  propriam  aut  populum  commauentcm.  Sal.  47:  citra  Ligere 
aut  Carbonaria  —  trans  Legere  aut  Carbonaria.  Dem  entsprechend  lesen 
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Der  thunpinus  ist  der  Vorsitzende  des  unpebotenen  wie 
des  j^^cbotenen  (lericlits.  „Im  (Jerielit"  ist  mit  „vor  dem  Thun- 
giauä*^  identisch.  Daher  denn  auch  Sal.  (30,  de  eumi  qui 
86  de  parentiUA  toUerevult:  In  mallo  ante  thunginum  (nov. 
169:  attt  centenarium)  ambnlare  debet,  sowie  Sal.  50,  1,  von 
streitiger  Gerichtsbarkeit  bändelnd:  Der  Kläger  aus  der  fides 
facta  Tnannirt  seinen  Scboldner  ad  mallum,  et  sie  nexti  can- 
thicliius  mallare  dctet :  rojro  the  th angine  ut  nexti  can- 
thichius  gasacio  meo.  Der  thunginus  ist  der  Vorstand  des  mal- 
lus,  d.  h.  der  Richter,  und  zwar  der  einzige  liicbter  der 
Lex  Satica. 

Es  ist  dasselbe  Resultat,  zu  welchem  gegen  die  früher 
aUgemem  herrschende  Ansicht*^)  bereits  Waitz  in  sdner 

vortrefflichen  Arbeit  ttber  Entstehung  und  Inhalt  der  Lex 

Salica  gelangt  ist,*^)  ein  Resultat,  für  dessen  negativen  Theil 
die  folgende  Darstellung  5)  noch  weitere  Beweisgründe  zu 
erbringen  hat.  Auch  in  der  Verwerthung  dieses  Resultats 
haben  wir  an  Thatsachen  anzulmü^en,  welche  ihre  Fest- 


spätere  Texte:  ante  thcoda  et  thunginum  (Merkel  Lex  Sal.  p.  2()  not. 
3).  —  Diesen  SpracJigehrauch  übersieht  Kern,  Glossen  S.  ISi;,  wenn 
er  „vor  teoda  oder  thuDgiuus"  versteht,  imd  deshalb  ante  thunginum 
gleich  in  nullo  pnbHco,  ante  teoda  gleich  ante  regem  setst  Er  nimmt 
demgemftss  einen  „Fehler**  an,  „welcher  in  allen  Handschriften  Tonn- 
koramen  seheint*' ,  da  man  theoda  „König**  (welches  im  Acensativ  ante 
iheodan  lauten  mOsste)  „mit  theod,  Volk,  verwechselte".  (!)  Es  erhelH 
also  aus  seiner  eignen  Ausführung,  dass  die  handschriftUche  Ueberaeta* 
ung „vor  Volk  und  thunginus"  ergiebt. 

*')  Vpl.  Lezardierc  Theorie  des  lois  polit.  III,  p.  3.  126.  Par- 
dessus  Loi  iSulit^uu  p.  574.  v.  Saviguy  Gesch.  des  R.  K.  I,  S.  267. 
273.  Eiehhorn  B.  G.  §.  74  Auch  Weiake  Grundlagen  B.  54.  67  C 
ist  nur  zn  einer  nnvollkommenen  Ericenntniss  des  riditigen  Verhält« ' 
mssea  geUaag^ 

*»)  Waitz,  das  alte  Recht  S.  135-138.  Ihm  folgen  Walter  Ä. 
G.  §.  100  Note  7,  Pernice,  Grafen  S.  133,  v.  B e thm  ann -II o  1 1  wc g 
S.  422.  470,  der  aber  S.  104  Note  19  in  Ansrliluss  an  Sal,  45  noch  von 
einem  „Gericht  des  Grafen"  spricht;  während  die  ältere  Ansicht  sich 
noch  bei  Wetz  eil,  Civilprocess  S.  31Ü  Note  59,  Sohm  Proc.  Iü9 
vertreten  findet. 
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Stellung  bereits  in  der  von  Waitz  gege])eneü  Untersuchung 
gefunden  haben. 

Zunächst  ist  von  Bedeutung,  dass  der  thunginus  der  Lex 
Salica  Vorstand  der  Hundertschaft  ist,  entsprechend  dem 
späteren  Centenar.  Die  Lex  Salica  gewährt  dafOr-  das  eine, 
aber  entscheidende  Argument,  dass  sie  den  thunginus  selber 
centenarius  nennt.  Die  ganz  regelmässig  wiederkehrende  Aus- 
drucksweise:  thunginus  aut  centenarius,  welche  durch  die  oben 
zusammengestellten  Zeugnisse  belegt  wird,  bezeichnet  densel- 
ben einen  Beamten  zugleich  als  Thunginus  und  als  Ccnte^ 
nar^*)  d.  h.  Vorstand  der  Hundertschaft^^)  Genau  so  haben 
audi  die  älteren  Qaellen  die  Sprache  der  Lex  Salica  verstan- 
den. Eine  alte;  Ton  Pithoeus  überlieferte  Glosse  erklärt  thun- 
ginus durch:  judex  qui  post  comitem  est, d.  h.,  der  späte- 
ren Verfassung  entsprechend,  durch:  Centenar.  Eine  lango- 
bardische  Notariatsformel  aus  dem  11.  Jahrhundert*®)  be- 
schreibt nach  Sal.  44  das  Verfahren  qualiter  vidua  Salicha 
desponsetur.  Der  Graf  ist  hier  der  Vorsitzende  des  Gerichts, 
aber  der  uralten  Tradition  geschieht  durch  die  Bemerkung: 
tongino  vel  centenario  pladtum  banniente  —  wo  nur  eine 
Person  gemeint  sein  kann*')  —  Genüge. 

Wohl  hat  eine  ganze  Reihe  von  Scluiftst ellern  behaup- 
tet,*^) dass  der  thunginus  der  Lex  Salica  nicht  Hundertschafts-, 


**)  WaitE,  das  alte  Recht  8.  185.  -^A*  11  Eiehhorn,  Schftff- 
ner,  Landau,  vgl  die  Chate  m  Ifojte  48. 

Vgl.  unten  §.  9. 

*')  Merkel  Lex  Sal.  p.  102.  Die  foltrcrulen Worte:  (lep;aii  sollcnsib. 
(decanus ,  Schultheiss  ?)  sind  unverständlich ,  und  wahrscheiuiich  von 
Pithoeus  aus  anderen  Handschriften  genommen. 

*•)  CSartularium  Nr.  16,  Pertz  IV,  p.  599. 
Waitx,  das  alte  Becht  S.  185  Note  2. 

**)  Eichhorn  in  der  ZeitBchr.C  geschichfUche  Bechtswissenschaft 
I  (1815)  S.  174  Note  36.  Grimm  R.  A.  S.  531  757.  Unger,  Ge- 
richtsverf.  S.  134.  Sachsse,  historische  Grundlagen  dos  deutschen 
Staats-  und  Rechtslebens  (Heidelbcrp  1J^44)  S.  308.  Schaffner,  Rechts- 
verfassnncr  Frankreichs  I,  S.  166.  v.  Maurer  Einleitung  S.  139.  Dori- 
vertassuug  II,  S.  27.  Landau  Territorien  S.  302.  —  Dagegen v.  S  av  i  g n y  L 


Digitized  by  Google 


72 
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sondern  Dorfvorsteher  sei.  Doch  ist  selten  eine  Ansicht  mit 

scliwacliciL'ii  (iiiiiult'ii  vcrthoidi^t  worden.  Das  v'uv/a^q  Argu- 
ment it^t  die  nitlit  blos  höchst  /.weitelhafte.  soiuhTU  so'rar 
h(>chst  unwahischeiuliche  und  von  Grimm  soihsi  wieder  auf- 
gegebene^*) .Ableitung  des  Wortes  von  tun,  villa  (ags.  tun- 
gerefo).  Zur  Widerlegung  genOgt  der  dne  Satz,  dessen  Wahr- 
heit sich  später  hinreichend  erläutern  wird,  dass  der  Dorf  Vorsteher 
als  Gemeindebeamter  nur  der  Gemeindeverfa?8ung ,  nicht  der 
öffentlichen  \'erfassunj;  angehört.  Der  (lenieindebeanitc  bildet 
den  Gegensatz  zu  dem  ötlentlichen  Beamten,  als  welcher  der 
thungiuus  durch  seine  Yoi-steherschaft  im  mallus  publicus 
charaktensirt  ist. 

Andererseits  haben  franzosische  Schriftsteller'^  die 
Existenz  einer  Hundertschaftseintheilung  (und  damit  eines 
Hundertschaftsvorstandes)  bei  den  Franken  in  vorkarolingisclier 
Zeit  fieläugnet.  Es  wird  sich  später  Gelegenheit  linden,  diese 
Behauptung  zu  erledigen.  5^) 

Der  thunginus  ist  femer  ein  vom  Voll^  gewählter  Hun- 


S.  273.  Pardessus  Loi  Salique  p.  579.  Waitz  das  alte  Recht  S. 
135.  150.  y.  6.  I,  S.  128  Note  4.  S.  248  Note  1.  v.  Betbmann- 
Hollweg  8.  4U.  422. 

**)  Qrimm  Vorrede  za  Mericel  LexSalica  S.YI.IX.  8ch1igt  die  Er- 
klärung decanus  (tuningus)  vor.  Ebeneo  schon  früher  Eccard,  Gu^  rar  d 
divisions  ]).  02,  Sachsse,  Landau  a.a.O.  Der  decanas  ist  aber  im  Ge- 
biet des  fräiikisclion  Rechts  kein  Dorfvorsteher  (rregen  Sachsse,  Lan- 
dau) sondern  ein  lierrschaftlicher,  über  einen  (iütercomplex  (decania)  <ni- 
s(^tzter  Gutsverwalter;  die  decania  erscheint  im  Polyptychon  Irniinunis 
als  Uuterabthcilung  des  fiscus,  welcher  die  Verwaltuugseinheit  bildet. 
Sowenig  die  decania,  sowenig  gehört  der  decanas  dem  ftffenUichen  Recht 
an.8.  Gu^rard  divisions p. 64-^.  Folyptyqne  I, p. 41—45. 466—458. 
Waits  T.  6.  I,  S.  461.  468.  m,  S.  840.  IT,  S.  133.  124.  ~  Die  von 
Oraff  vorgeschlagene  Ableitung  (1<  s  thunginus  (für:  tunginus)  von 
tanganare  (vgl.  Mttllenhoff  bei  Waitz  das  alte  Recht  8.  294)  wird 
sachlich  am  besten  gerechtfertigt  sein.  Unter  tunginus  ist  dann  der 
„Zwingende,  Drängende",  d.  h.  der  Richter  zu  verstehen. 

Guerard  divisions  p.  54  suiv  Polyiityque  I,  p.  43.  Jacobs 
Geographie  de  Grägoire  de  Tours,  u.  A.,  vgl.  unten  §.  8. 
Unten  §.  5.  & 
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dertschaftsvorstand.  Den  Beweis  dafür  erbriiij?t,  nicht  blos 
die  von  Waitz''^)  schon  geltend  gemachte  negative  That- 
sache,  dass  für  den  thiinginus  das  dreifache, Wergehl,  welches 
die  königlichen  Diener,  Graf  und  Sacebaro,  auszeichnet,  nicht 
bezeugt  wd,  sondern  vor  Allem  das  entscheideiide  positive 
Argument,  dass  zur  Zeit  der  Lex  Saliea  neben  dem  thunginus 
autcentenarius  ein  vom  König  ernannter  Hundertschaftsbeamter 
steht. Die  Verfassung  der  Lex  Salica  ist  durch  den  Gegen- 
satz des  königlichen  und  des  Yolks-Uundertschattsbeamten 
ausgezeichnet. 

Mit  dem  Recht,  den  thunginus  einzusetzen,  steht  das 

Hoheitsrecht,  die  Grerichtsbcamten  zu  ernennen,  bei  der  salisch- 
fränkischen  Volksgemeinde.  Es  ist  schon  vorhin  hervor- 
gehoben ,  dass  die  Ileergemeinde ,  nicht  die  Ilundertschafts- 
gemeinde  diese  Volksgemeinde  ist.  Der  thunginus  aut  cente- 
narius  wird  auf  der  Stammesversammlung  gewählt  £s  folgt 
daraus,  dass  er  unter  Vorsitz  und  Zustimmung  des  Königs 
gewählt  wird.  Insoweit  kann  er  ein  königlicher  Beamter  ge- 
nannt werden,  wie  die  Lex  Salica  ein  königliches  Gesetz.  Er 
unterscheidet  sich  dadurch  von  dem  Grafen  und  sacebaro,  dass 
er  trotzdem  kein  Beamter  des  Königs  ist.  Für  die  Rechte, 
welche  auf  der  lleerversammlung  geübt  werden,  ist  der  König 
nicht  eigner  Lihaber,  sondern  nur  Organ  der  Yolksgesammt- 
heit  Der  Gegensatz  der  dem  König  in  Gememschaft  mit 
dem  Volk  und  der  dem  Konig  allein  zuständigen  Hoheits- 
rechte erzeugt  den  Gegensatz  der  Beamten,  welche  in  Volk 
und  König,  und  der  anderen,,  eigentlich  kihiighcheii  Heamten, 
welche  in  dem  König  allein  die  Quelle  ihrer  Macht  und  ihren 
Herren  sehen. 


")  Das  alte  Recht  S.  157. 

")  Unten  §.  5. 

•*)  üben  §.  3  a.  E. 

•»)  Nur  (las  Bearatenverhältniss  zu  der  Person  des  Königs  ver- 
leiht das  dreifache  Wergeid.   Vgl.  unten  §.  9. 
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Aus  dem  Satz,  dass  der  Hundertschaftsbeamte  der  Ge- 
richtsbeamto  ist,  folj^rt  für  die  Zeit  dor  Lex  Salica  unwider- 
leglich, dass  die  ( lenchtsversaminluug  (inallus)  Huudertschafts- 
versammlung  ist.  Die  Genchtsverfassung  der  Lex  Salica  deckt 
sich  mit  den  tadteischen  Grondlagen. 

Aber  die  Vorboten  einer  neuen  Zeii  Bind  trotzdem  be- 
reits vertreten.  Die  uralt  volksthttmlichen  Einrichtungen 
theilen  sich  schon  in  ihr  Gebiet  mit  dem  königlichen  Beamten- 
systeni}  dem  Träger  der  späteren  Entwicklung. 

§.  5. 

Cfnio  ind  Saeebare. 

Die  Lex  Salica  kennt  bereits  neben  dem  Uundertschafts- 
verband  einen  grösseren,  aber  gleicfafoUs  dem  Landesverbände 
untergeordneten  Gauverband.  Es  wird  nicht  Mos  der  Gaur 

beamte  des  späteren  fränkischen  Reichs,  der  Graf,  mit  seinem 
(leutsclien  Namen :  grafio,  genannt,  ^)  sondern  der  Graf  auch  zu 
einem  pagus,  Gau,  in  Beziehung  gesetzt, 

SaL  50,  2:  ambulet  ad  grafionem  loci  illius,  in  cujus 

pago  manet 

Eine  weit  verbreitete  Ansicht  verstdit  unter  dem  grafio 
loci  dieser  Stelle  nidit  den  Gaugrafen ,  sondern  einen  „Orts- 
grafen", d.  h.  „Dorfgrafen",  den  Vorstand  der  bäuerlichen 

Ortsgenieinde.  I>en  (iegcnbeweis  vermag  schon  zu  erbringen, 
dass  die  Lex  lübuaria  in  ihren  Parailelbestinuuuugeu  ^)  den 


')  Sal.  45.  50.  51.  53.  54. 

^  Eichhorn  in  der  ZeiCsehr.  f.  geschieht].  Bechtswiss.  I,  S.  175 
Note  87.  T.  Maar  er  Einl.  S.  55.  139  Note  7.  DorlVerfittsang  II,  8. 

27.  118.  Landan  Territorien  S.302.  Thudicbum  Gau-  und  Markverf. 

S.  37.  38.  —  Dagegon  Weiske,  Grundlagen  S.  G9.  77.  78,  Waits, 
das  alte  Kocht  S.  13G.  V.  G.  I,  S.  128  Note  4.  v.  Meibom,  das 
deutsche  Pfandrecht  (Marburg  und  Leipzig  1867)  S.  72.  So  hm  Proc. 
8.  18  Note  8. 

>)  Rib.  32,  3.  51.  84. 
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grafio  mit  dem  comes,  judex  tiscalis  (dem  „königlichen  Beam- 
ten") identiticirt,  dass  das  Ediet  Cliilperichs  c.  7,  gleichfalls 
eine  Parallelätcllstelle  zu  Sal.  50,  den  gratiü  als  Yomtzendeii 
des  Volksgericbts  setzt,  dass  endlich  Sal.  50  demselben  grafio 
die  E^treibung  des  fredus,  d.  b.  die  Amtsbefagniss  des  ki^- 
lichen  Gaugrafen,')  zuschreibt. 

Die  defimtive  Ijösnng  der  Streitfrage  ergiebt  sich  durch 
Feststellung  der  Bedeutung,  welche  der  Ausdruck  f?ratio  loci 
.  —  denn  dies  Wort  ist  die  einzige  iStiitzc  der  gegnerischen 
Ansicht  —  nach  dem  Sprachgebrauch  der  älteren  Zeit  hat. 
Locus  ist  keineswegs  technisch  der  »Ort*',  ün  Sinne  von 
Dorfsebaft,  neos,  villa.  Zwar  kann  diese  Bedeutung  mit  dem 
Wort  sich  verbinden®);  doch  beeeichnet  locus  ebensowohl  eine 
Stadt  ^)  oder  dne  Burg^),  und  noch  viel  häufiger  ein  Gebiet, 
Land. 

Die  Lex  Ribuaria  tit.  31.  §.3  gestattet  dem  salischen 
Franken,  dem  Burgunder  und  dem  Alamannen,  seu  de  qua- 
cumque  natione  commoratus  fuerit,  dass  er,  infra  pagum  Bi- 
puarium  interpellatus,  nach  der  lex  loci  sich  vertheidige,  ubi 
natus  füerii  Dem  ribuarischen  Lande  steht  das  Land,  Stam- 


*)  Zwar  meint  Eichhorn  a.  a.  0.,  dass  die  in  der  Lex  Bibuaria 
erw&hnte  Möglichkeit,  dass  ehi  Unfreier  Grafio  werden  kOnne,  nicht  auf 
den  Gangrafen  passe,  „dessen  Amt  wenigstens  doch  gewöhnlich  den 
edelsten  Geschlechtern  abertragen  wurde."  Vgl.  oben  §.  2.  S.  21.  22. 

«)  Rib.  89.  Boz.  7  (Marc.  1,  8).  Waits  V.  G.  U,  S.  931.  562.  IV, 
S.  144—146. 

•)  Z.  B.  Greg.  Tur.  VII,  47  :  presbytt  r  loci ,  womit  der  presbyter 
des  Montalomagensis  viciis  (Mantelan  bei  Tours)  gemeint  ist.  —  Diese 
Bedeutung  hält  für  die  ausschliessliche  auch  Jacobs  göographie  de 
Gr^g.  de  Tonrs  p.  85. 

*)  Z.  B.  Greg.  Tor.  VII,  S4:  episcopo  loci  (Coromidges).  IX,  42: 
loci  fijnsdem  pontifex  ^oitlers).  VIII,  Sl :  seniores  loci  illins  Fraacos 
(Rouen).  Vita  S.  Emani  (saec.  6)  c.  9,  Bolland  16.  Mai  p.  507:  ii)sius 
loci  incola  (Chartres).  Urk.  Ludw.  d.  Fr.  v.  J.  814— S2ö  (Sickel  £e^. 
L,  225):  comes  loci  illius  (Lyon). 

')  Greg.  Tur.  VII,  29:  regressus  ad  Dunense  Castrum  comitem 
commovet  —  cumque  comes  loci  vires  illos  commoveret. 
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meflgebiet  gegenttber,  welchem  der  itandling  durch  mn»  Ge- 
burt angehört. 

Die  bekannten  Zusiitzc  zur  Lex  Saxonuni  ®)  variircn  die 
Bestimmung:  sin  autem  infra  patriam  non  fuerit,  in  quali- 
cunque  loco  fuerit,  secundam  iUomm  legem.  Das  sächsische 
Land  (patria^^  bMet  den  Gegensatz  zu  dem  auswärtigen 
Lande.  Die  lex  loci,  welche  hier  dem  sächsischen  wie  dort 
dem  rihuarischen  Stannnesrechte  entgegengesetzt  wird,  ist  sdber 
ebenso  Staniniesrecht,  Landesrecht. 

In  einer  Reihe  von  Formeln  und  Urkunden,  welche  da.s 
Contumacialverfahren  im  königlichen  Hofgericht  schildeni, 
findet  sich  am  Schluss  ein  Befehl  des  Königs  an  den  der  aus^ 
gebliebenen  Parthei  vorgesetzten  Grafen: 

ut  quicquid  lex  lod  vestri  de  tale  causa  edocet,  vobis 
distringentibus,  ante  dictus  ille  (pagensis  vester)  par- 
tibus  illius  conponere  et  satisfacere  non  recusit. 

Die  lex  loci  ist  nicht  „Ortsrecht"  oder  „Lokiilrecht  des 
Gerichts"  sondern  gerade  wie  vorhin  das  persönliche  Recht 
des  (wegen  contumada)  Straffälligen,  d.  h.  Stammesrecht. 

In  einem  Immunitätsprivileg  Ludwigs  d.  Fr.  fUr  das 
Kloster  Aniane  v.  J.  822  (Sickel  Reg.  L.  176)  findet  sich 
die  merkwürdige  Bestimmung,  dass  der  besondere,  durch  die 
Busse  von  600  Solidi  geschützte  Imnumitätsfriede  auf  die  ein- 
gehegten Theile  des  Klosterguts  (quidquid  fossis  vel  sepibus 

Merkel,  Lex  Saxonum  p.  11  not.  13.  19.  p.  12  not.  17.  p.  13 
not.  2.  vgl.  V.  Richthofen  Lex  Saxonum  S.  6ff. ,  wo  der  interessante 
Beweis  poführt  ist,  dass  der  Schreiber  des  dem  Spangenbergischen 
Codex  zu  Grunde  liegenden  Originals  iu  diesen  Zusätzen  „den  Inhalt 
eines  bestimmtin  Oetefii ee  zn  den  einseinen,  von  ihm  bertthrten  SteUen 
der  Lex  Saxonum  excerpirend  notirte.** 
>«)  Vgl  onten  §.  13. 

»>)  Roz.  444  (Marc.  I,  37).  Ebenso  Roz.  443  (App.  Marc.  38).  445 
(Sirm.  33),  Urk.  König  Chlodwigs  III  v.  J.  692  (PiurdessttS  dipl.  II,  Nr. 
424).  Karls  d.  Gr.  v.  J.  812  (Sickel  Reg.  K  240). 

")  So  Waitz  V.G.  III,  S.  2%.  vgl.  II  (2.  Aufl.)  S.325  Note  1.  Sie- 
gel S.  7G  Note  12.  Gfrörer,  Volksrechte  I,  S.  60.  v.  Bethmann- 
Hollweg  S.  461  Note  66.  S.  561  Note  14. 
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aut  alio  clusanim  genere  praedngitur)  sich  beschranken  soll; 

dagegen: 

Quod  vero  ad  agros  et  campos  et  sylvas  —  commissum 
fiierit,  —  non  tarnen  in  hoc  immunitas  fracta  judi- 
cauda  est,  et  ideo  non  sexcentorum  solidorum  com- 
positione,  sed  secundum  legem  quae  in  eoloco 
tenetur,  multandus  est 
Die  Strafe  für  die  Verletzung  des  eingehegten  Kloster- 
friedens  ist  der  zehnfache  Eönigsbann  ;^^)  die  Strafe  für  die 
Verletzung  des  offen  liegenden  Klosterguts  die  lex  loci.  Die 
Höhe  des  Königsbannes  ist  kraft  Reiclisrechts  für  das  ganze 
Reich  die  nämliche;  die  Höhe  der  volksrechtlichen  lUisse  für 
Verletzung  fremden  Grundeigenthums  ist  lex  loci,  Landrecht, 
weil  sie  nach  den  Stammesrechten  verschieden  ist. 

Eine  Formel  von  Tours,  d.  h.  eine  romisch  rechtlidie 
Formel,  unterscheidet  die  consuetndo  ht^ns  loci  und  die  lex 
terrena;  in  den  gleichfalls  römisch  rechtlichen  Formeln  von 
Angers  begegnet  der  Gegensatz  von  consuetudo  pagi  und 
lex  romana.  £s  leidet  keinen  Zweifel,  dass  wie  die  consue- 
tudo pagi  und  die  consuetudo  loci,  so  lex  romana  und  lex 
terrena  sich  entsprechen.  Die  consuetudo  loci  ist  das  Land- 
recht,  dessen  Gegensatz  das  römische  Becht  bildet.  Das 
deutsche  Stammesrecht  ist  Land  recht,  im  Gegensatz  zu 
dem  römischen  Recht,  dem  Weltiecht.  Lex  loci  kann  auch  mit 
»das  deutsche  Recht"  übersetzt  werden.^')  Das  deutsche  Recht, 

")  Vgl.  unten  §.  7. 

Vgl.  s.  B.  Sal.  27,  5— It  34,  1-3.  Bib.  eo,  2—5.  Ahm.  IIb.  II, 
87.  lib.  m,  100,  2-.5  Lantfr.  96,  1.  Baj.  11,  2-4.  17,  1.  Edict  Botb. 
S55.  879.  880.  Liu^r.  46.  47.  146. 148.  160  n.  s.  w. 

»)  Roz.  408  (Sirm  28). 

»•)  Roz.  22G.  358  (Andeg.  53.  57). 

Dass  im  Gebiet  von  Tours  ebenso  wie  in  dorn  von  Angers  neben 
dem  römischen  auch  deutsches  (fränkisches)  Recht  Anwendung?  fand, 
zeigen  die  fränkisch-recbtljchen  Formeln,  welche  in  der  Sirmoudischen 
Sammlung,  wie  in  der  Saimnliing  von  Angers  sich  finden.  VgL  Eicb- 
horn  B.  Q,  I,  S.  604  Note  b.  Stobbe<  Bechtsquellen,  I,  8.  218  Note 
30.  —  Waits,  Y.  G.  n,  (3.  Aufl.)  S.  825  Tenteht  unter  der  consiietado 
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welches  m  aUen  setnen  Fürbmigen  den  ronusehen  Bedil 
gegenüber  als  Einheit  gedacht  wird,  ist  schon  jetzt  dadnrck 

ausgezeichnet,  dass  es  nach  Stämmen,  und  damit  nach  Län- 
dern (die  Wohnsitze  der  Stiiuuuc  sind  licnüts  befestigt),  sich 
Uüterscheidet.  Die  Kntwickflung  des  deutlichen  liechts  ist 
eine  partikuUire ,  kindrechtlicbc,  im  Gegensatz  sowohl  zu 
dem  Keichsrecht,  welches,  Yon  der  königUchea  Gewalt  aus- 
gebend, die  StammesgriiBzen  ttbmcbreitet,  ab  zu  dem  überall 
gleichen  römischen  Recht 

Wie  den  Stammesgau,  so  bezeichnet  locus  aucl)  den 
Vülkciscliaftsgau,  den  (iau  im  eigeutlicheu  Sinn.'"";  Unsere 
Steile  aus  der  Lex  Salica: 

grafio  loci  iUius  in  ci^us  pago  manet 
giebt  dafür  nur  einen  weiteren  Beleg.  Der  pagus  der  Lex 


pagi  in  der  cit  Formel  Becbtagewohnheiteo  dee  eioaeloen  Gans.  Uebev 
die  Bedeotimg  Ton  pagos  8.  o.  S.  18.  An  anderer  Stelle  wird  das  deutsche 

Recht  dem  römischen  als  „das  alte  Recht"  cngegengesetzt,  unten  §.9  Note  90. 

Dafür  v^l.  Ansegis.  Capp.  III,  43:  pagensibus  loci  illius.  Cap. 
Widonis  a.  880  c.  1  (Pertz  I,  p  r)')<i):  comes  loci  popnhisqne  terrae 
—  comes  ejiisdcm  loci.  Vita  S.  Honifatii,  auct.  Willibahlo  c.  40  iPertz 
Script.  II,  p.  353):  in  Fricsland  (in  continibus  coniTn  qui  rustica  di- 
cuntur  lingua  Ostor-  et  WesterAeche,  d.  h.  im  Ostcr-  und  Westergo, 
vgl.  c.  86  eod.,  p.  360)  bant  Abba ,  qui  offidoni  praefeetnrat  (GraÜBii- 
amt)  aecnndam  indictom  gloriosi  Pippin!  regis  saper  pagum  locninqne 
illooi  gerebat,  eine  Kirche  fllr  den  heil.  Bonifaz.  Chlotbacharit  II  edictom 
a.  614  c.  19  (Pertz  I,  p.  15):  Episcopi  yero  vel  potentes,  qui  in  aliia 
possident  regionibns,  jiidices  vel  missos  discussores  do  aliisprovinciis  non 
institnant,  nisi  de  loco.  Eod.  c.  V2:  Ut  nnllus  judr-x  de  aliis  provinciis  aut 
rogionibiis  in  alia  loca  ordinctur.  Tardif  Nr.  14  ~  :  Pardessus  II,  Nr.  477 
(a,  710):  Grimoaldo  —  comis  de  ipso  pago  Parisiaco  —  Gairinus  quondam 
loce  ipsina  Parisiaee  eomia.  Tardif  Nr.  49  =  Pardessas  Ii,  Nr.  498  (a.  71 G) : 
inferenda  de  pago  Cinomaneco  —  a  jadidaria  potestate  lod  illias  red- 
dire  —  commemorat  In  allen  diesen  Stellen  ist  locus  mit  pagus,  terra, 
provincia,  regio  im  Sinne  von  Oaa  identisch.  —  Ebenso  nach  dem 
Sprachgebrauch  der  Lex  Hurgundionum  tit.  49  §.  1 :  locornm  comites 
atque  pracpositi  —  judicanda  cognoscant.  Alleidincs  ist  v  M  nur  er, 
Dorfverfassung  II,  S.  27  consequent  genug,  auch  liier  Dortunafon  zu 
verstehen.  Doch  zeigt  das  diesen  locorum  comites  zugescliriebene 
Öffentliche  Ricbteramt,  dass  sie  mit  den  civitatum  aut  pagorum  comites 
in  Burg,  praef.  4  ToUkommen  identisch  sind. 
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Sftljfia  ist  der  GrafGMshaftiflgatt  der  aptaren  y^^&asaiig.  Die 
andere  Stelle,  in  welcher  die  Lex  Sidica  den  Ausdiuck  pagus 
gebraucht,  beweist  denddbea  £^radigeb»uch.  In  Sal.  1,  2 
wird  infra  pago  (in  sua  ratione)  und  in  dominica  ambascia 
esse  unterschieden.  Praesentia  und  absentia  ist  mit  infra  und 
extra  pagum  identlscli.  Derselbe  Gegensatz  wii'd  später 
durch  infra  patriam  und  in  hoste  ^^),  durch  domi  und  in 
hoste  ^^),  endlich  durch  intra  comitatum  und  extra  comita^ 
tum^^  wiedergegeben.  Der  pogus  der  hm  Salica  ist  nicht 
die  0(Nrfinark'^),  sondern  der  comitatus  der  späteren  Ver- 
fassung. 2*)  Der  grafio  loci,  in  cujus  pago  manet,  ist,  wörtlich 
übersetzt,  „der  Gaugraf,  in  dessen  Gau  er  (der  Processgegner) 
wohnt."  Es  wird  sich  später  (§.  8)  für  die  merovingiüche  Zeit 
der  entsprechende  Ausdruck  judex  loci  in  gleicher  Weise  als 
Beaeidmnng  der  Gauobrigiieit,  d.  h*  des  Gaugrafen  ergeben. 

Dem  GÜrayerbande  und  dem  Gaubeamten  entgeht  keine 
Gauversammlung. 

Gegen  die  früher  allgemeine  Ansicht,  dass  der  Graf  schon 
zur  Zeit  der  Lex  Saliai  Vorsitzender  des  Volksgericlits  ge- 
wesen sei,  ist  bereits  oben  (§.  4)  gezeigt,  dass  der  tljunginus 
Vorstand  des  mallus  ist.  Hier  können  wir  die  andere  That- 
Sache  hinzufügen,  dass  der  Graf  der  Lex  Salica  überall,  wo 

»•)  Die  Lex  Rom.  Cur.C.  Th.  II,  15,  1  nennt  als  Fiillo  der  echten 
Noth:  intirinitas  und  forasticae  ambasciae.  Der  Königsdieust  ist  „aus- 
wärtiger Dienst". 

^  Sal.  noT.  177:  8i  qnis  in  hoste  de  conpanio  de  conpagenseB 
sao8  hominem  ocdderik,  lecondam  qnod  inpatria  — conponere  debuissot ' 
in  triplo  cooponat  Aehnlich  nov.  863.  Gap.  Aqoense  tw  807  c.  4  (Pcrtz, 
I,  p.  149) :  infra  patriam  vel  foraa  patriam  in  hoste.  —  Nach  dem  itali- 
schen Cap.  HIoth.  Olonn.  a.  825  c  11,  Pcrtz  I,  p,  252  (Lib.  Pap.  Loth. 
31)  läuft  die  Verjährunf,'8frist  von  einem  Jahr  nur  si  infra  patriam 
fncrit,  d.  h.  im  Fall  der  praesentia,  Anwesenheit  des  Gegners  in  seinem 
üau.  —  lieber  patria  vgl.  unten  §.  12. 

Cap.  in  lege  8aL  mitt.  a.  803  e.  6  (Perte  I,  p.  113). 

*^  Cap.  Aquiagran.  a.  817  legib.  add.  c  6  (Perts  I,  p.  Sil). 

•«)  80  Eichhorn  a.  a.0.  (oben  Note  2).t.  Maarer,  EinleitungS.  54.20. 
Zu  demselben  Resultat  gelangt  Waitz,  das  alte  Recht  S.  138. 139. 
S.  die  Idteratiimachweise  oben  §.  4  Note  41.  42. 
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er  in  AuBübang  seiiieB  Amtes  'auftritt,  ausflergerichtlich  han- 
delnd  eracheint. 

Dem  Gfafen  liegt  die  Vollstredrong  der  Execntion  ob. 

In  Sal.  50,  2  wird  von  der  Execution  des  Delictsprocosses  ge- 
handelt, deren  Voraussetzung  das  vom  Beklagten  abgelegte 
auf  Zahlung  der  Composition  lautende  UrtbeilerfiUlungsver- 
sprecbcn  (fides  facta)  ist. 

Si  qms  ad  placitum  legitimam'^)  fidem  factam  noluerit 
solvere,  tunc  iUe  cui  fides  fiusta  est  ambnlet  ad  gra- 
fionem  lod  illius  —  et  adprdiendat  fistncam  et  dicat 
verbum  — . 

Der  Graf  wird  aussergericlitlich  zur  Execution  aufgefor- 
dert.^®) Der  Zwangshandlung  durch  den  thunginus  oder  den 
König  geht  eine  mannitio  des  Gegners,  dort  zum  Volksgericht, 
hier  zum  königlichen  Hofgericht,  d.  h.  eine  Ladung  zu  dem 
Termin  voraus,  in  welchem  die  obrigkeitliche  Zwangshand- 
lung vorgenommen  werden  soll.^*)  Sobald  der  Graf  nach 
der  Ueichsgründung  der  ordentliche  Voi'sitzende  des  Volks- 
gerichts geworden  ist,  hat  er  gleichfalls  die  Execution  nicht 
anders  vorzunehmen,  als  wenn  der  Gegner  zu  Gericht  vor 
ihn  geladen,  ad  strudem  legitim  am  amallatus,  zum  rechten 
Executionstermin  geladen  vsL*^)  Die  Lex  Salica  kennt  keine 
mannitio  Tor  den  Grafen  zum  Zweck  der  Execntion.  Der  An- 
trag auf  Execution  ist  kein  terminlicher,  d.  h.  kein  gericht- 
licher Act. 


**)  Siegel  Oerichtoverfiiliren  S.  219  ff.  Vgl.  So  hm  Proc.  8.  163 

ff.  V.  Bethmann-Holl weg  S.  515  if.  —  Dag^n  Meibom,  das 
deutsche  Pfandrecht  S.  71—73.  19  J  1!».'). 

So  lose  ich  mit  Waitz.  Die  Lesart  Merkel 's  logitiiiio  stüf/t 
sich  allein  auf  cod.  1:  legitimi.  Die  übrigen  Handschriften  haben  legi- 
timo  oder  legitimura. 

Ebenso  Weiske,  Grundlagen  S.  G9.  70.  t.  Bethmanu-IIol  I- 
weg  S.  516. 

Sal.  60,  1.  56. 

>«)  Rib.  32.  y^.  Siegel  S.  246  Note  8  a.  E.  t.  Betlimanii- 
Hollweg  S.  516. 
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Die  Stelle  Uhtt  fort: 

Tunc  (nach  geschehenem  Executionsantrag)  grafio 
colleprat  septem  rachineburgius  [idonoos]  et  sie  cum 
ipsis  ad  casa  illius  qui  tidcm  fecit  umbulet. 

Eine  vielfach  vertretene  Meinung  findet  in  dem  Grafen 
und  den  sieben  Kachimbuigen,  mit  denen  er  zur  Execution 
schreitet,  «das  Gericht'',  ja  „das  vollständig  besetzte  Gmcht** 
vertreten.  Seine  Urtheilsfinder  Tersammle  der  Graf  mit  den 
sieben  Rachimburgen  um  sich.  Die  rachineburgii  sind  aber 
nicht  als  rachineburgii  bei  der  Executionshandlung  thätig. 
Die  Execution  hat  dem  Kläger  Zahlung  der  Compositions- 
summe  mit  dem  Mobiliarvermögen  des  Schuldners  zu  ver- 
schaffen. Die  Zahlung  m  Mobilien  verlangt  das  predum  ad- 
predare,  die  Abschätzung  der  Mobilien  durch  nnbetheiügte 
Dritte.  Zu  diesem  Zwecke  bringt  der  aussergerichtlich  pfän- 
dende Gläubiger  seine  testcs,  der  Graf  seine  Rachimburgen 
mit.*2)  Die  testcs  des  Grafen  werden  Uacbimburgen  genannt, 
nicht  weil  Urtheil  Finden,  sondern  weil  die  Fähigkeit  zum 
Urtheil  Finden  von  ihnen  verlangt  wird.^^)  Der  Stand  der 
testes  des  pfändenden  Gläubigers  bestimmt  sich  nach  dem 
Stande  des  Pfändenden  und  des  Gepfändeten;'*)  die  testes 

So  Eichhorn,  B.  6.  I,  B.  408.  Man r er  Gerichtsverlkhren 

S.  17.  Weiske  Gründl.  S.  70.  73.  Wilda  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht 
I  (1839)  S.  182. 183.  Und  noch  neuerdings  meint  Siegel  S.  247:  „dass 
der  Sieger  das  Gericht  auffordert,  Hand  an  das  Vermögen  des  treu- 
losen Schuldners  zu  legen."  S.  250;  „Auf  die  Aufforderung  muss  sich 
das  Gericht  alsbald  an  Ort  und  Stolle  verfügen,  an  der  Spitze  der  Ur- 
theiler  der  Richter."  Aehnlich  S.  lüö.  v.  Meibom,  das  deutsche  Pfand- 
recht S.  129:  Pfftndttng  von  Mobilien  wnrde  anfimgs  von  toII- 
Btftndig  beflotstem  Gerieht,  Ton  dem  Grafen  nnd  sieben  Rachimburgen 
Tollsogen.«*  GfrOrer  Tolterechte  I,  S.  100.  101  beweist  mit  Hülfe 
nnscrer  Stelle ,  „dass  ein  regelrnftseig  besetates  Bachimborgen-Gericht 
mehr  als  siehen  Beisitzer  zählte." 

»»)  Vgl.  Process  der  Lex  Sal.  S.  22-26. 

Gerade  so  ist  später  scepenen  die  Bezeichnung  auch  der  blos 
Schufi'cnbaren. 

**)  Es  vird  Sal.  SO  ansdrOdclich  hervorgehoben,  daas  der  ansser- 
gerichilich  gepflndete  Schuldner  entweder  frei  oder  I4te  iat  —  Der 

Soll»,  Alta«atMilie  ]l«l<ha*  nnfl  Ckvl«litaT«rfiuMiiiig.  I.  6 
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des  Grafen  soUeD,  ohne  Rücksicht  auf  den  Stand  der  Partheien, 
zam  Urtbeilfinden  im  Volksgericht  fähige,  d.  h.  voHfreie  Lentesein. 
Nicht  legem  dicere,  d.  h.  Rachimburgenamt,  sondern  precium 

adprociarc,  d.  h.  Zeufzenamt ,  nimmt  hier  die  s.  g.  Rachim- 
burgen  in  Anspruch.  Ks  fol^^t.  geg(*n  die  liorrsclionde  An- 
sicht, dass  die  obrigkeitliche  Execution  als  solche  der  lüichim- 
bnrgen  nicht  bedail'.  Den  Beweis  dieser  Conscqucnz  erbringt 
Sal.  45:  die  Austreibung  des  Fremden  aus  der  Mark  geschieht 
durch  den  Grafen  ohne  Rachimburgen.  Kein  Satz  der  Ge- 
richtsverfassung, nicht  einmal  em  Satz  des  Executionsver- 
Verfahrens,  lediglich  das  zufällige  Bedürfniss  des  Zahlungs- 
gCRch'afts  fordert  bei  der  Execution  der  Bussfordi  rmig  die 
„schötienbareii  Leute"  neben  dem  Grafen.  Der  Graf  hat  zu 
den  Schöffen  als  solchen  keinerlei  Beziehung. 

Definitiv  entscheidend  ist  die  Strafbestimmung  in  Sal. 
50,  3  für  den  Grafen,  welcher  der  Executionsaufforderung 
nicht  nachkommt:  si  grafio  rogitus  fuerit  et  sunnis  eum 
non  teiiueiit  aut  certa  racio  doniinica.  Es  wird  als 
möglich  gedacht,  dass  Königsdienst  oder  sonstige  sunnis^*) 
den  Grafen  von  der  Pflicht  zur  Vornahme  der  Executions- 
handlung  befreit.  Die  £xecutionsaufforderung  ist  niemals  ein 
gerichtlicher  Act.  Sie  nimmt,  wie  die  mannitio,  den  Grafen 
in  seinem  Hause,  mfira  pago  in  ratione  sua  occupatus  in 
Anspruch.  Im  Edict  Ghüp.  c.  7,  und  ebenso  Rlb.  51,  wo 
von  der  gerichtlichen  Auftorderung  des  Grafen  zur  Execution 
gehandelt  wird,  ist  von  sunnis  keine  Rede.  Die  sunnis  for- 
dert begrifÜich  einen  aussergerichtlichen  Act. 

Es  mag  jetzt  auch  darauf  hingewiesen  werden,  dass  nach 
SaL  45  der  Kläger  erst  nach  Ablauf  des  Gerichtstages  (si 
ipse  cui  testatum  est  noluerit  venire;  um  dies  zu  constatiren, 

Jude  Armentarius  bringt  zu  der  gegen  Jnjuriosus  gerichteten  Zahluiigs- 
auftorderung  zwei  Christen  und  einen  Juden  als  testes  mit,  Proc.  d. 
Lex  Sal.  S.  23  Note  9.  Wie  die  Standes-,  so  ist  die  Stammesgleichhcit 
fftr  die  testes  des  Glftnbigers  Requisit. 

**)  Vgl  die  Äiifzaiiltmg  in  Sal.  98:  Feaenbmnst,  Knnlcheit,  ein 
Todesüill  im  Hanse,  Königsdienst.  Vgl  oben  Note  19. 
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muss  der  ganze  Gerichtstag  abgewartet  sein)  den  Executions- 
antrag  auf  Austreibung  des  Fremden  an  den  Grafen  richtet,  wäh- 
rend die  Bitte  an  den  thnnginus  um  sein  nexti  canthichio 
(Sal.  50,  1)  an  dem  Gerichtstage,  zu  welchem  der  Gegner 

geladen  ist  (antequam  sol  collocet),  d.  h.  im  Gericht,  einzu- 
bringen ist,  —  (lass  ferner  iiocli  gegen  Ende  des  H.  Jaln-- 
hunderts  die  Gesetzgebung  darauf  zu  dringen  sich  genöthigt 
sieht,  dass  die  Aufforderung  zur  Execution  an  den  Grafen, 
der  jetzt  Gerichtsvorstand  geworden  ist,  im  Gericht  ge- 
schehe'^: der  uralte  Brauch,  nach  welchem  der  Graf  als 
ausserhalb  des  Gerichts  stehend  behandelt  wird,  ist  noch 
hundert  Jalire  nach  Abfassung  der  Lex  Salica  lebendig.  So 
erläutert  es  sich  endlich,  dass  Sal.  4G  de  adfatliaiuire  für  die 
solenne  Vornahme  eines  gerichtlichen  Acts  nur  die  Alternative: 
aut  ante  regem  aut  ante  teoda  aut  thunginum,  kennt,  dass  es 
kein  drittes:  aut  ante  grafionem,  giebt. 

Die  Gewalt  des  Königs  tritt,  wenn  er  dem  versammelten 
Yolksheer,  die  Gewalt  des  thunginus,  wenn  er  dem  versammel- 
ten nullius  präsidirt,  in  volle  Ent wickehing.  Dem  grafio  liegt 
allein  ob,  zu  vollziehen,  was  seines  Amtes  ist.  Dem  Grafen 
steht  Nichts  zu  entscheiden  und  dcsshalb  keiner  Versammlung, 
ihm  Urtheil  zu  finden,  zu.  Der  Gaubeamte  der  Lex  Salica 
ist  kein  richterlicher,  sondern  Administrativbeamter. 

Der  Graf  ist  ein  Beamter  des  Königs.  Sein  drei&ches 
Wergeid  (Sal.  54,  t),  so  wie  sein  Amt,  das  an  den  König 
fallende  Friedensgeld  einzuziehen  (Sal.  50,  2.  53),  charakteri- 
sii  t  ilm  als  Werkzeug  der  königliclien  (Jewalt.  ^'')  Der  Gau 
gehört  nicht  der  Volksverfassung,  sondern  allein  dem  königlichen 
Begierungsorganismus  an.  Dem  Gau  entspricht  kein  „Volk*'.  Die 
•  Gauverwaltung  ist  ausschliesslich  königliche  Verwaltung.  Die 


**)  Edict  Chilp.  c  7:  in  proximo  mallo  invitetur  grafio  —  et 
si  graphio  ante  rachymbnrgÜB  sedentea  non  fberit  invitatos,  non  ibi 
praesamnint  ambulare. 

««)  Waitz  das  alte  Recht  B.  13Ö. 

6* 
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Oauverwaltung  schliesst  aber  die  Hundertschaftsverwaltimg 
nicht  in  sich.  Der  Gegensatz  zwischen  Hundertachafta-  und 
Ganverwaltung  charakterisirt  die  Verfassung  der  Lex  Salica. 
Der  König  hat  die  Gauhoheit,  noch  nicht  die  Hundertschafts- 
hoheit gCNN  onnen  ,  und  die  Gaulioheit  ist  nur  Administrativ- 
hoheit, nicht  Gerichtshoheit.  Der  Gegensatz  in  den  Funktionen 
der  verschiedenen  Verhände  ist  wie  zur  Zeit  des  Tacitus  so 
auch  zur  Zeit  der  Lex  Salica  das  die  öfifentliche  YerCassung 
hewegende  Frincip. 

Die  herausgestellte  Volkslioheit  in  Sachen  der  Hundert- 
schaftsverwaltung hat  nocli  der  Thatsarhe  gegenüber  Probe  zu 
halten,  dass  der  König  nicht  nur  für  den  Gau,  sondern  auch 
für  das  Gebiet  der  Hundertschaft  eigne  Beamte  ernennt.  Es 
handelt  sich  an  dieser  Stelle  um  die  viel  bestrittenen  Sace- 
baronen.  *^ 

Das  einzige  Uber  die  Saeebaronen  und  ihr  Amt  Auf- 

schluss  gewährende  Zeugniss  ist  der  Titel  54  der  Lex  Sa- 
lica. Nachdem  hier  in  1  das  dreifache  Wergehl  für  die 
Grafen  angesetzt  ist,  folgt  in  §.  2  die  entsprechende  Be- 
stimmung für  die  Sacebaronen: 

Si  quis  sacebarone  [aut  obgrafionem occiderit  qui 

puer  regis  fuit  —  solidos  300  culp.  jud.  Si  quis  sace- 

Literatar:  Eichhorn  R.  6.  I,  8.  404.  t.  Savigny  Rom.  B. 
im  H.  A.  I,  S.  261  ff,  Grimm  B.  A.  8.  783.  Maurer,  GeriehtSTer- 
fahren  8.  21.  Bogge  8.  69  ff.  Weiske  8.  71.  72.  Wilda  Strafrecht 

S.  418  Note  3.  Unger  S.  197.  Waitz  das  alte  Recht  S.  140  ff.  150. 
200.  V.  G.  I,  S.  335.  IV,  S.  342.  Gengier,  deutsche  Rcchtsgeschichte 
im  Grundrisse  (Erlangen  1849.  1850)  S.  391.  302.  Walter  R.  G. 
§.  GIG.  Siegel  S.  24.  v.  Daniels  I,  S.  5G4  ff.  Wetze  11,  Civilproc. 
S.  319.  Sohm,  Proc.  S.  231  ff.  v.  Bethraann-IIollweg  S.  431-4:)3. 
448.  Kern,  Glossen  S.  76  ff.  —  Lezardiere  UI,  p.  IG.  195.  Par- 
deasns  Loi  8alique  p.  572  snir. 

**)  Aot  ohgrafioaem  hat  Merkel  cod.  1,  fehlt  eod.  2,  3,  dagegen 
hat  cod.  4:  et  graffionem.  Ebenso  Text  IV  (auch  die  Warschauer 
Handschrift,  Hnb^  p.  40):  ant  grafionem,  nnd  demnach  auch  Herold, 
während  in  Text  III  nnd  der  Emendata  der  Znsata  fishli 
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barone  qui  iiigenuus  est*®)  occiderit,  —  soiidos  öOO 
culp.  jud. 

£s  ist  ganz  klar  und  auch  aUgemein  angenommen,  dass 
die  Sacebaronen  damit,  gleidi  den  Grafen,  als  koniglicbe 
Beamte  bezeichnet  sind.  Nicht  blos  das  dreifache  Wcrgekl, 
sondern  aucli  der  puer  regis,  welcher  sogar  an  erster  Stelle, 
anscheinend  als  Normalfall,  genannt  ist,  erbringt  dafür  den 
Beweis.  Kinen  Schritt  weiter  bringt  uns  dei'  Anfang  des  §.  3 : 

Sacebaronls  yero  in  singolis  mallobergis^^)  plus  quam 
tres  non  debent  esse. 

„An  den  einzelnen  Gerichtsstätten  sollen  nicht  mehr  als 
drei  Sacebaronen  sein."  Es  ist  zunächst  von  Bedeutung,  dass 
es  heisst :  in  singuüs  mallobergis,  und  nicht :  in  smguliB  mal- 
Iis.  Die  letztere  Wendung  findet  sich  erst  in  Texten  aus 
einer  Zeit,  welche  mallus  in  gleichem  Sinn  mit  Ifalloberg  ge- 
braucht. *')  Von  den  Sacebaronen  wird  daher  nach  dem  AVort- 
laut  der  Stelle  nicht  ein  „in  den  einzelnen  Gerichtsveisamm- 
lungen,"  sondern,  da  „in  den  Gerichtsstätten"  selbstverstäud- 
lich  nicht  übersetzt  werden  kann,  nur  ein  „an  den  einzelnen 
Gerichtsstätten**  Sein,  esse,  ausgesagt  Auch  der  letztere  Aus- 


^  Heil[6l  eod.  2  kat  den  Zusatz:  et  saceborone;  cod.  3:  et  se 
eaceborone  posuit.  Pardeasus  text  III:  et  si  sacibaronem  posuit.  Dem- 
nach die  Emendata:  et  se  sagibaronem  posuit;  daj^egen  text.  IV:  et 
alio  sapyharroncm  posuit  (ebenso  die  Warschauer  llandschritt:  et  alium 
sagibaronem  posuit).  Herold  giebt  die  Combination:  et  se  vel  aUum  sace- 
baronem  posuerit.  Vgl.  Merkel  Sal.  nov,  141.  252.  —  Es  scheint,  dass 
diese  Zosatse  ihre  gemeiBsehaftliclie  Quelle  in  dem  oben  ft.  8  be- 
'   sprochenen  Text  D  haben. 

Der  Znetts:  et  Bi  sacebaronem  posnit  an:  aaeebarone qni  inge- 
nuua  est  ^ote  40)  seUbint  gfeichfaUa  den  Fall  des  freien  Sacebaro  als 
einen  besonderen,  ausnahmsweiBen  henrorheben  an  wollen. 

*')  Der  Text  IV  hat  in  singulis  mallis;  die  Warschauer  Hand- 
schrift: per  singulos  mallos.  Die  £mendata  erklärt:  iu  singulis  mallo- 
bergiis,  id  est  plebs  quae  ad  unom  maUum  conTenire  seiet  (Merkel 
nov.  334). 

")  S.  die  vor.  Note.  —  Vgl.  oben  §.  4  Note  26. 
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druck  veniiug  Autschliiss  zu  gewähreii.  Ks  ist  nicht  von 
einem  adcsjic,  gegenwärtig  Sein,  soudern  nur  von  Sein,  dauerud 
sich  Befinden  die  Rede.  Da  unsere  Nachrichten  hier  nach 
Worten  zählen,  wird  jeder  Ausdruck  zu  wägen  sein.  Es  er- 
giebt  sich,  dass,  gegen  die  allgemein  herrschende  Annahme,'*) 
die  Worte  der  Lex  Salica  keinerlei  Beziehung  der  Sacebaronen 
zu  gerichtlichen  Verhuudlimucu  aussagen.  Die  Sacebaronen  wer- 
den Icdiirlicli  als  „an  den  einzelnen  ( ierichtsstätten  augestellt"  be- 
zeicluitit.  Zu  welcher  Thätigkeit,  bleibt  zunächst  völlig  dahin- 
gestellt. Mit  dem:  in  singulis  mallobcrgis  ist  femer  die 
regelmässige  örtliche  Vertheilung  der  Sacebaronen  über  die 
Gerichtsstätten  ausgedrückt:  an  jedem  Mallobcrg  ein  Saec- 
baro,  höchstens  drei  Sacebaronen.  Das:  in  singulis  hätte 
keinen  Sinn,  wenn  etwa  genieint  wäre,  „auf  den  eiu/eliien  (Ie- 
richtsstätten" im  Sinne  von :  auf  den  eiuzclucn  Gerichtstageu, 
in  den  einzelnen  Gerichts  Versammlungen.  Es  hätte  dann 
schlechtweg:  in  mallobergis  (gleich:  in  mallis),  noch  besser: 
in  mallobergo  (in  mallo)  heissen  müssen.  Der  Gegensatz:  auf 
mehreren  (nach  einander  folgenden)  Gerichtsversammlungen 
dürfen  im  Ganzen  mehr  als  drei  Sacebaronen  sein,  ist  un- 
möglich. Durch:  in  singulis  ist  nothwendig  das  neben  Ein- 
ander, und  zwar  auch  hier  nicht  der  üciichts Versammlungen 
—  da  die  Gerichtsversammlungen  nur  zufäUig  zeitlich  in 
denselben  Moment  fallen  —  sondern  der  Gerichtsstätten  in  ihrer 
dauernden  Eigenschaft  als  örtliche  Mittelpunkte  ausgedrückt.  Die 
Malloberge  sind  genannt,  nicht  um  an  die  dort  zusammen- 

*♦)  Z.  B.  Waitz,  das  alte  Recht  S.  142:  „Nur  das  erhellt  mit 
bicherhoit,  dass  neben  dem  vom  Volk  gewühlten  Tliuinifimis  nicht  blos 
der  königliche  Graf,  sondern  auch  andere  vom  Jvoni^  ernannte  Perso- 
nen Stauden,  deren  Befugnisse  in  dieser  Zeit  mehr  als  die  des  Grui'en 
Bellist  sich  auf  das  Gebiet  richterlicher  Thätigkeit  erstreckten.  Weim 
dieser  Tom  Gerichte  selbst  fem  blieb,  so  haben  die  Sacebaronen  rege!- 
mftssig  Tbeil  an  demselben,  und  vertreten  hier  den  König.'*  Ebenso 
Waitz  V.  G.  Tl.  (2.  Aud.)  8.  40.  v.  Bethmann -IIo  llw  og  S.  431.432 
übersetzt  ohne  Bedenken:  „es  sollten  nicht  mehr  als  drei  (Sacebaronen) 
in  jeder  Gericbtsrersammluiig  gegenwärtig  sein." 
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tr^^nden  placita,  sondern  um  an  die  dnreh  dieselben  bezeich- 
neten Geiiclitssprcn gel  zu  erinnern.  „Für  die  einzelnen 
(ieri('htssi)rentj:el  sollen  nur  drei  Sacebantnen  bestellt  werden." 
Nur  das  örtliclie  Gebiet  ihrer  Tlüitigkeit,  nicht  die  Öffentliche 
Einrichtung,  an  der  sie  Theil  zu  nehmen  hätten,  wird  den  Saoe- 
baronen  durdi  den  Malloberg,  zu  dem  sie  gehören,  bezeichnet. 
Kurz  vorher  hat  die  Lex  Salica  in  tit.  50  §.  2  den  Grafen 
schlechthin  als  Grafen  des  Gaus,  pagus  bezeichnet.  Sie  setzt 
die Sacebaroucn  nicht  zu  einem  pagus,  sondern  nur  zu  „den 
einzelnen  Mallobcrgen"  in  Beziehung.  Der  Ausdruck  in  sin- 
gulis  pagis  ist  vermieden,  um  durch  in  singulis  mallobergis 
einen  andern  geographischen  Bczirlt  mit  Bestimmtheit  zu  be- 
zeichnen. Der  Gegensatz  zwisdien:  in  singulis  mallober- 
gis, und:  in  pago,  wird  präcisirt  durch  die  gleich  folgenden 
Worte  des  §.  3,  welche  einen  Grafen  (im  Singular)  den  meh- 
reren Sacebaronen  gegenüber  stellen.  Schon  die  Lex  Salica 
beweist  die  Existenz  der  Hundcrtschaftseintheilung  für  die  frän- 
kische Verfassung.  Die  Lex  Salica  umschreibt  dui  ch :  in  singulis 
mallobergis,  die  Unterabtheilung  des  Gaus,  d.  h.  die  Hun- 
dertschaft. Die  Gerichtsstätte  ist  eben  mit  der  Hunderir 
schaftsmalstätte  identisch.  „Für  die  emzehien  Hundertschaften 
sollen  nicht  mehr  als  drei  Sacebaronen  bestellt  werden.* 
Die  Sacebaronen  sind,  im  Gegensatz  zu  dem  (Jrafen,  dem 
köuiglichen  Gaubeamten, ilie  königlichen  Huudcr tschai'ts- 
beamten  der  Lex  Salica. 

Es  ist  schon  oben  (§.  4)  hervorgehoben,  dass  die  Stel- 
lung des  thunginus  als  eines  vom  Volk,  excerdtus  eingesetz- 
ten Hundertschaftsverwalters  gerade  durch  diese  Go^xistenz 
eines  anderen,  vom  König  als  solchem  für  die  Hundertschaft 
bestellten  Beamten  erwiesen  wird.  An  dem  Verhältniss  des 
thunginus  zum  sacebaro  ist  eben  so  wie  vorhin  an  dem  Ver- 
hältniss des  thunginus  zum  Grafen  die  Stellung  der  Volks- 
gewalt zur  Königsgewalt  zu  ermittehi. 

Von  der  Thätigkeit  der  Sacebaronen  handelt  der  zwdte 
Satz  des  §.  3: 
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et'*)  de  causa'*)  aliqtiid  de  qaod  eis  solvitur*^)  &c- 
tum  dixerint,  hoc  acl  grafionen  non  requiratur'*)  unde 

illi  securitatcin  feccrunt.'**) 
Die  Worte  bedeuten  nach  der  (Jraniniatik  «ler  Lex  Salica 
geuau  dasselbe  als  wenn  geselnieben  stäude;  et  &i  caubam  quae 
eis  solvitur  factarn  dixerint,  liaec  a  grafione  non  requiratur  u.  s. 
w.  Waitz,  wdcher  von  sämmtlichen  Übrigen  Schriftstellern 
allein  versucht  hat,  das  wortliche  Verständniss  unserer  Stelle  zu 
gewinnen,  übersetzt^®):  „wenn  sie  sagen,  dass  in  den  Sachen, 
>Y0  ihnen  ge/alilt  wird,  etwas  geselieliun  ist,  so  soll  nicht  von 
dem  Grafen  gefordert  werden  — Es  ist  dabei  Ubersehen, 
dass  de  causa  aliquid  nicht  „von''  oder  „in"'  einer  causa 
„etwas",  sondern  schlechthin  „eine  causa'*  heisst  De  kommt 
unendlich  oft  in  der  Sprache  jener  Zeit  in  der  Function  des 


«*)  Merkel  ood.  8.  4  fftgen  si  hinza.  Ebenso  Text  IV. 

*•)  Merkel  cod.  1:  du  causas. 

So  ist  mit  Waitz  zu  lesen.  Dor  Text  Merkel' s:  id  est  quod 
eis  solvitur  lindet  sich  allein  in  seinem  cod.  ,'5,  wahrend  die  beste  Hand- 
schrift cod.  1  liest:  de  quod  eis  äolvuntur  (der  Plural  entspricht  hier 
dem  Toraufgehenden  cAusaB,  Note  46);  cod.  4:  de  qaod  ei  iolTetitr;cod. 
2,  der  häufig  Worte  aoslftsst,  nor:  de  quod.  Text  III  liest:  unde  eis 
aiiqnid  sohitnr,  wahrend  Text  TV  and  die  Emendata  den  gansen  Passat 
verändern. 

**)  So  Merkel  cod.  1.  8,  während  cod.  2.  4  sowie  die  sämmtUchen 
späteren  Texte  die  Lesart  remoyeatnr  entweder  geben,  oder  doch  Tor- 
anssetsen. 

*•)  So  Merkel  cod.  2.  4  and  Text  III  (nor  statt  feceronti  fecerint), 
während  cod.  1.  3  lesen:  nnde  ille  secoritatem  fecerit  —Die  späteren 

Texte  haben  den  letzten  Satz  den  späteren  Verhältnissen  entsprechend 
(unten  §.  KJ)  verändert.  Schon  cod.  2  hat  statt  factnin:  fortasse  ;  Text 
III  statt  factum:  samirn;  Text  IV  ganz  anders:  et  si de  causa  aliqua  ante 
illus  aliquid  factum  tuerit,  penitus  (für:  pencs)  grafionem  remonire  non 
possit,  in  seiner  jüngeren  Form  (Warschauer  Handschrift  Hube  p.  40): 
et  si  cansa  aliqua  ante  OIos  legibus  fiiertt  diffinita,  ante  grafionem  eam 
remoTore  non  licet  Die  letstere  Fassung  ist  fast  nnTorändert  in  die 
Emendata  flbergegangen  (Merkel  Sal.  nov.  886). 

M)  Das  alte  Becht  S.  200. 
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späteren  Theilunijsaitikels  vor  ^^),  und  de  —  aliquid  hat  ge- 
nau dieselbe  Bedeutung.  Wenn  in  Sal.  34,  4  gesagt  wird: 
Si  quis  per  malo  iügenio  in  carte  alterius  —  aliqtiid  de  furtum 
(cod.  1 :  furto)  miserit,  so  ist  nicht  zu  übersetze  „etwas  von 
einer  gestohlenen  Sache",  sondern  „eine  gestohlene  Sache". 
Ebenso  hier.  Derselbe  Theilnngsartikd  kehrt  sofort  in:  de 
quod  eis  solvitnr  wieder**),  also  nicht  „wo  ihnen  gezahlt  wird", 
sondern  quod,  „was",  und,  anstatt  auf  aliquid,  auf  das  Gedan- 
ken-Hauptwort causa  bezogen:  quae.  Auf  gleiche  AVeise  er- 
gicbt  sich  für  hoc,  haec.  Mit  dieser  Wortverbindung  ist  zu- 
gleich die  Bedeutung  von  causa  gegeben.  Die  causa  wird 
„ihnen^S  den  Saoebaronen,  „gezahlt* ,  und  vom  Grafen  „ein- 
getrieben". Causa  kann  res,  Sache  (chose),  auch  Process,  Streit- 
sache**), endlich  Strafe,  Composition,  Busssache  bedeuten.  Im 
letzteren  Sinn  kommt  causa  geiade  in  der  Lex  Salica  beson- 
ders häufig  yor^*). 


»»)  S.  Pott  in  Ilöter's  Zeitschr.  f.  Wiss.  der  Sprache  III,  (1851),  S. 
133.  —  Sal.  50,  2:  dicat  de  causa  et  de  quantum  ei  fidemfecit  quod 
ei  fidem  fedsti— de  quo  solvere  debeas.  Sal.  58:  plaB  de  fftcoltate  non 
habeat  Sal.  77,  7:  de  legem  inier  40  noctes  solvat  Sal.  60,  3:  de 
▼ita  culpabilis.  51,  2:  de  vita  conponat  58:  de  sua  Tita  conponat. 
Alam.  Hloth.  1,  2:  de  ipsas  res.  —  abstrahere  voluerit.  Baj.  1,  2:  de 
rebus  ecclesiae  abstralicre  voluerit,  sive  ille  qui  dodit,  vpI  do  heredcs 
ejus.  Lex  Rom.  Cur.  C.  Th.  X,  9:  de  fisco  aut  aliquo  alium  debito  de- 
bere.  XTT,  1,  6:  de  ejus  facultatem  aliquid  de  mobilia  habuerint.  Paul. 
Sent.  III,  8:  dare  ei  potest  —  de  mobilem  rem,  Iioc  est  de  auro  et 
argento,  a.  8.  w.  Vgl.  So  hm  in  Dove'B  nnd  Friedbergs  Zeitsdir.  f. 
Eirchenr.  TS.  S.  225. 

**)  Vgl.  Sal.  50|  2:  de  quo  solTere  debeaB  adpreciare  debeant  et 
hoc  quod  debes  Beeondom  joBtnm  precinm  satiB&ciatiB  (iQr:  Batiafoeias). 
SaL  58:  nt  eum  redimat  de  qnod  non  persolvit 

**)  Daher  ist  der  eauBaticas  mit  dem  gasaduB,  casahho,  Prooeaa- 
gegner  identiseh,  oben  §.  4,  Kote  28.  Vgl.  Lex  Rom.  Bnrg.  84,  1: 
Qui  res  proprias  agnoscit  nec  —  aliqoid  canaaticnB  opponat. 

"*)  Sal.  13,  2:  precium  et  causa  superius  conprehensa  convenit  ob- 
servare.  44:  in  fisco  reipus  ipso  vel  causa  quae  inde  orta  fuerit  colli- 
gatur.  50,  2:  fretus  de  ipsa  causa.  53:  fretus  de  causa  illa  —  fretus 
de  leude.  48,  2:  excepto  capitale  et  dUatura  atque  causa.  77,  7:  causa 


Digitized  by  Google 


90 


Die  Verla&üuug  der  Lex  äalica. 


Es  wird  keinen  Zweifel  leiden  ,  dass  die  causa,  welclie 
gezahlt  und  eingefordert  wird,  weder  ein  körperliches  01>jeet, 
nocli  eiu  Process,  sondern  die  Cuuipotution,  Strafe  iai.  Die 
Sacebaronen  sagen  demnach  aus,  dass  eine  Gomposition,  die 
ihnen  gezahlt  wird,  facta  sei.  Den  Begriff  von  compositionein 
üacere  ergeben  die  paraUelen  Wendungen  fidem  faoere,  d.  h. 
das  Treuversprechen  (das  formelle  Versprechen)  leisten^^^ 
directum  oder  justitiani  facere.  d.  h.  das  von  Rechts  wegen 
(lesehuldete  erbriniien '•'*).  imindiuni  facere,  nietani  facere,  d.  h. 
den  Muutscluitz,  die  Meta  zahlen").  Compoäitionem  facere  ist, 
wie  der  Sprachgebrauch  desLiber  Papiensis  ausserdem  ausdrück- 
lieh  bezeugt,     mit  compositionen  reddere  (solvere)  identisch. 


super  doniiiio  niagis  non  ascendat  nisi  (luantuni  de  servo  lex  est.  101: 
se  de  dauiDO  causae  liberal  (so  lese  ich  statt  causa  eliboiat  bei  Par- 
tlessus  uud  Merkel;  es  soll  gerade  gesagt  werden  ,  dass  der  Beklagte 
durch  den  Eid  mit  Helfern  dem  Schadender  Strafzahinng  entgeht),  dot. 
20:  conposicio  aut  heredltas  ad  fitco  perveniat,  Tgl.  noY.  172b:  ad  snos 
parentes  non  pertineat  causa  nec  hereditae  ejus. 

**)  Dem  entsprechen  die  Wendungen  fidem  dare  (s.  B.  Bos.  475: 

jaramento  praemisso  et  fide  data),  fidem  diccie  fEpitome  der  Wolfen- 
bOttler  Handschrift  zur  Lex  Rom.  Wis.  Pauli  Sent,  I,  9,  5.  6),  fidem 
acciperc  (IJrk.  Karls  d.  Gr.  für  Trier  a  772,  Sickcl  K  9:  ubi  fidem  ipsi 
agentes  —  accipicbant).  —  Vgl.  Cap.  Aquis^nan.  a.  817  c.  G  (Pertz  1, 
j).  211):  fidemjussionem  faciat.  Neugart  cod.  dipl.  Alem.  1  Nr.  747  (a.  0G3j: 
cum  firmitate  facta  rcctos  testes  fnisse  promiserunt 

■*)  s.  B.  Edict  Chilp.  c.  7:  lege  directum  fiacere  (vgl.Proc.  d.  Lex 
Sal.  S.  311).  Urlc  Karls  d.  Gr.  für  Trier  (vor.  Note:  nbicuiqne  —  direc- 
tum facere.  Haj.  13,  2:  non  dignavit  jnstitiara  facere  ei  cui  debuit. 
Edict  Roth,  justitiara  faciens  et  debitum  reddens,  u.  s.  vr.  —  Dem  ent- 
spricht justitiaro,  directum  consequi,  vgl.  z.  B.  Form.  Boz.  417.  420. 
42Ü.  427.  431. 

")  Edict.  Koth.  1G5.  184.  Iö7.  188.  19().  191.  21().  Liutpr.  114.  117. 
12G.  127.  —  Die  vollkommen  richtige  Auffassung  dieser  Wenduug  hat 
bereits  Schröder,  Geschichte  des  ehelichen  Güterrechts  in  Deutsch-^ 
land  I  (1868)  S.  41  Note  4,  wShrend  Bluhme  in  seinem  Glossar  s.  v. 
munditts  (Portz  IV,  p.  674)  die  Altere  EridArung  „das  Mundhmi  ablösen** 
beibehält. 

*")  Lib.  Pap.  Loth.  27  (Pertz  IV,  p.  544):  compositiouem  plenam 
üicere;  in  dem  Original  (Pertz  1,  p.  252  c.  7):  compositionem  plenam 
reddere. 


Digitized  by  Google 


Grafio  and  Sacebaro.   §.  5. 


91 


.,Wenn  die  Sact'baronon  uussa^^en,  dass  eine  Busse,  welche 
au  sie  eutrichtct  wird,  j^^'/ahlt  sei,  so  soll  dieselbe  von  dem 
Grafen  nicht  cingetriebea  wei'deu".  Die  gegebene  Erklärung, 
insbesondere  die  Aufifassung  der  causa  facta,  nicht  als  einer 
„geschehenen  Sache**,  sondern  als  einer  „geleisteten  Busse** 
wird  durch  den  Schlusssatz:  unde  illi  securitatem  fecerunt, 
durch  welchen  der  Inhalt  des  Vordersatzes  noch  einmal  wie- 
derholt wird,  als  die  riclitige  und  zugleich  als  die  einzig  mög- 
liche nachgewiesen.  Securitas  ist  noch  in  der  sjjüteren  Zeit 
technischer  Ausdruck  für  das  Bekenntniss  der  geschehenen. 
Befriedigung,  überhaupt  für  die  £rklärung  des  Willens  Nichts 
mehr  fordern  zu  wollen  Unsere  Stelle  will  sagen,  dass  in  Be- 
zug auf  die  fragliche  causa  von  den  Sacebaronen  bereits  (wie 
später  urkundlich,  so  damals  vor  den  Zeugen,  welche  zu  jedem 
Zahlungsgeschäft  zugezogen  wurden)  '^"),  das  Enipfangsbekennt- 
niss  abgelegt  sei.  Die  causa  gilt  eben  nicht  als  „geschehen", 
sondern  als  „gezahlt". 

Ueber  die  Thätigkeit  der  Sacebaronen  vermag  jetzt  unsere 
Stelle  vollkommenen  Aufschluss  zu  gewähren.  Die  Sacebaronen 
sind  für  die  einzelnen  Hundertschaften  bestellt,  um  Zahlungen, 
und  zwar  vor  Allem  Busszahlungen  entgegenzunehmen,  welche 
—  an  den  König  (Fiscus)  zu  leisten  sind.  Für  die  letztere 
Annahme  haben  wir  zwei  entscheidende  Anhaltspunkte.  Zu- 
nächst den  Umstand,  dass  die  Sacebaronen  königliche  Beamte 
(in  der  B^el  sogar  Eigeuleute  des  Königs)  sind.  Dann,  dass 
mit  den  Sacebaronen  der  Graf  in  concurrirender  Thätigkeit 
gedacht  wird.  Ich  war  früher  der  Ansicht,  dass:  ad  grafione 
(gleich  a  grafione)  requiratur  sprachlich  nur  heissen  könne: 
,,soll  dem  Grafen  nicht  abgefordert  werden".®')  Es  findet 
sich  indessen  bei  requiri  durch  a  mit  dem  Ablativ  auch  das 

«•)  Fonn.  Ro2.  43.  888.  466.  469.  470.  503-511.  Vgl.  die  Evacna- 
toria  Boz.  878:  dactas  et  secnnis  resedeas.  879:  ductus  et  absointus 

resedeas. 

«")  Vgl .  8al.  50,  1.  üreg.  Tur.  VU,  23.  Kib.  89.  Proc.  der  Lex  Sal. 
S.  22.  23.  Note  9. 

•»)  Proc.  d.  Lex.  Sal.  S.  233. 
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8al)ject  des  Forderns  ausgedrückt**).  Die  letztere  Auffiissimg 

ist  hier  unumgänglich,  weil  das  hoc  ad  gr.  non  req.,  wie  «ge- 
zeigt, auf  das  voraufgclit'udo  de  aiusa  aliquid  sich  bezieht. 
Dieselbe  Zahlung  wird  von  den  Saccbaronen  erlioben  und  von 
dem  Grafen  „requirirt".  Der  Graf  hat  aber,  wie  später,  so 
auch  nach  der  Lex  Salica  die  kraft  öffenUichen  Rechts  an 
.  den  König  fallenden  Zahlungen  (Roz.  7:  qnicqnid  de  ipsa 
actione  in  fisd  ditionibus  speratur),  insbesondere  das  Friedens- 
geld, d.  h.  den  an  den  König  fallenden  Theil  der  Busse  ein- 
zutreiben.*^) Graf  und  Sacebaro  sind  Beide  Busseiuforderer 
im  Namen  des  Königs. 

Wir  haben  Grund,  anzunehmen,  dass  das  königliche  Recht 
auf  den  fredus  Yor  dem  Anspruch  der  Privatperson  auf  die 
GompositH)  (faidos)  durch  die  ausseigerichtliche  Exeqnirbarkeit 
pnvilegirt  war.  In  Sal.  50,  2  wird  der  Fall  als  möglich  ge- 
setzt, dass  der  fretus  jam  ante  de  ipsa  causa  fuerit  solutus, 
d.  h.  dass  das  Friedensgeld  bereits  vor  der  Einleitung  des 
goriclitlichen  Executiousverfahrens  erhoben  worden  sei.  Es 
stimmt  damit  überein,  dass  nach  Sal.  53  das  gerichtliche  Ver- 
fahren der  beiden  Partheien  unter  einander,  sobald  nicht  eine 
Gollusion  unterläuft  oder  zu  vermutben  steht,  auch  dem  An- 
spruch des  Grafen  auf  den  fredus  präjudidrt  Es  giebt  keine 
eigene  Klage  des  königlichen  Beamten  auf  das  Friedensgeld. 
Gerade  deshalb  kann  die  vor  der  Erhebung  der  Privatklage 
vorgenommene  Eintreibung  des  fredus  als  unbillige  Härte  er- 
scheinen,'*) weil  der  fredus  dann  ohne  jeglichas  gerichtliche 
Verfahren  erhoben  wird.  Die  Erhebung  der  königlichen  Bussen 
geschieht  im  administrativen  Wege.  Wir  sehen,  dass  ebenso 


")  TgL  Edici  Roth.  33:  (das  Wergeid)  a  parentibus  non  reqiüra- 
tur.  Vgl.  Ürk. Karls  d. Kahlen  v.  J.  877  (G r ar d ,  Polyptyque  II,  p.  846): 
nequo  ullum  munuscultun  eis  (fenunis)  reqniratur  ab  ipaia  (militibas). 

")  Sal.  50,  2.  53. 

•*)  Rib.  81):  Ncc  millus  judox  fisculis  de  quacumque  libct  causa 
l'reda  uou  exigat  priusquam  iaciuus  compoiiatur.  Si  t^uis  autem  per  cupi- 
ditatem  ista  transgressns  fuerit,  legibus  componatur. 
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Verfügung  von  den  Obrigkeiten  lediglich  in  Anwendung  obrig- 
keitlicher, nicht  in  Anwendung  gerichtlicher  Gewalt  vollzogen 
wird.®^)  Es  scheint  der  Schluss  gestattet,  dass,  wie  dem  Gra- 
fen, so  auch  den  Sacebaronen  nicht  blos  die  Entgegennahme, 
sondern  auch  die  zwangsweise  Eintreibung  der  „ibnen"  als 
königlichen  Beamten  „zu  zahlenden''  Bussen  zustand.  Gerade 
deshalb  hat  der  König  ein  Interesse  daran,  nicht  blos  iür  dm 
Gau,  sondern  auch  für  die  Hundertschaften  Beamte  zur 
Wahrnehiiiuiig  seiner  Rechte  zu  bestellen.  Gerade  deshalb 
kommt  das  Widerstreben  der  Volksireiheit  gegen  die  könig- 
liche Gewalt  in  der  Verwahrung  zum  Ausdruck,  „es  sollen  in 
den  einzehien  Hundertschaften  nicht  mehr  als  drei  Saceba^ 
ronen  sein**. 

Die  Sacebaronen  sind  die  Beamten  des  Königs  fttr  die 

einzelne  Hundertschaft,  mit  —  wenigstens  soweit  es  das  könig- 
liche Interesse  anlangt  —  durcliaus  denselben  Aufgaben  wie 
sie  dem  Grafen  für  den  Gau  zu  verwalten  obliegen.  In  Folge 
dessen  ist  der  Sacebaro  später  ein  Unterbcaniter  des  Grafen 
geworden.  Es  scheint,  dass  der  cod.  1  der  Lex  Salica  gerade 
diesen  Gedankt  ausdrücken  will  wenn  er  zu  sacebaronem 
hinzufügt:  aut  obgrafionem.**)  Es  ist  gewiss  dass  die  Sace- 
baronen des  späteren  Rechts  sachlich  „Untergrafen"  sind. 

Aber  ihr  eigentlicher  Amtsname  hebt  an  den  Sacebaronen 
eine  andere  Eigenschaft  hervor.  Grimm  R.  A.  S.  783,  von 
der  Form  sagibaro  ausgehend,  hat  erklärt  „der  (das  Gesetz) 
sagende  Mann.**  Doch  ergiebt  sich  aus  der  urkundlichen 
Ueberlieferung  sacebaro  als  die  ursprünglidie  Form.'^  Sace 
(saca)  ist  „Sache**,  mit  causa  gleichbedeutend.*^)  Baro  ist 
von  Grimm  Im  Sinne  von  „Mann"  genommen;  nur  zweifelnd 

«»)  Vgl.  unten  §.  7. 

«•)  Oben  Note  39,  —  Korn,  Glossen  S.  30.  75  macht  wahrschein- 
lich, dass  obgratio  eine  durchaus  normale  deutsche  Bildung  für  „Unter- 
graf" ist.  —  Vgl.  unten  §.  9. 

Vgl.  Mülle nhoff  bei  Waitz,  das  alte  Recht  S.  292. 

•*)  Vgl.  oben  Note  68. 
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hat  Mülle  II  hoff  sich  ihm  angeschlossen.  Das  ilai^cf^en  ent- 
scheidende Bedenken  ist,  dass  baro  «Mann**  deutsches 
Wort  nicht  nachgewiesen  werden  kann.  Saceharo  kann  nicht 
zur  einen  Hälfte  aus  dem  Deutschen  und  zur  anderen  Hälfte 

aus  dem  (Vulgär-)  Lateinischen  erklärt  werden.  Kern,  Glos- 
sen 8.  81.  82,  hat,  trotzdem  ilim  das  VerslaiKliii»  des  oben 
besprochenen  lateinischen  Textes  versclilossen  geldieben  ist^ 
die  unserer  Auffassung!;  im  höchsten  Grade  entsprechende  Ab- 
leitung von  barian,  «barlegen,  bioslegen,  offenbaren',  gegeben. 
Sacebaro  (aus:  sacabario)  ist  nach  ihm  ein  „Veröffentlicher 
der  Sache.**  Whr  werden  nach  dem  Obigen  berechtigt  sein, 
in  der  „Sache*  eine  Strafsache,  Busse,  in  dem  „Veröffent- 
lichen" ein  dicere,  Ansagen,  Einfordern  zu  finden.  Wir  kiinnen 
sacebaro  lateinisch  nicht  besser  wiedergegeben  als  mit  dem 
späteren  causidicus.  In  causidicus  heisst  dicere  nicht  „Kund- 
tbun**,  sondern  Fordern,  Heischen,  bedeutet  causa  nicht  ein 
körperliches  Objekt,  sondern  eine  Busse,  Schuld.  **)  Causidicus 
ist  wörtlich  Schultheiss.  ''^)  Es  erhellt  aus  dem  Vorigen,  dass 
auch  sacebaro  wörtlich  Schultheiss  ist. 

Das  Schultheissenthum  ^clit  bis  auf  die  Zeit  der  Lex 
Salica  zurück.  Der  Schultheiss  ist  der  königliche  Hundeit- 
schaftsbeamte,  neben  dem  thunginus,  dem  Volkshundertächafts- 
beamten.  Sein  Amt  entspricht  seinem  Namen.  Er  ist  nicht 
Bichter,  sondern  Schuldforderer,  Executor.  Die  ganze  spätere 
Entwickelung  der  Hundertschaftsverfassung  (unten  §.  9)  ruht 
auf  diesem  Gegensatz  zwischen  dem  königlichen  und  dem 
Volks-liundertschaftsbeamteu. 


-)  Vgl.  dieWemgartner  tilosaen,  Oraff,  Dintiska  II,  p.4ö:  caota, 
•scalda. 

'"')  In  fränkischer  Zeit  heisst  causidicus  im  südlichon  l-rankreich 
der  Vogt,  advocatus  eines  geistlichen  Stifts,  Vaissette  II,  nr.  r>  (n  781)  ^ 
Cfjo  —  Arluinns  qui  suni  asscrtor  vel  causidicus  et  niandaturins  de  — 
archiepiscopo  Daniclo  (vou  Xarbonne).  Ebenso  in  Baiern,  vgl.  Waitz 
V.  6.  lY,  S.  S92  Note  7,  Hier  ist  cansa  un  Smno  von  Process  genom- 
men. Die  obige  Bedeutung  von  caustdiens  gehört  belcaontlieb  dem 
späteren  Hittelalter  an.     Vgl.  Grimm  R  A.  S.  755.  865. 


Digitized  by  Google 


Grafio  und  Saeebaro.  S.  5. 


95 


So  ist  die  obige  Entwickelang  zu  einem  von  der  herr- 
schenden Ansicht  durchaus  abweichenden  Ergebniss  gelangt. 

Die  gewichtigsten  Stimmen  haben  sich  bis  jetzt  für  eine 
urtheilende  Thätigkeit  der  Sacebaronen  im  Volksgericht  aus- 
gesprochen, sei  es,  dass  man  denselben  als  bestellten  Rechts- 
kundigen, vergleichbar  dem  nordischeu  Lögsögiimadr ,  dem 
friesischen  Asega,  dem  baihschen  und  alamannischen  judex, 
die  Unterstützung  der  artheilenden  Volksgemeinde  durch  Er- 
theilung  von  Bechtsbelehrung  in  schwierigen  fallen  zu- 
schrieb'^^), sei  es,  dass  man  sie  schlechthin  für  Urtheilstindcr, 
aber  im  Gegensatz  zu  den  Rachimburgen ,  für  Urtlieiler  in 
den  gebotenen  Gerichten 2)  oder  in  den  Gerichten  des  Cen- 
tenars'*),  oder  endlich  im  Königsgericht '^*)  erklärte.  Dieselbe 
Auffassung  findet  sich  schon  in  der  durch  Pithoeus  über- 
lieferten alten  Glosse :  [sacebarone]  dicuntor  quasi  senatores.^') 
Mit  den  sraatores  sind  eben  Urtheilsfinder,  SchMen  gemeint^*) 
Dem  gegenüber  steht  eine  andere  Reihe  von  Schriftstellern, 


So  die  Meisten,  v.  Savigny,  Grimm,  Maarer,  Unger, 
Wftitz,  Walter  a.  ».  O.  (oben  Note  38),  Thomas  der  Oberhof  xu 
Fnuikfurt  (Frankfort  1841)  8.  14. 
^  Elchborn  a.  a.  0. 

Weiske  a.  a.  0. 

Lezardiöre  a.  a.  0. 
'*)  Merkel  Lex  8al.  p.  102.  * 

Vgl.  die  Glosse  des  Cfxl.  Vatican.  1048.  (aaec.  10  in  Frankreich) 
zu  Lex  Rom.  Wis.  Paul.  Sent.  IV,  7  (Ilacnel  p.  461):  Senatorea  dici 
possnnt  consiliatores,  et  senatns  dicitur  concilimn  vel  nobilinm  curia. 
Curia  heisst  Gerichtshof,  also  Senator,  eonsUiator  der  (Jrtheilsfinder. 
Ebenso  ist  im  sp&teren  Bfittelalter  Schöffe  und  Senator  identisch,  z. 
B.  Enncn,  Quellen  zur  Geschichte  der  Stadt  Köln  I,  S.  223:  in  Iiis 
autem  ler^alibus  placitis  V2  senatores  —  jura  dicent  et  dijudicabunt,  S. 
224:  senatorum,  scilioet  duodccim  scabinorum.  Schon  Gregor  von  Tours 
Hist.  Franc.  VT,  9  macht  einen  Gegensatz  zwischen  senatores  und 
judiccs  (iu  AvignonJ,  den  man  vielleicht  hierher  beziehen  Icann.  Sonst 
ist  in  fr&nldscher  Zeit  gewöhnlich  Senator,  senatns  ein  Ehrenname 
fftr  die  Batbgeber  des  Königs  (Herzogs),  vgl.  Waits  Y.  0.  II,  S.  449 
Note  8.  m,  8.  44S  Note  2.  S.  485  Note  2.  8.  488  Note  2.  IV,  8.  277 
Note  1. 
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welche  die  Sacebaronen  nicht  für  Uitheilsfinder,  sondern  für 
Richter  hält,  sei  es  für  Schiedsrichter,  Friedensrichter^^) 
oder  für  ^entliehe  Richter,  welche  an  Stelle  des  Grafen  dem 
Gericht  zu  piilsidiren  haben.  Es  ist  gezeigt  worden,  dass 
keine  dieser  Ansichten  dem  Text  der  Lex  Salica  entspricht. 

Die  entwickelte  Stellung  der  Sacebaronen  eryiiebt  zugleieh 
ihr  Verhältniss  zu  den  vom  Volk  gewühlten  Ceutcnarien.  Die 
Sacebaronen  sind  genau  ebenso  wie  der  Graf  vom  Mallus 
ausgeschlossen,  d.  h.  sie  nehmen  zu  der  am  Malloberg 
zusammentretenden  Gerichtsversammlung  keine  organische 
Stellung  ein.  Waitz**)  meint,  dass  die  Sacebaronen  gerade 
deshalb  bestellt  seien,  um  in  dem  Gericht,  dem  der  Graf 
„fern  blieb",  den  König  zu  vertreten.  Deshalb  „verschwinden 
sie,  sowie  der  Graf  den  Vorsitz  der  Gerichtsversammlung  er- 
hält.*^ Ich  glaube,  dass  dem  Grafen  das  Anwesendsein  im 
Mallus  nicht  verboten  war.  SaL  53,  mit  der  regelmässig  wie- 
derkehrenden Wendung:  si  plus  ad  manum  redemendum  de- 


^  So  Wiarda,  Gesehielite  nad  Auslegung  des  MüiBchen  Getetses 
(1806)  S.  191  ff.  Herrn.  Malier,  der  Lex  Salica  and  der  Lex  Ang- 
Komm  et  Werinonun  Alter  und  Heimath  (1840)  S.  222,  A  E.  Ende- 
mann  de  scabinis  atqne  eomm  demonstrationibas  (Marbnrgi  1840)  p. 
8.  Houcker  Andreae,  Specimen  de  origine  juris  municipalis  frisici 
(1840)  p.  417  not.  2,  VVilda,  Gengier,  Siegel  a,  a.  0.  Die  hollän- 
dischen Segsmannen,  d.  h.  „Sclji('dsri(  hter  oder  Männor ,  die  neben  den 
Urtheilsfindern  fungiren,  indem  sie  das  Sühngeld  in  seiner  Grosse  be- 
stimmen,** welche  tob  Beacker- Andreae  und  Siegel  herangezogen 
werden  (,,worin  sich  selbst  der  Name  der  sacebarones  vollstftndig  er- 
halten hat'*),  können  bei  der  Terschiedenheit  fränkischer  und  friesischer 
GerichtSTerfttSsnng  keinerlei  Anhaltspunkt  gewähren. 

")  V.  Savigny  in  der  1.  Aufl.  I,  S.  221.  Rogge  a.  a.  0.,  Luden 
deutache  Geschichte  III,  S.  755.  Wirth,  deutsche  Geschichte  I,  S. 
338.  Pardessus  a.  a.  0,  Laferriere  bist,  du  drovit  civil  de  Rome 
et  dn  droit  francais  III  (1852)  p.  41Ö.  Gfrörer  I,  S.  13.  Die  Ansicht 
▼on  T.  Daniels  a  a.  0.,  wonach  die  Sacebaronen  Kriegsbefehlshaber, 
Kriegsgefthrten  gewesen,  sowie  die  andere  von  Sachs se,  historische 
Chrondlagen  S.  287,  welche  die  Saeebaroaen  mit  den  nordischen  Saksok- 
nar  zussmmenbringt,  braucht  kaum  erwfthnt  an  werden. 
Das  alte  Aecht  S.  142. 
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^  derit ,  fretus  gi  afione  solvatur  quantum  de  causa  illa  si  con-: 
victus  fuisset  redditurus  erit,  setzt  Toraus,  dass  der  Graf  im 
Stande  ist,  zum  Zweck  der  ihm  obliegenden  Wahrnehmung 
der  königlichen  Bechte  auch  von  den  gerichtlichen  Vorgängen 

Kenntniss  zu  nehmen.  So  gut  der  Graf,  so  gut  koimte  zweifel- 
los auch  der  Sacebaro  zum  Malhis  kommen,  und  mochte  iu 
der  Regel  die  königliclie  Gewalt  am  Mailoberg  durcli  die 
Sacebaronen,  die  ja  iu  singulis  mallobergis  bestellt  waren, 
vertreten  sein.  Aber  Graf  und  Sacebaro  haben  Beide  keine 
gerichtliche  Function.  Die  Gerichtsversammlung  bedarf  des 
Sacebaro  so  wenig  wie  des  Grafen. 

Der  Sacebaro  hat  keine  Stellung  zur  Gerichtsverfassung, 
d.  h.  zur  Huudertschaftsverfassuiig.  Der  Sacebaro  unter- 
scheidet sich  von  dem  tlmnginus  aut  centenarius  dadurch, 
dass  er  nicht  Haupt  der  Hundertschaft  ist. 

Die  königlichen  Verwaltungseinrichtungen  haben  nicht  ' 
blos  den  Gau,  sondern  auch  die  Hundertschaft  in  ihr  System 
aufgenommen.  Aber  sie  schliessen  sich  an  die  Hundertschafts- 
eintheilung  nur  änsserlich  an.  Gerade  wie  der  domesticus  der 
meroviiigischen  Monarchie  wohl  für  das  Gebiet  des  Gaus  be- 
stellt, aber  doch  nicht  (  laubeamter  ist,  gerade  so  ist  der 
Sacebaro  zwar  für  den  Gerichtssprengel  bestellt,  aber  doch 
nicht  Gerichtsbeamter.  Die  königliche  Verwaltung  ist  der 
Hundertschaftseintheilung  angepasst,  aber  doch  keine  Hundert- 
schaftsrerwaltung.  Der  König  steht  vollkommen  ausserhalb 
der  Hnndertschaftsverfassung.  Das  Volk  (theod)  des  Hun- 
dertschaftsverbandes hat  zu  dem  sacebaro  keinerlei  Ik^ziehung. 
Als  rectores  und  proceres  populi  erscheinen  nicht  die  Diener  des 
Königs,  sondern  die  Träger  der  Volkshoheit,  die  thungini  aut 
oentenarii.  Trotz  des  sacebaro  ist  der  volle  Inhalt  der  Hun- 
dertschaftsgewalt Volksgewalt,  und  der  thunginus  allein  der 
Richter  der  öffentlichen  Verfassung  der  Lex  Salica. 

Das  Aufkommen  der  königlichen  Gewalt  hat  an  der 


w)  Vgl.  oben  §.  2. 
SohiD,  Altdeutsche  Beicbs-  n.  OerichtsTerfuaons  I.  7 
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Stellung  der  Volksgemcinde  zu  der  Gerichtsgewalt  Nichts 
geändert.  Und  doch  bat  das  Königthum  die  Form  bereits  ge- 
funden, in  welcher  es  auch  auf  dem  Gebiet  der  Rechtspflege 
msm  Machtbefugnissen  Ausdruck  schafft  Die  Stelle  des 
Erwerbes  der  Gerichtshoheit  vertritt  die  Beschränkung  der- 
selben. Die  Gerichtsverfassung  der  Lex  Salica  zeichnet  sich 
dadurch  aus,  dass  sie  nicht  über  die  volle  (ierichtsgewalt  ver- 
fügt, dass  gerade  die  eigentlichen  Macliibefugnisse  an  ausser- 
halb ihres  Kreises  stehende  Organe  vergeben  sind. 

Die  Aechtung  des  im  Process  ungehorsamen  Verbrechers 
erfolgt  nicht  im  Gericht,  sondern«  nach  geschehener  maonitio 
ad  regem,  durch  den  König.  (Sal.  56).  Es  kann  nicht  einge- 
wandt werden,  dass  die  Aechtung  begrifflich  Souveränetäts- 
recht  sei.  Bei  den  Sachsen  wird  auf  die,  lediglich  als  eine 
Furm  der  Aechtung  ersclieinende ,  Brandlegung  von  der  ein- 
zelnen Gerichtsversauuniung  erkannt,  In  karolingischer  Zeit 
und  durch  das  ganze  Mittelalter  ist  das  forbannire,  die  Yer- 
festung,  ein  den  gewöhnlichen  Organen  der  Gerichtsverft^sung 
zuständiger  Act.^^  Nur  graduell,  nicht  der  Art  nach,  ist  die 
Reichsacht  von  der  Gerichtsacht  unterschieden.  Der  Lex  Salica 
ist  es  eigenthümlich,  das.s  ihr  eine  (iericlit sacht  überall  unbe- 
kannt ist,  dass  das  Recht,  die  Contunuicialstrafe  der  Aech- 
tung auszusprechen,  keinen  Theil  der  Gerichtsgewalt  bildet. 

Das  Gericht  der  Lex  Salica  besitzt  die  Executivgewalt 
ebenso  wenig,  wie  dss  Recht,  die  Gontumacialstrafe  zu  ver- 
langen. Dcor  Beweis  dieses  Satzes  ist  schon  im  Obigen  ge- 
geben. Sobald  es  sich  um  die  Vollstreckung  eines  Anspruchs  - 
durch  die  öffentliche  Gewalt  handelt,  soVtald  tritt  nicht  der 
Richter,  der  thunginus,  sondern  der  kunigliciie  Diener,  der 
Graf,  mit  seiner  Amtsgewalt  ein.  Sowohl  die  gewaltsame  Aus- 
treibung des  in  die  Mark  eingezogenen  Fremdlings,  wie  auch 
die  Auapfändung  der  Gomposition,  d.  h.  die  obrigkeitliche 


•»^  Cap.  Saxon.  a.  797  c.  8  iPertz  1,  p.  76). 
•»)  üoten  §.  7. 
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Exectitiott  überhaupt,  ist  von  dem  Grafen  zu  vollstrecken.**) 

Es  ist  darin  die  Thatsachc  ausgespiorlien.  nicht  dass  der  Graf 
Richter,  sondern  dass  die  pAecutidiisL,^  walt  der  ( iericlit.sgewalt 
entzogen  ist,  um  sie  auf  einen  Beamten  zu  übertragen,  der 
nicht  Bichter,  sondern  lediglich  königlicher  Begiemngs- 
beamter  ist 

Andererseits  ist  auch  unter  den  königlichen  Beamten  der 
Graf  der  Einzige,  dem  die  bezeichnete  Executionsbefugniss 

zusteht.  Es  ist  nicht  l)los  entscheidend,  dass  die  Lex  Salica, 
wo  sie  von  obrigkeithclier  Execution  spricht,^*)  nur  den  Grafen, 
keinen  anderen  Beamten  nennt.  Die  Beamten  unter  dem  Gra- 
fen, die  Sacebaronen,  welche  allerdings,  wie  oben  gezeigt, 
zur  Eintreibung,  und  wie  es  scheint,  auch  zur  zwangsweisen 
Eintreibung  der  dem  König  zufallenden  Zahlungen  legitimirt 
sind,  haben  nur  diese  administrative,  den  Zwecken  ihres  könig- 
lichen Herren,  niclit  die  ötfentlichrechthche,  den  Zwecken  der 
lieehtspfiege  dienende  Execution  zu  verwalten.  Gerade  dies 
bedeuten  die  Worte,  welche  oben  nur  nebenbei  hfMiihrt  sind: 
de  quod  eis  solvitur.  Ihr  Amtszeugniss  können  die  Sacebaro- 
nen nur  über  die  Erledigung  deijenigen  Sachen  wirksam  ab- 
legen, „welche  an  sie  entrichtet  werden",  d.  h.  derjenigen 
Sachen,  für  welche  dem  König  gebüsst  wird.  Es  versteht  sich 
von  sellier,  dass  mit  dieser  Conii)etenzgi"änze  ihres  Amts  auch 
die  Gränze  ihrer  Executionsbefugniss  gegeben  ist. 

Der  Graf  zeichnet  sich  vor  dem  Sacebaronen  dadurch  aus, 
dass  er  nicht  blos  fiscalische,  sondern  zugleich  wesentlich  öffent- 
lichrechtliche  Interessen  vertritt,  dass  die  Execution  des 
Gerichtsverfahrens  sich  an  ihn  wendet.  Aber  der  Process 
tritt  in  demselben  Augenblick,  in  welchem  er  seine  Thätig- 
keit  in  Anspruch  nimmt,  aus  dem  Gebiet  des  gericiitlichen 
Verfahrens  heraus.  Der  Process  der  Lex  Salica  ist  dadurch 
charakterisirt,  dass  ilim,  wie  die  Gerichtsacht,  so  auch  die  Exe- 
ciuton  durch  das  Gericht  unbekannt  ist. 

")  Sal.  45.  50,  2. 

•*)  Sal.  45.  50,  2.  3.  öl. 
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Die  Yon  dem  Richter,  dem  thtmgimis,  verwaltete  Gerichts- 
gewalt beschiünkt  sich  auf  die  Benifirag      und  Leitung  der 

Gerichtsversaiiimluiig.  Der  ilen  (leschäftszougcn  die  Aussage, 
den  Gerichtsgenossen  das  Urtlieiltinden  gebietende  Richter 
ist  nach  der  Verfassung  der  Lex  Salica  der  thunginus.  Von 
der  eigentlichen,  den  Zwecken  des  Processes  anmittelbar  die- 
nenden Executivgewalt  steht  ihm  nur  das  Eine  zu,  die  Privat- 
person zur  Uebung  der  Privatgewalt  zu  autorisiren. 

Nach  Sal.  58  wird  der  insolvente  Todtschläger,  der  vier 
Mal  im  mallus  vergeblich  zur  L(isuug  ausgeboteu  ist,  dem 
Klager  zur  Uebung  der  Privat nichc  iili('igeV»en.  Es  ist  gewiss 
dass  die  Uebergabe  durch  den  Vorsitzenden  Richter  erfolgt. 
Nach  der  Keichsgnindung  wird  der  vierte  Tennüi  im  Königs- 
gericht abgehalten,  und  heisst  es  Edict  Chilp.  c  7: 

nos  ordinamus,  eui  malum  fecit,  tradatur  in  manu 

et  faciant  exinde  quod  voluerint. 

Der  Satz,  dass  das  vierte  Aufjgebot  zur  Zeit  der  Lex  Sa- 
lica im  mallus  vorgenommen  wird,  bedeutet,  dass  das  tradere 
in  manu  Amtsbefugniss  des  Volksrichters,  des  thunginus  ist. 

Unter  gleichen  Gesichtspunkt  tallt  das  nexti  canthichio, 
welches  nach  Sal.  50,  1  in  den  Fällen  des  executivischcu  Ver- 
fahrens vom  thunginus  gesprochen  wird, 

si  ei  noluerit  fidem  facta  solvere  —  ad  mallum  eum 
mannire  debet  et  sie  nexti  canthichius  mallare  debet: 
rogo  te  thungine  ut  nexti  canthichius  gasado  meo 
illo  qui  mihi  fidem  fecit  et  debitum  debet  — .  Tnnc 
thunginus  dicere  debet:  nexti  canthichio  ego  ilhnn  in 
^  hoc  quod  lex  salica  habet.  Tunc  ipse  cui  fides  facta  est 
testare  debet  ut  nuUi  alteri  nec  solvat  nec  pignus 
donet  solucionis  nisi  ante  iUe  üupleat  quod  ei  Mem 
fecit  — . 

Das  nexti  canthichio  ist  die  Bannformel:  arctius  ad-. 


**)  SaL  44.  46:  thanginas  aat  oentenariot  mallnm  indicant 
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stringo,*'*)  durch  welche  der  thunginus  dem  Schuldner  die 
Zahlung  gebietet,  auf  Grund  deren  der  Kläger  dann  dieArrestle- 
gungsformel  über  das  Vermögen  des  Beklagten  spricht,  um  sich 
darauf  dgenmäclitig  durch  Vornahme  der  aussergerichtlichen 
Pfändung  zu  befriedigen.  Der  thunginus  hat  die  Gewalt,  die 
PrivatpfÄndung  wie  die  Privatrache  zu  gewähren. 

Diese  Vertheilung  der  im  Dienst  der  Rechtsvollstreckung 
stehenden  Zwangsgewalt  macht  die  Eigenthümlichkeit  der 
fränkischen  Gericlitsverfassung  zur  Zeit  der  Lex  Salica  aus. 
Die  Acht  die  Prärogative  des  Königs,  die  zwangsweise  Voll- 
streckung die  Prärogative  des  Grafen,  und  das  nexti  canthichio 
sowie  das  tradere  in  manum  die  Prärogative  des  thunginus. 

Die  Gerichtsgewalt  erschemt  nicht  blos  als  geschmälert; 
gerade  ihre  stärksten  Machtbefugnisse  hat  sie  an  Organe  ab- 
geben müssen,  welche  nicht  Gerichts-  sondern  Regierungs- 
organe sind.  Die  solennen  Formen  und  den  ganzen  Pomp 
der  äusseren  Ausstattung  beherrscht  die  Gerichtsverfassung 
noch  wie  friiher;  die  reellen  Machtbefugnisse  haben  sich  ihr 
entzogen.  Das  Hinübergreifen  der  von  Bechts  wegen  nur  für 
die  Verwaltung  bestimmten  Organe  auf  das  Gebiet  der  Ge- 
richtsverfassung motivirt  sich  durch  den  Conflict,  welcher 
zwischen  Regierungsgewalt  und  Gerichtsgewalt  besteht.  In 
der  Regierungsgewalt  und  in  der  Gerichtsgewalt  stehen  sich 
Königthum  und  Volksthum  gegenüber.  Es  ist  sein  Gebiet, 
welches  das  Königthum  mit  dem  Verwaltungsgebiet  zu  er- 
wdtem  strebt  Die  ganze  Gerichtsverfassung  der  Lex  Salica 
ergiebt  sidi  aus  dem  einen  Satz:  Die  Gerichtshoheit  ist 
Volkshoheit,  nicht  Eönigshoheit 

**)  Vgl.  Grimm  Yorrede  zu  MerkePe  Lex.  Sal.  S.  LV.  und  bei 
Waltz  das  alte  Recht  S.  290.  Die  Ansfilhning  bei  Kern  Glossen  S. 
11^17,  giebt  in  Folge  nnrichtigen  BachTerstftndnisses  den  unbefrie» 

digenden  Erklärungsversuch :  „zum  nächsten  Gericht  laden."  —  Ueber 
die  juristische  Bedeutung  des  Actes  vgl.Siepel  S.  41.  v.Mfiibom,  das 
deutsche  Pfandrechts.  71—73.  Sohm  S.  29.  v.  Bethmaun-Hoil- 
weg  S.  475. 
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Zweiter  Abschnitt. 

Die  Verfassung  des  fränkischen  Reichs. 

§.  6. 

Volksreeht  und  Amtsgewalt. 

Die  römische  Rechtsgeschirhte  bewegt  sich  in  dem  G^en- 
satz  des  jus  civile  und  des  jus  honorarium.    Die  deutsche 

Rechtspeschichte  wrist  denselben  Gegensatz  auf.  Das  Volks- 
reclit  (Staiiunosm')it)  ist  das  deutsche  jus  civile,  und  das 
kraft  der  ol)rigkeitlichen  (lewalt  geltende  Hecht  das  deutsche 
jus  honorarium  (Amtsrecht). 

Das  jus  civile  ist  das  Becht  der  römischen  Bechtsentwick- 
lung.  Das  Volksreeht  ist  das  Recht  des  deutschen  Redits. 
Das  Volksrecht  ist  das  Stammesgewohnheitsrecht  Das  Recht 
(lex)  ist  nur  Gewohnheits-,  nicht  Gesetzesrecht.  Die  gesetz- 
gebende Gewalt  ist  in  der  Staatspewalt  nicht  enthalten.  Die 
capitiila  sind  nicht  Kechtsnorm,  sondern  Norm  für  die  Aus- 
übung der  köni^^lichen  Gewalt.  Die  capitula  pro  lege  teneuda, 
d.  h.  die  Capitularien,  welche  Recht  erzeugen  und  welche  des- 
halb so  gelten  sollen,  nicht  als  ob  sie  capitula,  sondern  als 
ob  sie  Gewohnheitsrecht  w&ren,  bedürfen  der  Zustimmung  der 
Volksgemeinde.  ^) 

Aber  der  ( )brigkeit  steht  eine  dem  Volksreeht,  d.  h.  dem 
Recht  gegenüber  seibstaudige  Amtsgewalt  zu.     Auch  die 


1)  Ich  beziehe  mich  auf  die  treffliche  Ausftthnmg  von  Bor  et  lue, 
Gapitularien  S.  Ii  ff.  —  Vgl.  meine  Bemerkung  in  Dove*t  und  Fried- 
berg*« ZeitBchr.  f.  Kirchenrecht  IX,  S.  284  Note  100. 
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deutsdie  obrigkeitliche  Gewalt  ist  imperram  im  römischen 

Sinn.  Das  ini])erium  dar  deutschen  Verfassung  ist  die  Bann- 
gewalt. Das  Amlürecht  des  deutschen  Rechts  ist  Hecht  kraft 
Strafbefehls. 

Die  obrigkeitliche  Banngewalt  hat  die  Aufgabe,  Ergän- 
zuDg  und  Correctiv  der  Bechtsentwickelung  zu  sein.  Sie  er- 
zeugt in  ihrer  aUmäligen  Entfaltung  ein  zweites  Rechtssystem 
neben  dem  System  des  Yolksrechts.  Die  Zeit  des  fitnldschen 

Reichs  ist,  im  Gegensatz  sowohl  zu  der  Zeit  der  Lex  Salica 
wie  zu  der  Zeit  des  deutschen  Mittelalters,  die  Zeit  des  Dua- 
lismus des  deutschen  jus  civile  und  jus  honorarimu. 

An  erster  Stelle  ist  das  Strafrecht  das  Gebiet  der  Bann- 
gewalt Nur  in  dieser  Funktion  ist  der  bannus  bisher  einer 
eingdienderen  Forschung  unterzogen.^)  Aber  die  herrschende 
Ansicht  fesst  den  Bannfall  lediglich  als  einen  besonders  ge- 
stalteten Straftall  des  \'olksrechts  auf.  Der  Bann  ist  ihr  die 
volksrechtlichc  Strafe,  Coniposition  für  die  Verletzung  der 
königlichen  Autorität.  ^)  Die  richtige  Auffassung  ergiebt  sich 
von  dem  umgekehrten  Satz,  dass  der  Bann  den  Gegensatz  zur 
Gompoeition  bildet.  Die  Composition  ist  lex,  „Becht",  d,  h.  die 


*)  V.  Woringen,  Beiträi^e  bot  Oeachichte  des  deutschen  Straf- 

rechts  (Berlin  1836)  S.  124  ff.  Wilda,  Strafrecht  der  Germanen,  S, 
469  ff.  Waitz  Y.  G.  II.  S.  587.  in  S.  273  ff.  IV»  8.  444.  Vgl.  Ficker 
Forschungen  I,  S.  62  ff.  * 

»I  V.  Woringen,  a.  a.  0.  S.  161:  „Der  allgemeine  Satz  liegt  zum 
Grunde,  dass  jede  Verletzung,  jede  Nichtachtung  eines  Rechtes  dem 
Verletzten  componirt  werden  müsse,  und  der  bannus  ist  mithin  eine 
compositio.  Bei  jeder  Yerletsung  seines  Bannes  war  ein  gesetaliches 
Terrecht  des  KOnigs  verletst,  und  dafttr  musste  ihm  persönlich  compo- 
nirt werden***  8. 162 :  „der  bannns  eine  compositio  für  eine  persdniiche 
Rechtsverletaung.*'  —  Waits  V.  G.  II,  S.  537  Note  4:  „der  bannus 
aber  tritt  ein,  wenn  der  König  allein  oder  doch  direct  neben  einem  An- 
dern verletzt  ist."  III,  S,  277  :  „die  Gesetze  enthalten  ihrer  (der  Bann- 
fälle) eine  nicht  geringe  Zahl,  die  kaum  auf  bestimmte  Grundsätze  zu- 
rückzuführen sind/'  d.  h.  Waitz  sucht,  gleich  seinen  Vorgängern,  den 
einheitlichen  Thatbestand,  dessen  Strafe  (nach  Yolksrecht)  der  bannos 
gewesen  seL  Ebenso  Wilda  a.  a.  0.  8.  470.  Kdstlin,  Zeitschr.  t 
deutsch.  R.  JOY  B. 
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Strafe  des  Strafrechts  (Volksrechts);  der  bannus  ist  nicht 

lex,  nicht  die  rechtmässige  echte")  Strafo,  nicht  Strafe  kraft 
Strafrechts,  sondern  Strafe  kraft  obrigkeitlichen  Willens.^) 

Die  lEuda,  d.  h.  die  Todfeindschaft,  ist  als  solche  nach 
Volksrecht  kein  Bellet,  wenngleich  die  in  faida  begangene 
Tüdtung  strafbar  ist. Trotzdem  droht  Karl  d.  Gr.  für  die 
faida  als  solche  die  Strafe  vuu  00,  lüO,  ja  lOOU  solidi.  Die 


*)  Den  hervorgehobenen  Gegensatz  zeigt  z.  B.  Cap.  Pipp.  a.  801—810 
c.  17  (l'ertz  I,  p.  105):  Ut  nemo  pedicas  in  forosto  dnniinica  tendere 
praesiiraat.  Et  hoc  si  ingcnui  perpetravcrint,  bann  um  do  mini  cum 
solvant;  si  servi,  domini  illorum  emendent  sicut  lex  est.  Cap.  Aquis- 
gran  a.  817  per  ae  acrib.  c.  5  (Perta  I,  p.  216):  nonaa  et  decimaa  — 
com  lege  sna  restüiiat,  et  inauper  bannum  Doatrnm  soWat  Ciqp. 
Mantoan.  a.  781  c.  8  (Perta  I,  p.  41):  secnndnin  lege  conponat 
et  in  super  vanniim  nostrum.  Resp.  mis?o  data  a.  819  c.  4  (Portz  I,  p. 
221):  solvat  bannum  dominicum,  id  est  GO  solidos,  et  illi  cui  adver- 
satus  est  donet  wadium  suum  pro  lege  sua.  Car.  C.  conv.  Ticin.  a.  876 
c.  6  (Pcrtz  I,  p.  530  :  triphcem  loprem  et  triplex  bannum  nostrum 
persolvat.  —  Lex  begegnet  sehr  häufif^  iür  die  Composition  des  Volks- 
rechta,  namentlich  in  der  Wendung  legem  auam  emendare,  componere, 
z.  B.  Gap.  HariBtall  a.  779  c.  10.  Cap.  Tbeodon.  a.  805  c.  10.  (Perte  I, 
p.  37.  138),  u.  8.  w.  Vgl.  die  Urkunde  bei  Yaissette  II,  Nr.  109,  t.  J. 
878  (Proc.  d.  Lex  Sal.  S.  225  ff.)  Cap.  leg.  Sal.  add.  a.  819  c.  4t  (Perta 
I,  p.  226):  uxor  —  ab  illo  qui  oam  injnsto  tulerat,  cum  lege  supra- 
scripta,  id  est  ducontis  solidis,  roddita  bat  Lex  Sal.  58:  totam  facul- 
tatem  datam  non  habuerit  unde  tota  lege  impleat,  u.  s.  w. 

Das  Letztere  mag  an  dieser  Stelle  gegen  die  herrschende  An- 
sicht schon  für  das  (5.  Jahrhundert  eine  bisher  unbeachtete  Stelle  aus 
Gregor  von  Tours  zeigen,  Greg.  Tur.  Vitae  Patr.  8,  7:  bei  einem  Tu- 
mult ist  ein  Mann  erschlagen  (in  der  Nähe  von  Lyon).  Post  dies  autem 
paocoB  nanctna  (der  Todtachläger)  ab  interemti  germano,  aimili  exitu 
tracidatttr.  Quod  com  jndex  loci  fllina  comperisaet,  vinctum  virum  in 
carcerem  retrudi  praecepit  direna:  DignoB  eat  leto  hie  aceleatoa 
occumbere,  qui  voluntatiB  propriae  arbitrio,  nee  exspectato 
judice  aus  US  est  temern  mortem  fratris  ulcisci.  Es  ver- 
steht sich  von  solher,  dass  Gregor  von  Tours  diese  Worte  aus  der  all- 
gemein herrschenden  Rechtsrtberzeugung  iieraus  geschrieben  hat  (er  lässt 
den  judex  sagen,  was  nach  Lage  der  Sache  gesagt  werden  musste),  d. 
b.  daaa  dieselben  Zeugniss  dea  frAnkiachen  Beidiareclita  im  6.  Jahrhun- 
dert aind. 
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stiatfreic  Handlung  wird  mit  dem  Bann  bestraft.^)  Die 
Hussergerichtliclie  Pfändung  ist  bei  Langobarden  und  Sachsen 
zur  Zeit  der  Einverleibung  in  das  Fraukenreich  ein  kraft  Volks- 
rechts dem  Gläubiger  zuständiges  Zwangsrecht.  Karl  d.  Gr.  setzt 
für  Sachsen,  Pippin  für  Italien  die  Bannstrafe  auf  die  aussergericht- 
liche Pfändung.^  IMe nach  Yolksrecht  rechtmässige  Hand- 
lung wird  mit  dem  Bann  bestraft.  Die  HeimfUhrung  einer  Frau 
wird  nach  Volksrecht  nur  bestraft,  wenn  sie  eine  Verletzung 
des  niundium  Ulier  ilie  Frau  in  sich  schliesst.  Trotzdem  straft 
der  König  mit  der  Strafe  von  dreimal  60  solidi,  auch  wenn 
kein  raundium  verletzt,  sondern  nur  die  dreissigtägige  Trauer 
der  Wittwe  nicht  eingehalten  ist.  Der  bannus  ist  zu  zahlen, 
obgleich  keine  lex  zu  zahlen  ist.^)  Nach  der  Anschauung 

•)  Cap.  de  partib.  Saxon.  a.  782  (dioso  Datiiung  dos  Capitulars  hat 
Waitz,  Gott.  Gel.  Nachrichteu  1869  S.  27  fi'.  begründet)  c.  31.  Cap. 
Saxon.  a.  797  e.  9  (Perts  I,  p.  GO.  76).  Daas  dieselbe  BannBtrafe  für 
die  faida  (als  solche)  aach  im  flbrigen  fränkischen  Reich  galt,  zeigt  z. 
B.  Gap.  Aqnisgran.  a.  SOS  c. 33  (Portz  I,p.95):  Et  hoc  firmiter  banni- 
amtis,  nt  parentes  interfecti  neqnaqnam  inimititia  super  commlssum 
malnm  adaugere  audpant,  neque  pacem  fieri  ])etenti  dcnegare,  vgl.  Cap. 
Haristall.  a,  779  c.  22.  Cap.  Theodon.  a.  805  c.  5.  Cap.  Aqaisgran.  a. 
817  legib.  add.  c.  13  (Pertz  I,  p.  39.  133.  212),  n.  s.  w.  In  der  lotzt- 
citirtcn  Stelle  wird  die  Strafe  für  die  faida  ausdrücklich  als  Strafe  für 
den  Ungehottam  gegen  die  Obrigkeit  (comiti  sno  inoboediens),  d.  h. 
als  Strafe  nicht  fttr  den  Rechtsbmch,  sondern  für  den  Befehlsbmch  be- 
zeichnet  —  Von  dem  angedeuteten  Standpunkt  aus  erledigt  sich  die 
Controverse  zwischen  U  sing  er,  Forschungen  zur  Lex  Saxonum  (Berlin 

1867)  S.  18.  19.  62,  und  v.  Richthofen,  zur  Lex  Saxonum  (Berlin 

1868)  S.  265  ff.  Eine  Parallele  giebt  Lex  Sax.  c.  23:  auf  TödtniT.'  eines 
Kirchgängers  steht  Todesstrafe.  Si  non  occidcrit,  tarnen  insiilias  fecerit, 
banuum  solvat.  Das  blosse  insidias  facere  ist  nach  Yolksrecbt  straflos. 
(Die  Worte  de  reliquis  in  Sax.  dt.  sind  mit  Gaupp,  Hecht  u.  Verf. 
d.  alt  Sachsen,  S.  126  gegen  t.  Richthofen  S.  386  Kote  Ivom  Text 
zu  trennen). 

')  Cap.  de  partib.  Saxon.  a.  782  c.  25.  Cap.  Pipp.  a.  782—792  c. 

14  (Pertz  I,  p.  49.  71).  Ueber  die  aussergerichtliche  Pfändung  nach 
langobardischem  Recht  vgl.  jetzt  die  lichtvolle  Ausführung  von  Wach, 
der  Arrestprocess  in  seiner  geschichtl.  Entwickelung  X  (Leipzig  1868) 
S.  1  £F. 

*)  Cap.  Aquisgran.  a.  817  legib.  add.  e.  4  (Pertz  I,  p.  211):  Qui 
Tiduam  intra  primos  triginta  dies  Tidnitatis  suae,  vel  invitam  Tel  volen- 


Digitized  by  Google 


t06 


Die  Yerfaituag  de»  Ir&nkiscben  Kelchs. 


des  Volksretlits  ist  os  eine  Eine  des  freien  Mannes,  kialt 
seines  Waflfenrechts  in  je'^liclier  Volksversunjuilun^ .  in  der 
Gerichts*  wie  in  der  Heerversaminlung,  bewaffnet  zu  er- 
scheinen. Die  karoUngische  Gesetzgebung  droht  für  das 
Waffentragen  im  Gericht  die  Strafe  von  60  solidi.  Die  Stmle 
des  Königsbannes  ist  zu  zahlen,  obgleich  die  Handlung  nach 
Volksrecht  ohne  Strafe  ist.*)  Dem  Unterthanenverbande  ent- 
springet nach  Volksrcclit  nur  ein  IVlirt,  der  Hüchverratli,  auf 
welclieni  Tudestrafe  stellt.  Die  N'ersiiumun«;  der  i)Ositiven 
ünterthanenpllichten  bleibt  nacli  Volksrecht  ohne  Strafe.  Aber 
der  König  erlässt  sein  Aufgebot  zum  Heer,  wie  überhaupt  das 
Aufgebot  in  utilitatem  regia  bei  Strafe  von  60  solidi.  Es 
wird  mit  dem  Bann  gestraft,  obgleich  nach  Volksrecht  nicht 
zu  strafen  ist. 

Es  ist  vergeblich,  die  Gesanimtzahl  der  Bannfälle  auf 
einen  Thatbestand  zurückführen  und  einem  Rechtssatz  des 
Volksrechts  uuterorjdiieii  zu  wollen.  Eiu  System  von  neuen 
Thatbeständeu  und  ein  System  von  neuen  Strafgnmdsätzen 
ist  in  den  Bannfällen  entwickelt.  Die  Banngewalt  der  Obrig- 
keit ist  ein  Recht»  nicht  Strafe  zu  vollstrecken,  sondern 
strafbar  zu  machen.  Die  Banngewalt  der  Obrigkeit  ist 
begrifflich  nicht  Districtionsmittel  der  Exccutionsgcwalt/^) 
sondern  Surrogat  der  gesctzge])enden  (iewalt.  Die  Bann- 
gewalt ist  iu  ihrer  Ausübung  au  Gesetze  und  Ueikommen 


tem  sibi  copulaverit,  hannnm  nostnim,  id  est  60  solidos,  in  triplo  con- 
ponat.  Et  si  invitam  eam  duxit,  Ipsom  suam  ei  con|)()nat,  illam  vero 
ulterius  non  adtingat  Nur  für  dtMi  Fall,  dass  er  sie  invitam  duxit  steht 
der  bannus  neben  der  lex,  vgl.  unteu  Note  24. 

')  Gap.  Hloih.  Olonn.  a.  838.  mem.  oomit  data  c  ö  (Perts  I ,  p. 
33i),  imten  %,  7  gegen  Ende. 

Roth,  Benef.  8.  127  ff. 

")»So  Sickel,  Beiträge  z.  Diplom.  V,  S.  356. 

'»)  Daher  z.  B.  Lothar  in  der  Const  Pap.  a.  832  c.  14  (Pertz  I. 
p.  3G2),  nachdem  er  eine  Reihe  von  Gesetzen  Karla  d.  Gr  und  Ludwig 
d.  Fr.  bostätifft  hat:  quicTiiiKiiu'  lionun  ropituhjniin  roiitomj)tor  extiterit, 
60  soiidoruni  multam  compuuat,  sicut  iu  capituliü  piaedicti  domui  uvi 
nostri  Karoli  continetur. 
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nicht  gebunden; sie  ist  ihrem  Wesen  nach  eine  zu  dem 

xelteiulen  Recht  in  Gegensatz  tretende,  eine  das  geltende 
Recht  nicht  vollstiecliünde,  sondern  furtentwickehide,  und  des- 
halb eine  durch  das  geltende  Recht  unbeschränkte  Gewalt.^*) 

Die  Bannfälle  sind  die  Stratfälle  nach  Amtsrecht,  wäh- 
rend die  CompositionsfäUe  die  StrafiTaUe  nach  Volksrecht  sind. 

Die  Strafe  nach  Amtsrecht  wird  stets  an  die  Obrigkeit, 
nicht  an  die  verletzte  Parthei  gezahlt^*)  Insofern  unter- 
scheidet sich  das  Strafrecht  nach  Amtsrecht  als  öffentliches 
Strafrecht  von  dem  Strafrecht  nacli  Volksrecht,  dem  Privat- 
strafrecht. Aber  auch  von  der  Cümi)osition  gelangt  ein  Theil 
an  die  Übrigkeit.  Die  Composition  zerfällt  in  Friedeiisgeld 
(fredus)  und  Feindschaftsgeld  (faidus^*).  Die  fränkische  Drit^ 
tbeilung  ist  auch  an  dieser  Stelle  durchgeführt.  Der  fredus 


Gegen  die  allgemehi  hemchende  Ansicht,  Tgl.  die  Gitate  in 

Note  2,  und  Waltor  Rechtsposchiclite  §.  CO. 

'*)  Daher  z.  B.  Cap  legi  Baj.  add.  a.  803  c.  3  (Portz  I,  p.  126): 
Haoc  octo  capitula  (die  aclit  Bannfälle)  in  assidnitato;  rolicjna  autem 
reservata  sunt  regibus,  ut  ipsi  potestatem  liabeaut,  nomiDativae  deroan- 
dare  imde  exire  debent. 

**j  Nor  ausnahmsw^e  wird  der  Bann  sviadien  der  Obrigkeit  nnd 
einer  PriTalperson  getheilt.  So  bei  dem  verselinikchten  Kdnigabann 
(600  8ol.),  welcber  znm  Scbnts  der  ImmnnHät  dient,  Theilnng  swisehen 
dem  Immunitätslierrn  und  dem  König,  Waitz  V.  G.  IV  S.  257,  bei 
ZollQontraventionon  Thoilung  zwischen  dem  König  und  dem  Denuncian- 
ten,  Cap.  Pipp.  ante  TtiS  c.  4,  Portz  l,p.  31),  ebenso  bei  Ueberscbrei- 
tung  des  vom  König  augeäetzteu  Marktpreises,  Cap.  Noviom.  a.  808  c. 
5  (Pertz  I,  p.  152). 

Sal.  86,  5:  inter  freto  et  fddo  atmt  IfiOO  dinarioa  qni  fadont 
aolidos  46.  —  Decr.  Chloth.  c.  6:  joxta  modum  cidpae  inter  freto  et 
fedo  conpenBetixr.  ^  Urk.  K.  Chlodwig  in  v.  J.  698  oder  694,  Ttrdif 
Nr.  33  (Pardessus  dipl.  II,  Nr.  431):  fuit  judecatum,  ut  inter  fUdo  et 
fredo  (so  ist  für:  in  exfaido  et  f.  zu  verbessern)  aolidos  quindece  (eine 
prucossualische  Busse)  pro  ar  causa  fidom  facere  debirit.  —  Inter  faido 
et  frodo  heisst:  „Feindschattsgeld  und  Friodensgeld  zusarnmon."  Vgl. 
Waitz  Gött.  Gel.  Anz.  löäO  S.  62Ö.  Soetbeer  in  den  iorsciiungen 
s.  dentseli.  Oeach.  n,  8.  804  Nota  4.  Sohm,  Proc.  8.  168  Note  3. 
MiaaYeratindlich  Qberaetzt  t.  Bichthofen,  Zar  Lex  Saxoniun  8.  243 
Note  1 :  „BwiBchen  Frieden  and  Faida.** 
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ist  die  tertia  pai-s  de  ipsa  lege.  * ')  Nur  der  faidus  wird  an 
die  Partilei,  der  tVedus  an  die  Ohriirkeit  jrezahlt.  Nur  der 
faidus  wird  für  die  \  erletzuug  des  sultjectiven  Rechts  (zur 
„Beilegung"  der  Feindschaft),  der  fredus  für  die  Verletzung 
des  objectiven  Rechts  (Friedens)  an  die  Obrigkeit  entrichtet^*) 
Der  bannos  pflegt  ausschliesslich  mit  dem  fredus  Terglichen 
zu  werden.  Die  Vergleichung  ist  eine  unzureichende,  weil 
der  bannus  die  Strafe,  und  der  fredus  nur  ein  Thcil  der 
Strafe  ist.  Der  hegriflliche  Gegensatz  des  bannus  ist  die  com- 
positio.  Der  Vergleichungspunkt  für  bannus  und  fredus  ist 
nur  der  Umstand,  dasä  beide  an  die  Obrigkeit  fallende  Straf- 
zahlungen sind.  Bannus  und  fredus  entsprechen  Beide  dem 
Gewedde  des  späteren  Mittelalters.  Die  fiftnkische  Zeit  unter- 
scheidet sich  dadurch,  dass  sie  zweierlei  Arten  von  Gewedde 
kennt.  Der  fredus  ist  ein  Theil  der  lex,  der  bannus  ist  über- 
haupt nicht  lex. 

Der  fredus  ist  das  (Jewedde  nach  Volksrecht,  während 
der  bannus  das  Gewedde  nach  Amtsrecht  ist. 


Wilda,  Strafifcht  S.  467.  Dazu  Rib.  PJ».  Cap.  in  lege  Sal. 
mitt.  a,  803  c.  7  (Portz  I,  p.  114).  Cap.  Illud.  P.  a.  814—816  c.  1. 
(Pertz  I,  p.  84  c.  9).  —  Vgl.  Menard  hiat,  de  Nismes,  Preuves,  Char- 
tes,  Dr.  S  (a.  898):  duas  partes  ei  (derParthej)  rewadiavit  et  tertia  in 
fredodeipsalege.  Weitere  urkundliche  Belege  8.  unten  |.  7  Note 
103,  106.  ~  Die  Langobarden  haben  das  Princip  der  Halbtheilung, 
Wilda  S.  464,  Osenbrfiggen,  Langobardische»  Strafrocbt  S.  9.  25,  * 
vgl.  Ficker,  Forschungen  I,  S.  C..')  Die  ülirigcn  doutschon  Stämme 
haben  dagegen  als  Friedensgeld  keine  Quote  der  Busse,  sondern  be- 
stimmte ,  nur  in  wenig  Abstufungen  sich  bewegende  Ansätze,  bei  Ala- 
mannen  und  Baiern  z.  B.  12  und  40  solidi,  Wilda  S.  449  tf.  Eine 
Mittelstellnng  nimmt  das  chamaTisch-frioUsche  Recht  ein,  welches  von 
den  Wergelds&tsen  das  fr&nkische  Drittel,  Ton  sftmmtlichen  flbrigen 
Bussen  die  feste  Summe  von  4  solidi  als  fredus  entrichten  Iftsst,  Franc. 
Cham.  3  ff.  17  ff. 

Daher  wird,  wenn  ein  Thier  (Rib.  46,  1)  oder  ein  Unmündiger 
<Sal.  24,  5)  Schaden  gothan,  wohl  faidus,  aber  nicht  fredus  (nach  Ssp. 
II,  40  §  3  kein  Gewc(ide)  gezahlt,  weil  wohl  ein  subjectivea  Recht  (der 
casus  schliesst  den  Ersatzanspruch  nicht  aus),  nicht  aber  das  objective 
Eecht,  der  Friede,  verletzt  ist 


Digitized  by  Google 


Yolksrecht  und  Amtsgewalt.   §.  6. 


109 


Die  spätere  Aufhebnng  des  Dualismus  zwischen  dem 
Strafrecht  nach  Volksrecht  und  dem  Strafrecht  nach  Amts- 
recht sehen  wir  schon  in  fränkischer  Zeit  vorbereitet.  Das 
Strafrecht  nach  Amtsrecht  nimmt  die  Fälle  des  civilen  Straf- 
rechts in  sich  auf.  Das  Königthum  setzt  denselben  Thatbe- 
stand  unter  Strafe,  welcher  nach  Volksrecht  bereits  strafbar 
ist.  Die  Wirkung  ist,  dass  zugleich  lex  und  bannus  fällig 
wird.  Aber  der  bannus  schliesst  einen  Theil  der  lex,  den 
fredus,  ans.  Schon  nach  fränkischem  Reichsrecht  gilt  der 
Satz:  Neman  ne  weddet  um  ene  sake  tvies  (Ssp.  I,  53,  §.  4). 
Die  Bedrohung  mit  dem  Bann  bewirkt,  dass  neben  der  lex 
an  den  Gegner  (faidus),  an  die  Obrigkeit  statt  des  fredus 
bannus  entrichtet  wird.^*)  Die  Gesammtbusse  setzt  sich  aus 
dem  faidus  nach  Volksrecht  und  dem  Gewedde  nach  Amts- 
recht zusammen.  Der  bannus  tritt  in  das  System  der  compositio. 

Schon  in  der  Lex  Salica  begegnen  wir  einem  ei*sten  An- 
wendungsfalle. Für  den  Frauenraub  wird,  falls  die  entführte 
puella  in  der  nmndoburdis  regis  stand,  als  fredus  die  Summe 
von  62  V2  solidi  gezahlt,  ^o)  Merkel's  cod.  4,  aus  dem  9.  Jahr- 
hundert, liest  an  Stelle  von  t'retus:  furban,  d.  h.  bannus.  An 
Stelle  des  fredus  wird  der  EÖnigsbann  gezahlt  Die  62Vs 
solidi  sind  die  60  solidi  des  späteren  Bechts.  Die  Zusatz- 
busse von  2V2  sol.  (100  den.)  ist  später  aitweder  weggefallen 
oder  nicht  mehr  ausgediückt.^i) 

")  Nur  in  einem  Fall,  wo  <ler  t'rrdns  nicht  an  die  Obrigkeit,  son- 
dern an  die  Kirche  fällt,  kommt  der  bannus  neben  dem  fredus  vor,  Cap. 
Aquisgran.  a.  817  legib.  add.  c.  2  (Perts  I,  p,  210).  Der  andere  von 
Wilda  Strafr.  8.  470  Note  1  aufgefttlurte  Fall  (Cap.  Aquisgran.  dt  c. 
9)  ist  von  ihm  missverstanden,  vgl.  nnt^  Note  aber  ohne  dass  des: 
halb  seine  Ansicht  sich  bewahrheitete:  firedus  and  bannus  kämen  ans 
dem  Grunde  neben  einander  nicht  vor,  „weil  bannus  oifrentlich  nur 
eine  Art  des  fredus  war."  Ebensowenig  befriedigt  die  Auffassung  von 
Waitz  V.  G.  II,  S.  537  Note  4. 

*•)  Sal.  13,  3 ;  Si  vero  puella  qui  trahitur  in  verbo  regis  fueriti 
fretus  exinde  2500  din.  qui  faciunt  sol.  62  Vi  est. 

Vgl.  fiib.  35,  3.  58,  12.  13.  Zeitacbrift  ftr  Rechtsgesch  V,  S. 
894  Note  2.  ^  Dagegen  a.  B.  Wilda  Strafr.  8.  481  Note  8:  ,,In  der 
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Im  alamanniacliea  Becht,  wo  das  Friedenqgeld  nicht  einen 
quoten  Theil  der  Busse,  sondern  die  feste  Summe  von  12  oder 

40  solidi  betraut,  bcgt'j^iien  schon  in  niorovin^nschrr  Zeit,  nach 
Ausweis  des  alaniannischen  Volksrechts,  niehrfacii  (in  solidi 
in  fredo.^^)  Der  Königsbauu  ist  iusuweit  an  die  Stelle  des 
Frieden^geldes  getreten. 

Für  das  fränkische  Recht  haboi  die  karolingiscben  Capi- 
tularien  durch  ihr  regelnrilssiges:  hannum  nostrum  componat, 
den  Abschlnss  der  Entwickelun^  Yorbereitet.  Sieben  von  den 
bekannten  acht  stehenden  Banniallen  (octo  capitula  in  assi- 
duitate)  sind  Stratlalle  (h's  Volksrcchts,  welche  dadurch  zu- 
gleich /u  Stratiallen  des  Auitsrechts  erhoben  sind:  Vergehen 
gegen  Kirchen,  Wittwen,  Walsen,  minus  potentes,  Frauen- 
raub, Gewaltthat,  Brandstiftung.")  Für  alle  diese  Fälle  — 
und  die  einzelnen  Capitularien  gewähren  die  Bestätigung^*) 

Lex  Salica  findet  sich  noch  keine  Spur  der  Königsbane  oder  des 
bannns.** 

•*)  Vgl.  Alam.  Hloth  4.  81.  34.  36,  3.  —  Dagegen  hat  das  bai- 

rische  Volksrecht  sich  bei  dem  ursprünglichen  fredns  von  40  so!  er- 
halten, vgl.  Roth,  über  Entstehung  derLexBaj.  (1848)  S.  59  ff.  Oers, 
aar  Geschichte  des  bair.  Volksrechts  (Festschrift  1869)  S.  10.  14. 

")  Cap.  Saxon  a.  797  c.  1.  2.  Cap.  leg.  Lanj^'o!).  add.  a.  801  c. 
2.  Cap.  Aquispran.  a.  803  c.  40.  Caii.  niiss.  a.  S02  c.  19.  Cap.  leg. 
Baj.  add.  a.  ÖO;i  c.  1—3.  Cap.  Aquisgran.  a,  Hl.'i  c.  2  (Portz.  I,  p.  7;'). 
83.  96.  98.  126.  188).  Auf  Grund  dieser  Capitularien  ist  die  Privatauf- 
zeichnong  entstand^,  welche  Perts.  I,  p.  84  als  Capitnlar  herausge- 
geben hat  —  Vgl  ConT.  ap.  Confi.  a.  860  c.  7  (Perts  I,  p.  47S):  Simi- 
llter  et  de  conspirationibus  et  de  raptis  feminanim  —  bannimus  ex 
Dei  et  nostro  verbo,  nt  nullas  hoc  in  regne  nostro  agere  praesumat. 
Et  si  (inis  hoc  praosumpserit,  sprnndnm  lopcm  et  sicnt  in  capi- 
t  u  1  a  r  i  b  u  s  p  r  o  g  e  n  i  t  o  r  u  m  n  o  s  t  r  o  r  u  m  c  o  n  t  i  n  o  t  u  r,  sie  hoc  enuMi- 
daro  cogatur.  —  Wilda  Slrafr.  S.  470.  Waitz  V.  G.  III,  S.  275,  27t>. 
Unbrauchbar  ist  die  Ausführung  von  Gemeiner,  Ccntenon  S.  208  IV. 

So  für  den  Frauonraub  Cap.  Aquisgran.  a.  817  legil).  add.  c.  9 
(Pertz  I,  p.  211):  handelt  von  dem  Entführer  einer  Braut.  Sponso  vero 
legem  snam  conponat  et  insnper  banntim  nostram  id  est  60  solides 
solTst.  Lex  Franc.  Cham.  e.  47:  8i  quis  pnellam  sponsatam  alins  pri- 
serit,  solides  dncentos  eomponere  fadat,  in  fredo  solidos  60.  Die  60 
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—  tritt  der  baimiis  neben  die  lex,  indem  er  die  Stelle  des 
fteän&  einnimmt.   Dieselbe  Wirkung  hat  eine  ganze  Reihe 

von  anderen  Capitularien.^^) 

Bannus  uiul  frcdiis  werden  daher  schon  in  karolingischer 
Zeit  mit  einander  verwechselt.  Der  Konigsbann  wird  tVedus 
noBter  (fieda  nostra)  genannt.  Die  Lex  Francorum  Gbamar- 
Tomm  getoiucht  den  Ausdrack:  in  fredo,  in  firedo  dominico, 
als  gleichbedentend  mit:  in  dominico,  ad  opus  dominicum,  so 
dass  jede  BusssnOilung  an  die  Obrigkeit,  sowohl  das  Friedens- 


Bolidi  in  fredo  sind,  wie  die  Vergleichnng  von  Franc,  Cham.  3  ff  eigiebt, 
in  den  2(X)  sol.  als  enthalten  zu  denken.  Für  die  Entführnnir  einer 
Wittwc  vor  dem  Drcissigsten  wird  neben  der  lex  an  die  Wittwe  drei- 
facher Kunigshann  gezahlt,  Cap.  Aquisgran.  c.  4,  oben  Note  8.  Bei 
jedem  Fraueoraub,  nicht  mehr  Mos  bei  dem  Raub  einer  puella  im  könig« 
fichon  nrandiiUD,  wird  jetst  der  Könfgsbann  ah  fredas  entrichtet.  —  Fttr 
die  minuB  potentea  vergL  Cap.  Pipp.  a.  782—793  e.  10  (Pertc  I,  p.  44): 
Et  qui  ex  ipsis  peregrinis  aaeus  fuerit  occidcre,  GO  solidoa  componat  in 
palatio  noBtro.  Insuper  compositio  illa  de  ipso  homicidio  componatur, 
cni  legibus  leudo  ipso  pertinuerit.  —  Für  die  Gewaltthat  (fortin)  Cap. 
de  exercit.  a.  811  c.  2  (Pertz  I,  p.  169):  Si  qnis  domum  alienani  cuili- 
bet  fregerit  —  totum  secundum  legem  et  ewam  illi  cujus  domus  fuerit 
fracta  et  exspoliata  iu  triplo  componat,  et  insuper  (an  die  Obrigkeit) 
bannnm  noBtmm  aolvat  —  Für  die  Brandstiftung  vgl.  Lex  Thor.  (Mer- 
kel) m,  1:  Qnl  domum  alterina  nocta  incenderit,  damnnm  triplo  aarciat 
et  in  fredo  sol.  60, 

")  Beispiele  gewähren  die  Stellen  oben  Note  4.  Ausserdem  z.  B. 
Cap.  Aquisgran.  a.  817  Icgib.  add.  c.  9  (Pertz  I,  p.  211):  coneurrirt  der 
Brautraub  mit  Sachenraub,  so  sind  die  Sachen  secundiini  le^^em  mit 
der  Kaubbusse)  dem  Gewalthaber  zu  restituiren,  und  ausserdem  de  una- 
quaque  re  freda  nostra,  d.  h.  an  Stelle  des  fredus  der  Königshann, 
TgL  Note  26. 

**)  Gap.  Aqaiagran.  cit  c  9  (Note  2d).  Ebenso  Cap.  Wormat  a. 
829  alia  cap.  e,  IB  (Porta  I,  p.  352):  bis  quibus  hoc  talit  (der  Steuer- 

executor)  cum  sna  lege  restituat  et  insuper  fredum  nostmm  persoWat 
et  ministerium  amittat.  Mit  der  letzten  Stelle  sind  zu  vergleichen  Cap. 
Fipp.  a.  768  c.  4.  Cap.  Mantuan.  a.  781  c.  8.  Pertz  I,  p.  .3!.  41).  Cap. 
Gar.  M.  ante  800  c.  7  (Pertz  I,  p.  121  c.  22;.  Cap.  Aquisgran.  a.  817 
legib.  add.  c.  17.  Cap.  Aquisgran.  a.  820  c.  1.  2.  Conv.  Silvac.  a.  863. 
e.  9.  Conv.  Attin.  a.  854  o.  6.  Conv.  Tidn.  a.  865  c.  8  fPertz  I,  p. 
218,  229,  425,  429,  485),  wo  den  Beamten  in  ähnlichen  Fftllen  bannns 
noster  angedroht  ist. 
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geU,*^  wie  die  an  den  Fiscus  zu  zahlende  GompoBition,*')  als 
auch  der  hannns**)  darunter  fiUlt.*^)  Andererseits  hat  in  einem 
Capitular:  in  bannnm  solvere,  die  Bedeutung  von:  ad  opus 
domüiicum  solvere.*^)  Eine  Handschrift  der  Lex  Alauian- 
noniin  Karolina  verbessert :  freduni  quem  lex  habet ,  in :  bau- 
nuiu,  quem  lex  habet.  In  den  Imnmnitätsprivilegieu,  durch 
welche  bekanntlich  der  fredus  auf  den  Immunitätsherm  über- 
geht, wird  in  karolingischer  Zeit  bannus  und  fredus,  mehr- 
fach auch  bannus  allein  genannt.**)  Der  fredus  kommt  noch 
neben  dem  bannus  Yor.^^)  Aber  der  fredus  wird  als  eine 
Unterart  des  bannus,  und  beide  als  eine  Unterart  des  census, 
der  ad  tiscuni  pervcnerit,  gedacht.^^)  Es  wiegt  die  Einheit- 
lichkeit des  Begriffes:  Gewedde,  vor.  Später  ist  bannus  der 
allgemeine  Ausdruck  für  jegliches  Gewedde.*«) 

£s  bereitet  sich  die  Zeit  vor,  in  weicher  das  bewegliche 
Gewedde  nach  Yolksrecht  (der  dritte  Theil  der  Busse)  durdi 


")  Cham.  3-G.  17-2.1.  2G-2Ü.  33. 

Cham.  9.  12.  33. 
*•)  Cham.  81.  84-41.  47. 

*^)  Abweichend  iat  der  Spracbgebraach  der  Lex  Bomana  Curienaia 
welche  mit  firefcai  die  Strafiukhlanf  Oberhanpfci  im  Gegenaato  ziir  £r- 
atotiung  des  ceidtale  (res,  causa,  actos),  beseidmel,  vgl»  Lex.  Rom. 

Cur.  C.  Th.  II,  18,  2  IV,  8,  1,  und  daher  C.  Th.  IV,  15,  2.  19,  1  das 
Gewedde  des  Richters  als  ja  die  is  fretus  unterscheidet 

*')  Cap.  Noviom.  a.  808  c.  6  (Portz  I,  p.  152V  cogator  exsolvere 

in  bannum  solidos  qnadraginta,  et  ad  illum  qui  hoc  invenerit  et  eum 
exinde  convicerit,  solidos  vi^inti.  Nur  der  Theil  des  Könitrsbanns,  wel- 
cher an  den  fiscus  gelangt,  wird  als  in  baaoujn  gezahlt  bezeichnet. 

")  Pertz  III,  p.  143  Hu.  43. 
")  Sickel,  Beitr.  z.  Dipl.  V,  S.  35G,  357,  359. 
'*)  Cap.  niiss.  a.  810  c.  4  cPertz  I,  p.  164):  qui  bannum  dorani. 
imperatoris  vel  freda  dare  debei 

••)  Cap.  de  partib.  Saxon.  a.  782  c.  ]ü(l'ertz  I,  p.  49):  undecunique 
census  aliquid  ad  fiscum  penrenerit,  sive  in  frido,  sive  in  qualecumque 
hanno.  — •  Durch  das  Torige  wird  die  Meinung  Wilda's  Strafr.  S.  469 
widerlegt,  dass  wohl  fredus  für  bannus,  aber  nicht  bannus  fttr  fredus 
begegne. 

**)  So  bezeugt  für  Italien  Ficker  Forschungen  I,  S.  73. 
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das  feste  Gewedde  nach  Amtsrecbt  verdrängt  wird.*^)  Es  be- 
reitet sich  die  Zeit  vor,  in  welcher  der  bannus  als  das  Ge- 
wedde in  das  System  des  Volksrechts  eintritt,  und  nur  der 
Umstand  an  das  alte  Recht  erinnert,  dass  bald  Gewedde  neben 
der  Busse  des  Yolksrechts,  bald  Gewedde  ohne  Busse  zu  ent- 
richte ist.'*) 

Gldeh  dem  Strafrecht  ist  das  Frocessrecht  durdi  die 
obrigkeitliche  Amtsgewalt  fortgebildet  worden.  Bas  Privat- 
recht ist  der  Ausgangspunkt  der  römischen,  nicht  der  deut- 
schen Rechtsgeschichte.  Bis  zum  Ende  des  Mittelalters  hat 
die  Kraft  der  deutschen  Rechtseutwickehmg  auf  Straf-  und 
Frocessrecht,  d,  h.  auf  die  äusseren  Formen  ftir  die  Ueber- 
Windung  des  Unrechts  sich  concentrirt. 

Die  Verpflichtung  zum  Erscheinen  im  Gericht  kann  nach 
fränkischem  Recht  durch  Vertrag,  fides  facta,  —  das  Ver- 
sprechen ist  nach  deutschem  Recht  nur  als  formelles  Ver- 
sprechen gültig —  erzeugt  werdeu.*<^)   Der  einseitige 

Der  Graf  vom  Wormsgau  erhebt  schon  im  Bepnn  des  11.  Jahr- 
hunderts (1014)  von  kleinen  wie  von  grossen  Vergehen  das  Gewedde 
von  60  Schillingen,  Arnold,  Freistädte  I,  S.  4G. 

*')  Ssp.  I,  53  §.  1:  mmne  alle  scnlt  dar  de  man  sine  bqte  mede 
gewint,  dar  heTet  die  richtere  nn  gewedde  an.  Doch  weddet  man  deme 
richtere  dicke  umme  ontndift,  die  man  dnt  binnen  dinge,  dar  die  kle- 
gere,  noek  die  uppe  den  die  klage  gat,  nene  bute  anne  wint. 

lieber  die  fides  facta,  d.  h.  das  formelle,  unter  üebergabe  der 
fostuca  abgeleistete  streng  einseitige  Versprechen  vgi.  So  hm,  Proc, 
S.  18  ir/f)a.  r>4.    Wach,  Arrestprocess  I,  S.  7  ff. 

Die  Verpflichtung,  zum  zweiten  Termin  (Bcweistermin)  zu  er- 
scheinen, wird  stets  dardi  fides  &cta,  und  awar  Übe  beide  Partheien, 
begrflndet  ^flr  die  am  zweiten  Termin  aar  Handlung  (Beweis,  unter 
Umstanden  aneh  Antwort)  verpflichtete  Parthet  erscheittt  die  fides  &cta 
in  der  Bogel  in  der  Form  des  UrtheilerfQllungsgelöbnisseg  (Beweisge- 
löbnisses, wadia  de  probando,  oder  auch  de  inquirendo  etc.),  während 
die  auf  die  Handlung  berechtigte  Partbei  durch  ihre  fides  facta  (wadia 
de  placito)  sich  nur  zum  Erscheinen  im  Gericht  verpflielitet.  Z.  B. 
Vaissette  11,  Nr.  88  (a.  862 1:  uos  missi  et  judices  ordinavimus  Hictore 
misso  noBtro,  ut  ad  Dnvigiido  (Beklagter)  fidioxorem  tollere  faciat,  nt 
se  praesentare  fodat,  una  cum  sua  scriptura  et  snos  auctores  (Beweis- 
gelöbniss)  —  et  ad  Bicfaimiro  (Klflger)  similiter  de  sua  praesentia. 

flolm,  AlMMitselM  Bticlw-  irad  Q«rtdktaT«rfltfituig.  I.  8 
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Die  Verfassung  des  fränkischen  Reichs. 


Laduuf^sact  ist  die  Ladung'  duich  du-  i'iirthci,  dir  injinnitio.*^) 
Sie  zwingt  Ik-idc.  den  Ladendon.  wie  den  ( leladenen,  bei  Straie 
von  15  solidi,  vor  Gericht  zu  erscheinen.  Die  mannitio  ist 
die  Ladung  für  das  Verfahren  im  Königsgericht  wie  im  Volks- 
gericht.**) Die  Ladung  durch  obrigkeitlichen  Befehl,  bannitio, 
ist  nach  Volksrecht  keine  Ladung.  Der  Ungehorsam  gegen 
die  bannitio  ist  nicht  contumacia  im  Sinn  des  Processrcchts. 
Der  Unpehorsani  gegen  die  bannitio  macht  nicht  strafbar  im 
Sinn  des  Volksrechts.  Die  bannitio  entnimmt  ihre  Wirkung 
nicht  dem  N'olksrecht,  sondern  dem  Amtsrecht.  Die  Ladung 
des  Königs  erfolgt  bei  Königsbann,  bei  Strafe  von  60  solidi^^), 
die  Ladung  des  (trafen  bei  Grafenbann,  nach  chamavischem 
Recht  bei  Strafe  von  4  solidL««) 


Zahlreidiß  Belege  gewähren  die  langobardisch-frftokischen  Formeln  and 
(Jrlnmden.  —  Dieselbe  fidei  fiicta  begegnet  fOr  das  Erscheinen  ins  er- 
sten Termin,  Ssl.  96,  2 :  Si  antrustio  antmstionem  pro  qnaübet  cansa 
manniret  aut  ibidem  fiden^ossorcs  quacsierit ;  and  besieht  sich  auf  diese 
fides  facta  das  h&afig  missrerstandene  fldejoasorea  tolksn  der  Immoni- 
t&tsurkunden. 

Lieber  die  mannitio  v^I  Sieuel,  S.  If.  S  o  h  ni ,  S.  120  iY. 
V.  Hr  th  mann- Holl  weg  S.  4I>7  i\.  Die  ältere  Literutnr  (Moser, 
Kotige,  Maurer  u  A.)  bewegt  sich  in  einer  untnichtbaren  Contro- 
verse  über  die  „Verwandlung"  der  mannitio  in  bannitio,  von  der  Vor- 
aossetxung  ausgehend,  dass  die  erstere  eine  unverbindliche  „Mahnung" 
gewesen  sei. 

**}  Mannitio  ad  maUnm,  Sal.  1.  4&  47.  49.  50.  Rib.  82.  ^anaitio 
ante  regem,  Sal.  56.   Ediot.  Chilp.  c.  7. 

**)  Ilincmari  Opp.  (ed.  Sirmond)  II,  p.  610:   Uinkmar  von  Laon 

.schreibt:  per  bann  um  re£^?um  omnes  mei  homines  in  palatio  retenti 
fuerant.  (p.  (il4)t  omnes  (|no([U('  homines  mei  ad  causas  banniti  sunt, 
ita  ut  nec  unus  dum  redirem  ah  eodem  palatio  me  sequi  pormissns  sit. 
—  Urk.  Lothars  II  ohne  Datum,  Bonquot  Vill,  p.  411  :  Ad  dictum  itaque 
palatium  jam  vocitatns  Witgariusnon  solnm  venire  contempsit,  sed  etiam 
bannum  nostrnm  pro  nihilo  doxit.  Jossimns praeterea  iUom  denuo 
ad  hoc  praesens  placitnm  per  bannam  venire  — . 

♦*)  Cham.  40.  43.  —  Vgl  Flodoard.  bist.  Rcmonsis  (ed.  Colvenerins) 
III,  2r»  (p.  535) :  Hinkmar  von  Reims  schreibt  Hertranno  comiti  Tar- 
dunensis  pagi  pro  Haimone  fideli  suo,  quem  idem  comcs  per  bannam 
vocari  jusserat 
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Die  mannitio  ist  die  Ladung  nadi  VoUcsrecht  —  juxta 
legis  eonstitutionem*«)  — ,  die  „echte"  Ladung,  während  die 

baniiitio  die  l^aduiif;  iiacli  Aintsicclit  ist. 

Dio  baiinifio  liat  .sich  cr.st  im  Lauf  dos  7.  Jahrlmndorts 
als  1  ('chUägeiiügeiide  Grundlage  des  Processcs,  —  d.  h.  mit  der 
Wirkung  nicht  blos  einer  Bannstrafe,  sondern  der  contumacia, 

—  durchgesetzt.*')  Nach  den  Marculfischen  Formeln  eröffnet 
sich  das  Verfahren  vor  dem  König  nicht  mehr  mit  der  gegen 
den  Gegner  gerichteten  Ladung  (mannire  ante  regem),  sondern 
mit  der  siipjgostio.  d.  Ii.  mit  dein  Kinbringen  der  Klae;o  heim 
König,  um  die  Ladung  des  (legners  durch  (h^s  Ko  ii  i  gs  „Ib  ief 
und  Siegel"  zu  erwirken.*";  Ks  leidet  keiuen  Zweifel,  dass, 
gegen  die  herrschende  Ansicht,  die  Ladung  zum  Volksgericht 
in  Anschluss  an  das  königsgerichtliche  Verfahren  ungefähr  in 
derselhen  Zeit  dieselbe  Entwickelüng  durchgemacht  hat.  Schon 
im  Beginn  der  karolingischen  Periode  ist  auch  für  das  volks- 
gericht liehe  Verfahren  die  Einleitung  des  Trocesses  durch  den 
lüditer,  auf  Ansuchen  der  kiägeiiscbeu  Parthei,  die  Hegel. 

*»)  Cap.  Aquisgran.  a.  817  leKib.  add.  c.  12  (Pertü  1,  p.  212):  Si 
qiiis  de  statu  suo,  id  cat  de  Übertäte,  vcl  de  hereditatc  compollcndus 
e&t,  juxta  legis  constitotioDem  manniatar.  De  ceteris  vero  canais  —  per 
conitem  banniatur. 

Nach  Bib.  32.  Edict.  Clülp  c.  7  ist  noch  Ende  des  6.  .Tahr- 
hnnderts  die  manuitio  die  Ladung  für  das  Verftihron  im  Volksgericht 

im  Königsgericlit.  /u  lOdict.  Cbilp.  dt  vgl.  Proc.  der  Lex  Sal.  S. 
Vid  Note  3.    S.  201)  Note  IH 

*')  Roz.  431.  433-43r).  444  (Marc.  I,  2ii-2[).  37).  Ladung 
durch  das  königliche  lusiegcl  erwähnt  Roz.  443  (App.  Marc.  38):  vcni- 
ena  homo  alictiB  —  iatalit  eo  quod  apud  oostro  signacnlo  homine  alico 

—  mannito  (im  Smne  von:  bannito)  habaisset  (der  B^Ager  überbringt 
dem  Qegner  den  köni^^ieben  Ladungsbefehl).  Cap.  Aqnisgran.  a.  ^09c. 
14,  unten  Note  90.  Mcm.  di  Lucca  V,  3  Nr.  1768  (a  m):  l'ndo  vos 
(dor  Kaiser)  —  idem  L.  (dem  Ui^klagton)  vnstra  cpistolu  ad  vostro  aimio 
sigillata  direxistis,  ad  civitatc  Luca  venirot  ibi  cxindc  justitiam  lacicn- 
dnm.  —  Vgl.  dio  Formeln  Ho/,.  417  ff.;  für  das  spätere  Mittelalter 
Franklin,  Rcichshofgericht  II,  S.  213. 

«•)  Miracnia  S.  Dionysii,  Mabillon  Acta  III,  2  p.  368:  Cnmque  hac 
res  (ein  Streit  um  Gfnindeigen)  jam  (ca  784)  ad  Utes  venissent,  prae- 
fttos  pretbyter  P.  (der  Vertreter  von  St  D4nis)  Lantbertum  com  item 

8* 
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Die  Yerftismig  dct  frlnUidieB  Beidif. 


Die  Gapitularien  müssen  dbachMen,  dass  wenigstens  für 
den  Process  um  Freiheit  und  Erbe,  d.  h.  fOr  die  Process- 
sachen,  für  welche  noch  bis  hi  das  sp&te  Mittelalter  ^^echtes" 

Ding  und  echtes''  Verfahren  nothig  ist/®)  die  mannitio,  die 
„echte''  LaiUmg,  einzuhalten  sei.*®) 

Die  niannitio  ist  noch  die  eigentliche  Ladung.  Aber  sie 
steht  im  Begriff,  aus  dem  Rechtsieben  zu  verschwinden.  Seit 
dem  An&ng  des  9.  Jahriiunderts  beginnen  mannitio  und  ban- 
nitio  in  einander  überzugehen.  Die  bannitio  wurd  mannitio 
genannt*^)  Bannire  et  mannire  ist  der  Ausdmdc  ffir  die 

adiit,  utque  eas  justo  tiniret  judicio  poposcit.  Der  Graf  setzt  einen 
Termin  nach  I  i  Tagen  an,  und  überträfet  einem  Vertreter  die  Erledig- 
ung der  Sache.  Die  Miraculu  sind  allerdings  erst  unter  Karl  dem  Kah- 
len geschriebeD,  luben  aber  iltere  Änfttichnungen,  in  diesen  Ftll 
waluracheinlieh  die  Urknadeii  dei  Klotten,  beimtst 
«•)  Vgl.  miteii  (.  18. 

>o)  Cap.  Illud.  P.  a.  816  c.  3  (Perts  I,  p.  196):  De  mannire  Tero 

nisi  de  ingenuitate  aut  de  hereditatem  non  «it  opus  observandum.  De 
ceteris  vero  inquisitionibus  per  districtioneni  coniitis  ad  mallum  veniant. 
Cap.  Aquisgran.  a.  817  cit.,  oben  Note  45.  —  Die  allgemeine  Ansicht 
geht  dahin,  dass  durch  diese  Capitularien  die  mannitio  (für  die  ilcgel) 
abgeschaift,  und  die  bannitio  sa  deren  Stelle  „eingeführf*  sei,  vgl. 
Walter  R.  6.  f.  676.  Waiti  Y.  G.  DT,  S.  880.  821.  Der  bihak  der 
Gapitnlarien  ergiebt  fiefanehr,  daat  die  mannitio  eingeacbArft  wird,  and 
dem  Ueberwuchern  der  bannitio  Einhalt  geschehen  soll.  Nur  in  be- 
lümmten  Fällen  soll  es  „nicht  nöthig  sein",  die  volksrechtliche  Ladung 
zu  vollziehen.  Vgl.  unten.  Die  Capitularien  selber  bezeugen,  dass 
die  bannitio  schon  längst,  bereits  in  merovingischer  Zeit,  in  der 
Gerichtspraxis  aufgekommen  ist.  —  Die  römischrechtliche  Ladunfrsfor- 
mel  Boz.  437  (Lindenbr.  116)  darf  hier  jedoch  nicht  citirt  werden,  ob- 
gleieh  daa  Gegentheil  geaohiebt,  Frey  borg,  altdeataeh.  Off.  Gerichta- 
▼erfkhren  (1834)  S-  ^  Note  a.  Walter  R  G.  %,  676  Note  8.  Waitx 
V.  G.  IV,  8.  321  Note  3. 

Cap.  misso  cuidam  data  a.  803  c.  4  (Porta  I,  p.  122):  de  hia 
qui  prima,  secunda,  tertia  vice  manniti  ad  vestram  praesentiam  venire 
nolunt.  Cap.  Theodon.  a.  805  c.  16  (Pertz  I,  p.  134):  saepius  non  fiant 
manniti  (liberi  homines)  ad  placita,  nisi  sicut  in  alio  capitularc  praecc- 
pimus,  ita  servetur.  Es  leidet  keinen  Zweifel,  dass  auch  ia  dem  Cap. 
Saxon.  a.  797  c  5  (Perts  I,  p.  76)  die  mannitio  ad  pladtom  als  ban- 
nitio aufini&saen  Ist  (ebenso  Usinger,  Forsohongen  aar  Lex  Saxonnm 
8.  58  Note  1).  Femer  in  der  Formel  Ros.  448  (App.  Mar«.  88),  oben 
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obrigkeitliclie  Ladung.")  Mit  dem  Ausgang  der  karo- 
lingischen  Zeit  tritt  die  baniiitio  in  das  Rechtssystem  als  die 
Ladung  des  gerichtlichen  Verfahrens  ein. 

Die  MobiliarpfänduDg  ist  nach  fränkischem  Yolksrecht 
die  Execution  für  den  persönlichen  Ansprach.  Auf  Aufforde- 
rung des  Klägers  hat  der  Graf  sieh  zum  Hause  des  Schuldners 
zu  begeben,  um  nach  dem  Spruch  der  Schätzungsleute  so- 
viele  Mobilien  dem  Kläger  zu  übereignen,  als  zur  Zahlung  der 
Schuld  erforderlich  sind.")  Es  giebt  keine  Execution  in  das 
unbewegliche  Vermögen,  weil  die  Immobilie  nicht  Zahlungs- 
mittel ist. 5*)  Reicht  das  Mobiliarvermögen  des  Beklagten  nicht 
aus,  die  Schuld  zu  decken,  so  bleibt  der  Kläger  unbefriedigt, 
wenn  auch  der  Schuldner  mit  Grund  und  Boden  begUtert  ist. 
Nur  im  Fall  der  Wergeidforderung  geht  das  Verfahren  weiter. 
Der  insolvente  Schuldner,  der  geschworen  hat,  quod  nec  super 
terra  nec  subtus  terra  plus  de  facultate  (d.  h.  Mobiliarver- 
mögen) non  habeat,  muss  sein  Grundstück  durch  den  Act  der 
chrenecruda  auf  den  nächsten  Verwandten  übertragen,  damit 
dieser  mit  dem  Grundstück  die  Schuld  übernehme.  Die  Exe- 
cution der  Wergeidforderung  treibt  den  Schuldner  yon  Haus 
und  Hof,  aber  ohne  dass  seine  Immobilie  zur  Befriedigung  des 
Klägers  verwandt  würde.**) 

Das  fränkische  Recht  steht  auf  dem  Boden  der  ältesten 


Note  47.  Der  Appendix  Marculfi  (die  Formelsammluug  von  Sens)  ist, 
wie  die  von  ihm  benutzten  Urkunden  zeigen,  im  Beginn  der  Ke^'ierung 
Ludwigs  d.  Fr.,  um  818,  entstanden,  vgl.  Stobbe,  Recbtsquellen  1,  S. 
252  Note  46.  Roziöre  in  seinen  Noten  zu  Roz.  71.  5G4.  647.  648.  — 
Andere  Belege  bei  Waitz  V.  6.  lY,  S.  S20  Note  1,  wo  zuerst  dieser 
Sprachgebrauch  festgestellt  tot. 

Edid  Ptoi  a.  864  c.  6  (Perti  I,  p.  489):  comes  missoin  soniii 
—  mittat,  et  eam  banDire  et  niannire  jnbeat. 

")  Sal.  50,  2.  3.  51.  Rib.  32.  51.  84.  —  Siegel  Gerichtsverfahren 
S.  245  flf.  V.  Meibom,  das  deutsche  Pfandrecht  (1867)  8.  56.  Sohra, 
Proc.  S.  163  If.   V.  Bethmann-Hollweg  S.  517.  518. 

»♦)  So  hm,  Proc  S.  23  flf. 

")  Sal.  5b.  Sohm,  Proc.  S.  175  ff.  y.  Bethmann  -  Hollweg 
S.  518. 
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Vcrt'a.ssunu.  welche  noch  kein  Ki^entlmiii  an  (Inind  und  liodeii 
kennt,  nueli  welelier  der  notliiue  Arkci-  von  Obri^keit.s wegen 
einem  Jeden  dunli  die  jährliclie  Auslosung  gewährt  wird, 
nach  welcher  deshalb  der  Grund  und  Boden  werthlos  ist 
Die  Mobilien  machen  wie  den  Schatz,  den  Hort,  der  Sage  so  den 
Reichthum  des  ältesten  Rechts.  Noch  der  Lex  Salica  ist  facultas, 
fortuna,  d.  h.  Vermöjien,  identisch  mit:  Mobil iarveniiöjjen.*^) 
Nocli  der  Li-x  Salira  ist  alodis.  Ei^jen  und  Ki'be  —  (Um-  Aus- 
druck. (Um*  später  auf  ilas  ( iriindstück  sich  heschrünkt  — tech- 
nisch tür:  Gesammtheit  der  Mobilien.^")  Die  Innuobilic  ist 
von  Rechts  wegen  kein  Vermögen,  und  deshalb  weder  Z&b- 
lungs-  noch  Executionsobject. 

Die  Gründung  des  Mnkischen  Reichs  führt  das  fiünkische 
Recht  in  die  neue  Zeit  ein.  in  welcher  GrundlH'sitz  Reicli- 
tliuni.  in  welelier  der  rirund])e.sitz  das  Ei<rcn  und  das  Ver- 
mögen ist.  Die  königliche  Gewalt  zieht  den  Grundbesitz  in 
die  Reihe  der  Executionsobjecte.  Der  Steueiexecutor  und  der 
Heerbannsexecutor  schreitet  im  Fall  der  Zahiungsweigerang 
nicht  zur  Mobiliarpfändung,  sondern  zur  Gonfiscation  des 
gesammten  unbeweglichen  und  beweglichen  Vermögens.*^) 

*■)  Vgl  Sal.  45.  60,  2:  super  fiirtuBa  poDere,  de  furtuna  tollere. 
Sal.  58:  totam  facuHatem  datara  non  babuerit  iinde  tota  lege  impleat — 

—  plus  tle  fac'ultate  von  haliout. 

")  Unter  der  t'elierschril't:  de  alodis,  wird  Snl  5!>  von  der  Erbfolge 
in  das  M  o  liil  i  arverinÖi,M'ii  (hercditas)  Kcliamlelt.  Die  terra,  deren  zu- 
letzt gedacht  wird  (fj.  4:  De  terra  vero  etc.),  bildet  zu  der  alodis  den 
Gegensats. 

Gap.  de  ezped.  exercit  a.  811  c.  6(Pertz  T,  p.  169):  die  pagen- 
aes  weigern  sieb,  der  Eintreibung  des  Heerbannes  durch  «den  Grafen 

Folge  zu  geben;  etiam  et  si  comes  suam  dorn  um  Uli  in  bannum 
miserit,  nullam  exiude  habcat  revereiitiain,  nisi  intret  in  domnm  suam 
et  faciat  (luaecumque  ei  libitum  fuerit.  Cap.  Hlud.  II  de  exercitu  De- 
iiovcnfmn  ]>roinovendo,  a.  .HG<;  c.  1  (Pertz  I,  ])  ftOf)):  Qiricuinque  enim 
coutra  liaiic  iuütituUoneni  remanere  jjraesunjpsorit,  proprium  ejus  a 
missis  —  praesc  Uta  liter  ad  nostruui  opus  reciperc  jussi- 
mus  et  illum  foras  ejiccre,  vgl.  eod.  c  2.  Cap.  HIoth.  Glonn,  a. 
838  c  8,  a.  825  c  2  (Pertz  I,  p.  281  251).  Die  Zahlung  des  Heer- 
bannes (ohne  Execution)  soll  dagegen  noch  nach  fcarolingischem  Recht 
(Gap.BQnon.  a.  811  c.  2,  Ports  I,  p.  173)  nur  in  Mobilien  angenommen 
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Gerade  dies  Mittel  ist  für  die  Execution  des  Processes 
in  Anwendung  gebracht  worden.  Der  Kdnig  macht  die  Sache 
des  Gläubigers  zu  seiner  eignen.  Auch  zu  Gunsten  der  Pri- 
vatperson wird  (la.s  Vermögen  des  Zahlung  weigernden  Scliuld- 
nei's  contiscirt.  Die  Contiscatioii  überträgt  auf  den  Fiscus 
das  P'.igenthum.  Zunächst  nur  provisoribch.  Binncu  Jahr 
und  Tag  steht  dem  Sclmldner  die  Einlosungsbefugniss  zu. 
Nach  Jahr  und  Tag  erfolgt  die  Befriedigung  des  Gläubigers 
aus  dem  confisdrten  Vermögen.'^ 


werden.  —  Dasselbe  Verfahren  gegen  die  Stcuerpflichtifrcn  ergielit  schon 
für  (las  ().  Jahrhundert  Gre?.  Tiir.  X,  7:  den  Hintersassen  der  Kirche 
von  Chirniont  wird  vom  KüiiiLi;  d;is  Vorrecht  jGjewährt,  dass  siir  woirt'ii 
rückständiger  Grundsteuer  ihr  Zinsgut  nicht  verlieren  sollen.  Die  llin- 
tenassengflter  unterliegen  der Confiscation  geradeso  wie  die  Bencficien 
der  Vaasallen,  vgl.  Cap.  in  leg.  Bib.  mttt.  a.  808  c.  7.  Cap.  Olonn.  a. 
825  &  8.  4.  £dict  Pist  a.  864  c.  33  (Perla  I,  p.  117.  351.  498). 

*•)  V.  Meibom,  das  deutsche  P&ndrecht  S.  56  ff.  S.  97  ff.  hat  das 
Verdienst,  diesen  Executionsmodus  zuerst  aus  den  Quellen  entwickelt 
zu  haben.  V^I.  Waitz  V  0.  IV,  S.  440.  Ficker,  Forschunfren  I, 
S.  32  ft".  —  Das  Gesetz,  in  welchem  sich  das  obi|^e  Verfaliren  am  Voll- 
ständigsten beschrieben  findet,  ist  Cap.  Aquisgran.  a.  817  legib.  add.  c. 
11  (Pertz  I,  p.  212):  Cujuscuuique  hominis  proprietas  ob  crimen  aliquod 
ab  eo  conunissam  in  bannnm  foerit  missa,  et  ille  re  cognita,  ne  justi- 
tiam  ikdat,  venire  diatnlerit,  annnmqne  et  diem  in  eo  banno  illam  eaae 
permiserit,  nlterins  eam  non  adqoirat,  aed  ipsa  flsco  noatro  societnr. 
Debitum  vero  quod  is,  cujus  ea  foit,  solvere  debuit,  per  comitem  ac  mi- 
nistros  ejus  jiixta  rtestiinationeni  damni  d«'  rebus  mobilibus,  (pian  in 
uadem  proprietate  inventiv  fuerint,  bis  quibus  i^leni  dnliitor  fuit,  exs(d- 
vatur;  quod  si  rerum  mobilium  ibidem  inventarum  quantitas  atl  eomi>o- 
sitionem  non  sufticiat,  de  inmobilibus  suppleatur  et  quod  .super  t'uerit  — 
fiscus  noster  possideat;  si  nihil  super  coupositlonem  remanere  potuerit, 
totum  in  illam  ezpendatnr.  —  Das  Yerfahren  beschrftnkt  Bich  indessen 
nicht  anf  die  hier  genannten  DeUctsschulden.  Es  wird  ebenso  auf  die 
Steuer-  und  Ileerbannsforderang  (Note  !S8),  auf  die  Zehntforderung 
(Cap.  Car.  M.  Mantnan.  a.  787  c.  19,  Pertz  I,  p.  III)  und  auf  die  ce- 
wöhnliche  Contrartsforderung  (Cap.  Olonn.  a.  H'i.^  < .  5,  Pertz  I,  p.  251, 
welche  Stelle  v,  Meibom  S.  5)'J  unriclitiu  erklart,  angewandt  ivfjl 
auch  unten  Note  Das  cit.  Aachener  Capitular  selber  spricht  in 

seinem  Fortgange  von  der  Anwendung  des  Verfahrens  auch  auf 
die  Klage  um  IramobiUen  (v.  Meibom  S.lOl),  und  gewfthrt  dafttr  einen 
orkondUchen  Beleg.  Die  Urk.  Karls  d.  Kahlen  v.J.  861  (Bouquet  VIU 
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Die  Form  des  Gonfiflcationsverfahrens  ist  die  missio  in 
bannttm.*^  Der  Grandbesitz  des  Beklagten  wird  Ver- 
bot gebracht",  d.  h.  mit  Beschlag  belegt*^  Die  Befriedigung 


p.  570):  Der  Bischof  von  MAcon  nimmt  im  Königsgericht  eine  ccUula 
in  pago  Lagdnnensi  ali  seiner  Kirche  gehörig  in  Anspruch,  welche  der 
KOnig  früher  alt  ▼ermelntliehea  fiscaliiches  Bigenthnm  einem  Raginald 
ad  jus  propriatariam  gesdienkt  hat;  im  Besitz  des  Guts  ist  jetzt  Bacal^ 
Bruder  des  Rat^nnakl,  als  dessen  Erbes  fiacnlf  leialet  der  Ladnng  zum 
königlichon  llotiroricht  keine  Folge,  ac  per  hoc  nonnullorum  palatii 
nostri  priinoriun  judicio  saepedicta  cella  ad  Proprietät  is  nostrae 
Ii  sc  um  red  acta  est,  unde  —  cellulam  —  ecclesiae  Matisconensium 
—  restituimus.  Ebenso  iliucm.  Opp.  Ii,  p.  316:  ein  Vassall  Uinkmars 
von  Laon  klagt  beim  Kttnig  auf  Restitution  seines  beneficium ;  gegen 
den  ungehorsamen  Bischof  wird  die  Confiscation  des  gesammten  Kirchen- 
gnts  Tollstreekt.  —  Die  Quellen  gedenken  des  ConflscatlonSYerfahrens 
meistens  als  Vollatreckungsmittels  flUrdas  in  contumacium  den  Beklagten 
schuldig  sprechende  Urtheil ,  vgl.  namentlich  Cap.  in  leg.  Rib.  mitt  a. 
803  c.  7.  Cap.  Äquisgran  a.  817  legib.  add.  c.  12.  Cap.  Illud.  II  a.  &44 - 
?50.  Adnunt.  Hloth.  a.  803  c.  3.  Car.  c.  Conv.  Silvac.  a.  853  c.  7.  Synod. 
Pist.  a.  a.  862  c.  3.  Edict.  Pist.  a.  864  c.  6.  Cap.  miss.  a.  865  c.  5.  Cap. 
Carisiac.  a.  878  c  1.3  (Pertz  I,  p.  117.  212.  388.  422.425.480.489.  502. 
519).  Doch  seigen  die  obigen  Zeugnisse  Ober  die  Ezecution  der  Stenern, des 
HeerbanneBf  des  Zehnten  und  namentlididas  allgemein  auf  jegliche  Ezecu- 
tion bezügliche  Cap.  de  partib.  Sax.  c.  27  (uuten  Note  65),  dass  die 
Confiscation  das  ordentliche  £sectttionsmittel  ist.  —  Dass  die  missio  in 
bannum  keinerlei  Beziehung  zu  dem  römischen  Recht,  insbesondere  zu 
der  römischen  missio  in  possessionern  hat  zeigt  (gegen  v.  Meibom 
8.  56)  schon  der  völlig  eigenthümliche  Gang  des  Verfahrens.  lu 
Italien  hat  sich  auf  Grund  der  römischen  missio  in  possessionern  die 
investitura  salva  querela  entwickelt  (F i c k er  a.  a.  0.  S.  32  ff.  Wach 
a.  a.  0.  8.  188),  deren  Gegensatz  die  missio  in  bannum  ist 

**)  Die  missio  in  bannum  kommt  nach  dem  fränkischen  Recht  des 
fränkischen  Reichs  nur  beim  Confiscationsverfahren  vor.  Daher  ist 
missio  in  bannum  mit  Confiscation  identisch,  vgl.  Urk.  Karlmanns  v.  J, 
884  Bouquet  IX,  p.  132):  die  Güter  eines  Hilderich  sind  ipsius  culpa 
exigente  (wegen  Intidelitiit)  contisoirt  worden :  in  bannum  legaliter  niissae 
fuerunt,  mit  Ausnahme  eines  villare,  quem  ante  bannum  vcndiderat. 
flincm.  Opp.  p.S16:  (Kirchengut)  in  bannum,  quod  jus  lingua  latiua 
proscriptio  conftscandi  vocatur,  est  missum. 

*')  Der  Schuldner  wird  ans  dem  Besits  gesetzt,  und  darf  bei  Strafie 
des  Banns  das  Grundstück  nicht  betreten,  vgl.  v.  Meibom  S.  98  Note 
383,  dasa  oben  Note  68.  -  Die  Ansicht  von  Waitz,  V.  6.  IV,  S.  441 
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des  Gläubigers  erfolgt  durch  die  auf  dem  Gut  befindlichen 
Mobilien,  eventuell  durch  das  Grundstück  selber.*')  Das  Gon- 
fiscatioDSv^ahren  ermöglicht  die  Verwerthung  des  Grund- 
besitzes zur  Bezahlung  der  Schuld.  Aber  nur  indirect  wird 
in  den  schuldnerischen  Grundbesitz  exequirt.  Entschliesst 
der  Schuldner  sich  nicht  freiwillig,  den  Folgen  der  missio  in 
bannum  durch  Zahlung  vorzubeugen,  so  erfolgt  auch  bei  die- 
sem Verfahren  keine  Befriedigung  des  Gläubigers  aus  dem 
schul dnerischen  Vermögen.  Der  König  muss  die  ver- 
mögensrechtliehe Existenz  des  Schuldners  yernichten,  um 
die  Befriedigung  des  (iläubigers  auf  eigne  Kosten  lierbeizu- 
führeu.  Die  Befriedigung  des  (iläul)igers  erfolgt  ci*st-,  nach- 
dem das  schuldnerische  Vermögen  köuigliches  Vermögen  ge- 
worden ist.  Die  Einziehung  des  schuldnerischen  Vermögens 
erfolgt  deshalb  ohne  Bücksicht  auf  die  Höhe  der  gläubigerischen 
Forderung.  Es  wird  zunächst  gestraft,  nicht  exequirt  Es 
muss  die  Immobilie  confiscirt  werden  zum  Zweck  des  Exe- 
cutionsverfahrens,  weil  es  von  Rechtswegen  keine  Executiou 
in  Immobilien  giebt. 

Die  ^lobiliarpfändung  vei'schaö't  dem  Gläubiger  Befriedi- 
gung durch  die  Mittel  des  Processrechts;  die  Beschlagnahme 
der  Immobilie  verschafft  ihm  Befriedigung  durch  die  Mittel  der 
königlichen  Machtfulle.  Die  Mobiliarpfändung  ist  die  stradis 
legitinia,  der  echte*'  Raub  am  schuldnerischen  Vermögen. ^^j 
Die  Execution  in  Mobilien  ist  die  Execution  nach  Volksrecht, 
während  die  Execution  in  Immobilien  die  Execution  nach  Amts- 
recht ist. 

Irrthümlich  wird  angenommen,  dass  die  missio  in  bannum 
erst  karolingischen  Ursprungs  sei.**)  Das  Capitulare  de  par- 

Note  1,  dass  biswcilon  nur  das  Ilaiis  mit  Beschlag  belegt  sei,  ist  auf- 
zugeben. Die  Tios(  lila^uahme  des  Hauses  (unter  Aufrichtung  derwifta) 
ist  die  Form  für  die  Beschlagnahme  des  Guts,  vgl.  Cap.  de  pari  Sax., 
Note  G5. 

**)  Cap.  Aquisgran.  cit.  (Note  59). 
•»)  Bib.  33«  3. 

T.  Meibom  a.  a.  0.  8.  66. 
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tibus  Saxoniae  v.  J.  782,  welches  unter  den  Gesetzen  zuerst 
der  missio  in  l>annuni  gedenkt,  und  auf  dessen  Rechnung 

daher  die  .,Einfiilirunjr"  des  obipen  Verfahrens,  zunächst  für 
Sachsen,  i;cs('t/.t  wird,  /eiirt  si-IIut  ilindi  sriiKj  knappe,  nur 
kurz  audeuteude,  das  Wcseutlichf  als  lickanut  voraussetzend!' 
Fassung,  dass  das  Verfahren  innerhalb  des  tränkischen  Rechts 
bereits  entwickelt  ist  und  nach  Sachsen  nur  übertragen  wird.*^^) 
Es  ist  überdies  die  Execution  durch  Gonfiscation  bereits  für 
das  6.  Jahrhundert  überliefert.**)  Das  Gonfiscationsverfahren 
mit  dem  Zweck,  die  Immohilien  zur  Befiiedif,'ung  des  Gläu- 
bigers heraiizuzieheu,  datirt  von  der  Gründung  des  träuki- 

")  Cap  (Ir  jKirtil)  Sax.  c.  27  (Portz  I,  p.  fjOi  :  Si  quis  lionu»  fide- 
jussorem  invinin:  iioii  potuoiit,  res  illius  in  l'orbaiino  iiiittantiu-  usque 
dum  tidejussoretii  pracsentet.  Si  vero  sui)er  banntun  in  domiim  suam 
üitrare,  praesumpserit  aut  solidos  decem  aut  unnm  bovem  pro  emenda- 
tione  ipiius  banni  cooponat;  et  inaoper  onde  debitor  exatitit  penol- 
vat  Eb  haadelt  sich  um  das  vom  Yerurtheilteo  an  erbringende  Urtheil- 
eii'üllungsgelöbniss;  si  fidcjussorcnt  invoiiirc  iion  potuerit,  beginnt  daber 
die  Kxecution  (während  früher  Edict.  Chilp.  r.  <>  in  solchem  Fall  eigne 
tides  facta  des  Verurtheiltcn  fjesfattete,  v^'l.  Pror.  d.  Lex  Sal.  S.  81. 
220).  Die  fides  facta  pewährt  dur(  Ii  d(  n  ihr  wesentlichen  Zahlungs- 
terniin  (Proc.  d.  Lex  Sal.  S.  lU;  vgl.  Cap.  de  partib.  Sax.  cit.  im  Fort- 
gange: Sivero  fidejuasor  diem  statutnm  non  obaemberit)  zugleich  eine 
ZaUnogafrist,  and  iat  daber  daa  UrtheilerfllUnsgagelObDiaa,  welchea  nach 
altfrtakiBchem  Recbt  (8aL  50,  3)  Voranaaetznng  der  B^ecntion  war, 
jetzt  ein  Aufschub  der  Execution  geworden.  —  In  dem  Aacbener  Capi- 
tular  v.J.  817  (Note  fi*.*),  dem  ersten  allt;emeiiien  RcichsGesetz,  welches  die 
niissiü  in  bannuni  als  Exfcutionsinitf*'!  aulVulut.  wird  uleichfalis  das 
Verfahren  ;ils  solches  bereits  \ orans^i'sct/.t  ((■ujuscnnKjue  proprietas  in 
baunum  fuerit  niissa),  und  nur  über  die  Modalitäten  des  Vcriahrens  be- 
stimmt 

**}  Nicht  blos  in  Greg.  Tnr.  X,  7  (oben  Note  58)  fUr  die  Execation 
der  Steoerfordemng,  sondern  ebenso  Oreg.  Tur.  IV,  47  für  die  Execu- 
tion einer  gewöhnlichen  Contractsforderung.  Andarchius  verklagt  den 
rrsns,  Bürger  von  Clcrmont,  im  Königsj^ericht  um  Rückzahlunfi  von 
l(>,(J()l)  solidi,  und  stellt  pegen  den  ausbleibenden  Ueklayten  das  Petitum: 
mihi  iiceat  ejus  res  ])  t)ssi  d  »»rti,  donec  sexdecim  millibus  solidornni 
acceptis  nie  ab  huc  causa  removeam.  Tunc  adcptis  praeccptionibus  (der 
königliche  Executiunsbefehl) ,  Arvernum  rediit:  osteudit  judici 
(dem  Grafen)  jusaionem  regia.  Ursns  autem  sc  in  Yellavum  terri- 
torium  contttlit.  Cumque  res  ejns  (des  Ursns)  haic  (dem  And- 
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sehen  Reichs.  Aber  die  ineiovinfrische  Lex  Kibnaria  weiss  deii- 
iiüch  Nichts  von  dem  Jmmobiliar-C'oiitiscatiünsverfahren.  Sie  setzt 
nicht  blos  in  deni  zweiten  Theil,  der  p^egen  Ende  des  6.  Jahr- 
hunderts entstand,  sondern  auch  in  dem  um  die  Mitte  des 
8.  Jahrhunderts  hinzugefügten  vierten  Theil  das  Mobiliar- 
pfändungsverfahren,  als  das  Executionsverfohren  voraus.*') 
In  merovinfiisclier  Zeit  steht  das  amtsrechthclie  Verfahren 
uel)en  der  Execution  nacli  Volksrecht.  Krst  in  k;n-ohii^nscher 
Zeit  gellt  das  (iediuhtniss  der  alten  Mobüiarpländuüg  ver- 
loren, und  ist  die  niissio  in  bannum  die  einzige  Executions- 
form.  Aber  das  alte  Recht  ist  insofern  noch  in  Kraft,  als  die 
Immobilie  noch  jetzt  erst  oonfiscirt  sein  muss,  um  dem  Kläger 
zur  Befriedigung  zu  dienen.  Erst  im  späteren  Mittelalter  hat 
die  Rechtsänderung  sich  durchgesetzt.  Aus  dem  Confis- 
cationsverfahren  hat  ein  wirkliches  Kxecntioiisverfahren  sich 
entwickelt,  und  kann  ohne  Dazwischenkunlt  der  k(iniglichen 
Gewalt  von  Bechtswcgen  die  Mobilic  wie  die  Immobilie 
des  Schuldners  unmittelbar  zur  Befriedigung  des  Gläubigers 
in  Angriff  genommen  werden.*^) 

Ben  Beklagten  nöthigt  nach  fi^nkischem  Recht  zur  Ant- 
wort auf  die  Klage  das  formelle  Begehren  der  Antwort  durch 


archiuB)  consig Daren tar ,  et  hic  (Aadarchius)  in  Vellaniin  acceaBit 

Ingressusque  unam  Ursi  dorauni  — ,  Der  Kläger  wird  auf  Befehl  des 
Königs  durch  den  Grafen  in  dns  ^'ORnnnnto  Gut  des  Beklagten  einge- 
wiesen. Nichtsdestoweniger  ist  dns  Hut  znnäclist  f\\r  doii  König  ein- 
gezogen (1.  Ii,  oonfiscirt.  und  der  Kläger  nur  mit  Kncksiclit  auf  die 
später  folgende  Ucbereignung  bereits  in  IJesit/  gesetzt,  wie  der  Schluss 
der  Erzuhiung  ergiebt:  Ursus  (uacb  dem  Andurchius  umgekomnicii  ist) 
—  clatia  reg!  mtmeribns  res  snaa  in  totan  recepit  ~  Auf  dasselbe 
Resultat  führt  Edict.  Cblotb.  a.  614  c.  12  (Perti  I,  p.  15),  vgl.  oben  8. 
21  und  Cap.  Aqaisgran.  a«  813  c.  14  (Perta  1,  p.  188),  wonach  von  den 
(ir.-ifon  mit Rflcksicht  auf  das  rcstituere  qnod  male  abstulerint  Grund- 
besitz im  Gnu  verlangt  wird. 
")  Rib.  'i2.  b\  Sl. 

•■«)  Vgl.  V.  Meibom,  Pfandr.  S.  102  If.  Franklin,  Keicbshof- 
gericht  II,  S.  285  If.,  uad,  für  Italieu,  Wach,  Arretityrocess  I,  b.  161 
Note  22. 


Digitized  by  Google 


124 


Die  VeriiMBiiBg  des  firiiikilcbea  Beicht. 


den  Kläf^or.  Don  Rachimburgen  nöthigt  zum  Urtheilfinden 
das  formelle  Begehren  des  UrtbeUs,  gleichfalls  durch  dm 
Kläger.  Den  zum  Partheleneid  verpflichteten  Gegner,  den 
zum  Zeugeneid  producirten  Zeugen  nötbigt  zum  Eide  das  for- 
melle Begehren  des  Eides  durch  den  Probaten  (den  auf  den 
Beweis  Berechtigten).  In  allen  genannten  Fallen  ist  die  Form 
für  das  formelle  Begehreu  das  taugauo.*^^)  Das  tangano  bil- 
det als  Partheihandlung  zu  dem  richterlichen  Befehl  den 
Gegensatz.  Der  richterliche  Befehl  ist  nach  Yolksrecht  nicht 
im  Stande,  zur  Antwort,  zum  Urtheil,  zum  Eide  zu  nöthigen. 
Dem  Beklagten,  von  dem  richterlicher  Befehl  die  Antwort  auf 
die  Klage  fordert,  ist  nicht  zur  Antwort  geboten.  Dem 
Rachimburgen,  von  dem  richterlicher  Befehl  das  Urtheiltinden 
fordert,  ist  keine  Urtheilsfrage  gestellt.  Dem  P^idespttichtigou, 
von  dem  richterlicher  Befehl  den  Beginn  des  Schwuracts  for- 
dert, ist  keine  Eidesforderung  geschehn. 

Im  Gegensatz  zum  heutigen  Recht  ist  tOa  den  gesammten 
processleitenden  Zwang  die  Gerichtsgewalt  nicht  die  process- 
sualische  Gewalt.  Die  Gerichtsobrigkeit  vermag  kraft  ihrer 
Amtsgewalt  die  I>efolgung  ihres  Ik'fehls  factisch  zu  erzwin- 
gen;''") aber  nach  Volksrecht  ist  die  Weigerung  der  process- 
sualischen  Handlung  gegenüber  dem  richterlichen  Befehl  straf- 
und  wirkungslos. 

Das  tangano  der  Parthei  ist  das  Processleitungsmittd 


••)  Sal.  49.  57.  Edict.  Chilp.  c.  7.  Rib.  30.  58,  19  ,  20.  59,  8.  Vgl. 
Siegel  S.  131  ff.  144  ff.  226  Sohm  in  der  Zeitschr.  f.  R.  G.  V.  S. 
417.  Proc.  d.  Lex  Sal.  S.  143  ff.  Missverständlich  v  Hethmann- 
Hollwef»  S.  501  Note  19:  das  tangano  zur  Antwort  sei  oftch  ripaari- 
Bchem  Recht  „zui^lcich"  Aufforderung  Y.nm  Eide  gewesen. 

Das  Gewedde  des  Richters  ist  für  die  Weigerung  der  Antwort 
darcb  das  gesammte  spfttere  Recht  beseugt,  vgl.  Maurer  Gerichtsver- 
fabren  §.  150  l  A.,  ond  vird  auch  Sal.  eztr.  13:  qoia  retinoit  soum  re- 
sponanm  -  cum  15  solid,  emendet,  dem  bereite  verftoderten  Hechte 
entsprechend,  nicht,  wie  bisher  (Siegel  S.  135.  Sobm  8.  147.  y. 
Be thmann-Ho llweg  S.  501),  auf  das  tangano ,  sondfm  auf  die 
richterliche  Frage  zu  bezieben  sein. 


Digitized  by  Google 


Vbiksreelit  und  Amtsgewalt  S.  6. 


125 


nach  YoUcBreeht,  während  der  Befehl  des  Richters  das  Firocess- 
Idtungsmittel  nach  Amtsrecht  ist 

Die  Zdt  der  Lex  Salica  kennt  nur  das  tangano.  Erst 

nach  der  Reichsgründung  entwickelt  sich  aucli  auf  dem  Ge- 
biet der  Processleitung  die  vollere  Amtsgewalt.  Der  richter- 
liche Befehl  tritt  neben  das  tangano;  aber  er  vermag  dasselbe 
noch  nicht  zu  ersetzen.  Kommt  es  darauf  an,  die  rechtge- 
mässe  Processhandlung  zu  erzwingen,  so  ist  mit  dem  tan- 
gano neben  dem  riditerlichen  Befehl  vorzugehen.  Im  6.  Jahr- 
hundert ist  die  Urtheilsfrage  bereits  regelmässig  richterliche 
Frage.  Aber  wenn  die  Rachimburgen  secundum  legem 
Ripuariam  dicere  noluerint,  so  gebraucht  die  durcli  den 
Spruch  benachtheiligte  Parthei  (ille  in  quem  sententiam  con- 
tiariam  dixerint)  das  tangano:  ego  vos  tangano,  ut  mihi  legem 
die  a ti s.''^)  Das  tangano  ist  keine  Urtheils  s  chelt e,  sondern 
Urtheilsbitte.  Die  Parthei  braucht  das  Uriheil  nicht  zu 
schelten,  well  noch  nicht  geurtheilt  ist  Noch  jetzt  ist  nach 
jus  civile  die  richterliche  Urtheilsfrage  keine  Urtheilsfrage, 
und  das  auf  richterlichen  Befehl  gesprochene  Urtheil  kein 
Urtheil.  Aber  es  erscheint  als  ein  Missbrauch  des  Formal- 
acts,  wenn  trotz  des  auf  die  richterliche  Frage  recht  ge- 
gesprochenen Urthals  das  tangano  angewandt,  und  so  das  dem 
Richter  gefundene  Urtheil  schlechtweg  als  kein  Urtheil  be- 
handelt wird:  qui  rachinburgiis  recte  dicentibus  non  adqui- 
everit  büsst  die  Strafe  von  ir>  solidi.''^)  In  der  Strafe  für 
den  Formalact  nach  materiell  rechtmässig  dem  Richter  ge- 
fundenen Urtheil  liegt  die  erstarkende  Kraft  des  jus  honora- 
rium  gegenüber  dem  jus  civile  ausgesprochen.  Was  für  die 
Urtheilsbitte,  gilt  auch  für  die  Antwort-  und  Eidesforderung. 


'*)  Rib.  55.  Auf  die  Abweichung  des  Inhalts  dieser  Stelle  von  ihrem 
Vorbilde  Sal,  57  hat  schon  Siegel  S.  149  Note  7  hingewiesen. 

")  Diese  15  solidi  entsprechen  den  15  solidi,  welche  von  den  auf 
das  tangano  das  rechte  Urtheil  weigernden  Kachimburgen  verwirkt  wer- 
den, Rib.  cit,  d.  h.  Bie  sind  die  MiBsbraachsstrafe  fttr  den  Fonnal- 
act|  TgL  Pfoe.  d.  Lex  StL  8.  8  ff. 
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Die  Formeln  und  Urkunden- ergeben,  dass  sclion  seit  dem  (i. 
Jahrhundert  auch  hier  der  richterliche  Befehl  iu  der  Praxis 
ÜMtisch  ausschliesslich  angewandt  wird.''*)  Aher  es  steht  dem 
Kläger  die  Befugniss  zu,  die  rechte  Antwort,  den  rechten 

Eid  durch  sein  tangano  zu  erzwingen.'*)  Das  tangano  ist 
n<K'h  immer  wie  da«  Urtheils-,  so  das  Antwort-  und  das 
Eidcsl)egehreü,  und  der  lichtcrliclie  Befelil  kein  „echtes" 
Zwangsmittel  für  die  Leitung  des  Processes.  Erst  die  spätere 
Entwickelung  hat  dem  richterlichen  Befehl  unter  Beseitigung 
des  tangano  die  von  diesem  eingenommene  Stelle  im  Bechts- 
system  gegeben. 

Das  Gemeindezeugniss  des  fränkischen  Rechts  ist  ein 
formelles  Beweismittel  gleich  den  übrigen  Beweismitteln  des 
l'rocesses. 

Nach  deutschem  Recht  wird  das  Endurtheil  vor  dem 
Beweisverfahren,  lediglich  auf  Grund  der  Behauptungen  der 
Partheien,  gesprochen.  Nicht  als  ob  das  deutsche  Glicht  ohne 
Beweis  sein  Urthell  Uber  das  Recht  der  einen  Parthei  und 
das  Unrecht  der  audcru  fertig  gehabt  hätte.   Nicht  als  ob 


**)  So  sehen  fOr  das  6.  Jahrhoadert  die  Formeln  von  Angers,  vgl. 

RoÄ.  482.  488.  481»  493  497 ;  für  das  7.  Jahrhundert  die  Urkunden  über 
placita  im  königlichen  Uo^ericbt,  Pardessns  dipl.  II,  Nr.  4S9.  434.  45G 
(a.  695-G9H)  u.  s.  w. 

'*)  Dies  or^iebt  sich  aus  Kih.  3C),  1.  5H,  19.  .M),  R,  wonach  tler  Beklagte 
in  bestimmten  Fällen  auf  die  richterliche  Frage  ohne  tangano  ant- 
worten soll.  Vgl.  veiter  unten.  Von  Siegel  S.  131  Note  1,  bobm  S 
144  ist  bereits  daranf  hingewiesen ,  dass  demgemfiss  nach  dem  ribnari- 
schen  Recht  des  6.  Jahrhunderts  das  tangano  als  «weites  Zwangs« 
mittel  zur  Antwort  neben  der  gcrichtlicben  Frage  steht«  doch  ohne  dass 
die  eigentliche  Bedeutung  dieser  Thatsache  erkannt  wilre.  Es  steht  an- 
annehmen,  duss  dem  Kläger  die  Wahl  freistand,  mit  dein  richterlichen 
Befehl  zur  Antwort  sein  tangano  zu  verbinden,  oder  (was  nach  Analouie 
der  Anwendung  des  tangano  gegen  die  Uachimhnrgen  als  die  Regel  zu 
denken  ist)  nach  geschehener  nicht  rechtsgenügender  Autwort  auf  die 
richterliche  Frage  durch  tangano  die  rechte  Antwort  an  verlangen ;  die 
Antwort  blos  auf  richterlichen  Befehl  ist  von  Rechtswegen  keine  Ant- 
wort, —  Das  Nämliche  ergiebt  sich  lür  das  Begehren  des  Eides  aus 
Bib.  68»  SO. 
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das  deutsche  Geridit  im  Stande  gewesen  wäre,  lediglich  auf 
Grund  der  Beliauptungen  der  Partheien  Ober  die  Wahrheit 

der  Behauptungen  zu  erkennen,  "^^j  Sondeni  weil  das  deutsche 
Gericht  über  die  Thatseite  des  Streitverliältnisses  iiherliaiipt 
nicht  zu  erkennen  hat."*)  Es  steht  dem  deutschen  (iericht 
nicht  zu,  sich  über  Wahrheit  und  Unwahrheit  der  Parthei- 
hehanptungen  ein  Urtheil  zu  bilden.  Es  spricht  sein  End- 
urtheil  vor  dem  Beweise,  wml  ihm  Nichts  zu  beweisen  ist. 
Die  processualische  Cognition  des  deutschen  Processes  hat  nur 
Fest^stellung  von  llechtssiitzen,  legem  dicerc,  nicht  Feststellung 
von  Thatsachen  zur  Aufgabe.  Das  Endurtheil  de.s  deutschen 
Processes  erkennt  iiiclit  übei-  die  Wahrheit,  sondern  nur  über 
die  processualische  Kelevanz  der  Parthei beliauptungen.  Es 
vemrtheüt  den  Bekennenden  zur  Zahlung,  den  Läugnenden  zur 
Zahlung  oder  zurRonigung.  Das  Beweis  urtheil  ist  das  vor 
dem  Beweise  ergehende  Endurtheil  des  deutschen  Process- 
rechts."')  Es  stellt  nicht,  wie  nach  heutigem  Hecht,  ein  Beweis- 


•^')  Dies  ist  der  Grundgedanke  der  Schrift  von  v.  Bar,  das  Bcweis- 
urthcil  des  germanischen  Processes.  Hannover  1860.  Nacli  der  hier 
vertretenen  Ansidit  hat  das  deutsche  Gericht  nach  Vorbringung  der 
Partheibehauptungen  raf  Grand  bestimmter  Prisiimtioiieii  erkannt, 
welche  Parthei  „prima  fiide  als  diejenige  zu  betrachten  sei,  «eleher 
das  Recht  inr  Seite  steht,**  am  dieser  Parthei  das  Becht  snzaerkennen, 
ihre  Behauptungen  ~  nicht  su  beweisen,  sondern  —  „formell  zu  be- 
glaubigen'* (V.  Bar  S.  41).  —  Das  langobardischo  Recht  kennt  ein  Be- 
weisurtheil  auf  Grun<l  der  vom  Geriebt  f^ewonnonen  llebcrzougung,  al)or 
nicht  nach  Massgabc  von  Präsumtionen,  sondern  nach  Massgabe  er- 
hobenen Zeugenbeweises,  vgl.  unten  Note  101. 

**)  Die  obige  Auffassung  stimmt  im  Wesentlichen  mit  der  von 
Planck,  die  Lehre  von  dem  Beweisnrtheil  (GOttingen  1848)  S.  60.  61, 
flberein. 

•■')  Der  altfränkischen  Zeit  ist  auch  das  nach  dem  Beweise  er- 
gehende formelle  Endurtheil  des  späteren  Mittelalters:  dass  der  Probant 
mit  seinem  Beweise  „vollkommen"  sei ,  unbekannt.  Das  Gericht  nimmt 
von  dem  Erfolg  des  Beweisverfahrens  keinerlei  Notiz.  Noch  nach  Kib. 
66  ist  die  Thatsacho,  dass  der  Beweis  crbradit  sei,  von  der  Parthei 
mit  Eideshelfcrn  zu  beweisen.  Erst  aus  der  l'raxis,  dass  das  Gericht 
nach  erbrachtem  Bewefse  dem  Probanten  das  Judicium,  d.  h.  die  Gerlchts- 
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thema,  sondern  eine  Beweishandlnng  fest.  Das  Ericennt- 

niss  über  das  Beweismittel  ist  das  Präcipiuim  des  echten 
deutschen  licwcisiu  thcils.  Es  kommt  im  Beweisveifahren  niclit 
darauf  an,  eine  bestimmte  Thatsache,  gleichgut  mit  welchen 
Mitteln,  darzuthim,  sondern  eine  bestimmte  processualische 
Leistung  dem  Gegner  zu  erbringen.  Der  Beweis  ist  ein  Ver- 
fahren der  Partheien  unter- einander,  nicht  ein  Verfahren  der 
Farthei  gegenüber  dem  Gericht. 

Auch  auf  das  Gemeindezeugniss  wird  durch  solches 
Beweis -Kiulurtlieil  erkannt:  entweder  stelle  er  die  Zeugen, 
oder  er  verliere  den  Process.  Das  heisst,  auch  im  Fall  des 
Gemeindezeugnisses  spricht  das  Gericht  das  £ndurtheil  vor 
dem  Beweise.  Auch  im  Fall  des  Gemeindezeugnisses  soll  nicht 
dem  Gericht  ehie  bestimmte  Ueberzeagimg,  sondern  dem  Geg- 
ner die  Befriedigung  seines  processualischen  Rechts  yerschaflft 
werden.  Der  Process  wird  von  dem  Beweispflichtigen  gewon- 
nen, aber  aurli  nur  dann  gewonnen,  wenn  die  von  ihm  ge- 
brachten Zeugen  den  bestimmten  Tenor  eidlich  aussagen.  Es 
nützt  ihm  nichts,  wenn  er  Urkunden  oder  andere  Beweis- 
mittel, es  nützt  ihm  Nichts,  wenn  er  Zeugen  bringt,  welche 
andere,  materiell  gleichwerthige  Thatsachen  beschwöre.  Es 
nützt  ihm  Nichts,  wenn  er  das  Geridit  überzeugt;  es  kommt 
darauf  an,  den  Gegner  zu  befriedigen.  '^*) 

Neben  diesem  Gemeindezeugniss  entwickelt  sich  durch  die 
königliche  Machtvollkommenheit  der  civilprocessualische  In- 
quisitionsbeweis, ein  Beweisverfahren,  welches  nicht  ein  Bewds- 
verfahren  der  Partheien  unter  einander,  sondern  ein  vom  Ge- 
richt aufgenommenes  Beweisverfahren  ist^*)  Das  Inquisitions- 


nrkonde  Aber  den  erbrachten  Beweis  snerkennt,  ist  das  Schlussurtheil 
des  ipftteren  Hittelalters  herTorgegangen,  Bib.  69.  7.  66,  1  a.  £.  vgl. 

Brunner  irengen  S.  40.  41. 

'*)  lieber  das  Zeugenvert'ahren  vgl.  jetzt  namentlich  die  Arbeit  von 
Brunner,  Zeugen-  und  Inquisitionsbeweis  der  karol.  Zeit  (18G9). 

''^)  Der  InquisitioDsbcweis  ist  durch  die  citirte  vortreffliche  Arbeit 
yon  Branner  snertt  wifsensdialtHch  entdeckt  worden. 
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beweisverfahren  setzt  eine  processualische  Cognitioii  nicht  bloe 
ttber  Rechtssätze,  sondern  über  Tbatsachen.  Im  Inquisitions- 
bewdsverfahren  werden  die  Umgesessenen  über  die  fragliche 

Thatsache  von  Gerichtswegen  vernommen,  und  dienen  ihre 
Aussagen,  mögen  sie  auf  die  unmittelbar  zu  beweisende  That- 
sache, oder  auf  andere,  Schlussfolgerungen  gewährende,  That- 
sachensich  beziehen,  zur  Gewinnung  der  gerichtsseitigen 
Ueberzeugung,  auf  Grund  deren  das  Erkenntniss  erfolgt  Das 
Endurtheil  im  Fall  des  Inquisitionsbewdses  ergeht  nach 
dem  Beweisverfahren.  Das  Endurtheil  im  Fall  des  Inquisi- 
tioüsbeweises  ist  ein  Endurtheil  in  unserem  Sinn. 

Der  Inquisitiousbeweis  (inquisitio  per  testes)  beherrscht  mit 
dem  Gemeindezeugniss  im  Wesentlichen  das  nämliche  Gebiet. 
Nur  über  dauernde  und  deshalb  gemeindekundige  Zustände 
kann  wie  ein  Gemeindezeugniss,  so  Inquisitionsbeweis  ange- 
nommen werden.  *^  Die  Fähigkeit  zum  Inquisitionszeugniss 
steht  unter  denselben  Requisiten  wie  die  Fähigkeit  zum  Ge- 
meindezeugniss:  Nachbarschaft  und  Grundbesitz  (nach  lango- 
bardischem  Recht  Besitz  des  eigenen  Wergeides.  Der  In- 
quisitionsbeweis kann  als  eine  Fortbildung  des  Gemeindezeu- 
genbeweises aufgefasst  werden.  Aber  das  formelle  Gemeinde- 
zeugniss ist  das  Gemeindezeugniss  nach  Volksrecht,  während 
das  Inquisitionszeugniss  das  Gemeindezeugniss  nach  Amts- 
recht ist. 

Der  Inquisit  ionsboweis  tritt  zuerst  gegen  Ende  der  mero- 
vingischen  Zeit  im  königlichen  Hofgericht  auf.  ^'^)  In  karolin- 
gischer  Zeit  begegnet  derselbe  auch  im  Tolksgehchtlicheu  Ver- 
fahren. Aber  der  Inquisitionsbeweis  kann  weder  schlechthin 
vom  Grafen  angeordnet,  noch  schlechthin  von  der  Parthei  ge- 
fordert werden.  Zur  Aufnahme  des  Inquisitionsbeweises  bedarf 
es  besonderer  königlicher  Ermächtigung,  zum  Recht  auf  den 


Brnnaer  a.  a.  0.  S.  ISO  ff. 
**)  Vgl.  Brunner  S.  148,  nnd  unten  %.  14.  a.  £. 
Brunner  S.  III.  112. 

Böhm,  iatdmtitik«  IMflht-  and  Q«rlehtiTttflMmiiig.  I.  9 
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InqtiiBitionsbeweis  bedarf  es  besonderen  königlichen  PriTi- 

legs.®^)  Der  Inquisitionsl)C weis  stellt  ausserhalb  des  Proress- 
rechis.  Der  Inquisitionsbeweis  ist  ein  lieweis  nicht  kraft 
Rechts,  sondern  kraft  königlichen  Willens.  Der  Parthei  als 
solcher  ist  das  Inquisitionsverfahren  versagt,  weil  der  Inquir 
sitionsbeweiB  kein  Beweis  im  Sinne  des  Volksrechts  ist 

Erat  die  nachkarolingische  Entwid^elnng  bat  den  Inqui- 
sitionsbeweis in  das  Proeess recht  anfgenmnmen.  Die  Be- 
fragunp:  der  Unigcsessencn  ist  nach  dem  lleclit  des  späteren 
Mittelalters  ein  ordentliches  Mittel  des  processualischen  Ver- 
fahrens. Der  Inquisitiousbeweis  hat  das  Gemeindezeugniss 
im  älteren  Sinne  nicht  yerdrängt,  aber  neben  ihm  Reiche 
rechtlictie  Geltang. 

In  dem  nSmlichen  Verhältniss  wie  das  Inqnisitioiiszeiig' 
niss  zu  dem  Gemeindezeugniss  des  Volksrechts,  steht  die 
reclamatio  ad  regis  detinitivam  sententiani  zu  der  Urtheils- 
schelte.  Die  Urtheilssclieltc  ist  nach  fränkischem  Recht 
das  einzige  Rechtsmittel  gegen  das  von  den  Ilachimbui'gen 
eingebrachte  UrtheiL  Um  die  Yollbort  der  Gerichtsgemeinde 
zn  dem  eingebrachten  Urtheü  anszuscfaHessen,  bedarf  es  des 
rachimbnrgioscontradicere,^*)  des  Lügenscheltens  der  Urtheils- 
finder,  einer  Beleidigung  der  Rachimburgen  vor  der  ver- 
sammelten Gerichtsgemeinde,  und  in  Folge  dessen  eines  Pro- 
cesses  über  die  Beleidigung  zwischen  dem  Scheltenden  und  den 
Gescholtenen,  eines  Zwischenprocesscs,  von  dessen  Ausgang  der 
Erfolg  der  Urtheilsschelte  aUiängig  ist.^^  Die  reclamatio 
ad  regis  definitivam  sententiam  ist  dn  Beditsmittel  ohne 


**)  Branner  8.  68  ff. 

**)  Vgl  Homeyer,  Sachsenspiegel  II,  2  S.  620  ff,  und  namenflich 
La  band,  die  ▼erradgensrecbtlichen  Klagen  nach  den  sftchsischen 

Rechtsquellen  des  Mittelalters  (Königsl)erg  1869)  S.  219  ff. 

*>)  Auch  diesen  Gegensata  hat  die  citirte  Arbeit  von  firnnner 
zuerst  klargestellt. 

8«)  Lex  Sal.  nov.  156. 

")  Siegel  S.  148  ff.  Brunner  S.  53.  Unten  Band  II. 
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Schelte,  ein  Rechtsmittel,  dessen  Wirkung  nicht  ein  Zwischen- 
process  zwischen  dem  Rcclamanten  und  den  L'rtheilsfindern, 
sondern  Fortführung  des  Hauptpiocesses  zwisclien  dem 
Reclamanten  und  seinem  Gegner  vor  dem  König  ist.  Das 
Recht  4er  ledamatio  ad  regis  definitivam  senleDtiam  wird 
aber  nur  durch  königliches  Privileg  erwerbe.  **)  Die 
redamatio  steht  wie  die  inqaisitio  ausserhalb  des  Process- 
rechts.  Sie  ist  ein  von  Rechtswegen  unzuständiges  Rechts- 
mittel. Die  Urtheilsschelte  ist  das  rveclitsniittcl  nach  Volks- 
recht, während  die  reclamatio  das  Rechtsmittel  nach  Amts- 
recht ist 

Aus  den  entwickelten  Bechtssätzen  ergiebt  sidi  eine 
Reihe  von  weiteren  Gonsequensen. 

Es  genügt  hier  hervorzuheben,  dass  der  oben  formulirte 

Gegensatz  zwisclien  bannitio  und  mannitio  von  unniittelbaicr  Be- 
deutung nicht  blos  für  den  processualischen  Zwang  als  solchen, 
sondern  für  das  gesammte  Beweisverfaliren  ist.  Mit  Hülfe  der 
mannitio  vermag  der  Probant  nur  bestimmte  Beweismittel  sich 
zu  verschaffen.  Die  mannitio  geht  (ausser  gegen  die  beklagtiscbe 
Parthei)  nur  gegen  den  Auetor  und  den  Geschäftszengen, 
d.  h.  gegen  die  Geschäftsgenossen,  welche  kraft  besonderen 
Rechtsacts  dem  Probanten  zur  Hülfe  im  Process  verptlichtet 
sind.  Die  mannitio  lUsst  ihn  im  Stich,  wenn  es  sich  darum 
handelt,  die  Geschlechtsgenossen  zur  Eideshülfe,  die  Gemeinde- 
genossen zum  Gemeindezeugniss  vor  Gericht  zu  bringen.  £s 
giebt  nach  Volksrecht  keinen  Zwang  gegen  die  Verwandten 
zur  Eideshülfe,  gegen  die  Nachbarn  zum  Gemeindezeugniss. 
Die  bannitio  steht  unter  anderen  Voraussetzungen,  weil  sie  nicht 
die  Ladung  nach  Volksrecht,  sondern  die  Ladung  nach  Amts- 
reclit  ist.  Der  Richter  ladet  durch  seinen  Befehl  wie  die  Parthei, 
wie  den  Auetor,  wie  den  Gesdiäftszeugen,  so  den  Eides- 


«8)  Brunner  S.  51  ff. 

")  Sal.  47.  49.  ßib.  33,  2.  50.  Rogge  S.  118  Note  188.  Brunner 

132.  133. 

9* 
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helfer*^  und  den  Oemeindezeugcn.^^)  Die  bannitio  der  Con- 

juratorcn  und  der  viciiü  erfolj^t,  obgleich  nach  Volksrecht 
nicht  gekiden  werden  kann.  Der  Verwandte  ist  uiclit  nach 
Volksrecht  aber  nach  Aintsrecht,  ebenso  der  vicinus  nicht 
nach  Volksrecht,  aber  nach  Amtsrecht  zur  Hülfe  im  Process 
verpflichtet. 

So  ergiebt  sich  ein  ganzes  System  von  Becfats^tzen, 
vekhe  Yon  Rechtswegen  nicht  Rechtsäfttze  shid.  Allerdings 

entwickelt  das  deutsche  jus  houorariuni  sich  in  anderen  Formen 


**)  G^,  AqniBgran.  a.  809  c  14  (Perts  I,  p.l66):  si  comsacrameii- 
taleB  homines  cum  ipso  (ad  palatJam)  venire  renoeriiit,  joB^one  domi- 
nica  cum  indiculo  aut  sigillo  ad  palatinm  venire  cogantor. 

»•)  Für  Italien  vgl.  die  allgemein  lautende  Vcrfügunp  in  Privil. 
Hloth.  I.  a.  823  c.  2  (Pertz  I,  p.  233  c.  13  -:  Nequo  cogantur  ad  placita 
venire  praetor  tor  in  anno,  siciit  in  capitiilaro  continetur,  excepto  sca- 
binis  et  cuusaturibus  et  tcstibus  uecessariis.  Dass  damit  die  Ge- 
meindezeugen ebenso  wie  die  OeMhlllszeugen  gemeint  rind,  zeigt  Cap. 
Pipp.  a.  801—810  c.  12  (Perta  I,  p.  104):  ipsi  comitea  vel  eonun  ju- 
dices,  quos  »overnnt  (dnrch  Benennung  seitens  der  beweispflichtigen 
Farthei)  causa  de  qua  intor  oos  agitur  comperta  esse,  sine  blandinento 
ipsius  qui  causam  habet,  faciant  ad  eandem  cansain  venire,  et  per  eonun 
inquisitioncm  fiat  definita.  Cap.  Glonn,  a.  823  per  sc  srrib.  c.  0  (Pertz 
I,  p.  23(Ji:  Decornimus,  ut  quisquis  aliter  testes  habere  non  potnerit, 
volumus,  ut  per  comitis  jussionem,  quos  in  suo  testimonio  neces- 
sarios  quisque  babuerit,  veritatem  prolaturi  pablico  conventu  adducantur, 
nt  per  ipsos  rei  veritos  cum  jnramento  valeat  inqoüi  Vgl  Brunn  er 
a.  a.  0.  8.  134  ff.  —  Die  gleiche  allgemeine  Fassung  hat  das  ftkr  das 
gesammte  fränkische  Reich  erlassene  Gap.  Aquisgran.  a.  817  cap.  miss. 
c.  14  (Pertz  I,  p.  217):  De  placitis  siquidem  qaos  liberi  homines  ob- 
servarc  debent,  constitutio  gcnitoris  nostri  penitus  obscrvanda  est,  ut 
vidclicet  in  anno  tria  solummodo  gencralia  placita  observent,  et  iiullus 
eo8  amplius  placita  observaro  compellat;  nisi  forte  quilibet  aut  accu- 
satus  luerit,  aut  alium  accusaverit,  aut  ad  testimonium  perhiben- 
dnm  vocatns  ftierit  Ad  caetera  vero,  qaae  vicarii  vel  centeoarü  tenent, 
non  alius  venire  jubeatnr,  nisi  qui  aut  litigat,  aut  jndicat,  ant  testi- 
ficatur.  Das  italische  Recht  erscheint  lediglich  als  eine  Anwendung 
des  allgemeinen  Reichsrechts.  Von  den  Gegenargumenten  Brunners 
S.  133.  134  würde  das  eine,  dem  Inhalt  der  Inquisitionsprivilegien  ent- 
nommen, auch  für  Italien  den  Gegenbeweis  erbringen  ,  und  ist  bei  dem 
anderen,  dass  „früher  die  Partbei  nur  Gescbäftszeugcn  manniren  durfte," 
dass  „das  germanische  iiechtssystem  eine  ratio  juris  für  die  Zeugen- 
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als  das  römische.  Die  neuen  Rechtssätze  treten  nicht  in  offi- 
ciellen  Prodamen,  nnd  nicht  in  abstracter  Fornmlirung  auf.  Die 
Capitularieu  enthalten  nur  den  geringsten  Theil  des  von  Amts 
wegen  geltenden  Hechts,  und  beschränken  sich  auch  hier  viel- 
fach auf  blosse  Andeutungen.  Nur  die  BannfiUle,  welche  die 
StrafEalle  des  Amtsrechts  sind,  werden  durch  die  Gapitularien 
in  Gesetzesform  kund  gemacht.  Den  Befehlen  des  Richters 
im  Process,  sei  es  zur  Ladung,  sei  es  zur  Antwort,  sei  es  zum 
Urtheil,  sei  es  zum  Eide,  der  Contiscation  des  Vermögens 
zum  Zweck  der  Execution,  der  Erhebung  des  Inquisitionsbe- 
weises,  der  Einführung  der  reclamatio  geht  keuie  allgemeine 
Verkiindigung  der  Anwendung  dieser  Rechtsmittel  voraus. 
Aber  trotzdem  ist  es  allgemeiner  Grundsatz,  dass  in  dieser 
Weise  zu  laden,  zur  Antwort  zu  gebieten,  Urtheil  zu  fragen,  zu 
exequiren  sei.  Der  Befehl  des  Richters  im  einzelnen  Fall  dient 
nicht  einer  concreten  zufälligen  Willkür,  sondern  einem  in  der 
gerichtlichen  Praxis  entwickelten  Princip.  Diese  Principien  ha- 
ben im  Vorigen  formulurt  werden  können,  und  krait  dieser 
Principien  sind  die  Aeusserungen  der  obrigkeitlichen  Gewalt 
im  Stande  gewesen,  sich  in  späterer  Zeit  in  Recht  umzu- 
setzen. Biese  Principien  gelten  praktisch,  lediglich  weil  sie 


pflicht  des  Gemcindcgeuossen  in  Civilfällen  nicht  erkeuuen  liisst,"  über« 
sehen,  dass  die  bannitio  begrifflich  Toa  den  ToraaBsetxongen  der  man- 
nitio,  und  damit  begrifflich  von  denVoraossetcungen  des  Beebtssystems 
befreit  ist  Bass  auch  in  Italien  der  an  Gunsten  des  Probanten  gegen  die 

Gemcinflczcugen  geübte  Gerichtszwang  dem  Rechtssystem  (des  Volksrechts) 
zuwiderläuft,  lässt  das  citirte  Capitular  Pippins  erkennen,  nach  welchem 
die  bannitio  der  von  der  Parthei  benannten  Gemeindegenossen  sine 
blandiniento  ipsius  qni  causam  habet  (der  Kläger  ist,  dem  factisch  regel- 
mässigen Yerhältniss  entsprechend,  als  Probat  gedacht)  geschehen  soll, 
d.  h.  nicht,  wie  Brunn  er  S.  135  &bersetzt,  ohne  „unbillige  Begünsti- 
gung jener  Parthei**  (des  Probanten),  sondern*,  ohne  Zustimmung,  aach 
gegen  den  Willen  des  Gegners  (des  Probaten),  Tgl.  Zeitschr.  t  Rechts- 
gesch.  yn  S.  147  Note  *.  Der  von  dem  Capitular  ansdrOcklich  für  un- 
wirksam erkl&rte  Widerspruch  des  Prohaten  gegen  die  bannitio  der 
Gomeindezeugen  ist  Ausdruck  des  Gegensatses,  in  welchem  das 
Kecht  der  bannitio  zu  dem  ftechtssystem  steht 
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von  der  Obrigkeit  «afrecht  erhaUen  werden.    Diese  Prin- 

cipion  f^cltt'ii  praktisch,  obgleich  sie  in  Widerspruch  mit  dem 
Recht  in  Uobuni^  sind.  Diese  Principien  sind  (h'r  Ausdruck 
des  freien  obrigkeitlichen  imperiuni.  Diese  Principien  machen, 
obgleich  in  keinem  Edict  proponirt,  das  jus  honmrinm  des 
fininkisehen  Reiches  ans. 

Das  JOS  honoraritim  des  fränkischen  Reichs  hat  der  deut- 
schen IlecbtscntwickeluDg  in  zweifacher  Hinsicht  einen  neuen 
Anstoss  gegeben. 

Des  Volksrecht  ist  persönliches  Recht.  Dem  Volksrecht 
entspricht  kein  Territorium.  Die  Stammcsangehörigkeit  durch 
Geburt,  nicht  der  Wohnsitz  bestimmt  das  Recht  des  Einz^en. 
Wohl  Wffd  das  VoUcsrecht  bereits  im  6.  Jahrhundert  als  lex 
loci,  d.  h.  Landreeht,  aufige&sst.**)  Aber  nur  die  factische, 
durcb  das  compacte  Zusammenwohnen  der  jetzt  fest  angesie- 
delten Stämme  gegebene,  keine  rechtliche  Territorialität  ist 
damit  ausgesprochen.  Das  deutsche  Volksrecht  ist  zugleich 
ein  nach  Stämmen  abweichendes,  partikuläres  Recht,  und  wird 
auch  in  diesem  8inne  als  lex  loci,  Landrecht,  d.  h.  Pro  vi  n- 
zial recht  bezeichnet.**) 

Das  kraft  der  obrigkeitlichen  Amtsgewalt  geltende  Recht 
zeichnet  sich  dadurch  aus,  dass  es  Territorialrecht,  und 
zwar  Reichs  recht  ist. 

Die  von  deu  fränkischen  Königen  erlassenen  capitula  per 
se  scribenda  gelten  für  das  ganze  Gebiet  des  fränkischen 
Reichs.*^)  Den  besten  Beleg  gewährt  Italien.  In  Italien 
gelten  einerseits  als  Reichsrecht  die  mit  den  fränkischen 
Grossen  von  den  fränkischen  Königen  berathenen  capitula  ge- 
neralia.  Italien  ist  ein  Theil  des  iVünkischen  Reichs.  Ande- 
rerseits bildet  Italien  im  fränkischen  Reich  ein  Reich  für  sich. 


")  Oben  S.  75.  flF. 
•»)  Oben  S  77  78. 

•*)  Vgl.  Stobbe,  Recbtsquellen  I,  S.  214  ti\ 

•*)  Dies  zeict  Boretius  in  seiner  praefatio  zum  Liber  Papi- 
ensis,  bei  Pertz  IV,  p.  XL VII.  XLIX  ff.  LXIV. 
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Auf  den  italischen  Rdchstagen  erlassen  die  itaUselien  Könige 

besondere  italische  Capitularien.  Die  italischen  Capitukuien 
.sind  als  solche  nicht  Zusätze  zu  dem  Edictus  Langobardoruni, 
d.  h.  nicht  langobardischcs  Stammesrecht,  sondern  Territorial- 
recht für  die  sänuntlicben  in  Italien  Angesessenen,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Stammesangehöiigkeit.  **)  IHe  italischen  Capitu- 
larien mach^  italisches  Beichsrecht,  wie  die  Mnldschen 
capitttla  generalia  fninldsches  Beichsrecht.*^  Dadurch  tritt 
die  lex,  das  Recht,  d.  h.  das  Volksrecht,  zu  den  capitula  in 
Gegensatz  ^^)',  und  unterscheiden  sich  die  ca])itula  pro  lege 
tenenda,  welche  gleich  der  lex  Stammes-Provinzialrecht  sind, 
von  den  capitula  per  se  scribenda,  den  eigentlichen  capitula. 

Was  von  den  capitula,  gilt  von  dem  gesammten  fränki- 
schen jus  honorarium. 

Die  Strafe  des  Eönigsbannes  ist  im  ganzen  Mn- 
kischen  Reich  die  nämliche.  Bei  60  solidi  Strafe  wird 
wie  der  Franke,  so  der  Langobarde,  Baier  und  Sachse 
zum.  Heerbann  aufgeboten.  Das  Gewedde  von  60  solidi 
erhebt  der  Graf  für  Frauenraub,  Kirchenfrevel,  Gewalt^ 
that  u.  s.  w.  wie  im  fränkischen,  so  im  i^Urhsischen,  bairischen 
alamannischem  Bechtsgebiet.  Die  Busse  für  Verletzung  frem- 

*       BoretiüB  1.  dt  p.  L.  U. 

ti)  An  diMer  Thatsache  tritt  die  eigenthflmliche  SteUnng  Italieos 
besonders  Uar  hervor.  Fflr  andere  Bechtagebiete,  wie  Baiem,  Sackeen 

u.  8.  f.,  sind  Wühl  Zusätze  zum  Stammesrecht,  aber  keine  besonderen 
territorial  wirkenden  Capitularien  möglich.  Das  italische  Reich  geht  im 
fränkischen  nicht  auf,  sondern  bildet  als  Ganzes  einen  Theil  des- 
selben, ein  Vorhältniss,  welches  weder  unter  den  Begrifi'  einer  Personal- 
union, noch  einer  Realuuion,  noch  einer  anderen  Union  im  Sinne  des 
heutigen  Staatsrechts  fällt 

**)  Vgl.  Hinem.  Bern,  de  ord.  pal.  c.  8,  Opp.  II,  p.  204:  Habent 
enim  reges  et  rei  poblicae  ministri  leg  es,  ^ibos  in  qaacnmqne  pro- 
vincia  degentes  regere  debent;  haben!  capitula  ehristianomm  re- 
gnm  ac  progenitorum  soorum,  qnae  generali  consensu  fidelium  suo- 
rum  teuere,  Icgaliter  promulgaverunt.  Die  Provinzialität  der  leges  und 
die  Gonoralität  der  Capitularien  (der  generalis  consensus  fidelium  ist 
die  allgemeine  Zustimmung  aller  Unterthanen)  tritt  sich  hier  klar  ge* 
genüber. 
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den  Gnmdeigeiitliams  isl  nach  Volksreebt  je  nach  den 

Stammesrechten  verschieden;  die  Busse  für  Verletzung  der 
Immunität  steht  im  ganzen  Reidi  unter  der  Strafe  von  so- 
lidi.**)  Für  die  Ladung  vor  (lericht  nach  Amtsrecht  giebt  es 
keinen  Stammesunterschied  im  fränki^hen  Reich.  Die  lichter- 
liehe  Ladung,  und  ebenso  die  richterliche  Antwort-  und  Ur- 
theilsfrage  ist  die  nämliche  bei  allen  Stämmen.  Die  Execution 
nach  Volksrecht  steht  unter  ganz  verschiedenen  Grundsätzen 
bei  Franken  und  Langobarden.  ^°'')  Die  Execution  durcli  niissio 
in  bannum  ist  in  Italien  dieselbe  wie  im  gesammteu  übrigen 
Beich.  Das  Zeugenbe weisverfahren  nach  Volksrecht  ist  bei  Fran- 
ken, Baiern,  Burgundern  verschieden,  bei  den  Langobarden 
völlig  von  dem  sonstigen  germanischen  Recht  abweichend  ge- 
staltet.'*^) Die  inquisitio  per  testes  kennt  keinen  Unterschied 


••)  Waits  V.  G.  IV,  8.  2&6  ff. 

Für  dms  langobardische  Recht  vgl.  namentticli  (Execution  der 

Gontractsschold^  Edict  Liutpr.  57:  immissio  der  Glftabiger  in  das 
schuldnerische  Vermögen.  Für  die  DeHctsschuld  ist  dem  langobardi- 
schen  Recht  das  tradere  ad  vindictam  ci^cnthümlick,  welches  noch  in 
fr&nkisclier  Zeit  becrerjnet,  vgl.  unten  §.  7. 

"*)  Vgl.  Brunnner,  Zeugen  S.  11  ff.  Doch  bedarf  seine  Dar- 
stellung für  das  langobardische  Recht  der  Ergänzung  aus  den  Urkun- 
den. Die  letsteren  ergeben,  dass  nach  langobardisehem  Recht  das  aAf 
Grund  deaZeugenverhörs  gesprodiene  Urtheil  keinEndurtheil  in  uaaerem 
Sinne,  sondern  Beweis  urtheil  ist  Auf  Grund  der  Zeugenaussagen  er- 
kennt der  Richter  nach  bestimmten  Grundsätzen  der  einen  Parthei  die 
Bewcisrolle,  d.  h.  das  Recht  zu,  ihre  Behauptung  durch  Eid  mit 
Helfern  wahr  zu  machen.  Der  Eid  der  Parthei  erscheint  erst  im  späteren 
Proccss  als  blosse  Bestätigung  des  Zeugenbcwcises  (Gloss.  zu  Lib.  Pap. 
Uutpr.  8:  juret,  quod  illud  testimoniuni  verum  sit).  Er  ist  ursprünglich 
nicht  auf  den  Inhalt  der  Zeugenaussage,  sondern  unmittelbar  auf  die  zu 
beweisende  Thatsache  gerichtet,  d.  h.  nidit Abschloss  des  Zeugenbeweises, 
sondern  selbständiges  Beweismittel.  Der  Partheieneid  (mit  Helfern)  er- 
scheint im  altlangobardischen  Recht  als  das  einzige  wirkliche  Beweis- 
mittel neben  dem  Gottesurtheil.  Der  Zeugenbeweis  (und  ihm  wird  der 
ürkundenbewcis  gleich  behandelt)  ist  von  Rechtswegen  nicht  Beweis, 
sondern  nur  das  Mittel,  zum  Beweise  zu  gelangen.  Damit  hängt  die 
Formlosigkeit  des  langobardischen  Zeugenbeweises  und  die  Aufnahme 
desselben  dnrch  den  Richter  susammen,  und  wird  nach  langobardi- 
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der  Stammesgiänzen.  Das  Rechtsmittel  gegen  das  TJrtheil  im 

Process  ist  nach  alaiiiaiiiiisrhem,  bairischem  und  langobardi- 
schcni  Rocht  von  ganz  anderer  Form  und  mit  ganz  anderen 
Wirkungen  auijgestattet  als  die  fränkische  ürtheilsscheltc.  ^^'^) 
Die  reclamatio  ad  regis  definitivam  sententiam  erfolgt  nach  den- 
selben Grundsätzen,  sei  es  in  einem  italischen,  in  einem  ala- 
mannischen  oder  in  irgend  einem  andere  Gerieht  des  frän- 
kischen Reichs. 

Das  jus  honorarium  ist  territoriales  Recht,  weil  es  der 
Staatsgewalt  entspringt,  welche  ihrem  Begriff  nach  eine  terri- 
toriale Gewalt  ist.  Das  jus  honorarium  ist  Reichsrecht,  weil 
die  könighche  Gewalt  die  letzte  Quelle  für  das  gesammte  jus 
honorarium  ist.  Die  Bannstrafgesetzgebung  ist  königliche  Ge- 
setzgebung. Der  Process  nach  Amtsrecht  gewinnt  seine  Ent- 
Wickelung  im  Process  des  königlichen  Hofgerichts.  ^°')  Die 
gerichtliche  bannitio,  die  Execution  durch  missio  in  bannum, 
die  inquisitio  per  testes  haben  ihren  Weg  vom  Königsgericht 
in  das  Volksgericht  genommen.  ^^^)  Die  inquisitio  per  testes  und 


schem  Recht  allordintrs  in  solchen  Fällen,  im  Gegensatz  zu  sämmt- 
lichem  librii^on  Stammesrochten ,  das  Bewcisurthcil  auf  Grund  dnr  iic- 
richtsseitig  von  der  Wahrheit  der  Partheibehuuptuugea  gewoniienea 
UebeneuguDg  gesprochen.  Man  vergleiche  ftUr  das  Gesagte  Troya  Cod. 
dipl.  Longobardo  n  Nr.  840  (a.  674).  IH,  Nr.  407  (a.  715).  17.  Nr.  603 
(a.  747).  Nr.  641  (a.  760).  Nr.  677  (a.  758).  Nr.  703  (a.  766).  Y,  Nr.  768 
(a.  761).  Nr.  827  (a.  764).  Den  Uebergang  zu  dem  späteren  Recht,  wie 
es  durch  die  citirte  Glosse  des  Lib.  Pap.  belegt  ist,  ergeben  die  lango« 
bardischen  Urkunden  der  fränkischpn  Zeit,  Muratori,  Antiquitates  III, 
p.  1015  {a.  7<J()).  II,  p.  971  (a.  845).  VI,  p.  381)  (a.  853>.  Memorie  di 
Lucca  V,  2  Nr.  211  (a.  786).  IV,  2  Nr.  20  (a.  822).  V,  2  Nr.  647  (a, 
847).  IV,  2  Nr.  48  (a.  892),  u.  8.  w. 

»*)  Tgl.  Älain.  Hloth.  41,  2.  8.  Baj.  2,  17.  18.  Edict  Liutpr.  28. 

^••)  Tgl.  unten  f.  7. 

IM)  Das  Verfahren  mit  hannitio  ist  zuerst  fOr  das  Eönigagericht 

nachweisbar,  oben  8.  115;  zur  Execution  durch  missio  in  bannum  zu 
Gunsten  der  Privatperson  bedarf  es  im  6.  Jahrhundert  noch  eines  be- 
sonderen königlichen  Befehls,  oben  Note  66.    Für  die  inquisitio  per  • 
testes  hat  Brunner  in  der  angeführten  AbhaudJuug  den  Beweis  er- 
bracht. 
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die  reclainatio  ad  n',i;is  definitivam  sententiam  sind  in  frän- 
kischer Zeit  noch  in  ji'di'in  eiuzclueu  Fall  uumittclbaier  Aus- 
flugs der  küiüglichen  Autorität. 

Aber  das  jus  honorarium  schliesst  von  Rechtsw^jen  keine 
Fortentwickelung  des  Volksrechts  in  sich.  ^**)  Es  vermag  das 
Yolksrecht  nur  praktiscfa,  nicht  rechtlich  zu  modificiren.  Das 
kraft  der  Staatsgewalt  geltende  Recht  ist  nicht  Gesetzesrecht 
in  unserem  Siini.  Die  neehtsentwickelnuf;  der  fränkischen 
Zeit  ist  da(hirch  ausgezeichnet,  dass  das  lleclit  persönliclies 
Stuniniesrecht,  und  das  gemeine  territoriale  liecht  keiu 
Hecht  ist. 

Andererseits  tritt  das  jus  honorarium  auch  seinem  mate- 
ridlen  Inhalt  nach  zu  dem  Yolksrecht  in  priocipiellen  Ge- 
gensatz. 

Das  Volksrecht  ist  strenjxes  Ueclit.  Die  „(^lefahr"  de.s 
Processes  entsprintzt  der  Stren'ie  des  l*roces>rechts.  Die  pro- 
cessualischen  Handlungen  sind  formelle  Handlungen.  Der 
Formfehler  steht  unter  dem  Präjudiz  nicht  blos  der  Geld- 
busse und  der  Rechtsungültigkeit  der  Handlung,  sondern  vor 
Allem  des  Verlustes  der  Handlung.  Die  formwidrige  Hand- 
lung consumirt  das  Recht  auf  die  Handlung.  Die  „Gefahr" 
des  Processes  besteht  darin,  dass  mit  dem  Formickler  die 
Sache  verloren  ist. 


*••)  Daher  kann  Karl  d.  Kahle  im  Ediet  Fist  a.  864  c.  20  (Perte 
I,  p.  493)  Tom  rdmischen  Recht  sagen:  taper  illam  legem  Tel  contra 
ipsam  legem  nec  antecessores  nostri  qnodriinique  capitnloin  statuerunt, 

nec  nos  aliqiiid  constitaimus.  Kr  meint  damit,  dass  zur  Lex  Ilomana, 
anders  als  zu  den  deutschen  Stammcsrochtcn,  keine  capitnl:»  let'ilius 
addenda  erlassen  sind.  Die  rapitnla  per  se  scrilteiida  Ix-wirken,  ob- 
gleich sie  lur  alle  Hcichäuiiterthauen,  ilümer  und  Deutsche,  verbindlich 
sind,  keine  Aendemng  des  rdmiadien  oder  deutschen  Redita. 

10«)  Pdf  den  spftteren  mittelalterlichen  Process,  der  insoweit  nn- 
mittelbar  die  Erlftnternng  znm  alteren  Recht  gewährt,  ist  diese  Elgen- 
thQmlichkeit  erwiesen  durch  die  in  hohem  Grade  lehrreichen  Unter- 
suchungen von  Siegel,  die  Erholung  und  Wandelung  im  gerichtlichen 
Verf;i1ir(>n  fSitzun,i:f5ber.  der  Wiener  Akad,  der  Wiss.  Philos.-Hist. 
Clasä«;.  Bd.  47,  lb(j3).  Ders.,  die  Gefahr  vor  Gericht  und  im  Rechts- 
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Die  Ladiiii.u:  iiacli  Volksreclit  ist  oiiic  Ivadunir  mit  „Ge- 
fahr". Diircli  die  formwidiige  inaimitio  ist  niclit  blos  der 
Gegner  nicht  geladen,  sondern  der  Mannirende  verbiisst  ausser- 
dem eine  Strafe  Yon  15  solidi  und  verliert  die  mannitio.  Erst 
nach  Ablauf  eines  Jahres  kann  die  mannitio  wiederholt  und 
„gewandelt*,  d.  h.  nun  fonnrichtig  vorgenommen  werden.  ^*'') 
Die  Antwort  des  Beklagten  auf  die  Klage  nach  Erhebung  des 
volksiechtlichen  tan^jano  ist  eine  Aiitwoit  mit  „Gefahr".  p]s 
iiiuss  genau  der  Klage  eiitsprecliend  geantwortet  werden.  Es 
giebt  kein  „ich  weiss  nicht";  es  giebt  keine  Antwort  <hirch 
Beruftmg  auf  Zeugen  und  Urkunden;  es  giebt  keine  Antwort 
durch  Yorschütsen  dner  Einrede.^**)  Die  formwidrige  Ant- 
wort ist  keine  Antwort,  und  wird  ausserdem  mit  15  solidi 
und  Verlust  der  Antwort  bestraft.  Gegen  den  forinwidrig 
Antwortenden  ergeht  das  Verfahren  in  contumaciam.  ^"^)  Der 
Beweis  nach  Volksrecht,  d.  h.  der  Beweis  nach  erhobenem 
formellen  Beweisbegehren  (tangano)  durch  den  Probaten,  ist 
ein  Beweis  mit  processualischer  „Gefahr".  Der  £id,  sei  er 
Partheieneid,  Eidhelfereid  oder  Zeugeneid,  muss  auf  das  tan- 
gano genau  den  Worten  des  Vorsprechenden  entsprechend 
ohne  Fehl,  cum  verborum  contemplatione,  gesprochen  werden. 
Die  Schwierigkeit  steigert  sich  bei  dem  Zeugenbeweise  und 


gang  (ebendas.  Bd.  51,  1866).  Brauner,  Wort  und  Form  im  alfc- 
fransOflischen  Procen  (ebendas.  Bd.  57,  1868). 

Sal.  9G,  2:  Si  antmstio  antrustionem  pro  qaalibet  causa  man- 
niret  aut  ibidem  fidemjussorcs  qtiacsicrit,  et  cum  secundum  legem  noa 
roffaverit,  solidos  15  culpalnlis  jndicttiir,  excopto  qiiod  legem  propter 
causam  illius  aniio  iiito^ro  imllateiius  teuentur.    Vgl.  Sal.  1,  1. 

In  Bezug  auf  den  letzten  Punkt  stimme  ich  jetzt  mit  Siegel 
8.  140  179  Note  10.  Bruuner  Zeugen  S.  44.  Wort  und  Form  S.  710 
Note  8,  flberem.  Den  Beleg  gew&hrt,  wie  B  rann  er  zeigt»  der  spätere 
Proceas* 

^^*)  Vgl.  die  weiter  unten  za  besprechenden  Stellen  der  Lex  Bi- 
baaria  über  den  Ausschluss  des  tangano. 

Vgl.  Rib.  07,  3 :  Quod  si  sacramontnm  ille,  qu!  proscqnitur  (der 
Eläg(M-,  der  zugleich  als  Probat  gedacht  wird),  non  proountiaverit  — , 
Siegel  S.  221. 
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bei  dem  Eidlielforbewcisc  dadurch,  dass  die  sämmtlichen  Helfer 
und  Zeu^M'ii  mit  einem  Munde  die  vorgesprochenen  Worte 
nachzusprechen  haben.  ^^^)  Mangelt  das  Geringste  an  der 
Form,  8i  non  dixerit  Terbuin,  tarn  ipse  quam  conjuratores  sui 
qui  jnrare  coepenint,  so  ist  der  Eid  nicht  erbracht,  eine 
Busse  verwirkt,  und  derProcess  yerloren.  ^^^) 

Bei  anderen  Acten  des  volksrechtlichen  Processes  v«pbindet 
sich  mit  der  (iefahr  der  Form  die  (iefalir  in  Bezug  auf  die 
materiellen  Voraussetzungen  der  Handlung.  Üie  Aufforderung 
des  Grafen  zur  Execution  nach  Volksrecht  ist  ein  Act  mit 
doppelter  Gefahr  iu  diesem  Sinn.  Kicht  blos,  dass  der  Im- 
petrant  genau  die  vorgeschriebenen  Worte  zu  spredien  hat 
(dicat  verbum);  er  hat  ausserdem  mit  seinem  ganzen  Ver- 
mögen, eventuell  mit  seinem  Leben,  für  das  Vorhandensein 
der  Voraussetzungen  der  Execution  einzustehen.  ^^^)  Ebenso 
bei  der  Urtheilsschelte.  Der  das  Urtheil  Scheltende  über- 
nimmt die  Verantwortung  für  die  rechtmässige  Anwendung 
des  Bechtsmittels.  Er  wird  straf&Uig,  wenn  er  dn  rechtes 
Urthefl  gescholten  hat  ^^^) 

Der  Process  nach  Amtsrecht  ist  ein  Process  ohne  G-e- 
falir.  Die  vom  Richter  extrahirte  bannitio  des  Gegners  wirkt 
lediglich  kraft  richterlicher  Autoritiit,  ohne  Rücksicht  auf  die 
Form,  und  ist  für  den  Extrahenten  ohne  jegliches  Präjudiz. 
Deshalb  erscheint  die  Einleitung  des  Processes  durch  bannitio 
als  die  leichtere  Form,  und  heisst  es  in  den  Capitularien:  de 
mannire  vero  non  sit  opus  observandiim.  ^^')  Die  vom 
Richter  verfügte  misdo  in  bannnm  erfolgt  ohne  formelle  Bitte, 


B'ür  den  fränkischen  Zeiigenbeweis  ergeben  die  Urkunden  den 
Beleg,  Brunner  Zeugen  S.  34  ff.  (Der  westgothische  und  bairische 
Zeugeobeweis  der  karoliogischen  Zeit  steht  wesentlich  unter  £influs8 
des  fränkischen  Rechts).  Ueber  den  Schwur  der  Eideshelfer  Tgl.  Sie- 
gel S.  230.  231. 

Rib.  66,  1.  67,  5.  68,  3. 

Sal.  50,  2.  51.  Proc.  d.  Lex  Sal.  S.  170. 

Sal.  57,  2.  nov.  156.  Cap.  Pipp.  ante  768  c.  7  (Pertz  I,  p.  31). 
»»»)  Oben  Note  50. 
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imd  ohne  die  vom  Kläger  mit  Leben  und  Vermögen  über- 
nommene Garantie.  Das  Privileg  der  reclamatio  ad  regis  dc- 
finitivam  seiitentiani  ist  gerade  dadurcli  Privileg,  diiss  die  Er- 
wirkung eines  neuen  ürtheils  ohne  Gefahr  gestattet  wird.'^^) 
Am  Deutlichsten  tritt  die  Abweichung  des  amtsrechtiichra 
Prooesses  vom  volksreditlichen  im  Antwort-  und  Beweisverfah- 
ren hervor.  Die  Antwort  auf  die  richterliche  Frage  ist  eine 
Antwort  ohne  processualische  Gefahr.  Die  Lex  Ribuaria 
schliesst  das  tangano  aus,  falls  gegen  den  Hemi  wegen  eines 
von  seinem  servus  begangenen  Delicts  geklagt  wird,  si  servus 
talis  non  fuerit,  unde  dominus  ejus  de  fiducia  securus  esse 
possit  £s  ergeht  gegen  den  dominus  nur  die  gerichtliche 
Frage,  damit  derselbe  antworten  könne:  ego  ignoro,  ntrum 
servus  mens  culpabilis  an  innocens  de  hoc  extiterit  (Rib.  30). 
Die  Lex  Bibuaria  schliesst  ebenso  das  tangano  aus,  wenn  der 
um  Grundeigen  Beklagte  chartam  prac  manibus  habuerit,  da- 
mit derselbe  auf  die  gerichtliche  Frage  antworten  könne: 
non  malo  ordine,  sed  per  testamentum  hoc  teneo 
(Rib.  59,  8).^^'')  Die  Lex  Ribuaria  behandelt  es  als  ein 
Privileg,  dass  der  homo  regius,  Romanus  und  tabularius 
Uberhaupt  nicht  auf  tangano,  sondern  nur  auf  gericht- 
liche Frage  zu  antworten  braucht,  ^^^)  ebenso  als  ein  Pri- 
vileg der  servi  regis  vcl  ecclesiarum ,  dass  diese  ihren  Eid 
nicht  auf  Begehren  des  Probaten  (tangano),  sondern  nur 
auf  richterliches  Begehren  abzulegen  haben.  ^^•)  Die  Antwort 
auf  die  richterliche  Frage  kann  eine  rechts  ungenügende 
Antwort  sdn.  Der  Eid  auf  richterliches  Begehren  kann  eui 
rechtsungenügender  Eid  sein.  Das  Fehlen  an  der  Ant- 
wort und  das  Fehlen  am  Eide  ist,  falls  Antwort  und  Eid 

^^*)  Brunn  er  Zeogen  S.  67. 

YgL  Siegel  S.  184  Note  7.  Sobm  Proc  S.  146.  U7.  Anden 

V.  Bethmann-Ilollweg  S.  SOI  Note  19. 

Rib.  58,  19.  Wie  das  tangano,  so  ist  auch  die  alsacia,  welche 
gleichfalls  eine  bestimmte  Form  der  Antwort  verlftogte  (vgl.  Proc.  d. 
Lex  Sal.  8.  148  ff.),  ausgeschlossen. 

»»•)  Elb.  58,  20.  Vgl.  Sieg  el  S.  22ß  Note  ö. 
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durch  den  Richter  verlangt  sind,  olme  PH^ndiz.  Das  Privileg 
fftr  die  Höiigen  und  Frngrelassenen  des  Königs  und  der  Kiix^ 

bestellt  darin,  dass  ilnitii  liir  Antwort  und  Kid  i])so  jure  Va- 
lioluii^^  und  Wandt'lun^  otli-n  steht.  Das  Privileg,  welches 
dem  lieieu  Maim  in  den  beiden  erstaufgeführten  Stollen  der 
Lex  Ribuaria  gewährt  wird,  berechtigt  ihn,  dem  Kläger  definitiv 
ohne  Wandelung  mit  recbtsnngeiMigeBd»  Antwort  zu  begegnen. 
Auf  das  richterliche  AntwiNi-undEidesgebot  kann  etnevon  rechts- 
wegen  ungenügende  Handlungohne  Präjudiz  erfolgen,  weil  richter- 
liche Processlcitung  keine  Trocessleitung  nach  Volksreclit  ist. 

Der  Vorzug  dos  Inquisitionsbeweises  vor  dem  Zeugen- 
beweis nach  Volksrecht  liegt  auf  ganz  demselben  Gebiet.  £b 
kommt  nicht  darauf  an,  dass  die  Inquifiition8seuge&  mit  einem 
Munde  einen  ihnen  vorgeschridt»^en  Tenor  eidlich  aussagen. 
Der  Inquisitionsbeweis  kann  nicht  dadurch  verkien  gehen, 
dass  Einer  der  Zeugen  bei  einem  Worte  stockt  oder  stottert 
oder  niest.  Dor  Inquisitionsbewois  kann  ohne  Vereidigung,  also 
ohne  jogliclie  Form,  erhoben  worden.  In  der  Kegel  erfolgt  die 
Vereidigung,  aber  dem  (Grundsatz  nach  nur  in  Form  eines  vor  dem 
Verhör  abgelegten  eidlichen  Wahrheitsverqprediens.  Der 
Zeugenbeweis  nach  Volksrecbt  gehört  vor  das  Gericht  Auch 
wenn  Gemeindezeugen  fiber  ein  ausserhalb  des  G^chtssprengels 
belegenes  Grundstück  zu  })roduciren  sind,  hat  ihre  Gestellung 
im  rrocossgorioht  zu  erfolgen.  TJer  Inquisitionsbeweis  wird, 
falls  es  sich  um  Grundstücke  handelt,  in  der  Regel  überhaupt 
nicht  im  Gericht,  sondern  auf  dem  fraglichen  Grundstück 


Brnnner,  Zeugen  S.  149  ff.  Dass  bisweflen  niclit  vor  der 
Aussage  promissoriseh ,  sondern  nach  der  Ansaage  assertorisch  ge> 

schworen  wird  (ß runner  S.  154  Note  1)  ist  nicht  „abnorm**.  Es  steht 

beim  Inquisitionsbeweis,  im  Gegensatz  zum  volksrechtlichen  Beweis,  im 
Ermessen  des  Ricliters,  welche  Garantie  er  für  die  Wahrheit  der  abge- 
legten Zeugenaussafien  für  nothwondig  hält,  ähnlich  wie  dies  bei  dem 
langobardischen  Zeugenverlahren  der  Fall  war,  und  begegnet  dalier  auch 
später  bei  dem  Beweise  durch  die  Umgesessenen  der  Kid  bald  vor  bald 
nach  der  Aassage.  Lab  and,  die  vennögensrechtlidien  Klagen  S.  223. 
>")  Vgl.  nnten  §.  12. 
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selber  durch  Befiragimg  der  UmgesesseiieD  anlgenommen. 
Der  InqnisitioDsbeweis  findet  seine  beweisende  Kraft  nicht  in 

irgend  welcher  Form,  sondeni  in  dem  Inhalt  der  Zeugonaussapjon. 
Der  Inquisitionsbeweis  ist  ein  Zeugenl)eweis  in  unserem  Sinn. 

So  durchbricht  die  auf  dem  Gebiet  des  Processes  sich 
entwickelnde  obrigkeitliche  Autorität  den  Formalismus  des 
Yolksrechtlichen  Verfahrens,  emen  Formalismus,  fiir  dessen 
Strenge  wir  jetat  mit  Mühe  das  Verstandniss  such^ 

Das  Volksrecht  geht  von  der  „8e1bmfindigkeit"  der  Persön- 
lichkeit aus/^^)  d.  h.  von  einer  Freiheit,  deren  praecipuum  die 
Gefahr  der  Freiheit  ist.  Nach  altdeutschem  Recht  steht  wie 
nach  altromischem  dem  Staat  nur  die  Regierung  der  Ge- 
sammthett,  nicht  die  Bevormundung  der  Einzelnen  zu.  Aber 
der  vollen  Selbständigkeit  des  paterfomilias  in  seinem  Kreise 
entfiq^ncht  dUe  volle  Selbstverantwortlichkeit.  Es  giebt  kein 
Rechtsmittel  gegen  die  Folgen  der  eignen  Handlung.  Das 
Recht  ist  stien^re  und  unbeugsam,  weil  es  an  die  Persönlich- 
keit die  liöchste  Anforderung  stellt,  die  Anforderung  der 
Unfehlbarkeit  des  Willens.  Ein  Mann  ein  Wort,  i'^*)  Der 
freie  Mann  ist  der  Sklave  seiner  eignen  Handlung.  Im  Zu- 
sammenhang damit  steht  die  Strenge  der  altdeutschen  wie 
dar  altromischen  FamiUengewalt  Das  altdeutsche  mundium 
muss  die  Persönlichkeit  des  Gewaltuntergebenen  nach  aussen 
vernichten,  weil  der  Schutzbedüiftige  die  Schwere  der  alt- 

So  bemerkt  L  ab  and  a.  a.  0.  S.  221,  für  das  spfltcro  Recht. 
Dasselbe  gilt  für  die  fränkischo  Zeit,  vgl.  Yaisaette  II,  Nr.  133  (a. 
hdO) :  Veniens  itaque  Allidiilphus  (vicocomes)  super  ipsas  res  —  convo- 
cans  omues  circummancntcs  —  ipsius  loci  — .  Nr.  lö'J  (a.  897):  Boso 
viccconies  —  venit  super  liniites  et  terrainos  ejusdcm  loci  —  et  ibi 
jussit  esse  omues  homines  ejusdem  territorii  commauentea       u.  s.  w. 

"*)  Vgl.  Edict.  Roth.  204:  Nnlli  mnlieri  Kberae  —  liceat  in  sni 
potestatem  arbitriom,  id  est  selpmniidia,  vivere. 

^**)  Der  Sata  bezieht  Bich,  vie  Siegel  gezeigt  hat,  auf  das  vor 
Geriebt  gesprochene  "Wort,  und  bedeutet  die  rnwidcrruflichkeit  desselben. 
Treffend  bemerkt  dazu  Siegel,  Erholunf,'  S.  4:  „Kine  Zurücknahme 
und  Besserung  des  Gesprochenen  stand  aber  nicht  etwa  im  Widor- 
sprucho  mit  der  Achtung,  die  man  dorn  Gerichte  schuldig  Avar.  Der 
Grund  der  L'uwidcrruflichkeit  und  Unwandelbarkeit  einer  Erklärung  lag 
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deatflcfaen  Freiheit  zu  tragen  ausser  Stande  ist  Die  altdeutsche 
Freiheit  ist  Freiheit  nur  für  den  paterfamilias.  Die  Fort- 
entwickelung des  Rechts  besteht  in  der  Minderung  des  Mass- 
stabs, den  (las  Kcclit  an  die  Persönlichkeit  legt.  Die  nach- 
folgenden Geschlechter  finden  die  Ilüstung  zu  schwer,  welche 
nach  dem  Gliederbau  der  Ahnen  bemessen  war.  Das  Recht 
gewinnt  die  Auigabe,  eUstischer,  biegsamer,  beweglicher  zu 
werden.  Das  Recht  gewmnt  die  Auigabe,  die  Schwädien  der 
natürlichen  Persönlichkeit  nicht  zu  ignoriren,  sondern  ihnen 
gerecht  zu  werden.  Das  Recht  gewinnt  die  Aufgabe,  ein 
Recht  zu  sein,  nicht  blos  für  Männer,  sondern  auch  fiir  ^^  ei- 
ber und  minus  potentes.  Das  Recht  gewinnt  die  Aufgabe,  doix 
Schutz  zu  gewähren,  welchen  nach  altem  Recht  die  Tersön- 
lichlLeit  sich  selb^  zu  gewähren  hat.  Mit  der  Fortentwicke- 
lung des  Redits  löst  sich  daher  die  Strenge  der  Familie- 
gewalt.  Mit  der  Fortentwickelung  des  Rechts  ist  die  Freiheit 
nicht  mehr  blos  Freiheit  für  den  selbmündigen  Mann,  son- 
dern Freiheit  für  das  Individuuni.  Die  Entwickelung  gelit  im 
altdeutschen,  wie  im  altromischen  Recht  vom  ursprünglichen 
jus  strictum  zum  jus  aequum  über.  Es  ist  die  Ansicht  aus- 
gesprochen, dass  sich  im  Inquisitionsbeweise  „zuerst*^  der 
principieUe  Bruch  mit  dem  Formalismus  des  alten  Gerichts- 
yerfahrens  vollzogen  habe.**»)  Es  ergiebt  sich  aus  dem 
Obigen,  dass  der  liuiuisitionsbeweis  nur  eine  verhältnissmässig 
späte  und  beschränkte  Anwendung  des  dem  Anitsrecht  über- 
haupt innewohnenden  Prüicips  ist.  Gleich  dem  rümischen  hat 
das  deutsche  jus  honorarium  seinem  Wesen  nach  die  Aufgabe, 


vielmehr  in  der  Unverträglidikeit  mit  der  Wfirde  und  Festigkeit,  welche 
das  Volk  von  einem  Manne  yerlangte.''  Daher  lautet  das  S]>ridiwort 

in  Frankreich:  IJn  homme  d'honnour  n'a  qne  sa  parolo,  Brunn  er 
Wort  und  Form  S.  <I72.  —  Denselben  Satz,  Melcben  das  deutsche  Recht 
auf  dorn  Gel)iete  des  Processretlits  ausspricht,  entwickelt  das  römische 
aut  dem  Gebiet  des  Privatrechts,  vgl.  1  bering,  Geist  des  römischen 
Bechts  II,  1  (1854)  8.  816.  3l7. 

Brunn  er,  Zeugen  S.  162. 
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neben  dem  jus  strictum  das  jus  aequum  zur  Entwickelung  zu 
fordern. 

Ganz  die  nämliclion  Gesichtspunkte  ergiebt  das  Bann- 
Btarafrecht,  wie  es  durch  die  Gesetzgebung  der  Karolinger  her- 
ausgebildet ist.  Die  Aufgabe  des  Bannstrafrechts  ist  an  erster 
Stelle  Entwickelung  einer  beYormundenden  und  polizeilichen 
Staatsgewalt.  Nicht  umsonst  ist  der  'älteste  Fall  des  Bann- 
strafrechts ein  Fall  der  Verletzung^  des  königlichen  nuin- 
dium.  ^^®)  Eine  p^anze  Reihe  von  Bannstraffällen  hat  di(^  Auf- 
gabe, dem  besonderen  königliehen  Schutz  eine  immer  weiter 
gehende  Anwendung  zu  geben.  Hierher  gehört  der  Bann,  welcher 
für  die  Verletzung  von  Kirchen,  Wittwen,  Waisen,  minus  po- 
tentes zu  entrichten  ist.  Die  polizeiliche  Controle  spricht  sich 
andererseits  in  dem  Bann  für  die  Zurückweisung  Tollwichtiger 
Denare,  für  dii^  faida,  für  die  aussergerichtlichc  Pfändung  und 
in  einer  unzähligen  Reihe  von  anderen  Fällelt  aus.  ^^'')  Die 
Banustrafgesetzgebung  mindert  die  germanische  Freiheit  im 
alten  Sinne,  um  zugleich  die  königliche,  d.  h.  die  staatliche 
Fürsorge  an  die  Stelle  der  eigenen  persönlichen  Fürsorge  zu 
setzen.  Gleich  dem  amtsrechtlichen  Frocessrecht  ist  das  amts^ 
rechtliche  Strafrecht  Ausfluss  einer  nicht  Mos  regierenden,  son- 
dern bevormundenden  Staatsgewalt,  einer  Staatsgewalt,  welche 
für  (He  rei'sönliclikeit  nicht  blosdic  Persönlichkeit,  sondern  das 
Recht  und  den  Staat  eintreten  lässt.  Die  deutsche  Obervor- 
mundschaft ist  gleich  der  römischen  nicht  aus  dem  Yolksrecht, 
sondern  aus  dem  Amtsrecht  hervorgegangen.  Auch  das&nn- 
strafrecht  ist  üi  diesem  Smne  em  Strairecfat  nicht  nach  jus 
strictum,  sondern  nach  jus  aequum. 

Die  Resultate  des  fränkischen  jus  honorarium  sind  zu 
früh  in  jus  civile  übergegangen.  Da  im  10.  Jahrhundort  die 
deutsche  Rechtsentwickelung  von  der  fränkischen  sich  loslöst, 
ist  wohl  aus  der  fränkischen  Reichsgesetzgebung  eine  Menge 


Oben  S.  109. 
»')  Vgl.  Wtitz  V.  0.  m,  S.  278  ft 
StUm,  Alld«ntMh«  Xaielui-  oaA  QericihlmrihasaiiB.  f.  10 
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von  gemciiisameu  Bestaiulthcilen  in  die  einzelnen  Stammes- 
rechte übergegangen,  aber  die  Fortentwickelong  des  Bechts 
ist  eine  ausschliesslich  stammesrechtliche.  Abgesehen,  von  dem 
öffentlichen  Becht,  giebt  es  in  Deutschland  kein  Reichsrecht, 

sondern  lediglich  Landrecht.  Erst  die  Reception  des  römischen 
Rechts  hat  nach  Deutschland  ein  gemeines  deutsches  Recht 
jjehracht.  Andererseits  ist  auf  dem  (iehiet  des  Trocesses  die 
befreiende  Wirkung,  welche  das  Amtsrecht  des  fränkischen 
Reichs  gegenüber  dem  strengen  volksrechtlichen  Process  geübt 
hat,  so  gut  wie  verschwunden.  Abgesehen  von  dem  Inquisi- 
tionsbeweis, welcher  seine  frühere  Natur  bewahrt,  hat  das 
jetzt  volksrechtlich  geltende  amtsrechtliche  Verfahren  in  ein 
Verfahren  nach  jus  strictum  sich  umgesetzt.  Die  deutschen 
und  französischen  Rechtsbücher  des  Mittelalters  weisen  einen 
Formaiismus  des  Verfahrens  auf,  welcher,  durch  die  Rechts- 
wissenschaft T^t  Vorliebe  g^egt  und  fortentwickelt,  so  viel 
es  schont,  den  ursprünglichen  Formalismus  des  alten  Gericfatsp 
Verfahrens  noch  weit  an  Strenge  übertrifft  ^'^)  Auch  auf  die-  . 
sem  Gebiet  hat  erst  das  römische  Recht  definitiv  reformirt. 
Die  Reception  des  römischen  Reclits  hat  den  modernen  Process 
vorbereitet,  einen  Formalismus  beseitigend,  dessen  ursprüng- 
liche grossartige  Strenge  in  Starrheit  und  Engherzigkeit  aus- 
geartet war. 

§.  7. 
Der  Graf. 

Die  Untersuchung  über  den  Richter  der  frankischen 

Reichsverfassung  hat  zunächst  jedes  Argument  aus  dem 
Gebrauch  des  Wortes  judex  als  trUglich  abzulehnen.  In 
den  merovingischen  (,)nellen  wird  der  Graf  ganz  regelmäs- 
sig als  judex  schlechthin  bezeichnet.  ^)    Die  karolingischen 

Vgl.  SiofTol  und  Brunn  er  a.  a.  0.,  oben  Note  106. 
')  So  Sal.  <>7,  71.  7.'i.  74.       Rib.  32.  51.  CA  89.  Chloth.  I  oonst. 
a.  fMK)  (Peru  I»  p.  2)  praot:  sententia  aqiiolibet  judicmn.  c.  2.  4:  Si 
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Quellen  pflegen  dagegen  —  wo  sie  nicht,  wie  z.  B.  in 
den  ImmnnitätsprivUegien,  merovingische  Wendungen  bei- 


jadcx  aliqucm  contra  legem  injnste  damn.ivcrit,  in  nostri  absentia  ab 
episcopis  castiji^etur.  Guntchramni  cdict.  a.  HH")  (Portz  I,  p.  3):  jmliccs 
justa  studeant  dare  judicia  —  non  vicarios  destinaro  i)ra('suniant.  Pac- 
tiis  pro  tenorc  pacis  (Pertz  I,  p.  7)  c.  3.   Decr.  Childeb.  a.  51)6  (Pertz 

I,  p.  9)  c.  4.  7.  8  (vgl.  Sal.  nov.  95).  c.  9:  centenario  aat  cuilibet  jii- 
dice.  c  10.  Decr.  Ghloth.  II  (Perts  I,  p.  11)  c  5.  6.  8.  Edict.  Cbloth. 
n  a.  614  (Perts  I,  p.  14)  c  6.  Den  jadiees  vird  Tom  Kftoig  bei  Le- 
bensstrafe die  ErftUInng  ihrer  Amtspflichten  angegeben,  Decr.  ChSdeb. 
c.  6 :  (si)  judex  consenserit  —  farfalinm  cnstodire,  vitae  periciilum  per 
oronia  sustineat.  c.  7:  si  quis  judex  coraprehcnsum  latronem  convictus 
fuorit  rclaxasse,  vitam  suam  amittat.  Decr.  Ghloth.  II  c.  10:  si  quis  a  judici- 
bus  hunc  decretum  violare  praesumpscrit,  vitae  incurrat  pcricuium.  üreg. 
Tur.  Hist  Franc.  VI,  46:  in  praeccptionibus,  quas  ad  jadices  pro  suis  atilita- 
tibus  diiigebat,  baeoaddebat:  si  quis  praeceptanostraeontemserit,  ocnlo- 
rnm  avokione  mnltetar.  Vita  B.  Leodegarii  (saec.  7)  c  8  (liabill.  Acta 

II,  686) :  in  nomine  so!  r^S  —  praecepta  judicibn«  dabant ;  tone  qui 
eis  Tolens  nolait  adquiescere ,  aut  jura  potestatis  amisit  aat  —  gladii 
intemecione  deperiit.  Es  leidet  keinen  Zweifel,  dass  unter  diesen  ju- 
dices  die  Grafen  zu  verstehen  sind,  vgl.  Sal,  50,  8.  51.  Judex  und  co- 
mes  wird  als  gleichbedeutend  gesetzt  bei  Venantius  Fortunatus  Carra. 
Xf  22  (vgl.  Löbell  Gregor  von  Tours  S.  188),  Vita  S.  Walarici  (sacc 

«>  7)  c.  8  (Bollaod  1.  April  p.  19).  Bei  Gregor  von  Tours  ist  jadex  tecb- 
niscbe  Beseicbniing  für  den  Grafen,  Greg.  Tnr.  Hist.  Fnmc.  IV,  47.  VI, 
8.  VII,  42.  47.  X,  15.  Vitae  Patr.  8,  5.  9.  Glor.  Martyr.  I,  69.  70.  Mir. 
8.  Mart.  m,  53.  IV,  16.  85.  39.  41 .  Ebenso  in  den  Formeln  von  Tours, 
nnten  Note  45.  Ebenso  auch  Vita  S.  Albini  (saec.  0)  c.  IG  (Mabill. 
Acta  I,  p.  ni'i,  wo  ein  judex  von  Angers,  Vita  S.  Emani  (saec.  6)  c. 
9  (liolland  IG.  Mai  p.  5i>7),  wo  ein  judex  von  Chartres,  Vita  S.  Fidoli 
(saec.  6),  c.  18  (Mabill.  I,  p.  200),  wo  ein  judex  von  Troyea,  Vita  S. 
Desiderii  Yienn.  (saec.  7)  c.  6  (Bolland  28.  Mai  p.  253) ,  wo  ein  judex 
Ton  Vienne  mit  Gewalt  Ober  Leben  nnd  Freibeit  genannt  wird.  —  An 
anderen  Stellen  werden  sämmtliche  6iFentliche  Beamte,  mit  Einscblnss 
des  Grafen,  nnter  dem  N  uik  n  judices  zusaramengefasst.  So  besonders 
häufig  in  den  merovingischcn  Concilien,  Conc.  Aurel.  IV  a,  541  c.  20. 
Autissiodor.  a.  578  c.  43.  Matiscon.  I  a.  581  c.  7.  II  a.  .585  c.  12 
(Mansi  IX,  p.  115.  915.  934.  954)  u.  s.  w.,  und  in  der  Formel  der  Im- 
munitätsprivUegien:  nullus  judex  publicus  praesumat  ingredere.  In 
den  Gesetsen  a.  B.  Clotfa.  II  edict  a.  614  c  4  (Perts  I ,  p.  14):  nullus 
judienm  de  quollbetordine.  — üebereinstinimendWaits  7.  G.  II  (2.  Aufl.) 
S.  36C.  Gegen  E  i  c  h  b  o  r n,  Zeitschr.  f.  geschieht!.  Rechtswissenschaft  VIII 
(1832)  8.  303,  Waita  V.  G.  U  (2.  Aufl.)  S.  482  ff.  vgl.  unten  §.  9. 

10* 
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behalten  (ut  nullus  jud»  publicns  ingrcdi  audeat)  —  die 
jndices  als  die  Unterbeamten  der  Grafen  von  den  Grafen  sel- 
ber zu  unterscheiden.')   Es  ist  aus  diesem  Sprachgebrauch 


«)  Vgl.  Cap.  Haristall.  a.  779  c.  19  (PerU  I,  p.  38):  De  mancipia 
-  qnac  vendunt,  ut  in  pracscntia  episcopi  vel  comitis  sit  aut  in  i)raesentia 
archidiaconi  aut  ccntcnarii,  aut  in  praosentia  vicodoniini  aut  judicis 
comitis.  Judex  comitis  soll  jeglichen  niissus  comitis  bedeuten,  vgl.  Cap. 
Pipp.  a.  801  —  810  c  18  (PerU  I,  p.  105):  nemo  pracsumat  hominem 
vendere  nisi  in  preaentia  comitum  tat  nussomm  illorom.  —  Adas.  gen. 
a.  789  c.  61  (PerU  I.  p.  68):  Ut  paz  aik  —  inter  epiacopoa,  abbatea, 
comites,  judices.  —  Cap.  Aqnisgran.  a.  802  c.  29  (p.  94):  judicea,  comi- 
tes  vel  missi  nostri  (die  Beamten  sind  in  aufsteigender  Linie  genannt). 
—  Edict  a.  800  (p.  81) :  comitibus  seu  judicibua  et  vaasis  nostris,  vi- 
cariis,  ccntenariis  vel  omnibiis  missis  nostris  et  agcntibus.  —  Cap.  exc. 
a.  802  c.  48  (p.  101):    comites  et  judices,  —  Admonitio  a.  802  (p.  102 
Hn.  52) :  Duccs ,  comites  et  jndices  justitiam  faciat  populoa.  —  Pipp- 
Gi^.  a.  801  —  810  c  12  (p.  104) :  comites  et  eorum  jadiees.  —  Cap. 
Mant  a.  787  c  l.(p.  110  c  13):  eanaa  ipaa  ante  conitem  vel  jndioem 
veniat.  Eod.  c.  4  (p.  III  c.  15):  Ut  placita  —  nec  ad  comite  nec  ab 
nllo  ministros  snos  vel  judice  —  in  ecclesia  —  tcneatnr.  —  Cap.  Ba- 
joar,  a.  8(>3  c.  6  (p.  127):  Üe  rebus  propresis,  ut  ante  missos,  comites 
seu  jadiees  nostros  veniant.  —  Cap.  missorum  ante  810  c.  G  (p.  151): 
De  pravis  judicibus,  advocatis,  vicedominis,  vicariis,  centenariis,  vel  re- 
liquis  actoribns  malivolis  non  habendis.  —  Gap.  Aquisgran.  a.  809  c. 
7  (p.  156):  nnllna  qniaUbet  noatromm,  nequecomes,  neque  judex,  ncquc 
acabineus.  Eod.  c  11:  üt  jndices,  adrocati,  praepostti,  centenarii,  sca- 
binii  —  conatitnaatnr  —  cum  comUe  et  populo.  —  Gap.  de  exped.  cx- 
crcit.  a.  811  c.  3  (p.  168) :  comiti  aut  judici  vel  centenario.  —  Lib. 
Pap.  Loth.  13  (ungewissen  Ursprungs):  ante  comitem,  judicem  vel  vi- 
carios  —  Cap.  Aquisgran.  a.  813  c.  11  (p.  188):  Ut  comites  —  carce- 
rcm  baboant.    Et  judices  atque  vicarii  patibulos  babeant.  —  E.xc.  can- 
c.  10  (p.  189) :  Ut  comites  et  judices  seu  reliquos  populos  oboedieutes 
aint  episcopo  —  Anch  noter  den  Indleea  pnbUd  aen  minialri  pnblici, 
denen  in  dem  Privil.  Hlotb.  I  a.  82S  *  898  c.  8  (p.  S88  e  18)  die 
Pfändung  in  bovibus  verboten  wird,  sind  nach  langobardischer  Ver- 
fassung (Ed.  Rotb.  250.  251)  nur  die  Unterbeamten  (Schultheisscn)  des 
Grafen  zu  verstehen.    Vgl.  die  duces  et  judices  in  der  const.  Romana 
Lothars  I  a.  824  c.  1.  4.  5.  8  (p.  240).  —  Auch  der  Spraclii^cbranch 
der  Concilien  ist  jetzt  ein  anderer,  vgl.  z.  B.  Concil   Arelat.  VI  a.  813 
c.  13  (Mansi  XIV,  p.  til) :  comites,  judices  seu  reliquus  populus.  Conc. 
Mogunt.  a,  818  c.  7  (Manal  XTV.  p.  67):  nec  episcopi  nec  abbates  nec 
comitea  nec  vicarii  nee  indicee  nnUnaqne'omnino  (in  dem  Ansang  ans 
dieser  Stelle  bei  PerU  I,  p.  190  c. 83  heiaat  es:  comitea  vel  vicarii  ant 
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keinerlei  Beweis  weder  fttr  einen  Erwerb  der  richterlichen 
Stellung  (lurcli  den  Grafen  in  nierovingischer  Zeit,  noch  für 
eine  Modification  derselben  in  karolingischcr  Zeit  zu  ent- 
nehmen. Judex  ist  in  der  fränkischen  Rechtssprache,  gerade 
wie  agens,^)  der  Ausdruck  für  den  Beamten  als  solchen,  und 
zwar  sowohl  für  den  herrschaftlichen,  wie  für  den  öffentlichen 
Beamten  Der  Letztere  wird  erst  durch  den  Zusatz  publi- 
cus  (oder  fiscalis,  d.  h.  königlich)  von  den  judices  der  könig- 
lichen Villen  und  ilen  judices  der  potentes  untei*schicden. 
Der  „liicbter''  dei'  deutöcheu  Rechtssprache  ist  eine  kraft 


centenarii).  Eod.  c.  8  (p.  67):  comitibas  et  judidbas.  c  50  (p.  74):  De 

judidbus  autcra  ycI  ccntenariis  atque  tribunis  seu  vicariis.  Gondl.  Turon. 
III.  a.  813  c.  34  (Mausi  XIV  p.  88):  admouendi  sunt  comites  et  judices. 
Vgl.  cod.  c.  30  (p.  89):  a  coniitibus  vicariisque.  Conv.  Mogunt.  a.  851 
c.  2  (Pertz  I,  p  411):  consentieutesque  sint  comites  et  judices  prae- 
sulibus  suis  ad  justitias  facieudas.  —  Von  Urkunden  mögen  hier  aufge- 
führt werden:  Urk.  Ludwigs  d.  Fr.y.  J.  814—840  (Sickel  L  392):  neque 
comes  neque  vicarius  ant  centenariufl,  neque  alias  judex  aut  actor  pu- 
blicuB.  Urk.  Anralft  J.  893  (Wartmann  II,  Nr.  688):  jubemuB  unicni- 
que  comiti  et  judici.  ürk.  Karls  d.  Einfalt,  fflr  Narbonne  t.  J.  899 
(Booqaet  IX,  p.  479):  omnibus  marcbionibas,  comitibas,  dudbus ,  vica- 
riis, judidbus,  actionariis  comites  atque  judices  seu  ministriillo- 

rum  nemo  comitum  aut  judicum.  Ebenso  in  der  Bestätigung  vom 

J.  916.  —  Flodoardi  bist.  Kern.  II,  c.  18  (p.  245):  apud  comites  et  ju- 
dices publicos.  —  In  der  froheren  allgemeinen  Bedeutung  fflr  s&mmt- 
liehe  Beichsbeamten  findet  sich  der  Aosdruck  judices  in  den  Capitn- 
larien  nur  Gap.  Aquisgran.  a.  803  c  9  Qp.  93).  Cap.  missor.  a.  808  c. 
11  (p.  97).  Cap.  Pipp.  a.  801-810  c.  4.  14  (p.  104).  Caroli  Calv.  Syn, 
Suession.  a.  853  c.  11  (p.  418).  Judex  publicas  abwechselnd  mit  co- 
mes steht  Gap.  Hlud.  II  a.  850  c.  3  (p.  406).  —  In  Cap.  Pipp.  a.  782 
—1{)2  c.  5.  7 — 9  (p.  43)  ist  judex  noch  in  dem  Sinne  der  altlango- 
bardischen  Rechtssprache  gebraucht.  —  Daneben  findet  sich  judex  für 
den  lierrschaftlichen  Beamten  (Note  4).  —  Vgl.  unten  §.  8. 

*)  Auch  dieser  Ausdruck  bezieht  sich  indessen  unter  den  Mero- 
vingem  insbesoudere  auf  den  Grafen.  Yg^  Chloth.  I  consi  a.  560  c 
11  (Pertsl»p.8):  Die  agentes  publid  sollen  die  Immunität  respectlreo; 
Edict.  Ghüp.  c  7:  agens  et  qni  mallat  ipsum  ad  dos  adducant 

«)  Waits  y.  0.  n,  2.  Aufl.,  8.  866.  m,  8.  84«.  17,  8.  131.  Yg^. 
OfrOrer,  Volksredite  I,  &  7  ft 
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Amtes  bemfene  Obrigkeit,*)  judicftre  Verwalten,  Regieren,«) 
judiciaria  potcstas  obrigkeitliclio  Amtsgewalt.  ")  Nur  durcli 
Nachwirkung  römischen  Spracli^^cbrauciis  kommt  verciii/olt 
schon  unter  den  iMerovingern ,  allgenieiner  unter  den  Karo- 
lingern auch  für  die  urtheilenden  Schöffen  der  Name  judex, 
Richter^  vor. 

Bie  jetzt  rdcfalich  fliessenden  Quellen  gewähren  andere  un- 
zweideutige Anhaltspunkte.  Schon  die  ersten  Zusätze  zur  Lex 

Salica,  welche  nach  alter  Ueberlieferung  nocli  ilcr  Zeit  unter 
Chlodwig  angehören ,  setzen  uns  in  den  Stand,  die  mit  der 


')  Als  Athanarich,  „pewäblter  Hcrzop"  der  Gothen,  im  Jahr  369 
an  der  Spitze  der  f^othischen  Fürsten  mit  doii  l'oinc'rn  über  den  Frie- 
den verhandelte,  lehnte  er  den  Titel  Konig'  ab,  und  verlangte 
jjllicbter"  genannt  zu  werden.  Köpke,  Dcuuche  Forscliiingen  (1859) 
&  110^112*  Der  „Richter**  bildet  als  die  AmtBobrigkeit  den  Gegenaats 
in  dem  kraft  seiner  adligsten  Abstammung  (nobilissimns  in  gente  sna, 
Greg.  Tut.  II,  9)  berufenen  König.  Ich  bm  der  Ueberxengnng,  dasa 
der  Ausdruck  principes  bei  Tacitus  im  Sinne  unserer  Vorfahren  nicht 
besser  als  mit  „Kichter"  wiedergegeben  werden  kann.  Vgl  Waits  V, 
G.  I,  S.  247. 

•)  Origo  Kcutis  Langohardorum  (Portz  IV,  p.  G45):  mortuns  est 
(Clcph),  et  judicavcruut  duccs  Lougobardorum  auuos  duudccim.  Cbromc. 
Gothan.  (eod.):  et  judicaTenint  jndiceaLangobardorom  sine  rege  Itallam 
annos  XU  Const  Wormat  a.  8S9  c.  4  (Perta  I,  p.  847) :  in  eligendis 
a4jntoribua  vestris  et  reipublicae  miniatris  qni  vice  vestra  popnlom  Dei 
regere  et  gubemare  atque  jndicare  debent.  —  Dem  entspricht  die  Wen- 
dung: de  rebus  suis  jndicare,  „Aber  seine  Sachen  verfügen,"  z.  B. 
Edict.  Liutpr.  101.  Abist.  14. 

')  Greg.  Tur.  X,5:  Animodi  vicarii  dolo,  qui  pa^nini  ilhuii  judiciaria 
regebat  potestate.  Urk.  Ludwigs  d.  Fr.  um  Öl4  (Sikcl  L  3b):  et  nuUus 
judex  pnblieos  vel  qoüibet  ezacter  jndidariae  poleatatia  ant  telonearins 
—  telonenm  ezaetare  praesumat  Ebenso  die  Urk.  Ludwigs  vor  829 
(Sickel  L  259):  nemo  fidelium  nostrorum  nec  qidslibet  ezactor  judidap 
riae  potestatis  nccnon  et  quilibet  telonarius,  und  früher,  TardifNr.  23 
(um  681)  =  Pardessus  dijd.  II,  p.  187:  nullus  quislibet  de  judicibus 
nostris  vel  de  telloucariis  nullo  tilloneo  —  requirere  nou  praesumatur. 
In  den  drei  letzttn  Stellen  bildet  der  tclonearius  zu  den  judices,  d.  h. 
zu  den  mit  öffentlichen  liegierungsrechten  betrauten  übrigkeiten  den 
Gegensatz.  —  Vgl.  Greg.  Tur.  IX.  412:  impulsu  judidario,  d.  h.  durch 
obrigkeitliehet  Einschreiten  von  Amtswegen.  Form.  Boa.  7  (Marc  I, 
8):  judiciaria  dignitas,  nAmlich  ducatas,  patridatus,  vel  comitatus. 
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Reichsgründnng  yollzogene  ümwillzung  zu  erkennen.  Sal.  71: 
De  niiiliere  vidua,  se  ad  alium  maritum  donare  voluerit 
—  in  mallo  judici  hoc  est  cornitc  aut  grafione  roget, 
und  von  einem  Act  der  streitigen  Gerichtsbarkeit  Sal.  73: 
De  hominem  inter  duas  villas  ocdsum  —  debet  judex  hoc 
est  comis  aut  grafio  ad  locum  accedere  —  debent  facere 
bargo  quinos  pedes  in  altum,  et  in  praesencia  judici s  ibi 
levare  corpus.  Et  debet  judex  nunciare  et  dicere:  —  vos  admallo, 
ut  in  niallo  proxinio  veniatis.  Eine  Reihe  von  anderen  Zeugnis- 
sen mei'ovingischer  und  karolingischer  Zeit  bekräftigt  das  hier- 
aus sich  ergebende  Resultat,  dass  in  mallo  jetzt  mit  ante  comi- 
tem  identisch,  dass  der  mallus  jetzt  ein  mallus  comitis  geworden 
ist.^  In  merovingischer  und  karolingischer  Zeit  ist  „an  das 
Gericht  bringen'  gleichbedeutend  mit  „an  den  Grafen  brinr 
gen**.*)  Die  Pflicht  deslnununitätsherm,  den  Dieb' aus  seiner 

*)  Edict  CShilp.  c.  7:  üi  prozimo  mallo  —  iuTitetur  grapbio.  Bib. 
32,  3:  ad  septimum  mallnm  —  ante  comitem  —  jorare  debet  Frede- 
gsr  c.  83:  Aenulfnm  eomitem  —  m  maOo  interfedt  —  G4».[Pipp.  aate 

7(>8  c.  7  (Pertz  I,  p.  31):  ante  comitem  in  mallo.  Gap.  Aquisgran.  a. 
817  Icp^ib.  add.  c.  3  (p.  211):  in  mallum  ante  comitem.  c.  10  (p.  212): 
in  mallo  publice  ad  praesentiam  comitis  veniant.  c.  15  (p.  213):  iu 
niallo  ad  praesentiam  comitis  se  adhramiat.  Cap.  leg.  Sal.  add.  a.  819 
c.  1  (p.  225):  mallus  comitis.  Gar.  G.  Edict.  Pist.  a.  864  c.  32  (p.  4%) 
vidni  condtes  in  ima  die,  ü  fieri  potest,  malliun  non  teneant.  Gar.  C. 
Cap.  Cnisiac  a.  873  c.  3  (p.  519):  maUnm  comitis«  —  Urk.  Ludw.  d. 
Fr.  T.  J.  815.(8ickel  L  41):  oomitiB  sni  maUom;  J.  819  (Sickel  L 
1 15^ :  in  mallo  Icgitimo  comitis.  —  YglFona.  Bob.  456  iL  und  die  Ur- 
kunden unten  Note  49  ff. 

»)  Grep;.  Tur.  Vitae  Patr.  8,  9:  Ein  Bettler,  dem  ein  Burgundio 
sein  crlicttoltcs  Geld  (sex  aurei)  gestohlen,  wendet  sich  an  den  ßischof 
von  Lyon.  Epiäcox>us  autcm  narravit  hoc  comiti:  judex  vero  vocatum 
Burgandionem  (den  Dieb)  peroonetari  coepit  — .  £b  folgt  gerichtliche 
Verhandlung  und  Urthefl  {reji,  nnten  Note  29).  Vita  S.  Eparchii  (saec. 
6)  c  9  (Mabill.  I,  p.268):  Ein  Bauer  in  Angoultoe  findet  seinen  Dieb. 
Et  cum  Ghramnulfo  comiti  ab  ipso  fuit  suggestum  — .  Mir.  S.  Dionysii 
(saec.  8  in  fine),  Mabill.  III,  2  p.  358:  Ein  presbyter  will  coloni  im 
Gau  von  Angers  für  das  Kloster  St.  Denis  vindiciren  —  Lantljcrtum 
comitem  adiit,  utque  eas  (lites)  justo  finirct  jndicio,  poposcit.  Urk. 
Ludw.  d.  Fr.  v.  J.  815  (Sickel  L  41):  ad  placitum  venire  jussus,  ad 
comitis  Bui  mallum  onmimodis  venire  non  recuseni 
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Immunität  au  das  (jiMicbt  aubzuUeferu,  er.sc)H,'iiU  in  der  Fass- 
ung: ad  oomitum  pladta  (latro)  praesentetur.  Der  Gerichts- 
bann  ist  Grafeabann,  der  Gerichtsfriede  Friede  im  plad- 
tum  Gomitis.  Die  Pflicht  der  KönigsvasaUeu,  im  Gericht 
Recht  zu  geben,  geht  auf:  res  ante  eomitem  defendere/') 
ebenso  die  gleiche  Ttiiclit  der  IJiscliöfc  aid"  ju>titi;is  facere  ante 
comiteni  suum. Das  >Y('ltlii  li('  (lericht.  Nvclt  hes  dem  f^eist- 
lichcu  seinen  Arm  leiht,  ist  das  Judicium  comitis, ''^)  gerade 

Cap.  Ilaristall.  a.  77*J  c.  9  (Pert/  I,  p.  34).  Vgl.  Cap.  in  lege 
Sal   mitt.  a.  803  c.  2  (p.  113).   Car.  C.  Gap.  Carisiac.  a.  b73  c.  3 

(p.  520). 

Cap.  lllud.  P.  a.  bl6  c.  ü  U'ertz  I,  p.  lÜG):  per  Uistrictiouem 
condtiB  ad  mallum  Teniant  Cap.  Aquisgran.  a.  817  legib.  add.  c  13 
(p.  213) :  per  eomitem  banniator.  Oap.  legi  Sal.  add.  a.  819  c.  5  (p. 
336):  a  comite  ad  mallom  sanm  addueator.  Oar.  C.  Gap.üarliiac  a.  873 

c.  3  (p.  519):-  banniatar  —  et  si  post  secundam  comitis  admonitionem 

ad  mallum  venire  noluerint  bannitionem  comitis.    Franc.  Cham. 

40:  Si  qiiis  comos  ad  placitum  suum  hoininom  l)annit.  Flodoanli  bist. 
Rem.  III,  20  (p.  535):  Ilinkmar  von  Uciiiis  schreibt  Hcitramio  comiti 
Tardunensis  pagi  —  pro  Ilaimoue  üdcli  suo,  quem  ideni  comes  ad  pla- 
citum Bimm  per  baaniim  voeari  jmserat  Urk.  Karls  d.  Kahlen  v.  J.  869 
(Bouquet  Yin,  p.  557) :  noUos  comes  —  In  pladtom  distringere  ladat. 
Yaissette  II,  Nr.  188  (a.  890):  comes  snas  Utteras  ad  Genesiom  nüsit, 
ut  ante  eura  ad  placitum  vcnieus  audiret  —  inquisitionem.  —  Cap. 
nioth.  I  Glonn,  a.  823  c.  3  (Pertz  I,  p.  234):  Volumus  ot  comitis 
nostri  liccutiam  habeant  inquisitionem  facere.  Cap.  Illud.  II  a.  850  c. 
3  (p.  40G):  inquisitiü  per  siicramentum  —  fiat,  et  per  quos  boc  inquiri 
melius  potuerit,  jusjurandum  dare,  cum  a  comite  convuntus  fuerit,  re- 
cusandi  non  habeat  potcstateoL  Urk.  Ludw.  d.  Fr.  v.  J.  814  —  825 
(Sickel  L  335) :  comes  loci  illlus  per  ?eram  inqnisitionem  fiidat  —  Tori- 
tatem  diceie.  Ebenso  Sickel  L  336.  —  Besp.  misso  coid.  data  a.  819 
c.  5  (Ports  I,  p.  337):  Yolomus  ut  comes  potestatem  habeat  m  pladto 
suo  facere  quae  debet,  nomine  contradicente. 

")  Resp.  misso  data  a.  819  c,  4  (Porte  I,  p.  221).  Cap.  Hlofch.  I 
ülonu.  a.  823  c.  5  (p.  234\ 

»•)  Cap.  Mantuau.  a.  781  c.  13  (Pertz  I,  p.  41).  Cap.  Pipp.  a. 
801—810  c  10  (p.  104). 

Cap.  HIoth.  I  Glonn,  a.  838  c.  7  (Ports  I,  p.  234).  Vgl.  Cap. 
Pipp.  a.  783-793  c.  6  (p.  48). 

»)  Cap.  episG.  a.  781  c.  8  (Ports  I,  p.  887).  Tgl.  Cap.  Hloth.  I 
Glonn,  a.  825  c.  1  (p.  848).  c.  5  (p.  349).  Urk.  Karls  d.  Gr.  t.  J.  807 
(Sickel  K  209). 
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wie  umgekelirt  das  weLtiiche  Gericht,  mit  welchem  das  geist- 
liche in  Gompeteozconflict  gei^th,  Grafengericht  ist.  Der 
ausserordentlichen  Gerichtsverwaltung  durch  die  missi  dominici 

in  vior  Monaten  des  Jalirs  steht  die  ordentliche  Cferichts- 
verwaltung  gc'f^euiibei- :  coteiis  vero  mcnsibus  uimsquis(iue 
CO  mit  um  placito  suo  habeat  et  justitias  faciat.  ^'^)  Der  Fall 
der  Rechtsverweigerung  durch  den  ordentlichen  Richter,  wel- 
cher die  Hülfe  durch  die  missi  nothwendig  macht,  ist  ge- 
geben, ut  quicumque  per  neglegentiam  aut  incuriam  vel  im- 
possibilitatem  comitis  justitiam  suam  adquirere  non  ]>o- 
tuerit.  Aü  den  König  soll  nach  karohngischer  Verfassung 
ein  Rechtsstreit  erst  gebracht  werden  können,  wenn  das  (le- 
richt  vergeblich  angegangen  ist:  das  Gericht  ist  das  Gericht 
des  Grafen^*);  die  causa  quaeadhuc  coram  comite  non  fuit, 
ist  die  Sache,  welche  noch  im  Gericht  nicht  zur  Verhandlung 
gebracht  ist^^  Die  Grafen  sind  die  Beamten,  denen  die 
Pflicht,  Gericht  zu  halten,  eingeschärft  wird*^);  die  Grafen 
die  Beamten,  an  welche  die  Bestimnmngen  über  den  Ort  der 
Gerichtsversammlung  sich  wenden.  2^^)  Wie  zur  Zeit  der  Lex 
Öalica  der  thungiuus  aut  centenarius,  so  steht  jetzt  der  Graf 
zu  den  Rachimburgen,  *f)  später  zu  den  Scabinen,  judices,  in 
organischer  Beziehung.  Gomitibus  et  judidbus  hoc  observan- 


»•)  Flodoardi  bist.  Rom.  III,  c.  26  (p.  52  t.  :Ai)),  vgl.  So  lim  in 
Dove's  und  Friedberg's  Zcitschr.  f.  Kirchner.  IX,  S.  lUi). 

")  Cap.  Aquisf^ran.  a.  812  c  8  (Pertz  1,  p.  174). 

Cap.  Aquisgran.  a.  825  cap.  missorum  c.  2  (Pertz  I,  p.  247). 
Vgl.  Car.  C.  Caj).  raissor.  a.  ÖG5  c.  12  (p.  502). 

»»)  Cap.  Pipp.  ante  768  c.  7  (Pertz  1,  p.  31).   Cap.  Mantuau.  a. 
781  c.  28  (p.  40).  Cap.  Wormat.  a.  829  alia  cap.  c.  15  (p.  852). 
Cap.  Aquisgraa.  a.  817  missor.  c.  25  (Perti  I,  p.  218). 

**)  Gap.  Aquense  a.  807  c  4  (Pertz  I,  p.  149).  Gar.  G.  GonT.  Cari- 
aiac.  a.  877  c  18  (p.  640). 

**)  Gap.  Mantoan.  a.  787  c.  4  (Perta  I,  p.  III  c  lo).  Gap.  Aquis- 
gran. a.  817  legib.  add.  c.  14  (p.  212).  Gar.  C.  Syn.  Sneasion.  a.  853 
mitBor.  c  7  (p.  419). 

*•)  Edict  GhOp.  0.  7.  Gap.  Pipp.  ante  788  c.  7  (Perts  I,  p.  8)), 
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dum  est,  ut  justc  jiidiccnt , **)  d.  h.  Grafen-  und  Schöffen- 
urtliL'il  ist  ixcriclitlirhc  Kiitsclu'iduni:.  Das  gericlitliclu!  Uitlieil- 
eiTüllun^'sg('löl)iiiss  wird  schlecht wc^^  als  stitisfacerc  tarn  coniiti 
et  judicibus  (luam  aversario  suo  bezeichnet,**)  das  gericht- 
üche  »Scheltea*^  als  increpare  coram  judicibus  vel  oomite,'^) 
die  gerichtliche  Abgabe  für  die  ausgestellte  notitia  als  Ab- 
gabe au  oomes,  scabinii  und  cancellarius.  Die  Scabinen 
sind  seine,  d.  h.  des  Grafen,  Scabinen.  Und  nicht  blos 
die  ScaltiiK'ii,  sondern  ebenso  die  Volksvcrsamiidung,  der  i)o- 
pulus,  theod.  Das  corani  omnibus,  welches  iu  der  Lex  Saliai 
auf  „Volk  und  thuuginus**  sich  bezieht,  bedeutet  jetzt  die 
GerichtsversammluDg  unter  dem  Grafen.  Der  conventüs 
populi  ist  die  unter  dem  Vorsitz  des  Grafen  versammelte 
Gerichtsgemeinde; die  non  minima  multitudo  Francomm, 
die  turbae  circurastantes,     die  picna  plebs  coujuncta,  alle» 

ConcU.  Cabmon.  II  a.  813  c.  21  (Mand  XIV,  p.  96).  Dass  unter 
den  jiidices  an  dieser  Stelle  scabini,  und  nicht  etwa  die  Unterbeamten 

des  Grafen  zu  verstehen  sind,  zeigt  der  Foritnini;:  MinistroB,  quos  vi- 
carios  et  ceutonarios  vocant,  juslos  habere  debenk 

Portz  1.  p.  H')  c.  10.    Vgl.  nuten  i;.  12. 

Cap.  in  lege  Sal.  mitt.  a.  .So:j  c.  1  iPeriz  1,  p,  11.'3). 

Cap.  niisso  data  a.  803  c.  2  (i'ertü  I,  p.  121).  Vgl.  Cap.  lUoth. 
1  Olono.  a.  828  e.  12  (p.  235). 

>•)  Gap.  ad  Theod.  viU.  a,  821  c.  5  (Perts  I,  p.  230):  snos  sca- 
bineoB. 

*•)  Greg.  Tur.  Vitac  Patrum  8,  9,  wo  es  in  Fortsetzung  der  oben 
Note  1)  citirten  Stelle  heisst:  Negavit  autem  (Borgiindio)  coram  Omni- 
bus.   Vgl.  Sal.  4*J,  oben  S.  iVX 

Vita  S.  AValurici  isaec.  7)  c.  8,  IJolland,  1.  April  p.  U):  mira- . 
culuui  in  cunveutu  pupuli,  iu  praeseutia  praeäidis  (des  vorher  geuanutcu 
Grafen)  praesentatam. 

Vita  8.  Amandi  (Baec.  7),  c.  12  (Mabill.  II,  p.  714):  comea  qni- 
dam  —  oongregata  non  minima  moltitadine  Francorum  in  urbe  Tomaco 
ad  diriraendas  resederat  actiones. 

'2)  Gref,'.  Tur.  Vitae  Patr.  8,  5:  das  Testament  des  Bischofs  Nico- 
tins von  Lyon  in  foro  delatum,  turbis  circumstautibus  a  judice  rose* 
ratuni  recitatuin<pie  est. 

'*)  Guerard  Polyptyque  11,  p.  34U  (a.  Öb8):  plena  plebe  conjuucta, 
iuluster  vir  Tentbolt  comitef  ibique  hi  eomm  presentia  — .  (Aetne 
Villa). 
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Dies  steht  jetzt  zu  dem  Grafen,  wie  iu  der  Vorzeit  zu  dem 
thungiiius  aut  ccntenarius  in  Bezielmn^^ 

Es  crliellt  zur  Genüge,  dass  unter  Mcrovingern  und  Karo- 
lingern das  Gericht  der  öffentlichen  Verfassung  Grafengericht 
ist.'*)  Der  Graf,  und  kein  Anderer,  ist  der  Richter  frän- 
kischen Rechts.**) 

Zur  vollen  Illustration  der  herausgestellten  Thatsache  ist 
es  nöthig,  an  den  Unistand  zu  erinnern,  dass  das  Gebiet  des 
frilnkischen  Keclits  mit  der  Grün<lunii-  des  fränkischen  Reichs 
durch  Clilodwig  ein  ganz  anderes  geworden  ist  als  zur  Zeit 
der  Lex  Salica.  Mit  der  fränkischen  Herrscliaft  hat  die  salisck 
fi^inkische  Gerichtsverfassung  die  Somme,  die  Seine,  die  Loire, 
die  Garonne,  die  Rhone  überschritten.  Nicht  blos  im  nörd- 
lichen Frankreich ,  welches  durch  salisch  fränkische  Einwan- 
derung ein  „Neufranken"  (Neuster) gewiürden  ist:  im  pagus 
reUaus^'),  im  pagus  Tardunensis  ^^),  im  Gebiet  von  Tour- 
uay^®),  Amiens *^),  Paris *^),  Meaux*=^),  Sens**),  Angers**), 


*«)  Begino  de  causiB  synoddiboB  (WasserBcbleben)  II,  c  III :  in 
seculari  judido,  id  est  in  eomitis  pladto. 

")  Waitz  V.  G.  IV,  8.  317:    „Der  Graf  bleibt  der  ordentliehe 
•    Riebtor,  auf  den  68  immer  zunächst  bei  Handhabung  des  Rechtes  an- 
kommt.'" 

»•)  Oben      2  Note  2. 

»')  Urk.  Karls  d.  ür.  v.  J.  781  (Sickel  K  8G). 
**)  Flodoardi  bist  Bern.  III,  c  2ti  (p.  535),  obeu  Note  11. 
*•)  Vita  S.  Amandi  (saec.  7),  oben  Note  31. 
Vita  8.  Walarid  (saec.  7),  oben  Note  80. 
rrk.  Ludw.  d.  Fr.  für  die  Kirche  Ton  Paris  v.  Jahr  810  (Si- 
ckel L  145),  oben  Note  a  -  Formeln  von  Paris  Boa.  202.  471.  481 
(Merkel  18.  30.  20). 

Greg.  Tur.  VIII,  18. 
")  Formeln  von  Sens  Roz.  390.  400.  4dG.  450.  472.  477.  470.  480.  . 
492.  498  (App.  Marc.  9.  40.  22.  32.  3.  6.  2.  5.  29  1;.   Auch  unter  dem 
vir  magnificns,  welcher  Boa.  486»  494  (Ai)p.  Marc.  83.  34)  als  mit  boni 
homines  an  Gericht  sitaend  genannt  wird,  ist  im  Zweifel  der  Graf  an 
verstehen. 

**;  Formeln  von  Angers  Roz.  457  403  (Andeg.  12.  40).  —  Mir.  8 
Dionysii,  Mabillou  III,  2  p.  351.  358  (saec.  8i.  f.),  vgl.  oben  Note  9.— 
IJrk.  Karls  d.  Gr.  v.  J.  807  (öickel  K  2o9). 
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sondern  ebentM)  in  Aquitanien:  im  Gebiet  von  Tours**),  Pol- 
tiers**)i  Clermont«'),  Angoul6nie*«),  Cahors"),  Albis»),  Tou- 
louses^); iiilUirguiul :  im  pagiLs  Atuariorum'^'^),  im  Gebiet  von  An- 
tun*^), Lyon^*);  in  der  Provence  in  Septinuinieu:  im  Gebiet 
von  Narbonue  ^»^j,  Nlmes  Carcassonne  Elne^^) ;  in  der  spa- 
nischen Mark  sehen  wir  den  Mnkischen  Grafen  mit  den 
Urtheilem  fränkischen  Rechts  sdne  ordentliche  richterliche 
Amtsthätigkeit  entwickeln.  Das  hdsst:  die  fränkische  Ge- 
richtsverfassung hat  nicht  blos  daaGebiet  römischen  Rechts,"*) 

««)  Greg.  Tor.  Y,  49.  YII,  47.  Mb*.  S.  Uart  UI,  58.  lY,  16.  35.  89. 

In  der  Regel  bezeichnet  Qregor  den  Grafen  hier  schlechthin  als  judex, 
vgl.  oben  Note  1.  Dem  entspricht  der  Sprechgebrauch  der  Formeln 
von  Tours,  voldio  den  Richter  als  judex  provinciae  (Roz.  119,  Sirm. 
24),  oder  sclilecbthin  als  judex  (Roz.  478.  491.  510,  Sirm.  42.  'M.  31  . 
i39),  als  venerabilis  vir  (Roz.  4M,  Sinn.  40),  illustris  vir  (Roz.  440,  Sirm. 
29;,  princeps  (Roz.  414,  Sirm.  27),  priuceps  loci  (Roz.  40ö,  Sirm.  28) 
bexeichneo.  Es  leidet  keinen  Zweifel  dase  damit  der  Graf  gemeint  ist, 
da  provincia,  locns  den  Gau  (vgl.  oben  §.  2  Note  43.  %.  5  Note  18)  be- 
zeichnet, und  principatus  in  merovingischerZeit  für  comitatua  gebrandit 
wird,  vgl.  Waitz,  V.  G.  II,  2.  Aufl.,  S.  395  Note  2.  3. 

*•)  Grep.  Tnr.  X,  21.  Besly  comtes  do  PoictOtt  p.  149  (a.  779).  p. 
*224  (a.  903).  p.  217  (a.  924).  p.  218  (a.  m>). 

*')  Greg.  Tur.  de  mir.  S.  Juliani  c.  IG.  l  orniel  von  Clermont  Roz. 
884  (Rai.  min.  3),  vgl.  Roz.  303  §.  2  (Bai.  min.  2). 

«*)  Greg.  Tor.  Y,  87.  YI,  8.  de  gloria  confBSS.  e.  101.  Yita  S.  Epar- 
chü  (aaee.  6)  c.  9  (Mabill.  I,  p.  268),  oben  Note  9. 

«•)  Cartulaire  de  Bcaulieu  Nr.  27  (a.  870). 

»»)  Vaissette  II.  Nr.  109  (a.  878). 

»•)  Vaissette  II,  Nr.  142  (a.  898). 

")  P(  rard  p.  14  (a.  816). 

•»)  Perard  p.  33-36  (saec.  9). 

•*)  Greg.  Tur.  ViUe  Patr.  8,  5.  9,  vgl.  oben  Note  9.  29.  32. 
••)  Oben  Note  83. 

•«)  Yaissette  n,  Nr.  7  (a.  791).  Nr.  76  (a.  862). 

")  Mönard,  prenves,  chartes  Nr.  1  (a.  876).  Yaissette  II,  Nr.  133 

(a.  890). 

")  Vaissette  II,  Nr.  120  (a.  883). 

")  Ba]uze,MarcaHisp.  p.  7(]9.  Nr.  5  (a.  832).  p.  79G.  Nr.  34  (a.  874). 

••)  tJaluze,  Marca  llisp.  p.  779  Nr.  lü  (a.  843).  Baluze  Capp.  II,  p. 
1489  (a.  869).  p.  151 1  (a.  884). 

Aquitanien  kann  als  Beprisentant  rein  romaniscken  Landes 
gelten,  Roth,  B.  W.  8.  62. 
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sondern  ebenso  das  des  burgundischen  und  des  westgotbischen 
Rechts  sich  unterworfen.  In  Burgund  mag  diese  Entwickelung 

durch  das  allmälige  Vei'schwinden  des  von  vorne  herein  nume- 
risch seil  wachen  burgundischen  Stammes  erleiclitert  sein.*^^-) 
In  Septimanien  und  in  der  spanischen  Mark  hat  sie  sicli  trotz 
des  Vorhandenseins  einer  dichten  gothischen  Bevölkerung 
durchgesetzt  Nur  der  gothische  Gerichtsbüttel,  sajo,  und  die 
Berufung  der  Schöffen  auf  den  Uber  legis  als  die  Norm  ihrer 
Entscheidung  erinnert  daran,  dass  w  uns  hier  in  dem  Gel- 
tungsgebiet der  Lex  Wisigothonim  befinden.**)  Die  römische  Be- 
völkerung, in  Aquitanien  und  über  Aquitanien  hinaus  noch  com- 
pact angesiedelt,  hat  sich  in  Bezug  auf  die  Gerichtseinrichtungen 
völlig  in  die  trunkische  Verfassung  gefügt.  Noch  jetzt  geht  die 
herrschende  Ansicht  dahin,  dass  wenigstens  für  die  freiwillige  Ge- 
richtsbarkeit die  römische  Stadtverfassung  em  Stück  der  Öftent- 


")  Rib.  31, 3.  36, 2.  Roz.  7  (Marc.  1, 8).  Greg.  Tur.  Vitae  Patr.  8,  9  (oben 
N(ite  9)  geschieht  der  Burgunder,  ebenso  später  Adm.  gen.  a.  789  c.  03 
(Pertz  I,  p.  63)  der  Guntbodinpi,  Cap.  AqniPf^'ran.  a.  813  pracf.  (p.  182), 
Hinem.  üpp.  II,  p.  234  des  l)urgiindischcn  Hechts  (lex  (Jundobada)  Erwäh- 
nung; dochheisst  es  beiAgobard  (starb  840)  in  seiner  Streitschrift  gegen  das 
burgundisehe Recht  (Baluze  Opp.  Agob.  I,  p.  113):  cujus  legis  honiineB 
soDt  i>erpaiici,  und  dem  entsprechend (p.  IIS):  hftnfig  Oplenmqne)  seien 
(in  Burgund)  fünf  Menschen  beisammen,  et  nuUns  eorum  comnranem 
legem  cum  altere  habeat.  In  der  Urkondensammlung  von  P^rard,  welche 
den  nördlichen  Tlleil  Burgunds  beherrscht,  findet  sich  keine  Spur  von 
burgundischer  Nationalität  oder  burgundischem  Recht.  Das  fränkische 
Recht  steht  hier  in  fast  ausschliesslicher  Geltung.  Nur  die  l'rknnden- 
clauseln  (cum  stipulatione  subnixa),  und  dass  Vcrmächtniss  in  dem  Te- 
stament des  Grafen  Blccard:  Waltario  cpiscopo  pacto  Romano  libro 
(P^nird  p.  26)  erinnern  an  das  römische  Recht.  Es  ist  bekannt,  dass 
der  nördliche  Theil  Ton  Burgund  spiter  zum  pays  de  droit  contamier 
gehörte. 

Das  westgothische  Recht  beschränkt  die  Competenz  dos  Volks- 
gerichts auf  die  im  Gesetzbuch  entschiedenen  l'älh',  unten  Hand  II. 

Noch  Ende  des  10.  Jahrhunderts  wird  im  Koussillon  nach  der 
Lex  Wisigotborum  geurtheilt,  Baluze  Marcallisp,  Nr.  143  (a.  994):  ju- 
dices  dixemnt:  in  lege  reperimos  scriptum,  folgt  ein  Gitat  aus  Wis.  II, 
4^  2.  Vgl.  Yalssette  m,  Nr.  29  (a.  942):  Mnltum  dedarat  anctoritas  et 
lex  Romana  et  Gotha  siTe  Salica. 
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liehen  Verfassung  im  Mnldschen  Reich  geworden  sei.  Es  wird 
sich  später  Gelegenheit  finden  zu  zeigen,  dass  von  dem  altiai 
romischen  Recht  nnr  der  Klang  der  Namen,  nicht  die  Sadie 

erlmltcn  ist.  In  jranz  Frankreich  ist  das  öffentliche  llecht  in 
allen  seinen  Tlieilen  tVänkisclie.s  Recht. 

Mit  dem  saüsdi  fränkischen  hat  das  hbuanscbe  liedit 
einen  vollkommen  gleichen  Kntwickelungsgang  genommen. 
Sobald  wir  in  der  Lex  Rihuaria  das  Recht  des  ribuarischen 
Stammes  kenn^  lernen,  weist  es  uns  ebenso  wie  das  salisch- 
fränkische  den  Grafen  mit  den  Rachimburgen  als  die  Organe 
der  Gerichtsverfassung  auf.  Ks  hat  auch  in  der  Folgezeit 
an  dieser  Stelle  kein  Unterschied  zwischen  der  Vcrfassunj; 
der  beiden  1' rankenstänime  sich  ergeben.  In  das  Geliiet  un- 
serer Darstellung  füllt  ausser  Frankreich  auch  das  ganze, 
Uber  Maas,  Mosel,  Main,  Neckar  sich  erstreck^de  ribuansche 
Land.«') 

Unten  Hand  II. 

Nur  in  der  Brotagnc  wird  das  Eindringen  der  fränkischen  Go- 
ru  litsvert'assung  lür  diese  Zeit  noch  durch  die  factischc  l  naldiängipkoit 
der  keltischen  BevülkcruDg  unter  eignen  „Königen"  verzügcrt.  Die 
einzelnen  plebes,  d.  h.  den  frftnkiselien  Hnndeitscbalten  entsprechende 
Gebiete  (s.  B.  in  pago  Venediae^  fai  condita  plebe  Carantoer,  in  loco 
N.),  bilden  nnter  erblichen  H&optlingen,  welche  keltisch  machtiem,  latei- 
nisch tyrannns,  princeps  heissen,  selbständige  Gerichtssprengel.  Eine 
dem  fränkischen  Grafen  entsprechende  OI)rigkpit  fehfl.  Dap;ecfen  ist  das 
Privatrecht  in  der  Bretagne  bereits  vollkoniiiien  fränkisch.    Der  Gegen- 
satz von  alodum  und  bcneficium,  die  Tradition  dnn  h  dt  n  Rasen  und 
durch  die  festuca,  die  fidejussores  vcstiturae,  die  rechte  Gcwere,  ilie 
dentsch-rechtlicbe  Pfaodsatzung  und  Anderes  findet  sich  hier  som  Theil 
besser  als  irgendwo  sonst  fbr  unsere  Zeit  nrkondlich  belegt.  Die  lokale 
Fftrbang  bekundet  sich  daneben  in  keltischen  BoefatsansdrOcken,  z.  B. 
h&nfig  dilisidi  fflr  fidejussores  vestitiirae  (nach  De  Conrson  histoire 
des  penples  Bretons,  184(3,  I,  p.  437  heisst  dillat  im  armorikanisclien 
Diniert  ,,KI(Mdiin<,'"),  encjnvert  'd.  h.  nach  ,  I)  e  Con  rson  I,  p.  41(5  pre- 
tinin  viruinitatis)  für  die  Morgengahe,  und  in  Fonr.eln  wie:  rehertragung 
eines  Grundstückes  zu  vollem,  frei  vcräusscrlichcni  Kigenthuni,  sicut  de 
trans  mare  snper  ecapulas  snas  in  sno  sacco  detnlisset.  —  Vgl.  Cartolaire 
de  l'abbaye  de  Bedonen  Bretagne,  publik  parA.  de  Conrson.  Paris  1863. 
*^  In  dem  Sendrecht  der  Hain-  und  Bednitiwenden  (Tgl.  Dove 
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Nur  Sachsen,  Alamannien,  Baiero  und  Italien  weisen 
eigenthümliche  Gerichtseinrichtungen  gegenüber  der  fränki- 
schen Verfassung  aitf.  Und  auch  hier  besteht  die  £ntwicke- 
lung  in  einem  gegen  einander  Wirken  des  einheimischen 

und  des  fränkischen  Hechts.  Ueber  Sachsen  lüftet  sich  in  der 


Zeitflchr.  f.  deutsch.  Recht  XIX,  S.  382  if.  Zeitschr.  Ar  Eircheiirecht, 
▼OD  DOTB  mä  Friedberg,  IV,  S.  157  ff.  gegen  Merke]  bei  Pertz  III, 
p.  255.  486)  hoisst  os:  Sciavi  vel  ceterae  nationea,  qui  ncc  pacto  nec 
Icgo  salirn  (Merkel:  sancta,  dagegen  Dovc  a.  a.  0.  IV,  S.  IGO  Note 
10)  utnntnr.  Dove  a.  a.  0.  XIX,  S.  393.  3fH.  IV,  S.  175  meint,  dass 
pactiis  hier  im  Gej^ensatz  zu  lex  das  ungeschriebene  Gcwohnlieitsrccht 
bedeute ,  also :  „die  weder  nach  ungeschriebenem  nocli  nach  dem  ge- 
schriebenen  saliachen  Becht  leben/*  Es  hängt  damit  seine  Ansicht  za> 
sammen,  dass  .am  Main  salisches,  nicht  ribnarisches  Becht  gegolten  habe. 
Es  ei^ebt  sich  indessen  nmgelcehrt,  dass  lex  (ewa)  technisch  das  unge- 
schriebene, und  pactus  technisch  das  gesclirioltone  Recht,  bedeutet.  Nur 
das  Letztere  ist  das  „vereinbarte",  aussei lirh  fr stL'estellte  Recht.  Vgl. 
oben  Note  C2:  pacto  Romano  libro;  Pcrtz  III,  p.  235:  In  pacto  Ba- 
wariorum  quedam  desuiit,  qiic  in  pacto  Alamannorum  habentur;  Rnj, 
17,  4:  discordaut  nostri  judiccs  de  pacto.  Synod.  Aschaiin.  c.  4:  prc- 
cessorum  Testrorom  depicta  pactas.  Pertz  in,  p.  84:  Incipit  pactus  lex 
AlamauBoram  („es  beginnt  das  vereinbarte  alamannische  Bedit**).  Et 
aic  convenit.  Meidielbeck  Nr.  27  (p.  43) :  territorinm  —  suis  amisit  cal- 
pis,  ut  Bajoariorum  continct  lex  atque  ^kCtus,  „nadi  bairischem  Recht 
und  Gesetzbuch  (Baj.  2)."  Es  wäre  also  umgekehrt  zu  verstehen:  „Die 
weder  nach  geschriebenem  noch  nach  ungeschriebenem  salischen  Recht 
leben."  Aber  salica  ist  nur  auf  lex,  nicht  auf  pactus  zu  beziehen.  In 
jedem  btummesgebiet  wird  die  demselben  angchörige  Rechtsaufzeichnung 
als  pactoB  schlechthin  bezeichnet,  z.  B.  Synod.  Dingolv.  c  9  (Pertz  DI, 
p.  460):  tres  cansas  qoas  in  pacto  scribentur,  womit  Bd^.  2,  1  gemeint 
ist.  Ebenso  Begino  de  cansis  synodalibns  I,  c.  416  i.  f. :  Scriptum  quippe 
est  in  pacto  Francorum ,  und  folgt  darauf  in  c,  714  unter  der  Ueber- 
schrift:  ex  pacto,  der  Text  von  Rib.  5B,  1.  4,  dann,  im  Gegensatz  dazu 
c.  418  unter  der  L  eberschrift:  ex  leije  Romaua,  die  c.  un.  C.Theod.  de 
manumissis  in  cccl.  4,  7.  Im  ribuarischen  Reclitsgebict  ist  die  Lex 
Ribuaria  der  pactus  schlechthin.  Genau  dem  entsprechend  sagen  die 
obigen  Worte:  „welche  weder  das  ribnarische  Gesetzbuch,  noch  das 
*  salische  Becht  kennen.**  Dem  pactus,  dem  Bechtabuch  dieses  Gebiets, 
ist  das  salische  Recht  alz  das  dem  ribuarischen  rerwandte  Stammesrecht 
zur  Seite  gestellt.  So  wird  das  c  itirte  Zeugniss  für  das  Maingebiet,  des- 
sen gesammto  spätere  Entwiekelnn?  ribnarisch  fränkisch  ist,  nicht  ur- 
sprüngliches saliscbes  Recht  beweisen  können. 
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Zeit  der  Einverleibuiig  nur  wenig  der  ttber  den  altsSchsisdien 
Einrichtungen  rubende  Schleier.  Sobald  unsere  Kunde  eine 

eingehondcrc  wird,  hat  die  fränkische  Gerichtsverfassung  be- 
reits den  iiiil)(Miingten  Sieg  davon  getragen.  In  Alamannien 
ist  schon  unter  den  Merovingern  ein  Strom  fränkischen  Ucclits 
in  die  alamannische  Gerichtsverfassung  eingedrungen.  Nur 
einzelne  Bruchstücke  treten  als  ursprünglich  alamannisch 
hervor.  Die  karolingische  Zeit,  den  ahunannischen  judex 
durch  die  fränkischen  Scabinen  beseitigend,  hat  auch  diese 
vernichtet.  Die  bairische  Gerichtsverfassung  unterscheidet 
sich  <ladurch,  dass  ihr  Widerstand  gegen  das  fränkische  Kecht 
ein  intensiverer  gewesen  ist. 

Italien,  wo  das  langobardischc  Hecht  unter  einheinii- 
achen  Königen  sich  bereits  zu  voller  Blüthe  entwickelt  hatte, 
ffleht  durch  die  Einführungen  des  fränkischen  Orafenamts 
die  Spitzen  seiner  alten  Einrichtungen  gebrochen/®)  und 
seine  Gerichtsverfassung  in  die  Gliederungen  des  fränkischen 
Systems  gebracht.  Nur  die  angeborene  Zähigkeit  des  lango- 
bardlschen  Rechts  und  die  verliältnissmässig  kurz(;  Dauer 
der  Verbindung  mit  dem  fränkischen  Reich  hat  hier  eine 
im  Wesentlichen  die  früheren  langobardischen  Grundgedan- 
ken fortführende  spätere  Entwickelung  ermöglicht. 

So  hat  mit  der  fränkischen  Eroberung  in  gewissem  Maasse 
nicht  hhs  das  fränkische  Staatsrecht,  sondern  auch  die  frän- 
kische Gerichtsverfassung  Schritt  gehalten.  Neben  dem  Haupt- 
lande,  Frankreich  und  den  besten  Tbeil  Dcutsclilands  unifassend, 
in  welchem  die  fränkische  Entwickelung  ihren  eigentlichen  Sitz 
hat,  ergeben  skh  die  übrigen  Theile  des  fränkischen  Reichs 
als  Nebenländer  auch  für  die  Gerichtsver&ssung  fränkischen 
Rechts.  Gerade  die  uns  hier  interessirende  Thatsache,  die 
Stellung  des  Grafeoamts  zur  Gerichtsverwaltung,  bat  mit  dem 


**)  Dem  entsprechend  haben  oben  die  BeBtimmnngen  der  italiiehen 
Capituluien  ohne  Wefteres  für  die  Stellung  des  Gra£ni  in  der  frftnki' 
Beben  Gerichtaverfossnng  verwertbet  werden  kOnnen. 
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ffftukischen  (jffentlicfaen  Becht,  dessen  Trilger  vor  Allem  gerade 

der  Graf  war,  für  das  gcsammtc  fränkische  Reich  Geltung 
gewonnen.  Der  Satz,  nach  welcliem  der  Graf  der  Richter  der 
öft'entlichen  Verfassung  ist,  gehört  nicht  blos  dem  fränkischen 
Stamniesrecht,  sondern  dem  fränkischen  Reichsrecht  an. 

Der  König  ist  mit  der  ReichsgrUndung  auch  auf  dem 
Gebiet  der  GerichtSTerfassnng  Souverän  gew(»den.  Er  setzt 
seinen  Didier,  den  Grafen,  zum  Bicbter  ein. 

In  Folge  dessen  wird  die  Trennung  der  vollstreckenden 
und  tler  Gerichtsgewalt  im  fränkischen  Reich  beseitigt.  Der 
Graf  ist,  wie  schon  zur  Zeit  der  Lex  Salica,  der  Executor 
des  Königs  für  die  Einkünfte  aus  öftentlich  rechtlichem 
Titel:  Steuern,  Zölle,  Strafgelder  (fredus,  bannus)®*).  Der 

••y  Roz.  7  (Marc.  I,  8):  Carta  de  ducato  et  patriciato  vel  cornitatu: 

—  quicquid  de  ipsa  acdoae  in  fisci  ditionibus  speratur,  pro  vosmetipsis 
annis  singalis  nostria  aerariis  inferatar.  Weitere  Belege  bei  Waita 
y.  G.  Ii,  2.  Aufl.  S.  628.  lY,  S.  144->146.  Dm  Lex  8al.  71:  (grafto) 
aehasiam  —  parti  fisd  adqitirat  Cap.  Aquisgran.  a.  817  legib.  add.  e. 
10  (Pertz  I,  p.  212):  tcrtia  (pars)  pro  frcdo  solyatar;  statt  dessen  einige 
Handschriften  (Portz  1.  cit.  not  a):  tcrtia  comitis  est.  Vita  S.  Germani 
Paris,  auct.  Veiiant.  Fortun.  c.  30  (Mabill.  1,  p,  238):  der  Graf  von 
Avalon  hat  -wogon  der  von  ihm  für  den  Fiscus  zu  erhebenden  Straf- 
forderungen rei  in  Schuldhaft,  vgl.  Greg.  Tur.  de  mir.  S.  Mart.  IV,  26. 

—  Einbarti  einst  87  (a.  8:28-- 840),  Jaff^  IV,  p.  466.  Der  Graf  Poppe 
hUt  swei  panperea  in  Sdraldhaft  wegen  des  für  FontfreTel  au  ent- 
richtenden ffönigabanns.  —  Urk.  Karls  d.  Kahlen  v.  J.  858  (Bouqnet 
VIII,  p.  551):  neque  comes  —  frrdas  exigat.  —  Vita  Geraldi  comitis 
Auriliac.  (sacc.  10  in.)  c.  31.  32  (Bolland  13.  October  p.  309):  der  Graf 
erhebt  das  augnicntum  wadii,  d.  h.  den  fredus  von  der  Busse  für  Nicht- 
erfüllung der  fides  facta.  —  Roz.  733  (.bairisch):  der  Graf  erhebt 
die  öffentliche  Strafe,  vgl.  ßoz.  732.  —  Rib.  89  verfügt  für  einen  be- 
sonderen Fall,  dasB  der  firedns  nicht  an  den  Grafisn  (illi  judici,  coi  cul- 
pam  commisit),  sondern  an  die  gegnerische  Parthd  (illi  qni  solntionem 
recipit)  an  Gunsten  des  Fiscns  (fisco)  gezahlt  werden  soll.  Der  Aus- 
dmdc:  illi  judici  fordert  nicht  als  Gegensatz  einen  anderen  judex.  Ille 
(franz.  le  ;  steht  hier,  wie  sonst,  in  drr  Function  des  bestimmten  Artikels, 
vgl.  Alam.  Hloth.  11,2:  illuni  ducem.  Baj.  2,  14:  comiti  illo.  Cham. 
3*5:  ille  comes,  und  ist  daher  illi  jndici  mit  judici  identisch.  —  Don 
Gegensatz  zu  den  öffentlichrechtlicheu  Einkünften  des  Königs  bilden  seine 
Einkfinfte  ans  den  Dom&nen,  welche  nicht  vom  Grafen,  sondern  vom 
domesticus  erhohen  werden,  oben  9.  2.  ' 

flohm,  AIMtontMih«  Bddw-  n.  CteHditsrofiMainia  I.  IX 
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Gral  ist,  wie  gldcbfialls  schon  zur        der  Lex  Salica,  der 

Ezecutor  des  Prooesses,  für  die  Execntion  progen  die  Person 
wie  für  die  Execution  gegen  das  Xennügeii."' j  Aber  der  Graf 
ist  zugleicli  jetzt  Vorsitzender  des  (Jerichts.   Die  Executioa 
des  Processes  ist  gerichtliche  £xecutioQ. 

Die  Acbt  gegen  den  oontumaz  kann  nach  der  Lex  Salica 
mir  Yom  Konig  gesprochen  werden.^*)  Aach  in  menmngischer 
Zeit  ist  die  Acht  anaschliesslich  Königsacht  Es  hängt 
damit  snsammen,  dass  die  Strafe  für  Beherbergung  des  Geäch- 
teten von  den  15  solidi,  welche  das  Volksrecht  ansetzt,"*)  auf 
60  solidi,  d,  h.  die  Strafe  des  Königsbamis,  sich  erhöht.'^) 
Erst  unter  Karl  d.  Gr.  tritt  die  Grafenacht  neben  die  Königs- 
acht,    und  zugleich  die  voUEsrechtliche  Bosse  von  15  solidi 


^)  Eine  Beihe  tob  Belegen  ans  meroTiagisdier  Zdt  hat  Waits 
V.  0.  n,  3.  Anfl.,  8.  871  Note  4  gesammelt  Dam  Sal  67.  97.  dot. 

95.  273.  303.  355.  Decr.  Childel).  a.  596  c.  4.  7.  8.  (Pertz  I,  p.  9.  10). 
Vita  S.  Emani  c.  9  (Bolland  IG.  Mai  p.  i">97).  Vita  S.  Fidoli  Troc.  c  18. 
19  (Mab.  I,  p.  '2(K)).  —  Für  die  knrolinfrische  Zeit  Cap.  Mantuan. 
a.  787  c.  19  (Pertz  I,  p.  III).  Aqiiisoran.  a.  813  c.  13  (p.  188).  Glonn, 
a.  823  c.  4(p.  234).  Wormat.  a.  b2y  pro  lege  liab.  c.  3  (p.  353).  Cari- 
Biae.  a.  878  c  1.  8  (p.  519)  o.  s.  w. 

Ediet.  Chüp.  c  7.  Sal.  nor.  19.  Bib.  81.  51.  84.  Cap.  Ifantaan. 
dt  (Note  70).  AquiBgran.  a.  817  legib.  add.  e.  11.  12  (Perta  I,p.212). 
Glonn,  a.  823  c.  8  (p.  234).  a.  825  c.  2—4  (p.  251).  Conv.  Valent.  a. 
853  c.  3  (p.  422).  Edict.  Pist.  a.  8G4  c.  6.  7  (p.  489.  im.  Cap.  Cari- 
8iac.  cit  -  Vgl.  oben  §.  5  Note  11,  und  Greg.  Tor.  lY,  47.  Koz.  284 
(Lind.  171). 

»')  Gben  S.  98. 

Edictw  Ghilp.  c.  9:  nobiscnm  adeotent  et  ipsum  mittemoB  foras 
nostro  sermone.  Greg.  Tor.  Y,  60:  Leudast  ist  geichtet:  cnm  aodisset 

edictum  regis,  ut  a  nnllo  eoll^retar.  VHa  8.  Golumbani  (saec  7)  c. 
41  (Mab.  n,  p.  22):  dem  geftchteten  Golumban  werden  heimlicb  Lebens- 
mittel zugewandt,  regis  timoro,  ne  regis  iram  incurrerent  Vgl.  Greg. 
Tut.  IV,  18.  VIII,  18.  Roth,  Benef.  S.  141  Note  130. 

»*)  Sal.  55.  5G.  69. 

")  Rib.  87.  Cap.  Pipp.  Compend.  a.  757  c.22  (Pertz  I,p.  29).  Cap. 
Pipp.  ante  768  e.  1  (p.  81). 

f*)  Cap.  Aflnisgrao.  a.  809  e.  4  (Perta  I,  p.  i66>:  Ut  comes  qoi 
latronem  in  forbanno  miserit,  vicinis  snis  comitibiis  notum  fitdat  Cap. 
Aqoisgran.  a.  818  cl8  (p.  188):  8ed  si  bannns  ei  jadicatus 
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wieder  nd)eD  den  SSoigsbann.  Seit  Karl  d.  Or.  giebt  es 
neben  der  Reichsaclit  eine  Gerichtsacht  (N'eifostung). 

Die  Gerichtsvei-fassung  tritt  wieder  in  den  Vollbesitz  der 
Mittel  der  Gerichtsverwaltung  ein,  weil  die  königliche  Gewalt 
nicht  mehr  in  Conflict  mit  der  Gerichtsgewalt  steht. 

Aber  die  im  Gerieht  gehandhabte  Gerichtsgewalt  steht 
mit  der  Königsgewalt  nicht  auf  gleicher  Stufe.  Der  Gegen- 
satz! der  Gerkhtsgewalt  und  der  Königsgewalt  ist  für  die 
Zeit  des  fränkischen  Iieiclis  durdi  fieu  Gegensatz  der  gräflichen 
und  der  königlichen  Gewalt  f^e.ijehen. 

Den  Gegensatz  der  gräflichen  und  der  königlichen  Gewalt 
ergiebt  die  Thatsache,  dass  dem  Grafen  die  Ausübung  könig- 
licher Bechte  niu:  in  bestimmten  Gränzen  Übertrags  ist. 
Der  Gral  hat  nicht  die  plenitudo  potestatis ,  sondern  ein  ver^ 
fftsstengsmässig  bestimmtes  Mass  von  Bechten  ausznttben.  Der 
Graf  ist  nicht  der  König  seines  Gaus,  sondern,  seinem  Namen 
entsprechend,''^)  der  Diener  des  Königs  für  den  Gau.  Der 

faeriti  banno  pemcto  (^nachdem  die  Terfestnog  Ton  Bichter  Tollzogen 
ist**),  stet  in  eo  Interim,  nsque  dam  comiti  et  eo  qui  damorem  vel 
causam  ad  cum  Kabnit  (Pertz  ergänzt:  satisfcccrit)  et  tunc  sit  foris 
bauno.  Die  Stellen  ergeben,  dass  bannus  und  forbannus  glciclibedeu- 
tende  Ausdrücke  sind,  vul.  oben  S.  109  (forbannirc  bedeutet  in  karolin- 
giscber  Zeit  nur  verbieten,  Cap.  Haristall.  a.  779  c.  18.  Synod.  Pist. 
a.  862  c.  3,  Pertz  I,  p.  38.  481,  während  es  früher,  gerade  wie  ban- 
nire,  auch  die  Bedentung  gebieten,  hat,  Zeitschr.  f.  B.  6.  V,  S.  417). 
Bannns  im  Sinne  von  Yerfestong  findet  sich  anch  in  Gar.  G.  Gonv.  At- 
tin.  a.  864  c  8  (Pertz  I,  p.  433):  in  banno  et  in  poenitentia  missi.  — 
Vgl.  femer  Car.  C.  Conv.  Silvau.  a.  853  c.  6  (Pertz  I,  p.  424).  Edict, 
Pist.  a.  864  c.  6  (p.  490).  Cap.  Carisiac.  a.  873  c.  1.  3  (p.  519.  520.) 

")  Cap.  Aquispran.  a.  809  c.  3  (Pertz  1,  p.  155),  unmittelbar  vor 
der  in  Note  76  i.  A.  citirten  Stelle:  De  latrone  forbannito,  ut  Uber 
homo  ^ui  eum  suscepit,  15  solides  conponat.  —  In  den  Note  76  a.  E. 
citirten  Gapitularien  Ton  Karl  dem  Eablen  vird  anf  das  Beberbergen 
und  Verbergen  des  latro  forbaonitns,  als  anf  Infidelitat  nnd  Theil- 
nabme  am  Verbrechen,  Todesstrafe  gesetzt,  nach  Massgabe  von  Cap. 
miss.  a  806  c.  2  (Pertz  I,  p.  146),  vgl.  Sal.  97,  2  und  unten  Note  125. 

")  Oben  S.  18  flf.  —  Anders  Waitz  V.  G.  II  (2.  Aufl.)  S.  3G9.  419, 
wo  der  Graf  als  „Vertreter  der  königlichen  Machtvollkommenbeit",  und 
zwar  „für  den  ganzen  ümfaug  der  ihm  (dem  König)  zustehenden  Ge- 
walt" aufgefasBt  wird. 

11* 
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Diü  Verfassung  des  fränkischen  Reichs. 


Graf  ist  nicht  das  Alter  Epo  des  Königs ,  sondern  Beamter 
unter  dem  Könijx.  Die  grätliche  Regierung  vennag  für  den 
Gau  nicht  die  Ret^iLMung  zu  sein.  Die  gniHiclie  Ri^gie- 
lUDg  setzt  eine  neben  ihr  thätige,  Impuls  und  Ergän- 
zung gewährende  königliche  B^ierung  voraus.  Die  gräf- 
liche Regierang  ist  subalterne  Regierung^  Dadurch  unteiv 
scheidet  sich  der  Graf  yon  dem  Stammesherzog.  Das  Stammes- 
herzogthum  ist  Vicekönigthum.  Der  Stammesherzog  ersetzt 
den  König  für  sein  llcizogthum.  Der  Stammesherzog  liat 
die  Vollgewalt  des  Königs  zu  Ycrwalten.  Das  Grafentluim 
gewährt  eine  Stellung  unter  dem  König ;  das  Stammeshcrzog- 
thum  eine  Stellung  dem  König  gleich.  Die  Ottonen  suchen 
die  Stammesherzogthttmer  jan  die  Glieder  'ihres  Hauses  zu 
bringen;  das  Grafenthum  steht  unter  dem  Bange  des  könig- 
lichen Geschlechts.^*)  Es  hängt  damit  zusammen,  dass  das 
Stammesherzogthum  den  König  von  seinem  Gebiet  ausschliesst, 
während  das  (irafenthum  Mittel  der  köuiglichen  Kegieruug 
ist.  ö«) 

Auf  dem  Gebiet  der  Heerverfassung  tritt  die  unselb- 
ständige, subalterne  Stellung  des  Grafen  auf  das  Deutlichste 
henror.  Der  Graf  ist  nicht  berechtigt,  zum  Heerzug  aufzu- 
bieten. Das  Aufgebot  zum  Heer  ist  königliches  Vorrecht. 
Dem  Grafen  liegt  nur  ob,  das  königliche  Aufgebot  zu  ver- 
künden. Der  Heerbann  ist  Kiinigsbann.  Nicht  einmal  die 
Eintreibung  des  verwiikten  Ueerbanus  ist  gräfliche  Amts- 

Ein  Ausnahrasfall  findet  sich  Ende  des  9.  Jahrliiinderts.  Karl, 
Sohn  Ludwigs  d.  Deutseben,  war  Graf  vom  Breisgau,  vgl.  Wartmann  II, 
Nr.  651.  568.  665  (a.  870.  871). 

*^  Das  frinldache  Amtahenogtbum  der  merovingischeB  Zeit  anter- 
■eheidet  sich  Ton  den  Stammeshersogthoiii  gerade  dadurch,  dass  es  nnr 
gräfliche,  nicht  viceköniglichc  Rechte  gewährt 

Vgl.  Greg.  Tur.  VII,  42:  der  Heerbann  wird  gezahlt,  quod  regis 
imperium  neglexistis.  Cap.  raiss.  a.  802  c.  12  (Portz  I,  p.  97) :  Der  Be- 
fehl zum  Ilcorzug  ist  nostra  jiissio.  Cap.  Wid.  a.  889  c.  4  (Pertz  1,  p. 
557):  üi  igitur  ex  praeccpto  imperiali  conies  loci  —  arimannos  hostili- 
ter  properare  moiiimnt*  Dem  Grafen  steht  selbständig  nur  zu,  „zum 
Waffendienst  innerhalb  der  Graftchaft  an  bannen,"  Botb  B.  W.  S. 
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befugniss.  Der  Graf  bedarf  dazu  eines  königlichen  Special- 
mandats. In  karolingischer  Zeit  sind  es  in  der  Regel  be- 
sondere niissi  exercitus,  haribannatores ,  denen  die  Execution 
des  Heerbannes  aufgetragen  wird. 

Ganz  die  nämliche  Stellung  nimmt  der  Graf  auf  dem  Ge- 
biet der  GerichtSTerfossung  ein. 


411,  d.  h.  nicht  das  Kriegs-,  sondern  das  polizeiliche  Aufgebot.  —  Es 
ist  bekannt,  das»  die  Bechtd  dei  dentschen  Stammesherzogs  aucli  an 
dieser  Stelle  kttnigüche,  nicht  gräfliche  Beeilte  sind. 

**)  Cap.  Bonon.  a.  811  c.  2  (Perts  I,  p.  178):  nec  de  wacta,  nec 
de  Bcara,  nec  de  warda,  nec  pro  heribergare,  ncque  pro  alio  banno  he- 
ribannum  comis  exactarc  praesumat,  nisi  ^„sondern^')  missas  nosterprias 
heribanniirn  ad  partem  nostram  reeipiat,  et  ei  suam  tertiam  partem  exinde 
per  jussioncm  nostram  donet.  Cap.  Wid.  a.  889  c.  4  (Portz  I,  p.  557): 
Et  hoc  (Widrigild  lür  Versäumung  des  Heerzugs,  vgl.  Roth  Beuef.  S. 
394  Note  9)  nuUus  comitam  aut  actor  pnblicus  potestatem  habeat  exi- 
gendnm,  nisi  cum  mlsso  de  palatio  imperatoris.  Oap.  Lamberti  a.  896 
'  c  7  (Pertz  I,  p.  564):  Ut  bannam  missi  exercitus  imperialis  soinmmodo 
exigant.  Es  ergaben  sich  daher  Schwierigkeiten,  wenn  dem  Grafen 
durch  königliches  Mandat  die  Eintreibung  aufgegeben  war.  Cap.  de  ex- 
ped.  excrcit.  a.  811  c.  6  (Pertz  I,  p.  169):  Dicunt  ipsi  comites,  quod  alii 
cornm  pagenscs  non  illis  obediant  —  diccntcs  quod  contra  missos  domni 
imperatoris  pro  heribanno  debeant  rationera  reddere ,  nam  non  contra 
comitem ;  etiam  et  si  comes  suam  domum  illi  in  bannum  miserit,  nullam 
ezinde  habent  reverentiam  — . 

•  **)  Greg.  Tur.  Y,  27:  Post  haec  Chilpericns  rex  de  pauperibut 
ecclesiae  (von  Tours)  bannos  jussit  exigi,  pro  eo  quod  in  exercitu  non 
ambulassent.  VII,  42:  Post  haec  edictum  a  judicibus(a  drückt  hier,  wie 
sonst,  die  Dativbeziehun?  aus:  ,,(1<'n  Grafen")  datum  est,  ut  qui  in  hac 
expeditione  tardi  fuerant,  daninarentur.  Biturigum  quo(iuc  coines  misit 
iin  Ausführung  des  edictum)  pueros  suos,  ut  —  homiues  spoliare  de- 
berent.  lu  karolingischer  Zeit  finden  sich  solche  Specialmandate  an  die 
Grafen  Cap.  Mantnan.  a.  787  c  7  (Perta  I,  p.  III  c  18).  Cap.  Glonn* 
a.  823,  memoria  comitibos  data  c.  8  (p.  234).  Cap.  Glonn,  a.  825  c. 
2—4  (p.  251).  Cap.  de  exped.  exercit.  a.  811  c.  G,  oben  Note  82  a  E. 

")  Vgl.  die  Stellen  oben  Note  82,  und  Cap.  Theodon.  a.  805  c.  19 
iPertz  I,  p.  134).  Cap.  de  exercit.  promov.  a.  808  c.  3.  7  (p.  IIP.  120). 
Cap.  miss,  Aquisgran.  a.  810  c.  11  (p.  163).  Const.  de  exerc  Benevcn- 
tum  promov.  a.  8GG  c.  1  (p.  505).  Die  haribannatores  bilden  daher,  als 
missi  dominici,  zu  cumites  und  vicarii  den  Gegensatz,  Cap.  Gar.  M.  ante 
800  e.  2  (Pertz  I,  p.  121  c.  17).  Vgl  Hegel,  StidtererfiMSung  II,  S. 
28.  Waitz  V.  G.  IV,  S.  487. 
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Die  YerÜMiiiog  des  frinkttcben  Beichi. 


Es  versteht  sieh  Yon  selber,  dass  das  Strafi«elit  nach 
Yolksrecht  anch  Strafreeht  für  das  KSnigsgericht ,  dass  das 

Privatrecht  nach  Volksrecht  auch  Trivatrecht  für  (his  Köni^js- 
gericht,  thiss  das  Processrecht  iiacli  Volksrecht  auch  Prucess- 
recht  für  das  Königsgehcht  ist,  weil  das  Straf  recht,  Privat- 
recht, Processrecht  nach  Volksrecht  das  Strafrecht,  Privat- 
recht,  Processrecht  ist.  Auch  der  Process  im  königlichen 
Hofgericht  ist  em  streng  formelles  Verfiihren,  ein  Ver- 
fahren nach  jns  strietum,  ein  Verfahren  mit  processualischer 
Gefahr.*^)  Aher  dem  König  steht  die  unhed  inj;  te  Macht  üher 
das  Volksrccht  zu.  Kraft  seiner  plenitudo  ijotestatis  vermag 
er  wie  von  der  Strafe  des  Straf  rechts  zu  begnadigen,  so  von 
der  Strenge  des  Processrechts  und  des  Privatrechts  zu  dispen- 
siren.  Der  König  kann,  sobald  er  will,  das  Recht  ignoriren 
und  ohne  Recht  nach  billigem  Ermessen  verfiahren.  Der 
König  kann,  sobald  er  will,  jus  aequum  an  die  Stelle  des  jus 
strietum  setzen.  Der  König  kann,  wie  Ilinkmar  von  Reims 
sich  aus(hii(  kt/*^)  si  quid  tale  esset,  quod  secundum  gentilium 
cousuetudinem  crudelius  sancitum  esset,  sich  dahin  cnt- 
schliessen,  dass  im  Widerstreit  menschlichen  und  göttlichen 
(billigen)  Rechts  lex  saeculi  merito  comprimeretur, 
justitia  Del  conservaretur.  Mit  Rücksicht  darauf  ist  das 
Reclamationsprivileg  ein  Privileg.  Dem  in  das  mun- 
dium  des  Königs  Aufgenommenen  gewährt  der  König  das 
Recht,  sich  auf  das  Königsgericbt  zu  berufen,  falls  der  Pro- 


M)  Fflr  die  frAnkiBehe  Zeit  vgl.  die  weiter  unten,  Nele  103.  106^ 
zu  besprechende  Urkunde  Tardif  Nr.  83;  für  du  spAtere  Mittelalter 
Siegel,  Erholung  (oben  §.  6  Kote  100)  S.  4.  5.  Brunner  Wort  und 
Form  S.  675.  676.  Franklin,  Reicbshofgericht  II,  S.  248. 

**)  Hincm.  Koni,  de  ord.  palat.  r.  21  Opp  II,  p.  208.  209).  Anf 
diese  Stelle  hat  Brunne  r,  Wort  und  lorm  S.  676  Note  2  aufmerk.sum 
gemacht.  —  Der  Wortlaut  der  Stelle,  und  ebenso  die  spätere  Eut- 
vrickelung,  Ficker  I,  S.  278.  279,  zeigt,  dass  die  plenitudo  potestatis 
sich  nicht  bloB  anf  daa  Proceasreeht,  sondern  in  gleicher  Weite  anf  das 
materielle  Recht  eratreckt 
Vgl.  oben  8.  ISO. 
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eess  in  pago  absque  sno  iniquo  diapendio  rec^  ctofinitus  noa 
fderit^^)  Das  Beclamationsprivil^g  ist  Privileg  gerade 
für  den  Fall,  daas  das  Urthea  des  Yolksgerichts  on  ge- 
rechtes Urtheil  ist.  Das  Reclamationsprivileg  ist  ein  Pri- 
vileg gerade  für  den  Fall,  dass  das  Hecht  selber,  sei  es  das 
Processrecht  oder  das  materielle  Recht,  den  Schützling  ver- 
letzt hat.  Das  Beclamationsprivileg  ist  für  das  fränkische 
Becht  gwu  dasselbe,  was  die  in  integrum  restitutio  für  das 
romische.  Die  Hedamation  ruft  die  Amtsgewalt  gegen  das 
Recht  zu  Hiilfe :  im  Königsgericht  bat  das  jus  honorarium  (jus  ae- 
quum)  seine  firei  strömende  unerschöpfliche  Quelle  gegenwärtig. 

Dem  Grafen  ist  die  Begnadigung  des  Verbrechers  ent- 
zogen. Dem  Grafen  steht  ebenso  keine  Dispensations- 
befugniss  zu.  Es  bedarf  der  Reclamation  an  den  König, 
weil  der  Graf  an  das  Yolksrecht  gebunden  ist.  Das  jus  ho- 
norarium ist  Becht  nur  kraft  königlichen,  nicht  kraft  gräfli- 
chen Willens.  Im  Yolksgericht  wurdnaeh  jus  honorarium  proce- 
dirt  nur  soweit  dasselbe  nnter  Vorgang  der  königlichen  Gewalt 
bereits  übliches,  feststehendes  Recht  geworden  ist.  ^^')  Dem 
Grafen  steht  keine  freie  Cognition  gegenüber  deniVulksrecht  zu. 

Den  Beleg  gewährt  der  Inquisitionsbeweis.  Die  Anordnung 
der  inquisitio  ist  Dispensation  vom  VoUcsrecht.  Die  Anord- 
nung der  inquisitio  dispensirt  den  Beweispflichtigen  vom  Be- 
weise und  führt  nicht  ein  Beweisurtheil  nach  Yolksrecht,  son- 
dern ein  kraft  obrigkeitlicher  Ueberzeugiing  und  kraft  obrigkeit- 
licher Machtvollkommenheit  gesprochenes  Endurtheil  herbei."^) 


Der  Text  idiliesst  sich  hier  an  die  Ausführungen  von  Brunner, 
Zeugen  S.  57.  58  nii  Der  Widerspruch,  welchen  ich  Zeitschr.  t.  Rechts- 
fiesch.  VU,  S.  14G.  147  erhoben  liatte,  fällt  durch  die  Pr&cisirung,  welche 
Brunner,  Wort  und  Form  S.  676  ^ote  2  seiner  Ansicht  gege- 
ben hat. 

**)  Cap  Aquisgran.  a.  813  e.  13  (Perts  I,p.l88):  postquam  scabüii 
eum  diijadicaverjnt,  non  est  liceDtU  comitis  Tel  vicarii  ei  vitam  con- 
cedere. 

•o)  Vgl.  oben  S.  137. 
Vgl  oben  S.  123  ff. 
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Die  Verbesmig  des  frioldseheii  Seichs. 


Die  AuordnuDg  der  inquisitio  ist  deshalb  dem  Grafen  entzo- 
gen. Die  Anordnung  der  inquisitio  steht  nur  dem  König 
und  dem  mit  besonderer  königlicher  Vollnuicht  Ausgerüsteten 
zu.  *>)  IHe  inquisitio  per  testes  ist  begrifflidi  eine  inquisitio 

per  auctoritatem  regiam. 

Ks  cr^iebt  sich,  dass  drr  fiiinkische  Graf  nicht  mit 
königlicher  \'ollgewalt  zu  Gericht  sitzt.  Dieselbe  Thatsache 
spricht  sich  in  dem  Yerhältniss  des  Grafengeweddes  zu  dem 
KöDigsgewedde  aus. 

Der  Graf  des  späteren  Mittelalters  unterscheidet  sich  von 
dem  landesherrlichen  Richter  dadurch,  dass  er  „bei  Eönigs- 
bami"  dingt.    Anders  in  friuikischcr  Zeit. 

Nach  dem  Hecht  des  fränkischen  Iveiclis  ist,  me  die  Strafe 
überhaupt,  ®*)  so  auch  die  Trocessstrafe  eine  doppelte,  entweder 
Composition  (lex)  oder  Bann,  entweder  Strafe  nach  Volksrecht, 
oder  Strafe  nach  Amtsrecht.  Auch  von  der  Processstrafe  nadi 
Yolksrecht  fällt  der  dritte  Theil  als  fredus  an  die  Obrigkeit. 
Wie  das  Gewedde  Überhaupt,  so  ist  auch  das  gerichtliche  Ge- 
wedde  ein  doppeltes,  entweder  fredus  oder  banniLS,  entweder 
Gewedde  nach  Volksrecht  oder  Gewedde  nach  Anitsrecht. 

Nach  fränkischem  Volksrecht  ist  die  gewöhnliche  Processstrafe 
die  Busse  yon  15  solidL    Wir  finden  dieselbe  für  denUnge- 

••)  Die  Krthcilung  des  Inqnisitionsrechts  an  eine  Parthei  schliosst 
ein  Specialmamlut  an  den  Grafen  in  sicli,  auf  Ik-gehron  des  Inquisitions- 
berechtigten zu  inquirircn,  und  wird  deshalb  in  solchen  Fällen  vom 
Grafen  ohne  veitere  BeToUrnftchtigung  inquirirt,  vgl.  Brunn  er  Zeugen 
S.  63  ff.  —  Die  Frage  nach  dem  Inqnisitionsrecht  der  Kirchen  ist  jetst 
durch  das  von  Boretius  bei  Perts  IT  p.  LI  TerdffenfUclite  Capitular, 
C.  3:  Ut  de  rebus  (ecclcsiarum)  inquisitio  a  nobilioriboa  homines  dr- 
cummanentibus  üat,  für  Waita  Y.  G.  IVS.  3Ö8,  g^n  Branner  Zeu- 
gen S.  101  ff.  entschieden. 

»»)  Vgl.  Vaissette  II,  ^Y  133  (a.  890):  Yeniens  itaque  A.  (vice- 
comes)  super  ipsas  res  —  omnibus  in  commune  adunatis,  fere  ducen- 
tis  hominibus,  per  auctoritatem  rcgiam  baonum  imposnit,  ut  di- 
cerent  quidquid  de  hac  re  in  veritate  scirent  Nr.  189  (a.897):  adhanc 
inqulaitionem  Ticeconiitis  et  ad  illum  bannum  quod  de  parte  regia  atque 
comitis  hac  de  sua  omnibus  mlait  ut  veritatem  —  manifestarent 

•*)  Oben  S.  103  ff. 
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horsam  gegen  die  maimitio,  für  die  Nichterföllung  der  pro- 
cessualischen  fides  facta  (als  jectus,  d.  h.  Ungehorsams- 
strafe),'^)  für  das  causam  judicatam  repetere,  für  die  Pro- 
cessbaudluiig  ohne  Legitimation  zur  Sache,*®)  für  das  injuste 
adjuvare  alium  in  judicio,  ®®)  für  das  falsche  Zeugniss  und  das 
falsche  Urtheil,^^'^^)  überhaupt  für  den  unrechtmässigen  Ge- 
brauch der  processualischen,  Angrifis-  und  Yertheidigungs- 
mittel  ^^^)  angesetzt. 

Die  Processbusse  nach  Volksrecht  ist  im  Volksgericht  und 
im  Königsgericht  die  nämliche.  Auch  für  das  Ausbleiben  im 
Konigsgericht  (nach  geleisteter  Mes  facta)  wird  der  jectus  des 

Sal.  1.  49.  ßib.  32.  Cap.  in  leg.  Bib.  mitt.  a.  803  c.  7.  (PerU  I, 

p.  117). 

**)  Sal.  eztr.  1 :  jectum  de  15  solidis  ei  det,  qui  ad  placitum  non 
Tenit  constitatiim  (der  Kläger  und  Probat,  welcher  dureli  IQeliterBcbeinen 
somBeweiatermin  die  fidea  facta  de  pladto,  vgl  oben  §.6  Note  40,  Ter- 

letzt).  Gleichfalls  auf  Verletzung  der  fides  facta  iat  au  beaiehen  Edict. 
Chilp.  c.  7:  lectus  (verbessere:  jectus)  15  sei.  conponat  Vgl.  Cap. 
de  partib.  Sax.  a.  782  c.  32  (Pertz  I,  p.  HO):  sacramentnm  —  aframeat 
(d.  h.  fidem  faciat)  —  et  si  jurare  contempserit,  tidem  faciat  et  solidos 
quindecim  componat  qui  jactivus  (so  ist  für  inactivus  zu  verbessern) 
apparuit.  Jectiscere  nach  geleisteter  fides  facta  in  Edict.  'Pist.  a.  864 
c.  83  (Pertc  I,  p.  497) ;  jactivnm  admaUare ,  gleich&Ua  nach  geleisteter 
fides  facta,  in  Sät  50,  2.51.  Jectna'ist  Überhaupt  technischer  Ausdruck 
Ar  die  Yerxugsstrafe  bei  geleisteter  fides  facta,  sei  es  die  fides  &cta 
des  PrivatrecI  tH  oder  des  Processrechts,  Sal.  cxtr.  6:  fidejussor  quan« 
tum  spopondit  —  dot ;  si  non,  proiectos  (verbessere:  pro  jecto ,  „als 
jectus")  conponat  17  solides  (verbessere:  15  sol.)  et  supra  quod  spo- 
pondit.   Proc.  d.  Lex  Sal.  S.  195. 

»■>)  Cap.  Mantuan.  a.  781  c.  4  (Pertz  I ,  p.  40).  Cap.  legi  Sal.  add. 
a.  808  c.  10  (p.  114).  —  Nach  alanannischem  Vollcarecbt  betrftgt  die 
Busse  40  solidi,  Alam.  IIb.  II,  97. 

•*)  Sal.  76:  Cui  (causa  aliena)  nec  demandata  nec  l'everpita  fuerit 
et  non  potuerit  vindicare ,  sol.  15  culp.  jud.  Vgl.  Waitz,  das  alte 
Recht  S.  148  Note  2.  Koth,  Benef.  S.  242  Note  180.  Feudalit&t  S. 
815.   Brunn  er,  Zeugen  S.  45.  46. 

•»)  Cap.  leg.  Sal.  add.  a.  803  c.  4  (Pertz  I,  p.  113). 

»••)  Sal.  48.  57.  93.  ßib.  50.  Cap.  Pipp.  ante  768  c.  7  (Pertz  I, 
p.  31). 

So  fttr  die  ftlsche  UrtheilB-  und  Eidesschelte,  vgl  die  Stellen 
in  Note  100,  u.  s.  w. 
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VolksKchts,  4  h.  die  Strafe  von  15  soUdi  gebüsst.^^^) 
Auch  Im  K(jiiig8gericht  TerfiUlt  fUr  die  Pnxxfisband- 
lung  ohne  Legitimation   zur  Sache  die  Strafe  von  15 

solidi.^*'^)  Auch  die  konigsgcrichtliche  Aclit  wirkt  nach  Volks- 
recht gegen  den  zuwider  Handelnden  nur  eine  Busse  von  15 
solidi.^o*) 

Von  den  15  solid i  ?rocessbusse  fällt  ein  Drittel  als  fredus 
an  die  Gerichtsobrigkeit.  Fünf  solid!  machen  das  Gerichts- 
gewedde  nach  Volksrecht  aus.^**)    Für  die  fünf  scdidi  ist, 


'0«)  Urk.  Karls  d.  (Jr.  v.  J.  812  (Sickel  K.  210::  Tinpnlfus  a  fide- 
jussoris  (fiir  do  tidcjussoris,  im  Sinn  dos  Tlicilnncrsai  tikols)  datus  habii- 
issit,  ut  irifVa  noctis  42  ante  nos  sibi  adi)ra<;.st'ntar('  debuisset.  —  Prop- 
terca  jubuums  —  ut  memorutus  Tiugulfus  iucuntra  S.  (Kläger)  du  illos 
jactm  ticiit  lex  lociB  vestre  die  tele  caoM  docnerit,  omnfno  com- 
ponat  Tel  emendare  stodeat  Ueber  lex  loci  TgL  obea  8.  75  ff.  Die 
Worte:  de  illos  jactoi,  fehlen  id  dem  Abdruck  bei  Tardif  Nr.  108,  fla- 
den  sich  aber  bei  Mabillon,  de  re  dipl.  p.  512,  der  die  Urkande  gleich- 
falls nach  dem  Ori^in;)]  ubu^pdruckt  hat,  und  scheinen  daher  bei  Tardif 
aus  Versehen  ausgefallen  zu  sein. 

»»)  T>k.  Chlodwigs  III  V.  J.  893  oder  (594,  Tardif  Nr.  33  =  Par- 
dessus  dipl.  II,  Nr.  431 :  Den  ungehorsamen  Beklagten  Amalbert  wartet 
der  Kläger,  der  Diacon  Ghrothar,  im  Königsgericht  ans  (ipso  Amal- 
berctho  solsadlbat).  Gegen  diesolaadia  erhebt  Amalrieh,  der  Sohn  des 
Beklagten,  Einqtmch  (sulsadina  sJa  contradixit).  Amalrich  ist  aber 
nicht  ^nr  Sache  legitimirt  Der  Beklagte  hatte  einen  Anderen,  den  in- 
luster  vir  Ermecharius,  zw  seinem  Sachwalt  (mnndoboro  bestellt  (babuit 
achramitura).  Nach  di  utschem  l'rocessrecht  piel)t  es  keine  defensio 
durch  einen  nepotiorura  iiestor.  Daher:  inventum  fuit,  quod  contra  ra- 
cionis  ordiuüm  ipsa  sulsadina  contradixissit  vcl  in  ac  causa  introissit. 
Sic  et  fiiit  judecatum,  ut  inter  fitido  et  fredo  (vgl.  oben  $.  6  Note  16) 
solides  qaindece  pro  ac  eaosa  ftdem  facere  debirit,  qood  ite  et  in 
praesenti  per  fistuca  visns  est  fidsse. 
Oben  S.  1(32. 

"»!  Vaissctte  II,  Nr.  88  (a.  .«02):  Gericht  in  Narbonno  unter 
Vorsitz  zweier  raissi  des  Grafen  von  Narbonne.  Beklagter  und 
Kläger  versprechen  durch  Bürgen  ihr  Erscheinen  im  nächsten  Ter- 
min, et  si  minimu  feccriut,  unusquisque  solidos  decem,  et  quic- 
qnid  ibidem  ad  jndioes  legibus  fiwtum  fberit  de  hae  esusa  sie  eon- 
sistet  .  .  .  (Lflcke).  Der  jectns  wird  auf  nur  10  solidi,  d.  h.  auf  äwei 
Drittel  der  Kote  96  naebgewiesenen  Summe  angegeben.  Die  10  solidi 
an  die  gegnerische  Parthei  setsen  5  weitere  solid!  in  firedo  filr  die 
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falls  der  Gegenparthel  fides  faeta  geleistet  wird,  auch  derGe- 

riehtsobrigkeit  das  formelle  Versprechen  abzulegen.^***)  Die 
fünf  solidi  machen  das  Gewedde  im  Volksgericlit  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Person  des  Vorsitzenden  Riclitcrs.^*^'^)  Die  fünf 
solidi  machen  ebenso  das  Gowcdde  im  Königsgericbt.  ^°'*)  Das 
G^chtsgewedde  nach  Voiksrecht  ist  für  Volksgmcht  andKönigs- 
gericht  das  nämliche.  Soweit  nach  Volksrecht  gerichtet  wird, 
richtet  auch  der  König  selber  nicht  bei  Königsbann. 

Die  Strafe  nach  Amtsrecht  unterscheidet  sich  dadurch 
von  der  Strafe  nach  Volksrecht,  dass  sie  verschieden  hoch  ist, 
je  nacli  der  Stärke  der  obrigkeitlichen  Gewalt,  durch  welche  im 
einzelnen  Fall  der  Rechtssatz  des  jus  honorarium  realisirt  wird. 

Der  König  ist  berechtigt,  bei  Strafe  des  Königsbanns 
zu  gebieten.  Der  gewöhnliche,  schlechthin  unter  balinus  no- 
ster,  bannus  doininicus  verstandene  KönigsbaAn  betragt  nach 
fränkischem  Becht  bekanntlich  die  Summe  von  60  solidi.  Doch 
steht  es  dem  König  zu,  die  Summe  zu  verdoppeln       zu  ver- 


Obrigkeit  voraus,  vgl.  Note  108.  —  Nach  Sal.  53  ist  dio  Busse  von  15 
solidi  die  niedrigste,  von  welcher  ein  fredus  entrichtet  wird. 

*••)  Cap.  Hlud.  P.  a.  814  816  c.  2  (Pertz  I,  p.  85  c.  10):  satis- 
fisdAt  tarn  comiti  et  jadicibus  quam  aversario,  testibus  provando.  Das 
Beweisgelöbniss  ist  sowohl  der  Parthei  (bei  Strafe  des  fiddus)  wie  der 
Obrigkeit  (bei  Strafe  des  fredus)  absnlegen.  Vgl.  Alam.  Hlotb.  8^  3: 
spondeat  sacramentales  et  fidcifussores  praebeat  — ,  et  wadium  suum 
donet  ad  misse  comiti  —  ut  aut  legitime  juret  aut  si  culpaviles  est 
conponat,  —  et  si  evaserit,  60  sol.  de  frodo  sit  culpaviles.  Baj.  2,  14: 
De  oMHii  causa  conponat  sicut  lex  habet,  et  douet  wadium  comiti  illo 
de  fredo  sicut  lex  est. 

Nach  der  Note  105  citirten  Urkunde  verfallen  5  solidi  fredus 
aoch  unter  dem  Vorsits  des  missus  comitis. 

Die  Kote  103  dtirte  Urkunde  berichtet  in  ihrem  Fortgang  das 
nach  vollendeter  solsadia  zu  Gunsten  des  Klägers  gesprochene  Endur- 
tbeil.  Dabei  wird  noch  einmal  der  Busse  des  Aroalrich  gedacht:  et  ip- 
SOS  so  1  i  d  0  s  d  c  c  e  qnod  ante  dictus  Amalricusad  partem  ipsius  Chrotchario 
fidem  ficit,  hoc  ei  oinniinodis  conponire  et  satisfacere  iion  reriisit.  Von  den 
15  solidi  fallen  nur  .0  an  die  Parthei,  5  als  fredus  au  den  König. 

Cap.  Pipp.  regis  Ital.  c.  2.  3  (Baudi  a  Yesme,  Edicta  reg. 
Langob.  p.  197  c.  6.  6).  Gar:  C.  Synod.  Fiat  a.  S62  c  3  (Perta  I, 
p.  480). 
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dreifachen  ja  zu  verfünffachen  ^^*)  und  zu  verzehnfachen.^") 
Nehen  diesem  ordentlichen  Könif:jsbann  steht  der  grosso  Kiiiiitrs- 
baun  von  100  soUdi,  welcher  verzehnfacht  die  Öumiue  von 


Cap.  AqaisRran.  a.  817  lepb.  add.  C  4.  Ö  (PerU  I,  p.  211). 
Car.  C.  Conv.  Ticin.  a  876  c.  6  (p.  530). 

Grej?.  Tur.  de  glor.  conf.  c  71 :  Der  Bischof  Franco  von  Aix 
wird  durch  König  Sigibert  verurtheilt,  woil  er  res  fisci  ditioni  debitas 
iniqiio  ordine  retineret :  a!)lata  per  judicium  villa,  trecentis  aureis 
coudcmnavit.  —  Invasion  von  Köuigsgut  stand  unter  Strafe  des  Königs- 
btons,  vgl.  Rib.  GO,  8:  Si  infra  tettamentom  regia  aliquid  invaserit  — 
enm  lezaginta  solidis  omnem  redditioneiii  restitoat  Hincm.  Opp.  II,  p. 
610:  TOD  einem  homo  des  Hinkniar  von  Laon  wird  die  Restitution  der 

•     

vllla  Paoliactun  als  einer  königlichen  villa  nnd  Zahlung  des  Eönigsbanns 
(ot  bannom  rewadiaret)  gefordert 

Als  ITeerbann  begegnen  600  solidi  Pardessas  dipl.  II,  Nr.  434: 
qaod  Ibbo  nullatenus  ibiilem  (zum  Kriegszug)  nmbulasset,  et  ob  hoc 
solidos  sexcentos  tidcm  ficisset.  Das  Fragezeichen  bei  Waitz  V. 
G.  II,  2.  Aufl:  S.  521  Note  3  ist  nach  dem  Folgenden  ohne  Grund. 
Dieselbe  Erhöhung  des  Ueerbanns  scheint  angedeutet  Greg.  Tur.  VI,  12: 
et  postea  «nideüter  qni  in  hac  obsidlone  adesie  non  poterant  sunt  daninati. 
Die  Strafe  des  zehnlkchen  Ednigsbanns  kam  natflriich  in  der  Regel  der 
Yerniciitiing  der  Existens  gieiclL  —  Die  immnnitas  fracta  wird  mit  600 
solidi  gebOsst,  wieausCap.  leg.  Sal.  add.  a.  803  c.  2  (Pertz  I,  p.  113)  und 
einer Keihe  von  Immunitiltsprivilegien  (vgl.  Waitz  V.  G.  IV,  S.  256  ff, 
Sickel,  Urk.  S.  201.  202 1  horvorgeht.  Vgl.  D'Achörj-,  Spicil.  XU, p.  154  (a. 
863):  Auf  Klage  der  Kirche  von  Vienno  bekennt  der  Beklagte  Anno 
sich  zweifacher  Immuuitätsverletzung  schuldig.  £r  wird  verurtheilt,  doch 
erlftsBt  der  Kläger  ihm  einen  Theil  der  Strafe:  ex  omni  molta  remissis 
partibus  tribus,  quartam  partem  continentem  solidos  300  per  fld^nssio- 
nem  se  redetnrmn  et  impletnmm  promisit  DasUrtheil  ging  also  auf  1200 
solidi.  Dass  diese  600  solidi  als  Eönigsbann  aufzufassen  sind,  belegt 
Car.  C.  Conv.  Carisiac.  a.  857  cap.  miss.  c.  1  (Pertz  I,  p.  454) :  eorum 
(der  Kirchen)  inmunitates  in  nullo  infringantnr.  Quod  si  quistransgressus 
fuerit,  anathematis  vindicta  fcriatur,  et  coniitis  districtione  coustringatur 
et  banni  reg  a  Iis  cxactione  dampnetur.  Wie  für  Verletzung  von  Königs- 
gut  in  dem  Fall  Note  111  der  ftnflfache,  so  vird  hier  der  aehnfeche 
Eönigsbann  verwirkt.  Das  ImmnnitiUagnt  steht  dem  Eönigsgot  gleich. 
Es  ist  daher  nicht  mit  Waita  7.  &.  IT,  8.  256  an  das  Weigeld  der 
königlichen  Antrustionrn  und  Beamten  zu  erinnern.  —  Einen  dritten 
Fall,  Verzehnfachung  des  Königabaons  fOr  Yerletsnng  der  Beamten- 
pflicht, ergiebt  Note  113. 
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1000  solidi^i^),  später  verdoppelt  die  Summe  Yon  200  und 

2000  solidi  ergiebt.^i*) 

Der  Graf  ist  nicht  berechtigt,  bei  Strafe  des  Königsbanns 
zu  gebieten.  ^^^) 

Der  Königsbann  ist  für  das  ganze  Reich  der  nämliche 
ohne  Unterschied  der  Stammeagebiete.  Der  Grafenbann  be- 
stimmt Bich  nicht  nach  Beichsrecht,  sondern  nach  Landrecht, 
Stammesredit 

Cap.  excerpta  a.  802  c.  57  (Pertz  I.  p.  101):  Ut 
banniis  quem  per  semetipsum  domnus  imperator  baii- 
nivit,  sexaginta  solidos  solvatur.    Caeteri  vero  banni 
quos  comites  et  judices  fadunt,  secundum  legem 
uniuscujusque  oomponantur. 
Das  Stammesrecht,  welches  die  Höhe  des  Beamtenhanns 
bestimmt,  ist  das  Stammesrecht  des  Beamten  (des  Verletzten), 
nicht  das  Stammesrecht  des  Ungehorsamen.   Dies  drüdct  euie 


Der  Bann  von  100  solidi  findet  sieh  als  Zusatsbnsse  zu  dem 

zehnfachen  ordentlichen  Eönigsbann.  Greg.  Tnr.  V,  14 :  Hersog  Erpo 
hat  den  Merovech  entkommen  lassen.  Audiens  haec  GuntchramnuB  rex 
—  Erponcm  septingcntis  au  reis  damnat,  et  ab  honore  removot. 
Die  Strafe  der  Beamten  für  Pflichtversäumniss  ist  der  Königsbann,  oben 
§.  6  Note  26.  —  Den  Bann  von  1000  solidi  belegt  Greg.  Tun  IX,  18: 
Die  Britannenkönige  haben  durch  Baobzug  in  frftnlnsehes  Gebiet  ihr 
UnterthanigkeitSTerhftltnise  verletat:  Et  datis  fidejoseoribna  atqae  sub- 
scriptiB  cantionibos  promiseriint  se  aingnla  millia  solidorumGunt- 
chramno  reg!  et  Chlothario  in  compositionem  daturos.  —  Cap.  Saxon. 
a.  797  c.  9  Portz  1,  p.  76):  Item  placuit,  iit  quandoquidera  voluit  dom- 
nus rcx  propter  pacem  —  bannum  fortiorcm  statuere  —  solidos  sexa- 
ginta multiplicare  in  duplum,  et  solidos  centiim  sive  usque  ad 
mille  conponere  faciat,  q^ui  ejus  mandatum  transgressus  fuerit. 

Ssp.  III,  64  §  3:  Dia  Torsten  die  vanlen  hebbet,  die  wedden 
deme  koninge  hundert  pont.  AOe  andere  lade  wedden  tein  pnnt,  dar 
man  um  nngerichte  nicht  ne  weddet  In  Italien  wird  regelmftssig  der 
Königsbann  von  1000  und  2000  soli.  angewandt,  Fi  c  k  e  r  I,  S.  62  ff. 
78.  79.  81.  Es  ergiebt  sich  aus  dem  Vorigen  gegen  Ficker,  daaa  diese 
Busse  nicht  italischen,  sondern  fränkischen  Ursprungs  ist. 

»")  Dies  ist  klar  bereits  von  Eichhorn  K.  G.  I,  S.  641  und 
Branner  Zeugen  S.  128  ausgesprochen.  Anders,  um  von  Gemeiner, 
Centenen  S.  319  absnsehen,  x.  B.  t.  B  ethmann-Hollweg  S.  413. 
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Stelle  «18,  in  weicher  ohne  Grund  Schirkrigkeiften  gefnaden 
sind, 

Cap.  excerpta  cit.  c.  48 :  Ut  comites  et  judices  coii- 
fiteaiitur  qua  lege  vivere  debeant,  et  secunduiu  ipsam 
judicent. 

Es  versteht  sich  von  selber,  dass  das  Stammesrecht  des 
Grafen  und  seiner  Unterbeamten  ^^*)  für  dasUrtiieil,  wekhes 
imProcess  unter  den  Part  heien  zu  sprechen  ist,  Yollkonunen 
gleichgültig  ist.^^^    Judicare  bedeutet  hier  nicht  Urtheilen, 

sondern  Richten,  im  Sinn  der  deutschen  Rechtssprachc,  d.  h. 
Verwalten  der  obrifjkeit liehen  Amtsgewalt.  ^^'*)  Das  Mittel, 
mit  welchem  der  Beamte  „richtet",  ist  der  Bann.  Der  Bann 
des  Beamten  soll  sich  nach  seinem  Recht  l)estimmen. 

Die  Höhe  des  Grafenbanns  steht  nach  sämmtUchen  8tam- 
mesrechten  hinter  der  Höhe  des  Königsbannes  weit  zurück. 
Nach  alamannischem  Volksrecht  ^^*)  beträgt  der  Herzogsbann 
12  solid!  ^**),  der  ordentliche  Grafenbann  6  solidi  ^^ij  yüv 
die  T.adung  zum  Gericht  wird  jedoch  nicht  Grafenhann,  son- 
dern die  volksreclitliclie  lUissc  von  12  solidi  gebüsst.^''^'^)  Bei 
den  chamavischen  l'rauken  beträgt  der  ordentliche  Grafenbann 
4  solidi,^^^)  bei  den  Baiem  vielleicht  15  solidL^^«)  Für  Sach- 
sen verordnet  Karl  d.  Gr. 

Cap.  de  partib.  Sax.  a.  782  c.  31  (Perts  I,  p.  50): 


11*)  Diese  sind  hier  unter  den  judices  zu  versteheui  vgl.  oben 

Kote  2. 

Anders  Stobbe  in  Bekker  und  Muther  s  Jahrbuch  VI  (1863) 
S.  Si,  welcher  in  Folge  dessen  die  Stelle  „auflUlend''  und  mit  den  sonst 
bezeugten  Prindpien  ,^icht  vereuibar'*  findet 

»")  Oben  Note  6. 
"»)  Alam.  Hloth.  28. 

'^'*)  Dem  Herzogsbann  steht  der  Bafin  des  Bischofs  (in  seiner  Eigen- 
schaft als  Grundhorri  gleich,  Alam.  Hloth.  23,  4. 

Dem  Gratenbaiin  entspricht  der  Banu  des  judex  episcopi,  Alam. 
Hloth.  23,  8. 

Alam.  Hloth.  86,  4.  Vgl.  onten  «.  17. 

Cham.  81.  84—41. 

Arg.  Baj.  2,  14. 
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Dedinms  potestatem  etnnillbin  Imnnnni  mittm  infhi 

suo  ministcrio  de  faida  vel  majoribus  causis  in  solid. 
60.  De  minoribus  vero  causis  comitis  baunum  in  so- 
lid. 15  constituimus. 
Die  bairischen  und  sächsischen  Ansätze  and  aus  einer  Ueber- 
tragung  Mnkischen  Rechts  hervoigegangeii.  Der  ordentliche 
fi&pkiscfae  Grafenbaim  beträgt  15  s^di,  in  Yerdoppelimg  and 
Yerdreifaclmng  30  nnd  45  solidi.^**) 

Der  Grafenbann  ist  n ich t  Königsbann.  Der  Königsbann 
ist  begrifflich  der  Bann,  quem  per  semet  ipsum  domnus 
imperator  bannivit.  Der  Graf  ist  nicht  Veiweser,  sondern 
Diener  der  königlichen  Vollgewalt. 

Die  Processlnuse  nach  Amtsrecht  ist  imVolksgericht  eine 
■andere  als  im  EÖnigi^;ericht  Soweit  nach  jns  honorarium 
gerichtet  wurd,  verfSUlt  im  Grafen^richt  <3rafengewedde,  nnr 
im  Königsgericht  E(äug8gewedde.  Die  Ladung  vor  Gericht 
durch  bannitio  ergeht  vom  König  bei  Königsbanu,  vom  (irafen 
bei  Grafenbann  ^^ß)^  das  Gebieten  zur  Antwort  vom  König  bei 
Königshann,  vom  Grafen  bei  Grafenbann  u,  s.  f.  Soweit  nach 
jus  honorariam  gerichtet  wird,  richtet  nur  der  König  bei 
Konigsbann,  der  Graf  bei  Grafenbann. 

Aber  auf  den  Grafen  geht  in  emer  Reihe  von  einzehien 
Fällen  schon  in  fränkischer  Zeit  das  Becht,  bei  Königsbann 


Cap.  in  log.  Sal.  mitt.  a.  F03  c.  2  (Pertz  I,  p.  113):  Der  Graf 
erlässt  an  den  Immuuitätsberru  die  erste  Aufforderung,  den  Verbrecher 
anssnliefern,  bei  Strafe  von  16,  die  zweite  bei  Strafe  tob  30  solidi.  — 
Sal.  67.  HOT.  278.  856:  filr  das  de  furcas  abatere  extra  conailiom  jadids 
werden  80  oder  45  aolidi  gebOsst  Es  liegt  auch  in  dem  letaten  Fall 
die  Verletzung  eines  gräflichen  Befehls  yor,  vgl.  Vita  S.  Fidoli  Trec. 
(saec.  6)  c.  10  (Mab  I,  p.  20()):  Der  judex  hat  einen  Delinquenten 
aufhängen  lassen,  data  simul  lege,  ut  si  rjuis  eam  intra  triam  dicrum 
spatium  tollere  nitcrctur,  simili  qiioque  j)Ociia  comprelionsus  et  ipso 
plecteretur.  (Das  Präjudiz  ist  hier  nach  dem  späteren  Recht,  Sal.  ^7, 
bestimmt).  Sal.  78 :  debet  jodez  dieere:  —  contestor,  at  nsqae  in  Sep- 
tem Doetes  non  reponator. 
»•)  Oben  8.  114. 
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ZU  gebieten,  liber.  Die  griiflidie  Gewalt  ist  in  sofern  im  Mn- 
kischen  Reich  in  einem  allmäligen  Steigen  begriffen.  Ben 

ersten  Beleg  gewährt  eins  der  ältesten  Zusatzedicte  zur  Lex 
Salica,  Sal.  7 1 .  Bei  ihrer  Wiederverlieiratliung  hat  die  AVittwe 
sich  von  der  Vormundschaft  der  Verwandten  ihres  verstorbe- 
Ehemaims  durch  Zahlung  eines  Kaufpreises  (achasius)  loszn- 
Icaufen.^*'')  Sind  keine  auf  den  achasius  berechtigten  Ver- 
wandten des  ersteheliehen  Ehemanns  da,  so  tritt  der  König 
in  das  mnndium  üb^  die  Frau  und  in  das  Recht  auf  den 
achasius  ein:  in  mallo  judici  hoc  est  comite  aut  grafione 
roget,  de  eam  in  verho  re^iis  mittat,  et  (grafio)  achasium  — 
parti  fisci  adquirat.  Die  lediglich  formelle  Aufnahme  in  das 
königliche  mundium,  um  die  juristische  Grundlage  für  die 
Zahlung  des  achasius,  den  formellen  Loskauf,  zu  gewmnen, 
ist  Sache  des  Grafen.  Der  Graf  ist  insowdt  berechtigt,  bei 
Königs  bann  Friede  zn  wirken.  Die  decretio  Ohildeberti 
und  ebenso  die  spätere  karolingische  Gesetzgebung  gewährt 
dem  Grafen  für  die  A'erfolgung  von  Verbrechern  das  Eecht 
des  Aufgebots  bei  Strafe  des  Königsbanns.  ^2^) 

In  karolingischer  Zdt  mehren  sich  die  Fälle  dieser  Art. 
Eine  Reihe  yon  königlichen  Privilegien  ertheilt  zugleich  dem 

Grafen  und  dessen  Unterbeamten  die  Vollmacht,  den  Verletzer 
des  Privilegs  per  bamium  uostrum,  bei  Koiügsbami,  vor  das 


Vgl.  Schröder,  Gesch.  d.  ehol.  Güterrechts  in  Deutschland  I 
(1863)  S.  59  ff.  A.  M.  Ri?e,  Gesch.  d.  deutsch.  Vormuadschaft  1  (1Ö62) 
S.  279  ff. 

»*•)  Vgl.  oben  S.  K)9. 

Decr.  Chiklcl).  a.  59G  c.  9  (Portz  I,  p.  10) :  Si  quis  centenario 
aut  cuilibet  judicc  uolucrit  ad  malctactorem  adjuvare,  sexagiuta  solidis 
omnis  modis  condempnetur.  Ebenso  Cap.  Carisiac.  a.  873  c.  2  (Pertz 
I,  p.  519):  Et  qui  ad  talem  male&etorem  accipiendum  TocatoB  faerit 
(vom  comes  oder  missus)  et  se  nide  retraxerit  —  si  Über  homo  faerit 
bannum  dominicam  componat.  —  Vgl.  Cap.  Ilarislall.  a.  779  c.  9  (Perts 
I,  p.  36).  Cap.  de  partib.  Sax.  a.  782  c.  24  (p.  49).  Cap.  in  lege  Sal. 
mitt.  a.  803  c.  2  (p.  113).  Lex  Cham.  e.  30.  38. 
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Künigsgencht  zu  laden.  Derselbe  Konigsbann  ist  allge- 
mein den  Grafen  übertragen,  wenn  es  sich  um  die  Ladung 
eines  Oeistlichen  mm  Bischofssend.*^'^)  überhaupt  wenn  es 

sich  um  Unterstützung  des  geistlichen  Anns  durch  den  welt- 
lichen, und  ebenso  wenn  es  sich  um  die  besonderen  fisca- 
lischen  Interessen  des  Königs  handelt.  3)  Es  ist  endlich  an 
die  Verfügung  des  sächsischen  Capitulars  zu  erinnern  (oben 
S.  175.),  welches  schlechtweg  den  Grafen  die  Macht  beilegt, 
de  majoribus  causis  bei  Strafe  von  60  solidi  zu  gebieten. 

Das  Verfahren  im  Volksgericht  weist  den  Einfluss  dieser 
Entwickelung  auf.  Die  italische  Gesetzgebung  des  9.  Jahr- 
hunderts zeigt,  dass  für  die  Störung  des  Gerichtsfriedens  jetzt 
auch  im  Grafengericht  das  Gewedde  des  Königsbanns  erhoben 
wird.^**)  £in  gleichzeitiges  fränkisches  Capitukr  entwickelt 
denselben  Satz  fUr  den  Fall  des  injnste  disputare  gegen  die 
Frocessparthei,  welches  mit  Ungehorsam  gegen  den  richter- 
lichen Befehl  (jubeat  eum  exire  foras)  sich  verbindet:  es  ist 
die  lex  an  den  adversarius,  an  den  Grafen  König s bau n  zu 


»•)  ZoUprivileg  Karls  d.  Gr.  für  St.  Denis  v.  J.  775  (Sickel  K  88): 
Si  qnis  vero  contra  praecepta  —  fticere  —  vohieiit,  toncmiBsiiB  noeter 
Tel  comitis  aoper  noctes  21  ante  not  per  bannam  noatrnm  vemre 
faciat  in  rationes.  — K.  Arnulf  bestätigt  Immunitftt  und  Inqoiaitionapri- 
▼ileg  für  St  Gallen,  Wartmann  II,  Nr.  G^s  (a.  893) :  wfinn  Jemand  da- 
gegen bandelt,  jubemus  iinicuique  comiti  et  jadici,  nt  cum  banno 
nostro  ad  palatium  nostrum  distringatur. 

Cap.  Pipp.  aute  768  c.  3  (Pariz  I,  p.  31),  vgl.  Cap.  Compend. 
a.  757  c.  24  (p.  29). 

»*)  Cap.  Glonn,  a.  825  c  1  (Ports  I,  p.  248).  Car.  C.  Syn.  Saes- 
sion.  a.  853.  cap.  miaa.  c.  10  (p.  420). 

**')  Der  dem  König  geschuldete  cenans  wird  von  comitea  und  vi- 
carii  mit  Hülfe  des  Königsbanns  eingetrieben,  Cap.  Aquisgran.  a.  813 
c.  6  (Pertz  I,  p.  188),  Edict.  Fiat.  a.  864  c.  28  (p.  495),  ygl.  Cap.  Aquia- 
gran.  a.  802  c.  8  (p.  92). 

Cap.  Olonn.  a.  823.  memoria  comit.  data  c.  5  (Pertz  i,  p.  234): 
Volumus,  ut  cum  coUecta  vel  scuti3  in  placito  comitis  nuUus  presnmat 
Tenire;  et  ai  praeannpaerit  bannnm  oonponat.  Daaa  der  EOnigahann 
frafteint  tot,  ergiebt,  auch  abgeaehen  von  dem  handachnftlichen  Zuaata 
noatmm,  die  Yergleichnng  von  c.  4. 

Solim,  AltdeutiQiM  Btlalia«  lOMl  0«ri«littv«iAMing  I.  12 
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zahl^.^*')  Den  alamamüschen  Grafen  des  9.  Jahrhunderts 
sehen  wir  dem  im  Prooess  erstrittenen  Grundstück  bei  Strafe 

des  Königsbanns  Friede  wirken:  neben  der  vollen  Restitution 
an  die  Parthci  wird  der  Kuiiij^sbaiiii  an  Stelle  des  frediLs,  des 
Geweddcs  nach  Volksrecht,  entrichtet.  ^^^)  In  Alamannien  be- 
gegnet die  fragliche  Erscheinung  am  fnihesten.  Schon  das 
alamannische  Volksrecht  lässt  im  Fall  des  verletzten  Beweis- 
gelöbnisses  neben  der  Busse  an  die  Parthei  60  sol.  de  fredo, 
d.  h.  den  Königsbann,  als  Gewedde  an  denBichter  desYolks- 
gerichts  verbüssen.^*'') 

In  den  aufgeführten  Fällen  ist  die  Entwickelung  der 
spateren  Zeit  bereits  angedeutet.  Als  das  Gewedde  des  Gra- 
fen tritt  der  Königsbann  an  Stelle  des  Grafenbanns.  Auch 
das  Genchtsgewedde  des  Grafen  setzt  sich  aus  Grafenbann 
in  Königsbann  um.  Zugleich  tritt  das  Gewedde  nach  Amts- 
recht auf  dem  Gebiet  der  Frocessstrafe  ebenso  wie  auf  dem 

"'^j  Resp.  misso  data  a.  819  c.  4  (Portz  I,  p.  227) :  Si  homini  cuili- 
bct  causam  suam  in  placito  (d.  h.  im  Volksgericht)  aut  coram  comite 
palatii  alius  fuerit  impedimciito  et  causam  ejus  iujuste  disputando  im- 
pedierit,  tuoc  Tolumus,  n%  iIto  eomes  palatii  sea  eomes  ipse  in  comi- 
tata  suo  jnbeat  eum  ezire  foraa  Et  si  nolaerit  oboedire,  tone  solvat 
bannum  dominieam,  et  illi  oni  adTeraatna  est  donet  wadiam 
Buum  pro  lege  sua.  —  Der  hier  behandelte  Fall  ist  völlig  identisch 
mit  dem  injuste  adjuvaro  alium  in  judicio,  wofür  nach  Volksrecht  15 
solidi  als  Strafe  zu  zahlen  sind,  ohen  Note  99,  d.  h.  nach  dem  Vorigen 
10  solidi  an  die  Parthci,  5  solidi  in  fredo  an  die  Obrigkeit.  Die  Neue- 
rung der  citirtcn  Stelle  besteht  darin,  ^ass  neben  den  10  solidi  an  die 
Parthei  nicht  die  Tolksrechtlichen  6  soHdi,  sondern  der  Eönigsbann  als 
Gewedde  in  sahlen  ist,  und  swar  vie  im  Gericht  des  Ffalsgrafen,  der 
selbstverständlich  als  SteUvertreter  des  Königs  dingt,  so  auch  im  Ge- 
richt des  Gaugrafen,  d.  h.  im  Volksgericht. 

Formel  von  St.  Gallen,  Roz.  474:  Qui  hoc  inquietant,  solvant 
inpublico  solidos  sexaginta  et  dnplam  rationem  (ergänze:  ei) 
apnd  quem  habuit  rationem.  Nach  alamannischem  Volksrecht  war,  neben 
der  Restitution  des  Grundstücks  an  den  Kläger,  in  frido  publico  das 
yolksrechtliche  Gewedde  von  12  solidi  zu  zahlen,  Alam.  Uloth.  1.  87, 
▼gl.  90.  100.  Erst  in  einem  Text  der  karolingiichen  Becension  (Alam. 
Kar.  1,  ^  findet  sich  der  fredns  von  60  solidi,  d.  h.  der  KAnigsbaon. 
Alam.  Hloth.  86,  8,  oben  Note  106. 
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Gebiet  der  Strafe  überhaupt an  Stelle  des  Geweddes 
nach  Volksrecht  Die  Falle,  in  denen,  ivie  eben  gezeigt,  im 
Volksgericbt  neben  der  lex  an  den  adTersarius  Königsbann 

an  den  Grafen  zu  zahlen  ist,  geben  dieser  Thatsache  Aus- 
druck. Es  wird  insoweit  nicht  blos  in  den  Straffällen  nach 
Amtsrecbt,  sondern  ebenso  in  den  Straffällen  nach  Volksrecht 
nicht  nach  Volksrecht,  sondern  nach  Amtsrecht  gerichtet.  Es 
bereitet  sich  die  Zeit  yor,  in  welcher  der  G^ensatz  des  Rich- 
tens nadi  Volksrecht  und  nach  Amtsrecht  verschwindet,  in 
welcher  es  auch  auf  dem  Gebiete  des  Gericbtsyerfahrens  nicht 
mehr  ein  Gewedde  nach  Volksrecht  und  ein  anderes  nach 
Amtsrecbt,  sondern  ein  einziges,  festes,  nach  dem  Amt  des 
Richters  sich  für  alle  Fälle  bestimmendes  (iewedde  giebt.  Und 
zwar  ist  schon  in  fränkischer  Zeit  das  Amtsrecht  des  Grafen 
für  eine  Reihe  von  Fällen  Eönigsrecht.^**)  Für  euie  Seihe 
von  Fallen  ist  der  Graf  nicht  mehr  blos  Subaltern  des  Königs, 
sondern  an  des  Königs  Statt.  Die  fränkische  und  insbesondere 
die  karolingische  Zeit  weist  die  Anfangspunkte  der  Entwicke- 
lung  auf,  welche,  in  der  staufischen  Periode  durch  Uebertra- 
gung  der  missatiscben  Befugnisse  auf  die  ordentlichen  Beichs- 
beamten  vollendet^*®),  den  Grafen  insofeme  aus  einem  Diener 
des  Königs  zu  euiem  Gauverweser  an  Stelle  des  Königs  ge- 
macht hat 

Mit  dem  Inhalt  der  griiflichen  Gewalt  ist  der  Inhalt  der 

gerichtsverfassungsmässigen  Gerichtsgewalt  gegeben.  Nicht 
der  König,  sondcnn  der  Graf  ist  der  Richter  der  (lerichtsver- 
fassung.  Der  König  ist  nicht  Richter,  sondern  Souverän.  Das 
Königsgericht  unterscheidet  sich  dadurch  vom  Volksgericht, 
dass  es  nicht  Gericht  im  Sinne  der  Gerichtsverfassung  ist. ^*^) 

"»)  Oben  S.  109  flF. 

Ficker,  Forschungen  I,  S.  62  ff.  zeigt,  dass  der  Königsbann 
lUr  die  ordentlichen  Befehsbeamten  in  Italien  seit  der  Mitte  des  10. 
Jahrhnnderts,  in  DentBcbland  (S.  75  Note  1)  seit  der  Mitte  des  11. 
Jahrhunderts  nachweisbar  ist 

Ficker,  Forschungen  II,  S.  179  ff.  260  ff. 

Unten  Band  II. 

12» 
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Die  untergeordnete  SteUung  der  gräflichen  Gewalt  gegenüber 
der  königlichen  giebt  der  Beschränktheit  der  Gerichtsgewalt, 

über  welche  die  Gerichtsverfassung  verfügt,  im  Gegensatz  zu 
den  königlichen  Souveranetätsrechten  Ausdruck.  Aber  ebenso 
ist  die  vollere  Entwickelung  der  grätlichen  (lewalt  zugleich 
voUere  Entwickelung  der  Gericlitsgewalt.  Bie  Gerichtsgewalt 
steht  seit  Gründung  des  fränkischen  Reichs  zu  der  königlichen 
Gewalt  in  unmittelbarer  Beziehung.  Die  gräfliche  und  damit 
die  richterliche  Gewalt  vermag  sich,  weil  sie  v«m  der  könig- 
lichen sich  ableitet,  auf  dem  Gebiet  des  GerichtsvcriiahTens  mit 
den  Grundsätzen  des  Volksrechts  in  Widerspruch  zu  setzen. 
Das  Verfahren  nach  jus  honorarium  (und  jus  aequum)  hat  nur 
in  Folge  dieses  Umstandes  seit  Gründung  des  fränkischen 
Reichs  auch  im  Volksgericht  eine  Stelle.  Nicht  umsonst  ist 
dem  Process  der  Lex  Salica  nur  das  Verfahren  nach  Volks- 
recht, nicht  das  Verfahren  kraft  richterlicher  Autorität  bekannt 
Es  ist  ausserdem  gezeigt,  dass  mit  der  gräflichen  auch  die 
Gerichtsgewalt  für  eine  Reihe  von  Fällen  h^chon  in  fränkischer 
Zeit  königliche  Vollgewalt  geworden  ist.  Die  stetig  fortschrei- 
tende Entwickelung  der  Gerichtsgewalt  ruht  auf  der  That- 
sache,  dass  mit  Gründung  des  fränkischen  Reichs  die  Gerichts- 
bariieit  königliches  Hoheitsrecht,  und  der  königliche  Beamte 
Gerichtsbeamter  geworden  ist 

In  der  Person  des  Grafen  ist  nicht  blos  der  königliche, 
sondern  zugleich  der  Gaubeamte  in  die  fränkische  Gerichts- 
verfassung eingetreten.  Der  Gau  ist  der  ordentliche  könig- 
liche Administrativbezii'k.  Sobald  die  Gerkhtsverwaltung 
königliche  Verwaltung,  sobald  ist  sie  unter  der  Hand  des 
Grafen  Gauverwaltung  geworden.  Die  Grundlagen  des  altfiün- 
kischen,  zugleich  des  altgermanischen  Rechts  gerathen  in^s 
Wanken  mit  der  Umwälzung,  welche  die  Gründung  des  frän- 
kischen Reichs  l^egleitet.  Der  Llundertschaftsverband  steht 
in  Gefahr,  mit  den  übrigen  Denkzeichen  der  alten  Volksfrei- 
heit durch  Königthum  und  Grafschaftsverband  absorbirt  und 
sdner  öffentlichrechtlichen  Functionen  entsetzt  zu  werden. 
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Das  Bichteramt  des  Grafen  bedroht  den  Hundertschaftsrer- 
band  in  seiner  Eigenschaft  als  Gerichtsverband. 

Das  Verhältniss  von  Hundertschaft svoibaud  und  Gauver- 
band bildet  das  Motiv  der  ganzen  folgenden  Eutwickelung. 

§.  8. 

Die  Handertscliaflseintheilimg. 

Gentena.  In  Frankreich  ist  die  Ansicht  noch  jetzt  die 
herrschende,  dass  die  Gentene  als  örtliche  Unterabtheilung 
des  Gans  erst  der  karolingischen  Zeit  angehöre.  Die  Gen- 
tene soll  unter  den  Merovingcrn  ein  rein  persönlicher  Verband 
der  eingewanderten  fränkischen  Bevölkerung,  eine  centaine 
mobile,  ambulante  et  purement  nunierique,  eine  Vereini- 
gung von  hundert  fränkischen  Faniilienhäuptem  gewesen  sein, 
welche,  überhaupt  erst  Ende  des  6.  Jahrhunderts  durch  die 
königliche  Gesetzgebung  k&nstlich  erzeugt,  zunächst  weder  der 
Staats-  noch  der  Gerichtsverfassung  diente,  sondern  lediglich 
zur  Verfolgung  von  Dieben  eingerichtet  war.  Die  Umwand- 
lung der  persönliclien  Centenc  in  eine  örtliche  soll  sich  gegen 
Ende  des  siebenten  Jahrhunderts  vorbereitet  haben,  „als  die 
Franken  feste  Wohnsitze  genommen  hatten  und  Grundeigen- 
thümer  geworden  waren*  (!).^)  Nach  dieser  Lehre  ist  der 
Gau,  das  Gebiet  des  Grafen,  bei  den  Franken  die  ursprüng- 
liche Einheit  für  das  gerichtliche  wie  für  das  öffentliche  Le- 
ben. Nach  dieser  Lehre  wird  der  Gegensatz  von  Gau  und  Hun- 
dertschaft hinfällig,  an  welchen  die  voraufgehende  Dai-stellung 

Die  wörtlichen  Anführungen  sind  aas  Ou^rard,  Systeme  des 
dinsions  territoriales  p.  54  genommen,  vgl.  Ga6rard,  Polyptyque  I,  p. 
'  43.  Cartul.  de  Ghartres  p.  VIIL  Die  Behanpttingen  6o6rard*B  wer- 
den von  den  jüngeren  französischen  Rechtshiatorikern  ohne  Bedenken 
nachgeschrieben,  vgl.  Jacobs,  g^ographie  de  Gr^goire  de  Tours  p.  85 
ff.  Quantin,  Cartul.  de  l'Yonne  II  (1860)  p.  VII.  Deloche,  Cartul.  de 
Beaulieu  (18G0)  p.  CLXXV.  Raput,  Cartul.  de  St.  Vincent  (1861)  p. 
CC.  —  Ihrerseits  ist  die  Ansicht  Guörards  im  Wesentlichen  gleich- 
&lls  nur  eine  Wiederholung  der  schon  vor  ihm  in  Frankreich  verbrei- 
teten Lehre,  vgl.  MoDtesquien,  esprit  des  lois,  liy.  80  chap.  17 
(Oeams,  Paris  1827,  17,  p.  829).  Lesardi^re  n,  p.  m 
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die  Bewegung  der  gerichtlichen  Entwickelimg  fränkische 
Rechts  f^okniipft  hat.  In  Deutschland  sind  früher  dieselben 
Anschauungen  liorrschend  gewesen.  Erst  die  Vei-fassungs- 
gescbichte  von  Waitz  hat  der  Ansicht  von  der  Urspmiiglich- 
keit  der  fränkischen  Gentverfassung  Bahn  gebrochen,  aher 
unter  Verzicht  auf  den  ,,ganz  entschiedenen  Gegenbeweis/  *) 
Es  kommt  darauf  an,  die  Grundlagen  unserer  gesanunten  Ent- 
wickelung  durch  Erbringung  dieses  „entschiedenen  Gegenbe- 
weises" siclier  zu  stellen. 

Die  ältesten  fränkischen  Zeugnisse,  in  denen  die  centcna 
genannt  wird,  sind  die  um  das  Jahi-  596  erlassenen  Gesetze 
von  Chlothar  II  und  Cbildebert  II,  die  decretio  Chlotharii 
regis  (Pertz  I,  p.  11)  und  die  decretio  GhUdeberti  (Portz  I, 
p.  9)').  Gerade  in  diesen  Gesetzen  sucht  die  französische 
Schule  den  Bewds  für  ihre  Xtehre  von  der  Mnkisehen  Gent- 
verfassung. 

Die  decretio  Chlotharii  verordnet  c.  1  : 

Decretuni  est,  ut  qui  ad  ^)  vigilias,  hoc  est  -  ad  wac- 
tas,  constituti  noctumas  diverses  fnres  non  caperent, 
eo  quod  per  diversa,  intercedente  conludio,  scelera 
sua  praetermissa*)  custodias  exercerent,  centenas 
fierent. 

„Die  Leute,  welche  zu  den  Nachtwachen  bisher  bestellt  ge- 
wesen sind,  haben  die  Diebe  häufig  nicht  verfolj?t,  sondern, 
wegen  ihrer  eigenen  Verbrechen  mit  denselben  in  Einver- 
ständniss,  absichtlich  nachlässige  Wacht  gehalten.  Deshalb 


>)ygl.  Eichhorn  K  6.  I,  8.  152.  Weiske  Grondl.  8.  83. 
Wilda,  Stntfr.  8.  127. 

•)  V.  G.  I,  S.  151  Note  5  a.  E.   Vgl.  H  (2.  Aufl.),  S.  317  ff. 

*)  Die  Gleichzeitigkeit  der  beiden  Gesetze  er^^iebt  sich  daraus,  dass 
Decr.  Chloth.  c.  8  auf  die  Einführung  der  gleichen  EinrichtUDg  in  Auster 
(Dccr.  Cliildeb.  c.  11.  12)  Bezug  nimmt. 

^)  Es  scheint,  dass  zu  verbessern  ist:  quia  ad. 

')  Die  WoIfenbütHer  Handschrift  hat:  praetermittat  Es  ist  prae- 
termissas  zu  lesen,  oder  doch  zu  verstehen.  Ebenso  Waits  Y.  O.  II 
(2.  Aufl.)  8.  818  Note  2. 
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ist  beschtossen  worden,  dass  Gentenen  gebildet  werden 

sollen."  Es  ist  gewiss,  dass  liier  Centenen  eingefühlt  wer- 
den, die  l)is]u'r  noch  nicht  bei  Bestand  gewesen  sind.  Sollten 
diese  Centenen  Quelle  der  fränkschen  Centverfassung  iäeiD, 
SO  wäre  die  Lehre  der  französischen  Schule  durch  den  un- 
mittelbaren Wortlaut  des  Gesetzes  dargethan.  Aber  das  Ge- 
setz fährt  fort: 

In  cujus  centena  aliquid  deperierit,  capnt  tmstes 
restituat  et  latro  insequatur,  vel  in  alterius  centenam 
vestigium  proponat  aut  deducat. 
„Die  trustis,  in  deren  Centene  eine  Sache  verloren  gegangen 
ist,  soll  das  capitale  zu  restituiren,  und  den  Dieb  zu  Terfol- 
gen  verpflichtet  sein,  wenn  sie  nicht  zeigen  kann,  dass  die 
Spur  des  Diebes  in  die  Centene  einer  anderen  trustis  hinüber- 
führt. Hier  ist  centena  unverkennbar  im  örtlichen  Sinn  ge- 
nommen. Die  centena  ist  ein  Cent  gebiet,  in  welchem  eine 
Sache  gestohlen  worden,  und  über  dessen  G ranze  die  Spur 
hinaus  gehen  kann.  Sollte  das  centenas  fierent  des  Gesetzes 
auf  diese  Centgebiete  sich  beziehen,  so  wäre  allerdings  die 
fränkische  Cent  nicht  Dir  ursprünglich,  aber  doch  wenigstens, 
gegen  die  französische  Theorie,  vom  Moment  ihrer  Emfuhrung 
an  für  eine  örtliche  ünterabtheilnng  des  Gaus  zu  halten. 

Et  ad  hoc  admoniti  si  neglexerint,  quinos")  solidos 
conponat ;  capitale  tarnen  qui  perdiderat  a  (  (Mitcna 
illa  accipiat  absque  dubio,  hoc  est  de  secunda  vel 

tercia.  Quod  si  per  trustem  invenitur,  mediam 

conposicionem  trustes  ad  serecipiat,  et  capitalem  exi- 
gat  a  latrone. 

Eine  Pariser  Haodschrift  liesst  qoinos  XV  solidos.  In  Decr. 
Cbloth.  e.  9,  wo  die  Toiüegeiide  Bestimmung  wiederholt  wird,  heisst  es: 
solid.  15  cnipabilis  judicetar.  Es  scheint,  dass  die  Busse  für  Weige- 

rung  der  Spurfolge  die  volksrechtliche  Busse  von  15  soHdi  ist,  von  vrel- 
cher  10  solidi  an  die  Parthei,  zu  deren  (junsten  autV'oboten  wird,  5  so- 
lidi  als  fredus  au  die  übrigkeit  tallen.  In  Decr.  Childcb.  c.  9  ist  au 
Stelle  des  Geweddes  nach  Volksrecht  der  Königsbann  gesetzt,  vgl. 
oben  8.  109  ff. 
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„Und  wenn  sie,  hierzu  (zu  der  Spurfolge)  aufgefordert,  säumig 
8ind,-bü8sen  sie  5  (15)  solidi.  Der  Bestohlene  soll  aber  ohne 

Weiteres  sein  capitale  von  der  betreffenden  Centene  erhalten, 
sei  es  von  der  zweiten  (wenn  aus  der  Cent,  in  welcher  der 
Diebstahl  begangen,  die  Spur  in  eine  zweite  Gent  hinüber- 
führt),  oder  von  der  dritten  (wenn  die  Spur  noch  weiter,  in 
eine  dritte  Cent  geht.^)  Hat  die  trustis  den  Dieb  gefunden, 
so  soll  sie  die  ffilfte  der  Gomposition  empfangen,  und  ausser- 
dem das  capitale  ihr  vom  Diebe  ersetzt  werden."  In  diesen 
Worten  l)egegnet  centena  in  einem  ganz  anderen  als  dem 
eben  dargelegten  Sinn.  Hier  ist  von  einer  Centene  als  von 
einem  handelnden  Subject  die  Rede.  Die  Centene,  welche 
den  Dieb  verfolgt  und  dem  Bestohlenen  Schadensersatz  leistet, 
ist  eine  persönliche  Vereinigung.  Es  erhellt,  dass  dem 
ersten,  zweiten,  dritten  Gentgebiet  eine  erste,  zweite,  dritte 
Cent  in  diesem  andern  Sinn  entspricht. 

Derselbe  Sprachgebrauch  ergiebt  sich  aus  dem  Gesetz 
Chüdeberts  II. 

c.  1 1 :  Similiter  convenit,  ut  si  furtum  factum  fuerit, 
capitale  de  praesente  centena  restituat,  et  causa  oen- 
tenarius  cum  centena  requirat 
Die  Centene  leistet  de  praesente,  „sofort**,  das  capitale.  Die 
Centene  setzt  sich  unter  AnfÖhrung  des  Centenars  zur  Ver- 
folgung der  Sache  in  Bewegung. 

c.  12:  Pari  conditione  convenit,  ut  si  centena  posita 
in  vestigia  in  alia  centena  aut  quos  (terminos)  fidelium 
nostromm  ipsum  vestigimn  miserit  et  eum  ad  alia 
centena  minime  ezpellere  potuerit,  aut  convictus  red- 
dat  latronem,  aut  capitale  de  praesente  restituat  — , 
Die  Centene  ist  auf  der  Spurfolge  begriffen.   IMe  Centene 
sucht  sich  von  der  Leistung  des  capitale  durch  HinüberfUhrung 
der  Spur  in  ein  andereres  Centgebiet  zu  befreien. 


•)  In  völligem  HinvoritliidiiifB  der  Stelle  befindet  aidi  v.  Wo  rin- 
gen, Beitr.  z.  Gesch.  d.  dentsch.  Strafr.  S.  46.  47. 
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Wie  diese  persönfiche  Centene,  so  hat  die  trustis,  welche 
oben  (S.  183)  genannt  ist,  ein  ihr  entsprechendes  Centgebiet. 

Wie  diese  Centene,  so  ist  die  trustis  zur  Spurfolge  und  zum 
Schadensersatz,  eventuell  zur  Hinausfiiliruu^  der  Spur  in  eine 
andere  Cent  verptiiclitet.  Abwechselnd  heisst  es  in  Chlothars 
Gesetz,  dass  die  trustis  und  dass  die  Centene  die  Leistung 
des  capitale  schuldig  sei.  Dem:  capitale  de  praesente  oen- 
tena  restituat,  in  Ghildeberts  Gesetz,  entapncht  genau  in  der 
Decr.  Chloth.  c.  8:  in  tröste  qnod  defüerit  —  cnmsarciatnr, 
ita  ut  continuo  capitale  ei  qui  perdidit  reformetur.  Die 
persönliche  Centene  ist  mit  der  trustis  des  Ge- 
setzes identisch,  ist  eine  trustis,  welche  einem  bestimmten 
Gentverband  angehört.  Centena  ist  nicht  blos  Centgebiet,  und 
Centgemeinde,  sondern  auch  Centtrustis,  eine  Centschaar. 

Diese  zweite  Bedeutung  von  centena,  welche  selbst  von 
Waitz*)  verkannt  worden  ist,  giebt  den  Schlüssel  für  das: 
centenas  fierent.  Es  handelt  sich  um  Errichtung  nicht  der 
Centgebiete,  sondernder  trustes  für  die  einzelnen  Centen. 

In  ähnlichem  Sinn  begegnen  im  9.  Jahrhundert  hofrecbt- 
liche  Centenen.    Schon  in  karolingischer  Zeit  befinden  sich' 
ganze  Centenen  im  gutsherrlichen  Verband,  und  ho&echtliche 
Leistungen,  welche  den  Centgememden  als  solchen  obliegen, 
Cap.  de  villis  a.  812  c  62  (Portz  I,  p.  185):  Die 
judices  sollen  jährlich  Rechnung  legen  —  quid  de 
liberis  hominibus  et  centen is^®)  qui  partibus  tisci 
nostri  deserviunt  —  habuerint 

•)  V.  G.  II,  (2.  Aufl.)  S.  329  Note  2,  vgl.  S.  318  Note  2.  Dagegen 
hat  Weiske,  Gründl.  S.  60  schon  die  richtige  Auffassung. 

»)  Oa^rard,  le  capitalaire  de  tüIib  p.  79  und  Waita  V.  6. 
IV,  8.  136  Note  6  machen  Bich  ohne  Grund  Bedenken,  centena 

hier  in  der  gewöhnlichen  Bedeutung :  Hundertschaft,  zu  veritehen. 
Gfrörer,  Volksr.  II,  S.  326,  327  will  die  centenae  im  Gegensats  au 
den  liberi  homines  als  „Gemeinschaften  von  Hörigen,  welche  zusammen 
frohnen  müssen"  auffassen,  während  der  Gegensatz  ist:  einzelne  freie 
Hintersassen  und  ganze  hintersässige  freie  Hundertschaftsgemeinden. 
Sowohl  das  Prädicat  liberis,  wie  der  Relativsatz :  qui  partib.  tisci  deserv. 
hesiehen  Bich  auf  beide Subalantifa:  hooiinibna  und  centenia. 
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Güterverzdehniss  von  Prttm  a.  893  c  25  (Beyer 
Urkd.  I,  S.  158):  Oentena  deSueyghe  soMtdevino 

modios  30,  censiim  quod  exit  de  silva. 
Das  letzterwähnte  Priimer  Güterbuch  zählt  unter  den  Frohn- 
deu  des  Dorfes  Merrengke  auf  (c.  24,  Beyer  S.  155): 

Ad  vineas  Ugandas  centenam  I,  ad  fodiendam  alteram, 

ad  GoUigendam  terciam       ad  mefisem  coUigendam 

quartam. 

Vi^  Centenen  werden  von  der  Dorfschaft  zum  Weinbau  und 

zum  Ernten  des  Getreides  gestellt.  Cäsarius,  der  im  13. 
Jahrhundert  das  Giiterbuch  commentirte,  bemerkt  dazu  (Heyer 
S.  155  Note  5):  Centena  communitas,  conimuniter  autem  opc- 
rabuntur  opera  nostra.  Die  Centenen  unserer  Stelle  sind 
Gentschaaren,  ebenso  wie  die  centenae  des  Ghlotharischen 
Gesetzes,  nur  jene  Centsehaaren  des  Hofrechts,  diese  Cent^ 
schaaren  des  öffentlichen  Rechts,  jene  zu  Frohndienst,  diese 
zu  Reichsdienst  verpflichtet.  Hier  wie  dort  wird  der  Name 
der  Cent  auf  die  Schaar  übertragen,  welche  von  dem  Centver- 
band  als  solchem  aufzubringen  ist. 

Unsere  Auffassung  gewinnt  um  so  sichreren  Beleg,  je 
tider  wir  in  den  Inhalt  des  Gesetzes  eindringen.  Trustis  ist 
begri£Flich  eine  Schaar  freier  Bfilnner.  Deshalb  wechselt  in 
der  fränkischen  Rechtssprache  trustis  und  contubemium. 


")  Jerlo  Centene  empfängt  bei  Verrichtung  ihrer  Arbeit  von  der 
Gutsberrschaft  bestimmte  Leistungen,  c.  24  i.  f.  (Boyer  S.  157):  ad  cen- 
tenam unoquoque  aratro  panes  2  et  diniidium  et  compane  et  4  vices 
biberej  centena  ad  vineas  ligaudas  et  fodiendas  panem  1,  etc.  Dea 
GegensatiB  bildet:  extraneis  panis  integer.  Daraaf  in  der  Somma,  welche 
die  Einkünfte  der  Gutsherrscbaft  zuBammenalhlt  (Beyer  S.  157):  in 
angaria  canadas  18,  corradas  4,  centenas  4.  —  Vgl.  GfrOrer  Volksr. 
II,  8.  327. 

")  In  Sal.  42.  43  erklärt  die  raalbergische  Glosse  contul)ernium 
durch  dructeclidio,  d.  h.  Genossen  der  trustis,  Schaar.  Vgl.  Kern, 
Glossen,  S.  159.  Druct  ist  mit  trust  identisch,  wie  bruct  mit  brüst,  vgl. 
Grimm  Vorrede  zu  Merkel  Lex  Salica  S.  XXXIX.  Andere  Beweis- 
stellen ergeben  aich  unten  aas  Note  32. Weingartner  Glossen,  Graff, 
Dintiska  II,  8.  51:  eontabenünm,  gino&caft. 
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Trustis  ist  „Volk",  populus,  agmen  ^'*),  wie  contiibernium  das 
„Heor" ,  harireita  aiiscliild.  Eine  Stolle  des  ribuarisclien 
Volksrechts  setzt  das  contuberniura,  die  Schaar  freier  üemeiiide- 
genossen,  dem  unus  homo  cum  satellitibus  suis  gegen- 
ftber.  In  ähnlicher  Weise  bildet  in  unserem  Gesetz  die 
trustis  den  Gegensatz  zu  den  adwactas  oonstitnti.  Die  öffent- 
liche allgemeine  Dienstpflicht  der  Freien  war  von  Rechtswegen 
eine  gemessene.  Der  ständige  niedere  öffentliche  Dienst 
ward  von  Unfreien  des  Königs,  pueri  regis,  versehen.  Wir 
wissen,  dass  auch  der  Wachdienst  der  l'reien  ein  gemessener 
''war.^^)  Die  ad  wactas  constituti,  die -stehenden  Wach- 


>»)  Grimm  a.  a.  0.  S.  IX.  Waitz  V.  G.  I,  S.  im  Note  1.  —  Im 
Beovulf  ist  tbeod  zugleich  Ausdruck  für  Volk  und  für  Kriegerschaar» 
Gefolge,  M.  Heyne,  fieovnlf  (2.  Aufl.  1868)  8.  S49.  —  Die  Ansicfat, 
welche  tnistis  sehlechthm,  and  so  anch  ui  tineerem  Oesets,  auf  das 
königliche  Gefolge  (trustis  dominica)  bezieht,  frtther  a.B.  vonDaTond- 
Oghlou,  bist,  de  la  l^gislation  des  anciens  Germains  I,  p.  592,  v.  Sybel, 
Königth.  S.  230  vertreten,  findet  sich  selbst  noch  in  neoBter  Zeit  bei  V. 
Maurer  Fronh.  I,  S.  147.  Uii  und  Gierke  S.  103. 

Die  Belege  linden  sich  in  der  Ausführung  von  Waitz  V.  G.  I, 
S.  464  if.,  doch  ohne  dass  Waitz  selber  die  Consequenz  gezogen  hätte 
(vgl.  indessen  S.  464  Kote  5^  tind  namentlich  S.  470  Note  2).  Der  la- 
teinische Ansdrack  contQbernlnni,  bei  den  Bftmern  eine  Heeresabtheil- 
ung  Ton  10  Mann  bezeichnend,  schien  den  Franlran  die  entsprechende 
Uebcrsetzung  für  das  deutsche  tmstis  .^Heer".  Der  Begriff,  welcher  bei 
den  Franken  mit  contubornium  anseodrürkt  wird,  ist  fränkisch,  nicht 
römisch.  Waitz  meint,  dass  das  fränkische  contul)erniinn  ein  römisches 
contübernium,  eine  stehende  „Abtheilung  von  Soldaten"  ijewesen  sei, 
vgl.  auch  Waitz  II  (2.  Aull.)  S.  3Ö.  628  Kote  1.  Mit  demselben  Üruud 
mUsste  nntw  dem  frinkischen  fiscos  ein  fiscos  im  römischen  Sinn»  unter 
dem  fränkischen  comes  ein  römischer  comes,  unter  dem  fränkischen  tri- 
bnnns  ein  römiseher  Tribun  verstanden  werden,  vgl.  oben  §.  3  Note  36. 

")  Rib.  41,  2.  3.  Vgl.  Siegel  S.  79.  80. 

'«)  Vgl.  Roth,  Benef.  S.  127.  201.  383.  411.   Feud.  S.  211. 
Vgl.  unten  §.  22. 

'*)  Nach  dem  Zeugniss  des  schon  vorhin  benutzten  Güterbucbs  von 
Prüm  beläuft  sich  Ende  des  9.  Jahrhunderts  im  Gebiet  des  Hofrechts 
die  Pflicht  zum  Wachdienst  dem  Princip  nach  auf  quindedm  noctes 
(«nmal:  qnatnordecim  noctes),  d.  h.  14  Tage  (vgl.  c.  21:  noctes  16, 
nnam  hebdomadem  in  Febmario,  sliam  in  Mijo)  im  Jahr,  so  dass  qnhi- 
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mannschaften,  Polizeimamisclialteii  onseree  Gesetzes  sind  die 

unfreien  Schaaren,  Schergen,  lictores,  milites,  wie  sie  ge- 
nannt werden,  wolclie  den  öflfentlichen  Obrigkeiten  beigegeben 
sind.^®)  Unser  (»isetz  verfügt:  weil  die  ad  wactas  constituti 
ihre  Pflicht  nicht  erfüllen,  centenas  üerent  Nur  unsere  Auf- 
fassung ergiebt  den  vollen  Gedankengang:  weil  die  unfreien 
WächterschaaTen  nicht  ausreichen,  sollen  trustes,  d.  Ii.  Schaar- 
ren freier  Männer  für  jede  Gent  gebildet  werden. 

Noch  einen  Schritt  weiter  fülirt  uns  Decr.  Chloth.  c.  8: 
[Lt  iu  truste  electi  centenarii  ponantur].  De  üscali- 
bus  et  omnium  domibus  censaimus,  pro  tenore  pacis 
jubenms,  ut  in  truste  electi  centenarii  ponantur, 
per  quorum  fidem  adque  sollicitudinem  pax  praedicta 
observetur. 

„Wir  verfügen  für  das  Fiscalgut  wie  für  alle  übrigen  Be- 
sitzungen, dass  in  die  trustis  ausgewählte  Centenare  gebracht 
werden,  durch  deren  Sorgfalt  der  Friede  in  der  vorhin  ge- 
dachten Weise  gesichert  sei.*^  Ohne  Ausnahme  sind  bisher  in 
der  Literatur  die  electi  centenarii  als  „erwählte  Hundert* 
Schaftsvorstände''  au&efasst.^^)  Allerdings  hat  der  Centenar, 
der  HundertschaftsYorstand ,  die  Führerschaft  der  centena, 
Centschaar.  In  Childeberts  Gesetz  (oben  S,  184)  geschieht 
dieses  Umstandes  ausdrücklich  Erwähnung.  Aber  unsere  Stelle 
ist  weit  entfernt,  sich  darauf  zu  beziehen.  Es  heisst  :  De  fis- 
calibus  et  omnium  domibus  censuimus.  Die  Hervorhebung  der 


decim  noctes  fiusere  sehlechthin  als  Angdrack  filr  Wickdientt  LoiBten 
(wactas  fiwere)  gesetst  vird,  Tgl.  Ofrftrer,  Yolksr.  II,  S.  835  ff.  Aach 
an  dieser  Stelle  ist  ein  Sata  desHoireehts  aus  dem  Yolksrecht  herttber- 
genommen  worden,  vgl.  Greg.  Tiir.  VII,  21:  die  Aurelianenses  und 
Blesenses  sind  zum  Wachdienst  in  Tours  (um  den  Eberulf  zu  bewachen) 
aufgeboten,  impletisque  quindecim  diebus  cum  mnlta  praedare- 
vertebantur, 

'»)  Dieselbe  Auffassung  hat  schon  Waitz  V.  G.  11(2.  Aufl.}  S.  534. 
")  Statt  AUer  vgl.  Waitz  V.  G.  II,  (2.  Aufl.)  S.  329  Note  2.  S. 
880.  868.  859. 
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Yersdiiedeneii  Besitzung»  ist  für  die  Fübrerscliaft  eines  .er- 
wählten Gentenars''  völlig  unverständlich.    Es  bässt:  in 

truste  electi  centenarii  ponantur.  Die  Centenare  des  Cresetzes 
sollen  in  die  trustis  gebracht ,  nicht  derselben  vorgesetzt  wer- 
den. Unsere  Stelle  handelt,  nach  ihrem  Wortlaut,  nicht 
von  der  Führerschaft,  sondern  von  der  Bildung  der  trustis.  Es 
heisst  im  Fortgange: 

Et  quia  —  inter  nos  germanitas  —  custoditur,  cen- 
tenarii  ergo  vel  qui  in  truste  esse  dicuntur 
inter  communes  provincias  licentiam  habeant  latrones 
persequere  — . 

Das  Gesetz  selber  sagt,  dass  seine  centenarii  nicht  die  Vor- 
stände, sondern  die  Glieder  der  trustis,  qui  in  truste  esse  di- 
cuntur, sind.  Der  Sprachgebrauch  des  c.  1  und  des  c  8  der 

Decretio  Chlotharii  erläutert  sich  gegenseitig.  Wie  dort  die 
trustis  (einer  Cent)  eine  centena,  so  werden  hier  die  Ange- 
hörigen der  trustis  centenarii  genannt.  Aus  „Centschaar- 
leuten" setzen  die  jetzt  zu  bildenden  Centschaaren  sich  zu- 
sammen. Das  c.  8  ist  die  Ausführungsverordnung  zu  c  1. 
Es  ergiebt  sich  (dem  centenas  fierent  entsprechend),  dass  nicht 
für  jeden  einzelnen  Fall  eine  neue,  sondern  von  vorneherein 
für  alle  Fälle  eine  stehende  Centschaar  in  jeder  Gent  gebildet 
werden  soll.  „In  die  trustis  sollen  auserlesene  Centschaar- 
leute gebracht  werden."  Das  Gesetz  ordnet  die  Aushebung 
der  Centschaarleute  aus  den  sämmtlichen  Ceutgenieinde- 
genossen  an.  Und  zwar:  de  fiscalibus  et  omnium  domibus. 
Die  Aushebung  soll  auf  das  ganze  Centgebiet,  und  damit  auf 
sämmtliche  frde  Centeingesessenen,  ohne  Unterscheidung  der 
Hintersassen  des  Fiscus  oder  anderer  Güter,  sich  erstrecken. 
Die  Immunität  bildet  keinen  Befreiungsgrund. 


Vgl.  die  Wendungen  Decr.  Childeb.  c.  12  (Pertz  I,  p.  10):  cen- 
tena posita  in  vestigia,  „auf  der  Spurfolge  befindlich".  Baj.  app.  1:  in 
itinere  positos»  „anf  der  Reise  befindlich**.  Danach  ist  in  truste  positns 
der  in  der  trustis  Befindliche,  der  Angehörige  der  tmstis. 
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Die  centena  unseres  Gesetzes,,  die  Gentschaar,  setzt  sich 
nicht  aus  sämmtlichen  Gentgliedern,  sondern  aus  electi  cen- 
tenarii,  aus  Wenigen,  welche  aus  der  Gesammtzahl  ausgehoben 
sind,  zusammen.  Die  centena  unseres  Gesetzes  tri£Et  auch' 

iii  diesem  Punkt  mit  der  trustis  im  technischen  Sinn  zu- 
sammen. Zu  einer  „Schaar"  im  Iicchtssinn,  d.  h.  zu  einer 
Schaar,  welche  ein  „Volk"  oder  „Heer"  (coutuberuium)  bildet, 
und  deshalb  Träger  eines  dem  Yolksfrieden  analogen  Schaar- 
Medensist,^^)  gehört  nach  den  sämmtlichen  deutschen  Stammes- 
rechten eine  bestinmite,  durchweg  verlulltnissmässig  kleine  Zahl 
von  freien  Männern.  Bei  den  Langobarden  sind  es  vier,  bei 
den  Angelsachsen  fünfunddreissig,  bei  den  Baiern  zweiundvier- 
zig, bei  den  Franken  nur  zehn  freie  Männer,  welche,  um  eine 
Schaar  in  diesem  technischen  Sinn  zu  bilden,  nöthig  sind.  2'') 
Die  electi  centenarii  sind  die  Zehn,  welche  aus  den  Cent- 
gemeindeleuten zu  Centschaarleuten  ausgehoben  sind. 

Das  Missverständniss,  in  welchem  die  französische  Schule 
sich  dem  Glotharischen  centenas  fierent  gegenüber  befindet, 
lässt  sich  jetzt  zum  Vollen  übersehen.  Es  handelt  sich  nicht 
um  Herstellung  einer  numerischen  Hundertschaft,  einer  (auf 
die  fräukisclie  Bevölkerung  sich  beschiänkeudeu)  agregation 


*^  Der  Schaarfriede  Anssert  sich  sowohl  in  der  Pablicität  and  So- 
lennit&t  der  in  sein  Bereich  ftUenden  Handlungen  (so  bei  der  Ueber- 
fQIuning  des  hsndliaften  Verbrechers  durch  das  contubeminm ,  welche 

Längnen  and  Beweis  ausschliesst,  Rib.  41,  2.  ,  und  bei  der  Spurfolge 
mit  der  trustis,  welche  sowohl  zur  Oeffnung  des  Hausfriedens  wie  zur 
Uoberfflhrung  des  Besitzers  der  Sache  als  solchen  dient,  Proc.  d.  Lex 
8al.  S.  65);  als  andererseits  in  der  Erschwerung  eines  jeden  in  seinem 
Kreise  begangenen  Verbrechens,  vgl.  die  Bestimmungen  der  Lex  Salica 
über  die  Tödtung  in  contubernio  (Sal.  42.  43)  und  über  das  trustem 
detenere  tut  battere  (Sal.  66).  Der  Schaarfriede  steht  danach  mit  dem 
Yolksfrieden  wie  er  auf  derHeerrersammlong  and  Gerichtsversaminlnng 
sich  Aassert,  vollkommen  auf  einer  Stufe. 

Vgl.  Wait  z  a.  a.  0.  (oben  Note  14).  Auf  die  fränkische  Zehn- 
zahl wird  aus  dem  Ausdruck  contubeminm  geschlossen  werden  können. 
Die  Zehnzahl  bildet  den  einzig  möglichen  Vcrgleichuncspunkt  zwischen 
der  fränkischen  tnistis  und  dem  römischen  coutuberuium. 
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von  je  hlmdert  FamiHenhäuptem.  Die  (persönliche)  centena 
Ghlotbars  ist  ihrer  Zahl  nach  eine  Zehntschalt,  und  keine 
Hundertschaft.   Es  handelt  sich  überhaupt  nicht  um  Heiv  ' 

Stellung  von  Centverbänden;  das  centenas  fiercnt  setzt  den 
Cent  verband  voraus.  Und  dieser  Centverband  ist  ein 
örtlicher  Verband:  die  Centschaar  steht  zu  einem  Centgebiet 
in  Beziehung,  die  Aushebong  ans  den  Hundertschaftsangehö- 
rigen wirkt  für  ein  Territorium  (de  domibus).  Wie  der  Gau- 
yerband,  so  erscheint  der  Hundertschafteverband  als  organi* 
sches  Glied  des  Reichs  Verbandes,  und  ergreift  deshalb  die 
romanische  wie  die  fränkische  Bevölkerung.  Es  bleibt  kein 
Raum  für  die  Entstehungsgeschichte,  welche  Guerard  der 
karolingischen  territorialen  Cent  geben  will.  Es  fehlt  nicht 
blos  die  von  Ghlothar  und  Childebert  errichtete  centaine  pure- 
ment  num^que,  es  fehlt  überhaupt  mobile,  ambulante, 
nomadische  fränkische  Bevölkerung,  deren  persönliche  Glieder- 
ungen durch  eine  erst  im  Lauf  des  7.  Jahrhunderts  vollzogene 
Niederlassung  auf  das  Territorium  sich  übertragen  hätten. 

Die  Cent  Ghlothais  und  Ghildeberts  unterscheidet  sich  in 
Nichts  von  der  Gent  der  karolingischen  Periode.    Schon  im 

6.  Jahrhundert  steht  die  Ilundertschaftseintheihing  nach  dem 
Zeugniss  jener  Königsgesetze  genau  so  wie  sie  später  urkund- 
lich belegt  wird,  fertig  vor  uns  da.  Schon  im  6.  Jahrhundert 
kann  die  Reichspolizei  in  dem  stark  romanischen  Neuster  ge- 
rade wie  in  Auster  in  umfassender  Weise  die  Hundertschafts- 
eunrichtung  zur  Grundlage  ihrer  Massregeln  nehmen.  Kern 
Königsgesetz  hat  die  centena  künstlich  eingeführt.  Die  frän- 
kische Erobc  ni  ng  hat  wie  den  Gauverband  so  auch  den 
Hundertscliaftsverband  über  Gallion  gebraclit.  In  der  Glie- 
derung des  Gaus  nach  Hundertschaften  realisireu  sich  die 
uralten  Grundlagen  fränkischen  Rechts. 

C  0  n  d  i  t  a.  Wir  sind  im  Stande,  local  die  Ilundert- 
schaftseintheilung  urkundlich  bis  in  die  mero vingische  Zeit, 
und  zwar  bis  ins  6.  Jahrhundert  zurück  zu  verfolgen. 
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In  karoÜDgischer  Zeit  beg^et  in  NcmlfrankieiGh,  nament- 
lich in  der  Bretagne,  im  Gebiet  von  Angers,  Iifans,  Blois, 
Tours  die  condita  als  Unterabtheilung  des  Gans.'*)  Es  mag 

dahin  gestellt  bleiben,  ob  condita,  von  dem  keltischen  cant,  d.  h. 
hundert,  abgeleitet,  schon  sprachlich  mit  centena,  Hundert- 
schaft, identisch  ist.  Jn  den  Urkunden  der  Bretagne  wird 
condita  durch  plebs,  d.  h.  Gemeinde,  wiedergegeben,  bezie- 
hungsweise erläutert^«)  Gewiss  ist,  dass  die  karolingisch 
fränkische  condita  sachlich  eine  Hundertschaft,  und  die  „Ge- 
meinde'* sachlich  eine  Hundertsehaftsg^einde  ist. 
Der  Ausdruck  condita  wechselt  mit  centena. 

Gesta  abb.  Fontanell.  c.  7  (Portz,  Script.  II,  p.  279): 
in  pago  Oximensi  in  centena  Noviacensi.  (Die 
Gesta  sind  im  Anfang  des  9.  Jahrhunderts  verfasst). 

Testament  des  Bischöfe  Aldrich  Ton  Mans  (sass 
832—856),  Ge^  Aldrid  c  36  (Baluze  Mise,  m,  p. 

86):  Greges  autem  jumentorum  qui  sunt  in 

Breim  in  condita  Noviacense. 
Der  Ausdruck  condita  wechselt  mit  vicaria. 

Gesta  Ahirici  c.  26  (p.  56):  villam  —  in  condita 
Gabron ense.  c.  65  (p.  162):  nionasteriolum  —  in 
vicaria  Gabronense  (v.  J.  800). 

Eod.  c.  64  (p.  161):  Exemplar  precariae  (v.  J. 
800)  de  Villa  quae  Yocatur  Mansiones  in  condita 
Biablentica.  Im  Text  der  Urkunde:  villa  —  ad 
Mansiones  —  in  vicaria  Diablentica. 
Die  aufgefülirten  Beispiele  lassen  sich  noch  bedeutend  ver- 
mehren.    Wir  finden  in  karolingischer  Zeit  abwechselnd: 

")  Gn6rar<l  divisions  p.  49.  50.  146.  147.  De  Courson,  Car- 
tul.  de  Redon  p.  LXXXV.  Vgl.  auch  die  Formeln  Roz.  320  (Lind.  26) : 
in  pago  illo,  in  condita  01a,  in  l^eo  qui  Tocatnr  sie.  Sos.  841  (Lind. 
25) :  in  pago  fllo  et  Ulo,  In  conditas  et  fines  fllas  vilas  et  loca  nnnca- 
pantes  illas  et  illas. 

**)  Es  heisst  abwechselnd  z,  B.  condita  und  plebs  Garantoer,  oder 
anch  cnmalatir  concBta  plebs  C,  und  ebenso  in  einer  Reibe  von  ande- 
ren FftUen.  Tgl.  de  Courson,  Gartnl.  de  Bedon  p.  644  687.  688.  ' 
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eondita  und  yicaria  Siliacensis  im  Gebiet  von  Mans^*),  con- 
dita  und  vicaria  Regadonensis  ( Eregadonensis)  im  Ge- 
biet von  Angers  2').  eondita  und  \icaria  Laudiacensis 
(Montis  Lau(liaconsis)  im  Gebiet  von  Tours'^").  Fast  für  jeden 
Gau,  in  welchem  der  Ausdruck  eondita  begegnet,  ergiebt  sich 
ein  Beleg.  Die  eondita  ist  mit  der  centena  und  der  vicaria 
identisch,  und  yicaria  ist,  wie  sich  gleich  ergeben  wird,  ebenso 
wie  centena,  in  Frankreich  der  Ausdruck  für  die  Hundertschaft 
Die  Eintbeilung  des  Gaus  in  conditae  geht  in  merovin- 
gische  Zeit  zurück.'-^'')  Die  merovingischen  Formeln  von  Tours, 
gowölinlic'.h  die  Sirmondisclien  Formidn  genannt,  bezeichnen 
durchgehend  die  Lage  eines  Ortes  nach  Gau  und  eondita:  in 
pago  illo ;  in  eondita  illa  ^^),  gerade  wie  es  in  den  karohngi- 
schen  Formeln  von  Paris  (den  s.  g.  Merkeischen  Formeln) 
stehend  heisst:  in  pago  illo,  in  centena  illa.*0  Urkundlich 
begegnet  im  Beginn  des  8.  Jahrhunderts  im  Cotentin  die  eon- 
dita Quaiiuicensis  in^  Beginn  des  7.  Jahrhunderts  im  Ge- 
biet von  Maus  die  eondita  Diuldeiitica  (die  llundertseliaft  von 
Jublains),  welche  soeben  (S,  192)  auch  für  die  karolingische 
Zeit  zugleich  als  eondita  und  als  yicaria,  d.  h.  Uundertscliaft, 
nachgewiesen  ist.^') 

»•)  Sickel  Reg.  K  22  (a.  774).  Guörard  divisions  p.  49.  157. 

»*)  Beyer,  Urk.I,  nr.  41.  42  (a.  804).  Guörard  di?i8.  p.  146.  166. 
Gn^rard  divis.  p.  146.  160. V  Die  Identität  der  karolingiscbeo 
eondita  mit  der  Hnndertachaft  hat  sebon  Gu^rard  bemerkt  (divis.  p. 
48).  Ebenso  Waitz  V.  G.  S.  332  Note  1.  S.  885  Note  3;  weniger 
bestimmt  II  (2.  Anfl  )  S.  319. 

")  Darauf  hat  schon  Waitz  V.  G.  IT,  2.  Aufl.  S.  319  Note  2. 
Gött  Gel.  Anz.  1>'50.    S.  Ü30.  aufniorlcsani  gemacht. 

»•)  Roz.  1()0.  195.  212.  214.  2r,7.  270.  .'J19.  H27.  332  .Sirm.  4.  3G. 
1.  35.  5.  37.  7,  3Ö.  6.).  —  Durch  diese  und  die  im  Folgenden  anzufüh- 
renden ZengniSBe  idrd  die  Behauptung  Yon  Jacobs  g^ogr.  p.  87  wider- 
legt, nach-  welcher  der  Ansdnick  eondita  erst  mit  dem  Ausgang  des  9. 
Jahrhunderts  „gebräuchlieh**  (fr^qnent)  geworden  sein  soll. 

")  Boz.  124  bis.  134.  168.  194.  20.").  206.  229.  244.  252.  272.  278, 
n,  S.  w.   Vgl.  Merkel  in  der  Zeitschr.  f.  H.  G.  T,  S.  197  ff. 

»«)  Pardessus  dipl.  II,  addit.  Nr.  42,  p.  449  (um  718);  in  pago  Con- 
stantino  in  condeda  Quasnacinse. 

")  Vita  Domuoli  episcopi  Cenomann.  (starb  581,  die  Lebensbe- 

Sohiu,  Altdeutsche  Reichs-  u.  ücrichtäverfassung  I.  18 
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Am  meisten  Interesse  erregen  die  Formdn  you  Angei«, 
weil  wir  diese  mit  Bestimmtheit  in  das  6.  Jahrbimdert  setsen**). 

In  der  28.  Formel  (Roz.  487)  findet  sich  das  Beweisurtheil : 
ut  illi  (für:  ille)  in  noctis  tantas  aput  homines  tan- 
tus  viciuis  circa  manentis  de  ipsa  condita 
mano  soa  quarta  —  excusare  deberit,  quod  terra  sua 
(des  Gegners)  nu^  ordine  nimquam  fossadasset 
Von*  den  Eidesbelfem  wird  nicht  Yerwandschaft,  aber  Kach- 
barschaft gefordert.*^    Den  Begriff  der  Nachbarschaft  im 
Rechtssinn  entwickeln  die  fränkischen  Quellen  für  das  Ge- 
meindezeugniss.     Die  Kachbarschaft,  ^Yelche  den  (ienieinde- 
zeugen  legitimiit,  besteht  in  der  Angehörigkeit  an  den  Ge- 
richts Sprengel,  in  welchem  das  streitige  Grundstück  liegt. 
Nach  kardingischem  Recht  dfirfen  die  Gemeindezeagen  nnr 
de  ipso  c(miitata,  in  quo  res  positae  sunt,  hdchstens,  wenn  das 
Grundstück  an  der  Gränze  liegt,  de  vicina  oentena  adjacentis 
comitatus  genommen  werden.     £s  wird  sich  später  erläutern, 

Schreibung  ist  aus  den  ersten  Jahren  des  7.  Jahrhunderts),  c,  8,  Bol- 
]and  16.  Mai  p.  G08:  villam  ecclesiae  (Cenomannicac)  sitain  in  condita 
Diablentica.  Das  Gebiet  von  Jublains  begegnet  als  oppidum  Diablintis 
gleichzeitig  in  dem  Testament  des  Bisehoft  Bertram  Ton  Ifans,  Pardes- 
suB  dipL  I,  Nr.  280  (a.  615) :  Locom  qni  didtar  Galviaoo  Tel  qniequid 
nndiqae  in  oppido  Diablintis.  J ac  ob  s,  g^ographie  p.  28.  Unten  Note 
89.  —  Die  Vita  S.  Rigoraeri  presbyteri  Genom,  (lebte  saec.  6X  welche 
c.  1  (Rolland  24.  August  p.  787)  eine  condita  Sagonensis  nennt  (auf 
diese  Stelle  bezieht  sich  Waitz  V.  G.  II,  2.  Aufl.,  S.  319  Note  2),  die 
gleichfalls  in  den  Gesta  Aldrici  c.  G2  (p.  158)  begegnet,  ist  erst  spät 
vertasst  worden.  Der  Comment.  praev.  der  Bollandisten  §.  2  (p.  785) 
beaeidmet  den  Terbsier  auf  Grand  der  aus  der  Vita  sich  ergebenden 
Anhaltspunkte  als  satis  remotns  looo  vel  tempore  post  Sancti  obitam. 

M)  Die  Handsehrift,  welche  sie  Überliefert,  ist  bekanntlidi  vom 
Jahr  681. 

*»)  Ebenso  Roz.  493  (Andeg.  49)  für  den  Zwölfereid  zur  Reinigung 
von  der  Mordklage.  Diese  Stellen  übersieht  Siegel  S.  183  fF.  Ver- 
sehentlich citirt  Waitz  V.  G.  U  (2.  Aufl.j  S.  313  Note  1  auch  Roz. 
480  (Andeg.  29),  wo  es  sich  nicht  um  Eidesbeifer,  sondern  um  Geschäfts- 
zeugen handelt. 

••>  Cap.  Aquisgran.  a.  817.  leglb.  add.  e.  10  (Perts  I,  p.  212).  Vgl. 
Gap.  Bind.  P.  a.  814—816  (?)  g.  1  (Perta  I,  p.  81  e.  9). 
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weshalb  das  karofiDgiscfae  Recht  die  Grafechaft  als  den  Ge- 
richtssprengel annimmt.*'')  Unsere  Formel,  den  Anfängen  der 
fränkischen  Entwickelung  angehörig,  setzt  als  Gericlitssprengel 
die  condita.  Die  condita  des  6.  Jahrhunderts  ist  Gerichts- 
sprengel, eben  weil  sie  die  Hundertschaft  des  fränkischen 
^entlichea  Rechts  ist» 

Die  31.  Fonnel  Ton  Angm  (Roz.  406)  beschreibt  das 
VonFerliahren  fttr  Erhmgimg  eines  appennis: 

aliquis  homo  —  in  loco  illo  per  nocte  fuit  a  pessimis 
naufragium  passus,  et  exinde  perdedit  —  stniinenta 
sua — .  Unde  uecesse  ei  tuit  advocare  Jude  eis  seu 
et  yicinis  circa  manentis  seu  et  universa  psr 
rocia  illa;  ^  ibidem  invenirent  —  ipso  loeo  gra- 
Titer  devastada.  Proinde  petiit  ad  ipsos  bonis  hond- 
nibns — nt  hane  notitia  —  ei  adfirroare  ddierant — 
qualiter  inelins  possit  Andecavis  civetate  adfirmare. 
Die  Gemeinde,  welche  zusammenberufen  wird,  ist  die  Gemeinde 
einer  parocia,  d.  h.  eines  Kirchspiels*").   Die  parocia  ist  das 
Amtsgebiet  eines  judex.  Die  parocia  tritt  unter  dem  judex 
zur  GeriehtsTersammlung  zosammeiL**)  Die  parocia  ist  ein 
Gerichts^irengel.  Die  Ticini  der  Farochie  sind  mit  den  vicani 
der  condita  identisch.  In  der  Bretagne  ÜUlt  nachweislich  die 

")  Unten  §.  13. 

•*)  Es  scheint,  dR«?s  zn  vorbessern  ist:  jndeci  sen.  Melirorc  Tlnndert- 
schaftsbeamtc  für  eine  Cent  sind  allerdinf^s  niclit  unmojiliclj,  aber  doch 
ftir  so  kleine  Gebiete,  wie  hier,  nicht  wahrscheinlich.  In  der  ent- 
sprechenden Formel  Roz.  405  (And.  33;  heisst  es;  judici  publico  et  vi- 
dnis  drca  maneDtis  ~  ipstan  vicinns  et  jttdice. 

**)  WaitsY.G.IItS.Aiifl.  S.488  Note  2  Tonldit  unter  ptrocia  den 
Gmi  (Äe  Gri&chaft).  Allerdings  begegnet  parocia  im  6.  Jahrhondert  auch 
fBr  die  bischöfliche  Diöcese,  also  fflr  das  ganze  Gebiet  einer  civitas, 
Jacobs  g^ogr.  p.  39.  Doch  ist  die  letztere  Bedeutunj^  hier  dadurch 
aus<;eschlossen,  dass  der  fränkischen  Verfassaag  eine  Gauversammlung 
unbekannt  ist,  vgl,  unten  §.  11. 

*•)  Die  notitia  ist  eine  Gerichtsurkunde.  Urkundlich  kann  der 
Beweis  über  den  geschehenen  Schaden  zum  Zweck  der  Erlangung  dei 
Appennis  im  Gmfengerlcht  (Tgl.  die  in  Note  42  cit  Formel)  nur  doreh 
Gerichtsnrkande  erbracht  Verden. 

13* 
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condita  mit  der  Parochie»  dem  Gebiet  einer  Pfarrkirdie,  zu- 
sammen.*^)  Ebenso,  wie  unsre  Formel  zeigt  ,  im  benachbarten 

Anjou.  Der  judex  ist  nicht  der  (iraf.  Auf  dd>  in  dieser  Formel 
geschilderte  Verfahren  mit  dem  judex  fülgt  vielmehr  der  Ter- 
min im  Grafengericht,  in  welchem  der  appennis  ertheilt  wird.* 2) 
Der  judex  ist  aber  ein  öffentlicher  Beamter.  Die  Parallelformel 
Andeg.  33  (Roz.  405)  nennt  ihn  judex  pubücus.  Der  mero- 
vingisch  fränkische  Graf  hat  nur  einen  Unterbeamten,  welcher 
öffentliche  „lichterlicbe'S  d.  h.  obrigkeitliche  Gewalt  besitzt, 
den  Hundortschaftsbeaiiiten.  Der  judex  ist  der  Centenar.*-*) 
Die  condita  des  6.  Jahrlmnderts  ist  die  Hundertschaft  des 
fränkischen  öffentlichen  Rechts.**) 

Die  condita  ist  ursj^ränglich  keltisch.  Es  zeigt  sieh  dies 
vomämlicfa  in  der  Bretagne,  wo  die  condita  auch  in  den  von 
der  Mnkischra  Veifessung  mdit  berührten  Theilen  die  Ge- 
bietseinheit, der  Sprengel  eines  erblichen  Kuptlings,  mach- 
tiem,  princeps  ist.**)  In  den  altkeltischen  conditae  war  die 
Voraussetzung  für  die  fränkische  Ilundertschaftsverfassunf;,  wie 
in  den  römisch-keltischen  civitates  die  Voraussetzung  für  die 
fränkische  Gauveifassmig  gegeb^.  £s  bedurfte  keiner  Ver- 
messung der  Bezhrke,  sondern  nur  der  Ernennung  iee  Beam- 
ten, des  Grafen  für  die  civitas,  und  des  Gentenars  für  die 
„Gemeinde'*,  um  mit  dem  Gau  die  Hundertschaft  bei  der 
fränkischen  Eroberung  nach  Gallien  zu  übertragen. 

V  i  c  a  r  i  a.  Der  Ausdruck  condita  beschränkt  sich  auf 
die  Gaue  des  westlichen  Neuster.  Vicaria  ist,  wie  centeua, 
ein  durch  ganz  Frankreich  gehender  Ausdruck  für  die  Hundert- 
schaft. Die  Beichsgesetze  kennen  nur  die  Bezeichnung  cen- 
tena.  Die  Urkunden,  und  zwar  die  Königs-,  wie  die  Piivat- 

♦»)  De  Courson  Cartul.  de  fiedon  p.  LXXXV  ff. 

")  Roz.  407  (Andeg.  32). 

*•)  Ebenso  Waitz  a.  a.  0.  (Note  39). 

**)  Durch  das  Obige  wird  Jacobs,  geogr.  p.  37  widerlegt,  welcher 
für  die  merovingische  Zeit  die  Beziehung  der  condita  zur  Irankischen 
Centrerfossung  für  nnmögHch  h&lt 

**)  De  ConrsoB  a.  a.  O.  p.  LXXXn  ff. 
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nrinmden  zeigen,  daas  im  Leben  vicaria  der  gewöhnliche  Aus- 
druck war. 

Die  beliauptete  tciTitoriale  Ausdehniinjj:  des  Sprachge- 
brauchs mag  durch  eiuige  Zeugnisse  erhärtet  werden.  Die 
Urkunden  des  9.  Jahrhunderts  genügen,  um  die  fragliche 
Thatsaehe  festzustellen. 

Veastor. 

Paris.  In  pago  Parisiaco  in  ticaria  Budacinse,  Tardif  Nr. 

167  (a.  851). 

Meaux.   In  pago  Meldico  in  vicaria  Copedinse  et  Brociacense 

(a.  813),  Guerard  divisions  p.  60. 
Ghartres.  In  pago  Camotense  in  vicaria  Ganegiacense,  Ro- 

zi^re  231  (Lindenbr.  79). 
Man 8.  Vicaria  Gabronensis  (a.  SOO).  Vicaria  Diablentica 

(a.  800).   Oben  S.  192. 
Blois.    Vicaria  Ascellus.  a.  8S6.  Vicaria  Sodobrensis,  a.  895. 

Guerard,  Pölvptyque  I,  p.  87. 
Orl eans.  Vicaria Lodevensis,  a. 886.  Guerard, Poiypt.  I,  p. 83. 
Auxerre.  In  pago  Autisiodorense  in  vicaria  Odonense,  Qnan- 

tin  Gart,  de  ITonne  Nr.  41  (a.  863). 
Renn  es.  In  pago  Redomco  in  vegaria  Laliaoensi  vico,  Cart. 

de  Redon  Nr.  125  (a.  850). 
Nantes.   In  pago  Naniuetico  in  vicaria  Grandocampo  in  villa 

M.,  Cart.  de  Redon  Nr.  214  (a.  842—843). 
Vannes.  Vicaria  Panzegum,  a.  860.   Cart  de  Redon  app. 

Nr.  48. 

Cornubia.  Vicaria  Eneur  (vor  900),  Cart  de  Redon  p. 
LXXXIU  not  4. 

Aquitanien. 

Poitiers.    In  Pictavo  pago  in  Racensi  vicaria,  Sickel  Rege- 

sten  L  378  (a.  839).     Vicaria  Exindualensis,  Besly  p. 

177  (a.  862).  Vicaria  Braciacensis,  Besly  p.  210  (a.  892). 

Vicaria  Salnensis,  Besly  p.  210  (a.  892). 
Bourges.  In  pago  Biturigo  in  vigarias  illas  et  illas  

in  vigaria  illa  — .  Rozi^re  221. 
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Limoges.  Ib  orbe  linumdno  in  Ticaria  Asnaeenae,  Gart 
de  Beaulieu  Nr.  152.  115  (a.  891.  894).  Vicaria  Verte- 

densis,  eod.  Nr.  155  (a.  893). 
Clermont.    In  pago  Alveraico  in  vicaria  Salcnse,  Cart.  de 
Beaulieu  Nr.  173  (a.  881).    Vicaria  Mauriacensis,  Quan- 
tin  I,  p.  2  (das,  Ende  des  9.  Jahrhunderts  verfasste,  ge- 
fälschte Testament  der  Theodichilde). 

Septimanien. 

Garcassonne.  In  pago  Garcachensi  —  in  yicaria  Anso- 

neosi,  Bouquet  YllI,  p.  627  (a.  870). 

Burgund. 

Antun.   In  ipso  pago  (Augustidunense)  in  vicaria  Garbaldo 

Villa,  Pörard  p.  24  (a.  839),  in  der  folgenden  Nummer 

(a.  840):  vicaria  Gilbaldo  villa. 
Lang  res.  In  pago  Tomotrensi  in  vicaria  StoMensi,  P^rard 

p.  158  (a.  881).   Der  pagus  Tom.  bildet  einen  Untergau 

im  Gebiet  von  Langres. 

Die  Vervollständigung,  namentlich  für  die  südlichen  Pro- 
vinzen Frankreichs,  gewähren  die  späteren  Urkunden,  insbe- 
sondere des  10.  Jahrhunderts.  Vicaria  ist  in  ganz  Frankreich 
der  regebnässige  Ausdruck  für  die  Hundertschaft.**)  Es  be- 
gegnen z.  B.  während  des  9.  und  10.  Jahrhunderts  in  dem 
grossen  Ghiu  von  Limoges  nur  4  kleine  IHstricte  unter  dem 
Namen  centena,  während  in  der  gleichen  Zeit  die  durchgehende 
Eintheihmg  des  Gaus  durch  44  Vicarieen  gegeben  ist.*')  Im 
Gebiet  von  Gabors  sind  im  10.  Jahrhundert  10  Vicarieen,  nur 
eine  Centene  (welche  auch  als  Vicarie  bezeichnet  wird)  nacb- 
w^bar.*^)  In  der  Auvergne  findet  sich  im  10.  Jahrhundert 
eine  ganze  Reihe  von  Vicarieen,  keine  einzige  Centene.*®) 


Vgl.  die  voaGa^rardi  divisions,  im  Anhange  gegebene  Zusam- 
menstellung. 

Vgl.  Deloche,  Cartul.  de  Beaulieu  p.  CLXI.  CLXXVI. 
Deloche  a.  a.  O.  p.  GGXin.  CGXTI. 
*")  Vgl.  Cartnlaire  de  Brioade  nnd  Cart.  de  SauxUlaoges  (meistem 
Urkunden  ans  dem  10.  Jahrhimderi^.  Eäae  ZnaarnmensMliing  geben 
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Die  Vkarie  ist  dem  Grundsatz  nach  mit  der  Gent  iden- 
tisch.  Dieeelben  Districto  werden  bald  als  Yicarieen,  bald 
als  Centraen  aufgeführt.  Es  heisst  abwechselnd  z.  B.  vlcaria 

und  centena  l.aliacensis  (im  Gebiet  von  Rennes)*^),  vicaria 
und  centena  Corbonensis  (im  pagus  Oximensis)*^"),  vicaria  und 
centena  Copedensis  (im  Gebiet  von  Meaux)^'-^),  vicaria  und  ceu- 
tena  £xiden8is  (im  Gebiet  von  Gahors),  vicaria  und  centena 
Yertedensis,  vicaria  und  centena  Tamaeensis  (im  Gebiet  von 
Limoges)^'),  vicaria  und  centena  S.  Germani  (in  der  Auver- 
gne)  Die  Ausdrücke  centena  und  vicaria  werden  als  voll- 
kommen glcichwerthig  gebraucht,  z.  B.  im  Polyptyclion  Irmi- 
nonis  XII  c.  1:  in  pago  Oximensi  in  centena  Coibonense.  c. 
25 :  in  eodem  pago,  in  eadem  vicaria.  Ebenso  in  einer  Ur- 
kunde des  10.  Jahrhunderts, 

Gart,  de  Sauxillanges  Nr.  376:  in  eomitatu  Talam* 
densi,  in  vicaria  S.  Germani,  in  temtorio  Gastel- 
lucii,  —  in  territorio  nihilominus  ipso,  eademque 
centena  comitatus  ipsius. 
Nichtsdestoweniger  tritt  in  einigen  Fällen  die  vicaria  zu 
der  centena  in  Gegensatz: 


Doniol,  Cart.  de  Brioude  p.  10.  11.  Houz6  in  Doniol,  Cart.  de 
SauxiU.  p.  675.  680.  684.  Vgl.  auch  Gu^rard  dirisioiia  p.  157.  159. 
—  Eia«  Uebenicht  fiber  die  Gebiete  FMnkreidis,  in  welchen  centenae 
genannt  werden,  giebt  Waitz  Y.  G.  II  (3.  Anfl.)  S.  818  Note  8.  Dass 
namentlich  in  Nordfirankreich  der  Ausdruck  centena  flblich  ist,  zeigen 
die  Formeln  von  Paris,  welche  die  Hondertschaft  durchgehend  als  cen- 
tena bezeichnen,  oben  Note  31. 

»")  In  pago  Redonico  in  vegaria  Laliacense,  a.  850,  oben  S.  197. 
In  pago  Redonico  in  centena  Laliacensi,  Cart  de  Eedou  app.  Kr.  35 
(a.  852).  Nr.  37  fa.  8M). 

»*)  Polyptych.  Irmin.  XII,  c.  1  (Gu^rard  II,  p.  122) :  in  papo  Oxi- 
mensi in  centena  Corbonense.  c.  2:  in  eodem  pago  et  in  eadem  cen- 
tena. c.  25  (p.  126) :  in  eodem  pago  et  in  eadem  vicaria. 

»*)  Gu6rard,  Polypt.  I,  p.  96. 
De  loche  a.  a.  0.  p.  GLXI. 

Vgl.  die  gleich  zu  dtirende  Urkunde,  GartuL  de  BaoxiU. 
Kr.  876. 
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In  pago  Biturico,  in  vicaria  Brivense,  in  centena  Gon- 
datense,  in  villa  G.  (a.  860).   In  pago  Biturigo,  in 

vi^iaria  Voiiesminse,  in  centena  Montise,  in  villa  B. 

(um  ^.)87).^^)    In  iirbe  Lemovicino,  in  fundo  Exando- 

niuse,  iu  vicaria  Luperciacense,  in  centena  Yinogiio, 

in  loco  V.  (saec.  10).*«) 
In  äünmtlichen  drei  Fällen  erseheint  die  vicaria  als  das  grös- 
sere, die  Granzen  der  centena  überschreitende  Gebiet.  Die 
französischen  Rechtshistoriker,  welchen  diese  Thatsache  auf- 
gefallen ist,  5')  haben  den  Schlüssel  zum  Veisüinduiss  der- 
selben nicht  gefunden. 

Nach  Gu^rard  ist  die  centena  als  solche  ein  Amts- 
Sprengel  (division  dynastique),  wie  z.  B.  der  comitatus,  kein 
gegebener  landschaftlicher  Bezirk  (division  civile),  wie  z.  B. 
pagus,  condita.*^)  Seine  Anschauung,  dass  die  Gent  das  erst  in 
späterer  Zeit  örtlich  bestimmte  Amtsgebiet  eines  Gentenars  sei, 
führt  ihn  zu  dieser  Consequenz.  Den  (iegenbeweis  erbringt 
schon  die  Wortbildung.  Nicht  centena  ist  von  centenarius,  son- 
dern centena rius  von  centena  abgeleitet.  Die  centena  ist  keine 
centenaria.  In  Alamannien  begegnet  eine  centenaria  unter  dem 
Namen  centnria.*^  Die  centuria  ist  ihrem  Begriff  nach  ein 
Amtssprengel,  genannt  nach  dem  centurio,  d.  h.  dem  Gente- 
nar.*^  In  Frankreich  heisst  die  Hundertschaft  als  Amts- 
sprengel nicht  centuria,  sondern  vicaria.  abgeleitet  von  vi- 
carius.^^)   Die  centena  bildet  als  Ortsspreugel,  als  gegebener 


■»)  Gu^rard,  Polypt.  I,  p.  48. 

Deloche  a.  a.  0.  p.  GLXI.  CLXXVL 

")  Vgl.  die  Citate  von  Note  Ö5.  56. 
»')  Guörard,  divisions  p.  42.  54.  156. 

")  Vgl.  z.  B.  Koz.  150  (Alsat  f»):  in  comitatu  N.,  in  Durgewp, 
in  centuria  illa  —  in  codem  pajio  in  centuria  N.  —  in  eadem  comicia, 
in  parte  borientali,  in  cciituria  N. 

Vgl.  z.  B.  Walafrid  de  mund.  et  eccl.  dignit.  (Walter,  Corp,  Jur. 
Oerm.  m,  p.  687} :  centenarii,  qui  et  eentnriones  et  Ticarii,  qui  per  pa- 
gOB  Statut!  sunt. 

*^)  Zu  der  vicaria  8.  Johannis  im  Gebiet  von  Lyon  begegnet  noch 
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landscliaftlicher  Bezirk  zur  yicaria  den  Gegensatz.  Gentena 

ist  die  Orts-,  und  vicaria  die  Amtshundertschaft.  Ebenso 
stehen  pagus  und  coniitatus,  territorial  im  Princi])  sich  jiegen- 
seitig  deckend,  begrifflich  zu  einander  als  Ürtsgau  und  Anits- 
gau  in  Gegensatz.  Deshalb  können  im  einzelnen  Fall  wie 
die  Gi^en  des  pagus  und  des  comitatus  **),  so  die  Gränzen 
der  centena  und  der  vicaiia  auseinanderfallen.  Aber  wie  der 
pagus  zum  comitatos,  so  ist*  die  centena  zur  vicaria  das  verfa- 
ssungsmässige Co  rrelat.  Verfassungsmässig  wird,  wie  für  den 
pagus  der  Graf,  so  für  die  centena  der  vicaiius  einwieset zt. 
Verfassungsmässig  ist  vicaria  nur  ein  anderer  Name  für  cen- 
tena. Genau  in  demsell  en  Sinn,  in  welchem  jede  Grafschaft 
ein  Gau,  ist  jede  vicaria  eine  Gent.  ^ 

Pagus.  Wie  in  Deutschland,*^)  so  ist  auch  in  Frank- 
reich der  grosse  Gau  und  der  kleine  Gau  (Untergau),  oder, 
wie  die  französischen  Schriftsteller  sich  ausdrücken,  der  pagus 
major  und  der  pagus  minor  zu  unterscheiden.  Der  grosse 
Gau  entspricht  dem  Stadtgeliict  der  römischen  Verfassung 
(civitas),  der  Untergau  ist  eine  ünterabtheilung  des  Stadt- 
gebiets.**) Der  Gegensatz  des  grossen  und  des  klemen  Gaus 


im  12.  Jahrhundert  der  vicarius  de  S.  Johanne,  vgl.  Cartul.  de  Savigny 
Nr.  68  (nm  952),  Nr.  916  (a.1127).  — Ehiiii«]  findet  sich  actus,  „Amt",  für 
die  centen»  gebraucht,  Perard  p.  21  (a.  Sil):  in  acta  OBcarense,  rgl.  p. 
18  (a.  816).  p.  15  (a.  820):  centena  Oscarensis  (im  pagus  Oscarensis). 
Actus  ist  von  agens,  dor  Bezeichnung  för  den  öffentlichen  Beamten,  wie 
vicaria  von  vicarius  abfzcleitet. 

")  Auch  diese  beiden  Ausdrücke  werden  als  uUichbedeutend  ge- 
braucht, Waitz  V.  G,  III,  S.  M21,  vgl.  z.  B.  Tardit  Nr.  171  a.  m.)): 
in  Morivensi  comitatu  —  iu  supradicto  pago  Moriveusi  —  in  jam  diclo 
pago. 

«)  VgL  Waita  V.  G.  III,  8.  828. 

**)  Ygl.  Thudichum,  Gau-  und  Markverf.  8.  8  ff. 

**)  Vgl.  besonders  Gu^rard  divisions  p.  47.  Polyptyque  I,  p.  41 
ff.  —  Gegen  diese  Auffassung  hat  Jacobs  j^eogr.  p.  43  ff  l«bhaften 
Widerspruch  erhoben,  lediglich  auf  Grund  der  bekannten  Thatsache, 
dass  pagus  auch  für  das  grössere  Gebiet,  Land,  namentlich  Stanimesgc- 
biet  vorkommt,  oben  S.  12.  Dass  auch  die  Dorfschalt  pagus  genannt 
wttde,  erhellt  ana  den  tob  ihm  heigebraehten  Belegen  kehieswegs. 
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ist  in  der  Regel  durch  den  Gegensatz  des  Stadtgebifits  und 
des  Yölkerschaftsgebiets  gegeben.**)  In  Ansehluss  an  die 
ClienteWerhältnisse,  dnicli  weldie  schon  im  keltischen  Gallien 
eine  Reihe  von  Völkerschaften  unter  einem  Oberhaupt  eine 

politische  Einheit  bildeten,  sind  von  den  Komern  mehrere 
Vcilkerschaftsgebiete  zu  einer  civitas  zusammengelegt.  Die 
Zahl  der  römischen  civitates  bleibt  weit  hinter  der  Zahl  der 
altkdtischen  Völkerschaften  zurück.*^)  Das  ,Jiand^^  der  ein- 
zelnen Völkerschaft  bildet  den  pagns  minor  innerhalb  des 
„Landes"  (pagus  major)  ein^  Hauptstadt,  in  der  civitas 
Maus  wird  das  oppidnm'  IMablintis,  d.  h.  der  Untergau  der 
Aulerci  Diablintes,  genannt.®**)  In  der  civitas  Linioges  begeg- 
nen die  Untergaue  der  Lcuci,  der  Aiidecanmlenses,  der  Cam- 
biovicenses.*^®)  In  den  Stadtgebieten  von  Bayeux.  und  Poitiers 
gab  sächsische  Ansiedlung  einem  Untergan  adnen  Urspmng: 
pagus  oder  pagdlus  Otlmgua  Saxonia,  das  „Land  sächsisdier 
Zunge**.  Nicht  immer  ist  der  völkerscbaftliche  Ursprung 
durch  den  Namen  des  Uhtergaus  ausgedruckt..  Der  Untergau 
tritt  häuög  als  Gebiet  eines  Castrum  zu  dem  Gau  der  civitas 
in  Gegensatz.  So  der  pagus  Dunensis  (nach  dem  Castrum  Du- 
nense, Cliateaudup)  in  der  civitas  Chartres,  der  pagus  Toii- 
nensis  (nach  dem  Castrum  Torinense,  Turenne)  in  der  civitas 
Limoges,  der  pagus  Tomodorensis  (nach  dem  Castrum  Tomo- 
dorense,  Tonnerre)  in  der  civitas  Langres,  u.  s.  w.^^) 


**)  INese  Ansicht  iBt  nunentUch  TonGn^rard  entwickelt,  Anmiaire 
de  la  Bod^t^  de  l'histoire  de  France,  ann^e  1837. 

*'')  Vgl.  Brambach  in  seinen  Ausführungen  zu  der  Notitia GaUiae, 

im  Rhein    Museum,  Neue  Folge,  Bd.  23  (1868). 

•8)  Oben  Note  33. 

•»j  Deloche,  Cartul.  de  Beaulieu  p.  CLVI. 

''^)  Tardif  Nr.  144  (a.  843):  in  comitatu  Baiocasinse  in  pagello  qui 
dicitur  Otüngna  Saxonia.  Die  Sachsen  von  Bayeux  nennt  schon  Gregor 
von  Toors,  Bist.  Franc.  Y,  27.  X,  9.  —  Einen  üntergan  gleichen  Na- 
mens  gab  es  im  Poitou. 

f^)  Vgl.  D  e  1 0  c  h  e,  Etudes  sur  la  g(^ographie  histori^ne  de  la  Qanle 
au  moyen  Age.  CarfeaL*de  Beanlieu  p.  CLVI.  CLX. 
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Von  dem  Umfang  des  grossen  nnd  des  kleinen  Gans  geben 
die  Idrchliehen  Einricbtungen  eine  Anscbannng.  Dem  grossen 
Gau  entspricht  die  bischöfliclie  Diöcese.  Die  civitates  der 
römischen  Zeit  haben  sich  fast  unverändert  in  den  Bisthums- 
sprengeln  forterbalteo.  Dem  Untergau  entspricht  die  kirch- 
licbe  Deeanie,  der  Sprengel  emes  Erzpriesters.  Nur  für  ver- 
einzelte  Fülle  läset  sich  das  ZnsammenfiiUen  des  Untergans 
mit  dem  späteren  ^jrdddiaconat  —  Gu6rard^s  lieblingsidee 
—  darüran.'*)  In  der  Regel  deekt  sich  pagus  minor  und 
Decanie.  Gregor  von  Tours  berichtet  die  Einsetzung  eines  Archi- 
presbyter  für  die  Burg  Tonnerre,  d.  h.  für  den  eben  genann- 
ten pagus  (minor j  Tornodorcnsis.''^)  In  Alamannien  lautet 
die  iydiesse  an  einen  Arcbipresbyter:  N.  ecclesie  illius  ^is- 
cepuB  K.  arcbipresbytero  pagi  illins  salutem.^*)  Im 
Gebiet  von  Bennes  entsprechen  sieh  (bis  zum  12.  Ji^rbundert) 
pagus  und  decania  Vendellensis,  im  Gebiet  von  Vannes  pagus 
und  Decanie  von  Beiz,  in  Cornubia  pagus  und  Decanie  von 
Conc,  im  Gebiet  von  Chartres  pagus  und  Decanie  von  Dun, 
im  Gebiet  von  Poitiers  pagus  und  Decanie  von  Betz  (wenig- 
stens nngefähr),  im  Gebiet  von  Clermont  pagus  und  decania 
Libratensis,  im  Gebiet  von  Mftcon  pagus  und  decania  Tolve- 
donensisy  und  so  in  einer  Beihe  Ton  anderen  FäUen.^*) 


*>)  Z.  B.  pagus  nnd  «rohidifteonattiBCorbooeiisis  (im  pagns  Oximen- 
sis),  6a4rard  divlsions  p.  96.    In  Leon  (Bretagne)  fallen  mehrere 

Uutergaue  mit  den  spätoren  Archidiaconaton  zusaminen,  de  ColirBOn 
Cartul.  de  Redon  p.  CLXXVII.  Gocren  die  Identität  der  Untergaue  und 
derArchidiakonatn  hat  Desnoyers  in  den  Annuaircs  historiques  v.  J. 
1Ö58.  1850  geschrieben,  vgl,  Jacobs  «leopr.  p.  50  fF. 

■'*)  Greg.  Tur.  V,  5.  —  Vgl.  Jacobs,  göogr.  p.  39  ff, 

Roz.  634  (Alsat.  18). 

")  Vgl.  de  Courson  a.  a.  0.  p.  CT,  CXXIX.  CXLI.  CLXXV. 
Ragut,  Cartul.  de  St  Vincent  p.  CLXXVI.  Hönze  in  Doniol,  Cartul. 
de  äauxillanges  p.  681.  Bernard,  Cartul.  de  Savigny  p.  LI.  De  loche 
Cartul.  de  Beaulieu  p.  CLYL  CLVIL  Der  Letztere  weiat  illlr  dai  6e- 
1»iet  von  LuDoges  das  regebnUsige  ZnsammenfidleB  der  Untergwie  und 
der  Pecanieen  nacli. 
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Es  erhellt,  dass  auch  der  Untergau  ein  über  mehrere 
Kirchspiele  sich  erstreckender  Bezirk  ist  Nicht  jede  örtliche 

Grösse  fällt  unter  den  Ausdruck  pagus.  Auch  der  i)agus  mi- 
nor bildet  zu  dem  Gebiet  der  einzelnen  Ortschaft  den  Gegen- 
satz. Auch  der  pagus  minor  ist  seinem  Begriff  nach  „Land- 
schaft'' (pays),  nicht  Ortschaft.  Mit  Kücksicht  hierauf  gewährt 
das  Verhaltniss  der  Hundertschaft  zum  pagus  minor  eine  Vor- 
stellung Yon  der  Grösse  der  Hundertschaft  in  Frankreich. 

Die  politische  Eintheilung  ist  nicht  gleich  constant  wie 
die  kirchliche  gewesen.  Nach  der  ursprünglichen  fränkischen 
Einrichtung  entspricht  der  romisclien  civitas  wie  das  Bisthum, 
so  die  Grafschaft.'^**)  Der  grosse  Gau  ist  der  Grafschafts- 
gau.  Aher  die  fränkischen  Grafschaften  erliegen  einem  schnellen 
Auflösungsprocess.  Schon  Ende  des  6.  Jahrhunderts  bildet 
in  der  dvitas  Ghartres  der  Untergau  von  Bun,^'')  in  der  civi- 
tas Antun  der  Untergan  von  Avalon  eine  eigne  Grafschaft. 
Um  die  Mitte  des  8.  Jahrhunderts  ist  der  pagus  Madria- 
censis,  Untergau  von  Charti(^s,  ein  coniitatus  Madriacensis,'''*) 
um  die  Mitte  des  9.  Jahrhunderts  der  pagus  Stampensis,  Unter- 
gau von  Sens,  ein  comitatus  Stampensis, haben  die  Unter- 
gaue vonLangres:  pagus  Oscarensis,  pagus  Divionensis,  pagus 
Atoariorum,  sich  in  Grafschaften  umgesetzt.  Ja,  der  pagus 
Oorbonensis,  Untergau  des  pagus  C&imensis,  noch  Anfang  des 


Vgl.  die  Zusammenstellung  v(»n  Lchuerou  inst,  nierov.  p.  öOl 
ff.,  und  Waitz  V.  G.  II  (2.  Aufl.)  S.  304  Note  4. 

Qreg.  Tnr.'YII,  29:  regresana  ad  Danense  Castrum  comitem 
commonet  — .  Gnmqae  comes  loci  viroB  iUos  commOTeret. 

Vita  S.  Germaiii  Paris,  (starb  576),  anet  Yenant.  Fortanat  c  80 
(Mabin.  I,  p.  238) :  Pontifez  —  castello  Avalonc  iter  ageua  ingreditnr, 
ubi  rcornm  multitudo  tenebatur  ergastulo.  Hinc  aNicasio  comite  iuvitatur 
ad  prandium  Vgl.  die  von  Waitz  V.  G.  II  (2.  Anfl.)  S.  364  Note 
4  citirte  Stelle  aus  der  Vita  Johann.  Keom. 
'•y  Guerard,  Polyptyque  I,  p.  74. 

Guörard,  Polypt.  I,  p.  64. 

Pörard  p,  51  (a.  886):  in  comitotn  UacareoBi.  p.  161  (a.  886): 
in  confinio  pagonun  et  comitatouni  DivionenaiB  et  Osearensia  et  Ato- 
arionim. 
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9.  Jahrhunderts  eine  centena  oder  vicaria  des  pagus  Oximen- 
sis,^^)  wird  um  die  Mitte  des  9.  Jahrhunderts  als  comitatos 

aufgeführt. Schon  im  Lauf  des  9.  Jahiliuuderts  ist  die 
Entwickcluiig  im  Wesentlichen  vollendet.  Karl  der  Kahle 
setzt  ohne  Weiteres  den  Grafscluiftssprengel  als  üii  terabth ei- 
lung des  Bisthums.^^)  Die  kirchlichen  Sprengel  haben  sich 
der  gleichen  Aufljjsung  entzogen.^")  Seit  der  Mitte  des  9. 
Jahrhunderts  ist,  von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen,  der 
Untergau  der  Grafschaftsgau. 

Einen  ähnlichen  Entwi^ kelungsgang  hat  die  Hundertschaft 
in  Frankreich  durchgemacht.  Zwar  begegnet  schon  im  (i.  Jahr- 
hundert im  Gau  von  Angers  die  auf  das  Gebiet  eines  Kirch- 
spiels beschränkte  condita,  Hundertschaft  (oben  S.  t95.  196). 
Doeh  erschaut  es  ursprünglich  als  die  Begel,  dass  wie  der 
grosse  Gau  der  Grafschaft,  so  der  Untergau  derHundertschait 
entspricht.®«)  Gregor  von  Tours,  welcher  im  Gebiet  von  Tours 
mehrere  Untergaue  namhaft  macht,®'')  bezeichnet  in  dem  näm- 
lichen Gebiet  den  Uutergau  zugleich  als  Vicarie.®®)  Die  cou- 


")  Oben  Note  51. 

Ulk.  Karls  d.  Kahlen  v.  J.  860  oder  861  (Bouquet  VIII,  p.  ^65): 
in  pago  Oximense  et  Epicense  et  Corbonisse  (verbessere:  Corboniuse) 
TiUa  S.  et  N.  et  A.  cum  omnibus  possessionibus  in  praescriptiB  €Oiiii* 
tatibus. 

•*)  Ediei  Pist  a.  864  c  8(Perts  I,  p.  4S8):  ab  episco]^  vel  eonim 

ministris  per  singulos  comitatus  de  eorum  parochiis. 

**)  Die  Erhebung  des  üntergaus  der  Burg  Seile  (in  der  civitas 
Poitiers)  zu  einem  Pii^nen  Bisthum  durch  Chlothar  I  war  nur  von  vor- 
übergehendem Bestand,  Greg.  Tur.  IV,  18.  Die  Absicht  K.  Sigiberts, 
den  üntergau  von  Dun  (in  der  civitas  Chartres)  zu  einem  Bisthum  zu 
machen,  scheiterte  an  dem  Widerstand  der  Geistlichkeit,  namentlich  des 
Bischoft  Pap^olas  von  Chartres,  Greg.  Tor.  TH,  17.  Concil.  Paris.  IV 
B.  578  (Mansi  IX,  p.  866). 

Ebenso  ist  in  Deutschland  der  Untergau  die  Hundertschaft, 
Thndichum  Gau  und  Markvcrf.  S.  10,  und  ist  in  Frankreich  auch  in- 
sofern e  die  fränkische  Hundertschaftsointhoilung  an  die  vorhandenen 
natürlichen  Grundlagen  angeknüpft,  Waitz  V.  G.  II  (2.  Aufl.)  b.  323. 
«)  Vgl.  Waitz  V  G.  II  (2.  Aufl.)  S.  320  Note  1. 
*  ")  Greg.  Tur.  X,  5:  Animodi  vicarii  dolo,  qui  pagum  illum  judi- 
ciazia  regebat  potettate. 
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dita  von  Jublains,  welche  im  Beginn  des  7.  Jabrlianderts  tof- 

kommt,  wird  gleichzeitig  als  oppidum  Diablintis,  d.  h.  als 
pagus  (minor)  bezeichnet.  Die  Lebensbeschreibung  des  heil. 
Dalmatius  (starb  550)  berichtet  von  dem  tribimus  des  Briva- 
tensis  vicus  (Brioude),  welcher  unter  dem  Grafen  von  Clermont 
die  Gerichtsbarkeit  in  Brioude  verwaitef^^^)  Brioude  ist  der 
Mittelpunkt  des  pagus  Brivatensis,  dnes  üntengaus  im  grossen 
Gau  von  Clermont.*^)  Der  tribunus  ist  der  Centoiar  (nnt^ 
§.  9).  Die  ausgedehnte  Arvema  civitas  bildet  im  6.  Jahr- 
liundert  noch  eine  grosse  Grafsch^t,  und  der  Untergau  von 
Brioude  eine  Hundertschaft. 

In  späterer  Zeit  begegnen  noch  mehrfach  Untergaue  als 
Hundertscbalt^:  centena  und  pagus  Gorbonenns,*')  centena 
und  pagus  Nantronensls,**)  vicaria  und  pagus  BriToisis,*^) 
vicaria  und  decania  Glaromontaisis,  yicaria,  pagus,  decania 


*')  Oben  Note  33.  Din  rJedontnnf^  von  oppidnm  —  pagws,  weist 
Jacobs  a.  a.  (>.  nach.  So  wird  z.  B.  der  pagus  Caraliacensis  oppidnm 
Camliaceuse  genannt.  —  Durch  diesen  Fall  wird  die  von  Jacobs  a.  a. 
0.  p.  36  aufgestellte  Meinung,  dass  die  condita  steta  eine  tr^s-petite 
dreonseription  territoriale  sei,  widerlegt. 

**)  yita  S.  Dalmfttii,  bei  Labbe  bibliotheca  II,  im  appendix;  in 
BriYateDBeni  Ticnm,  Arremae  dvitatiB  oppiduai,  Dabnathui  sanetiu  ad' 
▼enit,  ubi  a  qaodam  tribnno  rena  ad  patibiduni,  ultimo  damnatus  nip- 
plicio,  dncebatur.  Der  Heilige  bittet  den  Tribon  um  das  Leben  des 
Schuldigen.  Da  dieser  die  BegDadigang  verweigert,  apndEvodium  illius 
nrbis  (Clermont)  comitem  vitae  adhnc  pendenti  reo  securitas  obtinetiir. 

•1)  Greg.  Tur.  de  glor.  mart.  I,  48:  Brivatensis  pagi  situra  in  Ar- 
verno  territorio  terminum.  —  Die  Zugehörigkeit  des  Untergaus  von 
Brioude  zur  Grafschaft  von  Clermont  erhellt  für  das  6.  Jahrhundert 
auch  aus  Greg.  Tur.  Mir.  S.  Juliani  c.  16.  Das  Missrerständniss,  in 
welchem  sich  hier  Lehugroa  inst.  m^roT.  p.  824  befindet,  hat  adion 
Waita  y.  G.  n  (2.  Anfl.)  8.  864  Note  3  berichtigt 

•>)  Gu^rard,  divisions  p.  98. 

**)  Del  oche,  Gartal.  de  Beanlieu  p.  GLX.  CLXXVII. 

»*)  Cartal.  de  Beaulieu  Nr.  79  (a.  888) :  in  urbe  Lemovicino  in  pago 
Bri?ente.  Nr.  65  (a.  918):  in  pago  UmoTidno  in  vicaria Brivense,  ebenso 
Nr.  167  (a.  93ö).  Nr.  167  (saec  9  oder  10).  Balaae  hiatoria  Tatelenaia 
p.  8&4  (a.  964). 
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Libratensis     vu  8.  w.  Aller  die  Hegel  bildet  jetet,  dass  die 

Hundertschaft  eine  Unterabtheilimg  des  Untergaus  ist.  So 
schon  im  9.  Jahrhundert  die  ceuteiia  Nortrensis  im  pagus 
OÜingua  Saxonia,  Untergau  von  Bayeux^*^);  die  centena  Ho- 
dingomm  und  die  centena  Oscarensis  im  pagus  OscarensiB, 
Untergau  Ton  Langres*^);  die  vicaria  Stolidensis  im  pagus 
Temotrensis,  gleicMalls  Untergan  yonLangres*^);  die  yicaria 
SaTimaeensis  und  die  Tfearia  yillae  Farmadns&e  im  pagus 
Brioceusis,  Uutergau  von  Saintes,  u.  s.  f.  Und  zwar  er- 
scheint die  Hundertschaft  in  solchem  Fall  in  der  Regel  als  Kirch- 
spiels-, d.  h.  Dorfschaftshundertschaft,  das  (iebiet  eines  Kirch- 
dorCs  mit  seinoi  Nebendörfem  umÜMSsend.  In  der  Bretagne 
fült  -wie  die  altkeltiscbe  eondita,  so  die  fi&nldsche  centena 
oder  yicaria,  wo  sie  begegnet,  mit  demGebiet  eines  Kirchdorfe 
zusammen.  IHe  Hundertschaft  von  Laifl^  im  Gebiet  von 
Rennes  wird  als  vegaria  Laliacense  vico  bezeichnet  (oben  S. 
197).  Ebenso  im  Grebiet  von  Angers,  dem  Obigen  entspre- 
chend, die  vicaria  Regadonensis  als  eondita  Regadoninse 
Ticu,^®^)  im  Gebiet  von  Antun  eine  Yicane  als  vicaria  Gar- 
baldo (oder  Gilbaldo)  viUa^<*^,  im  Gebiet  von  Saintes  die 
vicaria Farmaeensis  als  vicaria  yillae  Farmacinsae.^^  Karl 


*^  Hoa<6  in  Doniol,  Cwtol.  de  SauxUl.  p.  675.  681. 

Tardif.  Nr.  151  (a.  846):  in  pago  qni  dieitur  Otiingaa  Saxonia 
(vgl.  oben  Note  70)  in  centena  Nortrinse. 

Perard  p.  152  (a.  876):  in  pago  Oscaronse  in  centena  Rodingo- 
rum. Die  ceutena  Oscarensis  wird  Perard  p.  13  (a.  816j.  p.  15  (a.  820) 
genannt 

•s)  F^rard  p.  168  (a.  8S1) :  in  pago  Tornotrensi  in  vicaria  Stoli- 
eicnri. 

**)  Bealy  p.  809.  (a.  892):  in  pago  Briocinse  in  viearia  Saviniacinse 
snper  flnvinm  Carantnm.  p.  210  (a.  882):  in  pago  Briosinae  in  vicaria 
▼illae  Farmacinsae. 

"»)  De  Courson,  Cartul.  de  Reden  p.  LXXXIII.  CXXV. 

Beyer  Urk.  I,  Nr.  41  (a.  804) ;  in  pago  Andecavo  in  eondita 
Regadoninse  vicu. 
•        Oben  S.  198. 
Oben  Note  99. 
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der  Einfältige  lestitairte  im  Jahr  901  der  Kirche  Yon  Auxeire 
die  Villa  Grevenntis  in  pago  Autissiodorensi  —  cum  vicaria 

Tauriacensi  et  cum  aeclesia  in  honore  b.  Petri  constructa.*®*) 
Die  Vicarie  von  Tlmrv  hat  ihre  ecclesia.  welche  mit  ihr  zu- 
gleich  übertragen  wird.  Die  Vicarie  von  Thuiy  ist  gleichfalls 
eine  Kirchdorfsvicarie. 

Die  Auftheilung  der  Gra£Bchaften  hat  zugleich  eine  Aiif- 
theilung  der  Hundertschaften  herbeigeföhrt  Durch  die  Auf- 
theilung der  Gra&chaften  ist  eine  Reihe  TOn  alten  Hundert- 
schaften zum  Range  von  Gra£schaften  erhoben.  Der  pagus 
Corbunensis,  im  Lauf  des  9.  Jahrhunderts  aus  einer  Vicarie 
in  eine  Grafschaft  verwandelt,  giebt  dafür  den  urkundlichen 
Beleg.  Ebenso  der  pagus  Brivatensis,  welcher  im  6.  Jahr- 
hundert eine  Vicarie,  im  10.  eine  Grafschaft  ist  Die  neu 
geschaffenen  Grafschaften  sind  in  dne  Beihe  von  kleineren 
Hundertschaften  zerlegt.  Der  comitatus  Brivatensis  zählt  im 
10.  Jahrhundert  nicht  weniger  als  elf  Vicarien.^®*)  Die  Ent- 
wickelung,  zufolge  deren  der  Untergau  Grafschaft  geworden  ist, 
hat,  noch  während  iler  Zeit  des  fränkischen  Reichs,  die  Hun- 
dertschaft in  Frankreich  für  die  Regel  aus  einer  Landschafts- 
hundertschaft  in  eineD  or  f  scha  f  t  sh  u  nder  ts  chaf  t  umgesetzt. 

Die  Auftheilung  der  Hundertschaften  hat  ihrerseits  der 
Machtentwickelung  des  grossen  Grundbesitzes  neuen  Anstoss 
gegeben.  Die  Landschaftshundertschaft,  welche  das  ganze 
Gebiet  eines  Untergaus  umfasst,  ist  immerhin  beträchtlich 
genug,  um  neben  dem  grossen  Grundbesitz  auch  kleinem  freien 
Grundbesitz  Raum  zu  gewähren.  Chlothar  II  unterscheidet  in 
seiner  decretio  innerhalb  der  Cent  die  Güter  des  Fiscus  und 
die  Güter  anderer  Grundeigenthttmer  (oben  8,  188.  189).  Er 


Quantin  Cartul.  de  l'Yonne  I,  Nr.  G7  (Bouquet  IX,  p.  487). 
^•»)  Vßl.  Doniol  Cartul.  de  lirioiule  p.  10.  11.  Houze  ebendas. 
p.  675  ff.  680  ff.  684  ff.  Guorard  divisions  p.  157.  159,  wo  ziifrleicli 
für  andere,  im  Gebiet  der  alten  civitas  Arverna  zum  Bange  von  Graf- 
sehaften  erhobene  Untergane  dieidlbe  tTotereialiieilimg  in  eine  Beihe 
Ton  Vicarieen  nachgewiesen  ist 
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setzt  die  Landschaftshimdertschaft  als  das  Regelmässige  vor- 
aus. Die  Borfecbaitshuiidertschaft  ist  dem  grossen  Grundbe- 
sitz Prefe  gegeben.   Wir  werden  nicht  irren,  wenn  wir  die 

gi'iindherrlichen  Centen,  welche  ssclioii  in  fränkischer  Zeit  be- 
gegnen, im  Zweifel  für  Dorfschaftscenten  lialten.  Die  Doi-f- 
schaftsvicarievon  Tliury,  welche,  wie  eben  erwähnt,  vom  könig- 
lichen Fiscus  an  die  Kirche  von  Auxerre  übertragen  wird,  nnd 
die  C^t  des  Dorfes  Schweich  an  der  Mosel,  wekhe  Ende  des 
9.  Jahrhunderts  dem  Kloster  Prüm  gutsunterthänig  ist  (oben 
S.  186),  geben  dafür  urkundlichen  Beleg.  Die  Dorfscbaftshnn- 
dertschaft  überträgt  auf  den  Grundhen-n  (iffent liehe  Rechte. 
Für  die  grundiierrliche  Cent  tritt  der  grundherrliche  \'()gt  in 
die  Stelle  des  von  der  öffentlichen  Gewalt  bestellten  Cente- 
nars.^<*^)  Die  Dorfschaftshundertschait  ist  eine  Ge&hr  für 
die  gemeine  Freiheit,  nicht  minder  als  Immunität  und  Senio- 
rat  Die  AuflSsung  der  Hundertschaften  hilft  die  Auflösung 
der  öffentlichen  Gewalt  beschleunigen. 

Die  Auftheilung  der  Hundertschaften  steht  zugleich  zu 
der  Geschichte  der  Markgenossenschaft  in  Beziehung.  Thu- 
dich  um  hat  gezeigt,  dass  Mark  und  Gent  ursprünglich  als 
dem  Frincip  nach  zusammenfallend  zu  denken  sind.^^^  Seine 
Belege  sind  die  Quellen  der  späteren  Jahrhunderte.  Wwtere 
Belege  ergeben  die  Quellen  unserer  Zeit.  Die  Cent  von 
Schweich  an  der  Mosel  ist  im  9.  Jahrhundert  zugleich  eine 
Mark.  Die  centena  de  Sueyghe  solvit  censuni  quod  exit  de 
Silva  (oben  S.  186).  Die  Gent  hat  von  dem  Walde  den 
Recognitionszins  an  das  Kloster  Prüm  als  Grundeigenthümer 
zu  zahlen.  Die  Gentgenossen  sind  zugleich  Wald-,  d.  h.  Mark- 
genossen. Noch  wichtiger  ist  das  Zeugniss,  welches  schon  filr 
das  6.  Jahrhundert  Chilperichs  Ediet  ablegt, 


"«>  Vgl.  unten  §.  9.  a.  E. 

Thadichmn,  6aa-  nnd  MarkTer&SBang  S.  137  ff.  Tgl.  Thn- 
dichnm,  Beehtagesdiidiie  der  Wetten«  I  (1867)8.  8:21.  325.  Weiske 
Grandl.  S.  5  ff.  33  ff.  —  A.  M.   Waitx  Y.  O.  H  (2.  Aufl.)  8.  817. 
Solim  Altdentodie  Belduh  mi4  OerichtBrerfiMimv.  T.  14 
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£dict  CMlp.  c.  8:  Illas  et  marcas,^^^)  qui  nuntiaban- 
tur  ecdesias,  nuntientur,  oonsistentes  ubi  admallat 
„Die  MarkyersammlungeD,  welche  bisher  bei  den  Kirchen  zu- 
sammenberufen wurden ^'^^),  sollen  dort  berufen  werden,  wo- 
hin die  Umgesessenen  ^^'*)  zu  Gericht  geladen  werden."  Das 
heisst :  die  Markversammlungsstätte  soll  an  die  Cent-  (Gerichts-) 
Versammlungsstätte  verlegt  werden.  Chilperichs  Gesetz  giebt 
*  der  Mark  und  der  Gent  denselben  örtlichen  Mittelpunkt  Es 
setzt  voraus,  dass  die  Centgenossen  und  die  Markgenossen, 
dass  die  Gr'änzen  von  Mark  und  Gent  in  der  Kegel 
die  nämlichen  sind.  Die  Geschichte  der  Markgenossen- 
schaften in  Deutschland  ist  im  Wesentliclien  eine  Geschichte 
der  Auftheilung  der  Marken,  der  Autiösung  der  Landschafts- 
markverbände in  Dorfschaftsmarkverbände.^^^)  Die  Aufthei- 
lung der  Marken  geht  in  der  Begel  mit  der  Auftheilung  der 
Gerichte  (Genten)  Hand  in  Hand.^^^)  Im  Vorigen  ist  für 
Frankreich  die  Auftheilung  der  Gerichte  schon  in  karolin- 
gischer  Zeit  nachgewiesen.  Die  gleiche  Auftheilung  der  Mai'k- 


^"*)  So  ist  fftr  marias  zu  verbesseni,  vgl.  Froc  d.  Lex  SaL  S.  63 
Note  16. 

»o«)  Vgl.  ßib.  75:  Si  quis  caballnm  —  in  via  propriserit  —  per 
trcs  marcas  („in  drei  Markversammlungen")  ipsum  ostendat,  et  post- 
ea  ad  regia  stapplura  ducat.  Edict.  Roth.  343:  Si  quis  caballum  — 
invenerit  —  et  non  venerit  certus  dominus  —  ducat  eum  ad  judicom 
—  aut  certe  ante  ecclesia  in  convcato  usque  quarta  et  quiuta 
Ticem,  et  omnibas  —  innoteseat  Später  in  Baiern  (im  18.  Jahrh.) 
Mftrkerdinge  vor  der  ehirchen,  Quitsmann,  Becht8Ter£uBnng  der 
Baiwaren  S.  116.  Vgl.  Ssp.  U,  87  §.1:  Anfbieten  dea  Fundes  Tor  ainen 
buren  unde  to  der  kerken.  Richtateig  Landr.  12  %,  2:  tnr  korken 
nnde  vor  gerichte. 

''°)  Consistentes  bedeutet  drcummanentes,  vicini.  Vgl.  Decr.  Tassil. 
c.  3  (Pertz  III,  yi.  4Gi):  ea  tria  genera  homicidiorum  debita  Signa  Tici- 
nis  suis  et  (ijn  Sinne  von  vel)  bis  qui  adsistunt  iusignet. 

T  hu  die  hu  m  Gau-  und  Markverfassung  S.  277  ä.  v.  Maurer, 
Markrerf.  S.  438. 

*^*)  Thndichum  a.  a.  0.  S.  978:  ,,])en  gewöhnlichen  Anlaas  zn 
MarkftheUnngen  gaben  in  den  leisten  Jalurbunderten  die  Theilongen  der 
Gerichte.** 
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yerbände  ist  daduich  indidrt.  Die  Entwickelmig  in  Deutsch- 
land unterscheidet  sich  von  der  Entwickdung  in  Frankreich 

nur  dadurch,  dass  sie  eine  um  Jahrhunderte  langsamere  ist. 

A  g  e  r.  In  Burgund,  insbesondere  in  den  Gebieten  von 
Chalon,  Mäcon,  Lyon,  Vienne  begegnet  ager  bis  zum  11. 
Jahrhundert  als  technischer  Ausdruck  für  die  Unterabtheilung 
des  Gaus.  In  der  Regel  deckt  sich  der  ager  mit  derHundert- 
sduift,  so  dass  ager  mit  vicaria  als  gleichbedeutend  gesetzt 
wird.^^*)  •  Auch  hier  geht  diese  Eintheilung  in  die  merovin- 
gische  Zeit  zmück.^^*) 

A  i  c  i  s.  A  r  u  m.  In  Südfrankreich,  namentlich  in  der 
Auvergne,  im  pagus  Vellavus,  im  Gebiet  von  Limoges,  Cahors, 
Rhodez,  Lyon  und  Nlmes  ist  aicis  der  stehende  provinzielle 
Ausdruck  für  die  Hundertschaft  Es  heisst  abwechselnd  cen- 
tena,  vicaria,  aids  Exidensis  (im  Gebiet  von  Cahors),  oentena, 
yicaria,  aicis  Vertedensis  (im  Gebiet  von  Limoges),  vicaria 
und  aicis  Toiiornensis ,  vicaria  und  aicis  Nonatensis,  vicaria 
und  aicis  Ambronensis  (sämmtUch  in  der  Auvcrgue),  u.  s.  w.^^^) 
Vicaria  und  aicis  werden  als  völlig  gleichbedeutend  für  ein- 


^^*)  Z.  B.  Camtolar  von  Clngny  Nr.  53  (a.  938):  in  pago  Lugdu- 
nenfti  in  vicaria  aen  in  agro  Temanae.  Nr.  96  (a.  989):  in  Ticaria  et 

agro  Tamariaco  in  pago  Cabilonensi  (bei  Hagut,  OartoL  de  St.  Vincent 
p.  CG  not  2).  Cartul.  de  Savigny  Nr.  196  (a.  967):  in  pago  Lugdu- 
nensi  in  agro  Broliacensi.  Nr.  197  (a.  967 j:  in  pago  Lugduncnsi  in  vi- 
caria Brolliacensi.  Vgl.  Bernard  Cartul.  de  Savigny  p.  L  ff.  Ragut 
a.  a.  0.  p.  CG  ff. 

^^*)  Pardeaaua  dipl.  n,  Nr.  514  (a.  721):  Flaviniacum  monaaterium 
—  in  agro  Bnrnadnse  in  pago  Alainse.  Nr.  849  (a.  663):  ager,  terminus, 
pagns  Elariaeenais. 

">)  Vgl.  Deloche  Cartul.  de  Beanlien  p.  GLXXIII.  Bernard 
Cart.  de  Savigny  II,  p.  1100  ff.  Doniol  Gart,  de  Brioude  p.  13.  Cartal. 
de  Sauxill.  p.  12.  Guerard  divisions  p.  49.  1Ö2  —  Als  ünterabthei- 
lung  der  aicis  begegnet  die  vicaria  Cartul.  de  Brioude  Nr.  19  (saec.  10): 
in  patria  Arvernica  in  aice  Liinanico  (die  Limagne)  in  comitatu  Tela- 
mitensi  in  vicaria  Broniensi  in  villa  0.  Die  aicis  Forensis  ist  ein  Unter- 
gau  im  Gebiet  Ton  Lyon,  später  eine  Chraftcbaft,  Gart  de  Savigny  II, 
p.  1077  (a.  957).  p.  1078  (aaec.  10. 11),  TgL  Bernard  p.  LI. 

14* 
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ander  gebrandit^^^  In  wesentlich  demselben  Gebiet  (Gahors, 
Limoges,  Clermont,  Rhodez)  begegnet  im  10.  Jahrhundert 

neben  aicis  der  Ausdruck  arum,  gleichfalls  als  mit  vicaria 
gleichbedeutend.  ^  ^ ') 

Territorium.  Ministerium.  Beide  Aus- 
drücke sind  füi-  die  Hundertschaft  nicht  technisch,  begegnen 
aber,  wie  für  grössere  Gelnete/^^)  so  auch  für  die  Hundert- 
schaft Die  vicaria  Ausonensis,  die  Hundertschaft  von  Al- 
zonne  (im  Gebiet  von  Garcasscmne),  wird  im  Beginn  des  10. 
Jahrhunderts  als  territorium  Ausonense  bezeichnet.  ^  ^  ^)  Mini- 
sterium ist  die  Bezeichnung  für  den  Amtsbezirk  als  solchen, 
insbesondere  für  den  Amtsbezirk  des  Grafen.  ^''^^)  Ebenso 
heisst  die  Hundertschaft  ministerium,  „Amt",  insofeme  sie 
Amtsbezirk  des  Hundertschaftebeamten  (vicarius)  ist^^^) 

^*)  Z.  B.  Cartn].  de  Brionde  Nr.  886  (laea  10):  in  comitetu  Tela- 
mitensi  in  vicaria  de  Mnciago ;  et  in  alio  loco  in  ipsins  aice  et  vicaria 

(„in  derselben  aicis  und  Vicarie").  Nr.  337  (saec.  10):  in  vicaria  Nona- 
tensi  in  vilhi  C,  et  in  ipsa  aice  mansos  dnos  vocabulo  C,  et  in  ipsa 
vicaria  in  villa  S.  —  Dadurch  wird  Waitz  V.  ü.  II  (2.  Aufl.)  S.  320 
Note  4  widerlegt,  welcher  aicis  für  die  Hegel  mit  comitatua  gleichsetsrt;. 

Cartnl.  de  Beanlieu  Nr.  147  (a.  910)  in  pago  Limofidno  in  vi- 
^earia  Usereense — et  in  ipso  aro  in  loco  F.  Vgl.  Del  o  che  p.  CLXXIV. 
"*)  Namentfidi  territorium  findet  sieh  hiafig  fftr  die  GraMitft. 
Mahnl,  Cirtulaire  et  Archivcs  des  communes  de  Tancien  dio- 
cese  de  Garcassonne  I  (1857)  p.  74  (a.  902):  in  territorio  AoBonenae, 
Suburbio  Carcassense.   Vgl.  oben  S.  198. 

"0)  Waitz  y.  G.  II,  c2.  Aufl.)  S.  440  Note  2.  III,  S.  320  Note  1. 
S.  322  ^ote  4. 

Roz.  886  (Merkel  51):    Indiculum  de  comite  ad  vicariiun.  — 

mandrainB  tibi  de  too  ministerio ,  quod  tibi  oommandarimns,  

in  noBtro  comitata  Tel  in  tno  ministerio.  Urk.  Amnife  t.  J.  898 
(Wartmann  II,  Nr.  688):  unusquisque  comitum  nostrorom  Tel  vica- 

riorum  in  singulis  comitatibus  et  ministeriis  —  justitiam  facere  non 
omittat.  Ebenso  in  den  Capitularien,  z.  B.  Cap.  Aquispran.  a.  813  c. 
8  (Pcrtz  i,  p.  188):  qui  in  illo  ministerio  (vicarii)  placituin  ciistodiunt. 
Conv.  Silvac.  a.  853  (p.  426):  jurabunt  centenarii  —  in  isto  coniitatii  et 
in  meo  ministerio.  Nicht  anders  Cap.  Aqaense  a.  807  c.  7  (Pertz  I, 
p.  149):  Qoaliter  aatem  sit  (der  Znstand  der  Beneficicn),  hoc  nnusqnis- 
qne  vicarins  singnlis  comitatibus  in  suo  ministerio  simol  cnm  nostris 
missis  praevideat.    Es  kann  nidit  verstanden  werden:  der  Vicar  soll 
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§.  9. 

Der  Sehnltheiss. 

Der  ceutenarius  ist  der  l^oamte  der  centena,  der  lliindert- 
scliaftsbeaiiitt*.  Der  Name  begeguet  schon  in  merovingischer 
Zeit  urkundlich  in  Neuster  — jedoch  nur  im  nördlichen  Frank- 
reich ^)  —  wie  in  Auster.^) 

Die  in  Deutschland  und  Frankreich  herrschende  Lehre 
unterscheidet  von  dem  ceutenarius  den  vicarius.  Der  Erstere 
soll  der  selbständige,  vom  Volk  eingesetzte,  hundertschafts- 
veifassuugsmässige  Vorstand  der  Hundertschaft,  der  Letztere 
ein  kraft  grätiicher  Willkür  vom  Grafen  bestellter  Vertreter 
und  Unterbeamter  des  Grafen  für  die  Hundertschaft  neben 
dem  Hundertschaftsvorstand  sein.^)  . 

für  die  einzehien  (iraischattcn  in  si'incm  AmtBljezirk"^  sorgen  (so  Wuitz 
V.  G.  III,  S.  324  Note  2),  souderu  nur:  die  Vicure  in  den  einzelnen 
Grafschaften  Böllen  dies  ftr  ihr  Amtsgebiet^  d.  h.  Jeder  für  seine  Ilun- 
dertschaft,  besorgen.  Es  ist  vor  siogulis  zu  ergänzen:  in.  —  Vgl  oben 
Note  61. 

»)  Pardessus  dipl.  II,  Nr.  404  (a.  G85):  Schenkung  an  das  Kloster 
Sithia  (St.  Omer).  Actum  in  Vermandis.  Unter  den  Zeu£?en  Giälofridus 
ceutenarius.  Nr.  528  (a.  72.'5i:  Verkauf  an  Sitliiu.  Actum  Sitliiu.  Tntor 
den  Zeugen  ChinihaUlus  ceutenarius.  Nr.  584  (a.  715j:  Sclienkung  an 
bitliiu.  Actum  Sitliiu.  Unter  den  Zeugen  Austroaldus  centenarius.  — 
Diese  Stelleu  übersieht  Waitz  V.  G.  II,  (2.  Autt.)  S.  350  Note  1. 

*)  Im  Saargau  begegnet  nach  den  Traditiones  Wissonburgenses 
(edid.  Zeoss)  Nr.  193.  194.  195.  202.  206.  318.  236.  228.  334.  343.  244 
(a.  699 — 718)  ehi  Charduinus  centenarins.  •  In  derselben  Gegend  tritt 
später  ein  Centenar  desselben  Namens,  vielleicht  ein  Sohn  oder  KnkeJ 
de.s  Vorigen,  auf,  Nr.  2;}r)  (a.  741'.  Nr.  23G  (a.  801).  Nr.  238  (a.  812). 

3)  So  Eichhorn  II.  (i.  I,  S.  G.')?.  G38.  v.  Savigny  Röm.  R.  im 
M.  A.  I,  S.  271.  275.  Weiske  Gründl.  S.  37  Note  8.  Sachsse  Ilist. 
Gründl.  S.  282.  Walter  R.  G.  §.  100.  Zopfl  K.  G.  S.  426.  427. 
V.  Schalte»  B.  0.  (3.  Anfl.)  B.  110.  Stobbe  Zeitschr.  f.  dentsch.  B. 
XY,  S.  84.  Wetsell  Cifilproc.  8.  817.  Pernice,  Orafen  S.  137 
bei  Note  78.  t.  Bethmann-Hollweg  S.  414.  415.  425,  and  vor 
Allem  Waitz  V.  G.II,  (2. Aufl.)  S.  355  flF.  380  flF.  (indessen  ist  hier  die 
Scheidung  schon  bedeutend  weniger  scharf  als  in  der  1.  Aufl.  S.  312  ff. 
337  ff.  laC)  ff)  III,  S.  331.  Von  den  franzfisischen  Schriftstellern  ge- 
nügt es,  Guerard  divisions  p.  59.  GO.  Lehuerou  instit.  merov.  j). 
328.  Jacobs  geogr.  p.  82  ff.  zu  citireu.  —  Merkel  bei  Pertz  III,  p. 
54  not.  53  versteht  unter  dem  vicarius  (in  Alamannien)  einen  missus 
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In  den  karolingisehen  Königsurkunden  lautet  die  stellende 

Aufzählung  der  öffentlichen  Beamten:  ducibus,  coniitibus,  vi- 
cariis,  centcnariis.*)  Pibcnso  nennt  die  officiellc  Sprache  der 
Capitularieii  vicarii  und  centenarii  regelmässig  neben  einander.^) 
Trotzdem  ist  die  Absicht  nicht,  vicarii  und  centenarii  zu 
unterscheiden.  Bas  Aufgebot  zum  Heer  verwalten  nach  einer 
Stelle  Graf  und  Gentenar,  nach  einer  andern  Graf  und  Vicar, 
nach  einer  dritten  Graf  und  vicarius  aiit  centenarius.'*)  Als 
Beamter  des  Grafen  sitzt  zu  Gericht  nach  einer  Stelle  der 
Centenar,  nacli  einer  andern  der  Vicar,  nach  einer  dritten 
der  vicarius  vel  centenarius.'^)  Für  die  Erhebung  der  Bei- 
steuer zum  Unterhalt  der  missi  (conjectus)  sorgen  nach  einer 
Stelle  comites  et  centenarii,  nach  einer  zwdten  und  dritten 
comites  et  vicarii.^)  Zur  Rüge  im  Grafengericht  vei-pflichtet 
sind  nach  der  einen  Stelle  die  centenarii,  nach  einer  andern 
vicarii  et  ceuteuam.'*) 


diicia.  Der  fränkische  Sprachgebraoch  ist  indessen  an  dieser  Stelle 

Reichssprachgebrauch. 

*)  Statt  der  ganzen  Reihe  von  Urkunden  können  die  Formeln  Roz. 
24.  25.  27.  30.  33.  121  verglichen  werden.  Vgl.  Sickel,  Urkiindenlehre 
S.  177.  Dieselbe  Beamtenreihe  findet  sich  in  Privaturkundeu,  vgl.  Roz. 
«67  (App.  Marc.  10).  674  (italiseh). 

•}  Vgl.  dieZiisammenstellong  bei  W alt z  Y.G.  III,  S.  383  Note  3.4. 

^  Cap.  de  ezped.  ezerdt  a.  811  c.  2.  8  (Pertz  I,  p.  168).  Cap. 
missor.  do  oxercitu  promov.  a.  808  c.  3.  7  (p.  119.  120).  üeber  die 
Datirnng  des  letzten  Capitulars  vgl.  Roth  B.  W.  8.  397.  Waits  Y. 
ö.  IV  S.  470  Note  1.    Sickel  Reg.  K  217. 

')  Cap.  Pipp.  a.  801-810.  c.  14  (Pertz  I,  p.  104).  Cap.  Aquisgran. 
a.  810  c.  2  (p.  162).  Cap.  Aquisgran.  a.  817  cap.  miss.  c.  14  (p.  217). 
Cap.  Wormat  a.  829  pro  lege  hab.  c  5  (p.  354).  Eine  St^e  unge- 
wissen Ürsprangs  Ports  I,  p.  215  c.  11  (Boret! as  8.  146). 

*)  Cap.  Aquisgran.  a.  802  e.  28  (Pertz  I,  p.  94).  Cap.  ante  800 
(vgl.  Sickel  K  195)  c.  2  (Pertz  I,  p.  121  c.  17).  Cap.  Aquisgran.  a. 
828.  cap.  resenr.  c  8  (p.  329).  Vgl.  C;ap.  miss.  Tnsiac.  a.  865  c.  16 
(Pertz  I,  p.  503). 

•)  Car.  C,  Conv.  Silvac.  a.  853.  Istud  sacramentum  jurabunt  cen- 
tenarii (Pertz  I,  p.  426).  Cap.  Aquisgran.  a.  817.  cap.  miss.  c.  20 
(p.  218). 
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Vicarii  und  centenarii  sind  die  nämlichen  Beamten, 

eine  Thatsache,  welche  überdies  urkundlich  belegt  ist.^**)  Die 
Aufführung:  der  Cente^iare  und  \'icare  neben  einander  ist  eine 
Tautologie.  Die  Absicht  ist  auf  Vollständigkeit  in  den  Amts- 
benenuungeu,  nicht  auf  Unterscheidung  yerschiedener  Beamten 
gerichtet. 

Deutlich  spricht  sich  diese  Auffassung  in  dem  C!ondl. 
Cabilon.  II  a.  813  c.  21  (Mansi  XIV,  p.  98)  aus:  Die  Grafen 

werden  ermahnt,  dass  sie  ministros,  quos  vicarios  et  cen- 
teuarios  vocant,  justos  habere  debent.  Ebenso  in  der  be- 
kannten Stelle  des  Walatrid,^^)  welche  die  centeuarii,  qui 
et  centuriones  et  vicarii,  qui  per  pagos  statuti  sunt,  mit 
den  Erzpriestem  panüleliskt  Yicarius  ist  nur  &sk  andefer 
Ausdruck  für  centenarius.  Yicarius  ist  begrifflich  das  Näm- 
liche  wie  centenarius. 

Definitiv  entscheidend  ist  die  oben  (§.  8)  festgestellte 
Thatsache,  dass  in  ganz  Frankreich  die  llundertscliaft  als 
Amtsprengel  vicaria  genannt  wird.  Nach  dem  Hundert- 
schaftsbeamten wird  die  Cent  eine  Vicarie  genannt.  Der 


WartmaDu  I,  Nr.  105  (a.  786):  Schenkung  von  Gütern,  belegen 
in  Baden,  Besirkiamt  L&rracb  (im  Breisgau).  Actnm  Uaolburg  (Baden, 
Bezirksamt  Scbop£heim).  Unter  den  Zeugen  Bninioho  centenarius.  Nr. 
185  (a.  807):  Tradition  von  Gfltem  im  Breisgau.  Actum  Binzen  (Baden, 
Bezirksamt  Lörrach).  Unter  den  Zeugen  Prunico  vicarius.  Nr.  214 
(a.  815) :  Tradition  von  Gütern  im  Breisgau,  Actum  Kirchen  (Baden, 
Bezirksamt  Lörrach).  Unter  den  Zeugen  Brunico  centenarius.  Die 
Identität  des  Orts  sichert  hier  die  Identität  der  Person.  —  Ebenso  in 
Baiern  Meichelbeck  hist.  Fris.  I,  Nr.  2ü0  (a.  784—810):  Engilpcrht 
vicarius.  Nr.  404  (a.  819):  jam  olim  traditum,  sed  retardatam  -  propter 
iram  Engilberti  oentinarii.  Nr.  404  dt:  Deothartus  centinarius  (ebenso 
Nr.  m  462.  la  p.  103,  a.  814—834).  Nr.  905  (a.  814):  Deothart  rica- 
rios  dominicus. 

")  Vgl.  Sickel,  Urkundenlehre  S.  177:  „Beide  Worte  (comites 
und  grafiones)  besagen  dasselbe,  und  die  Tautologie  erklart  sich  wieder 
aus  dem  überall  hervortretenden  Streben  der  Verfasser  von  Formeln, 
denen  dann  die  Urkunden  nachgeschrieben  sind,  alle  möglichen  Falle 
durch  detaillirte  Aufzählung  zu  erschöpfen.*' 
Walter  Coip.  Jor.  Genn.  lU,  p.  587. 
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vicarius  ist  der  Beamte  für  die  Gent,  wie  der  Graf  fOr  den 
Gau.  Der  vicarins  ist  der  centenarins. 

Dem  Voi  igon  gegenüber  erscheint  *  die  Auffassung  von 
Waitz  als  unzureicliond,  welcher  trotz  des  Zugeständnisses, 
dass  man  in  karolingischcr  Zeit  „die  beiden  Namen  gleich- 
bedeutend brauchte^^^^),  die  begriffliche  Yerschiedenbeit  des 
Vicar-  und  Centenaramts  auch  für  diesen  Zeitraum  aufrecht 
erhält  Nach  seiner  Ansicht  spricht  sich  in  den  karolingischen 
Zeugnissen  lediglich  die  regelmässige  Cumulation  beider  Aem- 
ter  aus.  Der  Centenar  sei  „jetzt  wenigstens  häutig  geradezu 
als  ein  Unterbeamter  des  Grafen  betrachtet,  ohne  dass  es 
nöthig  schien  noch  Andei  e  daneben  zu  stellen",  so  dass  „was 
von  dem  Einen  gilt,  auch  auf  den  Andern  bezogen  wird,  oder 
wo  nur  Einer  genannt  wird,  auch  an  den  Andern  gedacht 
werden  muss**.^^)  Der  Centenar  des  karolingischen  Reichs 
ist  aber  nicht  erstens  Centenar  und  zweitens  Vicar,  ebenso 
wenig  wie  er  etwa  nach  dem  angeführten  Zeugniss  des  Wala- 
frid  erstens  Centenar  und  zweitens  Centurio  ist.  Die  Hundert- 
schaft heisst  in  Frankreich  eine  Vicaric,  nicht  weil  der  Cen- 
tenar zugleich  Vicar,  sondern  weil  der  Vicar  der  Centenar 
ist.  Allerdings  bedarf  es  neben  dnem  Centenar  nicht  noch 
eines  Vicars,  aber  nicht  weil  der  Centenar  auch  das  Amt  des 
Vicars  verwaltet,  sondern  weil  es  neben  einem  Centenar  nicht 
noch  eines  zweiten  Centenars  bedarf.  Allerdings  ist  der  Cen- 
tenar ein  Unterbeamter  des  Grafen,  aber  nicht  weil  er  zwei- 
tens Vicar  ist,  sondern  weil  der  Centenar  als  Centenar  dem 
Grafen  untergeordnet  ist  Allerdings  genügt  es,  wenn  die 
Capitularien  bald  nur  den  Centenar,  bald  nur  den  Vicar  nen- 
nen, aber  nicht,  weil  was  von  dem  Einen  gilt  auch  auf  den 
Anderen  bezogen  wird,  s(m(lern  weil  es  genügt,  den  einen 
Beamten  mit  einem  Namen  zu  bezeichnen. 

Kein  anderes  liesultat  ergiebt  sich  für  die  merovingiäche 


")  Waitz  V.  ü.  III,  S.  dU. 
WaUb  V.  G.  m,  S.  S83.  384. 
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Zeit.  Der  herrschenden  Lehre  gegenüber,  welche  lediglich 
auf  Grand  der  Duplicität  des  Namens  für  die  merovingische 

Zeit  die  volle  Trciiiiuiig  der  beiden  Aeiiiter  ])ehauptet,  und 
in  dem  nieroviiigischen  Cciiteiiar  noch  den  Ausdruck  der 
alten  Volksherrlichkeit,  iu  dem  Vicar  daneben  den  Ausdruck 
der  gräflichen  Gewalt  sieht,  wird  der  entschiedene  Gegenbe- 
weis erbracht  werden  können. 

Der  Sprachgebranch,  weldier  in  Frankreich  die  Gent  als 
Vicarie  bezeichnet,  ist  nach  dem  Obigen  {§.  8)  vom  Beginn 
des  9.  Jahrhundeits  an  urkundlich  nacliwoisbar.  Es  versteht 
sich  von  selber,  dass  dieser  Sprachgebrauch  nicht  mit  dem 
Jahr  800  plötzlich  aufgekommen  ist.  Die Entwickclung  des 
Sprachgebrauchs  fallt  in  die  meroTingische  Zeit.  Gregor 
von  Tours  nennt  den  Animodos  vicarins,  qui  pagom  Ulnm 
judiciaria  regebat  potestate,  d.  h.  der  die  obrigkeitliche 
Gewalt  über  den  Untergau  übte.^^)  Die  Ausdrucksweise  (ire- 
gors  lässt  für  einen  centenarius  noch  neben  dem  vicarius  kei- 
nen Kaum.  Der  Vicar  ist  die  Obrigkeit  des  Untergaus.  Schon 
Gregor  von  Tours  bezeugt  die  Thatsache,  deren  Resultat  der 
obige  Sprachgebrauch  ist.  Nicht  die  karolingische,  sondern 
die  merovingische  Einrichtung,  den  vicarius  als  ordentlichen 
Beamten  über  die  Cent  zu  setzen,  hat  der  Cent  als  Amts- 
sprengel in  Frankreich  den  Namen  vicaria  gegeben.  Nacli 
dem  Recht  des  merovingi sehen  lieichs  ist  der  vicarius 
der  Hundertschaftsbeamte,  ist  der  vicarius  der  centenarius. 

Die  karolingischen  Königsurkunden  nennen,  wie  gezeigt, 
in  der  Beamtenreihe  tautologisch  centenarii  und  vicarii  neben 

einander.  Auch  dieser  Spracligebrauch  ist  aus  der  lueroviu- 
gischen  Zeit  in  die  karolingische  lierübergenoniinen.  Die 
Urkundeufurmulaie  der  königlichen  Kauzlei  siud  bis  auf  Lud- 


Obon  S.  205  Note  S8.  Aehiilich  Grotr.  Tnr.  Vit.  Patr.  ^  3:  Armen- 
tat  iiim  cüinitem,  qui  Lngduncnsem  urbein  Iiis  dicbus  potestate  judiciaria 
gubeniabat.  Vgl.  oben  §.  7.  Note  7.  Missverstanden  ist  unsere  Stelle 
von  V.  Bethmauü-IIollweg  Ö.  41Ü  Note  GO,  vgl.  unten  17. 
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wig  d.  Fr.  fast  unverändert  die  merovingischen  Formnlare.^*) 
Einige  Formeln  für  Königsurkunden,  welche  in  der  jetzt  vor- 

lie,L,MMi(len  Gestalt  den  Anfängen  der  karolingischcn  Periode, 
vur  boo,  an.Lichüren,  mit  der  Beanitenreilie :  ducibus,  comitibus, 
vicariis,  centenariis,  sind  nachweislich  auf  Grund  von  Formu- 
laren der  noch  nicbt  königlichen  Amulfingischen  Kanzlei  re- 
digürt^^)  Urkundlichen  Beleg  gewährt  die  Yergleichung  der 
Urkunde  des  Königs  Pippin  v.  J.  753  (Sickel  P  8):  ducihus, 
comitibus,  graffionibus,  domesticls,  vecariis,  centettariis  vel 
omncs  agentes,  mit  dem  im  Jahr  751  von  Pippin  als  mero- 
yingischem  Majordomus  ausgestellten  Diplom,  welches  im  Ein- 
gang fast  wörtlich  übereinstimmend  lautet:  episcopis,  duci- 
btts,  comitibus,  domesticis,  grafionibus,  vegarüs,  centenarüs, 
vel  omnes  missos  nostro».  Die  tauto logische  Aufführung 
der  oentenarii  und  vicarii  ist  merovingischen  Ursprungs. 

Von  besonderem  Interesse  ist  die  Urkunde  Chlothars  I 
V.  J.  539,^*)  welche  bereits  für  das  ü.  Jahrhundert  die  frag- 
liche Uebung  der  Diplome  daithut: 

■ 

Dies  7.Q\^t  die  vortreffliche  Untersachung  von  Sickel  Urkun- 
denlehre  S.  12ti  ff. 

")  Roz.  10.  11.  31.  (Lindenbr.  38.  177.  App.  Marc.  45).  Sickel, 
Mir.  s.  IMpl.  III,  S.  182-188. 

'*)  Vgl.  auch  das  der  meroviogischen  Zeit  nahe  steheode  Zenjuniss 
Synod.  Aschaim  a.  755—760  c  11  (Perta  m,  p.  4513) :  presides  sen  ju- 
dices  (mit  beiden  AuadrUcken  sind  die  Grafini  gememt),  centnrionea  at- 
qne  vicarios  admonere. 

")  Ueber  die  Urkunde  v^\.  Sickel,  Beitr.  z.  Dipl.  III,  S.  195: 
„von  Perard  angeblich  ex  archetypo  veröft'entlicht,  von  Honschen  und 
Papebroch  ohne  stichhaltigen  Grund  angegriffen,  nach  Inhalt  und  For- 
mular unverdächtig,  aber  sprachlich  tob  dem  Schreiber  des  vermeint» 
liehen  Originals  oder  von  dem  ersten  Herausgeber  emendirt**  Zwelfehid 
ftnssert  sich  Waita  V.  G.  n  (2.  Aufl.)  8.  356  Kote  1.  8.  380  Note  8. 
Der  Umstand,  dass  sonst  im  6.  Jahrhundert  eine  gleiche  officielle  Auf- 
zählung der  Beamten  urkundlich  nicht  belegt  ist,  kann  bei  der  geringen 
Zahl  der  aus  dieser  Zeit  auf  uns  gekommenen  königlichen  Diplome 
Nichts  entschei<lon.  Dass  auch  Marculf  eine  solche  Adresse  nicht  auf- 
weist, ist  deshalb  ohne  Gewicht,  weil  für  den  Ausgang  der  Merovinger- 
zeit  der  Gebrauch  der  fraglichen  Formel  nach  dem  Obigen  bereits  ander- 
weitig Isatsteht 
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Ghlotbarius  rex  Fhmcorum  vir  ülustris  omnibiis  epi- 

scopis,  abbatibus,  et  illustribus  viris  magnificis  diici- 
biLs,  comitibus,  domesticis ,  vicariis,  grafioiii- 
bus,  ceutenariis  vcl  omnibus  juuioribus  uostris. 
Die  Urkunde  parallelisirt  comites  und  vicarii  einerseits  mit 
grafiones  und  centenarii  andererseits.  Der  Urknndenschreiber 
gab  zuerst  in  der  durch  das  Bangrerhältniss  bestimmten 
Reihenfolge  die  lateinischen  Beamtennamen,  dann  die  daneben 
üblichen  fränkischen  Dezcichnungcn.  Die  duces  nnd  dome- 
vstici  sind  in  der  zweiten  Reihe  ausgefallen,  weil  die  Sprache 
der  Diplome  für  diese  Beamten  nur  die  lateinischen  Namen 
kennt  Aber  den  comites  sind  die  grafiones,  und  den  vicarii 
die  centenarii  gegenüber  gesetzt.  Gentenarius  ist  ein,  nur 
hitinisirtes,  deutsches  Wort.^^)  Vicarius  ist  die  latei- 
nische Uebersetzung  für  centenarius.  Vicarius  und 
centenarius  verhalten  sich  zu  einander  genau  wie  comes  und 
grafio,  wie  contuberniuni  und  trustis,  wie  libertus  und  litus, 
wie  fideles  und  leudes,  wie  fidem  facere  und  achramire.  Des- 
halb begegnen  in  Nordfrankreich  Centenare  neben  Yicaren, 
in  Süd£rankreich  nur  Yicare.'*)  Deshalb  ist  später  in  Frank- 


Vgl.  Thndicbam,  Gau-  nnd  Matk?er£  S.  19.  A.  M.  z,  B.  ▼. 
Maar  er  Einl.  S.  60.  OfrOrer  Yolksr.  I,  S.  308.  Walts  T.  O.  II 
(3.  Aafl.)  B.  831. 

■*)  In  merovingischor  Zeit  werden  Centenare  in  Neuster  in  dem  nörd- 
lichsten Theil  genannt  (  oben  Not«;  1),  wo  auch  sonst  fränkische  Amtsbe- 
zeichnungen, z.  B.  saccbaro  (iinton  geg.  Ende  des  §.)  sich  erlialton  haben. 
Gregor  von  Tours  nennt  dagegen  nur  Vicare,  gerade  wie  bei  ihm  der 
Graf  nur  comes  oder  judex,  nicht  graüo  heisst.  Eichhorn,  in  der 
Zeitschr.  £  gescliichtl.  ftecfatnriaa.  Till,  S.  806,  meint  nnter  Znstiaun- 
ong  von  Waitz  T.  6.  II,  (3.  Aufl.)  8.  866  Note  2,  dass  es  im  west- 
liehen  nnd  sfldlichen  Gallien,  weil  keine  fränkischen  Gemeinden,  aucli 
keine  Centenare  gegeben  habe.  Den  Gegenbeweis  ergiebt  nach  dem 
Vorigen,  dass  Vicare  schon  im  6.  Jahrhundert  ebenso  in  Nord-  wie  in 
Südfrankreich  begegnen.  Nur  der  fränkische  Name  für  den  Ilundort- 
schaflsvorstand  ist  in  Südfrankreich  nicht  üblich.  Bei  Eichhorn  hängt 
diese  Behauptung  mit  seiner  irrigen  Lehre  von  einer  besonderen  römi- 
seilen  ProTinzialver&ssung  für  die  Römer  im  fr&nldsekea  Beick,  bei 
Waitz  mit  seiner  Anschauung,  das«  der  Centenar  im  Gegensatz  Zorn 
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reich  viguier,  in  Deutsehland  Zentgraf  die  ausschliesslich 

herrschende  Lczcicliimng,  gerade  wie  es  in  Frankreich  später 


Yicar  die  alte  Yolksfreihett  reprftsentire,  zusammen.  —  Auch  in  karo- 

lingischer  Zeit  begegnen  Centcnare  urkundlich  nur  in  Nord-,  nicht  in 
Südtrankreich.  So  im  Gau  von  Vanncs,  Cartul.  de  lledou  ^<r.  251  (a. 
84'Jj:  lliwaroie  ccnturione;  mehrere  Centcnare  in  Angins  lieyer  I,  Kr. 
•12  (a.  804),  in  Bruyeres  (I><''i).  Seine  <'t  Olsc  in  pago  Catnliacense,  Tar- 
dil  Nr.  163  (a.  852).  Das  Verhältniss  ist  also,  gegen  Waitz  V.  G.  II 
(2.  Aufl.)  S.  356  Note  1,  in  karoliugischer  Zeit  genau  dasselbe  wie  ui 
meroTÜigischer.  Vicare  finden  sich  dagegen  in  Auster  ebenso  wie  in 
Neuster,  eben  weil  die  Urkundensprache  die  lateinische  ist,  2.  B.  in 
merovingischer  Zeit  Pardesaus  dipL  II,  Nr.  340  (a.  661):  Childericus  rex 
Francorum  —  viro  ill.  Bertuino  comiti  et  Bertelando  vicario,  Schenkung 
einer  villa  in  pago  Laudunonsi  an  den  Bischof  von  Utrecht  (wie  Ber- 
tuin  der  Graf  von  Laon,  su  ist  IJertcland  der  Vicar  der  Cent  im  pagus 
Land.,  welcher  das  fragliche  Grundütück  angehört).  In  karolingi- 
scher  Zeit  z.  B.  in  Ivipuarieu  im  Ruhrgau  ein  vicarius  Grimald,  Lacom- 
blet  Archiv  f.  d.  Gesch.  des  Niederrheins  I,  Nr.  84,  35  (a.  817).  Eben- 
das.  Nr.  44  (a.  827;:  Berenger  Ticarius.  In  Alamannien  Prunico  vica- 
rius,  ohen  Note  10.  Williherua  vicarittS,  Wartmann  I,  Nr.  19G  (a.  807). 
Sigibreht  vicarius,  Wartm.  I,  Nr.  362.  369.  377  (a.  837.  838).  Ruadbcr- 
tus  vicarius,  Wartm.  II,  Nr.  402.  i!'»?  (a.  847.  887).  Waltaut  vicarius, 
Wartm.  II,  Nr.  47U  ;a.  8t;0).  üdalriclms  vicarius,  Wai  tm.  II,  Nr.  581 
(a.  874).  Vgl.  Roz.  401  (Alam.) :  coriiitiMü  aut  vicarinm  ejus.  WalafriJ 
oben  S.  215.  iDaueben  Centenare  in  Wartm.  I,  Nr.  105,  203.  214.  240. 
332.  II,  Nr.*  406.  472.  480.  603.  641.  app.Nr.  3.,  a.  786—894).  InBaiem 
2.  B.  Synod.  Aschaim.,  oben  Note  18.  Meiehelbeck  hist  Fris.  I,  Nr.  260 
(a.  784—810):  Engilberht  vicarius.  Nr.  805  (a.  814):  Deothart  vicarins. 
Pez,  Thesaurus  I,  3  p.  253  (a.  822):  Job  vicarius.  p.  242  (a.  833):  Outo 
vicarius.  p.  226  (a.  Hy2):  Katolf  vicarius,  Antrih  vicarius.  p.  220  (a.  864 
— 8U1):  Lantolt  subvicarius.  Mehrere  Yicarien  Co<iex  i'atav.  III  Nr.  4, 
a.  9U6  (Müu.  Hoica  XVIII  b.  p.  203).  Daneben  Centenarien  Meiehelbeck 
I,  Nr.  121.  303.  331.  332.  388.  402.  404.  538  (a.  804~82ü),  u.  s.  w.  — 
So  begegnen  denn  auch  Vicare  in  Nordfrankreich  in  den  nämlichen 
Gegenden,  fttr  welche  Torhin  Centenare  nachgewiesen  shid.  So  in  Sithiu, 
Pardessus  dipl.  II,  Nr.  470  (a.  708):  Verkauf  an  Sithiu.  Actnm  Sithiu, 
Linter  den  Zeugen  Hunibertus  vicarius.  Ein  Vicar  in  Angers  Beyer  I, 
Nr.  41  (a.  804).  Ein  Vicar  in  Bruyeres  Tardif.  Nr.  163  cit.  —  In  Ita- 
lien findet  sich  im  Beginn  der  fränkischen  Zeit,  unter  Einfluss  der  alt- 
langobardischen  Amtsbenennung,  die  Bezeichnung  ccntcnarius,  nicht 
vicarius  (a.  M.  Thudichum  S.  47  Note  1,  S.  lOlj;  für  vicarius  wird 
loco  positus,  loci  senrator  gebraucht.  —  Dagegen  scheint  unter  dem 
vicariua  in  Bib.  58,  8:  Nemo  sermm  ecdmiasticnm  abaqne  Ticario 
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nur  comtes,  in  Deutschland  nur  Grafen  giebt.  Deslialb  ttber- 
iviegt  in  Frankreich  der  Ausdruck  yicaria,  in  Deutschland 

centuria,  centena.  Mit  demselben  Grunde  wie  der  vicarius 
vom  centenarius.  miisstc  der  comcs  vom  grafio  unterschieden 
werden.  Es  giebt  im  merovingischcn  wie  im  karolingischen 
Reich  nur  einen  Hundertscbaftsbeamten,  welcher  fränkisch 
Gentenar,  lateinisch  Yicar  genannt  wird. 

Der  hiteinische  Name  hat  auch  an  dieser  Stelle  nicht 
römische,  sondern  MnMsche  Bedeutung.  GfrSrer  meint, 
dass  der  Vicar  des  fränkischen  Reichs  histonsch  auf  den  vi- 
carius der  Diocletianischeii  Provin/ialvcrfassung  zurückzu- 
führen sei.^^)  Diese  Ansicht  braucht  nur  erwähnt  zu  wer- 
den. ^3)  Eichhorn  behauptet  dagegen  die  Identität  des 
fränkischen  und  des  westgothischen  vicarius.^*)  Der  west- 
gothische  Yicarius  ist  der  Einzelrichter  Qudex),  welcher  d^ 


libertum  facere  pracsnmat,  nicht  mit  Waitz  V.  G.  II  (2.  Aufl.)  S.  ,^81, 
Roth  Feud.  S.  291  der  öfientlichc  Beamte,  sondern  nur  ein  zum  Ersatz 
gegebener  anderer  aerviis  verstanden  werden  zu  müssen.  Gerade  in 
der  letzteren  Bedeatnng  begegnet  Ticarins,  Ticarios  serms  hinfig  anch 
in  anderen  Yolksrechten,  vgl  Lex  Burg.  7.  Lex  Born.  Burg.  %  S. 
Edict.  Lintpr.  189.  Der  Augdruck  stammt  m  diesem  Sinn  schon  ans 
römischer  Zeit,  vgl.  C.  Th.  Nov.  Valent.  80. 
Gfrörer  Volksr.  I,  S.  3'.)  ff. 

2')  Gl'rörcr  selbst  meint  a.  a.  0.  S.  40,  dass  das  Virariat  der  rö- 
rnischcu  Reichsvcrtassung  im  fränkischen  Reich  „keinen  Sinn  liatte", 
dass  man  daher  „bald"  mit  demselben  Nichts  mehr  „zu  machen  wusste, 
und  aUmfttig  sank  cter  viearins  zu  einem  SidWertreter  des  Grafen  herab." 
Nach  S.  56  „gehört  der  Ticarins  streng  genommen  nicht  der  merovin- 
gischen,  sondern  der  karolingischen  Zeit  an." 

")  Eichhorn  in  der  Zeitschr.  f.  gcschiditl.  Rcchtswiss.  VITT,  S. 
303.  R  G.  T,  S.  I«i8.  Ihm  stimmt  v.  Rothmann-llol  hvo^r  S.  415. 
416.  425  bei,  nur  dass  der  Letztere  die  Competcnz  dieses  Vicarius  nicht 
blos  anf  die  Römer,  wie  Eichhorn,  sondern  auch  auf  die  Franken 
erstreckt.  Gegen  v.  B  eth mau  n -Holl  weg  vgl.  Waitz  V.  G.  11  [2. 
Aufl.)  S.  881  Kote  6.  Indessen  kann  die  Ton  Waita  citirte  Stelle  der 
Lex  Bibuaria  nach  Note  21  a.  E.  nicht  entscheiden.  Wohl  aber  eigeben 
die  citirten  Ämnlfingischen  Formulare  (oben.S.  218),  sofde  die  Zeug- 
nisse in  Note  18.  21,  dass  der  Ausdruck  vicarius  schon  in  merovin- 
gischer  Zeit  auch  in  Auster  gebraucht  vard. 
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westgothischen  Grafen  als  Bechtsbeistand  beim  Urtheilfinden 
unterstützt. Die  eine  Thatsache,  dass  in  ganz  Frankreich 
seit  dem  6.  Jahrhundert  das  fränkische  Recht  des  Urtheil- 

findcns  durch  die  Gerichtsgemeinde  nach  Vorschlag  der 
sieben  „Kathgeber"  in  Geltung  steht,  erbringt  den  (iegen- 
beweis  gegen  E  i  c  h  h  o  r  n'  s  Auffassung.  Selbst  in  Septimanien, 
WO  doch  eine  dichte  gothische  Bevölkerung  angesessen  blieb, 
hat  sofort  mit  der  fränkischen  Eroberung  sich  die  fränkische 
Schöffenverfsssung  unt^  Beseitigung  des  westgothischen  yica- 
rius  durchgesetzt.*«)  Nicht  einmal  dersajo,  welcher  inSepti- 
iiiaiiicn  sich  crliielt,  hat  in  dem  übrigen  früher  westgothischen 
GaUien  eine  Spur  hinter  sich  gelassen.  Der  fränkische  vica- 
rius  ist  ein  Beamter  fränkischer,  nicht  gothischer  Verfassung. 

Judex  bedeutet  in  merovingischer  Zeit  technisch  den 
Grafen.*'')  Nur  local  kommt  judex  auch  für  den  Hundert- 
schaftsbeamten Tor.  So  in  Angers**)  und  in  Paris.  Nach 
dem  Tode  Ghilperichs  erhob  sich  gegen  den  judex  Audo  in 
Paris  ein  Aufruhr  der  in  der  Stadt  eingesessenen  Franken, 
Aveil  er  cum  Mumniolo  praefecto  auch  von  freien  Franken 
Steuern  erhoben  hatte,  Mummolus  ist  praefectus,  d.  h. 
Graf  Yon  Pans,'^)  und  sein  Unterbeamter,  der  judex  Audo, 
der  Gentenar  von  Paris. 


")  Unten  Bund  II.  —  Es  ist  bisher  übersehen,  dass  der  judex  der 
Baiern  und  Alamannen  in  dem  gothischen  judex  (bei  Ostgothen,  West- 
gotheu  und  Burgunden)  seine  Parallele  findet. 

Zahlreiche  Belege  giebt  die  Urkundensammlung  von  Yaissette. 
Oben  §.  7  Note  1. 

»)  Oben  8.  195.  196. 

")  Greg.  Tur.  VII,  15. 

Praefectus  bedeutet  den  Beamteni  insbesondere  den  Grafen» 
oben  S.  18.  Das  Amt  des  Mummolus  war  ein  Reichsarat,  nicht  ein 
Amt  in  der  Krongutsverwaltung,  wie  daraus  hervorgeht,  dass  ihm  die 
Erhebung  der  Steuern  oblag.  Der  judex  Audo  unter  ihm,  sowie  die 
hervorragende  Stellung,  welche  Mummolus  nach  Greg.  Tur.  VI,  35  ein- 
nimmt, bestätigt,  dasB  er  fftr  den  Grafen  sn  halten  ist  Dass  Hummolaa 
gerade  Graf  Ton  Paria  war,  erhellt  auch  ans  Greg.  Tor.  VI,  35:  um 
den  praefectnaMnmmolna  der  Zauberei  an  flberflIhreD,  IftsatFredegonde 
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Eine  durch  Waitz  begründete  yerbreitete  Lehre  setzt 
den  fränkischen  Centenar  zu  dem  judex  der  bairischen  (und 

alaiiiaiinischen)  Oerichtsverfassung  in  raiallele.  Zum  Zweck 
des  Beweises  werden  mehrere  Gesetze  merovingischer  Könige 
angezogen,  welche  den  judices  das  juste  judicare,  secundum 
legem  judicare  zur  Fflicht  machen.  Nach  Waitz  soll  hier, 
vie  er  jetzt  seine  Ansicht  formnlirt  hat,  „wenigstens  an  eini- 
gen Stellen  auch  an  die  Vorsteher  der  Hunderten  oder  anderer 
Abtheilungen  des  Gaus  zu  denken  sein."  Das  Urtheilfin- 
den  neben  dem  Grafen  soll  im  fränkischen  Reich  die  spcci- 
fische  Aufgabe  des  „vom Volk  gewählten"  Centenar,  die  „eigen- 
thümliche  Sphäre  für  seine  Bewep:ung"  ausmache,  im  Gegen- 
satz zu  dem  Yicar,  der  nicht  als  Urtheiler,  sondern  als  Diener 
des  Grafen  gefiisst  wird.*^) 

Eine  Prüfung  der  fraglichen  Gesetze  ergiebt,  dass  sie 
dieser  Annahme  keinerlei  Vorschub  leisten. 

Das  eine  Gesetz  ist  die  constitutio  Chlothars  I  v.  J.  500 
(Pertz  I,  p.  2).  Die  Adresse  lautet:  omnibus  agcntibus,  „an 
alle  Beamten*^.  Darauf  folgt  in  der  praeüatio  die  Verfügung: 


in  Pads  Weiber  ausreifen  und  foltern.  —  Giesebrecht  ftsst  nach 
Vorgang  ilterer  Schriftsteller  (vgl.  Bninarl,  Opp.  Gregorii  p.  310  not  e) 

in  seiner  Uebersetzung  des  Gregor  Ton  Tours  den  praefectasMummolos 
als  Majordomus,  Hausmeier  (praefectUB  palatii)  auf,  worauf  der  einfache 
Titel  pracfectus,  welchen  Mumniohis  an  beiden  Stellen  bei  Gregor  führt, 
indessen  keineswegs  hindeutet,  während  entschieden  dagegen  spricht, 
das  Mummolus  nach  Greg.  Tur.  cit.  in  Paris  lebt,  während  der  König 
sich  in  Compiegne  authält.  Der  Hausmeier  des  6.  Jahrhunderts  ist  noch 
ansBehliemlich  Hof  beamter  und  dem  königlichen  Hof  halt  unentbehrlich. 

»)  Vgl  Waita  V.  G.  H  (2.  Aufl.)  S.  869.  483-484.  Noch  be- 
stimmter war  die  obige  Ansehaanng  von  Waitz  in  der  1.  Aofi.  S.  313. 
81^  817.  436--488.  458  vertreten,  wo  es  mit  Bfleksicht  auf  die  ange- 
zogenen Königsgesctze  heisst,  dass  „wenigstens  an  einigen  Stollen  zu- 
nächst und  hauptsächlich  an  den  Vorsteher  der  Hundertschaft  zu  den- 
ken" sei.  Die  Anschauung  der  1.  Aufl.  ist  aufgenonunen  von  Walter 
R.  G.  §.  100  Note  9.  Wetzell,  Civilproc.  ö.  317  Note  80.  Ileus  1er 
Verf.  Gesch.  der  Stadt  Basel  S.  466  Note  4.  Auch  t.  Sybel  EOnigth. 
S.  231.  T.  Bethmann- Hollweg  S.  434  haben  unter  den  judicea  in 
jenen  EOnigsgesetsen  die  Centenare  neben  den  Grafen  verstanden. 
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a  quolibet  jadicum  soll  rechtmaaslg  geurtheilt  werden*');  in 
c.  2:  die  rechtmässige  Erbfolge  soll  a  jndicilnis  aufredit  er- 
halten werden;  in  c.  6:  Si  judex  aliquem  contra  legem  injubte 


'*)  Die  Verfügung  lautet:  jubemus,  ut  in  omnibus  causis  antiqui 
juris  norma  scrvctur,  et  nulla  senteutia  a  quolibet  judicum  vim  lirmi- 
tatis  obtiucat,  quac  modura  legis  atque  aequitatis  excedit.  Darauf  folgt 
in  c.  4:  Inter  Romanos  negotii  cattsammBomanis  legibns  prae- 
dpimiu  terminari  In  c.  13  vird  die  römische  dQjfthrige  Enitsang  anf 
Qiund  mcht  vitiösen  Besitses  (intercedente  tarnen  jnsto  possessionis 
initio)  der  ecclesia,  den  clcrici  und  den  provinciales  nostri,  d.  h.  den 
Römern  (vgl.  v.  Savigny  Rom.  R.  im  MA.  II,  S.  97)  garantirt.  End- 
lich im  Epilog:  die  judices  sollen  nicht  anders agere  aut  judicare  quam 
ut  haec  praeceptio  secundum  legum  Romanarum  Seriem  continet, 
vcl  sexus  quarundam  gcutium  justa  auti  quae  j  uris  coustitutioucm 
olim  Tixisse  dinoscitnr.  An  letzter  Stelle  ist  mit  Bahne  sexns  in  seens 
zn  Terbessem  (a.  M.  Waitz  Y.  G.  n,  2.  Anfl^  S.  87  Note  3).  Secos 
hat  im  Volg&rlatein  (Tgl.  Forcellini  s.  h.  t.)  die  Bedenttmg  von  secnn- 
dum,  vgl.  Greg.  Tur.  Vit.  Patr.  12,  3:  locus  ille  secus  flavinm«  Willi- 
baidi  Vita  S.  Bonifacü  c.  36  (Pertz  Script.  II,  p.  350):  secus  ripam  flu- 
minis.  Hucbaldi  Vita  S.  Lebuini  (Portz  Script.  II,  p.  361):  in  media 
Saxonia  secus  flunicn  Wiseram.  Roz.  794:  secus  pcdibus  vestris.  Widu- 
kind  res  gestae  Saxon.  I,  18:  Videntes  autem  quia  res  eis  secus  (d.  h. 
günstig)  cederent.  Es  soll  daDach,  gemäss  der  praeceptio,  secundum 
legem  Bomanam  und  secnndom  antiqui  juris  jastam  constitationem  ge* 
urtheilt  Verden.  Ebenso  wird  der  Gegensatz  zwischen  dem  deutschen 
(fränkischen)  und  dem  römischen  Becbt  fbrmoIirtBoz.  197  (Andeg.  45): 
LezBomana  et  antiqua  consuetndo  exposcit.  Roz.  386  (karol.):  Mos  an- 
tiqua  et  lex  romana  declarat  auctoritas,  vgl.  Edict.  Pist.  a.  864  c.  27 
(Pertz  I,  p.  49;'); :  juxta  antiquam  et  aliarum  gentium  consuotudinem. 
Das  fränkische  Rcclit  ist  technisch  das  ,.alte",  heimathlirhc  Recht, 
im  Gegensatz  zu  dem  neuen  Recht,  dem  Recht  anderer  Völker,  insbeson- 
dere dem  römischen  Becbt,  welches  erst  nach  der  Beich^^dong  in 
das  Gebiet  friokisehen  Lebens  eingetreten  ist  So  erscheint  das  Ge- 
setz Chlothars  insbesondere  dazu  bestimmt,  gegeaflber  dem  römischen 
Recht  den  judices  (die  Grafen  waren  sehr  häufig  Römer)  die  Aufrecht- 
haltung fränkischen  Rechts  einzuschärfen.  In  c.  4  liegt  daher  der 
Nachdruck  darauf,  dass  nur  „unter  Römern"  römisches  Recht  zu  spre- 
chen sei,  und  ist  deshalb  die  Verfügung  in  c.  13  nöthig,  dass  ftlr  den 
Grundbesitz  den  Römern  schlechthin,  gegen  jeden  Dritten,  römisches 
Recht  zustehen  solle.  Dasselbe  Frincip  kehrt  bei  den  Burgundern  wie- 
der (Tgl.  St  ebbe  in  Bekfcer  nndMother's  JahrbnchVI,  S.  24,  wo  aber 
vnser  Gesetz  übersehen  ist.)  Anders  t.  SaTigny  a.  &  0.  S.  96  ff. 
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danmaTerit,  in  nostri  aliseiitia  ab  episoo]^  castigetar,  nt  quod 
perpere  judicayit  —  emendare  procuret.   Die  letzte  Stelle  ist 

die  Haiiptstelle.  Sie  lässt  zugleich  keinen  Zweifel,  dass  bei 
dem  judex  weder  zunächst,  noch  überhaupt  an  den  Hundert- 
schaftsbeamten, sondern  nur  an  den  Grafen  zu  denken  ist 
Der  judex  unter  unmittelbarer  Controlle  des  Königs  ist  der 
Oraf,  und  allein  der  Graf,  nicht  der  Centenar.  Die  Controlle 
Uber  den  Centenar  ist  Teffsussungsmilssig  nicht  königliche, 
sondern  gräfliche  Controlle.'*) 

Das  zweite  Gesetz  ist  das  Edict  Guntrams  v.  J.  585 
(Pertz  I,  p.  4).  Die  Adresse  lautet:  cunctis  judicibus  in  re- 
gione  nostra  constitutis  (am  Schlnss:  instituti  judices).  Im 
Edict  werden  cnncti  itaqne  judices  ermahnt,  gerecht  zu  ur- 
theilen  (justa  studeant  dare  jndicia);  für  den  Fall  des  Zu- 
widerhandelns wird  ihnen  (a  quibus  non  tenetur  aequitas  judi- 
candi)  das  königliche  Strafurtlieil  angedroht  (acrius  illos 
condemnabit  sententia  nostri  judicii).  Es  trifft  hier  genau 
dasselbe  Argument  zu,  welches  eben  für  Chlothars  I  Gesetz 
gebraucht  ist.  In  unmittelbarem  Anschluss  an  das  Vorige 
lautet  dann  der  weitere  Befehl  des  Königs:  non  vicarios  in- 
stituere  praesumant,  qui  venalitatem  exerceant.  Die  judices, 
von  denen  die  Kede  ist,  setzen  die  Hundert schafts- 
beamten  ein.  Die  judices  des  Gesetzes  sind  nur  die  Grafen, 
nicht  die  Centenare. 

Das  dritte  Gesetz  endlich,  das  Edict  Chlothars  II  v.  J. 
6t4  (Pertz  I,  p.  14)  macht  keine  Schwierigkeit.  NuUus  judi- 
cum  de  quolibet  ordine  soll  nach  c.  4  in  Civilsachen  per  se, 
d.  h.  ohne  Yori^ngige  Anrufong  der  geistlichen  Gewalt,  gegen 
Geistliche  die  richterliche  Amtsgewalt  (distringere  aut  dam- 
nare)  anwenden.  Es  luiiidelt  sich  dabei  iiberluuipt  nicht  um 
gerichtliche  Cognition  (Urtheil),  sondern  um  gerichtliclicn 
Zwang  (Bann).'^)    £s  liegt  daher  keinerlei  Grund  vor,  an 


**)  Vgl.  weiter  unten. 

**)  VfL  Dove,  de  jorisdictionie  eedeBiatticae  progretsn  (Berol. 

Sohn,  AltlMtMi«  MiMu-  JuA  Ctoifebtmtftnimff.  I.  15 
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einen  Anderen  als  den  ordentlichen  Richter,  d.  h.  den  Grafen, 
zu  denken.  In  c.  12  ^ird  von  dem  jndex  Ornndbesitz  im 

Gau  verlangt.  Es  ist  bereits  oben(S.  21)  gezeigt,  dass  diese 
Verfügung  in  der  Geschichte  des  Grafenamts  ihre  Rolle  spielt. 

Auch  in  den  aufgeführten  Zeugnissen  wird  nach  dem 
Vorigen,  wie  sonst  in  meroiringischer  Zeit,  unter  dem  judex 
der  Graf,  nicht  der  Centenar  verstanden.  Der  merovingisch 
Mnkische  Oentenar  ist  nicht  der  jndex,  Bechtsbeistand  des 
Grafen  im  Grafengericht. 

Das  Bedenken,  welches  die  herrschende  Lehre  auf  Grund 
der  Gerichtsverfassung  gegen  ein  juste  jiulicare  durch  den 
Grafen  und  gegen  eine  Vemntwortlichkeit  des  Grafen  für  das 
in  seinem  Gericht  gesprochene  Urt heil  erhebt,  ist  aufGiiind 
der  angeführten  ausdriicklichen  Zeugnisse  aufzugeben.  Der 
Beleg  für  die  den  Gesetzen  entsprechende  Bechtsübnng  kann 
schon  an  dieser  Stelle  durch  einen  Bechtsfall  merovingischer 
Zeit  erbracht  werden. 

Albinus,  unter  König  Sigibert  rector  Provinciae,  verur- 
theilte  den  Archidiacon  Vigilius  zu  Marseille  wegen  eines  Diel)- 
stahls  von  70  Tonnen  Oel  und  Schmalz,  welchen  die  Leute 
(honünes)  des  Geistlichen  begangen  hatten,  zn  der  nnyerhäit- 
nissmassigen  Busse  von  4000  solidi.  Auf  Anzeige  emcs  Dritr 
ten  kam  die  Sache  an  den  König,  und  ward  Albinus  dem 
Vigilius  zur  Rückerstattung  des  vierfachen  Betrags  (quadrupla 
satisfactio)  verurtheilt.^'*)  Das  quadruplum  ist  die  nach  römi- 
schem Recht  bemessene  Raubbusse  für  den  ungerechten  „Raub" 
(strudis)  durch  den  Bichter.^®)  Der  rector  Provinciae  ist  zu- 


1855)  p.  40  C  Solim,  die  geistliche  Gerichtsbark^t  im  fränkigchen 
Beich,  in  Dovc's  und  Friedbeig'B  Zeitecbr.  t  Kfrchenr.  IX,  8.  a09  ff. 

")  Greg.  Tur.  IV,  44. 

"•)  Die  actio  vi  bonorum  raptoriim  goht  bekanntlich  auf  das  qnadrn- 
plnm.  —  Dasselbe  quadruplum  wird  nach  dem  römischon  Recht,  wie  es 
im  fränkischen  Reich  aiiLjcw  andt  wird,  auch  für  den  einfachen  Diebstahl 
erkannt.  Tetradia,  die  1*  ruu  des  Grafen  Eulalias  von  Clcrmont,  ward 
wegen  der  ihrem  Uami  entwandten  Sachen  m  TtofiMshem  Eäntatz  ver- 
urtheilt,  Qreg.  Tor.  X,  8.  Ebenso  Lex  Sal.  noT.  13  (ans  der  Wolfen- 
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gleich  Graf  von  Marseille.  Der  Graf  ist  fthr  das  in  seinem 

Gericht  gesprochene  und  von  ihm  vollzogene  Urtlicil  verant- 
wortlich. Und  nur  der  Graf  ist  der  öffentlichen  Gewalt  für 
das  Urtheil  verantwortlich.  Den  ßachiniburgen  kann  nicht 
die  öffentliche  Gewalt,  sondern  nur  die  Partbei,  durch  das 
Mittel  der  Urtheilsschelte,  in  Anspruch  nehmen.  Der  ange- 
fahrte Fall  illustrirt  das  acrius  condemnare,  welches  Guntram, 
das  eastigare  und  emendare,  welches  Chlothar  I  den  judices, 
d.  h.  den  Grafen,  androht.  Die  bisher  herrschende  Lehre  von 
der  Passivität  wie  von  der  Ohnmacht  des  Vorsitzenden  Rich- 
ters gegenüber  dem  Urtheil  der  Gerichtsgemeinde  ist,  wie 
schon  hier  erhellt,  weit  entfernt,  dem  fränkischen,  oder  übe]> 
haupt  dem  devtschen  Recht  zu  entsprechen.*'') 

Nach  der  Ansicht  mehrerer  Schriftsteller  soll  wenigstens 
judex  loci  in  morovingischcr  Zeit  technischer  Ausdruck  für 
den  Hundertschaftsbeamten  sein.'^)  Es  ist  schon  früher  (S. 
75  ff.)  gezeigt,  dass  locus  in  der  fränkischen  Rechtssprache 
nicht  technisch  die  Ortschaft,  sondern  ebenso  den  Gau,  die 
Landschaft,  pagus,  bezeichnet.  Nicht  anders,  wenn  Ton  einem 
Judex  loci  die  Bede  ist  Dem  judex  loci  in  Clermont  gab 
König  Chilpericfa  die  Vollstreckung  des  von  Ursus  dem  An- 


bfittler  Handsdirift):  Si  serras  cum  ingennnin  fartam  fBcerit  —  inge- 

nuus  —  quadruplum  excipiat  damnum.  Die  letalere  Stelle  ist  ein  rö- 
mischrechtlichcs  Einachiebsel  in  dio  Lex  Salica,  s^erade  "wie  nov.  40 
(V{?1.  Zeitschr.  f.  R.  G.  V,  S,  412).  Dem  fränkischen  Recht  ist  die  Unter- 
scheidunfj;  von  Raub  und  Diebstahl  unbekannt  mberSal.  14  vgl.  Wilda 
Straff.  S.  til3).  Die  vorliegende  Tliatsachc  weist  die  im  fränkischen 
Beich  dnich  frftiddMhes  Recht  enevgte  ümgestattonif  des  römischen 
Rechts  anf.  Die  wirkende  Ursache  war  die  TheUnahme  der  Römer  an 
der  firftnldschen  GerichtSTerfiusong,  welche  ebenso  anch  m  der  An- 
wendung des  fränkisdken  Precessrechts  aaf  die  Römer  ftthrte,  vgl. 
Roth  B.  W.  S.  97. 

Unten  Band  II. 

»»)  Zöpfl,  R.  G.  S.  425  Note  45.  Giescbrecht,  Gregor  von 
Tours  1,  S.  172  Note  2.  Pernice,  Grafen  S.  140.  Nach  Gfrörer 
Yolksr.  I,  S.  66-4}8  ist  der  jedes  lod  efaiOrtsgemeindebeamter.  —Da- 
gegen Waitz  y.  a.  n  (2.  AoA.)  S.  See  Kote  2. 
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darchiiis  gegebenen  Eheversprechens  auf.**)  Die  königlichen 
praecepta,  welche  Anwendung  des  Gerichtszwanges  gegen  den 

pagensis  verordnen,  sind  stets  an  den  Grafen,  nie  an  den 
Hundertschaftsbeamten  adressirt.*^)  Der  judex  loci  Gregors 
ist  der  Graf  von  Clermont.  König  Guntram  beauftragte  die 
judices  locorum  mit  der  Bewachung  der  Bischöfe  Salonius  und 
Sagittarius,  welche  er  in  zwei  Yon  einander  »weit*'  entfernte 
Klöster  hatte  einsperren  lassen.*^)  Es  sind  die  Grafen  der 
beiden  Gaue  gemeint,  in  deren  Gebiet  die  Klöster  belegen 
waren. *2)  In  seinem  Ediet  v.  J.  585  ermahnt  Guntram  die 
judices  locorum,  den  Bischöfen  in  Ausübung  des  geistlichen 
Amts  zur  Seite  zu  stehen.*^)  Es  ist  bekannt,  dass  an  erster 
Stelle  dem  Grafen  die  Handhabung  des  weltlichen  Arms  ob- 
11^.  Die  Warschauer  Handschrift  ändert  den  Text  der  Decr. 
Ghüdeb.  c  4  (Pertz  I,  p.  9):  in  ciquslibet  judids  pago  pri- 
mitus  admissum  fuerit,  ille  judex  collectum  solatium  raptorem 
occidat,  dahin  ab:  judex  loci  illius  cum  turbam  coUectam 
ipsum  raptorem  occidat.**)  Es  ist  damit  keine  Aenderung, 
sondern  nur,  wie  auch  sonst  in  dieser  Handschrift,  eine  Kür- 
zung des  überlieferten  Textes  beabsichtigt.  Der  judex  loci  ist 
der  judex  pagL  Wie  grafio  loci  in  der  Lex  Salica^  wie  comes 
loci  in  kaiolingischerZeit,**)  so  ist  judex  loci  unter  denMero- 

"•)  Greg.  Tur.  IV,  47.  Dass  die  Auvergne,  ebenso  wie  Tours  und 
Poitiers  (Greg.  Tur.  IV,  46.  50),  damals  vorübergehend,  während  dor 
Kriege  zwischen  Chilperich  und  Sigibert,  unter  Chilperich  stand,  ergiebt 
die  Bemerkung  Gregors,  dass  Andarchius,  nachdem  er  den  Ursus  vor 
den  König  geladen  hat,  sich  nach  dem  palatium  Brennacum  bcgiebt. 
Braine  war  dieBeiideiixCIlülperiehs,  Greg.  Tur.  IV,  22.  V,  S6.  .85.  ÖO.  51. 

«•)  Vgl.  Bos.  485  (Blare.  I,  3^.  486  (App.  liaro.  80%  445  (Siim. 
88).  Greg.  Tor.  X,  5. 
,  «>)  Greg.  Tnr.  V,  21. 

Vgl.  Greg  Tur.  VI,  24:  comes  qui  erat  eoatos  cgos  (desBiaehofs . 
Theodor  von  Marseille). 

♦•)  Gnntchr.  edict.  a.  585  (Pertz  I,  p.  4). 

^)  Hubö,  Loi  Salique  p.  45. 

Boa.  S8  (Garpent.  88):  eomea  lod  iUini  (Boa.  39,  Carp.  84:  co- 
mes ipsioa  dvitatia).  Gap.  Widonia  a.  888  c.  5  (Porta  I,  p.  665):  per 
eolnitein  ipiiiia  lod. 
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vingem  der  Ausdruck  f&r  den  Grafen,  wddier  damit  als  Gau- 

(Land-)  Graf  bezeichnet  wird.**) 

Eichhorn  hält  den  westgothischen  vicarius  für  den  aus 
der  römischen  Provinzialverfassung  herübergenommenen  prae- 
ses  (judex)  proYinciae,  dessen  Amt  dieGerichtsverwaltung  über 
die  Römer  gewesen  sei.  Mit  dem  westgothischen  vicarius  ist 
daher  nach  •  seiner  Ansieht  der  römische  praeses  provindae 
auch  in  die  f^kische  Provinzialyerfassung  aufgenommen^  und 
erklärt  er  daher  den  in  merovingischer  Zeit  im  westlichen 
und  südlichen  Gallien  begegnenden  judex  für  diesen  als  Unter- 
beamten des  Grafen  zum  Kichter  für  die  Römer  bestellten 
römischen  Beamten.*')  Es  ist  dagegen  gewiss,  dass  der  vica- 
rius im  westgothischen  Reich  kein  römischer  Beamter  für  die 
Römer,  sondern  ein  gothischer  Beamter  im  Gericht  des  gothi- 
schen  Grafen  fDr  Römer  und  Gothen  ist  In  kdnem  germa- 
nischen Reich,  selbst  nicht  im  ostgothischen  Reich,  ist  eine 
besondere  römische  Gerichtsverfassung  für  die  Römer  neben 
der  geimanischen  Gerichtsverfassung  conservirt.*^)  Es  ist 
ebenso  gewiss,  dass  bei  den  Frauken  die  römische  öffentliche 
Verfassung  verschwund^  ist.  Die  fränkische  Gerichtsverfas- 
sung insbesondere  ist  auch  Gerichtsverfassung  fttr  die  Roma- 
nen im  fränkischen  Reksh.  Die  Theilnahme  der  Römer  am 
fränkischen  Gericht  erzeugt  die  Wechselwirkung  zwischen 
römischem  und  fränkischem  Privat-  und  Process-Recht.*®)  Die 

*•)  An  einigen  Stellen  mag,  wie  judex  schlechthin,  so  auch  judex 
loci  den  Huudertschaftsbeamten  bedeuten.  So  anscheinend  Grog.  Tur. 
Vitae  Patr.  8,  9:  wegen  eines  in  quodam  loco  geübten  Verbrechens 
schreitet  auf  frischer  That  der  judex  loci  illius  ein;  ebenso  der  judex 
loci,  welcher  mit  den  Biturici  den  Leudast  angreift,  Greg.  Tur.  V,  50 
(vgl.  X,  5).  Dagegen  scheint  mit  dem  judex  loci,  welcher  den  Austra- 
pioB  in  Tonn  bewacht»  Greg.  Tor.  IV,  18,  wie  in  den  obigen  Zeugnissen, 
der  Graf  gemeint 

*')  Zeitschr.  f.  geschichtl.  Rechtswiss.  VITT,  S.  303  ff.  R.  G.  I,  S. 
167.  168.  Dagegen  schon  He  gel,  Städteverf.  II,  S.  347  Note  5.  Waits 
V.  G.  II  (2.  Aufl.)  S.  382.  383.  465.—  Vgl.  oben  S.  221.  222. 

Dies  wird  gegen  die  herrschende  Ansicht  unten  Band  II  zu 
aeigen  sein. 

«•)  Oben  Note  96. 
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Theilnahme  der  ßömer  am  fränkischen  Gericht  nöthigt,  den 
Bdmem  in  bestimmten  Gnuizen  die  Anw^dung  römischen 
Becbts  zu  garantiren.'^')  Die  Thälnahme  der  Börner  an  der 

fränkischen  Ilundertschafts  -  und  Gauverfassung  endlich 
führt  wie  in  die  Grai'en.stellen,  so  auch  in  die  llundertschafts- 
beamtenstellen  ohne  Unterschied  Franken  und  Komanen.^i) 
In  ganz  Gallien  ist  nach  der  fränkischen  Eroberung  dielleichs- 
und  Frovinzialverfassui^  in  allen  ihren  Theilen  ausschliesslich 
fiankisdi,  nicht  römisch,  noch  gothisch,  noch  burgondiscL'^) 
Die  Römer,  Gothen  undBurgunden  leben  nach  ihrem  Becht, 
aber  werden  nach  fränkischem  Recht  regiert.  Eichhorn's 
Ansicht  entbehrt  jedes  Scheins  eines  Grundes.  Die  frän- 
kische Gau-  und  Huudertschaftsverfassung  charakterisirt  sich 
Als  Theil  der  Beichsverfassung  dadurch,  dass  sie  gleich  dieser 
territorial,  nicht  national  wirkt. 

Unter  dem  tribunus,  welcher  häufig  in  den  fränkischen 
und  alamanmschen  Quelle  der  fränkischen  Beichszeit  begegnet, 
versteht  Waitz,  und  mit  ihm  die  herrschende  Lehre,  den 
„Vorsteher  der  kleinen  Ortsgemeinden",  den  Dorfschulzen,^*) 


Oben  Note  82. 

So  lind  der  ttibnnns  Aninnii  und  der  vicariaB  I^joriogiis  Ro- 
manen (Beide  in  Toars);  daneben  begegnet  eine  ganze  Reihe  von  frän- 
kischen Namen,  so  die  Tribunen  Friaredua,  Domolcnus,  Ebolenus,  Me- 
dardus,  der  Vicar  Animodiis,  der  judex  Audo,  sämmtlich  aus  dem  G. 
Jahrhundert,  s.  die  folgenden  Noten.  Vgl.  Roth  B.  W.  S.  100  flf.  173  flf. 

Vgl.  Waitz  V.  G.  U  (2.  Aufl.)  S.  43  tf.  bb.  61  ff.  157.  Roth, 
B.  W.  &  79  fr  140  ff. 

Waitx  y.  G.  U  (2.  Aufl.)  S.  848  ff.  m,  S.  340,  Stobbe  in 
der  Zeitschr.  f.  dentsdi  B.  XY,  S.  86.  Landau,  das  Salgut  S.  208. 
▼.Maurer,  Einl.  S.  140.  Städteverf.  I,  S.  547  ff.  Heasler,  Verfea- 
Bungsgesch.  d.  Stadt  Basel  im  MA.  (Basell860)  S.  54.  G  frörer  Volksr. 
I,  S.  40,  vgl.  S.  203.  Waltor  R.  G.  I,  §.  104.  v.  Schulte  R.  G.  (2. 
Aufl.)  S.  III.  Gierke  S.  72  Note  39.  —  Andere  Ansichten  vom  tribu- 
nus werden  im  Folgenden  erwähnt  werden.  Guizot  hat  in  seiner 
Uebersetzung  des  Oregor  von  Tours  seebs  Terschiedoie  Bedeutungen 
von  tribunus  mit  nachfolgendem  lyetc.**  Torgebracht»  Jacobs  göogr.  p. 
84.  Ihm  stimmt  Jacobs  a.  a.  0.  bei:  der  tribunus  ist  ihm  ein  Beam- 
ter mit  fonctions  tshB  incertaines,  und  zugleich  ein  erwflnsehtes  neues 
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Belege  sfaid  ittr  diese  Ansicht  nicht  erbracht.  Denn  es  wird 
lür  keinen  Beleg  gelten  können,  dass  der  tribonu^  in  einem 
vicus  „ist^  und  in  demselben  Gnmdbesitz  hat^),  noch  dass 

in  einer  villa  „vor  ihm"  eine  Schenkung  vollzogen  ist"),  noch 
dass  er  „häufiger  als  Zeuge  in  den  Urkunden  ländlicher  Grund- 
besitzer vorkommt"  noch  endlich,  dass  er  »selbst  sein  Gut 
an  Andere  schenkt  und  überträgt.*^ 

Zum  grossen  Nachtheil  der  GesanuntanffiMsung  nicht  Mos 
der  Verhältnisse  des  Mnkischen  Reichs,  sondern  der  gesamm^ 
ten  mittelalterlichen  Entwicklung  wird  die  Thatsache  in  der 
Regel  übersehen,  dass  der  Reichsverfassung,  der  fränkischen 
wie  der  deutschen,  eine  Ortsgemeindeverfassung  unbekannt  ist. 

Die  Reichsverfassung  kennt  keine  weiteren  Zwecke  ausser 
denjenigen,  deren  Bealisirung  in  Gau  und  Hundertschaft  vor 
skh  geht.  Die  Hundertschaft  ist  daher  das  letzte  Glied  in 
der  Beihe  der  (ififentlichen  Verbände.*^  Die  Ortsgememde  ist 
reichsverfassungsmässig  nicht  ünterabtheilnng  der  Hundert- 
schaft. Der  Ortsgemeindeverband  steht  ausserhalb  der  Glie- 
derungen des  Reichsverbandes. 

£s  giebt  keine  Ortsgemeindeverfassung  kraft  Reichsrecbts, 
wie  es  eine  Gau-  und  Hundertschaftsverfassung  kraft  Beichs- 
rechts  giebt  Die  Ortsgemeinderer&ssung  ist  aus  kemem  an- 
deren Grunde  local  &x  jede  Ortsgemeinde  verschieden,  als 

Beispiel  für  die  in  seiner  Anschauung  cxistirende  grenzenlose  „confusion" 
der  merovingisch  fränkischen  Rechtssprache.  Unter  den  sechs  Bedeu- 
tungen Guizot's  fehlt  nur  die  richtige,  da  auch  mit  dem  unter  Nr.  4 
genannten  Ticaire  ou  Ueutenant  du  oomte  der  Gentenar  nicht  ge- 
meint iat 

•*)  So  Waita  V.  G.  II  (2.  Aufl.)  S.  349  Note  '2. 

»»)  So  Waitz  a.  a.  0.  S.  349  Note  3.  —  Vgl.  Cap.  Haristall.  a. 
779  c.  1»  ^Pertz  I,  p.  38).  Goncil.  Mogimt  a.  813  c.  7  (Mansi  XIV, 
p.  67). 

")  So  Waitz  a.  a.  0.  S.  349  Note  4. 
»')  So  Waitz  a.  a.  0.  S.  349  Note  5. 

**)  Ea  iat  ol»en  §.  8  henrorgehoben,  dass  anch  die  Hondertadiaft, 
welche  ick  als  DorfochaftBlrandertachaft  beseichnet  habe,  mehrere  Orts- 
gemeinden:  das  Kirchdorf  mit  aehien  NebendOrfem,  in  sich  schheast 
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weil  die  OrtogemeindeTerfassiing  ans  der  aatonomen  Entwicke- 
lung  der  feinen  Gemeinden  hervorgegangen  ist.  Die  Orts- 
gerndttdeverfessung  ist  Verfassung  nur  kraft  Gorporations- 

rechts,  nicht  kraft  Reichsrechts. 

Es  giebt  keine  Ortsgemeindegerichtsbarkeit  und  kein 
Ortsgemeindegericht  für  das  öffentliche  Recht.  Mögen  die 
Dorigeridite  und  die  Stadtgerichte  auch  schon  in  alte  Zeit 
hinaufreichen;  der  öffentlichen  Gerichtsver&ssung  haben  sie 
niemals  angehört.  Das  Bauermeistergericht  des  Sadisenspie- 
gcls  ist  nicht,  wie  es  allgemein  aufgefasst  wird,  das  letzte  in 
der  Reihe  der  öffentlichen  (lerichte,  sondern,  als  Repräsentant 
der  Corporationsgerichte,  der  Gegensatz  des  öffentlichen  Ge- 
richts. Die  Grerichte,  welche  Stadtgraf  und  Stadtschultheiss 
in  Ausübung  der  öffentlichen  Gerichtsbarkeit  in  den  Städten 
mit  den  städtischen  Bürgern  abhalten,  sind  keine  städti- 
schen, sondern  Grafschaftsgericfate.  Umgekehrt  sind  die 
Gerichte,  welche  der  Stadtrath  gleich  dem  Bauermeister  des 
Sachsenspiegels  verwaltet,  städtische,  aber  keine  öffent- 
lichen Gerichte.  Ganz  allgemein  wird  die  Gerichtsbarkeit 
des  Stadtraths  als  Anfang  der  Stadtfreiheit  angesehen.  Die 
Gerichtsbarkeit  des  Stadtraths  ist  aber  nicht  Verwaltung  irgend 
welches  Hoheitsredits,  sondern  Selbstverwaltung.  Die  Gerichts- 
barkeit des  Stadtraths  ist  durch  die  städtische  Autonomie, 
d.  h.  durch  die  Selbst beschränkung  der  öffentlichen  Gewalt, 
nicht  durch  Erwerb  öffentlicher  Gewalt  gegeben.*®)  Die  Ge- 
richtsbarkeit des  Stadtraths  ist  keine  Gerichtsbarkeit  im  Sinn 
des  öffentlichen  Rechts.  Die  Stadtfreiheit  datirt  erst  von  dem 
Uebergang  der  Grafen-  und  Schultheissenrechte  an  die  Stadt- 
gemeinde. Die  städtische  G^chtsbarkeit  ist  Minderung  der 
Öffentlichen  Gerichtsgewalt  erst  in  dem  Augenblick,  in  welchem 
sie  Reichsgerichtsbarkeit  geworden  ist.   Das  Ortsgemeindege- 

Daher  z.  B.  in  Lübeck:  So  we  dat  tobreket  dat  de  rat  in  an 
settet,  dat  Scholen  de  ratman  richten.  Frensdorff,  die 
Stadt-  und  Qerichtsvetftssung  Lftbeciks  im  12.  nnd  Id.  JAhrhoiidert 
(Lübeck  1861)  8.  196. 
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rieht  als  solches  ist  Gericht  nicht  kraft  der  öffentUchen,  son- 
dern kraft  der  Gorporati<Hisver&ssang. 

Es  giebt  überhaupt  keine  Regiei-ung  der  Ortsgemeinde 
als  solcher  durch  die  Mittel  der  Reichsregierung.  Die  Stadt- 
und  Dorfpolizei  ist  nach  öffentlichem  Recht  ununterschiedenes 
Stück  der  Grafschafts-  und  Hundertschaftspolizei.  Die  Graf- 
schafts- und  Hundertschaftsbeamten  sind  nach  öffentliehem 
Becht  die  Beamten  auch  ftkr  die  Gebiete  der  in  ihrem  Di- 
strict  belegenen  Dörfer  und  Sti&dte.  Die  SffentUche  Yer&ssung 
ist  eine  Gau-,  d.  h.  Landschafts-Verfassung  im  vollen  Sinn 
des  Worts.  Die  öffentUche  Verfassung  kennt  keine  Ortsge- 
meindebeamten. Der  Bauer-  und  Bürgermeister  ist  Beamter 
nach  Corporationsrecht,  nicht  nach  öffentlichem  Recht.  Der 
Ortsgemeindebeamte  ist  der  Gegensatz  desBeichsbeamten.***) 

Der  tribunus  ist  ein  Beichsbeamter.  Mit  dieser  einen 
Thatsache  ist  bewiesen,  dass  er  nicht  Ortsgemeindebeamter  ist. 

Der  tribunus  wird  vom  König  ernannt  Den  Domolen, 
Tribun  von  Poitiei*s,  neimt  Venantius  Fortunatus  einen  tribu- 
nus fisci,  d.  h.  einen  königlichen  tribunus/^)    Den  Gondo 

Der  grOfSere  Zusammenhang,  in  welchen  die  obigen  Sätze  ge- 
hören, wird  rieh  unten  Band  II  ergeben.  FOr  die  geistliche  Gerichts- 
barkeit habe  ich  dennimlichen  Oesiehtspookt  bereit!  in  dem  oben  Note 
34  dtirten  Anfrats  entwickelt.  —  Fttr  die  OrtagemeindeTerfiuwiuig  steht 

schon  V.  Maurer  Einl.  S.  330  flF.  Dorfverf.  II,S.  115  ff.  168  ff.  Städte- 
verf.  I,  S.  157  ff.  197  ff.  437  ff.  546  ff.  der*oben  angedeuteten  Auffas- 
sung nahe.  Nur  wird  hier  andererseits  mit  Unrecht  die  Ortsgemeinde- 
verfassung mit  der  Markverfassung  identiticirt,  und  bewirken  die  in 
Hauptpunkten  unzutreiienden  Anschauungen  des  Verfassers  über  das 
Verh&ltniss  der  autonomen  zur  öffentlichen  Gewalt  wie  über  die  Orga- 
nisation der  letsteren,  dass  der  gewonnene  Gesichtspunkt  Ar  die  Ge- 
saamtaniEusang  ohne  erhebliches  Kesoltat  bleibt 

«<)  Vita  S.  Radegundis  reginae  c.  38  (Mabill.  I,  p.  325).  —  Ebenso 
wird  der  Graf  von  der  Lex  Ribuaria  judex  fiscalis,  ein  „königlicher  Be- 
amter", genannt.  In  karolingischer  Zeit  heissen  die  öffentlichen  Beam- 
ten judices  fisci,  „königliche  Beamte",  im  Gegensatz  zu  den  judices  cn- 
juscumque  potestatis,  den  grundherrlichen  Beamten,  Waitz  V.  G.  III, 
8.  344  Note  4.  Vgl.  Boz.  671.  672  (karol.) :  jure  fisci  regentes,  d.  b. 
öffentliche  Beamte  im  Gegensats  an  den  geistlichen  Beamten.  Eben- 
so: in  fiscali  earcere^  im  „flffentUcben  Genngniaa**,  nnten  Kote  66^ 
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»schmückte*  Mnig  Theodorich  „gnädig  mit  der  Würde  des 
tribmius.*  „Die  Gewähr  des  Atifisteig^  war  schcm  damit 
Dein",  singt  Venantias  Fortunatas  den  Condo  an. 

Der  tribunus  ist  ein  königlicher  Beamter  unter  dem 
Grafen.  König  Tiieodobert  gab,  das  surgendi  auspicium  er- 
füllend, dem  Condo  „den  Lohn  der  Grafschaft".  Vom  Grafen 
war  Condo  weiter  zum  Beichsdomesticus,  darauf  zum  könig- 
lichen Antrustio  aufgerückt.  „Vom  Kleinen  beginnend^  hat 
er  damit  „alle  Stufra**  königlichen  Dienstes  durdigemacht*^ 
Der  tribunus  ist  der  nächste  und  zugleich  der  letzte  öffent- 
liche Beamte  unter  dem  Grafen.  • 

Der  tribunus  hat  unter  dem  Grafen  das  peinliche  Straf- 
urtheil  zu  voUstredcen.  An  den  tribunus  des  pagus  Biiva- 
tensis  richtet  der  heil.  Dalmatius  seine  Bitte  um  Begnadigung 
des  zum  Tode  geführten  Yerbrechers.    Auf  die  Weigerung 

des  tribunus  nimmt  Dalmatius  den  Grafen  von  Clermont  in 
Ansprucli,  der  die  Begnadigung  gewährt.®^)  Der  tribunus  von 
Besangou  zieht  mit  seinen  milites  aus,  um  den  heil.  Colum- 
ban  in  das  £xil  zu  Besangen  zurückzubringen.  Da  ihm  die 
Vollstreckung  des  Befehls  misslingt,  tritt  der  Graf  in  seine 
SteUe  ein.'«) 

In  Zusammenhang  damit  steht  das  Amt  des  tribunus,  die 

Gefängnisse  zu  überwachen.®^)  Die  Gefängnisse  sind  der  Auf- 
bewahrungsort für  die  «um  Tode  verurtheilten  Verbrecher.®®) 


**)  Venuit  Fortunat.  Cum.  VII,  16:  A  parro  indpienB  eiistl  wai- 
per  in  altnm,  —  Perque  gradus  omnes  culmina  celaa  tenes.  —  Theodo- 
ricas  ovana  ornavit.  honore  trilranmn,  —  Sutgendi  anspiciiini  jam  fdit 
inde  tuum.  —  Theodebertus  enim  eondtiTae  praemia  oessit  — >  — .  Vgl 

Löbcll,  Gregor  von  Tours  S.  186. 

«')  Oben  S.  206. 

•*)  Vita  S.  Columbani,  auct.  Jonas  c.  35.  36  (Mabill.  II,  p.  20). 
Vgl.  die  gleich  zu  citirenden  Stellen  aas  den  Yitae  ö.  Kadegundiä, 
German!  und  Columbani.  ^  Deelialb  hat  Gniaot  (oben  Note  öS)  fflr 
tribunus  unter  Nr.  2  die  Bedeutung:  un  gardien  desprisons  et  deaforta. 

«)  Vita  S.  Albini  (aaec.  6)  c.  16  (Blab.  J,  p.  III):  in  dritateAnde- 
gava  torria  portae  «ohaereaa  damnatia  —  carcer  effecta;  der  HeiUgB 
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Die  Freiheitsstrafe  als  solche  ist  dem  filtokisehen  Recht  nn- 

bekaiiiit.  Kraft  seiner  Aintsptiicht,  die  Todesstrafe  zu  voll- 
strecken, ist  der  tribuiuis  der  Aufseher  der  Gefangenen.  Die 
heil.  Eadegunde  starb  im  Jahr  587  in  Toitiers.  Sie  erschien, 
wie  Venantius  Fortunatas  erzählt,  in  ihrer  Sterbenacht  dem 
tribumis  fisd,  oognomento  Domolenus,  im  Tramn  mit  der 
Bitte,  die  Gefangenen  loszuhisB^n  (propter  me  rdaxes  illos 
quos  habes  in  carcere).  Der  Tribnn  lag  damals  gerade  krank 
in  „seinem Dorf."*'')  Waitz  meint,  dass  der  tribunus  als  tri- 
bunus  dieses  vicus  zu  denken  sei.  Die  Erzählung  ergiebt 
das  Gcgontheil:  evigilans  tribunus  —  dirigit  ad  civitatem  — 
transmittit  ad  carcerem,  qui  Septem  reos  ibi  detentos  admoni- 
tos  rdaxaret**)  De? tribunus  schickt  nach  der  Stadt,  um 
durch  seinen  Boten  die  Gefiuigenen  loszulassen.  Der  Tribun 
Domolenus  ist  der  „königliche  Tribun**  von  Poitiers,  und  ge- 
rade deshalb  hat  die  heil.  Radegunde  sich  an  ihn  gewandt. 
Der  Tribun  ist  in  „seinem  Dorf"  nicht  Ortsgemeindevorstand, 
sondern  lediglich  begütert.®®) 

Der  tribunus  ist  andererseits  nicht  der  Henker,  welcher  die 


befreit  die  Gefangenen:  su spectos  defunere  redire  fecerat  ad  sa- 
lutem.  Vita  S.  Columbani  (starb  615)  c.  34  (Mab.  II,  p.  19):  carcerem 
eo  in  loco (Beaan^on)  plennm  esse  damnatonun  hominum  mortis  poe- 
nam  exspectftnUiim.  Tita  S.  Eligii  (starb  673)  n,  e.  15  (D'Achöry 
y,  p.  242):  eomplores  naper  mortis  sententia  damnatos  in  fis- 
cali  carcere  vinctos  teneri  (inBourges).  —  Ausserd^  dient  das  Gefäng- 
niss  zur  Vollstreckuni^  der  Untersuchungshaft  gegen  peinliche  Ver- 
brecher, vgl.  z.  B.  Greg.  Tur.  Vitac  Patr.  8,  7:  judex  loci  —  vinotuni 
virum  in  carcerem  retrudi  praecepit,  dicens:  dignus  est  leto  hic  scolc- 
stus  occumbere,  sowie  zur  Vollstreckung  der  Schuldhaft  gegen  den  in- 
solventen Schuldner.  —  Die  dtirte  Tita  S.  Albini,  nnd  ebenso  die  Vita 
8.  Lidnii  ep.  Andeg.  (saec  7)  c.  2&(Bo]land  13.  Februar  p.  681),  seigt, 
dass  schon  damals  regefanisslg  die  Tliflnue  des  Stadtthors  mm  GeOng- 
niss  dienten. 

Er  sieht  die  Heilige  im  Traum  in  vicum  ^us  kommen. 

•«)  Vita  S.  Radeg.  1.  cit.,  oben  Note  61. 

••)  Ebenso  Greg.  Tur.  VII,  47:  Sichar,  ein  civisTuronicus, flieht  ad 
villani  suam  d.  h.  nach  dem  Dorl,  in  welchem  er  mit  anderen  participes 
htgos  vUlae  angesessen  ist 
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Todesstrafe  physiscfa  in  YoUzng  zu  setzen  hat.  Der  tribunns 
hat  zu  diesem  Zweck  seine  eamifioes,  satellites,  lictores,  milites,'^^) 

d.  h.  die  Gerichtsbüttel,  unter  sich.''^)  Venantius  Fortunatus 
berichtet  in  der  Lebensbeschreibung  des  heil.  Germanus,  wie 
der  Tribun  von  Paris  (tribunus  civitatis)  über  die  Befreiung 
der  Gefangenen,  welche  der  heil  Genoanus  durch  sein  Gebet 
bewirkt  hat,  ausser  sich  geräth.    CouTersa  in  custodes  ira- 

cundia  judieis  judex  fit  custos  custodibus.  Interim  vir 

beatus  tribunum  yocat  ad  prandium.^^  Der  Tribun  von  Paris 
wird  abwechselnd  judex  und  Tribun  f,^enannt.  Der  Tribun  ist 
die  Obrigkeit  unter  dem  Grafen,  deren  Amt  die  Leitung 
der  Vollstreckung  des  Todesurtheils  ist. 

Die  zusammengestellten  Thatsadien  geidigen,  um  unser 
Urtheil  ttber  den  tribunus  zu  formuliren.    Zu  dem  Vorigen 

giebt  die  Parallele 

Gap.  Aquisgran.  a.  813  c.  11.  13.  15  (Pertz,  I,  p. 
188.  189):  Ut  comites  —  carcerem  habeant.  Et 
judices  atque  vicarii  patibulos  habeant.  Ut  vi- 
carii  munera  ne  acdpiant  pro  illos  latrones,  qui  ante 
comite  judicati  fueiint  ad  mortem  —  quiapostquam  sca- 
bini  eum  dijudicaverint,  non  est  licentia  oomitis  vel 

vicarii  ei  vitam  concedere.  Ut  vicarii  eos  qui 

pro  furto  se  in  servitio  tradcre  cupiant,  non  consen- 
tiant,  sed  secundum  justum  Judicium  terminetur. 

Der  Gentenar  ist  der  öffentliche  Beamte,  welcher  unter  dem 
Grafen  mit  der  obrigkeitlichen  Gewalt  zur  Vollstreckung  des 
peinlichen  Urtheils  ausgerüstet  ist.  Es  wird  dadurch  bestätigt, 


'*)  Daher  eifclärt  Ouisot  aoter  Nr.  1  den  tribanns  f&r  an  offider 

militaire,  und  schreibt  ebenso  Waits  Y.  O.  II  (2.  Aofl.)  8.  848  dem 
tribanna  „militärische  Befugnisae'*  zu. 

")  Unten  §  21. 

"**)  An  diese  Stelle  scheint  Giiizot  bei  aeilier  Erkl&rang  unter 
Kr.  6 :  un  syndic  de  ville,  zu  denken. 

Vita  S.  Germani  ep.  Paria,  c.  68  (Mab.  I,  p.  348),  vgl.  c.  62 
(p.  242). 
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was  anch  ohne  dies  gewiss  sein  würde,  daas  die  nacbgewies^e 

Amtsthätigkeit  des  tribunus  verfassungsmässig  unmöglich  in 
die  Competenz  des  Bauermeisters ,  des  Ortsgemeiudebeamten, 
fallen  kann. 

Der  tribunus  ist  kein  Anderer  als  der  Centenar. 

Deshalb  wird  gerade  in  Paris  der  tribunus  judex  genannt. 
In  Paris  ist  schon  in  merovingischer  Zeit  judex  Bezeichnung 
des  Gentenars  (oben  S.  222).  Deshalb  begegnen  in  meroTin- 
gischer  und  karolingischer  Zeit  tribuni  neben  vicarii  und  cen- 
tenarii.'^*)  Es  sollen  damit  nicht,  wie  Waitz  meint, ''^j  die 
tribuni  von  den  centenarii  unterschieden,  sondern  nur  die 
sämmtlichen  für  den  Centenar  begegnendai  Amtsnamen  ge- 
geben werden. 

Der  fragliche  Sprachgebrauch  geht  über  ganz  Frankreich, 
über  Neuster,''*)  Aquitanien''^  und  Burgund''^,  und  ebenso 

über  das  austrasische  Frankenland. '^®) 


'*)  Epist.  Desiderii  Cadurc.  Nr.  16  (Bouquet  IV,  p.  42):  domnis 
episcopis  et  abbatibus  necnon  et  sublimibus  atqae  magnificis  viris  comi- 
tibus,  tribunis,  de  fe  ns  o  ribu  s,  centenariis  (so  ist  mit  Waitz 
filr  centeuis  zu  verbessern)  et  hominibus  (verbessere:  omnibus)  pub- 
lica et  ecdesiABtica  agentibns  (auf  diese  SteUe  hat  Waits  Y.  G.  H,  3.  • 
AoA.,  8.  849  Note  6  aa&ieilcsani  gemadit;  die  Defensoren  sind,  wie 
später  ra  seigen  ia^  gleichfalls  mit  den  Centenaren  identisch).  Vita 
S.  Salvii  ep.  Yalene.  (aaec.  8)  c.  13  (Bolland  26.  Juni  p.  202);  vica- 
rios,  tribunos  et  centuriones,  jndices  et  decanos  regia.  Immu- 
nitätsbestätigung Karls  d.  Gr.  für  St.  Martin  in  Tours  v.  J.  782  (Sickel 
K90):  Omnibus  —  ducibus,  comitibus,  domcsticis,  gralionibus,  vicariis, 
centenariis  junioribasque  uostris;  nach  ertheilier  Bestätigung:  et  si 
aUqiiis  ftierit  eomei,  domeitiem  seu  grafio,  Tiearias  vel  tribunna, 
lea  qaaliaemnqae  — .  WürtUcfa  ebenao  in  der  wiederhohen  Bestätigung 
J.  796-800  (Sickel  K  ISS^.  Cond!.  Hogant  a.  818  c.  60  (Mansi  XIT, 
p.  74);  De  judtcibvs  antem  Tel  centenariis  atque  tribunis  sea 
vicariis  dignnm  esse  eensemns,  at,  si  mali  reperti  inerinti  de  mini- 
ste rio  SUD  abjiciantnr. 

")  V.  G.  II  (2.  Aufl.)  a.  a.  0. 

'")  So  in  Paria,  Vita  S.  Gerraani  1.  cit.  (Note  73)  undMsas,  Testa- 
ment des  Bischofs  Bertram  von  lians  J.  616  (Pardessns  dipl.  I,  Nr. 
380),  p.  214:  domnm  Diablentes  —  qnam  de  haeredbosEboleni  triboni 
—  compara?i.  Jnblains  war  der  Mittelpmikt  eines  Untergans  (condita) 
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Dasselbe  Besultat  eigiebt  ach  für  den  tribmius,  welcher 
in  den  alamannischen  Quellen  genannt  wird.  Sdion  in  mero- 

vingischer  Zeit  begegnet  ein  tribunus  im  Elsass  und  ein 
anderer  in  Churräthicn.^^)  Der  Codex  traditionum  S.  Galli 
gewährt  für  die  karolingische  und  uachkaroUngische  Zeit  eine 
ganze  Reihe  von  Belegen."'^) 

In  den  St.  Galler  Urkunden  wird  ganz  regdmäasig  am 
Schhifis  der  Graf  genannt,  unter  dessen  Amtsführung  die  Ur- 
kunde ausgestellt  ist  Häufig  gesdueht  neben  dem  Gralrai 
auch  des  Hundertschaftsbeamten  Erwähnung,  in  dessen  Cent 
das  fragliche  Grundstück  liegt     Der  Hundertschaftsbeamte 


im  pagus  CeDomannicus  (oben  S.  193.  206).  Zweifelhalt  ist  der  tribunus 
Bessoram  in  demselben  Testament  p.  208.  Ferner  im  Gebiet  TonToiin, 
Greg.  Tur.  YII,  23.  Mir.  8.  Marl  II,  IL --Die  späte  Tito  £L  £leotli«rü 
e.  3—12  (Bollaod  20.  Febniar  p.  187—180)  berichtet  von  einem  tribu- 
nus Scaudiniensis  (Scaldinicnsis)  als  einer  Obrigkeit  des  fränkischen 
Volks  noch  vor  der  lleichsgrttndung,  und  wird  c.  12  (p.  189)  eine  an- 
geblich aus  dieser  Zeit  stammende  Inschrift  (hic  sepulta  est  virgo,  filia 
tribuni,  a  patre  suo  nomine  Blauda}  citirt.  Ygl.  ßoth|  B.  W.  S.  66 
Note  94. 

TV)  So  im  Gebiet  von  Foitiers,  Yita  S.  Bad^goad.  1.  dt  Greg.  Tor. 
•  X,  21,  dermont,  Tita  8.  Dalmatii  L  dt  (oben  8.  206).  Greg.  Tur.  de 
gt  Gon£  c  41.  ' 

'«)  So  in  Besangen,  Vita  S.  Columbani  1.  cit. 

")  In  dem  kürzeren  Testament  des  heil.  Remigius,  Pardessus  dipl. 
I,  Nr.  118  (a.  ö33),  p.  82;  tribunus  Friaredus.  In  dem  Mainzer  Concil. 
V.  J.  813:  centenahi  atque  tribuni  seu  vicarii,  oben  Note  74.  —  Wie 
Vicare  und  Centenarei  so  finden  sich  auch  Vicare  und  Tribunen  in  dem- 
selben Gebiet  So  nennt  Greg.  Tor.  YII,  23  den  exvicario  I^jnriosus 
and,  Beinen  Nadifolger,  den  tribunus  Medardns. 

*^  Urk.  des  Bischoft  von  Strassbofg  J,  728,  Pardessus  dipL  II, 
Nr.  543:  unter  den  Zeugen  ein  tribunus  Fulchtrins;  nadi  ihm  nntec- 
zeichnen  ein  Herzog  und  zwei  Grafen. 

«')  Ratperti  casus  S.  Galli  c.  2  (Pertz  Script.  II,  p.  f32) :  ein  tribu- 
nus Waldramnus  unter  Victor  praeses  (d  h.  comes)  Rhaetiac  Curiensis 
(um  740).  Wartmauu  I,  Nr.  8o  (a.  77D):  Waldrata  filia  Theotuni  con- 
dam,  qui  fuit  uxor  Waldramno  tribuno.  Vgl.  Merkel  de  rep.  Alam. 
X,  21.  Stobbe  de  lege  Rom.  Utin.  p.  9. 

•*)  Wartmann  I,  Nr.  43  (a.  764).  Nr.  120  (a^  789).  n,  Nr.  494  (a. 
863).  Nengart  I,  Nr.  788  (a.  948).  Nr.  741  (a.  967). 
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wird  abwechselnd  centenaiina,  oentorio,  vicai  ius  genannt.  »3) 
Einmal  heisßt  er  tribunus:  sub  Adalberte  comite  et  Otone 

tribuno.^*) 

In  der  nocli  im  8.  Jahrhundert  vci-fassten  Vita  S.  Galü 
wird  des  tribunus  Arbonensis  gedacht^')  Der-pagus  oder 
Situs  Arbonensis  ist  der  nach  dem  Castrum  Arbona  benannte 
Untergau  des  grossen  Thurgaus.»«)  Der  tribunus  Arbonensis 
bietet  auf  Befehl  des  Herzogs  die  pagenses  zur  Hülfeleistung 
auf.*')  Der  alamannische  tribunus  ist  die  öffentliche  Obrig- 
keit des  Untergaus. 

Ende  des  9.  Jahrhunderts  wird  ein  Otharius  centurio  ge- 
nannt,dessen  später  als  des  Otharius  tribunus  gedacht 
wird.") 


•>)  Wartmann  I,  ]Sr,  203  (a.  809):  sub  Oadalrico  comite  et  sub  cen- 
lenario  EUlant '  Nr.  882  (a.  830):  aub  Erchanbaldo  comite  et  Ercban- 
baldo  centorione.  n,  Nr.  406  (a.  849):  sab  Pabone  comite  et  Hunoldo 
centenario.  Nr.  Ö81  (a.  874):  in  eoinitata  Adalperto  comite  sub  vicario 
Odalricho.  Nr.  603  (a.  877-880);  sab  eomite  Baodolfo  et  centario 
Franchoni.  Nr.  m  (a.  885):  sub  comite  Radolfo  et  ceotoiione  Zappo. 
InNr.  G57  (a.  887)  ist  (jedoch  ansrheinend  von  einer  späteren  ITand)  nur 
der  Name  des  Ilundertschaftsbeamten :  sup  vicario  Buadperto,  bemerkt. 

")  Wartmann  II,  Nr.  404  (a.  863). 

••)  Pert«  Script.  II,  p.  12:  Praecipiebator  tarnen  a  duce  tribuno 
Arbonensi,  nt  ad  aedifidum  ceUae  (deslQoslen  St  Gallen)  cum  cunctis 
pagensibus  Ulis  a^jovasset  ei. 

••)  Vgl.  z.  B.  Wartmann  I,  Nr.  12  (a.  746):  eeclesia  8.  Galli  - 
qui  est  constracta  in  sito  Durgannense  et  in  pago  Arboaease  Castro. 
Nr.  117  (a.  788):  monasterium  S.  Galloni  —  in  pago  Dui^aogease  et  in 
situ  Arbunense,  u.  s.  w.  ~  Situs  wird  in  Alamannien  für  paprus,  sowohl 
für  den  grossen  Gau  wie  insbesondere  fttr  den  Untergau  gebraucht, 
Waitz  V.  G.  II  (2.  Aufl.)  S,  321. 

•f)  Oben  Kote  85.  Dadareb  wird  die  Ansicht  von  Waitz  Y.  G. 
n  (3.  Aufl.)  S.  849  Note  2  ansiseschloflaeo,  welcher  'den  tribanaa  Arbo- 
nensia  ala  Beispiel  einea  OrtagemeindeToratanda  (dea  caatrom  Arboaa) 
dtirt. 

«8;  Wartmann  IT,  S.  383  ^im  Anhang)  Nr.  3  (a.  899):  Tradition  des 
Adalgoz  an  die  Kirche  von  Jonswil  (Kanton  St.  Gallen\  welche  im 
Eigenthum  des  Otharius  steht  (ad  ecclesiara  S.Martini,  cui  Otliaru  prae- 
esse  dinoacitur  ad  Johaneswilare).  Nach  der  Unterschrift  des  Schen- 
kers folgt:  sig.  Otharii  centurionis.  Nach  Wartmann  II,  Nr.  708. 
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Die  VerfikssuDg  des  fränkischen  Boichs. 


Der  atamannische  tribunas  ist  ebenso  wie  der  Mnkiscbe 

tribunus  kein  Anderer  als  der  Centenar.*®)  In  Folge  frän- 
kischen Einflusses  ist  der  Ausdruck  tribunus  nach  Alaman- 
nien  übertragen.®^)  Ceutenarius  und  vicarius  sind  im  ganzen 
fränkischen  Reich,  daneben  tribunus  im  Gebiet  des  fränkischen 
und  alamannischen  Stammesrecbts  gleichbedeutende  Namen  für 
den  Beamten  der  Hundertschaft. 


712  (a.  897)  hatte  Otharius,  der  hier  als  Tenerabüis  vir  beseiehnet  wird 
(dasselbe  Prftdicat  begegnet  oben  §.  7  Note  45  fbr  den  Grafen)  in  Jons- 

wil  378  Joch  Land  von  St  Gallen  erworben,  und  dafhr  seinen  ganzen 
Besitz  von  Todes  wegen  an  St.  Gallen  übertragen.  —  Die  erstcitirte 
Urkunde  (Anhang  Nr.  3)  ist  datirt:  in  primo  anno  Luduvici  regia  sab 
Adalberte  comite.  Versehentlich  hat  Wartmann  das  Jahr  814,  das  erste 
Jahr  Ludwigs  d.  Fr.,  angenommen.  Es  kann  nur  an  843,  das  erste  Jahr 
Ludwigs  d.  Deutschen,  oder  899,  das  erste  Jahr  Ludwigs  d.  Kindes,  ge- 
dacht irerdeo.  Da  in  dieser  Epoislie  ein  Graf  Adalbert  von  Thurgaa 
erst  seit  860,  noch  unter  E.  Amolf  ondLndw.  d.E.,  anftritt,  so  ergiebt 
sich  das  Jahr  899,  in  üebereinstlmmnng  mit  dem  Datom  der  anderen 
eben  citirten  Urkunden. 

Neugart  I,  Nr.  733  (a.  948):  ex  traditione  Otharii  quondam 
tribuni  —  quoddam  praediiun  quod  Johannis  TÜla  dicitur  in  vestitiira 
monasterii  erat. 

•0)  Daher  Monach.  Sangall.  II,  c.  21  (Pertz  Script.  U,  p.  762) :  con- 
stitntis  dadbos,  tribnnis  et  centnrionibtts  eoromqne  vicariis.  — 
Fflr  Alamannlen  ist  die  Identität  des  tribonns  und  des  centenarios  schon 
behauptet,  aber  nicht  belegt  worden  von  t.  Arx  bei  Ports  Script  H, 

p.  12  not.  8.  p.  18  not.  76.  StÄlin,  Würtemb.  Geschichte  I,  S.  219 
Note  3.  Merkel  bei  Portz  Legg.  III,  p.  54  not.  52.  Stobbe,  de  lege 
Rom.  ütin.  p.  9  not.  8.  —  G  fror  er  Volksr.  I,  S.  199.  203—205.  v. 
Maurer  Einl.  S.  140  (vgl.  Dorfverf.  II,  S.  29.  Städteverf.  I,  S.  547) 
identificiren  tribunus  und  Centenar  im  Sinne  von:  Dorfschulze. 

•*)  Es  begegnet  hier  ein  neuer  Beleg  für  den  hervorragenden  Ein- 
flusB,  welchen  fränkisches  Wesen  gerade  auf  Alamannien  geübt  hat. 
Ansserhalb  des  frinkischen  nnd  alamannisdien  Gebiets  finden  sich  im 
Umkreis  des  fränkischen  Boichs  tribnni  nur  in  Istrien  (Utk.  Lndw.  d. 
Fr.  y.  J.  814—821,  Sickel  L  40)  und  in  Venedig  (Hegel  Stft^teyerf.  IL 
S.  251.  Kohl  schütter,  Venedig  unter  dem  Herzog  Peter  II  Orseolo 
Göttingen  1868,  S.  34.  35\  und  zwar  hiA:  nicht  im  fränkischen,  son- 
dern im  alt  römischen  Sinn.  Die  tribuni  in  Istrien  und  Venedig  sind 
Militärbearate,  die  Nachfolger  der  römischen  Militärtribunen,  und  Aus- 
druck der  in  jenen  Gebieten  lebendig  gebliebenen  altrömischen  Ein- 
richtungen. Ebenso  sind  anscheinend  nnter  den  tribnni,  welche  einmal 
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Durch  das  Vorige  ist  der  Boden  für  die  Untersuchung 
Uber  Stellung  und  Amt  des  Hundertschaftsvorstandes  geebnet. 

Der  Centenar  des  fränkischeu  Reichs  zählt  zu  der  Reihe 
der  königlichen  Beamten. 

Mit  grosser  Uebereiustimmung  setzt  die  herrschende  Lehre 
wenigstens  für  die  merovingische  Zeit  den  Centenar  als  den 
Yom  Wölk  gewählten  Volksbeamten  und  den  Viear  als  den  Tom 
Grafen  in  königlicher  Vollmacht  eingesetzten  königlichen  Be- 
amten zu  einander  in  Gegensatz.'*)  Die  Identität  des  Cente- 
nars  und  Vicars  ist  vorhin  dargethan.  Der  Vicar  ist  der 
kraft  königlicher  Gewalt  gesetzte  Centenar. 

Kein  einziges  Argument  belegt,  das  der  Centenar  des 
fränkischen  Reichs  ein  Volksbeamter  gewesen  sei.  Waitz, 
und  ihm  folgen  die  übrigen  Schriftsteller,  beruft  sich  auf  den 
Ausdruck:  electi  eentenarii,  in  der  decretio  Chlothars  II.**)  Es 
ist  schon  oben  (S.  188  ff.)  gezeigt,  dass  diese  electi  eentenarii 
keine  vom  Volk  gewählten  Centvoistände,  sondern  von  der 
Obrigkeit  ausgehobeiie  Centschaarleute  sind. 

Die  merovingischen  wie  die  karolingischen  Zeugnisse  er- 
geben, dass  der  Centenar  in  der  Regel  vom  Grafen,  ausnahms- 
weise vom  König  ernannt  wird. 

Die  merovingischen  und  die  karolingischen  Könige  führen 
Vicare  und  Centenare  in  ihren  Diplomen  als  ihre  Beamten 
autV^-^j  Die  Centenare  heissen  königliche  Beamte  (ministeriales 
nostri),  und  sind  vom  König  (a  nobis)  zu  rectores  popuU  bestellt.  ^^) 

bei  den  Westgothen  (Wis.  XI,  1,  2)  genannt  werden,  im  römischen  Sinn 
militärische  Befehlshaber  (unter  dem  Grafen)  zu  verstehen ,  welche  za 
den  neben  ihnen  genannten  judices  den  Gegensatz  bilden. 
")  Vgl.  die  atate  oben  Note  3. 

Waits  T.  0.  n  (2.  JLufk.),  8.  869. 
•*)  Oben  S.       218.  S19. 

Cap.  Aquisgran.  a.  802  c.  40  (Pertz  I,  p.  96) :  de  comitibns  rel 
centenariis,  ministorialibus  nostris.  Cap.  Aquisgran.  a.  8'25.  cap.  miss. 
c.  4  (p.  247):  Volumus,  ut  missi  nostri  —  sollicitudinom  habeant,  qua- 
tinus  unusquisque  qui  rector  a  nobis  popnli  nostri  constitutus  est,  — 
otticium  sibi  commissum  —  admiuistret  — .  Et  habcat  unusquisque  Co- 
rnea vicarios  et  centenarios  suos  secum,  necnon  de  primis  Bcabinii  snis 
SoliBii  Altdentaebe  Betofa««  mA  Ckiklitorwtenaos«  I. 
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DieOeiiteDare  tM  „kdniglicfae  Oenteaare^*  undgelMeii  in 
des  Königs  Kamen.       Karl  d.  Gr.  giebt  seinen  missi  die 

Einsetzung  von  Vicaren  und  Centenaren  auf.®^)  Der  Tribun 
Condo  ist  ein  Beispiel  für  einen  in  merovingischer  Zeit  durch 
den  König  unmittelbar  eniaunten  Centenar.^'') 

Dagegoi  steht  nach  K.  Guntrams  Edict  t.  J.  585  ord- 
nangsraüssig  dem  Giafen  das  Recht  zu,  den  Hnndertsdiaft»- 
beamten  Anzusetzen.  Die  judices,  d.  h.  die  Grafen  werden 
angehalten,  dass  sie  non  vicarios  aut  quoscumque  de  latere  suo 
per  regionem  sibi  comniissam  instituere  vel  destinare  praesu- 
mant,  qui  —  malis  operibus  consentiendo  venalitatem  exer- 
ceant  aut  iniqua  quibus(  uiiiquc  spolia  inferre  praesumant.****) 
£8  soll  damit,  wie  in  den  Worten  liegt,  nicht  die  Einsetzung 
von  Gent^aren  überhaupt,  sondern  nur  die  Einsetzung  von 
schlechten  Centenaren  den  Grafen  untersagt  werden.  Weil 
der  König  verfassungsmässig  nicht  selber  für  die  Besetzung 
der  einzelnen  Hundertschaftsbeanitenstellcu  sorgt,  muss  er 
durch  allgemeine  Verfügung  die  ersten  Grundsätze  der  Aemter- 
besetzung  in  Erinnerung  bringen.      Dem  entsprechend  hat  die 

tres  aut  quattuor.  Et  in  eo  conventu  —  inquirant  missi  nostri  —  — . 
Vgl.  Cap.  Aquisgran.  a.  809  c.  7  (p.  Iö6j:  nuUus  quislibet  DOStrorttiU| 
neqae  comes,  nequc  judex,  neqaescabinas;  der  judex  iet  dw  ÜMitttiftr, 
oben  $.  7  Note  3. 

**)  Gap.  Aquisgran.  a.  813  c  6  (Perto  I,  p.  188):  viearii  nostri  Tel 
centenarii.  Meichelbeck  bist.  Fris.  I,  Nr,  121  (a.  804):  Reginbart  cen- 
tenarius  domni  imperatoris.  Nr.  305  (a.  814):  Deothart  vicarius  domi- 
nicus. —  Es  ergiebt  sich  gegen  B eseler,  Zeitschr.  f.  Kechtsgesch.  IX, 
S.  '2iA),  dass  diese  Bezeichnung  des  Centenars  (vgl.  oben  Note  10) 
nicht  auf  die  „Erhebung  königlicher  Abgaben",  sondern  allgemein  auf 
die  Stellting  di»  Centenars  als  eines  königlichen  Beamten  hindeutet 

Eadom.  Gap.  apud  Vom.  a.  884  c  9  (Ports  I,  p.  558) :  ministri 
ocdesiae  liabeant  aactoritatem  aai  episcopi,  et  miaistri  comitis  anctori- 
tatem  nostram  et  sui  comitis. 

•»)  Unten  Note  115.  —  Cap.  Aquisgran.  a.  803.  c.  8  (Pertz  I,  p. 
115)  lautet  im  Cod.  Vatic:  Ut  missi  nostri  scabinios,  advocatos,  Tiga- 
rios,  notarios  —  elegant, 
Obon  S.  233.  234. 

Guutchr.  edict.  a.  685  (Ports  I,  p.  4),  vgl.  oben  S.  225. 
Anders  Waiti  Y.  G.  n  (3.  Aufl.)  S.  880  Note  4:  „]>aaB  nur 
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Formelsammlung  Marculfs  unter  den  praeceptiones  regales  nur 
eine  cärtade  ducato  et  patriciato  vel  comitatu,'<^2)  niclitauch  eine 
carta  für  Ernennung  des  Centenars.  Die  spatere  Formelsamm- 
lung von  Paris  (die  Merkel'schen  Formeln),  vielleicht  noch  dem 
Ea&e  des  8.  JahrhuBderts  aDgdiöng,^^^^)  hat  dagegen  eine 
Fonnel  fi&r  em  Instractaoiiflsehreiben  des  Grafen  an  den  Gen- 
tanar,  in  wdchem  dem  Letzteren  in  Erinnerung  gebracht  wird, 
dass  er  sein  ministerium,  d.  h.  seine  Hundertschaft,  i«*)  von  ihm, 
dem  Grafen,  erhalten  habe.^*'^)  Das  Aachener  Capitular  v.  J. 
§09  bezeugt  die  Ernennung  des  Centenars  cum  comite  et  po- 
ipulo,  d.  h.  vom  Grafen  und  der  Gerichtsgemeinde.  ^^®)  Das 

Unterbeamte  mit  den  angegebenen  schlechten  Eigenschaften  nicht  ge- 
stattet sein  sollten,  ist  gewiss  nicht  die  Meinung  des  Gesetxes." 

"»)  Roz.  7  (Marc.  I,  S). 

*••)  Dies  ist  die  Ansicht  von  Waitz,  T^ober  die  Merkorschon 
Formeln,  in  den  Forschungen  z.  deutsch.  Geschichte  I  (1Ö02)  S.  533  ö'. 

^^*)  Vgl.  oben  §.  8  Note  121,  Abzulehnen  ist  die  Henrnng,  welche 
Waita  a.  a.  0.  S.  589  ao&telJt,  dass  ans  den  Worten:  in  nostro 
conitatn  vel  in  tno  ministerio,  vi^leicht  anf  die  Identit&t  des  ministe- 
riom  (des  Yicars)  mit  dem  comitatus  sn  sdiKessen  sei.  Ein  vicarius  für 
die  ganze  Grafschaft  kommt  niemals  vor,  eben  weil  der  vicarins  Cente- 
nar  ist.  l)ie  Zeugnisse,  an  welche  ^Vaitz  denkt,  beziehen  sich  auf  den 
vicecomes,  vgl.  unten  §.  20.  Ganz  der  Wendung  der  Formel  entspre- 
chend ist  die  Ausdrucksweise  des  Capitulars  Karls  des  Kahlen  v.  J,  Ö53 
(unten  §.  12  Note  9):  in  isto  comitatu  et  in  meo  ministerio,  wo  zweifel- 
ios  gleichftUs  nnr  die  Cent  gemeint  ist 

Die  interessante  Formel,  Res.  886  (Merkel  5t},  lautet  im  Anfang: 
Ittdiculum  de  comite  ad  vicariam.  INlecto  fidele  nostro  ego  ille  comis. 
CSognoscas,  quin  nandamas  tibi  de  tue  ministerio  qnod  tibi  coro- 
-«andavimus,  bonum  certamen  exinde  liabeas  vel  bona  Providentia. 

Cap.  Aquisgran.  a.  809  c.  11  (Pertz  I,  p.  15(!):  Ut  judices,  ad- 
vocati,  praepositi,  centenarii,  scabinii,  qualos  ineliores  inveniri  possunt 
et  Deum  timentes,  constituantur  ad  sua  niiuistcria  exerccnda  cum  comite 
et  populo;  elegantnr  mansueti  et  boni. ->  Fttr  cum  in  der  Bedeutung  von 
a  habe  ich  mehrere  Belegstellen  bereits  Zeitsdir.  f.  Kirchenr.  IX,  S. 
259.  260  gesammelt  Ausserdem  s.  B.  Greg.  Tur.  Vit  Fstr.  8^  1:  re 
jam  obtenta  cum  principe,  „nachdem  bereits  vom  König  die  Zustimm- 
ung erlangt  war".  9,  1:  Nunnioni,  qui  quondam  cum  Childeberto  Pari- 
Biorum  rege  magnus  habebatur,  „der  von  Childebert  hoch  geschätzt 
ward."  Hist.  Franc.  VIII,  :i9 :  cum  quo  („von  welchem,"  nämlich  vom 
Bischof  i^adegisel  von  Maus)  immquam  justitiam  —  adsequi  potueruut. 

16* 
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Condl  YCfa  (Mlon  y.  J.  813  richtet  an  die  QnSm  die  Er- 
mahnung, dass  sie  ministros,  quos  vicarioe  et'oentenarioB  vocant, 

justos  habere  debent.^*^'')  Hinkmar  von  Reims  schrefht  dem 
König  die  Einsetzung  der  Grafen,  den  Grafen  die  Einsetzung 
ihrer  Unterbeamten  (ministri),  d.  Ii.  der  Centenarc  zu.^"«*) 
Der  Centenar  heisst  ein  „Centenar  des  Grafen",  und  der  Aus- 
druck ministri  comitis  ist  technisch  gerade  fUr  die  Hundert- 
schaftsbeamten.^®*)  DerCratenar  gebietet  wie  in  des  Königs, 
so  m  „sdnes  Grafen*'  Namen.  ^^^) 

Ki)en^<o  steht  die  Absetzung  des  Centenars  dem  Grafen 
zu.  Der  König  siebt  sich  wie  für  die  Einsetzung  so  für  die 
Absetzung  der  Centenare  auf  die  Mittel  der  Reichsgesetzge- 
bung angewiesen.  ^^^)  Der  Graf,  welcher  seinen  CeiAenar  über 
die  Führung  des  Amts  instruirt,  schliesst  nach  der  dtirten  . 
Pariser  Formel  ^^')  mit  den  Worten:  b6ne  provide,  ut  nullum 
nedectum  exinde  habeas;  taliter  ennde  age,  qualiter  gratia 

»")  Concil.  Cabilon.  II.  a.  813  c.  21  (Mansi  XIV,  p.  98). 

Ilincmari  admonitio  a.  858  c.  12  (Opp.  II,  p.  1.37):  constituite 
(der  König  ist  aufgeredet)  comitcs  et  ministros  rei  publicae  qxii  non  dili- 
gant  niunera  ■— .  Ipsi  comites  siiniliter,  quantum  poluerint,  siniiles  sibi 
timentes  Deum  et  justitiam  diligeutes  per  sc  ministros  constituant  — . 
Ebenso  Hinem.  de  ordine  pal.  c.  10  (Opp.  II,  p.  205). 

Cur.  ante  800  e.  4(Perte  I,  p.  121  c  19):  comites  et?i- 
carii  eoram..  Cap.  de  ezped.  exerdt  a.  811  e.  2  (Porte  I,  p.  16^:  saper  comi- 
tes et  eorum  centenarios.  Cap.  de  causis  rnonasL  8.  CnicisPictav.  a.  822 
c.  5  (Walter  Corp.  Jiir.  Cierra.  II,  p,  354):  ante  comitem  vel  vicarios  ejus. 
Cap.  Aqnisgran.  a.  825  cit.  (Note  95) :  habeat  conics  vicarios  et  cente- 
narios 8UO8.  —  Den  technisciion  (n:brauch  des  Ausdrucks  ministri  comi- 
tum  für  die  Hundertschaftsbeamten  ergeben  ausser  den  im  Vorigen  ci- 
tirten  Stellen  (namentlich  Concil.  Cabilon.  cit.)  z.  B.  Consult.  episc.  ad 
Hlud.  II  (nach  860)  c  14  (Porte  I,  p.  432).  Cap.  miss.  Tosiac.  a.  865 
c.  16  (p.  606).  dp.  de  ezerdt  Benevest  promoT.  a.  866  c  4  (p.  505). 
ConT.  Carisiac.  a.  877  c.  9  (p.  539).  Garlom.  Cap.  Yem.  a.  884  c  9. 
14  (p.  5f)2.  553),  verglichen  mit  Cap.  Wormat.  a.  889  pro  lege  hab.  e. 
5  (p.  354),  und  den  Stellen  oben  Note  6—8. 
"«)  Oben  Note  97. 

"»)  So  Cap.  ante  ÖOO  c.  3  (Pertz  I,  p.  121  c.  18):  Ut  ubicumque 
inveuiuutur  vicarii  aliquid  mali  consentieutes  vel  facientes,  ipsos  ejicere 
et  meliores  ponere  jubemtis. 

tts)  Oben  Note  105. 
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noBtra  yellis  habere.   Mit  'der  Entziehung  der  „Gunst*  ist 

die  Absetzung  gemeint.    Die  Absetzung  des  Centenars  ist  eine 

Absetzung  durch  den  Grafen,  und  zwar  eine  Absetzung  nach 

Willkür.    Der  Centenar  hat  keinerlei  Recht  an  seinem  Amt, 

und  keinerlei  Selbständigkeit  dem  Grafen  gegenüber.  Der 

Centenar  ist  dem  Grafen  gegenüber  lediglich  verpflichtet.  Der 

Centenar  steht  in  derselben  Abhängigkeit  vom  Grafen  wie  der 

Graf  vom  König. 

Daneben  droht  der  König  auch  für  den  einzelnen  Fall 

wie  den  Grafen  so  den  Centenaren  mit  der  Absetzung.*^*) 

Daneben  droht  der  König  wie  den  Grafen  so  den  Centenaren 

seine  Ungnade.  ^^*)  Daneben  kann  der  König  mit  Umgehung 

des  Grafen  seine  missi  zur  Absetzung  der  Centenare  bevoll- 
mächtigen. 

Die  aufgefiihrten  Zeugnisse  erläutern  einander,  anstatt 
sich  zu  widersprechen. 

Das  Hecht,  den  Himdertschaftsbeamten  ein-  und  abzu- 
setzen, ist  ein  der  Krone  zuständiges,  aber  verfassungsmässig 
nicht  vom  König  persönlich  geübtes  Recht.  Die  Besetzung 
der  Hundertschaftsämter  zählt  zu  den  Gauregierungsrechten, 
welche  vom  König  dem  Grafen  als  Inhalt  der  ordentlichen 
gräflichen  zVmtsgewalt  übertragen  sind.  Während  des  ganzen 
späteren  Mittelalters  ist  das  Recht,  den  Centenar  zu  er- 
nennen, Bcstandtheil  der  Grafengewalt,  und  deshalb  mit  den 
gräflichen  Rechten  von  den  Landesherren,  beziehungs- 


So  Cap.  de  exerc.  Benovent.  promov.  a.  866  c.  4  (Portz  I,  p. 
505):  si  conios  aliqueni  excusatuin  ~  dimiserit,  honorem  suiiin  perdat. 
Similiter  eorum  iiiiuistri,  si  aliquem  dimiscrint,  et  proprium  et  mioiste- 
rium  percUukt. 

*^*)  Cap.  Aqaisgran.  a.  803  c.  S8  (Pertz  I,  p.  94):  eomites  et  cen- 
tenarii  —  Bicot  gratU  doinoi  inperatoriB  cnpiant. 

"»)  So  Cap.  miss.  Theodon.  a.  805  c.  13,Perts  I,  p.  134  (den  Cha- 
rakter des  Capitulars  als  einer  Gesandteninstruction  zeigt  Boret  ins 

S.  86.  87) :  De  advoratis,  id  est,  ut  pravi  advocati,  vicedomini,  vicarii 
et  cpiitcnarii  tollantur  et  tales  eligantur  quales  et  Bciant  et  veliat  juste 
causas  discernere  et  terminare. 
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veise  yon  denjenigaii,  d&m,  vam  Landeshom  die  Gratichafil! 
zu  Lehn  gegeben  ist,  erworben.       Nur  dass  die  Uebertra- 

giiiig  der  (irafenrcchte  im  deutschen  Reich  durch  Belehnung, 
d.  Ii.  durch Veräusserungsgeschäft,  geschieht.  Der  fränkische 
Graf  ist  nicht  Lehusempfdnger,  sondern  Mandatar,  und  des- 
halb dem  König  gegenüber  zur  Ausübung  der  ihm  übertra- 
genen königlichen  Bechte  nur  verpflichtet,  nicht  berechtigt. 
Dem  fränkischen  Kdnig  steht  neben  dem  Grafen  die  freie 
Ausübung  nicht  blos  der  königlichen  Beservatrechte,  sondern 
der  gräflichen  Rechte  zu.  Der  fränkische  König  kann,  wenn 
er  will,  auf  den  Dienst  des  Grafen  verzichten,  und  sein  eigner 
Diener  sein.  Die  Ernennung  und  Absetzung  des  Centenars 
durch  den  König  oder  seine  missi,  die  Controlle  des  Königs 
und  seiner  missi  über  den  Gentenar  ist  Grafendienst,  weksiieii 
der  König  oder  für  ihn  seine  Vertreter  an  des  Grafen  Statt 
verwalten.  Der  Centenar  ist  trotz  des  königlichen  Ernennunga- 
rechts  seinem  Amt  nach  ein  vom  Grafen  ernannter  Beamter. 
Der  Centenar  steht  trotz  der  vom  König  geübten  Controlle 
seinem  Amt  nach  nicht  unter  königlicher,  sondern  unter 
gräflicher  Controlle. 

Der  Centenar  tritt  dadurch,  obschon  Reichsbeamter  gleich 
dem  Grafen,  zu  dem  Grafen  in  Gegensatz.  Es  giebt  keinen 
Beamten,  welcher  den  Grafen  zu  ernennen  und  abzusetzen 
berechtigt  ist  ^^^)  Die  alamannischen  und  bairischen  Stammes- 


So  nach  dem  bekannten  Reichsgosctz  Friedrichs  II,  Curia  Sihi- 
dati  a.  1232  (Pertz  II,  p.  292) :  centumgravii  recipiant  centas  a  domioo 
terrCf  vel  ab  eo  qui  per  dominimi  terra  Aierit  infeodatus.  Vgl.  Heinrici 
reg.  Our.  Wormat  a.  1831  (Peru  II,  p.  282). 

Oben  8.  17  ff. 

"*)  Aach  unter  den  Tollmachten,  welche  den  königlichen  missi  er* 
theflt  werden,  ündet  sich  niemals  eine  ErmiehtigQng  snr  Besetnmg 
oder  Entziehang  der  Grafenämter.  in  Note  115  citirte  Gesandten- 
Instruction  fährt  nsicli  den  nniipführten  Worten  fort:  Et  si  comes 
pravns  inventus  tuerit,  iiobis  nuntietur.  Der  untaiitrlicho  Centenar 
wird  von  den  missi  abgesetzt ;  den  untauglichen  Grafen  haben  sie  heim 
König  uur  zur  Anzeige  zu  bringen.   Die  Controlle  über  dea  Grafen  ist 
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herzöge,  später  die  deutschen  Stammesherzoge  und  noch  spür 
ter  die  Landeshenen,  unterscheiden  sich  dadurch  von  den 
Beichsbeamten,  und  schliessen  dadurch  den  KSnig  von  ihren 

Gebieten  aus,  dass  sie  an  Stelle  des  Königs  das  königliche 
Vorrecht,  den  Grafen  einzusetzen  üben.  Im  fränkischen  Reich 
i&t  verfassungsmässig  die  Ernennung  und  Absetzung  des  Gra- 
fen ein  allein  Yom  König  selber  geübtes  Recht.  Der  Hundert- 
schaftsbeamte unterscheidet  sich  dadurch  vom  Grafen,  dass 
das  Gentenar-Emennungsrecht  Beamtenbefugniss,  nicht  vor- 
behaltene  königliche  Befugniss  ist.  Die  Bedeutung  dieses  Satzes 
wird  dadurch  klar,  dass  nach  fränkischem  und  ebenso  später 
nach  deutsclieni  lieichsrecht ,  im  Gegensatz  zu  der  modernen 
Verfassung,  der  höhere  Beamte  seine  Unterbeamten 
ernennt.  Die  Thatsache,  dass  der  Graf  vom  König  persönlich 
ernannt  wird,  bedeutet,  dass  der  Graf  (trotz  des  Herzogs  der 
menmngisch  fränkischen  Verfassung)  keinen  ihm  vorgesetzten 
Beamten  hat.  Der  Graf  steht  unmittelbar  unter  dem  König. 
Die  Tliatsaclie,  dass  der  Centenar  vom  Grafen  ernannt  wird, 
bedeutet  umgekehrt,  dass  der  Centenar  dem  Grafen  als  seinem 
Vorgesetzten  untergeordnet  ist  Der  Centenar  ist  ein  Unter- 
beamter. Der  Goitenar  ist  nicht  unmittelbar  Beamter  des 
Königs,  sondern  Beamter  eines  königlichen  Beamten.  Deshalb 
heisst  der  Centenar  in  den  Quellen  ein  vicarius  oder  locopo- 
Situs, ^^®)  d.  h.  ein  Vertreter,  oder,  was  gleichbedeutend  ist, 
ein  advocatus,  ein  Vogt  des  Grafen,  ^^o^     Deshalb  hat  der 

im  Gegensatz  zu  der  ControUe  über  den  Centenar  persönliche  kdnig- 
liehe  Contfolle. 

Der  Ansdrttck  locopositiu,  welcher  in  Italien  allgemein  ge- 
hrftuchlich  ist,  findet  sich  im  Qebiet  der  fränkischen  Beohtsqtrache  ge- 
braucht in  Thegani  Vita  Plludowid  c  13  (Pertz  Script.  II,  p.  593):  Die 

missi  Ludwigs  d.  Fr.  fiuden  innumeram  multitudinem  oppressorum  aut 
ablatione  patrimonii  aut  expoliatione  libcrtatis ,  quod  iniqni  ininistri, 
coniitcs  et  locopositi,  per  malum  in^eiiium  oxcrccbant.  c,  6  (p. 
591):  Reichstag  Karls  des  tir.  cum  omni  exercitu,  episcopis,  abbatibus, 
dncibus,  comitibus,  locopositis.  Waits  V.  G.  III,  8.  339  Note 
2.  —  üeber  vicedominus  j^,  unten  §.  20. 

SoYaissette  II,Nr.  163  (a.  918):  Gericht  desBemardos  qni  est 
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Goitaiar  des  Mnkisdien  Beichs,  obgleich  er  zu  der  Reihe 
der  königlichen  Beamten  zählt,  kein  dreifaches  Wergeid.  ^^^) 
Das  (Ireilache  Wergeid  wird  nur  durch  unmittelbares 
Dieiistverliiiltuiss  zum  Kcinig  erworben.  Der  Centenar  leistet 
nicht  KönigsUieuät  (domiuica  ambascia),  sondern  Grafendienst. 
Der  Centenar  dient  nicht  dem  König  persönlich,  wenn  schon 
er  dem  Reich  dient  Der  Centenar  ist  im  vollen  Sinn  des 
Worts  ein  minister  comitis,  ein  Beamter  des  Grafen,  im 
Gegensatz  zn  den  unmittelbar  königlichen  Beamten.  Dem 
Grafen  ist  die  Gauregicrung  in  bestiiniiiten  (iräiizen  iil)eitra*^en, 
und  der  Centenar  zählt  zu  den  Unterbeamten,  deren  der  Graf 
zur  Erfüllung  dieser  seiner  Amtspflicht  bedarf.  Audi  wenn 
der  König  unmittelbar  einen  Centenar  ernennt,  so  liegt  darin 
wohl  eine  hohe  Auszeichnung  für  dm  Erwilhlten  und  ein  sur- 
gendi  auspicium,^")  aber  der  König  hat  damit  nicht  sidi, 
sondern  dem  Grafen  einen  Beamten,  ein^n  Gehülfen  für  die 
diesem  obliegende  Thätigkeit  gesetzt. 

Nach  dem  citirten  Aachener  Ca^jitular  v.  J.  809  soll  der 
Centenar  cum  comite  et  populo  eingesetzt  werden.  Der 
populus  ist  die  Cent-,  d.  h.  die  Gerichtsgemeinde.  Ausser- 
halb der  Cent  giebt  es  im  frankischen  Reich  keine  Volksver- 


mitsos  adTocatus  Baymundo  comite  Tolosae  dvitatis  —  —  Bernardo 
▼icario  sapra  nominato  vicario  Bernardo  vicario  niisso  Bay- 
mundo comite.  —  Die  Dietcnhofener  Gesandtcninstruction  (Note  110)  giebt 
daher  die  Bestimmung  Uber  advocati,  vicedomini,  yicarii,  centenarii  unter 

dem  Stichwort:  de  advocatis 

In  Churräthion  hat  der  Schnltheiss  als  Beamter  des  Bischofs 
(gh'icli  den  übrigen  capitaiiii  rninisteriales)jiloj)peltes  Frcienwergeld  {2XG0 
8ol.),  wenn  er  frei,  drtitaclics  Unfreieuwergeld  (3X30  sol.),  wenn  er  un- 
frei iat,  Cap.  Bemed.  c.  8.  Ea  konunt  darin  locale  eharrithiBche,  und 
awar  hofrecbtliche  Entwickelnng  zum  Anedrack;  nach  dem  Offentliehen 
Becht  des  frftnkiachen  Beichs  wird  das  Wergeid  nnr  durch  Dienstrer* 
hältniss  zum  König  erhöht.  Die  Verfassung  Churräthiens  unter  der 
bischöflich-gräflichen  (Jewalt  zeichnet  sich,  ebenso  wie  später  die  Ver- 
fassung der  bischöflichen  Städte  nach  Erwerb  der  Grafeiirechte  seitens 
des  Bischofs,  durch  die  Verschmelzung  der  hofrechtlichen  und  derölfeut- 
lichen  Verfassung  aus.  —  Vgl.  Waitz  V.  G.  III,  S.  346. 
"*)  Oben  Note  62,  vgl.  unten  Note  188. 
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Sammlung,  d.  h.  keinen  populus.**')  Im  späteren  Mittelalter 
beijegnet  bei  Einsetzung  des  Centgrafen  local  ein  Mitwirkungs- 
recht, insbesondere  ein  Vorschlagsrecht  seitens  der  Gerichts- 
genieinde.^**)  Die  Worte  cum  populo  belegen  ein  gleiches 
Mitwirkangsrecht  für  die  fränkische  Zeit  Höchst  wahrschem- 
lich  steht  dies  MitwirkmigSTecht  in  historisdiem  Zusammen- 
hang mit  dem  Emennungsrecht,  welches  das  Volk  früher  anf 
der  Heerversammlung  für  den  thunginns  aut  centenarius 
übte.^^'^)  Aber  die  Centgemeinde  steht  auch  an  dieser  Stelle 
nicht  in  Ausübung  irgend  eines  öffentlichen  Hoheitsrechts. 
Die  Gentgememde  ist  auch  an  dieser  Stelle  nicht  Begierungs- 
gemeinde. T.  Savigny  stützt  anf  das  dtirte  Capitnlar  die 
Ansicht,  dass  der  Centenar  des  fränkischen  Reichs  ein  Yolks- 
beamter  sei.^^®)  Er  hätte  mit  demselben  Recht  die  scabini, 
advocati,  praepositi,  welche  in  dem  Capitular  neben  den  cen- 
tenarii  genannt  werden,  für  Volksbeamte  erklären  können. 
Das  Ho  hei  tsrecht,  welches  früher  die  Heergemeinde  durch 
Ernennung  eigener  Beamten  übte,  ist  im  fränkischen  Reich 
auf  den  König,  und  von  Diesem  auf  den  Grafen  übergegangen. 
Auch  wo  im  fränkischen  Reich  von  der  Oentgemeinde  Präsen- 
tation oder  Acclamation  bei  Ernennung  des  Centgrafen  geübt 
wird,  modificirt  sich  dadurch  nur  die  Vollziehung  des  Actes, 
durch  welchen  der  Graf  sich  selber  einen  Beamten  setzt. 

Schon  in  karolingischer  Zeit  nimmt  das  Dienstverhältniss 
des  Gentenars  zum  Grafen  häufig  die  Form  des  Vassalliläts- 
verhältnisses  an.  Nach  dem  Aachener  Capitular  v.  J.  809 
sollen  ausser  den  Scabinen  und  Partheien  auch  die  vassi 
comitum  zum  Erscheinen  im  gebotenen  Gericht  verpflichtet 
sein.^^^)   £s  spricht  Mel  dafür,  unter  diesen  vassi  comitum 

*»)  ünten  §.  11. 

Thndichtim  Oan-  and  Markverf.  8.  51. 
^**)  Oben  S.  72.  73.  Andere  ähnliche  Fälle,  in  welchen  dieCentrer- 
ummlung  des  fränkischen  Reichs  Functionen  von  der  alten  Heenrer- 
sammlung  überkommen  hat,  werden  unten  §11  begegnen. 
V.  Savigny  a.  a.  0.  (oben  Note  3), 

Cap.  Aquisgran.  a.  b09  c.  ö  (Peru  I,  p.  156) :  U(  nuUus  aUua 
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an  erster  Stdle  die  Gentemure  des  Grafieii  zu  veistehffli,  deren 
der  Graf  auch  im  gebotenen  Ding  zur  Vollstreckung  seines 

Spruchs  bedarf.  Im  Jahr  822  zeichnet  im  Gebiet  von  Regens- 
bürg  urkundlich  ein  Job  vicarius  et  vassus  Cotafridi  (co- 
mitis).^28)  Je  ^j^jj^.  ^y^.       dem  Ende  des  9.  und  dem  Beginn 

des  10.  Jahrhunderts  nähern,  um  so  mehr  häufen  sieh  die 
Belege.  In  Italien,  wo  Sdiulthejss  sehen  seit  langobardiseherZeit 
der  officielle  Titel  für  den  Centenar  ist,  unterzeichnen  im  Jahr 

887  nicht  weniger  als  vier  Schultheissen  im  Gebiet  Ton  Asti 
als  Vassalien  des  Grafen  der  Stadt,  ^'-^^j  In  Frankreich  ist  im 
Jahr  898  Arlaudus,  missus  des  vicecomcs  Bernhard  von  Nimes, 
zugleich  vassus  Regemundo  comite,^^'')  ist  Fredelo  im  Jahr 
914,  Centenar  für  die  aids  Andusiensis  (im  Gebiet  v<mKlmesX 
gleichfalls  vasus  B^mundo  eomite,^*^)  nimmt  Bernhard,  Yicar 
des  Grafen  Raimund  Ton  Toulouse,  im  Jahr  918  ein  Grund- 
stück als  beneücium  in  Anspruch  per  donationem  ^^^)  vel  con- 
sensu  de  jam  dicto  comite  Raymundo/^^)  werden  endlich  die 
Grericbtsbeisitzer  des  Grafen  Ebolus  von  Poitiers  (im  Jahr  903), 
unter  denen  nach  Ausweis  der  Unterschriften  mdtrere  Yice- 
grafra  und  zwei  Yicarii  vertreten  sind,  insgesammt  als  vassaUi 
des  Grafen  b^chnet.^'*) 


de  liberis  hominibus  atl  iilfin'tam  vel  ad  malliim  venire  coGratiir,  excep- 
tis  scabineis  et  vassis  comitum  et  qui  illorum  causas  quaerendi  aut  re- 
spondere  debent.  Der  Zusatz  :  et  vassis  comitum,  welcher  in  einer  Haiid- 
sciu  itt  fehlt,  ist  aui  jedeu  Fall  ächüu  alt,  da  er  sich  bereits  bei  Ausegis 
(lU,  51)  findet. 

Pez,  Thesaurus  I,  3.  p.  253  (a.  822). 

Monum.  I'atr.  Chart.  I,  Nr.  45. 

Menard  bist,  de  Nismcs  I,  Preuves,  Chartes,  Nr.  '6  (p.  17). 
»»)  Menard  I,  Nr.  4.     (a.  914.  927). 

*'^)  Bekanntlich  gleichbedeutend  mit:  per  traditiouem,  Vergabung, 

Auflassung. 

>")  Vaissette  II,  Nr.  103. 

"*)  Besly  p.  224:  ante  Eboluin  —  comitem,  et  ibidem  assistentibus 
Tassallis,  wird  ein  GronditOisk  vindiclrt.  Vgl.  p.  218  (a.  920):  domnns 
£tolat  soiqne  fideles  —  Pietans  jndicaTemnt 
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Es  bestätigt  steh  auch  hier,  dass  yerfusimi^siiiässig  der 

Graf,  1111(1  nicht  der  Küiiig,  den  Centeiiar  ernennt.  Cente- 
nare  begegnen  urkundlich  nur  als  Vassallen  des  Grafen,  nicht 
des  Königs.  Aber  wir  sehen  das  Ernennungsrecht  des  Grafen 
euem  Umwandlnngsprocess  entgegengehn. 

Es  ist  bekannt,  dass  im  kar(dingischen  Keich,  sehon  unter 
Karl  d.  Gr.,  die  vassi  des  Königs  unter  den  königliehen  Be- 
amten auftreten,  mit  einem  „ministerium",  mit  Beamtenrechten 
und  Beamtenpflichten  ausgestattet.^'^)  Bei  der  Umarbeitung 
der  Urkundenformuiare  unter  Ludwig  d.  Fr.  nimmt  daher  die 
königliche  Kanzlei  die  vassi  dominici  in  die  Beamtenreiheii 
aut^'^)  Es  ist  dabei  nicht  dieAbsicht,  neben  d^  genannten 
Beamten  noch  andm,  sondern  neben  den  goiannten  Beamten- 
titeln diesen  neuen  dar  Vollständigkeit  halber  aufzuftthren.^'^) 
Die  fragliche  Tliatsaclic  lautet,  umgekehrt  und  damit  deut- 
licher ausgedrückt :  unter  den  Karolingern  treten  die  Beamten 
des  Königs  in  die  Reihe  der  Vassallen  des  Königs  ein.  Gre- 
rade  davon  legen  die  Grafen  und  Gastalden,  welche  als  Tassalli 
dominici  begegnoi,^**)  Zengniss  ab. 

Die  karolingische  Zeit  ist  durch  das  üeberwuchem  des 


Von  Interesse  ist  die  Vergleichung  von  Dronke  cod.  dipl.  Fuld, 
Nr.  651  (a.  906):  ipse  eomes  (Adalbertas)  et  ipsiag  vassanns  Fneeo, 
ejosdem  lod  (Stocheim)  exactor.  Der  Graf  tritt  an  dieser  Stelle  als 
königlicher  GatSTervaHer,  aetor  dominieoB  auf,  vgl.  oben  8.  16,  nnd 

hat  in  dieser  Eigenschaft  die  aetores  der  einzelnen  Eönigshöfe  (vgl. 
Waitz  V.  G.  IV,  S.  120  ff.)  unter  Bich.  Das  aufgeführte  Zeugniss  ver- 
mag zu  belogen,  dass,  wie  nach  der  öffentlichen  Verfassung  der  Graf 
die  Ccutenare  der  Grafschaft,  so  nach  der  Domänenverfassung  der 
königliche  Gutsverwalter  des  Gaus  die  Unterverwalter  der  einzelnen 
Gutercomplexe  erucont,  als  seine  Gehiilfen  im  königlichen  Dienst. 
Das  BeamtenverhlUtniss  wird  im  Beginn  des  10.  Jahrhunderts  anch  inner- 
halb der  GntSTerfoBsnng  dnrch  das  VassallitätSTerhSltniss  ansgedrflckt 

»•)  Roth  B.  W.  8.  888.  Feud.  8.  218.  214.  Waits,  Ueber  die 
Anfänge  der  Vassallität  (aus  dem  7.  Bande  der  Abh.  d.  k.  Ges.  d.  Wiss. 
sn  Göttingen,  1856)  S.  13.  14 

Sickcl,  Drkundenlehre  S.  178, 

»»•)  Vrrl.  üben  Note  11. 

Waitz,  VassallitÄt  S.  13.  Y.  G.  lY,  S.  239. 
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Gefolgsebaftsfeilittltnisses  gekennzeichnet.  In  meroTingiscber 

Zeit  ist  die  Gefolgschaft  ausschliesslich  königliche  Gefolgschaft, 
und  tritt  der  königliche  Antnistionenverband,  zur  besonderen 
Verbindung  einiger  Getreuen  mit  der  Person  des  Königs  be- 
stimmt, für  die  öffentliche  Verfassung  in  den  üintergnmd. 
In  der  karolingisehen  Zeit  entwickelt  sich  die  Privatgefolg- 
scbaft  n^)en  der  königlichen  Gefolgschaft,  nnd  gewinnt  anderer- 
seits der  königliebe  Gefolgschaftsverband  (Vassailenverband) 
die  Aufgabe,  nicht  der  Person  des  Ktinigs  zu  l)eson(lereni  Ge- 
horsam, sondern  überhaupt  dem  lleichsoberhaupt  zum  reichs- 
verfassungsmässigen  Gehorsam  zu  veqjflichten.  Der  Vassallen- 
verband  dient  im  karolingisehen  Reich  als  Glied  derBeichs- 
verf  assnng,  als  Bindemittel  des  Reichsrerbandes.  Der  Yas- 
sallenyerband  dient  im  karolingisehen  Reich  insbesondere  als 
Glied  und  Bindemittel  des  Beanitenverbandes.  Die  Folge  ist 
gewesen,  dass  der  Bcamtenverband  durch  den  Vassailenver- 
band vernichtet,  dass  die  Beamtentreue  durch  die  Vassailen- 
treue aufgehoben,  dass  an  Stelle  des  reichsverfassungsmässigen 
Gehorsams  der  lediglich  vertragsmässige  Gehorsam  getreten, 
dass  der  König  aus  einem  K&mg  zum  obersten  Lehnsherrn 
geworden  ist. 

Dieselbe  Entwickelung,  welche  im  Reich  sich  vorbereitet, 
kündet  sich  nach  den  obigen  Zeugnissen  innerhalb  der  Graf- 
sebaft  an.  Wie  für  den  König,  so  steht  auch  für  den  Grafen 
das  Beamtenemennungsrecht  im  Begriff,  sich  in  die  weit 
schwächere  Befugniss  umzusetzen,  von  dnem  Yassallen  Yas- 
sallentreue  zu  empfangen.  Wie  den  König,  so  sehen  wir  auch 
den  Grafen  im  Begriff,  mit  dem  Amt  nicht  mehr  zu  betrauen, 
sondern  zu  belehnen.  Schon  in  karolingischer  Zeit  beginnt 
die  vom  König  herabsteigende  und  ihm  nur  mittelbar  Macht 
gewährende  Kette  von  Vassallitätsverhaltnissen  sich  zu  glie- 
dern, welche  den  späteren  Lehnsstaat  charakterisirt  Die  Feu- 
dalität  des  späteren  Mittelalters  ist  im  karolingisehen  Reich 
schon  vorbereitet,  nicht  blos  sofern  sie  den  ünterthanenver- 
baud,  sondern  auch  soferu  sie  den  Beamtenverbaud  auflöst. 
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Das  firneDiiungsrecht,  welches  der  (iffentliclLeii  Gewalt  in 
Bezug  auf  den  Hundertsehaftsbeamten  zusteht,  ist  andererseits 

gleichfalls  schon  in  karolingischcr  Zeit  durch  die  grundherr- 
liche Gewalt  geschmälert.  Das  Cap.  Aquisgran.  a.  802  c.  13 
(Pertz  I,  p.  92)  verordnet: 

Ut  episcopi,  abbates  adque  abbatissae  advocatos 
adque  vicedomini  centenariosque  lagern  sden- 
tes  et  justitiam  diligentes  habeant. 
Ebenso  das  Mainzer  GoncU  y.  J.  813  c  50  (Mansi  XIV, 
p.  74): 

Omnibus  igitur  episcopis,  abbatibus  cunctoque  clero 
•  onmino  praecipiuius,  vicedominos,  praepositos, 
advocatos  sive  defensores  bonos  habere  —  et 
justitiam  diligentes.  De  judicibus  autem  vel  cente- 
nariis  atque  tribunis  seu  vicariis  dignum  esse 
censemus,  ut,  si  mali  reperti  fuerint,  de  ministerio 
suo  abjiciantur. 

Und  endlich  des  Cap.  missorum  ante  810  c.  6  (Pertz  L  p.  151) : 
Depravis  judidbus,  advocatis,  vicedominis,  vicariis, 
centenariis,  vel  reliquis  actoribus  (gutsherr- 
liicfae  Beamte)  malivolis  non  habendis. 
Alle  drei  Zeugnisse  beziehen  sich  auf  die  von  geistlichen  Stif- 
tern für  ihre  Grundherrschaft^'n  bestellten  Centenare.*  Die 
Zweifel,  welche  Eichhorn  und  Waitz  erheben  ^*^),  als  ob 
im  karolingischen  Reich  die  Bestellung  der  Centenare  des 
öffentlichen  Rechts  durch  die  Grundherren  undenkbar  sei,  und 
als  ob  danach  unter  den  Gentenaren  der  vorigen  Stellen  nicht 
öffentlichrechtUche  Centenare,  sondern  Beamte  der  Inununi- 
tätsverfasBung  mit  der  —  nach  der  herrschenden  Ansicht  in 
der  Immunität  eiithultdiieu  —  Gerichtsbarkeit  eines  Centenars 
zu  verstehen  wären,  wird  nicht  l)los  dadurch  widerlegt,  dass 
in  der  Immunität  keinerlei  öffentliche,  also  auch  keine  Cen- 


Eichhorn  R.  G.  I,  S.  728  Note  h.   Waitz  V.G.III,  S.  333. 
ly,  S.  395.  Aehnlieh  Walter  B.  O.  S.  110  a.  £. 
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tenaigeriehMarkeit  eattialteii  ist/*^)  sondern  ebenso  deutlich 
durch  den  poritim  ümstand,  dass  die  zweite  der  atrfgedlhr- 

teii  Stellen  ^^'^)  die  Centenare  der  Bischöfe  und  Aebte,  für 
welche  übüidies  die  sänimtlichen  Anitsnamen  der  Centenare 
des  öffentlichen  Hechts  aufgeführt  werden,  von  den  Ge- 
lichtsvögtea  derselben  unterscheidet  £s  ist  endlich  be- 
reits früher  gegen  Waitz  der  Nachweis  erbracht,  dass  die 
grundherrliche  Cent  allodings  bereits  der  karolingischen  Ver- 
fassung bekannt  ist.^*^)  An  dieser  Stelle  begegnet  uns  die 
Konsequenz  der  aufgeführten  Thatsache:  für  die  grundherr- 
liche Cent  wird  der  Centenar  vom  Grundherrn  ernannt. 

Allerdings  steht  ein  Mitwirkungsrecht  des  GrafA  und 
emtuell  der  Genehtsgemeinde  anch  fdr  den  vom  Grundherrn 
eingesetzten  Centenar  anzunehmen.  Den  Beweis  eigiebt  mit 
Sicherheit  der  Umstand,  dass  dem  Grafen  ein  Mitwhrkungs- 
recht  sogar  für  die  Einsetzung  des  grundheiTlichen  Gericht.s- 
vogts  zuständig  ist.^^^)     Aber  der  vom  Grundherrn  bestellte 


Unten  Band  II. 

**^)  Eichhorn  und  Waiiz  berücksichtigen  nur  das  erstcitirte 
Aachener  Capitular. 

»*»)  Oben  S.  185.  186.  209. 

Der  adfOoMoB  Btosvimi^itcliofgeiiditlicliiiad  wmue  imOrsfeft- 
gericht  nuit  Urtli«Ueii**  bestelft  werden,  Ctap,  Langob.  Pipp.  a.  SOI— 
810  e.  11  (Pertz  I,  p.  104):  in  presentia  cemitis.  Gap.  HIotli.  Oloim. 
a.  833  c.  9  (Pertz  I,  p.  235):  nna  cum  eomite.  Formel  zum  Lib.  Pap. 
Kar.  22  (Pertz  IV,  p.  488):  Domne  comes,  hoc  dicit  Rainaldus  episco- 
pus,  quod  vult  eligere  Dominicum,  ut  fiat  suus  advocatiis  et  de  episco- 
patu,  quod  habeat  —  licentiam  —  de  rebus  aecclesiae  appellationes 
(d.  h.  Klagen)  faciendi  et  recipiendi  — .  Allerdings  bezieht  sich  die  ge- 
richtliche Bestellung  des  Vogts,  wie  namentlich  die  citirte  Forme!  deut- 
lich seigt,  Eoniiliit  nur  auf  die  Fimeiion  des  Vogts  als  Yertreters  das 
Bischöfe  in  öffentlicheoOeridit:  der  vom  Orafen  Ibestellte  Vogt  gewinnt 
dadurch  Vcrtretungsbefngniss  für  die  Gra&chaft,  wie  der  vom  König 
bestellte  Vogt  Vertretungsbefugniss  für  das  ganze  Reich.  Doch  ist  der 
Processvogt  zugleich  auch  Dingvogt,  d.  h.  Vorsitznndor  in  dem  grund- 
herrlichen  Gericht  des  Bischofs,  wie  dies  aucli  lür  Italien  (gegen  Fi cker, 
Forschungen  II,  S.  20)  aus  den  von  Waitz  V,  G.  IV,  S.  393  Note  3 
beigebrachten  Belegen  (vgl.  Zeitschr.  f.  Kirchenr.  IX,  S.  216  Note  60 
und  die  bei  Fieker  a.  a.  O.  S.  86  Note  39  dt  Urk.)  allerdings  her* 
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Omteoar  UUift  gerade  dadindi  Gfibhr,  mit  dem  grundberr- 
üchen  Gerichtsvogt  zusammenzufallesi.  Die  spätere  Sntwidce- 

lung  liat  den  Beweis  dafür  geliefert.  Seit  dem  11.  Jahrhun- 
dert ist  der  grundhcniichc  Centenar  zugleich  der  Vogt  der 
gruudherrlicbeu  Guteverfasäimg.^*^)    Die  karoliagische  Zeit 


TOfgvlkt  üeberües  gilt  das  llitwhlniBgtreelit  der  Offratliehei  Gewalt 

beiSiBsetzong  und  Absetzung  der  adTOcad  endi  für  die  vicedcMnini  und 

praepositi,  d.  h.  fQr  die  e^;entlichen  Guts-  und  Gerichtsvögte  der  geist- 
lichen Stifter,  Cap.  Aquisgran.  a.  80*.)  c.  11  (Peitz  I,  p.  156):  cum  co- 
mite  et  populo.  Cap.  miss.  a.  802  c.  20.  Cap.  raiss.  Theod.  a.  805  c.  12 
(Pertz  I,  p.  98.  134).  Nach  den  beiden  letzten  Zeugnissen  (vgl.  Cap, 
miss,  a.  803  c.  3,  p.  115)  wird  Ein-  und  Absetzung  der  advocati,  vicedo- 
mini,  praepositi  tos  den  kOnigliGlLen  uissi  in  Ausübung  gräflicher 
Eedite  neben  demOnfen  verwaltet ^üeber  die  genannten  Besaitender 
geistlichen  Stifter  vgl  Eiebhorn  a.  0.  I,  8.  796  iL  Walter  K  e. 
§.  110.  Waits  a.  a.  0.  8.  893  ff.  Ficker  a.  a.  0.  8.  20  ff.  S9  ff. 

Lacomblet,  ürkundenbodi  fttr  die  Gesch.  d.NiederrheinB  I,  Nr. 
139  (a.  1003):  Graf  Balderich  schenkt  drei  H5fe  mit  Zubehör  an  das 
Marienkloster  in  Deutz,  mit  dem  Beifügen:  populns  advocatum  nnllum 
habeat  nisi  centurionem,  quem  ibi  constituit  Tuitiensis  abbas.  —  Im 
Bardengau  hält  in  dem  Goh,  über  welchen  dem  St.  Michaelskloster  die 
Grundherrschaft  zusteht,  nach  einem  Zeuguiss  v.  J.  1135  der  Kloster- 
voigt drei  Mal  jährlich  das  echte  Ding.  Der  Klostervoigt  steht  an 
Stelle  des  Schuhheissen  des  öffentlichen  Bechts.  Er  richtet  nach  dem- 
selben Zeugniss  bei  einem  Gewedde  von  8  Schillingen,  d.  h.  bei  dem 
Gewedde  des  Schultheissen  des  öffentlichen  Rechts.  (Ssp.  III,  64  §.  8.  Der 
Schultliciss  des  Sachsenspiegels  ist  kein  Anderer  als  der  fränkische  Cente- 
nar). Vgl.  v.Hammerstein-Loxton,  der  Bardenprau  (Hannover  1869) S. 
609.  Dass  auch  im  Bardengau  die  Entwickelung  gruiulherrlicher  Centen 
(Gohe)  durch  die  Auflösung  älterer  grösserer  ,,Gohe"  vorbereitet  ist,  macht 
V.  Hammerstein  a.  a.  O.S.  456  wahrscheinlich.  —  So  ist  denn  auch  unter 
dem  belehnten  Vogt  ohne  Königsbann,  denen  der  Sachsenspiegel  (a.  a. 
0.  §.  9)  gedenkt,  (gegen  die  Antoritit  des  mftrldtehen  Gloasatora  nnd 
gegen  die  Jetst  herrschende  Annahme)  gerade  der  von  tinem  Grund- 
herrn bestellte  Centenar  (Schultheiss)  zu  verat^en,  dem  nach  dem 
Sachsenspiegel  nicht  das  volle  Schultheissengewedde  zukommen  soll. 
Durch  den  Zusatz:  die  des  koninges  ban  nicht  ne  hevet,  soll  selbstver- 
ständlich dieser  VoQ;t  nicht  von  dem  Schultheissen,  der  (in  seinem 
Gericht)  gleichfalls  keinen  Königsbann  hat,  sondern  von  dem  Vogt  mit 
Königsbann  (Ssp.  I,  59  §.  1.  III,  64  §.  4.  5),  der  in  Reichsvogteien  und 
Städten  die  Stelle  des  Grafen  vertritt  (vgl.  Homeyer,  Sachaensp.  II, 
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sMubt  sich  noch  gegen  dies  Besultat  Diese  Bedeatong  hat 
die  Vorschrift  in  der  Gesandteninstruction  Ludwigs  d.  Fr.  v. 
J.  817"«): 

Ut  imllus  episcopiis,  nec  abbas,  nec  comes,  nec  abba- 
tissa  centenarium  coinitis  advocatuni  liabeat. 
Der  „Centenar  des  Gmfen"  ^*")  soll  von  den  Grundherrn  nicht 
zugleich  zum  Vogt  eingesetzt  werden.  Die  Verfügung  wird 
nur  verständlich  durch  die  grundherrliche  Gent,  für  welche 
der  Grundherr  sowohl  den  Gutsvogt  wie  den  Centenar  ernennt 
Die  Verfügung  Yorbietet  die  Gnmulation  beider  Aemter,  weil 
sie  die  Vermischung  des  Amts  der  Gutsverfassung  mit  dem 
Amt  der  ötteiitliclien  Verfassung  hindern  will.  Die  Verfügung 
fordert  den  Centenar  des  öffentlichen  Rechts  auch  in  der  grund- 
herrlichen  Gent  neben  dem  Vogt  des  privaten  Bechts,  weil 
sie  die  Theilnahme  der  hintersässigen  freien  Leute  an  der 
öffentlichen  Verfassung,  und  den  Hundertschaftsverband  als 
Glied  des  Gauverbandes  im  Gegensatz  zum  gutsherrlichen  Ver- 
band auch  für  die  grundhenliche  Cent  äusserlich  constatirt 
und  erhalten  wissen  will.  Die  Verfügung  läugnet  die  Cent- 
hoheit des  Grundherrn,  welche  sich  im  späteren  Recht  aus 
den  obigen  Thatsachen  trotzdem  entwickelt  hat  Die  Ver- 
fügung setzt  auch  den  grundherrlichen  Gentenar,  wennschon 
Ihn  der  Grundherr  ernennt,  als  Beamten  nicht  des  Grundherrn, 
sondern  des  Grafen,  d.  h.  der  öffentlichen  Gewalt^  setzt  auch 


2  S.  536.  Stobbe,  Zeitschr.  t  deutsch.  &  XY,  S.  91),  nntenehiedeii 
werden« 

Gap.  Aqnisgran.  a,  817.  cap.  dübs.  c  19  (Perts  I,  p.  218). 

^*'')  Die  WortfÜgOBg  zeigt,  dass  comitis  von  centenarium,  nicht  yon 
advocatum  abhängt.  So  auch  Waitz  V.  G.  IV,  S.  398  Note  2,  Wal- 
ter R.  G.  §.  110  Note  11,  anders  Eichhorn  R.  G.  I,  S.  G40  Note  k. 
Der  Zusatz:  vel  comitem  (hinter:  centenarium  comitis)  welchen  W  :i  1 - 
ter  a.  a.  0.  auf  Grund  der  älteren  Ausgaben  des  Lib.  Pap.  Lud.  P.  4ü 
als  „die  richtige  Lesart"  des  Capitulars  bezeichnet  (dagegen  Waits 
a.  a.  0.  Note  8),  iat  nach  der  jetat  TortiegendenAiugabe  Yon  Boretliu, 
Lud.  P.'  U  (Perta  lY,  p.  688),  niebt  einmal  fflr  denLiber  Papienaia  alt 
„die  richtige  Lesart^  «nsiuelieii. 
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dengnmdlierrlicheii  Centenar  als  den  durch  die  Grafsehafts- 
verfiasaang  geforderteo  Diener  des  Grafen,  als  d^  oentenarios 
comitis. 

Der  Graf  ist  der  Kichter  des  öffentlichen  Rechts  (oben 
§.  7).  Aus  dem  gewonnenen  Satz,  dass  der  Centenar  ein 
Diener  des  Grafen  ist,  ergiebt  sich  für  die  Gerichtsverfassung 
der  andere,  dass  der  Centenar  des  fränkisehen  Keichs 
nicht  Richter,  sondern  ein  Diener  des  Richters  ist. 

Der  Centenar  ist  der  Diener  des  Grafen  für  die 
Vollstreckung  des  gerichtlichen  Urtheils.  Es  ist  schon  oben 
gezeigt,  dass  in  meroviugischer  wie  in  karolingischer  Zeit  der 
Centenar  (tribunus,  vicarins)  in  Unterordnung  unter  den  Grafen 
mit  der  Yollstreckong  des  peinlichen  Strafurtheils,  und  in  Folge 
dessen  mit  der  Ueberwachung  der  Gefängnisse  betraut  ist.^^^) 
.  Der  Centenar  ist  ebenso  der  ExecntiTbeamte  des  Grafen  fttr 
das  Civilerkenntniss.  Die  Coniposition,  \Yelche  der  verurtheilte 
Beklagte  schuldet,  wird  auf  dem  mit  Beschlag  belegten  be- 
klagtischen Grundstück  per  comitem  ac  ministros  ejus  durch 
Mobiliarpfändung  wahrgenommen  und  an  den  Gläubiger  aus- 
gezahlt.^^*) Der  nunister  comitis  ist  kein  anderer  als  der 
Centenar.       Im  Grafengericht  exequirt  der  Centenar  „auf 


>")  Oben  S.  234  ff,  Cap.  Aquisgran.  a.  8l3  c.  15  (Pertz  I, 
p.  189) :  üt  vicarii  eos  qui  pro  furto  se  in  servitio  tradere  cupiunt, 
non  consentiant,  sed  secundum  justum  judicium  terminotur.  Daher  Cap. 
Aquisgran.  a.  802  c.  25  (p.  94) :  Ut  coinites  et  centenarii  —  fures  latro- 
nesque  et  homicidas,  adulteros  —  nulla  adulatione  —  celare  audeat.^ 
Cap.  Aquisgrtti.  a.817.  cap.  min.  c.  20  (p.S18):  Utviearii  et  eentenarii, 
qni  fores  et  latrones  Tetcelaverintveldefenderint,  secnodmn  libi  datam 
seatentiam  d^adicentnr.  Lex  Franc  Cham.  80:  Si  quis  —  latronem 
eomprehenderit,  et  ante  illum  comitem  eum  non  adduxerit,  ant  ante 
snum  centenarium,  sol.  60  componere  faciat.  Vgl.  Synod.  Rhispac.  a. 
799  c.  15  (Pertz  I,  p.  78).  Car.  C.  Cony.  SiWa^*  a.  8ö3.  Istud  sacram, 
jnrabunt  centenarii  (Pertz  I,  p.  426). 

»••)  Cap.  Aquisgran.  a.  817  legib.  add.  c.  11  (Pertz  I,  p.  212).  Vgl. 
T.  Meibom,  das  deutsche  Pfandrecht  S.  56  ff.  100  ff.  Oben  S.  118  ff. 

»•)  Oben  Note  109.  —  Vgl.  das  Chartnlar  des  Abts  Odo  Ton 
Chigny,  Nr.  14  (aaec.  10) :  Seenndom  mnndialem  legem  ia  qni  Intnlerit 

Böhm,  Altd«vtidi«  B«!«!»-  «.  0«rlelitoTerftuMaiis  I.  17 
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Befehl  des  Grafen  und  nach  dem  Urtheil  des  Gerichts"  das 
Yon  d^  KIBger  ersirittene  Eigenthnm  am  serm  durdi  das 
in  manum  tradere.^'^)    Schon  im  6.  Jahrhundert  verbietet 

König  Guntram  die  Einsetzung  von  Centenaren  (vicarii),  qui, 
quod  absit,  malis  operibus  consentiendo  venalitatcm  excrceant 
aut  iniqua  quibuscuinque  spolia  inferre  praesumant.^^^) 
Waitz  ist  der  Ansicht  ^^^),  dass  der  Centenardes  fränkischen 
Bekhs  von  Amts  wegen  „mit  der  Vollstreckung  des  Urtbeils, 
der  Exectttion  von  Strafen  nkmate  beschäftigt  ist."  Es  er- 
giebt  sich  aus  dem  Vorigen  för  die  merovingische  wie 
für  die  karoliugische  Zeit  das  Gegentheil.  Mit  den  iniqua 
spolia,  welche  Guntram  den  Centenaren  verbietet,  ist  der 
„Kaub"  (strudis)  aus  dem  Vermögen  des  Schuldners,  der  Miss- 
brauch der  Pfändungs-,  d.  1^  Exeeution^ewalt  gemeint.  Der 
G^tenar  ist  der  Unterbeamte,  durch  welchen  der  Graf  die 
Pfändung  des  Prooesses  vollziehen  lässi^**) 

Der  Centenar  ist  ferner  der  ünterbeamte  des  Grafen  für 
die  Eintreibung  der  auf  öffentlichrechtlichem  Titel  ruhenden 
Einkünfte  des  Königs. 

An  die  Königin  Theodechilde  (Gemahlin  des  K.  Chari- 
bert)  liefert  ein  tribunus  aus  der  Auvergne  tributa,  Steuern 
ab.^")  Mehrere  Schriftsteller  halten  deshalb  d^  fränkischen 

ealumpniam,  12  libras  auri,  cogente  vicaria  potesifttCi  compalsos 
ezsolvat.    (Rafj:ut,  Cartul.  de  St.  Vincent,  p.  CLXVII). 

Roz.  472.  477.  498  (App.  Marc.  3.  6.  1):  et  per  manum  vicarii 
per  jussiouem  illustri  viro  illo  comite  (et  per  juditium  ad  ipsas  perso- 
nas)  praetentaliter  reeepit  (der  Kläger  seinen  Unfreien).  £b  vird  hier 
Bahr  Idar  du  jndidam  der  BeMtier  (die  ipsM  penonae  sind  die  vor> 
her  genannten  Urtheilafinder),  die  jmaio  des  Grafen  und  die  maans  de» 
Yioavs  unterschieden. 

"*j  Guntchr.  Edict.  a,  585  (Perta  I,  p.  4).  Oben  S.  242. 
"»)  V.  G.  II  (2.  Aufl.)  S.  359. 

Die  Aufforderung  zur  Pfändung  (strudis)  richtet  sich  nach 
mcrovingisch-fränkischem  Recht  ausschliesslich  an  den  Grafen,  Rib.  32. 
51.  84,  Tgl.  Sal.  50.  öl,  doch  kann  schon  nach  Sal.  50,  3  der  Graf  sich 
in  der  Ansfllhrang  Tertreten  lassen  (aliquem  mittat,  qai  exigere  debeat). 

Greg.  Tor.  de  ißor,  con£  c.  41 :  Tempore  Theodeohndae  regi- 
nae  Nnnnfains  qnidam  fribonufl  es  Arremo  de  Franeia  post  reddita  re- 
ginae  tribnta  rerertens  — . 
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tnbfmus  ffir  einen  „Kassen-  nnd  Steuertieainten**  des  Königs.'**) 

Das  Richtige  ist,  dass  der  Centenar,  und  damit  der 
tribunus,  welcher  eben  der  Contenar  ist  ,  die  Steuern  wie 
andere  Einkünfte  dieser  Art  unter  dem  Grafen^")  zu  erheben 
hat.  Wie  jener  tribunus  aus  der  Auvergne,  so  ist  der  vica- 
rios  Iqjnriosus  in  Tours  der  Steuereinnehmer  unter  dem  Gra^ 
fen.  Er  mnss  mit  dem  Grafen,  da  der  Steuerezecutor  nach 
IrSokischem  Recht  persönlich  für  die  Entrichtung  der  ihm  zur 
Eintreibung  zufallenden  Steuern  haftet,**®)  zur  Abführung  der 
Steuern  an  den  König  ein  Geltldarlehn  von  einem  Juden  auf- 
nehmen.***) Der  judex  Audo,  der  Centenar  von  Paris,  erregt, 
da  er  „mit  dem  Grafen  Mummolus'*  auch  freie  Franken  der 
Steuer  unterwirft,  einen  Aufruhr  der  fränkisdien  Bevdlkerung 
?on  Paris.  Den  vicarii  ^1  alii  ministri  comitum  liegt 
nach  der  karolingischen  Gesetzgebung  die  Eintreibung  des 

«•^  So  Lfthell,  Gregor  von  T<Min  8.  187.  Lehnirou  imt 
m^roT.  p.  310.  811.  829.  Bethmann -Holl weg  S.  416.  Bei  Gni- 
zot  (Tgl.  oben  Kote  68)  findet  sich  daher  unter  Nr.  5  fOr  tribimua  die 

Bedeutung:  nn  perceptcur  des  tributs  pabHce. 

*")  Dass  dem  Grafen  die  Wahrnehmung  dieser  Öffentlich  rechtlichen 
Einkünfte  von  Amts  wegen  obliegt,  ist  oben  S.  91.  92.  161  gezeigt. 

Vgl.  Greg.  Tur.  X,  7.  W a  i  t  z,  V.  G.  II,  (2.  Aufl.),  S.  573.  -  Ebenso 
hafteten  nach  der  Hofverfassung  die  Verwalter  gutsherrlicher  villoe  per- 
■Anlieh  fflr  den  Ton  ihren  Banem  za  erhebenden  Zins,  Pardewui  dipl. 
Nr.  517  (eine  Fftleehnng  ans  dem  9.  Jahihondert). 

Greg.  Tor.  YII,  23:  Armentarina  Jodaeoa  —  ad  «rigendaa  can- 
tiones,  quas  ei  propter  publica  tributa  Injuriosus  ex  vicario,  ex  comite 
yero  Eufronius  deposuerant,  Turonis  advenit;  interpellatisque  viris, 
promissionem  accepit  de  reddendo  pecnniac  focnore  cum  usuris,  dicon- 
tibus  sibi  praeterca  ipsis:  —  quae  debentur,  exsolvimus.  —  Der  Jude 
hat  sich  nicht  etwa,  wie  W a  i  t  z  V.  G.  II  (2.  Aufl.)  S.574  annimmt,  eine  Anwei- 
sung auf  die  Steuerpflichtigen  geben  lassen.  Der  Schuldschein,  cantio 
(vgl.  die  Fonneln  Boa.  868  ff.)  entbilt  Tielmehr  ein  von  dem  Grafen 
nnd  dem  Yicar  dureet  abgelegtes  BadcsahlangSTenprechen,  nnd  richtet  des- 
halb der  Jude  seine  formeile  Zahlungsforderung  (vgl.  Proc.  d.  Lex  Sal 
8.      Note  9)  den  Yicar  nnd  den  Grafen  (diese  sind  die  inter- 

pellati  viri)  als  gegen  seine  Schuldner  aus  dem  Schuldschein.  —  Aus  der 
Schuldnerschaft  des  Grafen  neben  dem  Vicar  crgiebt  sich,  gegen  Waitz 
V.  G.  II  (2.  Aufl.)  S.  382  Note  2,  dass  der  Vicar  nicht  „selbständig"  bei 
Erhebung  der  Steuern  thätig  war. 

"»)  Oben  8.  222.  17* 
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tributum  quod  inferenda  vocatiir  ob.^^^)  C!omes  und  vicarius 
erheben  den  oensns  von  den  Franci,  qui  censum  de  suo  capite 
Tel  de  sms  rebus  ad  partem  legiam  debent^*')  Der  Centenar 
ist  der  Steaerexecntor  des  Grafen,  und  dadurch  mittelbar  des 

Königs. 

Dem  Centenar  liegt  ebenso  in  Unterordnung  unter  den 
Grafen  die  Einziehung  der  an  den  König  fallenden  Erbschaft 
des  dine  Vergabung  von  Todeswegen  (sme  tradittone)  ver- 
storbenen Freigelassenen,"')  die  Eintreibung  des  Eonigsban- 
nes,^<^^)  die  Erhebung  des  Unterhaltes  ittr  die  königlichen  missi, 
die  Verkündigung  des  Aufgebots  zum  Heerzug  ob.^**) 

Waitz  lehrt,^'*)  dass  der  Centenar  „niemals  Befugnisse 
ausübt,  die  recht  eigentlich  als  Rechte  des  Königs  angesehen 
werden  müssen,  dass  er  sich  nicht  um  die  Einkünfte  desselben 
bekümmert,  ihn  nicht  gegen  das  Volk  Yertritt*^  Auch  dieser 
Behauptung  gegenüber  hat  die  gegebene  Darstellung  für  die 
merovingische  wie  für  die  karolingisehe  Zeit  den  Gegenbewds 
erbracht. 

Die  im  Vorigen  geschilderte  Amtspflicht  des  Centenars 
blickt  mehr  oder  weniger  deutlich  auch  in  den  sonstigen  Func- 
tionen durch,  welche  ihm  gelegentlich  zugeschrieben  werden. 
So  wenn  die  Ungehorsamspfändung  in  Unterstützung  der  geist- 
lichen Gewalt  von  dem  centurio,  als  dem  Diener  des  Grafen, 
zu  ToOsdehen  ist,^*'')  wenn  es  den  Centenaien  obliegt,  Jedem 

Gap.  Wonnat  a.  82S.  «fia  eap.  c.  13  (Pertz  I,  p.  352).  . 

Cap.  Aqnisgrao.  a.  818  c.  6  (Perts  I,  p.  188).  Ediet.  Pist  a. 
864  e.  S8  (p.  495).  —  Dieter  eenrae  ist  der  al9  Peraonallast,  besiehtings- 
weise  Reallast  erhaltene  Beat  der  rOmiscIieii  Steaerrer&ssiing,  Both, 

B.  W.  S.  85  ff. 

"'i  Cap.  AquisEjran.  a.  813  1.  cit.  Die  Stelle  nennt  die  a  litteranim 
conscriptionc  injienui,  d.  h.  die  chartularii,  vgl.  Roth,  Feud,  S.  291  ff. 
"*)  Cap.  Aquisgr.  1.  cit.  Edict.  Pist.  1.  cit. 
»••)  Oben  Note  6.  a 

>••)  y.  0.  n  (s.  Aufl.)  s.  8S9. 

Sendrecht  derlfainwenden:  exaetor  pabliens,  id  est  eentorio  aut 
snus  viearius,  cum  sacerdote  pergat  ad  donram  hiyaamodi  praesnmptoris, 
et  de  sua  focultate  tanti  aliquid  preeii,  bovem,  aire  aliud  aliqnld  toUat, 
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für  seine  Hundertschaft  (in  suo  mmisterio),  den  missi  domi- 
nici  bei  Revision  der  königlichen  Beneficien  nnd  Anfertigung 
der  Protokolle  (brevia)  zur  Seite  zu  stehen/®^)  wenn  die  Be- 
ßtelluug  von  Wolfsjiigern  von  den  Centenaren,  von  Jedem  für 
seine  Hundertschaft  (in  suo  ministerio) ,  verwaltet  wird,'^^) 
wenn,  schon  in  merovingischer  Zeit,  der  Centenar  das  selbst- 
verständliche  Hanpt  der  für  seine  Gent  gebildeten  Gentschaar 
ist"«) 

Gerade  wegen  seiner  Stellung  zur  Execution  fällt  dem 
Centenar  unter  dem  Grafen^''')  die  Führerschaft  über  die 
milites,  iictores,  d.  h.  über  die  Büttel  der  öffentlichen  Polizei- 
und  £xectttivgewalt  zu.^''^)  Der  Gentenar  oder  Tribun  wird 
in  Folge  dessen  ein  tribunus  militnm  genannt,  ^^*)  gewiss  nicht 
ohne  absichtliche  Anspielung  auf  den  bdsannten  römischen 
Titel,  aber  ebenso  gewiss  ohne  damit  dem  fränkischen  Tribun, 


propter  quod  protervus  constringatiir,  Dove  und  Friedberg  Zeitschr.  f. 
Kirchenr.  IV,  S.  161,  auch  bei  Pertz  III,  p.  487  c.  3,  Bekanntlich  ist 
an  erster  Stelle  der  Graf  selber,  qui  defensor  ecclesiae  est  (Cap.  Car. 
M.  a.  7G9— 771  c.  6,  Pertz  I,  p.  33),  zur  Gev&brung  des  brachium  sae- 
culare  verpflichtet, 

Cap.  Aqueate  a.  807  e.  7  (Parti  I,  p.  149).  Die  Datirnog  der 
Stelle  ist  nnsicher,  Tgl.  Sickel,  Regestea  S.  393  SU)- 

Cftp.  Aquitgru.  a.  818  c.  8  (Perts  I,  p.  1^. 
*^  Oben  S.  184.  188. 

Der  Graf  selber  übt  den  Oberbefehl  über  die  milites  z.  B« 
Greg.  Tar.  VIT,  42  :  Biturigum  qnoquc  comes  misit  pueros  suos,  ut  — 
homines  spoiiare  debcrent  (die  piieri  des  Grafen  sind  die  milites,  unten 
§.  21).  Vita  S.  Eparchii  (saec.  6)  c.  9  (Mabill.  I,  p.  268):  comes  mili- 
tibus  jttssit,  equos  ascensos,  antequam  ecclesiae  attingeret  limina  (der 
Verbrecher),  enm  praeoccnpare.  EbeoBo  Qreg.  Tur.  X,  6.  Mir.  S.  Ifori 
n,  58.  Mir.  S.  Jul.  c.  16.  Tita  8.  Älbini  e.  18  (Mab.  I,  p.  III). 

Tgl.  oben  S.  286. 

So  Tita  S.  Columbani,  auct.  Jonas  (saec.  7)  c.  84  (Mabül.  II  p. 

19):  Columban  befreit  Gefangene  in  Besannen.  Tribunns  ergo  militum 
cum  vidisset  —  damnatorum  compedes  fractos  —  insequi  calccs  damna- 
torum  —  cum  militibus  coepit.  Uli  vero  post  tergum  appropinqiiare 
satellites  videntes  — .  c.  35  (p.  20):  Brunechildis  et  Theodericus  — 
jabent  militum  cohortem,  ut  ruranm  Tirum  Dei  abatrabant — .Yenientes 
ergo  miUtea  emn  tribnno  —  • 
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d.  h.  dem  Ceiiteuar  irgendwelche  „militärische  Befugnisse'' 
zu  vindiciren.^''*) 

Der  Centeoar  ist  der  Executivbeamte  des  Grafen.  Des- 
halb heisst  er  technisch  exactor  pahlicus der  „öffentliche 
Executor**.^'«) 

Das  gewonnene  Resultat  ist  identisch  mit  dem  anderen, 
(lass  das  Amt  des  Centenars  im  fräiikisclieii  Reich  Sehn  It- 
heissenamt ist.  Der  Schultheiss  ist  der  „Forderer,  Execu- 
tor  der  Schuld"  ^'^'').  Exactor  publicus,  soeben  als  Bezeich- 
nung fax  den  Centenar  nachgewiesen,  ist  der  altdeutschen 
Bechtssprache  die  lateinische  TJebersetzong  für  „Schult- 
heiss"."») 

In  Baiern  ist  in  fränkischer  Zeit  urkundlich  Scluiltheiss 
der  Amtsname  des  Centenars  neben  centenarius  und  vica- 
rius.^^*)  In  Alamannieu  ist  seit  fränkischer  Zeit  tribunus  und 


Gegen  Waitz  uud  Guizot,  oben  Note  70.  —  Aehulicb  findet 
sich  spftter  in  Mainz  fltr  den  Gentenar  die  BeMieimiuig  tribnniu  plebis, 
Arnold  Freistidte  I,  8.  77.  81,  aber  natflrlich  ohne  irgend  weleheBe- 
adehong  swischen  dem  Amt  des  idmisehen  und  des  malnsiBchen  »Volks- 

tribnnen." 

In  dem  Sendrecht  der  Mainwenden,  oben  Note  167. 

Vgl.  Flodoardi  bist.  Rem.  III,  c.  26  (p.  540):  Tlinkmar  von 
Reims  schreibt  wegen  eines  vom  Grafen  Amalbert  gesprochenen  ürtheils 
tarn  eidem  comiti  quam  omnibus  cxactoribus  atque  judicibus  qui  in 
boc  resederant  judicio.  Wie  unter  den  judices  die  Schöffen  des  Grafen, 
Bo  mfiaaen  unter  den  exactorea  aelne  Centenare  Teratanden  werden, 
welche  neben  den  judicea  imn  follbeaetiten  Orafengerieht  geboren, 
naten  §.  17.  —  Anderweitig  Icraimt  enactor  ala  gldcbbedeatend  mit 
actor,  in  dem  allgemeinen  Sinn  von  „Beamter"  vor,  so  für  Gutsvervalter 
(exactor  palatii,  exactor  loci,  Waitz  V.  0.  IV",  S.  121  Note  5),  und 
ebenso  für  öffentliche  Beamte,  Urk.  Karls  d.  Gr.  v.  J.  775  (Sickel  K 
51):  Omnibus  episco])i8,  comitibus,  abhatibus,  vicarüs,  centenariis,  tele- 
neariis  et  ceteris  exactoribus  publicis. 
»")  Vgl  oben  8.  U. 

^**)  A1thocfadeatBcfa6  6Io8ae:acnldheisQn,exactoribn8popali,  6  raff, 
Sprachsehats  IV,  S.  1091. 

Meichelbeck  bist.  Fris.  I,  Nr  130  (a.  799):  Engilberht  scal(bai- 
sus).  Nr.  250  (a.  784-  810);  Engilberht  vicarius.  Nr.  189  (a.  784-810): 
EngUperht  aculhaisua.  Nr.  40i  (a.  819;:  JQngUberti  ceatinarü.  —  Nr.  244 
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sculthaizeo,*^®)  centena  und  scultasia  ^^^)  identisch.  In  Italien 
führt  der  fränkische  Centenar  den  altlangobardischen  Namen 
sculdahis,  ^^^)  die  fränkische  Centene  den  Namen  sciil- 
dasia.^^^)  In  fränkischea  imd  schwäbiachen  Stä^^ 


(a.  784—810):  Rcginhart  sculfUi(aisus).  Nr.  121  (a.  804):  RcRinhart 
centenarius  d.  irap.  —  Ausserdem  begegnen  Schultheisson  neben  dem 
Grafen  Nr.  244  (a.  784—810):  Imraino  sculd.  Nr.  654  (a.  848;:  lliltswind 
sculd  —  Dass  auch  später  in  Baiern  öchultbeiss  der  Name  für  den 
Centenar  des  Gnüen  ist,  leigt  die  von  Beseler,  Zeitachr*  1  Beehts- 
geeefaichte  IX,  8.  257  citirte  Ürkonde  »ns  dem  Id.  Jahrhundert 

i«o)  Yocabnlarinm S.  Galli  (saec.  8):  praeses,  graue;  tribnnns,  scnlt' 
haiaeo.  Die  Reihenfolge  (ror  praetes  stehen  die  Uebersetzaogen  von 
rex,  regina,  dux,  dodssa)  Iftsst  Iceinen  Zweifel,  dass  mit  dem  Tribun 
Schultheissen  der  Unterbeamte  des  Grafen,  d.  h.  der  Centenar  gemeint 

ist.  Von  den  weiteren  Erklärungen:  centurius,  scario;  villicus,  anipaht, 
fehlt  die  erstere  in  dem  Abdruck,  welrlien  Greith,  Spicilogium  Yati- 
canum  (1838)  p.  33  fl'.  nach  der  Handschrift  gegeben  hat.  Der  Schrei- 
ber der  Ilaiidsclirift,  dessen  Arbeit  mehrfach  einen  compilatorischen 
Charakter  an  sich  trägt,  hat  dieselbe  wahrscheinlich  anderswoher  ent- 
nommen ond  m  Bande  beigefügt,  so  dass  £e  Stdie  nicht  etwa  einen 
Beweis  far  die  Unterseheidung  von  tribnnns  nnd  centenarius  erbringt. 
DieErlcUDning  scario,  Scherge  (eigentlich  dispensater,  Zntheiler,  Qraff 
Sprachsch.  VI,  8.  531),  Bflttel  giebt  dem  Centenar  im  Wesentlichen  die- 
selbe Stellung  zur  Execution  wie  die  Bezeichnung  Schultheiss.  —  Vgl. 
Büch  1er,  Vocabularius  S.  Galli  (Brilon  1869)  S.  24.  25. 

'8^)  Urk.  Otto  d.  Gr.  v.  J.  %0  (Th.  v.  Mohr,  Codex  diplomaticus 
ad  historiam  Raeticam,  Bd.  l,Churl848,  S.  80;:  censum  quoque  omuera 
ab  ipsa  centena  et  scultatia  Curiensi  — .  Urkundlich  begegnen  Schult- 
heissen in  Alamannien  schon  seit  frfiher  Zeit,  Wartmann  I,  Nr.  62  (a. 
772):  8.  Boaso  scnldatione  vel  teste.  Nr.  121  (a.  789):  Baginbertns'scol- 
'  taiczos.  Nr.  224  (a.  817):  Folcninns  escnltaizus  (vgl.  unten  Note  199). 
Nr.  354  (a.  800—820):  Aurelianus  scultaians  (neben  xwei  jndices). 

Lib.  Pap.  Kar.  M.  72.  Glossa:  centenarii,  id  est  sculdahis. 
Lud.  P.  44.  Glossa:  centenarium  id  est  sculdasium.  Hloth.  f)ö:  advoca- 
tus  sive  scnldais  (aus  Cap.  Wormat.  a.  82^  alia  cap.  c.  10,  Pertz  T,  p. 
352:  advocatus  sive  centenarius).  Vgl.  Cap.  Lamberti  a.  898  c.  6  (Pertz 
I,  p.  564),  wo  den  Grafen  und  Sehnitiieissen  (scnldalisiis)  wie  in  den 
fi^bütisdien  Capitularien  (vgl.  oben  Note  7)  den  Grafen  und  Centenaren 
(Vicaren)  verboten  wird,  die  freien  Leute  durch  BMhr  als  die  drei  edbten 
Dinge  an  beschweren. 

>»')  Lib.  Pi^.  Lud.  P.  15.  Glossa:  centena  id  est  sculdascia,  quia 
tenet  100  miUaria. 
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Schultheiss  die  stehende  Bezeichnung  für  den  städtischen  Cen- 
tenar.  ^^*)  Im  ribiiarisch  fränkischen  Gebiet  überset/t  der 
Mönch  Otfried  das  römische  centurio  mit  sculdheizo.^*^'^) 

Wir  können  ohne  Weiteres  behaupten,  dass  derCentenar 
des  fränkischen  Beichs  derSchultheiss  ist.  Der  Sprach- 
gebrauch, welcher,  wie  in  Italien,  so  auch  in  Franken,  Baiem, 
Alamannien  und  später  in  Sachsen  denünterbeamtendes  Grafen 
Schultheiss  nennt,  verdankt  dem  überall  gleichmässig  wirken- 
den Eintiuss  der  fränkischen  Einrichtung,  welche  den  Cen- 
tenar  als  den  Schultheissen  des  Grafen  unter  den  Grafen  setzt, 
seinen  Ursprung. 

Es'  ist  oben  (§.  5)  gezeigt,  dass  für  die  Zeit  der  Lex 
Salica  zwei  Hundertschaftsbeamte  in  jeder  Gent  zu  unter- 
scheiden sind,  der  vom  Volk  eingesetzte  thunginus  aut  cente- 
narius,  d.  h.  der  Richter  d(;r  Hunilertschaft,  und  andererseits 
der  königliche  Schultheiss  der  Hundertschaft,  der  sacebaro. 
Die  Functionen  des  thunginus  sind  im  fränkischen  Keich  von 
dem  Hundertschaftsbeamten  auf  den  Grafen  übergegangen 
(§.  7).  Der  Graf  ist  im  fränkischen  Reich  der  Richter  der 
Hundertschaft.  Der  thunginus  aut  centenarius  ist  im  frän- 
kischen Reich  verschwunden.  Dagegen  ist  gewiss,  dass  die 

So  in  Mainz,  Speyer,  Frankfurt,  Zürich,  Basel,  Strassburg, 
Arnold  Freist.  1,  8.  77—85.  H,  S.  229.  Blantschli,  Staats-  und 
Recht8ge8chi<^te  der  Stadt  und  Laadsehaft  Zflrich  I,  S.  178.  Hensler, 
Yerfassungsgeschidite  der  Stadt  Basel  im  Uittelalter  8.  di  ff. 

Grimm  Rechtsalterth.  S.  755.  Gr  äff,  Sprachschatz  IV,  S.^ 
1090,  1091.  Otfried  hat  die  angegebene  Uebersetzung  nicht  „einmal", 
wie  Wait/  V.  G.  II  (2.  Aufl.)  S.  352  Note  5  annimmt,  sondern  unter 
sechs  Stellen  vier  Mal  (vgl.  die  Citate  bei  Grimm  a.  a.  ü.),  ein  fünftes 
Mal  setzt  er  centenari,  ein  sechstes  Mal  hunteri,  so  dass  „Schultheiss" 
als  die  stehende  Uebersetzung  erscheint.  Auch  die  Gegenbemerkung 
bei  Waitz  a.  a.  0.,  dass  der  Ton  Otfried  als  Schultheiss  bezeichnete 
centnrio  „doch  noch  keinesweges  der  deatsche  Vorsteher  der  Hunderte 
ist**,  vermag  die  Beweiskraft  der  aufgefohrten  Thatsache  nidit  an 
schwächen,  da  ebenso  gewiss  der  Schultheiss  Otfrieds  kein  römischer 
Hauptmann  ist.  Otfried  hat,  wie  es  häufig  bei  den  mittelalterlichen 
Schriftstellern  geschieht,  das  aitrömische  Latein  im  Sinn  des  mittel* 
alterlichen  Lateins  genommen. 
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Functionen  des  alten  sacebaro  Functionen  des  Hundertschafts- 
beamten geblieben  sind.  Der  Ceutenar  des  fränkischen  Reichs 
ist  der  königliche  Executor.  Der  sacebaro  ist  der  „Schult- 
heiss." Es  ist  soeben  gezdgt,  dass,  ihm  gleich,  der  Centenar 
des  Mnkischen  Reichs  der  „Schultheiss*  des  öffentlichen 
Rechts  ist.  Der  Centenar  des  fränkischen  Reichs  ist  nicht 
der  Nachfolger  des  alten  vom  Volk  gewählten  thunginus  aut 
centenarius.  Der  Schultheiss  ist  nach  Beseitigung^  seines 
Nebenbuhlers  der  Hundertschaftsbeamte  des  fränkischen  Reichs, 
Der  Centenar  des  fränkischen  Reichs  ist  der  sace- 
bar'o  der  Lex  Salica. 

Zur  Unterstützung  dieses  Resultates  dient,  dass  der  Name 
thunginus  für  den  Centenar  mit  der  Gründung  des  fränkischen 
Reichs  verschwindet:  aus  keinem  anderen  Grunde,  als  weil  der 
.  alte  thunginus  nicht  mehr  existirt.  Dagegen  ist  der  Name 
sacebaro  noch  bis  in  das  7.  Jahrhundert  im  Gebrauch.  Eine 
Urkunde  des  Klosters  Sithiu  y.  J.  648  nennt  einen,  vielleicht 
mehrere  Sacebaronen.^*^^)  Es  ist  von  Interesse,  dass  der  Name 
sacebaro  sich  gerade  in  der  nämlichen  Gegend  erlialten  hat, 
welche  auch  sonst  durch  die  Conservirung  der  fränkischen 
AmtsnamfflL- sich  auszeichnet.  ^^^)  Von  gleicher  Bedeutung  ist, 
dass  der  oben  (§.  3)  charsLkterisarteText  D  der  Lex  Salica  für 
das  6.  Jahrhundert  Zeugniss  von  der  Fortexistraz  der  Sace- 
baronen  ablegt.  Die  von  den  Sacebaronen  handelnde  Stelle 
der  Lex  Salica  ist  von  demselben  nicht  missverstandcn,  wie 


Cartul.  de  St.  Bertin  Nr.  3:  Schenkung  an  Sithiu.  Actum  Ascio. 
Unter  den  Zeugen:  Sign.  Chunoberti  grafionis  —  Sign.  Baboni  (sign.) 
sacebaronis.  In  dem  Abdruck  der  Urkunde  bei  Pardessus  dipl.  II,  Nr. 
312  (für  welchen  Brequigny  neben  dem  Chartular  ein  Bruchstück  des 
Originals  benutzte)  ist  nicht  Babo,  sondern  ein  anderer  Zeuge,  Mau- 
rilio,  als  sacebaro  bezeichnet,  und  erscheinen  daneben  noch  andere 
Sacebaronen  (Sign.  Radbaldl  saeebaronis  Sign.  Aoschlddi  saeebaronls), 
irelche  in  dem  Ghartolar  als  sicerdotes  bezeichnet  sind.  Der  Text  der 
üiltande  kann  noch  nicht  als  ToUständigfestgestent gelten.  Vgl.Waitz, 
Gött.  Gel.  Anz.  1850.  S.  621. 

Vgl.  oben  Kote  L  21. 


Digitized  by  Google 


266  Verfassung  des  fränkischen  Reichs. 

allgemein  angenommen  wird,  sondern  den  veränderten  Ver- 
hältnissen gemäss  umgearbeitet.  Es  wird  später  (§.  17)  zu 
zeigen  sein,  dass  der  Verfasser  des  Textes  D  den  Titel  von 
den  Sacebaronen  nach  Massgabe  der  yoü  ihnen  jetzt  als  Gen- 
tenaren  des  Mnldschen  Reichs  eingenommenen  Stellong  ver- 
ändert hat. 

Allerdings  ist  nämlich  die  Stellung  des  SchnltheHsen,  seit- 
dem er  mit  der  Reichsgründiing  der  Centenar  geworden  ist,  nicht 
ganz  die  alte  geblieben.  In  zweifacher  Hinsicht  unterscheidet 
sich  der  Schultheiss  des  fränkischen  Reichs  von  dem  Schult- 
heissen  der  Lex  Salica.  Einerseits  durch  seine  Stellung  znm 
König.  Der  saceharo  der  Lex  Salica  empfangt  sein  Amt  vom 
König  persönlich,  nidit  vom  Grafen.  Er  ist  unmittelbar  Be- 
amter des  Königs,  nicht  Unterbeamter  des  (rrafen.  In  Folge 
dessen  zeichnet  ihn  gleich  dem  Grafen  das  dreifache  Wcrt^eld 
aus.  Im  fi'äukischen  Reich  ist  der  Schultheiss,  wie  gezeigt, 
aus  dem  unmittelbaren  Verhältniss  zum  König  ausgeschieden. 
Schon  die  Ausdehnung  des  Beichs  gestattete  dem  König  nur, 
die  Grafen,  nicht  mehr,  auch  die  Schultheissen  für  die  einzel- 
nen  Genten  zu  ernennen.  Der  Schultheiss  ist  ein  gräflicher 
Unterbearater  geworden.  Er  entbehrt  —  wenn  er  nicht  aus- 
nahmsweise vom  König  selber  ernannt  ist^^^)  —  des  drei- 
fachen Wergeides.  Andererseits  hat  auch  das  Amt  des  Schult- 
heissen, gleich  dem  des  Grafen,  eine  neue  Gestalt  gewonnen. 
Der  sacebaro  der  Lex  Salica  ist  nur  der  Schultheiss  für  die 
königlichen  Gefälle  öffentlichen  Rechts.  Der  Schultheiss  des 
fränkischen  Reichs  ist  ausserdem  auch  der  Schultheiss  ffir  die 
Executiou  des  Privatanspruchs,  d.  h.  für  die  Execution  des 


^*')  Darauf  scheint  der  nar  TerstOmmeU  auf  uns  gekommene  Znsatx 
dea  Textes  D:  et  b!  sacebaronem  poauit  (oben  §.  5  Note  40)  an  Sal. 
54,  2  (wo  von  dem  dreiÜMdien  Wergeid  dea  Sacebaronen  gehandelt  wird) 
hinzudeuten:  „wenn  er  (vom  König)  zum  sacebaro  eingesetzt  ist  "  Die 
Ernennung  des  Centenars  durch  den  König  würde  danach  die  Auszeich- 
nuntr  des  drei&chen  WergeJdes  (surgendi  auspiciam,  oben  Note  62) 
gewähren. 
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gerichtlichen  Verfahrens.  Wie  der  könighche  Graf  der  Rich- 
ter des  Vülksgerichts,  so  ist  der  königliche  Schultheiss  der 
Gerichtsschultheiss  des  öffentlichen  Gerichts  geworden.  Die 
Erweiterung  des  Schultbeisseiiaiiits  ist  ia  gleicher  Weise  wie 
die  Erwätenmg  des  Grttfenamts  Ausdmd^  der  Thatsache,  dass 
die  GeriditslMirkeit  im  fränkischen  Reich  königliche  Genchtft- 
barkeit  ist. 

So  ergiebt  sich  trotz  der  veränderten  äusseren  Erecheinung 
die  organische  Einheit  der  Entwickelung.  Die  Thatsache,  dass 
der  Centenar  des  fränkischen  Reichs  der  Schultheiss  ist,  giebt 
den  Schlilssd  för  das  Verständniss  sowohl  der  Amtsbefügnisse 

wie  der  Geschichte  des  fränkischen  llundertschaftsbeamten. 

Die  herrschende  Lehre  fasst  den  Schult lieissen  der  frän- 
Idschen  Zeit  als  einen  Ortsbeamten,  Dorüschulzen  auf.  In 
diesem  Sinne  hat  Waitz^^*)  den  fränkischen  tribunus,  Gfrö- 
rer*»*)  den  alamannischen,  Beseler"*)  den  bairischen,  v. 

Maurer  fränkischen  Centenar  mit  dem  Schultheissen 

identificirt.  Dieser  Ansicht  kommt  die  andere  nahe,  nach 
welcher  der  Schultheiss  „recht  eigentlich"  der  herrschaftliche 
Immunitätsbeamte  ist.^®^)  Es  hat  sich  ergeben,  dass  der 
Schultheiss  weder  Ortsbeamter,  noch  herrschaftlicher  Beamter, 
sondern  Beiehsbeamter  ist.  Erst  die  sjHitere  Entwickelung 
hat  hieran  geändert. 

Die  grundherrliche  Cent  hat  den  grundherlichen  Centenar, 


'••)  V.  G.  II  (2.  Aufl.)  8.  860—354. 
«»»)  Volksr.  I,  S.  199.  203. 

"»)  Zeitschr.  f.  RochtSL^esch.  IX,  S.  250.  Es  ist  dabei  von  R  oso- 
ler  die  im  Vorigen  citirte  Stelle  aus  dem  Sendrecht  der  Mainwenden 
in  Auschluss  au  die  von  Dove  widerlegte  Aufifassuag  Merkel' 8  irr- 
thümlich  für  das  bairische  Recht  benutzt  worden. 

AM)  Einldtnag  S.  14D,  vgl.  oben  Kote  90. 

IM)  Eichho^rn  ia  der  Zeitschr.  l  gesohichtl.  Bechtswiss.  I,  8.  281. 
Unger,  Geiiehtererf.  ß.  252.  Merkel  bei  Perto  III,  p.  278  not  82. 

—  Die  richtige  Ansicht  vom  Schultheissen  findet  sich  für  die  fränkische 
Zeit  nur  bei  Grimm  R.  A.  S.  756.  757.  Landau  TerritS.  300.  301, 
weim^eich  ohne  sureicbende  Belege,  vertreten« 
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d.  h.  den  grundherrlichen  Schultheissen,  zu  einem  zugleich 
öffentlichrechtlichen  und  gutsherrlichen  Beamten  gemacht. 
Wie  der  Gentenar  in  der  freien  Gent  zugleich  Gerichtsschult- 
heiss  und  königlicher  Schultbeiss,  d.  h.  Schultheiss  fiir  die 
öffentlichrechtlichen  Hebungen  des  Königs  ist,  so  ist  der  Gen- 
tenar in  der  grundherrlichen  Cent  zugleich  Gerichtsschultheiss 
und  gutshenlicher  Schultheiss,  d.  h.  Schultheiss  für  die  guts- 
herrlichen Hebungen  des  GrundheiTu  geworden.  Im  8.  Jahr- 
hundert hat  bekanntlich  der  Bisch<^  von  Ghur  die  Grafenrechte 
Uber  den  Gau  von  Ghur  erworben.  In  Folge  dessen  ist  der 
Schultheiss  gleichzeitig  in  die  Reihe  der  ministeriales  des 
JKschofs  eingetreten^®*),  und  ist  der  Schultheiss  in  Gleich- 
stellung mit  dem  Meier  (major  qui  loccllo  illo  praefuerit)  der 
Executor  des  Bischofs  auch  für  die  Strafen  geistlichen 
Kechts.^^^)  In  den  bischöflichen  Städten  sind  es  später  nach 
dem  £rwerb  der  Grafschaft  durch  den  Bischof  die  Schult- 
heissen, von  welchen  die  Erhebung  der  Zinse  und  Einkünfte 
aus  den  bischöfliche  Gütern  verwaltet  wird.^««)  Aus  diesem 
Grunde  ist  das  Amt  des  Schultheissen  in  der  grundherrlichen 
Cent  wie  einerseits  eine  Verbindung  mit  dem  Amt  des  guts- 


Gap.  RimiedH  c  8:  Qni  scnltaisiam  ant  reliqnimi  capitaninni 
ministerialem  occiderit,  inqairatiir  de  qnale  lioea  („Ton  welcher  Abetem- 
mung*')  foit  et  ita  conpoBitua  fiat:  el  ingennne  Ihit  —  ad  120  solidoe; 
fli  servoe  fiüt  —  ad  soUdoa  90.  Vgl.  obeo  Note  131. 

Oap.  Bern.  e.  1 :  Wenn  Jemand  das  caaoiiiache  Qebot  (sicot 
cannones  continentar)  der  SonutagiheÜigoog  Terletat,  ab  aniltaiaio  tlTO 
majore  qni  locello  illo  praefuerit  emendatum  fiat,  taliter  at  omues  res 
illas  qiiae  operate  fiuiit,  una  cum  presbytero  plebis  ilUiiB  paoperibue 

distribuantur  — . 

So  in  Köln,  Kölner  Dienstrecht  vom  12.  Jahrhundert  c.  4:  ad- 
vocatus,  ut  reditus  curtium  episcopalium  colligat  et  conservet.  Der  Vogt 
in  Köln  ist  der  Schultheiss,  üric.  von  1109  (Lacomhlet  I,  Nr.  1169): 
advocatus  uoster  qui  in  eodem  privilegio  scultetus  archicpiscopi  Colo- 
niensis  nominabatar.  Vgl  Hots,  ffiBtoriaeh-jariatisdie  Beiträge  svr 
Oeech.  d«  Stadt  Winterthor  (Winterthiir  1868)  S.  85.  86.  He  aaler 
Yer&aaaiigsgesch.  d.  Stadt  Basel,  8.  65  ff.  Heusler  bat  a.  a.  0.  ge- 
rade auf  diesen  Entwickelangagang  des  SchnUheissenanits  hingewiesen. 
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henrUchen  Vogtes,  so  andererseits  (local  vaschieden)  etoe 
Verbindung  mit  dem  Amt  des  grundherrlichen  viUicus,  Meier 

eingegangen.  ^^^)  Aus  diesem  Grunde  treten  als  Schultheissen 
später  nicht  bloss  freie,  begüterte  Leute,  wie  für  die  ursprüng- 
liche Verfassung  als  Kegel  anzunehmen  ist,  sondern  vor 
Allem  die  Unfreien  des  Gutsherrn  auf.  ^^^)  Aus  diesem  Grunde 
endlich  ist  die  Stellung,  welche  der  Schulth^  innerhalb  der 
grundherrlichen  Verfassung  gewonnen  hat,  eine  local  überall 
verschiedene. 

In  Frankreich  ist  die  geschilderte  Entwickelung  bereits 
für  das  10.  Jahrhundert  urkundlich  nachweisbar.  Der 

3o  heisst  der  Schultheiss  in  Köln  später  ein  Vogt  des  Bischofs, 
Note  196,  ebenso  der  ScholtiieiM  in  Freiborg  (adroeatus,  eaaiidicus), 
Schreiber,  Oescb.  d.  Sttdt Freibarg  Im  Breisgaul  (Freib.1867)  8.68." 
VgL  oben  S.  366. 

"•j  Daher  althochd.  Glossen:  sculdheizo,  vilicare,  Graff.  Sprachsch. 
IV,  8.  1090,  und  in  den  Städten  (z.  B.  in  Basel  und  Frankfurt)  der 
Name  villicus  fUr  den  Stadtschultheissen,  Hensler  a.  a.  0.  Arnold 
Freist  1,  S.  101. 

*•*)  Der  Tribun  von  Poitiers  hat  Grundbesitz  in  einem  benachbarten 
Ticua, oben  S.  235.  Der  Tribun  Ebolenus  bat  ein  Haus  (domus)  iuJublains, 
oben  Note  76.  Dem  jndex  Audo  verbrennen  die  anfrtftndiBchen  Franken 
seine  ^^Hftaser^  in  Paris,  Oreg.  Tor.  YII,  16.  Die  Frau  des  Tribunen 
Waldramnus  Terfttgt  Aber  Gruudeigentbnm  in  Romansfaom,  Warbnann  I, 
Nr.  85  (a.  779).  Dem  centurio  Otharius  gehört  das  ganze  Dorf  Jonswil 
mit  seiner  Kirche,  oben  Note  88.  89.  Der  Folcuinus  escultaizo  in  Rankwil 
hat  einen  ausgedehnten  Grundbesitz,  über  Mielchen  zahlreiche  Urkunden 
Aufschluss  geben,  Wartraann  I,  Nr.  224.  228.  243.  247.  248.  250.  253— 
256.  2ÖÖ-262.  2G4-2G7.  270.  289.  290.  293.  II,  p.  384  Nr.  4  (a.  817— 
825).  —  Yerfassangsm&ssig  notwendig  war  jedoch  weder  Freiheit  noch 
Gnmdbesits  für  den  Scbultheissen.  Wie  anfreie  GrafiNi,  so  konnten 
selbstverstAndlich  ancb  unfreie  Scbultheissen  dngesetst  werden.  Die 
Lex  Salica  tit  54  nnterscheidet  unfreie  nnd  freie  Sacebaronen.  In- 
dessen ist  es  nicht  unmöglich,  dass  die  unter  Chlothar  IL  vollzogene 
Reform  in  Besetzung  der  Grafenstellen  (oben  S.  21)  auch  auf  das 
Schultheissenamt,  wenigstens  in  den  freien  Centen,  Einfluss  gehabt  hat. 
Vgl.  später  Ssp.  III,  61  §.2:  It  ne  mach  neman  scultheite  sin,  he  ne 
si  vri,  unde  geboren  von  deme  lande,  dar't  gerichte  binnen  leget 

**^)  Gap.  Bern.  c.  3  (oben  Note  194).  CartuL  de  Beanlien:  Berms 
vicarins,  folg.  Hote. 

Gartnl.  de  Beanlien  Nr.  50  (um  871):  Es  werden  die  Oflter  des 
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servus  vkarius  oder  servus  jndex  ist  zugleich  der  ExecutOfr 
für  die  gutsherrlichen  Einkttnfte  aus  der  villa,  über  welche 

er  gesetzt  ist.  Der  alte  Käme  des  Centenars,  welcher  hier 
dem  grundherrlichen  Schultlieissen  beigelegt  ist,  die  Bezeich- 
Bong  seines  Amtssprengeis  als  einer  Yicarie,  das  Amt  des- 
selben, wie  der  £rhebttBg  der  gutsherrlichen  Einkünfte,  so 
d^  Gerichte  in  streitiger  und  freiwilliger  Gerichtsbarkeit  Tor- 
zustehen,  setzen  ausser  Zweifel,  dass  der  h^rschaftliche  Dorf- 
schulze mit  dem  alten  Reichsschultheissen  identisch  ist.  Erst 
die  Verschmelzung  der  Hofverfassung  mit  der  öffenthchen 
Verfassung  innerhalb  der  grundiicrrlichen  Cent  hat  dem 
Schultheissenamt  seine  neue  Beziehung  zugleich  zur  Orts- 
gemeindeverfassung undzur  herrschaftlichen  Veriassung  gegeben. 
'  Andererseits  sieht  eme  wbrätete  Lehre  wie  in  dem 
Gentenar  des  fribikischen  Beichs,  so  in  dem  Schultheissen, 
welcher  später  innerhalb  der  Stadt-  und  Gauverfassung  be- 
gegnet, einen  seinem  Wesen  nach  richterlichen  Beamten,  einen 
Unter  rieht  er  des  Grafen.       Die  vorige  Entwickelung  zeigt, 

Klosters  aufgezählt.  In  istis  vero  curtibus  servos  vicarios  debemus 
imponere,  ut  fidel iter  exigant  servitia  dominis  suis.  Omnes 
istos  servos  eliginras  ex  LimoviciDO,  de  carte  de  Gamoiraco  (dieser  Hof 
war  naeli  Delöcke  p.  LXXII  frflher  königlicher  iiscus,  so  dass  die 
servi  desselben  als  fiscalini  Unfreie  höherer  Stufe  sind).  In  primis  in 
carte  de  Favars  elegimus  judicem  serTum  nomine  Jobannem.  In 
curte  Tcro  de  Agiraco  imponimus  judicem  servum  nomine  Imonem, 
u.  8  w.  für  noch  sechs  weitere  Ortschaften  die  Bemerkung:  imponimus 
judicem  servum,  oder  judicem  mit  Beifügung  des  Namens.    Et  sie  per 

omnes  curtes  sive  villas  imponimus  judices  servos  in 

unaquaque  vilia  cedimus  eis  unum  mansum,  et  in  unoquoque  manso  de 
tota  Ticaria  sna  danras  eis  4  denarios  etonam  gallinam  et  tertiam 
partem  de  omnibas  placitis  et  de  Testitionibns  simiUter.  Das 
Amt  ist  erblich,  doch  hat  der  Nachfolger  ein  Landemium  von  ICD  solidi 
2U  entrichten.  Vgl.  Deloehe  p.  LXXI.  LXXII.  Es  tritt  klar  die 
Identität  des  judex  servus  und  des  servus  vicarius  hervor,  und  bestätigt 
der  Ausdruck  vicaria  ftJr  den  Amtssprengel  des  judex  servus,  dass  auch 
hier  der  grundherrliche  Vicar,  zugleich  damit  der  Untergang  der  alten 
freien  Centverfassung,  der  Dorfschafts  huudertschaft  seinen  Ursprung 
Terdankt. 

Tgl.  unten  $.  17.  ~  IGt  jener  yoranssefsung,  dass  das  Amt 
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dass  das  Centeoar-SchultheisBaiaiiit  in  semer  Qrsprttngliclien 
Gestalt  Executoramt  ist.  Zur  Zeit  des  Mnkischeii  Reichs 

ist  der  Centenar-Schultheiss  nicht  Richter,  sondern  bildet  den 
Gegensatz  zum  Richter,  ist  das  Centenar-Sclmltlicissenamt  ein 
Zwangsvollstreckungsamt  im  Dienst  des  Richters.  Das  Schult- 
iieissenamt  ist  ursprünglich  wahres  Schultheissen-,  Schuld- 
f erdeier- Amt.  Der  CSentenai>ScfaultheiB8  des  fninkischen  Reichs 
ist  nur  sacebaro,  nicht  auch  thunginus.  Wir  hdnnen  das  Re- 
sultat der  gesammten  vorigen  Untersuchung  dahin  formulirenf 
dass  derCentenar  des  fränkischen  Reichs  nicht  Rich- 
ter, sondern  Schuitheiss  ist 

Nur  yeremzelt  begegnet  in  Mnkischer  Zeit  ein  Unter- 
sefanltheiss,  d.  h.  ein  (yom  Schultheissen  ernannter)  Unter- 
beamter, Vertreter  des  Schultheissen.   Die  Hauptstelle  dafür 

ist  das  Sendrecht  der  Mainwenden  vom  Kiulc  des  9.  oder  vom 
Beginn  des  10.  Jahrhunderts,  in  welchem  als  exactor  publicus 
der  centurio  aut  suus  vicarius  begegnet.  2^^)  Der  subvicarius, 
welcher  gegen  £nde  des  9.  Jahrhunderts  in  Baiem,^^*)  im 
Beginn  des  10.  Jahrhunderts  in  Frankreich'^*)  vorkommt, 


des  Gentenan  begrifflieh  „JUchtenunt"  sei,  ftllt  die  Polemik,  welehe 
Hota  a.  a.  0.  (oben  Note  196)  S.  88  ff.  gegen  die  Identificirang  dei 
Scfaultheitten  nnd  des  Centgrafen  eröffbel 

••»)  Oben  Note  167,  Nicht  gleich  deutlich  ist  die  Stelle  au8  dem 
Monach.  Sangall.,  oben  Note  90.  Bei  Vaissette  begegnet  Nr.  P8  (a. 
862)  im  zweiten  Termin  als  Vorsitzender  ein  misaus  des  missus  comitis, 
der  den  ersten  Termin  abgehalten  hat;  Nr.  142  (a,  898)  im  Inquisitiona- 
termin  ein  Vicar  des  Vicars,  vor  welchem  die  Klage  erhoben  ist:  dona- 
vit  sunm  missam  Ato  (vicarius),  Olibane  Domine,  suum  vegariam.  Doch, 
mt  im  ersten  Fall  wahncbeinUcfa  der  missos  comitis,  welcher  seinen 
missas  schickt,  kein  Vicar  (d.  h.  Gentenar),  sondern  ein  Ticecones,  t0. 
unten  §.  20,  «nd  scheint  nar  der  aweite  Fall  Ton  einem  vicarias  Ticarii, 
d.  h.  von  einem  Unterschultheissen  verstanden  werden  zu  ratisscn. 

Anamodi  traditiones  S.  Emmeramenses  I,  27,  a.  864 — 891  (Pez, 
Thesaurus  I,  3  p.  220) :  Actum  autem  hoc  coram  civibus  urbis  regiae 
Radasponensis,  —  Lantolt  subvicarius  civitatis,  Adalpcro  exactor 
telonei,  noch  elf  Andere. 

••«)  Besly,  6T«qae8  de  Poictiers  (Paris  1637)  p.S?.  88  (a.  900— 987): 
Gerichtliche  Vergabnng  an  den  Bischof  von  Poitiers.  Unter  den  Zeugen 
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ist  nicht  nothwendig  als  Unterschultheiss  aufzufassen,  da 
mit  dem  Ausdruck  „Untmogt*',  wie  wir  das  Wort  am 
besten  wörtlich  übersetzen,***)  eben  sowohl,  die  Unter- 
ordnung unter  den  Grafen  wie  die  unter  einen  Schultheissen 

ausgedrückt  sein  kann. 

Mit  dem  Vorigen  ist  auch  die  Stellung,  welche  der  frän- 
kische Hundertschaftsbeamte  zu  der  altgermanischen  Verfas- 
sung einnimmt,  Idar  gegeben.  Die  herrschende  Lehre  ^*'') 
hält  den  Hundertschaftsbeamten  des  fiankischen  Reuhs  IKtr 
den  Nachfolger  (1er  „VolksfÜrsten",  principes,  d.  h.  der  Hun- 
dertschaftsbeamten des  Tacitus.  Der  princeps  des  Tacitus  ist  der 
Richter  der  öffentlichen  Verfassung.  Der  thunginus  aut  centena- 
lius  der  Lex  Salica  steht  ihm  in  dieser  Uinsicht  —  auch  in  Bezug 
auf  die  Einsetzung  durch  die  Volksgemeinde — vollkommen  gleich. 
Der  Gentenar  des  fränkischen  Reichs  ist  kein  Volksbeamter,  kein 
•Bichter,  kein  thunginus.  Der  Satz,  dass  der  Gentenar  des  fränki- 
schen Reichs,  in  Nachfolge  des  sacebaro  der  Lex  Salica,  der  von 
der  königlichen  Gewalt  ernannte  Schultheiss  ist ,  schliesst  den 
andern  in  sich,  dass  der  Hundertschaftshcamte  des  fränkischen 
Keicbs  zu  den  Hundertschaftsbeamten  des  Tacitus  in  keiner  Be- 
zidiung  st^t  Mit  dem  thunginus  den  Lex  Salica  ist  der  „Volks- 
fOrst"  der  tadteischenVerfas^ung  bei  denFranken  verschwunden. 
Mit  der  Gründung  des  fränkischen  Reichs  ist  die  auf  dem  Eonig- 
thura  ruhende  Beamtenverfassung  bei  den  Franken  die  Be- 
amtenverfassung geworden.  Graf  und  Schultheiss  sind  Beide 
Beamte  des  neuen,  d.  h.  des  königlichen  Systems.  Die  Lex 
Salica  giebt  auch  an  dieser  Stelle  den  Abschluss  der  alt- 
germanischen EntWickelung.  Die  Beamtenverihssung  des  Ta- 
citus ist  mit  dem  5.  Jahrhundert  bei  den  Franken  unter- 
gegangen, um  ün  Kreise  des  fränkischen  Reichs  nicht  wieder 
zu  erstehen. 

(nach  einem  vieeeomeB,  einem  nnditor,  d.  h.  einem  SchOffen,  und  einem 
amanuensis,  d.  h.  OerichtBeelireiber)  8.  Bainaiü  enbricarii,  noch 
sechs  Andere. 

*")  Vgl,  oben  Note  1'20. 

Vgl.  namenÜicU  Waitz  V.  ü.  II,  (2.  Aufl.)  a.3ö6flf.  471  Note  4. 
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Nicht  mehr  der  Handertschaftsheamte,  sondern  der  Gau- 

beamte  ist  der  Richter  des  fränkischen  Reichs.  Der  Hunrh^rt- 
schafts verband  scheint  in  seinen  Aufjzaben  und  (hiniit  in  seiner 
Existenz  bedroht.  Nichtsdestoweniger  hat  nach  der  Gründung 
des  fränkischen  Beichs  der  Uundertschaftsverband  in  ganz 
Gallien  (oben  §.  8),  ja,  wie  später  zu  zeigen  sein  wird,  im 
ganzen  Mnkischen  Reich  seine  Stelle.  ^)  Zugloch  sind  die  Auf- 
gaben des  Hundertschaftsyerbandes,  wie  jetzt  zu  zeigen  ist,  im 
fränkischen  Reich  im  Wesentlichen  die  ursprüngHchen  geblieben. 

Die  Gauhauptstadt  (civitas)  ist  die  Residenz  des  Grafen, 
und  als  solche  der  Mittelpunkt  der  Gauadministration.  Es 
ergiebt  sich  dagegen,  dass  die  Gauhauptstadt  für  die  Gerichts - 
.  Verwaltung  nicht  Gauhauptstadt  ist 

Allerdings  wird  auch  in  der  Gauhauptstadt  Gericht  ge- 
halten. Aus  merovingischer  wie  aus  karolingischer  Zeit  haben 
wir  eine  Reihe  von  Belef^en.  Königliche  missi,  Grafen,  Unter- 
beamte des  Grafen  sehen  wir  in  der  Gauhauptstadt  dem 
Gericht  versitzen.  So  in  Tournay,  ^)  Angers  Tours  An- 
goultoe,  ^)  Poitiers,  *)  Autun, Mftcon,  ^)  Narbonne,  9)  Nlmes, 
Albi,     Oarcassonne,     Eke,     u.  s.  w. 

')  Auch  in  Baiern  ist  die  Hundertschaftseintheilang  eingefohrt,  ' 
onten  Band  Q. 

«)  Vita  S.  Amandi  (saoc.  7)  c.  12  (Mabill.  II,  p.  714). 

«)  Form.  Tioz.  407.  487  (Andeg.  32.  12). 

*)  Greg.  Tor.  Yll,  47.  Roz.  406  (Sirm.  28). 

*)  Greg.  Tor.  VI,  8.  de  glor.  eooC  c.  101.  Ylta  S.  Eparchü  (Mee.6) 
c  d  (BlabUl.  I,  p.  268). 

*)  Besly,  comtei  de  Poictou  p.  149  (a.  779),  p.  176  (a.  815,  über  die 
Datirung  vgl.  Vaissette  II,  p.423),  p.  224  (a.  903).  Anhang p.  17fa.79()) 

')  P^rardp.33  Nr.  13  (a.  80Si, p.  35  Nr.  18  (a.  816),  p.  36 Nr.  19(a.8lH). 

«j  Cartul.  de  Mäcon  Nr.  152  (a.  879  -887),  Nr.  284  (a.  888  —  898). 

•}  Vaissctte  II,  Nr.  5  (a.  781),  Nr.  88  (a.  862),  «r.  91  (a.  867). 

«•)  M^nard  I,  Nr.  1  (a.  876),  Nr.  3  (a.  898). 

>')  YaiBsette  n,  Nr.  109  (a.  878). 

»)  Vaisaette  n,  Nr.  126  (a.  883). 

^  Baluse,  Marea  Hisp.  Nr.  5  (a.  882). 

8«bm,  AltdcntMb«  Bdeh»-  und  0«ridit»Ter|iuiinia.  I.  18 
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Aber  neben  der  Gauhauptstadt  begegnet  eine  Reihe  von 
Gerichtsstätten  auf  dem  platten  Lande,  in  den  Yid  und  Yillae 
des  Gaugebiets. 

So  scliüii  in  mcrovingischer  Zeit.  Malliis,  .,(lcrichtsstätte", 
wird  eine  I{eihe  von  Dörfern  auf  nierovin^isclien  Münzen  ge- 
nannt. Mallus  dient,  wie  vicus  und  villa,  um  den  Gegen- 
satz zur  Stadt  (civitas)  auszudrücken.  Die  Schriftsteller 
der  merovingischen  Zeit  gewähre  eine  Reihe  von  einzefaien 
Biegen.  Graf  Gundobald  von  Meaux  (im  6.  Jahrhundert) 
wird  Gericht  haltend  in  quadam  villa  seines  Gaus  erschlar 
gen.  Dasselbe  Schicksal  traf  im  7.  Jahrhundert  den  Grafen 
iVi-nulf  in  Albiodero  vico,  in  mallo,  ,,in  der  Gerichtsversamm- 
lung''. ^ ')  Den  Grafen  Sigibert  von  Amiens  trifft  der  lieil. 
Walarich  Gericht  haltend  (concioni  praesidebat,  quod  rustici 
mallum  vocant)  in  einer  „Ortschaft"  des  Gaus  von  Amiens. 
Balduin,  der  Bruder  der  heil.  Anstrud,  whrd  ad  pladtum  ge- 
laden in  quadam  villa  Laudunensis  provinciae. 

Es  erhellt,  dass  der  Graf  wie  in  der  Hauptstadt, 
so  auch  in  den  vici  und  villae  seines  Gaus  zu  Gericht 
sitzt.  Daher  das  circumire  pagum,  welches  dem  Grafen 
obliegt,  wenn  er  sdne  richterlichen  Pflichten  erfüllen  will.^^) 

Vgl.  Waitz  V.  G.  I,  8.  322  Note  4.  U  (2.  Aufl.)  S.  611  Note  2. 
.    üben  ö.  65. 

Daher  später  Roz.  390  (App.  Marc.  9):  admallure  debeas  per 
mallos,  TicoB,  caatella,  oppida  et  ciritates.  Die  Formel  ist 
karolingisch.  Boa.  440  bis  (karolingische  Umarbeitang  yon  Sirm.  29): 
in  rationes  pablicas  ante  inlastrem  Tiram  illum  Tel  reliqnos  viros  — 

in  civitate  vel  mallo  vel  vico  adsteti.  Vgl.  Urk.  Karls  d.  Gr.  y. 
.T.  781  (Sickcl  K.  8G):  GrafeDgericht  in  pago  Tellao  in  mallo  publico 

qui  vocatiir  Turcarias. 

Greg.  Tur.  VIII,  18. 
Fredegar  c.  38. 

")  Vita  8.  Walarici  (saec  7  in.)  c.  8  (Bolland  1.  April  p.  19) :  Ad- 
venientes  vero  ad  quemdam  locnm  Arabianensinm  penreniont  Walimago  — . 
Vita  S.  ABBtrndis  (saec.  7)  c.  6  (Mabtll.  n,  p.  977). 
^)  Greg.  Tur.  VIII,  18:  Gundobald,  Graf  von  Meaux,  caoaarom  ac- 

tionem  agerc  coepit,  Exinde  dum  pagom  urbis  in  hoc  officio  cir- 
cumirot,  in  quadam  villa  ab  Guerpino  intcrficitur.  Auf  diese  Stelle 
hat  schon  Waitz  aufmerksam  gemacht,  V.  G.  II  (2.  Aufl.)  S.  479.  Das- 
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Die  Gerichte  in  den  viel  und  YiHae  sind  dem  Gericht  in  der 

civitas  coordinirt. 

Für  die  kaiolingische  Zeit  setzen  uns  die  zahlreichen 
urkundlichen  Zeugnisse  in  den  Stand,  die  nämliche  Thatsache 
für  eine  Reihe  von  einzelnen  Gauen  zu  belegen. 

Im  Gau  von  Autun  Gericht  in  der  Gauhauptstadt 
Femer  Gericht  königlicher  missi  üher  Grundeigen  in  yiUa 
quae  didtnr  Monte,  ein  anderes  in  Botedino  rilla,  Grafen- 
gericht ül)er  Freiheit  in  Cronnaco  villa,  ein  anderes  in  l^up- 
tiaco  villa  in  mallo  pul)licü. 

Im  pagus  Oscarensis  Grafengericht  über  Grundeigen  Cam- 
panias  villa  in  mallo  publice.  Missalgericht  über  Grundeigen 
in  Luco  villa  in  mallo  publice,  eui  zweites  in  Gusagone,  ein 
drittes  in  mallo  publice  in  villa  quae  dicitur  Curtanonus.  **) 

Im  Gau  von  Poitiers  Gericht  in  Poitiers.  ^)  Missalgericht 
über  eine  Kaubklage  ad  illam  -^^)  silvam  prope  villam  Faiham. 
Vicegrafengericlit  über  Grundeigen  ad  Laudunum  Castrum,  ein 
anderes  in  Castro  Thoardnsi.  Grafengeric  ht  in  derselben  Sache 
ad  Columberum  Castrum,  ein  anderes  ad  Auriniacum  villa. 

Im  Gau  von  Gabors  Grafengericht  über  Grundeigen  in 
villa  quae  vocatur  Senmurum.  ^'^) 

selbe  erhellt  tos  Greg.  Tur.  Mir.  S.  Juliani  c.  16:  Graf  Bccco  von  Cler- 
mont  verliert  seinen  Habicht,  cum  actionos  ageret  publicas  et 
elatus  jactantia  miiltos  contra  jnstitiara  adgravaret.  —  Vgl.  die  ka- 
rolinj^ische  Umarboitmiff  von  Sirm.  29  (oben  Note  1;')),  nach  welcher 
das  Geriebt  ante  iolustrem  virum  illura,  d.  h.  vor  dem  Grafen  (oben 
S.  7  Note  45),  als  Gericht  wie  in  der  ciTitas,  io  in  mallo.  vel  vieo  ge- 
dacht wircU 

*>)  Oben  Kote  7. 

")  Pörard  p.  33  Nr.  12,  p.  34  Nr.  14  (a.  868),  Nr.  15  (a.  819),  p. 

85  Nr.  17  (a.  821). 

P^rard  p.  14  (a.  816),  p.  147  (a.  867),  p.  148  (a.  868),  p.  149 

(a.  870). 

«*)  Oben  Note  6. 

**)  Steht  für  den  bestimmten  Artikel. 

*^  Besly,  comtes  dePoicton  p.218  (a.d26).  Anhang  p.23  (a.  834?). 
GartnL  de  Beanliea  Nr.  37  (a.  870)  =  Vaisaette  II,  Nr.  95. 

18* 
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Im  Gau  von  Limoges  Vicegrafengericht  Uber  Gnindeigen 
apttd  vicum  qui  vocatur  Briva  in  mallo  puMico.^*) 

Im  (iau  von  Carcassonne  Gericht  in  Carcassonne. 
Vicargerichte  über  Gruudeigeu  iu  mallo  publico  in  Castro 
Ausona.  ^^). 

Im  Gau  Ton  Narbonne  Gericht  in  Narbonne.  Grafen- 
gericht Uber  Grandeigen  in  villa  Grispiano.  Geridit  eines 
missos  comitis  Uber  Grundeigen  in  viUa  Pegano,  ein  anderes 
in  giallo  pubUeo  ante  Castro  Menerba. 

Im  (iau  von  Eine  Gericht  in  Eine.  Gericht  ante  ju- 
(lices  in  mallo  publico  in  villa  Tagnane  territorio  Eleiiense. 

Im  Gau  von  Arles  Yicargericht  über  ein  Zollrecht  in 
Cadorosco  viUa.'^) 

Im  Gau  Yon  Nlmes  Gericht  in  Nlmes.*')  Vicegrafen- 
gericht in  mallo  publico  in  montem  Goticum,  valle  longa,  in 
loco  qui  dicitur  ad  fontem  Vesparia.  3')  Yicargericht  über 
Grundeigen  im  castellum  Andusie. 

In  karolingischer  Zeit  stehen  ebenso  wie  in  raerovingi- 
scher  die  vid  und  viUae  des  Gaus  als  Gerichtsstätten  neben 
der  Gauhauptstadt  Der  Graf  hat,  wie  in  merovingischer 
Zeit,  den  Gau  zu  bereisen,  wenn  et  Gericht  abhaljten  will. 
Dieselben  Gerichtsvorsitzenden,  Königsboten,  der  Graf  und  die 
Unterbeamten  des  Grafen  treten  in  den  Gerichten  der  vici 
und  villae  wie  in  den  Gerichten  der  (iauhauptstadt  auf. 

Die  karolingischen  Zeugnisse  setzen  uns  in  den  Stand, 

« 

Baluze,  hist.  Tatelensie  p.  348  (a.  8d8). 
**)  Oben  Note  12. 

>«)  Vaissette  II,  Nr.  143  (a.  898),  Nr.  168  (e.  918). 

»*)  Oben  Note  9. 

"  Vaissette  II,  Nr.  76  (a.  852),  Nr.  88  («.  862),  Nr.  98  (a.  873). 

üben  Note  13. 
•*)  Baluze,  Marca  Ilisp.  p.  7Ü8  Nr.  35  (a.  876). 
•»)  Cartul.  de  St.  Victor  Nr.  2U  (a.  845). 
**)  Oben  Note  10. 

"}  7or876,  nach  derZengenauasage  m  Minardi,  Nr.  1  (Preares  p.  10). 
M)  Mtoard  I,  Nr.  4  (a.  914),  Nr.  6  (a.  927). 
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ausserdem  den  Grund  dieser  Erscheinung  urkundlich  dar- 
zuthun. 

Der  yicus  Briva  ist  im  Vorigen  als  Gerichtsstätte  im 
Gau  von  Limoges  nachgewiesen.  Wir  wissen,  dass  der  vicus 
Briva  Mittelpunkt  der  vicaria  Brivensis  in  pago  Lemovicino 
ist.       Das  casti-um  Ausona  (Alzonne)  ist  Gerichtsstätte  im 

Gau  \vn  Carcassonne.  Wir  wissen,  dass  dem  Castrum  Ausona 
die  vicaria  Ausonensis  in  pago  Carcachensi  entspricht.  Das 
Castrum  Minerha  ist  Gerichtsstätte  im  Gau  von  Narhonne. 
Wir  wissen,  dass  von  dem  castmm  Minerba  ein  Untergau, 
suburbium  Minerbense  in  pago  Narbonensi,  seinen  Namen 
trägt.  Das  Castrum  Andnsie  ist  Gerichtsstätte  im  Gau  von 
Klmes.  Das  Castrum  Andusie  ist  zugleich  der  Hauptort  der 
aicis  (vicaria)  Andusiensis  in  pago  Nemausensi. 

Es  bedarf  der  weitereu  Belege  nicht.  Die  vici  und  villae 
stehen  in  karolingischer  wie  in  meroyingischer  Zeit  als  Ge- 
richtsstätten neben  der  Gauhauptstadt,  weil  sie  Hundert- 
schaftsmittelpunkte  sind.  Der  Graf  hat  m  seinem  Gau 
eine  Beihe  von  Gerichtsstätten  nebeu  einander  zu  verwalten,  weil 
er  soviel  Gericlitsstätten  zu  verwalten  liat,  als  sein  Gau  Hun- 
dertschaften in  sich  schliesst.  Die  (jiauhaui)tstadt  ist  für  die 
Gerichtsverwaltung  nicht  Gauhauptstadt,  sondern  lediglich 
Hundertschaftshauptstadt.  Die  vici  und  villae  als  Gerichts- 
stätten neben  der  civitas  repiäsenturen  die  Stellung,  welche 
der  Hundertschaftsverband  für  die  Gerichtsverfassung  gegen- 
über dem  Gauverband  behauptet.  Der  Gau  hat  für  die  Ge- 
richtsverwaltung keinen  einheitlichen  Mittelpunkt.  Wie  zur 
Zeit  der  Lex  Salica,  so  gehört  im  meroviugischeu,  und  ebenso 

••)  Oben  S.  206  Note  94. 
üben  S.  198.  212. 

**)  ZalOreiche  Belege  beiVaisseUe,  z.  B.  Vai88etteII.Nr.98(a.878): 
Daniel  abbate  -~  monasterii  (Caunenais),  cnjus  eeclesia  Sita  est  in  pago 
vel  territoiio  Narbonense,  snbnrbio  Minerbense.  Das  anbnrbium  Yen- 
U^onis  oder  Ventajoncnse  ist  mit  dem  saburbium  Bfinerbense  identisch. 

**)  M^nard  I  Nr.  4  (a.  914);  in  pago  Nemausense  in  gace  Anda- 
aiense.  Vgl.  oben  S.  211. 
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im  karolingischen  Reich  der  inalliis  nicht  der  Gau-,  sondern 
der  Hundertschaftsverfassung  au.  Die  Gerichtsstätteii 
sind  Uundertschaftsmalstätten. 

§.  u. 

Die  tierichtsversammlung. 

Die  ältere  Lehre,  welche  von  Rogge,  Maurer,  Savigny 
u.  A.,  und  hie  und  da  noch  von  neueren  Schriftstellern  ver- 
treten wird,  hält  die  ordentliche  Gerichtsversammlung  (unter 
dem  Vorsitz  des  Grafen)  schlecbtluui  für  eine  Versammlung 
aller  Gaudngesessenen,  d.  h.  für  eine  Oauversammlung.  ^) 
Erst  durch  Waitz  Ist  die  jetzt  herrschende  Lehre  begrün- 
det, welclie  zwischen  der  nierovingischen  und  karolingi- 
schen  Zeit  unterscheidet,  und  die  Gerichtsversanunlung  des 
merovingischen  Reichs  für  eiue  Hiiudertschaftsversammlung, 
die  ordentliche  Gerichtsversammlnng  des  karolingischen  Reichs 
(unter  Vorsitz  des  Grafen)  dagegen  für  eine  Gauversammlung 
erklärt.*)  Eichhorn')  im(|  vornehmlich  Thudichum^)  ver- 
treten die  entgegengesetzte  Ansicht,  nach  welcher  die  Gerichts- 
versaiinnlung  wahrend  der  ganzen  Dauer  des  fränkischen 
Reichs  Ilundertschaftsversanmdung  ist.  PMchhorn  hat  seine 
Behauptung  aufSgestellt  ohne  sie  zu  hegründen.  Thudichum 
hat  seine  Belege  vornehmlich  den  Quellen  des  späteren  Mittel- 
alters entnommen.  Es  fehlt  noch  eine  genauere  Untersuchung 

')  Vgl.  Rogge,  Gerichtswesen  S.  45.  46.  51.  Maurer  Gerichtsverf. 
S.  76.  V.  Savigny  Röm.  R.  im  M.  A.  I,  S.  240.  2ö0.  Par<lossu8,  Loi 
Salique  p.  571.  579.  Schaffner,  Gesch.  d.  Rechtsverf.  Frankreichs  I, 
S.  349.  Unger,  Landst&nde  I,  S.  49.  Zöpfl  R.  G.  S.  425.  428.  443. 
Daniels  Handbuch  I,  S.  655.  Gierke  S.  211. 

>)  Waita  V.G.  U  (2.  Aafl.)  S.49öff.IT,  8.312. 313,  vgl  I,  S.316. 
328.  888.  Roth,  in  Schletter's  Jahrbachern  d.  deutsch.  Rechtswiss.  n. 
Gesetzgebung  VII  (1861)  S.  238  ff.  Pcrnicc,  Grafen  8.  189  Walter 
R.  G.  §.  98.  102.  V.  Schult»^  R.  G.  S.  110.  —  Ans&tse  au  dieser  Auf- 
fassung hat  bereits  Woiske,  Gründl.  S.  66.  • 

•)  R.  G.  I,  S.  393  ff.  399. 

*)  Gau-  und  Markverf.  S.  82  ff. 
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der  karolingiflchen  Gapitiilarien,  welche  an  dieser  Stelle  allein 

den  Ausschlag  gel)en  kann.  Es  wird  sich  zeigen,  dass  die 
mer()viii,*jjischen  wie  die  karolingisclieu  Zeuj2:nissc  über  die 
Beantwoi-tung  der  vorliegenden  Frage  keinerlei  Zweifel  lassen. 

Für  die  merovingische  Zeit  ist  eine  Marculfische  Formel 
entscheidend.  Der  König  giebt,  in  Folge  des  durch  Abtre-  • 
tong  eines  Beichs  an  seinen  Sohn  veranlassten  Thronwechsels, 
den  ^mmtlichen  Grafen  dieses  Reichs  auf,  ihre  pagenses  in 
Gegenwart  des  königlichen  missus  zur  Ableistung  des  Unter- 
thaneneides  (Fidelitätseides)  zu  vensiiiiimeln.  •')  Marc.  I,  10 
(Eoz.  1)  giebt  die  Formel  für  das  an  jeden  Grafen  einzeln 
ausgefertigte  königliche  praeceptum: 

lile  rex  ille  comis.  jubemus,  ut  omnis  pagensis 

vestros,  tarn  Francos,  Bomanos  vel  reliqua  natione 
degentibus,  bannire  et  locis  congruis  per  civi- 
tates,   vicos   et  castella  congregarc  faciatis, 
quatenus  praoscnte  niisso  nostro  —  fidelitatem  — 
debeant  promittere  et  coiyurare. 
Der  Graf  hat  nicht  eine  Versammhing  für  den  ganzen  Gau, 
sondern  eme  Reihe  Yon  Versammlungen  „an  geeigneten  Orten^* 
abzuhalten.  Die  vici  und  casteUa  stehen  als  Yersammlungs- 
mittelpunkte  neben  der  civitas.   Aus  dem  Vorigen  (g.  10) 
ergicbt  sicli  oliiie  Weiteres,  dass  die  Versammlungsmittelpunkte 
Huudertseliaftsiuittelpuukte  sind.  Aus  der  Formel  selber  wird 
zugleich  klar,  dass  an  der  Hundert^'^chaftsmalstätte  nicht  eine 
Gau-,  sondern  lediglich  eine  Hundertschaftsversammlung  ab- 
gehalten wird*  Es  giebt  im  merovingischen  Reich  keine  Ver- 
sammlung aller  Gaueingesessenen.  Gäbe  es  eine  Gauversamm- 
lung,  so  würde  sicherlich  diese,  und  nicht  die  Reihe  von  ein- 
zelnen Hundertschaftsversammlungeu  zur  Ableistung  des  Unter- 
thaueneides  versammelt  sein.  ^) 

»)  Vgl.  Roth  B.  W.  S.  279. 

•)  Die  nämliche  Schlussfolgerung  hat  auf  Grund  der  citirten  Formel 
schon  Roth,  Schletters  Jahrb.  YII,  S.  239  gemacht:  aus  Marc.  I,  40 
„lässt  Bich  mit  Bestimmiheit  entnehmeo,  daas  aUgemeine  Ganversamm-  • 
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Wenn  m{>glich  noch  unsweidentiger  er^^ben  die  karolin^ 

gischen  Quellen  das  gleiche  Resultat. 

Karl  d.  Gr.  schickt  im  Jahr  780,  gleich  dem  König  des 
ineroviDgischen  Reichs,  seine  missi  aus,  um  „nach  altem  Her- 
komm^*^  (ex  antiqua  consuetudine)  von  allen  Unterthanen 
den  Unterthaneneid  zn  empfongen.  In  der  Instruction  f&r 
seine  Gesandten  heisst  es  c  2*0: 

concta®)  generalitas  popuU  —  qni  ad  placita  venis- 
sent  —  onnies  jurent,   et  nomina  vel  numerum  de 
ipsis  qui  juraverunt  ipsi  missi  ^)  in  brebem  secum 
adportent,  et  comites  similiter,  de  singulis  centi- 
nies  semoti,      tarn  de  illos  qni  infra  pago  nati 
sunt,  pagensaies  fuerint,  quamque  et  de  Ulis  qui 
aliunde  in  bassallatico  commendati  sunt. 
Die  missi  und  die  Grafen  sollen  Protokolle  (brevia)  über 
Namen  und  Zahl  der  Vereidigten  führen,  und  zwar  de  sin- 
gulis centinies  (für:  centenis)  semoti,  „für  jede  Hundertschaft 
besonders."  £s  wird  nicht  ein  YereidigungsprotokoU  für  die 

Innt^en  damals  nicht  einjTeführt  waren ,  indem  sonst  die  Unterlassung 
einer  Vereinigung  zu  einer  so  wichtigen  öffentlichen  Handlung  wie  der 
Huldigung  kaum  erklärlich  wäre,"  und  hat  Waitz  V.  G.  H  (2.  Aufl.) 
8.  479  Note  6  Bich  dieser  Ausfahrang  angeschlossen. 

*)  Bei  Perts  I,  p.  51  als  Cap.  Langob.  a.  786  o.  7.  Dass  mit  c.  6 
ein  neues,  für  das  ganze  Befoh  erlassenes  Gapitulare  missonim  beginnt, 
hat  Boretius,  Capit.  S.  lao  IT.  (▼§!.  auch  Waitz  V.  G.  III,  8.  251 
Note  1)  gezeigt.  Roretius  setzte  a.  a.  0.  diese  Gesandteninstruction 
in  das  Jahr  792,  ist  aber  jetzt  (bei  Pertz  IV,  p.  XLVH  not.  13)  nach 
den  Ausführungen  von  Abel,  Karl  d.  Gr,  (in  den  Jahrbüchern  d.  deutsch. 
Gesch.)  I,  S.  434  ff.,  zu  der  Ansicht  von  Portz  und  Waitz,  welche 
das  Jahr  786  aonehmen,  zurückgekehrt,  während  Sickel,  Regesten 
8.  S72  gegen  Abel  an  der  froheren  Ansidit  Ton  Boretius  festhält. 

*)  So  ist  flir  cunetas  zu  verbessern. 

*)  So  ist  für  ipsis  missis  zu  verbessern. 

i<»)  So  die  glückliche  Eraendatlon  Sickel's,  Regesten  S.  278,  statt 
des  Textes  bei  Pertz:  de  singulis  centini  esse  noti.  Mit  dieser  Emen- 
dation ergiebt  sich  zugleich  die  im  Text  gegebene  Interpunktion.  Die 
Worte  de  sing,  cent.  srm.  beziehen  sich  auf  das  voraufgehende,  bei 
Pertz  durch  einen  Punkt  getrennte,  in  brebem  secum  adportent.  — Die 
weitere  Erltotening  der  Stelle  s.  unten  §.  14. 
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ganze  Grafechaft  aafgenommen,  sondern  so  viele  Yereidigungs- 

protokolle  als  die  Grafschaft  Hundertschaften  zählt.  Das 
Vereidigungsversatiimlimgsprotolvoll  ist  Hiindertschaftsversamm- 
lungsprotokoll.  Nicht  eine  Gauversammlung,  sondern  die  ein- 
zelnen Hundertschaftsversammlungen  werden  nach  der  Reihe 
locis  eongruis,  an  ihren  altherkönunlichen  Malstätten,  wie  im 
merovingischen,  so  im  karolingiscfaen  Beich  vom  Grafen  und 
missns  berufen.  Wie  im  merovingischen,  so  giebt  es  auch  im 
karolingischen Reich  keine  Vei'sammlunfr  aller  Gaueingessenen. 

Vierzig  Jahre  später  schickt  Ludwig  d.  Fr.  seine  uiissi 
zugleich  zur  Eidesabaahme  und  zur  Heermusterung  in  das 
Reich. 

Gap.  Wormat  a.  829.  cap.  miss.  c.  5  (Pertz  I,  p.  354)  : 
Volumus — ut  missi  nostri  diligenter  inquirant,  quanti 
liberi  homines  in  singnlls  comitatibus  maneant  —  et 
haec  ratio  examinetur  per  singulas  centcnas,  ut 
veraciter  sciant  atque  describant  qui  in  exercitalem 
ire  possunt  expeditiouem  — .  £t  qui  necdum  nobis 
fidelitatem  promiserunt,  cum  sacramento  nobis  fideli- 
tatem  promittere  faciant. 

Wie  die  Vereidigungsversammlung,  so  ist  die  Heermusterungs- 
versammlung Hundertschaftsversammlung. 

Noch  weitere  vierzig  Jahie  später  verordnet  Karl  der 
Kahle  die  dfifentliche  Verkündigung  des  Edicts  von  Quierzy 
V.  J.  861  mit  den  Worten: 

Haue  autem  nostram  —  constitntionem  —  et  in  pa- 

latio  nostro  et  in  civitatibus  et  in  mallis  atque 
in  placitis  scu  in  mercatis  relegi,  adcognitari  et 
observari  maudamus. 


Eine  Handschrift  des  Capitulars  hat  einen  abweichenden  Text. 

Edict.  Carisiac.  a.  8()1  (Pertz  I,  p.  477).—  Vgl.  Cap.  Aquisgran. 
a.  805  pr.  (Pertz  I,  p.  130).  Cap.  Aquisgran.  a.  825  c.  6  (p.  246).  Cap. 
Cari^ac.  a.  857  e.  2—4  (p.  452).  Adnant.  Car.  C.  a.  857  (p.  466).  Edict 
Fiat  a.  864  c  8.  86  (p.  488  498). 
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Bas  Gesetz  soll  in  „Stadien,  Gerichtsstätten ^s)  und  Ifiirk- 

ten"  dem  gesanimten  Volk  zur  Kunde  gebracht  werden.  Die 
(jerichtsstütten  und  Märkte  stehen  wie  in  den  friilicren  Zeug- 
nissen die  viel  und  villae  neben  der  civitas.  Das  Gesetz  kann 
nicht  für  die  ganze  Grafschaft  durch  einen  Act  bekannt  ge- 
macht werden.  Das  Gesetz  ist  an  den  einzelnen  Hundert- 
scbaftsmalstätten  den  einzelnen  Hnndertschafksversammlongen 
zu  pnbliciren. 

Die  aufgeführten  Zeugnisse  haben  für  die  ganze  Dauer 
des  karolingisch  fränkisclien  Reichs  die  Nichtexistenz  einer 
Gauversamnilung  nachgewiesen.  Weil  es  keine  Gauversamiu- 
lung  giebt,  ninnnt  die  Leistung  des  Unterthaneneides ,  die 
Heermusterung,  die  Verkündigung  von  Gesetzen  die  Hund  er  t- 
B  chaf tSYersammlnng  in  Anbruch. 

Es  ergiebt  sich  jetzt  von  selber  das  Verständniss  anderer 
karolingischcr  QucllenzeugnissC,  welche  zum  Tiieil  als  Gegen- 
argument gegen  das  vorige  Resultat  aufgeführt  sind. 

Im  Jahr  854  hatte  Karl  der  Kahle  seine  missi  ausge- 
sandt, um  sieb  von  seinen  Unterthanen  den  Unterthanen- 
eid  leisten  zu  lassen.  Nur  Diejenigen,  welcbe  bereits' ge- 
schworen hatten,  sollten  von  der  Eidesleistung  befreit  sein.^*) 
Die  Ausführung  sdner  Verordnung  erMtert  ebi  auf  uns  ge- 
kommenes Protokoll  ^): 

Anno  incarnationis  Domini  B54.  5.  Nonas  Julias  in 
mallo  Bemis  isti  juraverunt,  quod  juratam  habuissent 
fidelitatem.  Isti  juraverunt  antiquitus:  17  Namen. 
Isti  juraverunt  fidelitatem:  47  Namen. 

Die  schon  für  eine  Hundertschaftsversammlung  geringe  Zahl 
der  Namen     schliesst  jeden  Gedanken  an  eine  Gauversamm- 

Mallis  und  plaritis  scheint  tautologisch  noben  einander  zu  stehen, 
80  dass  placitum  an  dieser  Stelle,  gleich  mallus  (oben  §.  4c),  wie  das 
Gericht,  so  die  Gerichtsstätte  hedeutet. 

")  Gar.  C.  Gap.  miss.  a.  854  c.  13  (Pertz  I,  p.  429). 
")  Pertz  I,  p.  429. 

Die  (174  Kamen  sUdende)  Liste  beiPerts  I,  p.  252  (aasUalien) 
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lung  auB.   Wie  nster  Karl  d.  Gr.,  so  werden  unter  Karl  dem 

Kahlen  die  Vereidigungspi-otokolle  nach  Hundertschaften  auf- 
genommen, weil  die  Vereidigungsversanimlungen  Ilundert- 
schaftsversammlungen  sind.  Auch  die  (lauhauptstadt  ist  für 
die  Volksversammlung  nur  Hundertschaftsmittelpunkt. 

Im  Jahr  803  beauftragte  Karl  d.  Gr.  seine  missi,  zu  den 
von  ihm  erlassenen  Capitula  legibus  addenda  die  Zustimmung 
des  Volks  einzuholen.  Ein  Protokoll  über  eine  zu  diesem 
Zweck  abgehaltene  Volksversaiiindung  ist  uns  erhalten  ^^): 

—  capitula  legis  —  facta  —  sunt  et  consignata  Ste- 
phano  comiti,  ut  haec  manifesta  fedsset  in  civitate 
Parisius  mallo  publico,  et  ipssk  legere  fecisset  co- 
ram  illis")  sc a bin  eis;  quod  ita  et  fecit.  Et  om- 
nes  in  uno  consenserunt,  quod  ipsi  yoluissent  omni 
tempore  observare  — ;  etiam  omnes  scabinei,  epis- 
copi,  abbatis,  comitis  manu  prupria  subter  fir- 
maverunt. 

Die  herrschende  Meinung  nimmt  diese  Versamndung  ohne 
Weiteres  für  eine  Gau-  oder  Provinzialversammlung,^^)  augen- 
scheinlich in  Hinblick  auf  die  Bischöfe,  Aebte  und  Grafen, 
welche  derselben  beiwohnen.    Das  Zeugniss  selber  aber  er- 

giebt,  dass  nicht  diese  Würdenträger,  sondern  die  Schöffen 
von  Paris  die  Träger  der  Vei*saninilung  sind.  Die  Schöllen 
ssind  für  die  einzelne  Hundertscliait  bestellt. Wir  bedürfen 
kaum  der  Bezugnahme  auf  die  im  Vorigen  gewonnenen  Be- 


ist  wahrscheinlich  gleichfalls  ein  Protokoll  über  Ableistung  des  Unter- 
tliuneneides.  Unter  den  Schwörenden  werden  zwei  Gastalden  und  zwei 
Scabinen  genannt  Vgl.  Sickel,  Rcgeaten  S.  273. 

Gap.  nÜBB.  a.  803  c.  19  (Pertz  I,  p.  115):  üt  popolus  interroge- 
tor  de  capitnUs  qnae  hi  lege  noTiter  addita  sont  —  YgL  Boretius 
S.  79-83. 

Pertz  I,  p.  112. 

Steht  für  den  bestimmten  Artikel. 
«»)  So  Waitz  V.  G.  UI,  S.  2b5.  508.  IV,  S.  313.   Walter  R.  G. 
§.  149.   Boretius  S.  79. 
»)  Unten  §.  17  a.  £. 
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sultate,  um  zu  erhärten,  dass  wie  unter  Karl  dem  Kahlen,  so 
unter  Karl  d.  Gr.  die  VerkUiKlijriino:  und  Acclamation  der 
Gesetze  die  Uundertschaftsversammluug  in  Anspruch  nimmt. 

Karl  der  Kahle  verfugt  im  Jahr  857,  dass,  um  dem 
Räuberunwesen  ein  Ende  zu  machen,  überall  im  Beich  die 

Strafen  fielst! iclicn  und  eltlichen  Rechts  für  Raub  und  Ge- 
waltthat  unter  gleichzeitiger  Androhung  des  Königshannes 
verkündet  werden  sollen.  Zu  diesem  Zweck  sollen  Volksver- 
sammlungen abgehalten  werden: 

episoopi  quoque  in  suis  parochüs,  et  missi  in  iUomm 
missatids,  comitesque  in  illorum  comitatibus 
pariter  placita  teneant,  quo  omnes  rei  publicae  mi- 
nistri,  et  vassi  doniinici,  oninesque  quicumque  vel 
quorumcumque  honnnes  in  eisdem  parochüs  vel 
comitatibus  commanent,  sine  ulla  personarum 
exceptione  —  conveniant.^^) 
Noch  in  demselben  Jahr  wird  die  Verfügung  wiederholt: 

per  omne  re^num  nostrum  episcopi  et  missi  nostri 
ac  comites  in  singulis  parochüs  ac  comitati- 
bus placita  teneant,  et  ad  illa  placita  omnis 
homo  qui  placitum  custodire  dehet  et  in  illis 
comitatibus  commanet,  sine  exceptione  —  con- 
veniat") 

Both'^)  hat  die  erste  Stelle  angeführt,  um  allgemeine  Gan- 
versammlungen für  die  karolingische  Zeit  nachzuweisen.  Die 

Beweiskraft  der  Stelle  wird  jedoch  durch  den  ausser  Zwei- 
fel stehenden  Umstand  beseitigt,  dass  die  Biscluife,  welche 
in  ihren  Diöcesen,  wie  die  Grafen  in  ihren  Grafschaften,  das 
Volk  berufen  sollen,  dennoch  nicht  eine  Diöcesanversammlung, 
sondern  eine  Reihe  von  Versammlungen  in  den  Sprengein  der 
einzelnen  Taufkurchen  (Deeanieen)  abzuhalten  haben.  Wir 


")  Cap.  Carisiflr.  a.  857  c.  2  (Pertj;  I,  p.  452). 
")  Adnunt.  Karoli  a.  857  (Pertz  I,  p,  456). 
Schleuers  Jahrb.  VU,  IS.  239. 
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wissen  gerade  aus  kandingischen  Zeagiufisen  bestimmt,  dass 
das  circumire  parochlam  die  Aufgabe  des  Bischöfe  ist,  weon 

er  den  Sendgerichten,  in  denen  er  seine  Gemeinde,  Laien  wie 
Cleriker,  um  sich  versammelt,  Vorsitzen  will.  Wenn  die 
Worte :  Die  Bischöfe  sollen  in  ihren  Diücesen  Versammlungen 
halten,  zu  denen  jeder  Eingesessene  der  Diöces  zu  erscheinen 
verpflichtet  ist,  dennoch  keine  Diöcesanversammlung  bedeuten, 
so  ergiebt  sich  ebenso,  dass  unter  der  anderen  Verfügung: 
die  Grafen  sollen  in  ihren  Grafschaften  Versammlungen  halten, 
zu  denen  jeder  Eingesessene  der  Grafschaft  zu  erscheinen  ver- 
pflichtet ist,  nicht  nothweudig  Grafschafts-,  d.  h.  Gauversamm- 
lungen zu  verstehen  sind.  Vielmehr  legt  die  Gleichstellung 
mit  den  Bischöfen  die  andere  Anschauung  nahe,  dass  auch 
der  Graf  in  seiner  Gra£Bchaft  eine  Beihe  von  Versamm- 
lungen abzuhalten  hat  Alle,  welche  in  der  Gra&ehaft  einge- 
sessen sind,  sind  verpflichtet,  zu  den  Versammlungen  zu  er- 
scheinen, welche  der  Graf  in  seiner  Grafschaft,  nämlich  für 
die  einzelnen  Hundertschaften  beruft.  Der  Wortlaut  der  Stelle 
ist  mit  der  letzteren  Auffassung  vollständig  vereinbar.  ^*^)  Dass 
dieselbe  die  einzig  mögliche  ist,  geht  aus  den  obigen  Zeug- 
nissen hervor. 

Die  Hundertschaftsversammlung  ist  die  ein- 
zige Volksversammlung  im  fränkischen  Reich. 

Es  versteht  sich  von  selber,  dass  mit  diesem  Besultat 
zugleich  die  Beantwortung  der  für  die  Gerichtsverfassung  auf- 
geworfenen Frage  gegeben  ist 

Die  im  Vorigen  aufgeführten  Zeugnisse  nehmen  selber 

unmittelbar  auf  die  Gerichtsverfassung  Bezug.     Die  Vereidi- 

**)  Tgl.  Dove  in  seiner  und  Friedbergs  Zeitsclir.  f.  Eirdienr.  17, 
S.  16  iF. 

")  Vgl.  (lio  Ausdrucksweise  des  Capitulars  von  Ludwig  d.  Fr.,  oben 
S.  281:  missi  iiiquirant,  quanti  liberi  bomines  in  singulis  comitatibus 
maneant.  Auch  hier  würden  die  Worte  au  sich  die  Auffassung  der 
Heermusterungsversammlung  als  einer  Grafschaftsvcrsanuiilung  zulassen. 
Doch  zeigen  die  folgenden  Worte :  examinetur  per  sing,  centenas,  dass 
das  Gegentheil  gemeint  ist 
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gung  in  Beuna  findet  statt  in  niaUo  Bonis,  ,|in  der  Geridits- 
yersammlung  zu  Reims";  die  Verlesong  der  Gesetze  in  Paris 

in  civitate  Parisius  mallo  publice,  „in  der  öffentlichen  Gerichts- 
versammlung der  Stadt  Paris",  coram  scabincis,  „vor  den  Ge- 
richtsschüffen."  '^"^J  Karl  d.  Gr.  verlangt  im  Jahr  786  das 
Ei'scheinen  auf  der  Yereidigungsversammlung  von  cuneta-  ge- 
neralitas  popali,  qni  ad  placita  venissent.  Ebenso  Karl 
der  Kahle  im  Jahr  857  für  die  Verkündigung  der  Strafen 
gegen  die  Räuber  das  Erseheinen  Yon  omnis  homo  qui  pla- 
citura  custodire  debet.  Die  Gerichts  Pflichtigen  werden 
zur  Vereidigung,  zur  Ileermusterung,  zur  Gesetzverkündigung 
entboten.  Die  Gerichts  Versammlungen  sind  die  Vereidi- 
gungs-,  Musterungs*,  Publicationsversammlnngen. 

Wir  können  den  so  eben  gewonnenen  Satz  ohne  Wdteres 
dahin  foimuüren:  Bie  Gerichtsversammlung  ist  die 
einzige  Volksyersammlnng  im  fränkischen  Reich. 

Gerade  den  letzteren  Satz  spricht  fast  unmittelbar  ein  Ca- 
pitular  aus,  welches  zugleich  die  Stellung  der  Hundertschafts- 
versammlung zu  den  öffentlichen  Aufgaben  überhaupt  klar  stellt 

Cap.  Car.  M.  a.  769—771  c,  12  (Pertz  I,  p.  33):  üt 

ad  malhüu  venire  nemo  tardet,  primum  circa  aestatem, 
secundo  circa  autumnum.  Ad  alia  vcro  placita,  si  ne- 
cessitas  fuerit,  vel  denuntiatio  regis  urgeat,  vocatus 
venire  nemo  tardet. 
Es  werden  hier  drei  Arten  von  Gerichtsversammlnngen  unter- 
schieden. Zunächst  die  ungebotenen  Gerichtsversammlungen, 
ein  Mal  im  Sommer,  ein  Mal  im  Herbst.     Andererseits  die 
gebotenen  Gerichte  (vocatus),  und  zwar  entweder  si  necessitas 
fuerit,  „wenn  das  hundcrtschaftsverfassungsmässige  Bedürfniss 
es  fordert'',  auf  Aufgebot  des  ordentlichen  Beamten,  d.  h.  ins- 
besondere des  Grafen,  oder  ohne  necessitas  auf  unmittelbares 
Aufgebot  durch  den  König. 


*'')  Vgl.  oben  §.  4. 

*•)  Vgl  Aber  diese  Stelle  unten  §.  17  i.  Anf. 
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Die  Blmmtliclien  Fälle,  toh  dmea  im  Vorigen  die  Rede 
gewesen  ist,  die  Berufung  der  Hundertflchaften  zur  Vereidi- 
gung, zurlleermusterung,  zur  Gesetzvei  kiindigung,  sindsämnit- 
lich  Fälle  der  Berufung  der  Hundertschaftsversaminluiig  ohne 
necessitas.  In  den  sämintlichen  aufgeführten  Fällen  werden 
die  Uimderfcschaften  auf  unmiUelbares  königliches  Aufgebot 
Teraammelt,  und  wd  zogleich  in  sämmtMchen  Fällen  durch 
einen  königlichen  SpeclalbevoltanXchtlgten  die  königliche  Voll- 
gewalt an  der  Gerichtsstätte  vertreten. 

Das  dtirte  Capitular  und  die  vorhin  au^eführten  Zeug- 
nisse dienen  sich  gegenseitig  zur  Erläuterung.  Das  citirte 
Capitular  spricht  direct  aus,  dass  die  Volksversammlung  auf 
unmittelbare  denuntiatio  regis  eine  dritte  Art  der  Gericht s- 

versanniilung  ist  (ad  mallum  venire  nemo  tardet),  dass  die 
Gerichts  Versammlung  zum  Zweck  der  Vereidigung,  Heer- 
musterung, Gesetzesverkündigung  berufen  wird,  d.  h.  dass  die 
Gerichts  Versammlung  die  einzige  Volksversammlung  des 
fränkischen  öffentlichen  Rechts  ist 

Das  citirte  Capitular  setzt  femer  die  Gerichtsvcrsammlung 
an  der  nämliclieu  Stelle,  an  welcher  die  vorigen  Zeugnisse  die 
Hundertschaftsversammlung  setzen.  Die  karolingische  Gesetzge- 
bung identificirt  die  Gerichts-  und  die  Hundert- 
schaftsv er  Sammlung. 

Es  mag  noch  hingewiesen  werden  auf  das  Aachener  Ca- 
pitular V.  J.  813  c.  8  (Pertz  I,  p.  188): 

Ut  vicaiii  luparios  habeant,  unusquisque  in  suo 
ministerio  duos,  —  Et  nnusquisque  de  bis  qui  in 
illo  ministerio  placitum  custodiunt,*  detor 

(für:  det)  eis  modium  unum  de  annona. 

Den  Dingpflichtigen  soll  die  Unterhaltung  der  Wolfsjäger  ihres 
Sprengeis  obliegen.  Die  Dingpflichtigen  sind  dingpflichtig  in 
illo  ministerio,  in  dem  Amtssprengel  desVicars.  Die  Dingpflich- 
tigen sind  dingpflichtig  in  der  Hundertschaft.  Die  Ver- 
sammlung der  Gerichtspflichtigen  ist  Hundertschaftsversammlnng. 
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288  Veifitttang  des  fräokitchea  Reichs. 

Diesen  Beweisgründen  gegenüber  «^scheinen  die  Argumente, 
welche  für  die  Existenz  von  GauYersammlangen,  und  insbe- 
sondere von  Gaugerichtsversammlungen  in  karolingischer  Zeit 

aufgeführt  sind,  ohne  Gewicht. 

Waitz^»)  hält  die  tria  placita  generalia,  welche  Karl 
d,  Gr.  elDgefUhrt  hat^<>),  füi'  allgeiueiue  Gauversammlungen. 
Dass  dieser  Ausdruck  als  solcher  nicht  eine  Gauversammlung, 
sondern  lediglich  das  YoUgericht,  d.  h.  das  von  allen  Ding- 
pflichtigen (der  Hundertschaft)  besuchte  Gericht  im  Gegensatz 
zum  Schöffengericht  bezeichnet,  hat  schon  Thudichnm*^) 
bemerkt.  Das  Gesetz  Karls  d.  Gr.  ül)er  die  tria  placita  ge- 
neralia  hat  zugleich  die  Scabinen  in  die  fränkische  Geridits- 
verfassuug  eingeführt,  und  findet  sich  die  damit  gegebene  Neue- 
rung, dass  die  übrigen  Diugpflichtigen  (ausser  den  Scabinen) 
nur  zu  den  drei  Yollgerichten  zu  erscheinen  brauchen,  häufig 
genug  in  der  karolingisch^  Gesetzgebung,  in  der  frankischen 
wie  in  der  italischen,  wiederholt.  Der  anderen  Neuerung  da- 
gegen, welche  nach  Waitz  mit  jenem  Gesetz  verbunden  ge- 
wesen sein  soll,  der  Einführung  von  Gauversammlungen  als  Ge- 
richtsversammlungen anstatt  der  bisher  ausschliesslich  üblichen 
Hundertschaftsversammlungen,  geschieht  nirgends  ausdrüdc- 
liche  firwähnung.  '  Die  karolingische  Gesetzgebung  ist  nicht 
karg  mit  Bestinmiungen  über  die  Ton  ihr  neuhervorgebrachten 
Einrichtungen.  Das  Beneficialwesen ,  das  Seniorat,  die  Sca- 
binenvcrfassung  können  wir  schon  daran  als  specifisch  karo- 
lingisch  erkennen,  dass  hier  immer  und  immer  wieder  aufs 
Neue  die  nämlichen  Bestimmungen  vom  Gesetzgeber  betont 
und  eingeschärft  werden.  Von  der  karolingischen  Gesetz- 
gebung würde  die  Einberufung  von  Gau  Versammlungen  nicht 
durch  das  blosse  Wort:  tria  placita  generalia  verfügt  wor- 
den sein.    Die  Einberufung  von  Gauversammlungen  spielt 

*•)  V.  G.  IV,  S.  312.  313.  Ebenso  die  sämmtlichen  in  Note  1.  2 
citirten  Schriftsteller. 

«•)  Vgl.  outen  §.  16.  17. 
Gau-  und  Mark?eif.  S.  100. 
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keine  Rolle  in  den  karolingischen  Gesetzen.  Das  Schweigen 

der  karolingischen  Capitulaiien  ist  an  sich  schon  im  Stande, 
den  Gegenbeweis  gegen  die  von  Waitz  begründete  Ansicht 
zu  erbringen. 

Waitz  beruft  sich  femer  auf  die  Namen  concilium  und 
conventus  publicus,  die  in  karolingischer  Zeit  für  das  Grafen- 
gericht b^egnen.  Es  kann  nicht  zugegeben  werden,  dass 
diese  Bezeichnungen  „auf  grössere  Versammlungen  schliessen 

lassen",  da  dieselben  ihrem  Wortsinn  nach  mit  mallus  pul>li- 
cus,  d,  h.  mit  dem  Ausdruck,  welcher  seit  der  Lex  Saliai 
technisch  die  Hundei-tschaftsversaminlung  bezeichuet,  völlig 
gleichbedeutend  sind. 

Waitz  beruft  sich  ausserdem  auf  die  Natur  einzelner 
Geschäfte,  welche  auf  der  Volksyersammlung  yorgenommen 
werden.  Dieselben,  namentlich  die  .,Beschlussfassiingen  über 
Aenderungen  des  privaten  Rechts",  sclieinen  ihm  ,,eine  allge- 
meine Versammlung  vorauszusetzen."  Es  ist  im  Vorigen  ge- 
zeigt, dass  nach  dem  positiven  Zeugniss  der  karolingischen 
Capitnlarien  zur  Vereidigung,  Heermusterung  und  Gesetzver- 
kündigung  die  Hundertschaftsrersammlung  berufen  wird. 

Waitz  führt  an,  dass  ..wiederholt  mehrere  Grafen  ge- 
meinschaftlich Gericht  halten;  es  müsste  ]>efremden,  wenn 
dies  der  Fall  gewesen,  mid  nicht  auch  für  den  ganzen  Amts- 
beziik  eines  Grafen  ein  solches  hätte  statttindeu  sollen." 
Diese  Schlussfolgemng  ruht  auf  der  Prämisse,  dass  eine  Ge- 
riehtsversanmilung  unter  Vorsitz  mehrerer  Grafen  Gerichtsver- 
sammlung der  sämmtlichen  Eingesessenen  der  verschiedenen 

Grafechaften  sei,  wofür  keinerlei  Anhaltspunkte  gegeben 
sind. 


Der  Vorsitz  mehrerer  Grafen  (ohne  Missalqualität)  findet  sich  fast 

nur  in  Baiern  und ItaHen,Tgl.  Waitz  V.G. IV, S. 345.  FickerT,S.227.  Der 
Fall  aus  Frankreich,  welchen  Waitz  a.a.O.  S.  346  Note  1  anführt,  fällt 
nicht  unter  den  obigen  Gesichtspunkt,  da  es  sich  hier  nicht  um  ein 
Volksfrericht,  sondern  um  einen  von  den  proceros  alifrehaltenf n  Land- 
tag handelt.    Pihenso  ist  die  von  Waitz  S.  344  I^ote  3  citirte  btelle 

Sohm,  Altdeutsche  KeichB-  und  Oerichtaverfassung.  I.  19 
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Die  Verfassang  des  fränkischen  Reichs. 


Wichtiger  scheint  es,  wenn  Waitz  hervorhebt,  dass  ur- 
kundlich ..wonifistciis  ciniual"  eine  Gauversaiiniiliinp^  als  Ge- 
liclitsvejsainiiilung  begegne.  Waitz  citirt  Dronke  cod.  dipl. 
Fuld.  Nr.  456  (a.  825);  (actus  est  publicus  conventus  Poppo- 
nis  comitis  et  totius  comitatus  ejus  in  termüiis  villae  G. 
Ein  Blick  in  die  Urkunde  zeigt  indessen,  dass  dieselbe  für 
unsere  Frage  beweisunkiUftig  ist.  8ie  fährt  fort:  facta  est 
*exqiiisitio  magna  in  codem  conventu  de  tcruiinis  niona- 
sterii  II.  Die  säninitlichen  Grafscliaftsinnirescssonen  sind  iiiclit 
als  Dingpflichtige,  sondern  als  Inqlli^iti()nszeugen  versammelt. 
Die  Grafschafts  versammlang  ist  als  solche  nicht  Gerichtsver- 
sammlung.  Fälle  dieser  Art  lassen  sich  zahlreich  noch  anderwei- 
tig nachweisen.  Königliche  missi  versammeln  im  Beginn  des  9. 
Jahrhunderts  in  einem  Gericht  in  yilla  quae  dicitur  in  Monte  die 
pagensesderCirafsrliaft  von  Autun(fecenintibi  venire  ipsos  pagen- 
ses  no])iliores  et  caeteros  quampUiics  de  jam  dicto  comitatu), 
um  dieselben  als  IiKpiisitioDSzeugen  über  die  villa  Patriciaeus 
zu  yemehmen  (et  fecerunt  requistum,  ut  veritatem  dixis- 
sent  de  villa  P.)."')  In  Alamannien  findet  sich  mehrfech  die 
Berufung  von  Eingesessenen  dreier  Grafschaften  zu  dem 
gleichen  Zweck. Karl  d.  Gr.  berief  um  das  Jahr  782 


aus  dem  Aachener  Capitulnr  v.  J.  812  nicht  hierher  zu  beziehen,  da  sie 
gleichfalls  nicht  von  dem  Vorsitz  moliroror  rrrafon  im  Volksgericht, 
sondern  von  der  Vereinigung  der  Grafen  zu  Landtagen  (auch  ohne  Vor- 
sitz des  königlichen  missus)  handelt. 

")  Perard  p.  33  Nr.  12. 

Wavtmann  II,  Nr.  flSÜ  (a.  890):  Der  Rischof  von  Constanz  ver- 
sammelt (als  königlicher  niis^sus)  onines  principes  de  tribus  comita- 
tibus,  id  est  de  Turgouve,  de  Lintzgouve  et  de  Ilhactia  Curieusi  cum 
reliqua  populoram  mnltitadine  —  regia  auctoritate  conqnisitnrus,  um 
dorch  inquisitio  gewisse  Natzvngsrechte  des  Klosters  St  Oallen  fest* 
zustellen.  —  Roz.  401  (alamannisch):  Inqnisftio  aber  Nutzungsrechte 
an  der  Mark  jussu  missomm  iniperatoris  domini  A.,  sacramento  —  per- 
acto,  decem  primorcs  de  comitatu  N.,  et  alii  Septem  de  comitatu  N., 
se\r|iie  alii  de  comitatn  N.,  qui  viciniores  esse  Tidebantur,  diviser unt 
cundem  saltum  — , 
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„alle  Scabinoii  des  Mosolherzogtliuins"  (totos  scabinos  de  dn- 
catu  Moslinse),  um  sie  eidlich  zu  iuquiiiren.'*^)  Die  iiufge- 
füln-ten  Zeugnisse  zeigen  zugleich,  dass  es  mit  der  Berufung 
der  „sämmtlichen'^  Angehörigen  solcher  grösseren  Bezirke  nicht 
wörtlich  zu  nehmen  ist.'<)  Ausserdem  ist  gewiss,  dass  die 
Bemfung  ,,s%mmtlicher  Scabinen  des  Moselherzogthums"  Karl 
d.  Gr.  nicht  zum  VoisitzeiKlcn  eines  Schöffengerichts  für  den 
ducatus  Moslinsis  macht.  Trotz  der  „säiiiiiit liehen  Scabinen 
des  llerzogthums"  ist  das  Gericht,  in  welchem  sie  auftreten, 
nicht  Landgericht,  sondern  königliches  Hofgericht.  Ebenso 
ist  trotz  der  „sämmtlichen  Eingesessenen"  dner  oder  mehrerer 
Grafschaften,  welche  als  Zeugen  inquirirt  werden,  das  Gericht, 
in  welchem  sie  auftreten,  nicht  Grafschaftsgericht  (der  Ver- 
sammlung nach),  sondern  IhuKlert^cliaftsgericht.  Es  ist  kein 
Satz  der  Gerichtsverfassung,  welcher  in  der  Btirufung  der 
Gau  eingesessenen  zum  Ausdruck  kommt. 

Andere  Argumente,  welche  sonst  für  die  Auffassung  der 
tria  pladta  generalia  als  Gauversammlungen  angeführt  werden, 
sind  der  vermeintlichen  Schwierigkeit  der  Gerichtsverwaltung 
entnommen,  welche  aus  der  alljährlichen  Abhaltung  von  drei 
Vollgerichten  in  jeder  Hundertschaft  für  den  Grafen  erwaclisen 
würde. Auf  diese  Frage  wird  später  zurückzukommen 
sein,*®) 

Den  Schluss  unserer  Beweisführung  soll  ein,  einem  anderen 


««)  Sickel  K.  97. 

In  tlor  Note  34  citirten  T'rVnnde  wordon  ans  dem  Thurgau  29, 
ans  dem  Linzgau  IG,  aiis Rhätifii  nur  7  Zeugen  namhaft  gemacht.  Noch 
tieringer  sind  die  Zahlen  der  danehen  citirten  alamanniRchen  Formol, 
Als  die  „sämmtlicheD  Schöfiou'^  aus  dem  Mosclherzogthum  werden  in 
der  Urkimde  Kote  85  vierandviersig  aafgeführt. 

*')  So  WaitK  und  Both  a.  a.  0. 

**)  Unten  §.  17,  wo  auch  das  vonWaita  wie  von  Roth  angeführte 

Edict.  Pist.  a.  864  c.  32  (Pertz  I.  p.  497)  zu  hcsprechen  ist.  —  Das 
Argument  aus  dem  späteren  Grafschaftsgericht  /u  Maden  imajus  tribn- 
nal  comitatus  Hassie i,  vgl.  Thudichum  S.  109,  Waitz  V.  G.  IV, 
313  Note  4,  wird  sieb  unten  §.  13  erledigen. 

19* 
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Quellenkreise  entnommenem  Zeugniss  bilden,  welches  gerade 

auf  die  placita  generalia  der  karolingischen  Zeit  sich  bezieht. 
Concil.  Tribur.  a.  895  c.  9  (Mansi  XVIII,  p.  137): 
Cum   autem  episcopus  —  episcopatum  circum- 
eundo  perrexerit  et  placitum  canonice  constitutum 
decreverit,  populumque  sibi  creditum  illo  invitayerit, 
atque  oomes  eadem  die,  sciens  pladtom  ab  episcopo 
condietum  vel  nesciens,  placitum  cum  populo  snum 
condixerit  et  per  baiiiuim  illiic  venire  praccoperit,  pla- 
citum comitis  omnes  postponant,  et  conies  i])se :  i  d  e  in- 
que  populus  post  episcopum  festiiie  pergant  — .  üt 
antem  unanimitas  et  ooncordia  sit  inter  episcopos  et 
comites,  placnit  ut  si  quis  episcopus  domi  residens 
conventuni  populi  esse  yoluerit,  et  comes  nihilomimis 
in  ipsa  eademque  die  placitum  esse  dixerit,  eifectum 
obtineat  qui  prior  indicavei'at  — . 
Es  handelt  sich  um  die  Collision  der  Grafengerichte  mit 
den  bischöflichen  Sendgerichten, und  zwar  um  die  Collision 
derjenigen  Grafengerichte,  welche  vom  Grafen  nicht  lediglich 
mit  den  Schöffen,  sondern  mit  dem  populus,  d.  h.  mit  den 
sämmtlichen  Dingpflichtigen  abgehalten  werden.  DieCollision 
entsteht  gerade  (Uidurch,  dass  die  nämliche  ganze  Gemeinde 
(idem  populus)  vom  Bischof  und  vom  Grafen  in  Anspruch  ge- 
nommen wird.    Ks  handelt  sich  um  die  placita  generalia  des 
karolingischen  Becbts.^^)  Es  wird  unterschieden,  ob  das  Send- 
gericht (und  so  auch  das  Grafengericht)  drcumeundo,  auf  dem 
platten  Lande,  oder  domi,  in  der  Ganhauptstadt,  der  Besidenz 
des  Bischöfe  und  des  Grafen,  abgehalten  wird.   Auch  die 
placita  generalia  werden  vom  (Jrafen  circumeundo,  auf  der 
Reise  durch  seine  Grafschaft,  abgelialten.  Die  Gerichtsstätten, 
welche  im  Vorigen  (§.  10)  auf  dem  platten  Laude  nachge- 
wiesen sind,  sind  auch  Gerichtsstätten  gerade  für  das  karo- 

»»)  Vgl.  Dove,  Zeitschr.  f.  Kirchenr.  V,  S.  12. 

Dies  ist  augenscheinhch  auch  die  AuÜ'assuag  von  Waitz  V.  G. 
IV,  S.  an  Note  1. 
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lingische  Vollgericht.  Es  erhellt  ferner,  dass  Graf  und  Bischof 
deshalb  ihren  Sprengel  Gericht  haltend  „umgehen'-,  weil  zu 
den  Gerichten  auf  dem  i)latten  Lande  eine  andere  Gerichts- 
gemeinde als  zu  dem  Gericht  in  der  Hauptstadt  geladen  wird. 
Wir  wissen,  dass  das  geistliche  Sendgericht  in  der  B^el  den 
Sprengel  einer  Landdecanie,  d.  h.  eines  Untergaus,^^)  ergreift. 
Bas  Goncil  bezieht  sich  auf  Auster.  In  Deutschland  ist,  imGegen- 
satz  zu  Prankreich,  die  Hundertschaft  auch  später  in  der  Regel 
Landschafts-,  nicht  Dorfschaftshundertschaft,  d.  h.  sie  deckt 
sich  mit  dem  Untergau,  und  in  Folge  dessen  mit  der  kirch- 
lichen Decanie.^^)  Unser  Goncil  bestätigt  gerade  diese  That- 
Sache.  Es  ist  idem  populus,  der  y,om  Bischof  und  der  vom 
Grafen  zum  Gericht  angeboten  wird.  Der  Bischof  versam- 
melt die  Eingesessenen  des  Sprengeis  einer  Erzpfarrei;  der 
Graf  die  nämlichen  Eingesessenen  als  Eingesessene  einer 
Hundertschaft.  Das  placitum  genenile  ist  Hundertschafts- 
versammlung.  Auch  die  karolingische  Verfassung  kennt  keine 
Gerichtsversammlung,  die  Gauversammlung  ist. 

Die  Hundertschaftsversammlung  ist  andererseits  auch  im 
merovingischen  und  karolingischen  Beich  nur  Gerichtsver- 
sammlung. 

Allerdings  wird,  wie  gezeigt,  die  Hundertschaft  von  den 
merovingischen  und  karolingischen  Königen  auch  zur  Ver- 
eidigung, zur  Heermusterung  und  zur  Verkündigung  und 
Aoclamation  von  Gesetzen  berufen.  In  diesen  ^bnmtlichen 
Fallen  ist  in  der  Hundertschaft,  welche  unter  Vorsitz  des 
k<{niglichen  missus  versanmielt  ist,  Etwas  von  dem  alten  ante 
teoda  aut  regem,  von  der  alten  Heerversammlung  lebendig. 
Als  Reichsgenosse,  nicht  als  Gcrichtsgenosse  erscheint  der 
Hundertschaftsangehörige  hier  an  der  Malstatt.  Namentlich 
die  Sanction  der  Gesetze  lässt  das  Hundertschaftsvolk  als  an 
der  öffentlichen  Begierung  Tbeil  nehmend,  die  Hundert- 
schaftsversammlung als  politische  Versammlung  erscheinen. 

Oben  S.  203. 
")  ObeA  S.  201  ff. 
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Aber  gerade  deshalb  bedarf  es,  um  die  Hundertschaft  zu 

solchem  Zweck  und  mit  solche^  Wirkung  zu  berufen,  der 
besonderen  dommtiatio  regis.  Gerade  deshalb  niuss  in  solchem 
Fall  ein  besonderer  königlicher  missus  mit  K (in ig s bann,  als 
Vertreter  der  höchsten  Reichsregierungsgewalt,  nicht  der 
gewöhnliche  Gerichtsbeamte,  der  Träger  der  Gerichtsgewalt, 
dem  maUus  präsidiren,  damit  die  Hundertschaftsversammlung 
nicht  als  Hundertsdiaftsversammlung,  d.  h.  als  Gericht,  son- 
dern als  Stück  des  exercitus  Fnancomm  thätig  sei. 

l)as  ol)en  (S.  280)  citirte  Capitular  giebt.  hierüber  un- 
zweideutigen Aufschluss.  Die  sänuntlichcn  Falle,  in  denen 
die  Hundertschaftsversanmdung  auf  unmittelbare  deuuutiatio 
regis  zusammentritt,  sind  Fälle  ohne  die  hundertschaftsver- 
fassungsmässige  „Noth".  Die  sämmtlichen  Falle,  in  denen 
die  Hundertschaftsversammlung  als  Heerversammlung  thätig 
wird,  sind  Fälle  ausserhalb  der  hundortschaftsverfassungs- 
niässigen  Conipetenz.  Die  llundertscliaftsversammlung  ist 
hundertschaftsverfassuügsmässig  nu  r  (jericht^versanimhing. 
Nur  zu  gerichtlichen  Zwecken  tritt  die  Hundertschaft  un- 
geboten zwei  Mal  im  Jahr,  und  wenn  die  „Noth^,  d.  b.  das 
gerichtliche  Bedürfniss,  es  fordert,  ausserdem  auf  beson- 
dere Ladung  unter  Yoi-sitz  ihrmr  ordentlichen  Beamten 
zusammen. 

Die  fränkische  Verfassung  geht  nicht  von  der  Confun- 
dirung,  sondern  von  der  Schärfe  der  Gegensätze  aua.  Die 
Volksvemnnnlung  der  Hunderte  ist  nicht  ane  der  Gesammt- 
heit  der  öffentlichen  Zwecke  dienende  Versammlung,  auf  welcher 
die  Angehörigen  derselben  eine  angebliche  „Selbstverwaltung, 
Rechtsprechung  und  Autonomie"  Übten,  als  „eigner  Rechts- 
und  Heereskörper-'  ,,nach  aussen"  auftretend.*-^)  Die  Volks- 
versammlung der  Hunderte  ist  nicht  weniger  und  nicht  mehr 
als  das  Gericht  des  ölieutlichen  Kechts,  und  zwar  im  Dienst 
nicht  eigner  Autonomie,  sondern  der  Keichsgewalt.   Nur  der 


So  Gierke  8.  211. 
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ausserhalb  der  Hondertschaftsverfassimg  liegende  Umstand, 
dass  eine  andere  Yolksversamndung  als  die  Hundertschafts^ 
Versammlung  nicht  existirt,  nötbigt  die  fränkischen  Könige, 

sich  derselben  aucli  zu  sonsti«:cn  ReichsregierungszNvecken  zu 
bedienen.  Die  Function  der  lliindcrf scliaftsversaninihniü;  als 
lieerversaninilung  liegt  derselben  ihrer  Verfassung  uach  (d)enso 
fem,  wie  die  diebspolizeilichen  Aufgaben,  welche  dem  Hun- 
dertschaftsverhand durch  die  merovingischen  Gesetze  zuge- 
wiesen sind.  Es  bedarf  einer  ausserordentlichen  königlichen 
Machtäusserung,  um  die  Hundertschaften  zu  ausscrgericht- 
lichen  Zwecken  zu  berufen,  weil  es  sidi  dabei  um  die  Durch- 
brechung der  Rechtsurdnung ,  um  die  Uciufuug  der  llun- 
dertschafts-,  d.  h.  OerichtsversammluDg  nicht  als  Gericbts- 
versammlung  handelt. 

Die  Geschichte  der  Yolksversammlmigen  deutschen  Rechts 
innerhalb  der  fränkischen  Entwickelung  liegt  jetzt  klar  vor  uns. 

Das  Völkcrschaftsconcilium  des  Tacitus  ist  durch  die 
Gründung  des  fränkischen  Staniniesreichs  hinweggefallen,  weil 
seitdem  nicht  mehr  die  Völkerschaft,  sondern  der  Stamm  die 
politische  Einheit  bildete.  Die  Stammesversammlung  dei*  Lex 
Salica  hat  durch  die  zweite  Beichsgründung  Chlodwigs  ihren 
Untergang  gefunden,  weil  seitdem  die  Staatsgewalt  nicht  mehr 
bei  König  und  Volk,  sondern  ausschliesslich  beim  König  stand. 
Weil  das  conciliuni  des  Tacitus,  und  elx  nso  die  Heervcrsannn- 
lung  der  Lex  Salica  eine  Rej^ier ungsversamndung  kraft 
ötf entlicher  Staatsverfassung  war,  sind  Beide  durch  die  Um- 
gestaltung der  politischen  Verhältnisse  vernichtet. 

Die  Hundertschaftsversammlung  hat  den  Sturm  der  Völker- 
wanderung, hat  die  Beichsgründung  Chlodwigs  überdauert 
Aus  keinem  anderen  Grunde,  als  weil  sie  nicht  politische, 
nicht  Regierungsversamndung,  sondern  Gerichtsversammluiig, 
weil  sie  Ausdruck  nicht  der  Staatsverfassung,  sondern  der 
Gerichtsverfassung  ist.  An  dem  Satz  der  Gerichtsverfassung, 
dass  das  Urtheil  im  Process  den  Wahrspruch  der  Gericbts- 
gemeinde  ford^,  hat  die  Hundertschaftsversamndnng  sich 
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erhalten,  ¥wbrend  Völkerschaftsconciliam  und  Stammesver- 
sammluTiR  in  Stücke  gegangen  sind.  Wie  vor  Alters  kommen 

die  freien  Miinner  der  Hundertschaft  an  der  altherkömmlichen 
Älalötättc  zusanmien  ad  universoruni  caiisas  aiidiendas  et 
recta  judicia  terminauda.  Ihre  Versannnlung  ist  Gericlits- 
Tersammlnng,  ihre  Yersammlungsstätte  ist  Gerichtsstätte,  ihr 
Vorsitzender  ist  der  Richter  des  dfientlichen  Rechts.  Wie  zu 
den  Zeiten  des  Tadtus,  so  sind  im  fränkischen,  im  karolin- 
gischen  wie  im  merovingischen  Reich,  so  sind  auch  fernerhin 
uiünend  des  ganzen  deutschen  Mittelalters  bis  zur  Reception 
des  römischen  Keclits  im  16.  Jahrhundert**)  die  (ierichtü- 
einiiciitungeu  in  Deutschland  Hundertschaitseinrichtungeu. 
Die  gesammte  Geschichte  der  Volksversammlungen  des 


**)  Für  (las  deutsche  Mittelalter  hat  die  angeführte  Arbeit  von  Th  udi- 
chum  hierüber  volle  Klarheit  gege])en.  Zu  vergleichen  ist  Thu  die  hu  in, 
RechtSi^eschichte  der  Wetterau.  Bd.  I.Tübingen  lS(j7.  Vgl.  auch  unten  i?.!?.— 
Es  mag  hier  hinzugetügt  werden  Ssp.  III,  !-7  :  ein  späterer  Zusatz)  §.  1: 
Svelk  leic  enen  anderen  leieu  vor  geistlikcnie  gerichte  beklaget  —  he 
mut  demc  richtcro  vtrcdden  unde  jeneme  sine  bute  geveu  — .  §.2:  Dlt 
selve  mat  dun  cn  lantmann  dem  anderen,  of  he  ine  beklaget  binnen 
wichbelde,  oder  in  enem  ntwendigen  gerichte  unde  of  sie  beide  in  eneme 
doipe  oder  in  ener  goscap  aitten;  ime  nc  si  rechtes  geweigeret  vor 
dcme  richtere.  Der  G erichtsge noaae  darf  seinen  Gerichtsgenossen, 
sobald  der  gomeinsehaltliche  Richter  comnotent  ist,  bei  Strafe  nicht  in 
einem  iVemden  Gericht  verklagen.  So  nicht  der  Laie  den  Laien  im 
geistlichen  Gericht,  der  Bauer  den  Bauern  im  Sadtgericht,  der  Bürger 
den  Bürger  iin  Landgericht,  vgl.  biniou  de  foro  (unten  ^.  12  Note  3) 
p.  5  ff.  Unsere  Stelle  fQgt  hinan,  daas  der  „Landmann*^  (pagensis)  den 
anderen  auch  nicht  im  „auswendigen  Gericht"  verldagen  soll,  wenn  sie 
Beide  in  einem  Dorf,  oder  doch  in  einer  „Goschaft"  sitaen,  d.  h.  dass 
auch  von  den  mehreren  Landgerichten  der  Landmann  nur  das  gemein- 
schaftlicbe  Landgericht  in  Anspruch  zunehmen  hat,  falls  beide  Partheien 
nicht  blos  als  Landleutn,  sondern  auch  in  Bezug  auf  dasselbe  Land- 
gericlit  (Tcricbtsgenossen  sind.  Die  Gerichtsgenossenschaft  für  das  näm- 
liche Landgericht  wird  durch  das  „Sitzen  in  einer  Goschaft"  (das 
„Sitzen  in  einem  Dorf*  soH  nur  das  „Sitzen  in  einer  Goschait"  illu- 
Btriren)  ausgedrOckt  Die  sftchsische  Geschäft  ist  bekanntüch  identisch 
mit  der  Hundertschaft.  Die  Gerichtsgenossenschyft  ist  auch  nach  diesem 
Zeogniss  mit  der  HandertBchaftsgenossenschaft  identisch.  Die  vorige 
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deutschen  öffentlichea  Rechts  knüpft  sich  an  den  Satz:  die 
Hundertschaftsversammlung  ist  Gerichtsversammlung,  und  um- 
gekehrt: die  GerichtSYcrsaniiiilung  ist  Hundeit- 
schaf Versammlung. 

§.  12. 

Cferiehtsstand  und  Cferiehtsimterthaiieiischaft. 

Im  Vorigen  ist  von  der  Einrichtung  des  fränkischen 
Yolksgerichts  im  fränkischen  Reich  gehandelt.  Die  folgende 
Darstellung  fuhrt  in  die  Lehre  von  dem  Machtgebiet  des 
seiner  Einrichtung  nach  als  Hundertschaftsgcricht  erwiesenen 

Volksgerichts  ein. 

Die  Grundsätze  über  die  (Jerichtsuntertlianensdiaft  oiit- 
Nvickelu  sich  au  der  Hand  der  Lehre  vom  Gerichtsstaude.  Die 
Tbatsachen,  welche  die  Gerichtsunterthanenschaft  erzeugen, 
sind  mit  denjenigen  identisch,  durch  welche  ein  allgemeiner 
Gerichtsstand  begründet  wird.  Die  personliche  Unterordnung 
des  Einzelnen  unter  „seinen"  Richter  äussert  sich  vor  Allem 
gerade  darin,  dass  dieser  Richter  für  ihn  der  (irdentliche,  d.  h. 
der  nicht  bloss  für  eiuzehic  licchtssaclien,  sondern  der  schlecht- 
bin für  ihn  competente  Richter  ist.*-')  Andererseits  sind  es 
auch  nach  fränkischem  Recht  örtliche  Beziehungen  des 
Rechtsstreits,  welche  über  die  Gerichtszuständigkeit  entscheiden. 


Stelle  ist  gleichbedeutend  mit  Sächs.  Weichb.  (Vulgata;  Art.  28:  „Kein 
ansläudischer  Mann  ist  pflichtig,  zu  antworten  in  einem  andern  tiericht 
einem  Mann,  wenn  sie  beide  in  einem  Gerichte  besessen  sind.'* 

Z.  B.  Gap.  Glonn,  a.  8S8  e.  9  (Porta  1,  p.  285):  Volomus,  ut 
episcopas  una  cum  oomite  suo  adbocatnm  elegat  Lex  Franc.  Cham, 
c.  37:  suus  comes.  c.  30:  ante  suum  centenarinm. 

^)  Z.  B.  Alam,  Illoth.  30,  2:  Et  si  qois  aliquem  mallarc  valt  de 
qualecuuique  causa,  in  ipso  mallo  piiplico  debet  mallaro  iint<' jii- 
dice  suo,  ut  ille  judex  cum  (listrinfjat  sicuiidum  Icficui.  Cap  Olonn. 
a.  823  c.  7  (Pertz  I,  p.  234i:  Vulumus,  ut  episcopi  abbafces  et  abba- 
tiesae  eonim  advocstoahabeant  et  pleniter  jnstitias  faciant  ante 
comitem  inam. 
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An  der  Hand  der  Gi-undsätze  über  den  Gerichtsstand  wird 
sich  wie  die  Lehre  von  der  Gerichtsunterthanenschaft,  so 
später  (§.  13)  die  Lehre  vom  Gerichtssprengel  entwickeln. 
Zugleich  fuhrt  uns  die  Lehre  vom  Gerichtsstand  in  ein 

bisliei  tust  vollstiindi^j  vernaclilässigtes  Gebiet  der  älteren 
deutschen  Kechtsgcsciiiclite.  Während  w  ir  über  die  Conipctenz- 
reclitssätze  ztu'  Zeit  des  Sachsenspiegels  ausreichend  unter- 
richtet sind^),  giebt  die  Literatur  über  den  Gerichtsstand 
nach  älterem  deutschen,  insbesondere  nach  älterem  fränkischen 
Recht  nur  ungenügende  Auskunft.  Wenn  wir  von  den  un- 
zureichenden Bemerkunpren  bei  Heineccius*)  absehen,  so 
ist  Ilomeyer  der  Einzige,  welclier  in  seiner  beiiihniten  Ah- 
lijuidlung  „Ueber  die  Heimath  nacli  altdeutschem  Iteclit.  ins- 
besondere über  das  Hantgemal",  *)  sich  näher  mit  unserem 
Gegenstand  beschäftigt  hat.  Seine  Resultate  sind  bisher  ledig- 
lich wiederholt  worden.  Auch  Stobbe  hat  sich  in  seiner  Ab- 
handlung über  den  Gerichtsstand  für  „die  ältere  Zeit"  lediglich 
auf  eine  Wiedergabe  der  von  ilomeyer  aufgestellten  Sätze 
beschränkt.  Die  folgende  Darstellung  wird  im  AVesentlichen 
eine  Widerlegung  der  von  Homeyer  gegebenen  Resultate  sein. 

In  den  fränkischen  Quellen  begegnen  häufig  die  manentes 
oder  commanentes  als  die  zu  einem  Gericht  gehörigen  Gerichts- 
unterthanen.  Ueber  die  commanentes  seines  Gaus  übt  der 
Graf  die  gerichtliche  Executivgewalt.  Ueber  die  commanentes 
seines  Gebiets  wird  vom  Richter  das  Recht  der  Ladung  zum 

*)  Vgl.  Stobbe»  die  Orandsätze  der  deutsehen  Rechtsquellen  des 
Mittelalters  Ober  den  Gericbtsstand,  in  Bekker  uod  Muthers  Jahrb.  d. 
gem.  deutsch.  Rechts  I  (1867)  S.  427  ff.  Simon,  Juris  Saxonici  me- 
dii  aevi  de  foro  corapetenti  praecepta.  Diss.  inaag.  Begimonti  Pr.  1867. 

*)  Eleraonta  Juris  Germanici  II  (Ilalae  Mi'V)  p.  433. 

')  In  den  Abhandlungen  der  Berhner  Akatloniie  d.  Wiss.  v.  J.  18r»2. 

*}  Sal.  50,  2:  ille  cui  fides  facta  est,  arabulct  ad  grationem  loci 

illius  in  cujus  pago  man  et  (der  Gogntr)  .  Edict.  Pist.  a.  8G4  c.  7 

(Pertz  I,  p.  490):  Der  ürat,  in  dessen  üralscbait  Augebörige  eines 
anderen  Gaus  injuätitias  begehen,  wendet  sich  an  den  Grafen  des 
comitatos  in  quo  commanent  in  qoomm  comitatibns  refugiom 
hahent,  et  una  mente  —  ad  tales  homines  eonprehendendos  se  erigant  — • 
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Inquisitionszeagniss^),  das  Recht  des  Aulgebots  zur  Hülfe- 
leistung  gegen  Verbrecher,  ^)  das  Hecht  der  peinlidien  Büge  *) 

ausgeübt. 

Die  coininaneiites  des  Gerichtsbezirks  sind  zunUdist  die 
demselben  durch  ihren  Wohnsitz  Angehörigen.  Alsdiecoui- 
manentes,  welche  zum  Inquisittonszeugniss  geladen  werden, 
erscheinen  urkundlich  die  intra  patriam  habitantes.  Karl 
der  Kahle  bezeichnet  die  in  pago  commanentes  als  Solche, 
welche  dort  ihr  refugium  haben,  dorthin  reveniünt. 

Dem  entsiirecliend  begei^uet  das  forum  domicilii  als 
ein  allgemeiner  Gerichtbstand  fränkischen  Rechts, 

Lex  Ilib.  31,  3  —  5:  —  infra  pagum  Eipuariuin  tarn 
Franci,  Burgundiones,  Alamanni,  seu  de  quacunque 
natione  commoratus  fuerit,  in  judido  interpeUatus 

')  Cap.  NoTiom.  a.  808  c.  8  (Ports  I,  p  153):  comes  hoc  perveraces 
homines  circamanentes  per  sacramentam  inquirat.  Gap.Hlttd.  II  a.8dO 
c.  8  (Fertz  I,  p.  406):  inquisitio  per  sacramentum  per  omnem  populum 

circa  nianentoni  fiat;  et  cujuscumque  gentis  ;mt  conditionis  fiinint-- 
jusjurandura  dare,  cum  a  comite  coiiventus  fnerit,  roonsandi  non  lialicMt 
potestatem.  Vaissotte  II,  Nr.  133  (a.  8US):  Voniens  itaqiic  Allitluljilius 
(vicecomes)  super  ipsas  res  —  couvocaus  oraiies  circuramaucutes 
ipsius  lod  atque  alios  nobiliores.  Nr.  189  (a.  S97):.Boio  vicecomes 
Biterrensis  et  Agathensis  venit  super  limikes  et  tenninos  ejnsdem  ]oci 

—  et  ibi  jussit  esse  omnes  homines  ejasdem  territorii  commanentes. 

•)  Gar.  C.  Cap.  Carisiac.  a.  873  c.  2  (Ports  I,  i>.  519):  Et  si  talis 
malefactor  —  emerserit,  ut  por  so  illnm  comprehendere  comcs  in  suo 
ministoiio  non  possit,  accipiat  homines  tarn  nostros  quam  episcoporum 
vel  abliatuju  et  abbatissarum  in  suo  conjitatu  c o  ni  ni  au  eu  t  es,  et 
sie  illuiii  perspqnatur  donec  coniprehendat.  Kt  qiii  ad  taleni  nialefacto- 
reu  accipieudum  vocatus.  iuerit,  et  se  retraxertt  ut  hoc  adjutorium  uou 
praestet,  si  Uber  bomo  fiieriti  bannum  dominicam  componat,  et  si  colo- 
nu8  fuerit,  sexaginta  ictus  accipiat.  Ebenso  in  Italien,  Gap.  Wid.  a.  889 
c.  2  (Peru  I,  p.  666.) 

*)  Gar.  C.  Gonv.  Silvac.  a.  863  (Portz  I,  p.  4Sß) :  Istad  sacramentum 
jurabunt  centenarii:  —  et  quem  scio  qui  nunc  latro  aut  scachcator  est 

—  uou  cclabo  — .  Et  de  Francis  Jioiiiiuibus  in  isto  comitatu  et  in 
iiieo  niinisteriü  co  mm  au  enti  b  u  s  uuUuiü  recelabo  — ut  per  brevem 
vobis  missiä  domiuicis  non  manifestem. 

Urk.  Karls  d.  Gr.  v.  J.  797  (Sickel  K.  150). 
Oben  Note  6. 
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—  respondeat  —  damnum  sustiiieat  —  se  excusare 
stodeat. 

Cap.  Hlud.  P.  ii.  814  (815V)  c.  2^'^):  Si  quis  in  alkma 
patria  hubi  vol  propter  beneticiiiin  vol  propter  aliam 
quamlibet  occasionem  assidue  couversaii  solet, 
de  qualibet  causa  fuerit  interpellatus,  berbi  gratia 
de  conquisito  suo  vel  de  mancipüs,  hibi  Beciindnm 
suam  legem  justitiam  faciat  — . 
Zu  vergleichen  sind  die  bezüglichen  Stellen  der  Lex  Romana 
Curieiiiiis,  welche  in  der  Formulirung  dem  Breviaiinm  gegen- 
über Selbtsüindigkeit  zeigen,  d.  h.  füi*  das  deutsche  ßecht 
Zeugnisä  ablegen. 

C.  Tb;  II,  1,  4 :  Si  iuter  duos  homines ,  qui  in  duas 
patrias  conyersant  aut  inhabitant,  si  inter  eos 
de  qualecumque  causa  contentio  fuerit,  ille  qui  ipse 
causa  accusat,  ad  illiim  judicem  petat  justitiam,  ubi 
suus  debitor  com  man  et. 

Nov.  Mart.  1 :  Quicumque  homo  cum  alio  omincni 
causam  habuerit,  et  unus  de  ipsus  homines  fuerint 
de  una  patria,  et  ille  alter  de  alia,  in  illa  patria 
ipsa  causa  inter  eos  judicentur,  ubi  ille  homo  inha- 
b  i  ta  t ,    quem  de  ipsa  causa  amallatur  (für:  admallat). 
Namentlich  die  drei  letzten  Zeuyni-se  \Yei.seii  deutlich  das 
forum  domicilii  als  einen  für  alle  Klagen  die  Competenz  be- 
grüudenden  Gerichtsstand  nach.  Im  Folgenden  ist  zu  zeigen, 

Bei  Pertz  I,  p.  84  als  Cap.  Car.  M.  Ticin.  a.  801  c.  10.  Vgl. 
jedoch  Bore ti US  S.  120.  121.  140.  Sickel,  Regesteu  S.  283.  284. 
Siekel  bemerkt  mit  Recht  gegen  Boretins,  dtm  das  firtgtiche  Capi- 
tttlar  als  für  daa  ganze  Beich,  nicht  als  nur  für  Italien  erlaaeen  ansn- 
aehen  ist.  Znr  Beatfttigimg  dient  filr  nnaer  c.  2,  dass  dasselbe  bei  An- 
segis  (Capp.  IV,  71)  Aufnahme  gefunden  hat,  während  Ansegis  die  allein 
auf  Italien  bezüglichen  Capitularien  von  seiner  Sammlung  ausschliesst 
(Boretius  S  149  )  Dieselbe  Thatsache  stellt  auch  unser  c.  2  gegen 
die  Bedenken  Sickcl's  Bicher,  welcher  die  Authenticität  des  ganzen 
Oapitulars  bezweifelt. 

**)  Die  westgothische  interpretatio :  in  provincia,  in  qua  consistit 
ille  qui  polsatur. 
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dass  das  forum  domicilii  als  solches  auch  für  den  Freiheits- 
process  und  für  die  Klagen  um  Grundstücke  competent  ist. 
Es  giebt  keine  Ausnahme  von  der  Allgemeinheit  des  durdi 

den  Wohnsitz  begründeten  Oerichtsstandes. 

Neben  dem  forum  domicilii  steht  das  forum  des  bele- 
genen Grundstücks. 

Von  dem  römischen  Becht  unterscheidet  sich  das  frän- 
kische Becht  des  fränkischen  Kelchs  gleich  dem  deutschen 
Becht  des  späteren  Mittelalters  dadurch,  dass  es  kein  forum 
rei  sitae  kennt,  welches  auf  Mobilien  wie  auf  Immobilien  An- 
wendung fände.  Das  Forum  der  belegenen  Sache  erscheint 
hier  alleiH  in  der  Form  des  Gerichtsstandes  der  belegenen 
Immobilie. 

Aber  das  Becht  des  späteren  Mittelalters  kennt  wenig- 
stens für  den  Fall,  dass  die  Mobilie  mit  Anefang  in  Anspruch 
genommen  wird,  für  die  Mobilienvindication  ein  dem  forum 

arresti  vergleichbares  Anefangsfornm.  Unter  Ergreifung  der 
Sache  kann  der  Anefangendo  von  dem  Besitzer  verhingen, 
dass  dieser  sofort  zur  Antwort  vor  Gericht  komme,  und  zwar 
vor  das  Gericht,  in  dessen  Sprengel  der  Anefang  vorgenommen 
ist.^*)  Nach  dem  fränkischen  Becht  des  fränkischen  Reichs 
zwingt  der  Anefang  als  solcher  nicht  zur  Antwort  Yor  Ge- 
richt, sondern  zur  Restitution  der  Sache.  Der  Besitzer  kann 
sich  von  der  sofortigen  Restitutionsptiiclit  nur  befreien,  wenn 
er  sofort  auf  den  Anefang  des  Vindicanten  die  rechtsgenü- 
gende Antwort  giebt  und  das  Beweisgelöbniss  ablegt.  Das 
Behauptungsverfahren  ist  bei  der  altfränkischen  Anefangsklage 
ein  aussergerichtliches  Verfahren.  Erst  mit  dem  Stadium  des 
Beweisverfohrens  tritt  die  gerichtliche  Verhandlung  ein.^>) 
Es  hängt  damit  zusannnen,  dass  dem  altfi-ünkischen  Recht 
ein  Anefangsforum,  vor  welchem  die  gerichtliche  Antwort  zu 
erbringen  wäre,  fehlt.  Die  Beweishandlung  (oder  Stellung  des 

'*)  Vgl.  Stobbe  a.  a.  0.  S.  445.  446.    Simon  1.  cit.  p.  17.  öl  flf. 
La  band,  Vermöircnsrechtl.  Klagen  S,  lÜiJ. 
»)  Proc.  d.  Lex  Sal.  S.  69  ff.  115  ff. 
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Auetors)  Terspricht  der  Besitzer,  in  seinem  ordentlichen  (Be- 
richt zu  erbringen.  Bas  Beweisverfahren  auf  Grund  erhobe- 
ner Anefangsklage  wird  nach  Sal.  47  (liirchgefiilirt  in  illo 
nuillo.  iibi  ille  est  gamalhis.  snper  quem  res  priniitiis  agnita 
fuorit.  £s  wird  sich  später'^)  ergeben,  dass  damit  das  Ge- 
richt gemeint  ist,  in  welchem  der  Beklagte  moßa  persön- 
lichen Gerichtsstand  hat. 

Auf  Grundstücke  &idet  dagegen  das  forum  rei  sitae  volle 
Anwendung.  Aus  einer  Reihe  von  urkundlichen  Zeugnissen 
eihcUt.  dass  die  auf  das  ( Irundstiick  bezügliche  Klage  ganz 
regehiiässig  vor  dem  (lericlit  der  l)elegenen  Saclie  verhandelt 
wird.^'')   Die  Capitulaheu  setzen  ebenso  als  selbstverständlich 

Unten  §.  14. 

")  P^rard  p.  88  Nr.  13  (a.  756):  Gericht  in  Autnn  Aber  Grund- 
stflcke  in  pago  Augnstidunense.  Vaiiaette  II,  Nr.  5  (a.  781):  Gericht  in 
Narboone  Aber  Grundstficke  in  pago  Narbonensi.  Ebenso  Nr.  11  (a.  802). 

Nr.  87  (a.82n.  Nr.  (a.  8G2).  Nr.  7G  fa.  852):  Gericht  in  viUaCrispiano 
in  tcrritoriüXarbonense  ülx'i-Gnindstiicko  in  torritorioNarboncnso,  snbur- 
hio  Vcntdlcnense.  Nr.  133  (a.  8iÄ>j :  Gericht  im  Gau  von  Ninies  übor  Grund- 
stücUo  lies  Gau8.  Balnze,  Marca  IIi?j).  p.  7GU  Nr.  ö  (a.  832):  (iericlit  in  Eine 
über  Grundstücke  in  suburbio  Eleuensi.  Baluze,  Capp.iJ,  p.  1011  i,a.  884) : 
Gpricht  in  territorio  Impuritano  Ober  Grandstücke  des  Gans.  Minardi,  Nr. 
8(a.898):  Gericht  fnNlnie8ftbereineecele8ia,qnaeeBtinhunc  comitatoin 
Nemansense.  Nr.  4  (a.914):  Gericht  in  Castro  Andnsie  flberGmndatflcke 
in  pago  Nemansense  in  gace  Andusiense.  Vaissette  II,  Nr.  163  (a.  918): 
Gericht  in  Castro  Ausona  über  Grundstücke  in  territorio  Ausoncnse, 
u.  s.  w.  In  den  beiden  letzten  Füllen  wird  nachweislich  irerade  in  der- 
selben Cent  Gericht  gehalten,  in  welcher  das  Grundstück  liegt.  \gf. 
Mir.  S.  Benedicti  (saec.  9,  c.  7  (Holland  21.  Marz  p.  308 1:  Klage  um 
mancipia  vor  dem  vicarius  Mauriacensis,  cujus  in  ofiicio  eorundem 
(mancipiomm)  concretio  «tqne  eohabitaüo  a  progenitoribns  extiterat. 
Die  serri  casati  werden  bekanntlich  den  Imniobüien  angerechnet.  — 
Eine  Anwendung  Aea  forum  rei  sitae  in  dem  hier  besprochenen  Sinne 
ßnde  ich  auch  Lex  Franc.  Cham.  44:  Der  Herr  desLiten  muss  für  den 
Liten  in  der  Grafschaft  des  Liten  antworten,  mag  er  selber  in  ipso 
oder  in  alio  oder  in  tertio  comitatu,  oder  gar  in  alio  ducatu  sein.  In 
den  letzteren  Fällen  wird  der  Herr  «lurch  den  Liten  geladen  (lidus 
suuni  senioreni  ad  placitum  adducat),  ebenso  wie  später  die  auswärtigen 
Gutsherrn  durch  ihre  eingesessenen  Hintersassen  g^adeu  werden,  Thu- 
dich  um  Gesch.  d.  freien  Gerichts  Kaichen  (Inaugnralschrift.  Glessen 
1857).  S.  46.  T.  Maurer,  Markverf.  S.  889.  840. 
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voraus,  dass  im  Zweifel  der  Ort  des  Processes  und  der  Ort 
des  GriiiKlstiicks  mit  einander  identisch  sind.^^) 

Doch  unterscheidet  sich  das  fränkische  Recht  unserer  Zeit 
von  dem  Recht  des  späteren  Mit^elaltei'S  dadurch,  dass  das 
forum  rei  sitae  für  die  Klage  um  das  Grundstück  noch  kein 
privilegirtes  Forum  ist.  Die  Gemeindezeugen  im  Process  über 
Grundeigen  müssen  der  Graüschaft  anp:ehören,  in  welcher  das 
Grundstück  liegt. 2**)  Ein  Capitulare  niissonini  v.  J.  805  for- 
mulirt  diesen  Satz  dahin:  die  Gemcindezoiiiren  niüssen  dem 
nämlichen  Gau  angehören,  in  welchem  der  Trocess  geführt 
wird.^^)  1£&  wird  dabei,  dem  Vorigen  entsprechend,  vorausge- 
setzt, dass  der  Process  um  das  Grundstück  im  Gau  des  Grund- 
stücks geführt  wird.  Aber  mit  dem  Hinzufügen:  nisi  forte 
longius  extra  comitatum  causa  sit  inquirenda.  Falls  das 
Grundstück  nusserhalh  der  Grafscliaft  liep^t,  in  welclier  pio- 
cessirt  wird,  sind  die  Zeugen  aus  der  anderen  Grafschaft  (de 
altero  pago),  d.  h.  die  Zeugen  aus  der  Grafschaft  des  bele- 
genen Grundstücks,  zuzulassen.  Die  Stelle  sagt  unmittelbar 
aus,  dass  dieCompetenz  für  den  Process  um  Grundstücke  auch 
einem  Gericht,  in  dessen  Sprengel  das  Grundstück  nicht  be- 
legen ist,  zuständig  sein  kann.  Ks  wird  sich  später  ergehen, 
dass  demgemäss  auch  das  oben  (^S.  300)  citirte  Capitular  Lud- 


Cap.  Aqniagran.  a.817  legib.  add.  c.  10(PertEl,  p.  S12}:  TesteB 
▼ero  de  qualibet  cansa  Don  aliande  qnaerantar,  nifii  de  ipso  comitatn, 
in  quo  rci  —  positae  sunt  — .  Si  tarnen  conteritio,  quao  inter  eos 
pxliorta  est  in  confinio  diiornm  comitatmim  fiiorit,  liccat  eis  de  virina 
centena  adjacentis  comiiatus  ad  causam  suam  tt'Stes  habere.  Der  Ort 
des  Processes  (contentio)  wird  angegeben,  um  damit  die  Lage  des  ürund- 
atücks  zu  bezeichnen.    Vgl.  Cap.  miss.  a.  805  (Note  21). 

**)  Vgl.  St  ebbe  S.  485  ff.  Simon  p.  17  ff.  Laband,  Vermögens- 
recbtl.  Klagen  S.  286.  287. 

«»)  Oben  Kote  18. 

»«)  Cap,  miss.  a.  806  c.  11  (Pertz  I,  p.  134):  Et  de  ipso  pago,  non 

de  altero,  testes  elef^antnr,  nisi  forte  longius  extra  comitatum  oaiifsa  sit 
inqnironda.  Die  Stolle  l)ezieht-sirh  auf  das  Gemeindezeufrniss,  dessen 
Hauptanwendungsfälle  die  Statusverhältoisse  und  die  Besitzverhältnisse 
an  inimobilien  sind. 
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wigs  d.  Fr.  dem  forum  domicilii  als  solchem  die  Competenz 
wie  für  den  Freiheitsprocess  so  für  den  Frocess  am  Grund- 
eigen  zuschreibt,  auch  wenn  es  nicht  zugleich  das  forum  rei 

sitae  ist.^'^) 

Das  forum  des  bole.^enen  Grundstücks  zeichnet  sich  da- 
durch aus,  dass  es  nicht  blos  einen  speciellen  Gerichtsstand 
für  die  auf  das  Grundstück  bezüglichen  Klagen,  sondm  neben 
dem  forum  domicilii  dnen  zweiten  allgemeinen  Gerichts- 
stand begründet. 

Einen  Beleg  gewinnen  wir  schon  aus  den  Quellen  der 
merovingischen  Zeit. 

Gregor  von  Tours  berichtet  von  den  gra\1a  bella  ci- 
vilia,  welche  „damals",  im  Jahr  585,  inter  Turonicos  cives 
ausgebrochen  waren.  Austregisil  und  Chramnisind,  die  eine 
Parthei,  sind  im  Gau  von  Tours  zugleich  begütert  und  domi- 
cilirt.  Die  andere  Parthei  ist  Sichar,  der  aber  im  Gau  von 
Tours  nur  mit  einem  Hof  (in  einem  der  Stadt  benachbarten 
Dorf)  angesessen  ist.'^^)  Domicil,  Hausstand,  Weib  und  Kind 
hat  er  im  Gau  von  Poitiei*ö.^^)     Niclitsdestoweniger  ist  er 

")  Daher  kann  denn  auch  die  Auflassung  von  Grundstücken  wie 
intra,  so  extra  comitatiim  rechtsgültig  gesclieheii,  Cap.  Aquisgrao.  a.817 
legib.  add.  c.  6  (Perts  I,  p.  211).  A.])lStobbea.a;0.  S.  437,  wegen 
der  bei  der  Anflassiiog  extra  eomitatam  erwihoten  fidejoasores  vestitiirae. 

Diesolhen  kommen  jedoch  bei  jeder  Auflassung  vor,  und  werden  nicht  für 
eine  Wiederholung;  der  Auflassung,  sondern  für  die  Einweisung  in  den 
factischen  Besitz  gestellt  (Baseler,  Erliverträge  I,  S.2^).2<31).  Der  Auf- 
lassung extra  comitatum  ist  nur  eigenthümlicli,  dass  hier  zu  grösserer 
Sicherheit  des  Empfängers  auch  der  Tradent  selber  (^nicht  blos  der  Bürge) 
die  fidejussio  (d.  h.  die  fides  facta)  vestiturae  leisten  soll,  Proc.  d.  Lex 
Sa].  S.  221.  222.  Das  titeste  Zcugniss,  welcbes  auf  die  beginnende 
AnsBchlieBsUchkeit  der  Gompetenx  des  Gerichts  der  belegenen  Sache 
für  Grundstücke  deutet,  scheint  die  von  Beseler,  Zeitschr.  1  B.  6. 
IX,  S.  257  citirte  bairische  Urkunde  aus  dem  12.  Jahrhundert. 

")  Eist.  Franc.  VII,  47.  Vgl.  IX,  19 :  Bellum  vero  illud  qaod  inter 
ciyes  Turonicos  snperius  diximus  terminatum. 

")  Sicharius  —  ad  villam  siuini  elfugit.    Vgl.  oben  §.  9  Note  69. 

**)  Sicharius  —  Pictavum  ad  uxorem  cernendara  proficiscitur,  IX, 
19  t  Tranqoilla  quoque,  conjux  Sicharif,  reKetis  filüs  et  rebus  viri  sni 
in  Tnronico  sive  in  Pictavo,  ad  parentes  anos  expetiit. 
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dvis,  pagensis  anch  im  Gau  Ton  Tours,  und  dem  Grafen  dieses 

Gaus  persönlich  untergeordnet.  Wir  sehen,  dass  Sichar 
nicht  blos  als  Beklagter  (zufolge  eines  foruin  delicti  commissi) 
zur  Zahlung  der  Busse,  sondern  ebenso  auch  als  Kläger  zur 
Geltendmachung  seines  Hechts  durch  Klage  anstatt  durdi 
Bache  genöthigt  wird.'*)  Sein  Grundbesitz  im  Gebiet  ^on 
Tours  macht  ihn  zum  Gerichtsunterthanen  des  Grafen  von 
Tours. 

Für  die  karoliugische  Zeit  stehen  uns  bestimmtere  Zeug- 
nisse zu  Gel)ote. 

Karl  der  Kahle  bezeugt, ^'j  dass  der  Grundbesitz  in  der 
Grafschaft  als  solcher  schlechthin  zum  Gehoi*sam  gegen  die 
gerichtliche  Ladung  durch  den  Grafen  verpfliditet.  Die  Ver- 
wüstung ihrer  Besitzungen  durch  die  Normannen  hatte  eine 
Beihe  von  leves  homines  zur  Dereliction  ihres  Grundbesitzes 
veranlasst,  und  hielten  dieselben  in  Folge  dessen  sich  von  der 
Gehorsamspflicht  gegen  den  Ladungsbefehl  des  Grafen  ent- 
bunden. 2*^)  Dass  die  leves  homines  damit  im  Recht  waren, 
zeigt  der  Umstand,  dass  es  eines  besonderen  Edicts  des  Kö- 
nigs bedarf,  damit,  wenn  auch  nicht  nach  Yolksrecht,  so  doch 
secundum  regium  mandatum  nostrum  noch  auf  Grund  des 
früheren  Grundbesitzes  die  Ladung  und  eventuell  Requisition 
des  Grafen,  in  cujus  coniitatu  res  et  mancii»ia  liabent,  verfügt 
werden  könne.  Es  handelt  sich  um  die  gerichtliche  Ladung 
wegen  Ungericht.  Das  licenter  malura  facere  seitens  der  leves 
hommes  setzt  die  königUche  Gesetzgebung  in  Bewegung.  Der 


**)  Dehinc  ciimmjndiciociTiiiiiiocHiiTemflseiit  —  inito  pladto  (,)nach- 
dem  der  Sflhnevertrag  euigegangen  war*')  —  Sicbarius  —  postposito 
pladto  —  patrem  cnm  fratre  et  filio  interemit  ~.  Qaod  dos  (Gregor) 
audientes  —  adjaocto  jadioe  mittimus  ad  eos  legationem,  ut  in  noatri 
praesentiam  yenientes  —  cum  pace  diseederent.  —  —  Tone  partes  a 
judice  ad  civitatoni  deductae  — . 

«'j  Edict.  Pist.  a.  HGl  c.  6  iPertz  I,  p  489). 

bicut  dicunt,  non  habent  unde  ad  justitiani  facicndam  adducan- 
tnr  —  non  habent  domos,  ad  quas  sccuudum  legem  manniri  et  banniri 
posaint. 

Böhm,  Altdentflche  Reicha-  und  Crsrlchtsverfassunff.  I,  SO 
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blosse  GrandbeBitz  in  der  GraÜKliftft  als  soleher  (dessen  Wir- 
kung hier  durch  Derelictioii  niclit  aufgehoben  werden  soll) 
begründet  eiueu  Gerichtsstand  auch  für  die  reiu  persönliche 
Klage. 

Ebenso  behandeln  die  italischen  Gesetze  von  Lothar  I  und 
Ludwig  II**)  die  Dereliction  des  Grundbesitzes  als  ein  in 

fraudem  legis  angewandtes  Mittel,  um  sich  der  Gerichtsunter- 
thanenschaft  unter  den  Grafen  iu  persönlichen  Straf- 
sachen zu  entziehen. 

Einen  speciellen  Fall  behandelt  Karl  der  Kahle  im  Edict. 
Pist.  a.  864  c.  22  (Pertz  I,  p.  493): 

Et  qui  beneficia  vel  alodes  in  duobus  vel  tribus 
aut  quatuor  comitatibus  habeant  et  non  habent  in 
unoquoque  comitatu,  unde  plenum  bannum  (wegen 
rejectio  bonorum  deiiariorum)  valeant  solvere  —  missis 
nostris  hoc  notum  faciant  (comites)  —  et  nobis  renun- 
tietur,  ut  homines  ultra  mensuram  —  non  graventur. 

Es  erhellt,  dass  das  Verfahren  auf  Strafe  von  jedem  Grafen 
eingeleitet  werden  kann,  in  dessen  Grafschaft  der  Schuldige 
mit  Grundstücken  angesessen  ist,  und  insbesondere,  dass,  wie 
der  Allodial-,  so  anch  der  Benefidalbesitz,  d.  h.  der  Grund- 
besitz zu  abgeleitetem  Recht,  die  persönliche  Gerichtsunter- 
thanenschaft  in  der  Grafschaft  begründet. 

Und  endlich 

Gap.  Lang.  Pipp.  a.  SOt^lO  c.  10  (Pertz  I,  p. 
104):  Ut  yassi  et  austaldi  nostri  in  vestris  ministe- 
riig —  plenam  jnstitiam  habeant,  et  si  presentes  esse 

non  possunt,  suos  advocatos  habeant,  qui  eorum  res 
ante  comitem  defendm-e  i)ossint;  et  quicquid  eis 
queritur,  justitiam  faciant. 
Die  Stelle  bezeugt  unmittelbar,  dass  das  Forum  des  belegenen 


*•)  Cap.  Illoth.  Olonn.  a.  825  c.  4  (Pertz  I,  p.  251).  Cap.  Hlud. 
II  iucert.  orig.  (Pertz  I,  p.  388)i 
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Grundstücks  auch  im  Fall  des  blossen  Beneficialbesitzes  als 
solches  für  den  Grundbesitzer  forum  generale  ist. 

Dasselbe  Resultat  ergiebt  der  Rechtssatz,  dass  die  geist- 
lichen Stifter  für  jede  Grafschaft,  in  welcher  sie  Grundbesitz 
(substantiam)  haben,  einen  adTocatns  bestellen  «ollen,  qui 
absque  tarditate  jusütias  faciat  et  suscipiat.*<^  In  jeder  Graf- 
schaft des  belegenen  Grundbesitzes  ist  der  Gerichtsstand  für 
das  geistliche  Stift  als  solches  begründet. 

Der  Grundbesitz  macht  gleich  dem  Doraicil  zu  Einem 
der  comnianentes  des  Gerichtsbezirks.  Der  Grundbesitz  macht 
gleich  dem  Domidl  zu  Einem  der  Angehörigen  des  Ge- 
richtssprengels. 

Gerade  in  der  letzteren  Formdimng  ist  uns  dieser  Satz 
von  den  Quellen  überliefert.  Nach  den  meruvingischen  Ge- 
setzen sollen  <lie  geistlichen  Grundberrcn  ihre  judices,  in  deren 
Stelle  später  die  grundherrlichen  <jerichtsvügte  (advocati;  ein- 
treten, aus  den  Angehörigen  des  Gauverbandes  wählen:  non 
de  alüs  provincüs,  nisi  de  loco*^).  Demselben  Satz  giebt  die 
karolingische  Gesetzgebung  Ausdruck  mit  den  Worten, 

Cap.  Aquisgran.  a.  813  c.  14  (Pertz  I,  p,  188):  Ut 
episcopi  et  abbates  advocatos  luibeant.  Et  ipsi  habe- 
ant  in  illo  coniitatu  propriam  her  cd  i  täte  ni. 

Der  Grundbesitz  hat  für  den  Gerichtsverband  die  gleiche 
Bedeutung  wie  für  den  Diöcesan-  und  den  Beichsverband. 
Wie  der  blosse  Grundbesitz  in  der  Diöeese  zum  Unterthanen 
der  Diöcesangewalt^  ^),  wie  der  blosse  Grundbesitz  im  Bddi 


Cap.  Lang.  Pipp.  a.  782-  786  c.  6  (Pertz  I,  p.  43).  Vgl.  Fi ck er 
II,  S.  22. 

»')  Edict.  Chlothach.  II  a.  Gl 4  c.  19,  vgl.  c.  12  (Pertz  I,  p.  15). 

"j  Hlud.  II  Conv.  Ticin.  a.  850  c  11  (Pertz  I,  p.  398) :  per  diver- 
UB  provindAB  et  clvitateB  babentcB  poBsesBioneB  unterliegen  der 
concnrrirenden  geistlichen  Stralgewalt  der  Bftmnitlichen  Bischöfe,  in 
deren  Sprengehi  sie  angeseBBen  Bind.  Kark^in.  Cap.  ap.  Yem.  a.  884 
c.  6  (Pcrtz  I,  p.  552):  De  Ulis  autem  qai  infra  parrochiam  beneficia 
et  alodum  non  habent,  et  alterioB  episcopi  parrochiani 
sunt  — . 

20* 
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zum  Untertlianen  der  Keichsgewalt'^*),  so  macht  der  blosse 
Grundbositz  im  Gericbtssprenpfcl  zum  Unterthunen  der  Ge- 
ricbtsgewalt.  Aus  diesem  Grunde  erzeugt  der  Grundbesitz 
neben  dem  Wohnsitz  den  zweiten  allgemeinen  Gerichts- 
stand Mnkischen  Rechts. 

Die  yon  Homeyer  in  seiner  vorhin  angeführten  Untere 
suchung  entwickelte  Lehre  geht  dahin,  dass  nicht  das  fomm 
(loiiiicilii,  und  nicht  das  Forum  des  Grundbesitzes,  sondern 
das  forum  originis,  das  Heimathsforum,  d.  h.  das  durch 
die  Lage  des  Stammguts  (Hant^^emal)  bestimmte  Forum  für 
das  ursprüngliche  forom  generale  des  deutschen  Bechts  za 
halten  sei.  In  den  fränkischen  Quellen  seien  wenigstens  nodi 
Ueherreste  dieses  alten  Bechts  erkennbar.  Die  herrschende 
Lehre  hat  sich  ohne  Prüfung  den  Ausführungen  Homeyer's 
unbedingt  angeschlossen.^*)  Es  wird  im  Folgenden  zu  zeigen 
sein,  dass  die  Lehre  Homeyer's  den  Quelleuzeugnissen  nicht 
entspricht. 

Zunächst  ist  die  yerbreitete  Anschauung  zu  beseitigen, 
welche  den  Ausdruck  patria  schlechttün  in  der  Bedeutung  von 
„Heimath''  fasst.  Es  ist  vielmehr  gewiss,  dass  patria  in  den 

Quellen  der  fränkischen  Zeit  nicht  mit  Heimath,  Vater- 
land", sondern  mit  „Land,  Gau,  Grafschaft"  zu  iiboi  setzen  ist. 
Patria  ist  ein  mit  pagus,  provincia  vollkommen  gleich  werthiger 
Ausdruck. Yon  den  zahlreichen  durch  die  Quellen  gebo- 
tenen Belegen  mag  es  genügen,  hier  eine  Auswahl  zusammeur 
zustellen. 

")  Roth,  B.  W.  S.  137.  220.  21)1.  315.  424.  Auch  hier  werden 
Wohnsitz  und  Grundbesitz  sich  gleich  gesetzt,  Car.  C.  Cap.  Carls,  a. 
873  c.  6  (Pertz  I,  p.  520):  ut  duUus  über  homo  in  nostro  regno  iramo- 
rari  Tel  proprietatem  habere  permittatur,  ctgascumque  homo  sit, 
nisi  fidelitatem  nobis  promiBerit 

**)  So  Stobbe  a.  a.  0.  8.  429—433.  Simon  I.  cit.  p.  15.  16. 
Wetz  eil,  Civilproc  S  434.  Franklin,  Beichsho^r.  II,  8.  68. 
Walter  R.  G.  §.  650  u.  A. 

*■)  Nur  Jacobs,  göogr.  p.  38  hat  bisher  aof  dieasn  Sprachgebrauch 
aulmerksain  gemacht. 
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Es  bege^^iiet  patria  einerseits,  ebenso  wie  pagiis^®),  in 
untechnischoni  Sinn  alli^emein  für  jeden  jjfiösseren  ^geogra- 
phischen Bezirk,  uud  ist  mit  „Land''  zu  übersetzen.  So  ist, 
wenn  Gregor  von  Tours  von  Chlodwig  erzählt,  dass  er 
„Könige  tödtete,  gefährliche  Völker  vernichtete  und  patrias 
subjugavit"  nicht  gemeint,  wie  Giese brecht'^  Übersetzt, 
dass  er  auch  „die  einheimischen  Völker  unter  seine  Gewalt 
brachte",  sondeni,  dass  er  wie  Könige  und  Völker  vernich- 
tete, so  „Länder"  unterjochte.  Es  heisst  in  anderen  Zeug- 
nissen illa  patria  (Pentapolis,  Thracia,  Aquitania),  d.  h.  das 
„Land''  Pentapolis,  Thracien,  Aquitanien.'*)  Es  heisst  alia 
patria  „ein  anderes  Land"  *^),  infra  patriam  „im  Lande'*,  foris 
patriam  „ausser  Landes'' Saxonia  patria  ^das  Land  Sach- 
sen",*2)  seniores  patriae  „die  Grossen  des  Landes"  (Aquita- 
nien)*^). Die  lex  patriae  ist.  wie  die  lex  loci,  pagi,  das 
„Landrecht d.  h.  Volksrecht,  Ötammesrecht^*),  die  defensio 

Vgl.  oben  S.  12. 

'  *'}  Hist  fVanc.  Y,  1 :  Chlodof echus  reges  interfedt,  nozias  gentes 
elisit,  patrias  sobjogavit 

Gregor  von  Tonrs  (Perts,  Geschicbtschr.  d.  deutschen  Vorzeit 

6.  Jahrh.)  I,  S.  2U). 

'*)  Wessohruiiner  Ilandsclirift  aus  dem  8.  Jahrhunilert:  Pentapolis, 
sie  nominatur  illa  pijtria,  ubi  Kapana  stat  Tharcia  (für :  Thracia  i  illa  pa- 
tria ubi  Constantinopoli  stetit.  Graff  Diutiska  11,  S.  370.  Car.  Gap. 
tniss.  Aqiiit  a.  78d  c.  3  (Pertz  Ii,  p.  15) :  illa  patria  (Aquitanien)  Dens 
Bub  nostris  manibus  posnit. 

**)  Gap.  Aquisgran.  a.  817  de  caus.  eecl.  c.  6  (Pertz  I,  p.  207):  ab 
alia  patria  in  aliam  migrans,  in  eadein  provincia.  Estenser  Glosse  zur 
Lex  Salica  (Merki  l  p.  102):  barbarum,  id  est  quosFranci  ex  alia  patria 
in  suam  adduxorint, 

**)  So  in  don  bekannten  Glossen  zur  Lex  Saxonum. 

*«)  Urk.  Ludwigs  d.  Fr.  v.  J.  83ö  (Sickel  L  307). 

")  Cap.  Pipp.  Aquit.  a.  768  c.  12  (Pertz  II,  p.  14). 

^)  Vita  S.Leodeg.  c.  4  (Mabill.  II,  p.  682):  Die  Grossen  des  Reichs 
▼erlangen  von  Childerich  II,  nt  talia  daret  decreta  per  tria  quae  obti« 
nuerat  regna,  ut  uniusciigusqne  patriae  legem  vel  consuetudinem  serva- 
ret.  Cap.  Pipp.  Aquit.  cit.  c.  10:  secnndum  legem  ipsius  patriae  vivat. 
Vgl.  oben  S.  75  ff.  —  Ebenso  später  in  einer  Kölner  Urkunde  v.  J. 
1182,  Lacomblet  I,  Nr.  483:  quicquid  scabinus  per  sententiam  requi- 
situs  decrevit,  si  est  de  jure  curie,  decernet  secuudum  jus  curie,  si 
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*  patriae  die  «Landwehr",^^)  pax  infra  patriam  der  «Land- 

friede"  *^),  male  facere  intra  (infra)  patriam  der  Brach  des 
„Landfriedens"*'^),  der  propter  faiduni  fugiens  in  aliaiii  patriam 
der  „landflüclitige"  Mann,-*^)  der  de  patria  migrans  der  „aus 
dem  Lande"  Wandernde/^)  der  Exilirte,  ut  amplius  in  patria 
non  revertatur,  der  ^Landes"  VerwieBene.'®) 

Andererseits  bezeichnet  patria  technisch,  ebenso  wie  pagus, 
den  Gau,  den  Sprengel  dnee  dffißntlichen  Beamten. 

Die  Lex  Rouiana  Curiensis  gewährt  eine  lieihe  von  Be- 
legen für  (Hosen  Sprachgebrauch.  Sie  nennt  als  Gerichtsunter- 
thaneu  die  persunas  ([ui  iu  illa  patria  manent,  qui  in  illa 
patria  sunt,  die  boui  homines  de  ipsa  patria.  Sie  setzt  als 
verschiedenen  Gerichten  unterthan  die  homines  qui  in  duas 
patrias  inhabitant,  die  homines  de  nna  und  de  atia  patria, 
und  verlangt,  dass  gegen  Wittwen  und  Waisen  geklagt  werde 
nicht  foras  patria,  sondern  in  ipsam  patriam  ubi  commaneut. 


est  de  generali  jure  patriae,  decket  sccundum  jus  patrie,  wo 
mit  dem  generale  jus  patriae  das  „gemeine  Landrecht"  (YoUcsrecht) 
im  Gegensatz  zum  jus  curiae,  Hofrecht,  gemeint  ist 

*»)  Edict.  Pist.  a.  864  c.  27  (Pertz  I,  p.  495). 
"j  Cap.  iniss.  a.  808  c,  1   Portz  I,  p.  154). 

*')  Cap.  eccl.  a.  789  c.  fj<3  (Pertz  I,  p.  04).  Cap.  Lant^ol).  ante  810 
c.  8  (p  151).  Car.  C.  Cap.  miss.  a.  857  c.  3  (p.  455).  Vgl.  Edict  Chilp. 
c.  9:  malus  homo  qui  male  in  pago  l'aciat. 

*»)  Cap.  Compend.  a.  757  c.  21  (Pertz  I,  p.  29). 
*•)  Lex  Rom.  Cur.  Paul.  Sent.  I,  2.  4.  II,  10. 

»"j  Lex  Rom.  Cur.  C.  Th.  III,  16,  1.  —  In  späterer  Zeit:  mare- 
Bcalcus  patriae,  d.  h.  Landmarscball  (in  Lattich),  Wohlwill,  die  An- 
fänge der  landsttadischen  Verfassung  im  Bisthom  Lflttich  (Leipzig  1867) 
S.  44.  —  Cannen  de  bello  Saxonico  II,  207:  Ibat  per  patriam  rez  in- 

Yictissimus  illam,  der  König  ging  durch  „das  Land'*  (Saehsen).  Auch 
an  dieser  Stelle  ist  der  Sprachgebrauch  des  Carmen  ficht  mittelalterlich. 
—  Die  patria  des  englischen  Processes  ist  gleichfalls  das  „Land",  die 
Landleute,  pageuses,  vgl.  z.  B.  Ssp.  II,  4  §.  1 :  die  richtero  unde  dat 
lant.  —  Vgl.  auch  Greg.  Tur.  V,  28 :  patriae  proditores,  „Laudesverräther." 

")  Lex  Rom.  Cur,  C.  Th.  I,  7,  1.  10,  1. 

»)  Lex  Bom.  Cur.  C.  Th.  II,  1,  4.  Nor.  Hart  L  Oben  S.  300. 

«*)  Lex  Bom.  Cur.  C.  Th.  I,  8, 1. 
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Die  patriani,  welche  in  der  Lex  Bomana  Corieosis  und  ebenso 
in  den  Capitula  Bemedii  genannt  werden,^*)  sind  durchaus 

nicht  die  Angehörigen  einer  Stadtgemeinde,  civitas  im  röiiii- 
sclien  Sinn,  wie  bisher  allgemein  angenommen  worden  ist, 
sondern  die  pagenses,  provinciales  —  wie  sie  auch  einmal 
ausdrücklich  genannt  werden*^  —  im  Sinn  der  fränkischen 
Bechtssprache,  d.  h.  Gaug^ossen,  Angehörige  desselben  poli- 
tischen landschaftlichen  Bezirks.  Der  judex  patriae  der 
Lex  Romana  Ouriensis  '"O  ist  ebenso  durchaus  nicht  ein  Stadt- 
richter ^**)  oder  Unterrichter,*®)  sondern  der  Nämliche  mit 
dem  judex  provinciae,  wie  er  sonst  häufig  .genannt  wird,  d.  h, 
mit  dem  judex  pagi,  judex  loci  im  Sinn  der  fränkischen  Rechts- 
sprache^  £s  ist  der  Gau-  oder  Landiichter,  welcher  als  öffent- 
lidier  Bichter  zu  dem  judex  privatus,  dem  grundherrlichen 
Bichter  der  bischöflichen  Kirche  von  Ghur,  den  Gegensatz 
büdet. ««) 

So  bezeichnet  patria  in  der  Lex  Komana  Cuiiensis  tech- 
nisch den  Sprengel  eines  judex,  d.  h.  den  pagus  minor, 
den  Untergau     in  dem  grossen  Gau  von  Chur. 

■*)  Lex  Rom.  Cur.  C.  Tli.  I,  11,  2.  II,  1,  2.  Cap.  Rem.  c.  3.  Ueber 
den  Zusanuneiiliaiig  der  beiden  BechtsanfifieicluiangeD,  den  iclion  Hae- 
nel  und  Stobbe  angeoonunen,  vgl.  aochSohn  in  derZeitachr.f.  Kir- 
chenr.  IX,  8.  197  Kote  10.  S.  204. 

V.  Savigny  Rom.  R.  im  M.  A.  I,  S.  439  Note  1.   v.  Bethmann- 
Hollweg  Städtefreih.  S.  31.    Hegel  Städteverf.  II,  S.  lOü. 

»•)  Lex  Rom.  Cur.  C.  Th.  XI,  5:  Nullus  judex  vel  exactor  a  pro- 
vintiales  homiues  plus  exactare  non  debent  — . 

Lex  Rom.  Cur.  C.  Th.  I,  10,  1 :  judex  qui  in  patria  coustituitur. 
2:  judices  qui  patriani  habent  commissam.  II,  1,2:  judex  de  ipsa patria. 

>•)  8o  Bethmann-Hollweg  ätftdtefreih.  8.83.  Hegel  a.a.O. 
8.  110. 

•>)  So  Stobbe,  Utin.-p.  48.  44. 

•°)  Stellen,  in  denen  sonst  patria  im  Sinne  von  pagus,  prOTUIcia 
gesetzt  ist,  sind  Lex  Rom.  Cur.  C.  Th.  IV,  19,  1 .  V,  5.  XV,  2. 

**)  Der  grosse  Gau  von  Chur  zerfällt  später  in  mehrere  Urafschaften 
(vgl.  Stobbe  Utin.  p.  13  flf.),  welche  höchstwahrscheinlich,  gemäss  der 
oben  S.  204  geschilderten  Entwickeluug,  den  Untergauen  des  grossen 
Gans  entspreehen.  Zu  der  Z«lft  der  Lot  Bomana  Cnrienaia  bildet  die 
DiOceae  Chnr  eine  einrige  GiafiKhaft,  da  der  Bischof  damals  noch  an- 


Digitized  by  Google 


3t2  VerfiMSttog  des  firftnUscheii  Beiehs. 

In  den  fränkischen  Quellen  begegnet  ganz  derselbe  Sprach- 
gebrauch. Patria  im  technischen  Sinn  ist  mit  pagus,  comitatus, 

(1.  h.  mit  dem  Gau,  welcher  Grafensprengel  ist,  identisch. 

So  steht  sich  in  lioste  und  iutVa  patriam  gegenüber  als 
„auf  dem  Kriegszuge*'  uiid  „zu  Hause  in  seinem  Gau,  in 
seiner  Grafschaft."  Das  infra  patriam  esse  des  Eigenthümers, 
d.  h.  seine  Anwesenheit  in  der  Grafschaft,  ist  nothwendig, 
damit  die  Veijährung  von  Jahr  und  Tag  gegen  ihn  laufe. 
Ad  defensionem  patriae  suae,  zur  Vertheidigung  seiner  Graf- 
Schaft,  bietet  der  Graf  die  Arimannen  auf.  *^*)  Die  homines 
intra  patriam  liabitantes,  die  Eingesessenen  der  Grafschaft, 
werden  zum  Inquisitionszeugniss  geladen.  ^'^) 

Dem  entsprechend  ist  mit  dem  mallus  vel  placitum  infra 
patria**)  das  Gericht  im  Gau,  in  der  Grafschaft,  das  Land-, 
Volksgericht  gemdnt.  Das  Gericht  infra  patriam  bildet  den 
Gegensatz  zu  dem  Gericht  in  palatio.      Zwei  Zeugnisse  aus 


gleich  Graf  war.  Die  entgogoncrosetzte  Meinung  von  Stobbe  1.  cit. 
p.  17,  wclchor  die  spätere  Gralschaftseintheilung  schon  für  die  Ent- 
stehungszeit der  Lex  Rom.  Cur.  auninimt,  steht  mit  der  angeführten 
Thatsache  in  Widerspruch,  und  ist  ihrerseits  ohne  Beleg  geblieben. 
Die  Lex  Rom.  Cur.  deutet  nirgends  auf  die  Existenz  von  Grafen  inner- 
halb ihres  Geltungsgebiets  hin.  Insbesondere  werden  die  prineipes, 
deren  dieselbe  gedenkt,  von  Stobhc  mit  Unrecht  als  Grafen  aufgefasst. 
Den  Ausschlag  giebt,  dass  die  Capitula  Kemedii,  welche  die  bischöflichen 
Beamten  des  öffentlichen  wie  des  privaten  Rechts  vollständig  auf/ählen, 
v/ohl  den  judex  publicus  und  den  Schultheissen,  aber  keioen  Grafea 
nennen. 

")  Vgl.  oben  8.  201  ff. 

•*)  Oben  S.  79.   Vgl.  GonT.  ap.  Confl.  a  860  c.  6  (Portz  I,  p.472). 

Gap.  Widon.  a.  889  c.  4  (Pertz  I,  p.  5Ö7). 
•»)  Urk.  Karls  d.  Gr.     J.  797  (Sickel  K.  löO). 
•«)  Cap.  per  missos  cogn.  fac.  a.  806  c.  1  (Pertz  I,  p.  146):  nullns 

ad  mallum  vel  ad  placitum  infra  patria  armii  —  non  portet. 

Cap.  Saxon.  a.  797  c.  4  Pertz  I,  p.  7()):  qualiscumque  causa 
infra  patriam  cum  propriis  vicinantibus  pacificata  fuerit  — .  Si  autem 
in  praeseutia  missoruui  regalium  cau(>ue  deiinitae  fuerint  — .  Si  autem 
ipsa  causa  ad  palatium  in  praesentia  regis  ad definiendum  fiierit 
produeta.  G^.  Wonn.  a.  829  pro  lege  hab.  c  4  (Pertz  I,  p.  958): 
qnod  fraodulenter  admiseront,*  intra  patriam  emendare  eogantur,  et 
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den  Capitularien  mögen  hier  näher  besprochen  werden,  weil 

ihr  Inhalt  für  die  folgende  Darstellung  von  Interesse  ist.  Das 
Aachener  Capitular  vom  Jahr  809  (Pertz  I.  p.  155)  und 
ebenso  das  vom  Jahr  812  (Portz  I.  p,  174)  führen  die  Ueber- 
schrift:  Capitula  qoae  propter  justitias  infra  patriam  faciendas 
eonstituta  sunt.  Es  ist  damit  gemeint,  dass  die  fraglichen 
capitula  auf  das  Verfahren  im  Volksgericht  sidi  beziehen. 
Es  erläutert  sich  dadurch,  dass  in  dem  crstj^enannten  Capitular 
am  Sdiluss  (c.  14)^*)  die  Pestininiung  hinzugefügt  ist:  Ut 
sacranienta  quae  ad  palatium  fuerint  adharamita,  in  palatio 
perficiantur ;  dass  in  dem  zweiten  Capitular  (c.  2)  für  den 
Fall,  wo  eine  causa  unter  potentiores  (Bischöfen,  Aebten, 
Grafen)  nicht  zu  Ende  gebracht  werden  kann,  das  Recht,  die 
Sache  ad  nostram  praesentiam  zu  ziehen,  vorbehalten  ist 
Beide  Male  gewinnen  die  für  das  Königsgericht  getroffenen 
Bestimmungen  ihr  Verständniss  nur  dadurch,  dass  sie  in  einem 
auf  das  vo  lks gerichtliche  Verfahren  bezüglichen  Capitular 
erlassen  sind.  Das  eine  Mal  ist  gemeint,  dass  der  (auf  Urtheil 
des  Königsgerichts)  im  Königsgericht  stipulirte  Eid  nur  im 
Eönigsgericht,  nicht  im  Volksgericht,  abzuleisten  ist, 
und  wird  gerade  deshalb  im  Fortgang  der  Stelle  fUr  die  cum- 

postea  —  Bnb  fidejossoribtiB  ad  noBtram  praeBentiam  Tenire  com- 
pellantnr.  »  Der  fragliche  Sprachgebrauch  gehört  insbesondere  gerade 

der  knrolinpischen  Zeit  an.  In  morovingischer  Zeit  ist  in  pago  der 
gewöhnliche  Ausdruck  für  das  Volksgericht.  So  lautet  die  merovingische 
P'oinit^l  für  das  Muntprivilps^:  Et  si  aliquas  causas  adversus  eum  — 
surrexeriüt,  quas  in  pago  —  detinitas  non  fuorint,  in  nostri  prae- 
sentia  reservetur  (Marc.  I,  24.  Lindenbr  38,  Roz.  9.10).  Dagegen  die 
karcllDgische :  Quod  si  aliquae  causae  adversus  eum  —  surrexerint,  quae 
infra  patriam  —  definitae  esse  neqniTerint,  nsque  ad  praesentiam 
nostram  sint  Bwpensae  (Ros.  13.  18.  15).  In  der  CJrk.  Pippins  von 
Aquitanien  y.  J.  835  (Tardif.  Jir.  128)  heisst  es:  si  aliquae  cansae  — 
orte  fuerint,  quae  intra  pagum  vel  infra  patriam  —  definite  esse 
neqniverint  — .  Vgl.  Koz.  3i)G  (Andeg.  50):  Vollmacht  /um  Process  tani 
in  pago  quam  in  palacio  seu  ia  qu&libet  patria  (so  ist  für  paedera  zu. 
verbessern). 

Daas  dies  Capitel  das  letzte  des  Cupitulars  ist,  zeigt  Borctius 
S.  92ff. 
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sacramentales  homines,  welche  infra  patriam  zur  Hand  sind^ 
a1)er  ad  palaüum  yenire  remieriBt,  die  Ladung  ad  palatioiii 
unter  EÖnigsbaim  verbdssen.  Das  andere  Mal  wird  gerade 
mit  Rücksicht  auf  die  justitia  infra  patriam  facienda  yer- 

fügt,  dass  ausnalimsweise ,  falls  potentiores  im  Volksgeric.ht 
streiten,  denen  gegenüber  die  Macht  des  ordentlichen  Richters 
zum  paciücare  nicht  ausreicht,  von  Amtswegen,  durch  könig- 
liches praeoeptum,  ohne  redamatio  der  Parthei,  die  Berufung 
der  Sache  an  das  Königsgericht  erfolgen  kann.  Die  allgemein 
herrschende  Ansicht  hat  in  dieser  Stelle  einen  privüegirten 
Gerichtsstand  für  Sachen  der  potentiores  unter  einander  im 
Königsgericht  gefunden.  Sie  beweisst  umgekehrt,  dass  auch 
für  Sachen  der  potentiores  das  Gaugericht  schlechthin  das 
ordentliche  Gericht  ist.**) 

Es  wird  sich  jetzt  von  seiher  eine  Stelle  erklären,  welche 
Homeyer  für  die  Lehre  vom  Heünathsforum  verwerthet  hat, 
Gap.  Hlud.  et  Hloth.  a.  826  c.  4  (Portz  I,  p.  256): 
De  causa  Rothmundi  comitis,  ut  ei  liceat  hic  in  pa- 
latio  sacramentum  suuni  jurare,  quia  propter  nostrum 
servitium  sibi  constitutum  placitum  iiitra  patriam 
observare  non  licuit. 
Weder  bedeutet  hier  intra  patriam  ein  „heunathliches  Geridit^S 
noch  constitutum  phidtum  dem  „echten,  eigentlichen  Geridits- 
stand'S  welchen  der  Graf  in  einem  Heimathsfomm  gehabt 
hätte. '^")    Es  handelt  sicli  um  den  im  V o  1  k  s  gericht  zur 
Eidesleistung  angesetzten  Termin,  welchen  der  Graf  propter 
nostrum  servitium  im  Königs gericht  zu  erledigen  berechtigt 
sdn  soll.  Es  hebt  die  vorliegende  Verfügung  den  Satz  auf, 
dass,  wie  der  ad  paJatium  versprochene  Eid  in  palatio,  so 
der  im  Yolksgerieht  auf  Urtheil  des  Yolksgeifchts  angelobte 
Eid  ün  Yolksgerieht  zu  erbringen  ist.   Der  zweite  Termin 

•>)  Vgl.  Böhm  m  der  Zeilsehr.  f.  Kirchenr.  IX,  S.  S07— 209,  wo 
diese  Stelle  bereits  besprochen,  und  urkandlich  insbesondere  für  die 
Bischöfe  der  ordentliche  Gerichtsstand  im  T  olksgericht  nachgewiesen  ist. 
So  Homeyer  a.  a.  0.  S.  71. 


Digitized  by 


OerichtMtand  imd  GeriektwuiterkhaBeiifckaft.  |.  12.  315 

(Beweisverfahren)  gehört  gnmdfiätzlich  vor  dasselbe  Gericht, 
in  welchem  der  erste  Termin  (Behauptungsverfahren)  verhan- 
delt ist.  Das  servitium  legis  bildet  den  Grund  für  die  Aus- 

nahuisverfügung.  An  sich  begründet  der  Könijisdienst  (domi- 
nica  ambascia)  echte  Noth,  und  befreit  deshalb  von  jeder 
Gerichtspflicht.  '^^).  Doch  hatte  Ludwig  d.  Fr.  zugesagt,  '^^) 
für  die  königlichea  Vassallen  die  Vereinigung  der  Gerichts- 
pflichten mit  d^  Königsdienst  unter  Vermittelung  eigner 
Cognition  des  Königs  ermöglichen  zu  wollen.  Unsere  Stelle 
illustrirt,  wie  in  gleicher  Weise  auch  für  die  königlichen  Be- 
amten, welche  im  Zweifel  in  karulingisclier  Zeit  zugleicli  für 
Vassallen  des  Königs  zu  lialten  sind  (oben  S.  251),  die  Er- 
füllung der  Gerichtsptiicht  trotz  Königsdienstes  durch  speciellen 
Ausnahmsbefelü  vermittelt  wird. 

Der  im  Vorigen  festgestellte  Sprachgebrauch  gewährt  zu- 
gleich die  Grundlage  für  die  Prüfung  der  übrigen  von  Ho- 
meyer  aufgeführten  Beweisstellen.  Es  sind  folgende  Zeug- 
nisse, auf  welche  es  ankommt. 

Zunächst  das  Capitular  Ludwigs  d.  Er.  v.  J.  814  oder 
815,  welches  schon  oben  (S.  300)  zu  emem  Theil  benutzt  ist. 
Dasselbe  handelt  von  der  Pflicht  des  in  aliena  patria  Do- 
micilirten,  in  foro  domicilii  auf  alle  Klagen  zu  Recht  zu  stehen : 
hibi  secundum  snam  legem  justitiam  fadat  et  cum 
talibus  conjuratorihus  quales  in  eadem  regionem 
vel  provintia  secuui  habere  potuerit,  legitimum 
sagramentum  juret. 
Aber  mit  dem  Beifdgen: 

exepto  si  quis  eum  de  stato  suo,  id  est  de  livertate 
sua,  vel  de  hereditatem  quam  ei  pater  suus  moriens 
derelinquid,  appellaverit :  de  is  duobus  liceat  illi 
sagramentum  iu  patria  sua,  id  est  in  legitimo 


v>)  Sal.  1,  2.  98,  vgl.  50,  3.  Ebenso  noch  in  karolingischer  Zeit, 
wie  bereits  Roth  Fead.  S.  226  Note  13  nachgewiesen  hat, 
f*)  Cap.  Theodon,  a.  821  c  4  (PerU  I,  p.  930), 
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sui  sacrameBti  loco^*)  jurandiim  offetre;  et  is 
qui  cum  eo  litigatnr,  si  vellit,  sequatar  illum  in  pa- 
triam  SU  am  ad  recipiendum  illum  sagramentum. 

Ipse  tarnen  primo  in  eodeni  loco  ideni  hubi  inter- 
pellatus  est,  satisfaciat  tarn  comiti  et  judicibus  quam 
averaario  sno,  testibus  provando '^^),  quod  rem  queque 
hab  eo  reqiüritar  patri  suo  (für:  pater  saus)  ei 
derelinquid. 

Ausserdem  zwei  von  d^  italisclien  Extravaganten  zur 

Lex  Salica  ") : 

c.  1 :  Si  quis  aliquem  ad  scrvitium  mallaverit,  et  ille 
wadium  dederit  et  fidejussorem  posuerit,  ut'®)  anth- 
mallo  legitimo^'')  in  patria  de  qua  est  testes 

sue  libertatis  dare  debeat  . 

c.  2:  Si  quis  quemlibet  mallaverit  ad  servitium  ut 
superius  dictum  est,  qui  in  alia  regione  fuit  natus 

")  So  ist  nach  Ansepis  IV,  71  der  Text  zu  rostituiron.  In  dem 
Text  des  Capitulars  bei  Pertz  p.  81  ist  das  zu  patria  gehörige  sua  unter 
die  folgenden  Worte  (in  legitimo  sui  sagranieuti  sui  loco)  gerathen.  — 
Im  Lib.  Pap.  Lud.  P.  1  beisst  es:  in  patria  sua,  id  est  in  legitimo  loco, 
Baeramentam  jnrandnm  oiferre. 

Lib.  Pap.  1.  cit:  testea  perduoendum.  Es  ist  gemeint,  dass  der 
Beklagte  sowohl  dem  Grafen  und  den  Schöffen  (d.  h.  dem  Gericht)  wie 
andererseits  dem  Kläger  Sicherheit  (Bürgen)  dafür  geben  soll,  dass  er 
durch  Zeugen  den  Beweis  seines  Eigenthnmserwerhs  durch  Erh^ang 
erbringen  werde.  D.  h.  in  dem  Gericht  der  aliena  patria  hat  der  Be- 
klagte das  L'rtheilerfüllun^'sgelöbniss  (Beweissgelöbnias)  abzulegen,  bevor 
die  Sache  zum  Beweisveriahreu  in  dem  Gericht  der  patria  sua  kommt 

Merkel,  Lex  Salica  p.  99.  100. 

In  der  Handschrift:  ant  Dass  daflir  nt  zu  lesen  ist,  hat  schon 
Homeyer  a.  a.  O.  S.  73  Note  98  mit  Becht  bemerkt 

So  ist  unbedenklich  für  das  handschriftliche  anthmallo  legitimos 
zu  verbessern.  Ebenso  steht  Extr.  c.  6  pro  jectos  für  pro  jecto  („als 
jectus",  d.  b.  als  Ungehorsamsbusse).  Homeyer  S.  72  Note  93  will 
legitimos  beibehalten  und  auf  testes  beziehen,  eine  Annahme,  welche 
durch  die  Wortstellung  ausgeschlossen  wird.  Bei  dern  durchaus  will- 
kürlichen Gebrauch  der  Casuseodungen  in  dem  damaligen  Latein  ist 
die  Aberlieferte  Wortstdlung,  nicht  die  ttberfieferte  C^nsfonn,  die  allein 
sichere  Grundlage  fOr  die  Anslegong. 
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aut  longe  infra  patria,  et  ille  didt  quod  ipsiiu 
servus  doh  ait  et  snam  libertatem  in  suo  anthmallo 

proportare  possit,  tunc  comes  faciat  illuiii  dare  wadium 
ad  suam  libertatem  pioportandam.  Et  si  ille  dixerit 
quod  fidejuBSorem  habere  non  possit,  tradat  eum  comes 
in  numa  mallatoris,  ut  eum  —  ducat  in  anthmallo 

suo  ad  suam  libertatem  proportandam.  

Zunädist  erhellt,  dass  auch  in  diesen  Zeugnissen  patria 
nicht  mit  „Heiroath",  sondem  mit  „Gau,  Land"  zu  übei-setzen 
ist.  Dies  ergiebt  die  Wendung  des  Capitulars:  in  aliena 
patria,  „im  fremden  Lande'',  der  Ausdruck  der  zweiten  Extra- 
vagante: longe  infra  patriam,  „fem  im  Lande'S  die  Identi- 
fidrung  Yon  patria,  regio,  provincia  im  Gapituhur  wie  in  der 
Extravagante.  Es  wird  bald  erhdlen,  dass  patria  hier  im 
technischen  Sinn  f&r  comitatus,  Grafechaft  gebraucht  ist.  Die 
patria  sua  ist  nicht  seine  lleimath,  sondern  sein  Gau,  seine 
Grafschaft. 

llomeyer  bezieht  sich  vornehmlich  auf  den  in  bei- 
den Extravaganten  begegnenden  Ausdruck  anthmaUus.  Ho- 
meyer  setzt  dies  anthmallus  als  mit  dem  hantgemal  des 
Sachsenspiegels  sprachlich  und  sachlich  identisch.  Hantgemal 
ist  im  Sachsenspiegel  und  in  anderen  Quellen,  wie  Homeyer 
so  vortrefflich  gczcij^t  hat,  das  Stammgut.  Anthmallus  soll 
jedoch  in  den  obigen  Zeuijjnissen  nach  Homeyer  nicht  das 
Staramgut,  sondern,  in  noch  weiter  abgeleiteter  Bedeutung, 
die  durch  das  Stammgut  bestimmte  Heimath  sein.  Homeyer 
ist  der  Ansicht,  dass  „der  anthmaUus  die  patria  ausdrücke^*, 
d.  h.  dass  die  patria  sua  als  anthmallus,  und  damit  als 
Stammheimath  in  dem  angegebenen  Sinn  bezeichnet  werde.  '^") 

Dagegen  ist  zunächst  einzuwenden,  dass  für  das  Wort 
hantgemal  nur  die  Bedeutung  Stammgut,  nicht  auch  jene 
weitere  Bedeutung  Stammheimath  nachzuweisen  ist.  Aller- 
dings begegnet,  wie  Homeyer  hervorhebt,  das  nordische  odil, 


Vgl.  Homeyer  a.  a.  0.  S.  47.  73.  78. 


Digitized  by  Google 


31B  I^io  Verfassung  des  fränkischen  Reichs. 

ursprünglich  „Ocschlecht,  Abstämmling^",  in  dem  kraft  dieser 
Grnndhodeiitiin^  (Tkliirlichen  Doiipclsinn  von  Stainnigut  und 
Heimath.  Doch  fehlt  auf  deutschoni  Boden  jede  Analogie. 
Wohl  giebt  Einhard  das  alodis  der  Aunal.  Laarisham.  a.  777 
(die  Sachsen  setzen  für  ihre  Treue  omnem  ingennitatem  et 
alodem  ein)  durch  patria  wieder,  aber  nicht,  um  alodis  mit 
„Heimath'S  sondern  um  alodis  mit  „Land*^  zu  übersetzen, 
gemäss  dem  oben  für  patria  festgL"bi(  Ilten  Sprachgebrauch. 
Einhard  thut  nicht  dar,  dass  alodis  auch  „Heimath"  bedeute, 
sondern  nur,  dass  er  in  schicfei-  Wendung  für  den  Begriff 
„Land'S  d.  h.  Landgut,  unbewegliches  Vermögen,  einen  Aus- 
druck setzt,  welcher  zwar  gldchfalb  „Land**,  ab^  im  Smne 
Yon  Landdistriet,  Landgebiet  bedeutet. 

Üeberdles  zeigt  die  erste  Extravagante  selber,  dass  Wer 
anthmallus  nicht  „die  patria  ausdrückt".  Die  Worte:  anth- 
mallo  legitime  in  patria  de  qua  est,  würden  nach  Homeyer 
bedeuten,  dass  der  Freiheitsbeweiss  „in  der  rechten  Heimath 
in  der  Heimath*'  zu  ertoingen  seL^^) 

Anthmallus  wQrde,  wenn  überhaupt  mit  hantg^nal  zu- 
sammenhängend, nur  Stamm  gut,  nicht  Stammheimath  bedeuten 
können.  Dass  die  Bedeutung  Stamragut  den  vorliegenden 
QucUenzeugnisscn  nicht  entspricht,  hat  Homeyer  nach  dem 
Vorigen  indirect  selber  zugegeben. 

Entscheidend  ist  selbstverständlich  nicht  die  Etymologie, 
welche,  wie  Homeyer  selber  nachwdst,  unter  mehreren  Re- 
sultaten die  Wahl  tot,  sondern  der  Zusammenhang,  in  wel- 
chem das  Wort  anthmallus  gebraudit  wird.  Die  zweite  Extra- 
vagante spricht  von  libertatcni  in  suo  anthmallo  proportare, 
von  ducere  in  anthmallo  suo  ad  suam  libertateni  proportan- 
dam;  die  erste  Extravagante  noch  deutlicher  von  testes  dare 
anthmallo  legitimo  in  patria  de  qua  est  Beide  Stellen  setzen 

")  Homeyer  S.  43.  G9  Note  b8. 

Hierauf  bezieht  sich  Homeyer  S.  70. 
**)  üomeyer  S.  72  Note  93  muss  deshalb  ein:  id  est,  subintelli- 
giren. 
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den  anthmalliis  als  die  Stätte  des  Freiheitsbeweises.  Es  ist 

gewiss,  dass  dabei  an  das  Stammgut  iiiclit  zu  detikcn  ist. 
Der  anthmalliis  \\m\  ferner  als  anthmallus  in  patria  de  qua 
est,  d.  h.  in  patria  sua,  bezeichnet.  Di^  zweite  Extravagante 
setzt  damit  gleichbedeutend:  anthmailus  saos.  Der  anthmallus, 
tun  wichen  es  sich  handdt,  tritt  dadurch  in  Gegensatz  zu 
dem  anthmallus  in  der  aliena  patria,  welcher  sonst  gleich&Us 
im  Stande  wäre,  als  Stätte  des  fraglichen  Beweisverfahrens 
zu  dienen.  Das  heisst:  er  tritt  in  Gegensatz  zu  der  Gerichts- 
stätte, an  welcher  die  Klage  erhoben  worden  ist.  Der  Ge- 
danke ist:  nicht  an  dieser  Gerichtsstätte,  sondern  an  „seinem 
anthmallus^*  soll  er  den  Freiheitsbeweis  erluringen.  Der  anth- 
mallus, um  welchen  es  sich  handelt,  wvd  noch  näher  als 
anthmallus  legitimus  in  patria  de  qua  est  bezeichnet  Es 
giebt  in  „seinem  Gau"  mehrere  anthmalli,  von  denen  der  für 
die  Erbringung  des  Freiheitsbeweises  gemeinte  als  der  „echte 
anthmallus"  ausgeschieden  wird.  Wir  wissen  aus  den  Capi- 
tularien,  dass  der  Beweis  der  Freiheit  an  der  altherkömmlichen 
Dtngstätte —  ubi  antiquitus  consuetudo  fuit  de  Ubertate  sacrar 
menta adhramire  yel  jurare — zu  erbringen  ist  Unser  anth- 
mallus legitimus  belänrt  uns,  dass  diese  altherkömmliche 
Gerichtsstättte  schon  in  fränkischer  Zeit  als  „echte  Ding- 
stätte" bezeichnet  wird.  Genau  denselben  Sinn  hat  es,  wenn 
nach  dem,  die  Parallele  zu  den  Extravaganten  bildenden,  Capi- 
tukur  Ludwig  d.  Fr.  der  Freiheitsbeweis  zu  erbringen  ist  in 
patria  sua^  id  est  in  legitimo  sui  sacramenti  loco.  Es  ist  mit 
dem  legitimus  h>cus  nicht  die  patria**),  sondern  die  „echte 
Stätte  seines  Eides^S  die  echte  Beweisstätte,  d.  h.  die  echte 
Dingstätte  in  der  patria  sua  gemeint,  gerade  wie  mit  dem 
anthmallus  legitinuis  in  patria  de  qua  est. 

Es  leidet  keinen  Zweifel,  dass  anthmallus  mit  mallus  — 
im  Sinne  Ton  Gerichtsstätte  —  dem  Sinne  nach,  und  sicher- 
lich auch  dem  Worte  nach,  id^tisch  ist 

•«)  Cap.  Aqnisgran.  a.  817  legib.  add.  c,  14  (Pertz  I,  p.  212). 
»)  Gegen  ötobbe  a.  a.  0.  S.  431. 
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Es  hat  sich  ergeben,  dast  die  patm  sna  des  Gapitalars 
und  der  Extravaganten  nicht  deshalb  „sein  Gau**  heisst,  weil 
die  durch  das  Stammgnt  bezeichnete  Stammheimath  des  Be- 
klagton in  jenem  (iau  gegeben  wäre.  Wir  können  des  Fer- 
neren positiv  den  Beweis  erbringen,  dass  die  patria  sua  des- 
halb patria  sua  ist,  weil  sie  als  der  persönliche  Geburtsgau 
des  Beklagten  gedacht  wird. 

In  der  zweiten  Extravagante  heisst  es  von  dem  Beklagten: 
in  aiia  regioue  (für:  patria,  pagus)  fuit  natus.  Es  erhellt, 
dass  diese  Worte  wörtlich  zu  nehmen  sind.  Die  Extravagan- 
ten und  das  Capitular  setzen  den  anthmallus  in  patria  de 
qua  est  deshalb  als  Stätte  des  Freiheitsbeweises,  weil  der  Eid 
mit  Helfern  dem  Princip  nach  in  diesem  Fall,  wie  die  zweite 
Extravagante  selber  eingehend  entwickelt,  mit  den  nächsten 
Verwandten  von  väterlicher  und  mütterlicher  Seite  zu  er- 
bringen ist.^*)  Nur  in  der  patria  de  qua  est  (in  welcher  er 
.geboren  ist),  nicht  in  der  aliena  patria  (in  welcher  er  ver- 
klagt wird)  findet  sich  seine  gesammte,  auch  seine  nächste 
Sippe,  eben  weil  noch  seine  eigne  Geburt  in  den  Gau  fällt, 
der  als  patria  sua  bezdchnet  wird.  Und  nur  mit  Rttcksicht 
hierauf  wird  ihm  das  Privileg,  in  der  patria  sna  zu  schwören, 
gegeben:  dasselbe  cessirt,  wenn  er  den  Eid  nicht  mit  proxi- 
miorcs.  sondern  mit  tales  quales  invenire  potuerit  erbringt. '^^) 
Noch  bestimmter  setzt  das  Capitular  dasselbe  Verhältniss  für 
den  über  das  Erbeigen  zu  erbiingenden  Beweis  voraus.  Der 
in  aliena  patria  Domidlirte  erbringt  den  Beweis  des  Grund- 
eigenthums in  der  patria  sua,  wenn  es  sich  um  die  hereditas 


**)  Vgl.  Siegel,  S.  m  186. 

«*)  Daher  setzt  das  Caiiitular  den  Fall  des  Freiheitsbeweises 
dem  anderen  gcifonnbcr,  in  welchem  cum  talibus  quales  in  cadem 
rejijionern  vcl  provintia  secum  habuerit  lin  der  aliena  patria)  fie- 
schworen  wird.  Aber  auch  der  Freibcitsbeweis  kann  mit  solchen 
extrauei  aacramentales  erbradit  werden,  vgl.  die  GomineBtare 
des  Aripraad  und  Albertos  za  Lih.  Pap.  Lud.  P.  1  (Anschats 
8.  155). 
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handelt,  quam  pater  buqs  ei  moriens  dmliquit.  Die  patria 
siia  ist  der  Gau,  in  welchem  noch  der  Vater  des  Beklagten 

angesessen  war,  in  welchem  der  Beklagte  also  erzeugt  und 
erzogen  ist.  Die  i)atna  sua  ist  sein  Gau,  nicht,  mit  Ho- 
meyer,  als  Stammheimath,  sondern  als  der  persönlich 
für  ihn  besonders  sich  bestimmende  Geburtsgau  des  Beklagten. 

Und  zwar  wird  in  beiden  Fällen  der  Geburtsgau  als  der 
Gau  des  früheren  Domicils  gedacht  Der  Beklagte  ist  in  der 
patria  sua,  wie  geboren  und  erzogen,  so  auch  domicilirt  ge- 
wesen. Kr  ist  in  die  Fremde  ausgewandert  mit  Zurück- 
lassung SL'iiun-  cognatio.  In  diesem  Sinne  ist  hier  die  patria 
sua  die  patria  de  qua  est.  Ebenso  heisst  es  von  den  ad- 
ventitii,  d.  h.  Yon  dm  in  Folge  eines  öffentlichen  Unglücks 
Flüchtigen,^*)  dass  sie  zurückkehren  sollen  ad  terram  suae 
nativitatis  (in  ihren  Geburtsgau)  et  ad  senioratum  suum 
(d.  h.  zu  ihrem  früheren  Domicil)^');  an  einer  anderen  Stelle: 
es  solle  verzeichnet  werden,  de  quäle  pago  sunt,  et  qui 
sunt  eorum  seniores  ^**).  Oder  es  wird  die  Ilestitution  von 
Unfreien  (sive  coloni  aut  servi)  seitens  des  Fiscus  non  aliter 
gewährt,  nisi  ad  priorem  locum,  ubi  prius  visus  fuit  mansisse 
—  inquiratur  de  statu  ipsius  cum  oognatione  ejus.**)  In  den 
fifimmtlichen  aufgeführten  Fällen  wird  der  Geburtsgau  mit 
dem  Gau  des  früheren  Domicils  ideutiticirt. 

r)anel)en  ergeben  andere  Zeuiinisse,  dass  sonst  die  Ange- 
hörigkeit  an  einen  Gau,  das  de  pago  esse  als  durch  das  ge- 
genwärtige Domicil,  (als  solches)  bestimmt  gedacht  wird. 
So  wenn  Karl  d.  Gr.  verordnet,  dass  beim  Kauf  von  werth- 
volleren Mobilien  Jeder  sich  über  seinen  Verkäufer  unter- 
richten soll,  de  quo  pago  est,  vel  ubi  manet,  vel  quis  est  ejus 
senior.''®)   Es  ist  klar,  dass  hier  dm-ch  die  sämmtlichen  drei 


«•)  Vgl.  Roth  13.  W.  S.  372.    Fond.  S.  241. 
»')  Edict.  Pist.  a.  sr>4  c.  31  (Pcrtz  I,  p.  49G). 
•»)  Cap.  per  niissos  cogn.  fac.  a.  80ö  c.  4  (Pertz  I,  p.  146). 
»•)  Cap.  alia  add.     808  c  15  (Pertz  I,  p.  121). 
Cap.  per  miss.  cogn.  fiu:.  cit  c.  8. 

Böhm,  Altdeutache  Reichs-  und  GtorichUvcrfassuug.  I.  21 
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Wendungen  das  Nämliche,  nämlich  der  Wohnort  des  Auetors 

zur  Zeit  des  Vertragsschlusses,  bezeichnet  werden  soll.  An 
einer  anderen  Stolle  werden  die  ..im  (Jan  Geborenen''  (infra 
pago  nati)  als  pagensales  anfp;eführt.  wo  die  im  Gau  T)onii- 
cilirten  gemeint  sind.'^M  Nicht  die  Geburt  als  solche,  sondern 
das  in  der  Regel  als  durch  den  Ort  der  Geburt  bestimmt  ge- 
dachte gegen?^btige  Domicil  begründet  die  Gauangehörigkeit. 

Es  wird  keinen  Zweifel  leiden,  dass  der  Begriff  der  Hei- 
math Aveder  als  der  einer  Stainmhfimath,  noch  als  der  einer 
persönlich  fiu-  den  Einzelnen  sich  bestimmenden  lleimatli  im 
älteren  deutschen  Recht  entwickelt  worden  ist.  Wie  der 
fränkischen  Rechtssprache  ein  technischer  Ausdruck  für  die 
„Heimath'*  fehlt,  so  fehlt  dem  fränkischen  Recht  der  Begriff 
der  Heimath  als  Rechtsbe^ff.  Es  ist  für  jeden  einzelnen 
Fall  zu  bestimmen,  was  liier  unter  dem  de  pago  esse,  unter 
der  patria  sua  zu  vorstehen  ist,  und  ebenso  für  jeden  einzel- 
nen l'all  zu  bestimmen,  welche  Wirkungen  mit  dem  de  pago 
esse  sich  verbinden. 

Aus  dem  Vorigen  erhellt,  dass  dem  fränkischen  Recht 

die  Voraussetzungen  fehlen,  um  einen  etwaigen  Gerichtsstand 
in  der  patria  de  qua  est  als  Heimathsforum  zu  qualificiren. 
Es  ist  jetzt  zum  Schluss  zu  zeigen,  dass  die  obigen  Zeugnisse 
einen  Gerichtsstand  des  Beklagten  in  der  patria  de  qua 
est  als  solcher  überhaupt  nicht  ergeben. 

Nach  dem  Capitular  wie  nach  den  beiden  Extravaganten 
ist  der  Beklagte  berechtigt,  den  Beweis  für  seine  Freilu'it 
oder  für  sein  Iiecht  an  dem  väterlichen  Erbe  in  „seinem  (iau" 
(in  patria  sua)  zu  erbringen.  Nichtsdestoweniger  ist  er  nach 
den  nämlichen  Zeugnissen  verpflichtet,  auch  in  diesen  Sachen 
in  dem  Gericht  der  aliena  patria  zu  antworten  und  das 
Beweisgelöbniss,  d.  h.  das  Urthellerfttllungsgelö'bniss,*') 
abzulegen.  Das  Capitular  hebt  dies  mit  den  Worten  hervor: 

*>)  Cap.  nüBS.  a.  786  c.  2  (Pertz  I,  p  51  c  7).  Vgl.  anten  §.  14. 
Vgl.  Siegel  S.  219  ff. 
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Ipae  tarnen  piimo  in  eodem  looo  —  hubi  inteipellatus 
est,  satisüEuuat  tarn  comiti  et  judidbus  quam  aversario 

suo,  testibus  provando®^)  — , 
Ebenso  die  erste  Kxtravaixante: 

et  ille  wadiuiii  dederit  et  fidejussoicin  püsiierit,  ut 
—  in  patria  de  qua  est  testes  —  dare  debeat. 
und  die  zweite: 

tunc  comes  fEudat  illum  dare  wadium  ad  suam  liber- 
tatem  proportandam. 
Dieselbe  Thatsaclie  erhellt  aus  einem  italischen  Capitular  von 
Ludwig  II,  welches  nicht  blos  die  obigen  Zeugnisse  auf  das 
Beste  erläutert,  sondern  in  seinen  llestiniinungen  über  die 
Beweisfristen  und  über  die  Strafen  der  klägerischen  contu- 
macia  unmittelbar  als  die  Grundlage  der  citirten  ersten  Extra- 
vagante der  Lex  Salica  erscheint 

Cap.  Hlud.  II  pro  lege  pos.  a.  855  c.  2  (Pertz  I,  p. 
436):    Si  forte  quispiam  aliqueni  niallaverit,  et  ille 
qui  niallatus  fuerit,  vel  alius  in  ii)sa  altercalione  ve- 
niens,  cum  ad  servitium  mallaverit,  jubemus,  utprae- 
sentaliter  inter  se  wadient,  ut  ad  priinum  et 
secundum  vel  tertium  placitum  causam  ipsam  definiant 
Inter  pladtum  vero  et  placitum  sint  dies  15 ;  tertium 
autem  (luando  comes  pladtum  habuerit,  si  infra 
unum  comitatum  est;  sin  autem  in  alium, 
sint  dies  20  —  .»*) 
Das  Capitular  bespricht  die  in  foro  reconveutionis  angestellte 
Freiheitsklage,  und  setzt  voraus,  dass  in  solchem  Fall  die 
Beweiserbringung  entweder  in  derselben,  oder  in  einer 
anderen  Grafischaft  erfolgt.    Mit  den  Worten:  sin  autem  in 
alium  (comitatum)  sind  die  nämlichen  Rechtssätze  ausgedrückt, 
von  welchen  das  Cai)itular  LudNvigs  d.  Fr.  und  die  Extrava- 
ganten zur  Lex  Salica  ausfülulich  handeln.     Wie  dort  die 

•«)  Vgl.  oben  Kote  74. 

•*)  In  c  8  eod.  werden  diese  Bestimmungen  allgemein  fär  jeden 
Freibeitsprocess  wiederholt. 
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eine  patria  der  andern,  wird  hier  der  eine  comitatns  dem  an- 
dern entgegengesetzt.   Es  ergiebt  sich  hier,  dass  patria  auch 

in  jenen  Zeugnissen  im  technischen  Sinn,  für  Gau,  Grafschaft 
steht.  Aber  trotz  des  in  aliuni  coniitatum  gerichteten  Beweis- 
gelöbnisses  dennoch:  praesentaliter  inter  se  wadient. 

Der  gewonnene  Satz  ist  mit  dem  anderen  identisch,  dass 
in  den  vorigen  Fällen  das  Gericht  der  aliena  patria 
das  competente  Gericht  ist  Das  forum  domicilii  ist 
nach  dem  Oapitular  Ludwigs  d.  Fr.  för  das  ausserhalb  der 
Grafschaft  belegene  Grundstück  competeut,  auch  wenn  dies 
Grundstück  das  väterliche  Erbe  des  Beklagten  ist.  Das  forum 
domicilii  ist  nach  dem  Gapitular  Ludwigs  d.  Fr.  (und  auch 
die  Extravaganten  setzen  wahrscheinlich  das  Gericht  der  aliena 
patria  als  das  forum  domicilii),  das  forum  reconventionis  nach 
dem  Gapitular  Ludwigs  II  für  den  Freiheitsprocess  competent, 
auch  wenn  der  Beklagte  ausserhalb  der  Grafschaft  geboren 
ist.  Mit  dem  excepto  des  von  Ludwig  d.  Fr.  erlassenen  Capi- 
tulars  (oben  S.  315)  leitet  sich  nicht  eine  Beschränkung  der 
Pflicht  zum  justitiam  facere,  sondern  eine  Ausnahme  von  dem: 
ibi  sagramentum  juret,  ein.  Es  handelt  sich  nicht  um  einen 
Competenz-,  sondern  um  einen  Beweisrechtssatz. 

Der  Beweis  ist  in  demselben  Gericht  zu  erbringen,  in 
welchem  das  Beweisurtheil  gesprochen  und  das  Beweisgelöbniss 
abgelegt  ist.  Auf  die  Schwierigkeit  der  Ik^schaflfung  der  Be- 
weismittel wird  grundsätzlich  keine  Küclcsicht  genommen. 
Sind  Nachbarzeugen  für  ein  extra  comitatum  belegenes  Gmnd- 
stUck  zu  stellen,  so  erfolgt  die  Leistung  des  Nachbarzeugen- 
beweises  trotzdm  in  der  Grafschaft,  in  welcher  der  Process 
anhängig  ist.*")  Ist  der  Eid  mit  Helfern  zu  schwören,  so  ist 
derselbe  schlechthin,  falls  in  palatio  schuldig  geworden,  in 
palatio;  falls  in  pago  schuldig  geworden,  in  pago,  vmd  /war 
in  demselben  Gaugericht,  in  welclicin  geklagt  war,  zu  er- 
bringen,      Von  diesem  Princip  wird  in  den  citirten  Capitu- 

•»)  Oben  S.  303. 
Oben  S.  313— 315. 
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laren  und  den  Extravaganten  eine  Ausnahme  gestattet.  Die 
K  a  c  h  b  a  r  z  e  u  g  e  n  )  für  das  väterliche  Ei'he,  wclclies 
extra  comitatuni  l)elcgcn  ist,  sollen  in  der  Grafschaft  des 
väterlichen  Grundstücks,  die  proximiores  de  paterna  et  de 
matema  progenie/^)  mit  denen  der  Freiheitsbeweis  zu 
erbringen  ist,  sollen  in  der  Grafechaft,  in  wdcher  derselbe 
geboren  ist  und  daher  seine  cognatio  hat,  gestellt  werden 
können. 

Der  Trklagtc  kann  danach,  wenn  es  sich  um  Freiheit 
oder  väterliches  Erbe  handelt,  nicht  verlangen,  „sich  in  dem 
heimathlichen  Gericht  zu  vertheidigen"  ^^).  Er  kann  sich 
nicht  der  Antwort  wehren  wegen  angeblicher  Incompetenz 
des  Gerichts  der  aliena  patria  (als  solcher).  Er  hat  zu  ant- 
worten, er  wird  condenmirt  (zur  Beweiserbringung  oder  Be- 
friedigung), er  muss  durch  l)eweisgelöbniss  zur  Urtheilserfül- 
lung  sich  verpflichten.  Und  wenn  der  Klapper  etwa  zur  Be- 
weisannahme in  der  Grafschaft  des  Beklagten  nicht  erscheint, 
so  arfolgt  das  den  Beklagten  definitiv  freisprechende  Urtheil 
in  der  aliena  patria. ^^**)  Für  den  gesammten  Frocess  ist 
das  <jrericht  der  aliena  patria  das  Gericht.  In  dem  Gericht 
der  patria  de  qua  est  wird  kein  einziges  Urtheil  gesprochen, 
überhaupt  kein  einziger  Act  der  Gerichtsgewalt,  sondern  ledig- 
lich ein  Stück  der  rurtlieienthätigkeit,  die  Beweisliandlung, 
vollzogen.  Keine  Unterordnung  des  Beklagten  unter  das 
Gericht  der  patria  sua  als  solches.  Kein  Bechtssatz,  dass  in 
den'  hervorgehobenen  Fällen  das  Gericht  der  patria  de  qua 
est  „angegangen  werden  soll*^  ^^^).  Dasselbe  kann  als  solches 
überhaupt  nicht  angegangen  werden.    Kein  „Gerichtsstand 


^  Nicht  andere  Beweisnüttel.  Daher  Am  Capitalar  Ludwigs  d.  Fr.: 
satisfaciat  —  testibns  provando. 

•8)  Nicht  andere  Eideshelfer,  oben  Note  85. 

•*)  So  IIo  meyer  S.  71. 

^^"i  So  wird  für  den  Fall  des  Freiheitsi)roccsses  von  der  ersten 
Extravapante  und  dem  Capitular  Ludwigs  II  ausdrücklich  heryorgehoben. 
bo  Stobbe  S.  131. 
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der  Heiniatli",  der  aus  den  vorigen  Zeufoiissen  wenij^stens 
noch  als  „au.sllall^ls^veise  zur  Aiiweudimg  kommeiul"  nachge- 
wiesen werden  könnte.  ^^^) 

Mit  dem  Vorigen  sind  zugleich  die  historischen  Voraus- 
setzungen gefallen,  auf  welche  Homeyer  seine  Auffassung 
des  Hantgemalsforums  im  Sachsenspiegel  als  Fortentwickelung 
eines  alt^>ernlanischen  Gerichtsstandes  der  Stammheimath  ge- 
gründet hat.  Audi  aus  dem  Saclisenspiegel  selber  ist  Ho- 
meyers  Autlasbung  nicht  uachweishar.^*'^)  Dagegen  ist  spä- 
ter im  Gebiet  des  sächsischen  Eechts  der  volle  Laudsassiat 


«0«)  So  Homeyer  S.  71.   Stobbe  S.  430. 

Die  von  Homo  vor  S.  75  citirte  Stelle  Ssp.  III,  'Vd  §.  3:  Auf 
die  Kla^'O  mit  Heniuslordoriiug  zum  Zweikampf  braiu-ht  der  Beklagte 
mir  Ml  antworten  nppe  der  art,  dar  he  utgeboren  is,  handelt  nicht 
von  dem  üericht  des  Hantgemals,  ebenso  wenig  wie  §.  4  ebendaselbst: 
Sprict  man  ok  sin  egen  an,  dar  ne  darf  he  nicht  vore  antwerden,  denne 
in  deme  lande  dar  it  binnen  gelegen  is,  anf  das  fonim  rei  sitae  sich  be- 
zieht.  In  beiden  Fällen  ist  von  dem  Kdnigs  geriebt  die  Rede,  welches 
dort  in  dem  Stammesgebiet  (nicht  in  der  Heimatli)  des  Beklagten, 
hier  in  dem  Stammestjebiet,  in  welchem  das  Grundstück  liofit,  alizuhal- 
ten  ist.  Der  §.  3  cntPi)richt  dem  §.  1  des  Artikels:  Jewelk  man  hevet 
sin  recht  vor'nie  koninge;  der  §.  4  dem  §.  5:  Die  koiiint;  sal  ok  rich- 
ten um  egeu  nicht  na  des  mannes  rechte,  wan  na  dos  laiules  dar't  iuue 
leget.  In  beiden  Fllien  ist  das  Köniie^gericht  als  Eöuigsgericht,  nicht 
als  Gericht  des  Han^mals  oder  als  Gericht  der  belegenen  Sache  th&- 
tig  (gegen  Stobbe  S.  435.  Simon  p.  31).  Die  Gompetensrechtss&tse 
sind  auch  /.nr  Zeit  des  Sachsenspiegels  nur  Rechtssfttze  für  das  Volks- 
gericht. Keine  Competenzrücksicht,  sondern  nur  die  Rttcksicht  auf  die 
Besetzung  des  Königsgerichts  mit  Urtheilcrn  des  fraglichen  Starames- 
rechts  ist  der  Grund  jener  Bestininiungen.  Gerade  deshalb  kann  das 
Königsgcricbt  an  jeglichem  Ort  di;s  Stammesgebiets  abgehalten  wer- 
den. So  galt  auch  für  die  Yerfügung  der  Keicbsacht  der  Satz,  dass  das 
Eönigsgericht  anf  der  „Erde**  des  Beklagten  abzuhalten  sei,  vgl.  Ho- 
meyer S.  76.  Franiclin  Beichsho%er.  II,  S.  68  ff.  In  dem  kaiser- 
lichen Landgericht  zu  Nürnberg  genügte  man  diesem  Erforderniss  da- 
durch,  dass  man  bei  Nürnberg  bestimmte  Stellen  als  „fränkisches, 
schwäbisches,  bairisches  und  sächsisches  Erdreich"  fingirtc.  ^Jer  Land- 
richter begab  sich,  um  des  Reiches  Acht  und  Aberacht  auszusprechen, 
auf  den  betrehentkn  Platz,  das  Gesicht  dabei  nach  Franken  oder 
Schwaben  u.  s.  w.  kehrend.  Vgl.  Kluckhohu,  Ludwig  der  Reiche 
Herzog  von  Bayern  (Ndrdlingen  186Ö)  S.  65. 
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bekaimtUch  zu  ausgiebiger  Entwickelttng  gelangt  Auch  zur 
Zeit  des  Sacbsenspiegels  gilt  für  den  Schöffenbarfreien  der  • 

altlierkömmlicbe  Satz,  dass  der  Grundbesitz  neben  dem  Wohn- 
sitz Gerichtsuntelt liiinijJikcit,  und  damit  ein  zweites  forum  ge- 
nerale begründe,  aber  nicht  jeder  Grundbesitz, i''*)  sondern 
nur  das  Stanungut,  der  Familiengrundbesitz.^*'^)  Das  Hant- 
gemalsfcHTum  ^scheint  als  Fortmtwiekelung  des  Grundbesitz- 
fomms  des  alten  Bechts. 

Das  Forum  des  Wobnsitzes  und  das  Forum  des  Grund- 
besitzes sind  die  beiden  einzigen  ordentlichen  allgemeinen 
Gerichtsstände  des  fränkischen  Kechts.  Daneben  steht,  ab- 
weichend von  dem  römischen  und  dem  heutigen  gemeinen 
ßedit,  das  forum  reconventionis  als  ein  dritter  ausser- 
ordentlicher allgemeiner  Gerichtsstand  des  fränki- 
schen Bechts. 

Nach  dem  Recht  des  späteren  Mittelalters  hat  der  Kläger 

in  foro  reconventionis  nicht  blos  dem  Verklagten,  sondern 
jedem  Dritten  zu  Recht  zu  stehen,  und  zwar,  dem  Grundsatz 
nach,  ohne  Unterscheidung  der  Rechtssache.*®*)  Dasselbe 
Piincip  spricht  für  unsere  Zeit  das  bereits  oben  angezogene 
Capitular  Ludwigs  II  aus,  mit  den  Worten: 

Si  forte  quispiam  aliquem  mallavent,  et  ille  qui 


^"*)  So  wenigstens  nach  der  von  Ho  meyer  S.  74  Note  96.  Simon 
I>.  33.  31  und  (wonnf;leich  zweifelnd)  StoLbe  S.  4^(5  Note  7  aufge- 
stellten Ansicht,  dass  nach  dem  sächsiaclien  Recht  des  Mittelalters  der 
(trundhesitz  als  solcher  kein  forum  generale  begründe.  Als  definitiv 
lestgeütellt  kann  dieser  Satz  indessen  nicht  gelten.  Entscheidende 
Belege  sind  noch  sieht  beigebracht  Tiehnehr  scheint  die  von  Simon 
p.  34  citirte  Stelle  ans  der  Glosse  zum  Sachs.  Weichb.  Art  28  (verb.: 
nnd  so  ist  er  do  dingphlichtig)  für  das  Gegentheil  zn  sprechen,  vgl. 
unten  §.  14. 

Vgl.  unten  §.  14  Note  12. 

Ssp.  III,  79  §.  3:  Svar  die  man  klaget,  dar  niut  he  antwerden, 
üt  man  up  ine  klaget,  ane  tu  kampe  wart.  Vgl.  Stobbe  S.  447 — 44JJ. 
Simon  p.  37  ä'.,  wo  sich  weitere  Belegätelleu  linden,  jedoch  ohne  dass 
die  Eigenschaft  des  Ibmm  recoBYentionis  als  eines  fonim  generale 
von  diesen  Sduriftstellem  bemerkt  ist 
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mallatus  fuerit  Tel  aliusin  ipsa  altercatione 

veniens  eum  ad  servitinm  mallaverit  — . 

Auch  der  Dritte  kann,  und  zwar  auch  um  Freiheit,  den  Klä- 
ger im  Gericht  der  erhobenen  ivkige  belangen.  Das  Gericht 
der  erhobenen  Klage  ist,  wie  gezeigt,  ohne  Rücksicht  auf  den 
Geburtsort  (und  Domidlort)  des  Klägers  competent.  Die  Er- 
hebimg einer  Klage  in  einem  fremden  Gericht  macht,  wenn 
auch  nur  yorübergehend,  zum  Gerichtsangehörigen  und  zum 
Gcrichtsnnterthanen.  ^  *^ ') 

Von  s  p  e  c  i  e  1 1  e n  G  e  r  i  c  Ii  t  s  s  t'ä  n  d  e  n  ist  füi-  unsere  Zeit 
nur  das  forum  delicti  commissi  nachweisbar. 

§.  13. 

Der  Oeriehtsspren^el. 

Die  Grafschaft,  nicht  die  Hundertschaft,  ist  die  örtliche 
Einheit,  welche  von  den  im  Vorigen  zusammengestellten  Zeug- 
nissen über  den  Crerichtsstand  vorausgesetzt  wird.  Das  forum 
domicilii  wird  durch  Wohnsitz  in  der  „Grafschaft'^  (es  ist  ge^ 

"j^igt,  dass  die  aliena  patria  in  dem  Capitular  Ludwigs  d.  Fr. 
ein  alioniis  coniitatus  ist),  das  Forum  des  Grundbesitzes  durch 
Grundbesitz  in  der  „Giafscliaft",  das  forum  delicti  connnissi 
durch  das  Delict  ,4n  dem  Amtssprengel  des  Grafen'^  begründet. 


Daher  Ssp.  I,  60  §.  2:  Vorspreke  ne  niacli  nictnan  weigeren 
to  wesene  binnen  deme  gericlite  —  dar  he  recht  vorderct.  §.  3 :  Svar 
die  man  recht  vorderet,  dar  mnt  he  rechtes  plegen  (als  Parthei)  and 
helpen  (als  FQrsprecher  und  Urtheilsfinder).  Darch  die  Erhebung 
der  Kl^ge  wird  wie  das  fomm  generale,  so  die  Unterordnung  gleich 
einem  Dingpflichtigen  begrOndet  Ygl.  unten  %.  14. 

Karlom.  Cap.  ap.  Vern.  a.  884  c.  11  (Ports  I,  p.  553):  —  si 
aliquis  praedas  egerit,  comes  in  cujus  potestate  fuerit  („der  Ora^  in 
dessen  Amts^^obiot  es  geschehen  ist"),  ad  emendationem  eurn  venire 

vocet.  illud  emeudare  cogatnr.  proiit  lex  docct  et  (lucmadmodum 

in  capitiilaribus  regum  —  tcnetur  insertiim,  in  codem  loco  ubi 
praeda  commissa  fuerit.  Vgl.  Edict.  Pist.  a.  864  c.  7  (Pertz  I, 
p.  490), 
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Das  Verständniss  fttr  diese  Thatsaehe  geben  die  Formeln 

und  Uikuiideu  an  die  Haud. 

Das  forum  rei  sitae  ist  in  meroviugischer  wie  in  karo- 
liiigischer  Zeit  an  jeder  HundortschaftsmalstÄtt  für  sdmmt- 
üche  Grundstücke  des  Gaus  begründet.  Die  meiOTingische 
Fonnelfiammlung  von  Tours  setzt  vor  dem  Grafen  (ante  in- 
lustrem  virum  illum)  in  der  Stadt  Tours  (Turonus  civitate) 
einen  Process  um  Grundstücke  in  pago  illo,  d.  h.  im  Gau 
von  Tours.  ^)  Eine  karolingische  Bearbeitung  dieser  Formel, 
welche  die  localeu  Bezüge  verwischt,  bezeichnet  das  Grafen- 
gericht als  Gericht  in  civitate  vel  mallo  vel  vico,  und  die 
Grundstücke  als  in  pago  illius,  d.  h.  im  Gau  des  Grafen, 
bellen.')  Im  Gau  von  Carcassonne  wird  im  An&ng  des 
10.  Jahibunderts  über  ein  in  territorio  Ausonense  in  suburbio 
Carcassense,  d.  h.  über  ein  in  der  Hundertschaft  von  Alzonne,  im 
Gau  von  Carcassonne,  belegenes  Gut  nicht  blos  in  Castro  Ausona, 
sondern  ebenso  in  civitate  Carcassona  processirt.  Im  Gau 
T<m  Poiders  wird  um  dieselbe  Zeit  über  Grundstücke,  welche 
maxima  ex  parte  in  pago  Thoarcinse  (einem  Untergau  des 
Gaus  Yon  Foitiers)  belegen  sind,  wie  in  Castro  Thoarcinsi,  so 
in  Poitiers  und  an  noch  anderen  Gerichtsstätten  des  Gaus  zu 
Gericht  gesessen.  *) 

Das  forum  domicilii  ist  an  jeder  Hundertschaftsmalstiitte 
für  die  sämmtlichen  im  Gau  Domicilirten  begründet.  Der 
Freiheitsprocess  gegen  dnen  Beklagten,  der  im  Gau  von 
Antun  auf  der  villa  Patridacus  donudlirt  ist,  wird  im  ersten 
Termin  in  Oronnaco  irilla,  im  zweiten  Termin  in  der  Stadt 
Au  tun  verhandelt.  ^) 

Das  forum  delicti  commissi  ist  an  jeder  Hundertschafts- 
malstätte  des  Gaus  begründet,  in  welchem  das  Dehct  be- 


»)  Roz.  440  (Sinn.  29). 
»)  Roz.  440  bis. 

»)  Vaissette  II,  Nr.  163  (a.  918). 

*)  Bosly,  comtes  de  Poictou  p.  218  (a.  926). 

»)  rerard  p.  34  Nr.  15.  16  (a.  81ö.  819). 
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gangen  ist.  Jm  pagus  Oscarensis  sitzen  missi  dominid  Uber 
an  Grundstöcken  verübte  Gewaltthat  zu  Gericht  im  ersten 

Tciiiiin  in  Liico  villa,  im  zweiten  Termin  iu  Cusagone,  im 
iliitten  Tennin  iu  villa  Curtauonus. 

Die  verscliiedencn  Hundertschaftsgerichte  desselben  CJaus 
gelten  femer  fttr  die  Gerichtsverwaltung  als  identische 
Gerichte. 

Es  ist  oben  (S.  324)  der  Satz  entwickelt,  dass  die  ver- 
schiedenen Termine  desselben  einen  Processes  an  dasselbe 
eine  Gericht  gehören,  in  welchem  dei-  Tiocess  anhängig  ge- 
worden ist,  dass  insbesondere  die  Beweishandlung  in  dem- 
selben Gericht  su  erbringen  ist,  in  welchem  das  Beweis^ 
urtheil  gesprodien  wurde.  Nichtsdestoweniger  kann  der  näm* 
liehe  ProcABs  in  seinen  verschiedenen  Terminen  in  verschie- 
denen Hnndertsehaftsgerichten  desselben  Gans  verhandelt 
werden.  In  dem  soeben  aus  dem  Gau  von  Autun  beigebrachten 
Fall  wird  das  P)eweisurtheil  in  dem  Gericht  in  Cronnaco  villa 
gesprochen,  und  die  lieweishandlnng  in  dem  Gericht  der  jStadt 
Autun  erbracht.  Ebenso  in  den  sämmüichen  Fällen,  die  vor- 
hin aus  dem  Gau  von  Garcassonne,  aus  dem  Gau  von  Poitiers^ 
aus  dem  pagus  Oscarensis  aufgeführt  sind.  Eine  Reihe  von 
weiteren  Belegen'')  zeigt,  dass  wir  uns  die  Verhandlung  der 
verschiedenen  Termine  eines  Processes  in  verschiedenen  llun- 
dertschaftsgerichten  desselben  Gaus  als  die  Kegel  zu  denken 
haben.  Deshalb  lautet  das  Bcweisurtheil  des  Grafen  von 
Autun:  die  Beweishandlung  sei  zu  erbringen  in  proximo  mallo, 


*)  P^nurd  p.  147—149  («.  867-87(^. 

TaisBette  II,  Nr.  88  (a.  862) :  Process  um  Grundstttcke  in  terri- 

torio  Narbonense.  Erster  Termin  im  Gericht  der  Stadt  Narbonne. 
Zweitor  Tennin  im  Ucriclit  der  villa  Peganus.  Ebenso  in  Italien.  Mou. 
Patr.  Nr.  19  (a.  827  :  Procoss  um  unrechtmässige  Pfändung.  Erster 
Termin  in  Turin.  Zweiter  Termin  in  curte  Cuntenasco.  Muratori  Ant. 
I,  p.  507  (a.  büC):  Klage  um  Grundstücke  (im  Gau  von  Verona).  Erster 
Termin  (der  Beklagte  wehrt  sich  der  Antwort)  in  vico  Gussilingi. 
^weiter  Tennin  (Antwort)  in  Verona.  I>ritler  Termin  (Beweis)  in  Umerio. 
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quem  fpse  eomes  in  Augustidnnense  tenct/)  d.h.  in  dem 

nächsten  Gericht,  welches  der  Graf  im  Gau  von  Autuu,  an 
ü'gend  welcher  lliiudertschaftsmalstatt,  halten  wird. 

Dieselbe  Tliatsachc  begegnet  auf  dem  Gebiet  der  frei- 
willige Gerichtsbarkeit.  Das  Vorverfahren  für  die  £rlangung 
des  appennis  erfolgt  in  der  Hmidertschaft,  in  welcher  der 
ünglücksfall  Torgekommen  ist;  die  Ertheilnng  des  appennis 
vor  dem  Grafen  in  dem  Gericht  der  Gauhauptstadt.®) 

Dem  ent.sprcchend  ist  nach  den  Capitularicn  von  Ludwig 
d.  Fr.  und  Ludwig  IL  wie  nach  den  Extravaganten  der  Lex 
Salica^^)  nur  das  Gericht  der  aliena  patria,  des  alienus 
comitatus,  d.  h.  das  Gericht  eines  anderen  Gaus,  ein 
fremdes,  „auswendiges'*  Gericht,  vor  welchem  der  schuldig 
gewordene  Beweis  dem  Grundsatz  nach  nicht  erbracht  wer- 
den kann. 

Die  Identität  der  verschiedenen  Hundertscliaftsgerichte 
desselben  Gaus  ergiebt  sich  aus  der  gleichen  Competenz 
der  sämmtlichen  Hundertschaftsgerichte  der  Graf- 
schaft Die  allgmein  herrschende  Meinung  setzt  das  Hun- 
dertschaftsgericht  ohne  Weiteres  als  nur  für  seine  Hundert- 
schaft competent^^)  Es  hat  sich  das  Gegentheil  ergeben. 

*)  P^rard  p.  S4  Nr.  15  (a.  818).  —  Dem  entsprechend  lantet  das 
Beweisgelöbniss  P^rard  p.  147  (a.  867):  in  prozimo  mallo,  quod  in 
Uscarcnse  et  in  Atoöriis  ipsi  missi  tenent,  d.  l^^atif  Beweiserbrin- 
gnng  in  dem  nächsten  Gericht  der  missi  in  dem  pagasOsearenBiB  oder 

im  pagus  Atoarioriim.    Diese  beiden  Gaue,  Untergaue  des  paL'us 
gonicus,  schon  früh  als  Grafschaften  bezeichnet  fobon  S.  204j,  standen 
damals  wahrscheinlich  unter  dem  nämlichen  Graten,  so  dass  sie  als 
eine  Grafschaft  behandelt  werden  konnten. 

•)  Box.  405—407  (Andeg.  31—83). 

»)  Tgl.  oben  %.  12. 

So  noch  neaerdings  v.  Schulte  R.  O.  S.  110»  der  denHundert- 
BChaftsgerkliten  im  Gegensatz  zu  den  von  ihm  angenommenen  Gau- 
versammlungsgerichten eine  „rein  örtliche  Bedeutung"  zuschreibt.  Die 
nämliche  AutfassniiLr  kehrt  überall  wieder.  Vgl.  Note  12.  Die  ältere 
Ansicht  (vgl.  Kogge  S.  51)  hält  sogar  die  Competenz  des  llundert- 
schaftsgerichts  nur  dann  für  begründet,  wenn  beide  Fartheien  dci: 
fraglichen  Handertschaft  angehdren, 
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An  jeder  Hundertschaftsmalstatt  ist  die  Competenz  für  säramt^ 
liehe  Rechtssachen  ans  der  ganzen  Grafschaft  begründet.  An 
jeder  Hundertschaf tsmalstatt  sitzt  der  Graf  oder  sein  ünter- 
bcamter  für  die  ganze  Grafschaft  zu  Gericht.  Es  ist  eine 
Gerichtsverwaltung,  welche  an  den  verschiedenen  Hundert- 
schaftsmalstätten, die  als  Gerichtsstätten  einander  ahlösen, 
gehandhaht  wird.  Die  Grafschaft  ist  der  Gerichtssprengel 
für  jedes  Iliiiidertschaftsgericht.  Genau  derselbe  Rechtssatz 
hat  sich  im  sjnitoren  Mittelalter  erhalten.  Das  mohrfach  l)c- 
sprochene  Centgericht  zu  Maden  ist  seinem  Sprengel  nach 
ein  majus  tribunal  comitatus  Hassie,  dessen  Competenz 
auch  die  Eingesessenen  der  übrigen  Genten  der  Gra&chaft 
unterworfen  sind. 

Es  hat  sich  ergeben,  dass  die  Competenz  der  sämmt- 
lichen  Hundertschaftsgerichte  des  Gaus  für  den  ganzen  Gau 
wie  der  karolingischen  so  bereits  der  merovingischen  Zeit 
angehört.  Dagegen  zeigt  die  Lex  Salica,  dass  das  fränkische 
Becht  nicht  Ton  Yomeherein  von  diesem  Grundsatz  ausgegangen 
ist  Die  Lex  Salica  kennt  als  das  ordentliche  Gericht  jedes 
Einzelnen  nur  den  mallus,  ubi  ille  gamallus  est,  d.  h.  das 
Hundertschaftsgericht,  zu  welchem  der  Beklagte  dingpflichtig 
ist,  nicht  die  übrigen  Himdertschaftsgerichte  derselben 
Gralschaft. 

Die  mit  der  Reichsgründung  vollzogene  Umgestaltung, 
welche  den  Grafen  an  Stelle  des  alten  thunginus  aut  cente- 

")  Vgl.  die  bei  Thudichura  S.  109  aus  einer  \Jrk.  von  1247 
(Guden  I,  p.  597)  citirte  Stelle:  licet,  si(nit  prcdictmn  est,  ccntas  quas- 
dftm  nobis  in  feudo  concesserit,  et  alias  nobis  titulo  piguoris  obligarct, 
homines  tarnen  in  ipsamm  centarnm  tenninis  commoraoteB  nifaOoB^as 
tenentar  Tenire  ad  migas  tribunal  comitatns  Bassie,  si  ex  aliqua  causa 
illuc.  fiierint  erocati.  Die  Stelle  zeigt  ganz  deatlich,  dass  die  Eingeses- 
senen der  anderen  Centen  in  Maden  nicht  als  Dingpflichtige,  sondern 
nur  auf  besondere  Ladung  (zum  Process)  zu  erscheinen  haben.  Die 
richtige  Auffassung  dieser  Stelle  ist  auch  Thudichum  entgangen,  der 
mit  der  allgemeinen  Meinung  das  Centgericht  nur  für  die  Gent  als  com* 
petent  ansieht. 

1«)  Sal.  47.  YgL  nnten  §.  14. 
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narius  zum  Bichter  gemacht  hat,  ist  die  wirkende  Ursache 
für  den  hervorgehobenen  Unterschied.  Die  Einsetzung  des 
Gaubeamten  zum  Richter  hat  nicht  die  eigentliche  Einrich- 
tung des  Gerichts,  wohl  aber  die  Competenz,  d.  h.  das  Macht- 
gebiet des  Gericlits  verändert.  Es  ist  im  fiünkisciien  Reich, 
im  Gegensatz  zu  der  Verfassung  der  Lex  Salica,  die  niindiche 
Gerichtsgewalt,  welche  an  den  verschiedenen  Hundertsciiafts- 
stätten  der  Grafschaft  ausgeübt  wd.  Seitdem  der  Graf  in 
sämmtlichen  Hundertachaftsgerichten  seines  Gaus  den  richter- 
lichen Vorsitz  führt,  ist  deshalb  der  Gau  ein  einziger  Gerichts- 
sprengel, nur  mit  einer  lleihe  von  Gerichtsstätteu  und  Ge- 
richten, geworden. 

Die  Hundertschaft  giebt  die  Mittel,  die  Grafschaft  den 
Sprengel  der  Gerichtsverwaltnng  im  fränkischen  Keich.  Das 
VoDcqgericht,  seiner  Einrichtung  nach  ein  Hundertschafts- 
gericht, ist  seiner  Competenz  nach  ein  Gaugericht. 

§.  14, 

Die  Diugpiiicht. 

Die  Lehre  von  der  Dingpflicht  ist  mit  der  Lehre  von  dem 

Reclit  zur  Theilnahme  an  der  Gerichtsversammlung,  d.  h.  mit 
der  Lehre  von  der  Stellung  der  llundertschaftsgenossen  zur 
Hundertschaftsversammlung  identisch. 

Es  handelt  sich  vornehmlich  um  das  Verhältniss  von  Frei- 
heit und  Grundbesitz.  Von  Möser  aufgestellt  und  von  Waitz 
nea  b^rimdet  ist  die  Lehre,  dass  nach  deutschem  Becht  die 
Freiheit  nur  in  Verbindung  mit  dem  Grundbesitz  zur  Theil- 
nahme an  den  ötfentlichen  Rechten  und  Pflicliten,  d.  h.  zur 
Theilnahme  an  der  öffentliclien  Verfassung  befähige.  Die 
Sätze,  in  denen  sich  die  Ansicht  von  Waitz  zusauuneufasst, 
sind:  „Die  Hufe  vrar  die  Grundlage  der  Freiheit  im  vollen 
Süm  des  Wortes.**  ^  ,JHe  grundbesitzenden  Gememdeglieder 

Waitz  V.  G.  I,  S.  m. 
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sind  die  einzigen,  welche  im  politisctaen  Sinn  für  wahre  Freie 
gelten  können."  „Nur  wer  Land  besass,  war  vollberechtigt 
in  der  Gemeinde/*  *)  Der  gnmdbesitzlose  Freie  ist  „kein  be- 
rechtigtes Mitglied  der  Geiiieiude." 

Es  hat  sich  neuerdings  durch  die  UntersuchuTigcn  von 
Thudichum  und  Haussen  ergeben,  dass  der  germanischen 
Verfassung  noch  zur  Zeit  des  Cäsar  und  Tacitus  ein  Privat- 
eigenthnm  am  Grund  und  Boden  unbekannt  ist.  Jedem  per- 
sönlich freien,  funiUenrechtlich  selbständigen  Gemelndegliede 
steht  die  Theilnahme  an  der  alljährlichen  Auslosung  der  ge- 
meinen Feldmark  zu.  Der  Grundbesitz  ist  nicht  Voraussetzung, 
sondern  Folge  der  politischen  Vollberechtigung.  Die  deutsche 
Verfassungsentwickelung  nimmt  ihren  Ausgang  von  der  durch 
die-  persönliche  Freiheit  als  solche  gegebenen  Vollfreiheit. 

Für  die  Zeit  des  Mnkischen  Beidis  hatBoth  den  Nach- 
weis erbracht,  dass  die  Thdlnahme  an  der  Heerrerfassung, 
also  an  der  Pflicht,  dem  Heerbann  zu  folgen,  nicht  an  den 
Grundbesitz,  sondern  allein  an  die  persönliche  Freiheit  ge- 
knüpft ist.  Das  Unterthanenverhältniss,  welches  mit  der 
Freiheit  als  solcher  gegeben  ist,  erzeugt  die  Kriegspflicht. 
Waitz  gesteht  wenigstens  so  viel  zu,  dass  die 'Heerpflicht 
nicht  blos  durch  Grundeigenthum,  sondern  auch  durch  ab- 
hängigen Grundbesitz,  namentlich  auch  durch  den  Grundbesitz 
der  Hintersassen  zu  Zinsrecht  und  der  Yassallen  zu  Beneticial- 
recht,  begründet  worden  sei.  Für  Roth 's  Auffassung  wer- 
-  den  sich  aus  dem  Folgenden  weitere  Belege  ergeben. 

Nichtsdestowenig^  wird  allgem^n  die  Gerichtsverfassung 
des  fränkisch«!  Beichs  auf  die  durch  Grundbesitz  bedingte 
Freiheit  gegründet.  Nur  yereinzelt  sand  Stimmen  in  anderem 
Sinne  laut  geworden.  ^)  Die  herrschende  Lehre  geht,  mit 


»)  Waitz  V.  G.  II  (2.  Aufl.)  S. 

*)  Waitz  V.  G.  IV,  S.  450. 

*)  Waitz  V,  G.  U  (2.  Aufl.)  S.  36. 

•)  Wftits  Y.  G.  n  (2.  Aufl.)  S.  526.  17,  S.  453.  454.  470.  480. 
*)  So,  jedoch  ohne  gegen  die  hensj^nde  Lehre  Widerspraeb  m 
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Waitz'')  und  den  ültereD  BechtBUstorikem,  ^  mit  grosser 
Ueberenistimmung  da?on  ans,*)  dass  nur  der  Grundbesitzer, 
und  zwar  nur  der  Grunde i gen thüm er,  der  an  Pflicht  und 

eilt  Theil  nehmende  Gerichtsgenosse  (bonos  homo,  rachine- 
ijui'gius)  gewesen  sei. 

Es  ist  oben  (§.  11)  gezeigt,  dass  zur  Ableistung  des 
Treueides,  zur  Heermusterung,  zur  Verkündigung  der  Gesetze 
Y<m  den  Königen  des  merovingiBchen  und  karolinpschen  Reichs 
die  Gericht 8 Versammlungen  berufen  werden.  Die  einzelnen 
hierauf  bezüglichen  königlichen  Verfügungen  laaseu  über  ilie 
Voraussetzungen  der  Dingi)tli€ht  keinen  Zweifel. 

Die  merovingische  Verordnung  über  die  Berufung  der 
Hundertschaften  zur  Leistung  des  Treueides  giebt  dem  Grafen 
auf,  zu  versammehi : 

omnis  pagensis  Yestros,  tarn  Francos,  Romanos, 

Tel  reliqua  natione  degentibns. 
Das  Worniser  Capitular  Ludwigs  d.  Fr.  v.  J.  829  über  die 
Heermusterung  (oben  S.  281)  verlangt: 

ut  niissi  nostri  diligentius  inquirant,  quanti  liberi 

homines  in  singulis  comitatibus  maneant  

examinetnr  per  singulas  centenas. 
•    Die  adnuntiatio  Karls  d.  Kahlen  y.  J.  857  über  die  Gesetz- 
verkündigung (oben  S.  28 ij  lautet: 

erheben,  Maurer,  Gcrichtsverf.  S.  29.  7G.  80.  Wächter,  Beitr.  z. 
Gesch.  d.  deutsch.  Strafrechts  (Tübingen  IHlfj)  S.  151.  Unfjer  Gcrichts- 
verf. S.  176.  V.  Daniels,  Handbuch  I,  S.  554.  55r).  v.  Bethniann- 
UoUweg  S.  430.  Anders  Thudiclium  S.  53  Noto3.  Vgl.  auch  Roth 
B.  W.  S.  245:  „weil  nach  fränkischem  ilecht  jede  Verpflichtung  ur- 
sprünglich eine  pers&nliehe  war ,  und'  nie  auf  dem  Grandbesitz  ruhte.^ 

"0  V.  6.  I,  S.  161.  824.  II,  (2.  Aufl.)  S.  212  ff.  464  ff.  lY,  S.  807. 
Das  alte  Becht  S.  126. 

')  Eichhorn,  Zcitschr.  f.  gesch.  Rechtsm.  T,  S.  174.  R.  G.  I,  S.  747. 
V  Savigny  I,  S.  192.  825.  Orimm  B.  A.  8.  290.  Schäffner  I, 
b.  222.  223. 

•)  Vgl.  llomeyer,  Ilant-icmal  S.  G2  Note  74.  Stol)I)0,  Zeitschr. " 
f.  deutsch.  11.  XV,  S.  333  Note  5.").  Walter  R.  G.  §.  G^.  434.  Zöpfl 
R.  G.  S.  ö63.  Wetzeil,  Civilproc.  S.  320.  Pernio e  S.  136.  Oterke 
S.  87.  88. 
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missi  noBtri  ae  oomites  pladta  teneant,  et  ad  illa 
pladta  omnis  homo  qui  placitum  castodire 
debet  et  in  illis  comitatibtts  commanet,  sine 

exceptione  —  conveniat. 
Die  Stellen  sprechen  unzweideutig  die  Dingpflicht  der. 
sännnt liehen  Freien  aus.  p]s  ist  denn  auch  ganz  gewiss, 
dass  die  Pflicht,  den  Unterthaneneid  (Fi<lelitiitsoid)  zu  leisten, 
eine  jedem  freien  Unterthanen  obne  Bücksicht  auf  den  Grund- 
besitz obliegende  Pflicht  ist  Es  ist  gleich  gewiss,  dass  es 
für  die  öffentliche  Gewalt  Yon  Interesse  ist,  die  Gesetze  gegen 
Raub  und  Gewaltthat  nicht  bloss  den  Giiindbesitzem ,  oder 
gar  blos  den  Grundeigenthüniern  der  Grafschaft,  sondern  vor 
allen  Dingen  den  pauperes  und  mall  homines,  den  Grund- 
besitzlosen,  einzuschärfen.  Es  ist  damit  nach  den  vorigen 
Zeugnissen  ebenso  gewiss,  dass  auch  die  Kriegspflicht,  auch 
die  Oerichtspflicht  eine  jedem  freien  Unterthanen  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Grundbesitz  obliegende  Pflicht  ist:  die  näm- 
lichen Versammlungen  werden  zur  Leistung  des  Treueides, 
zur  Gesetzverkündigung,  zur  Ueermusterung ,  zum  Gericht 
entboten. 

Eine  unter  frankischem  Einfluss  entstandene  Stelle  des 
bairischen  Yolksrechts  spridit  denn  auch  dasselbe  Prindp  un-  • 
mittelbar  für  die  Gerichtspflicht  aus, 

Baj.  2,  14:  Ut  placita  fiant  per  calendas  — .  Et 
omnes  liberi  couveniant  —  qui  infra  illum  comi- 
tatum  manent. 

Die  angeführten  Zeugnisse  bezeichnen  zugleich  Überein- 
stimmend die  commanentes,  manentes,  degentes  des  Bezirks 

als  die  Dingpflichtigen  der  Gerichtsverfassung.  Es  ist  bereits 
oben  (§.  12)  gezeigt,  dass  das  com  mauere  in  einem  Bezirk 
sowohl  durch  den  Wohnsitz  wie  ilurch  den  Grundbesitz  ge- 
geben ist.  Wir  können  unmittelbar  auch  für  den  uns  hier 


^(*)  Vgl.  Ediet  Ghilp.  e.  7.  9 :  maloB  homo  qui  male  in  pago  fiicUt 
et  non  habeat  nbi  conaistat  aec  rea  nnde  eonponat  et  per  ail?aa  vadit 
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interessirenden  Fall  dieselbe  doppelte  Bedeutang  des  comma- 
nere  darthun. 

IMe  Gesandteninstruction  Karls  d.  Gr.  v.  J.  786  (oben 

S.  2S0)  verordnet  die  Aldeistung  dos  Treueides  in  den  ein- 
zelnen Hundertschaften  seitens  der  generalitas  populi  (pii  ad 
placita  venissent,  und  die  Aufualime  von  Vereidigungslisten 
de  singulis  centenies  semoti,  tarn  de  illos  qui  infra 
pago  nati  sunt,  pagensales  fuerint,  quamque  et  de 
Ulis  qui  aliunde  in  bassallatico  commendati  sunt 
In  den  einzelnen  Hundertschaften  treten  als  ding-  und  ver- 
eidigungspflichtig  sowohl  die  infra  pago  nati  pagensales.  wie 
die  aliunde  in  bassallatico  commendati  auf.  Mit  den  Erstercn 
sind  die  im  Gau  Domicilirten  gemeint,  diejenigen,  welche  in  Folge 
ihier  Geburt  und  des  dadurch  bestimmten  Domidls  pagensales,  d. 
h.  pagenses,  Gaueingesessene  sind.  Dies  bestätigt  der  Fortgang 
des  Capitulars,  nach  welchem  die  Eidesflüchtigen,  welche  fugi- 
tando  de  coniitatu  ad  aliud  coniltatu  se  propter  istud  sacra- 
nientum  distulerint,  besonders  (semoti)  aufgezeichnet  werden 
sollen,  damit  der  König  gegen  sie  einschreite,  es  sei  denn: 
si  in  illo  vidnio  habitare  voluerint,  sicut  caeteri  jurent  Mit 
dem  Wählen  eines  bestimmten  Wohnsitzes  hört  das  fugitare 
auf,  und  unterliegt  der  Betreffende  der  ordentlichen  Gerichts- 
pHicht  (sicut  caeteri),  welche  das  Kinseliieiten  des  Königs  uu- 
nöthig  niai'ht,  und  den  ordentlichen  Ilcaniten,  den  Grafen,  in  den 
Stand  setzt,  den  EidespÜichtigen  zur  Eidesleistung  zu  nöthigen. 

Die  aliunde  in  bassallatico  commendati,  die  „von  andersher 
als  Yassallen  Gommendirten*^  sind  dagegen  die  im  Gau  nicht 
Domicilürten,  sondern  nur  Begüterten.  Als  der  Hauptfall  des 
Grundbesitzes  ohne  Wohnsitz  wird  der  Besitz  zu  beneficium 
genannt.  Der  „von  andersher'  Begüterte  ist  im  Forum  des 
Grundstücks  dingptliclitig.  ebenso  wie  im  Forum  seines  Domi- 
cils.  Auch  für  die  Diugptlicht  hat  der  Besitz  zu  Beneüdal- 
recht  gldche  Wirkung  wie  der  Besitz  zu  Alod. 

Vgl.  oben  S.  306.  —  Die  im  Vorigen  erklärte  Stelle  hat  ihr 
Verständniss  erst  durch  die  Emendation  Sickel's  (oben  §.  11  Note  10) 
BolUD,  Altdentedb«  B«leba>  mid  CtarfchtoTnfiUManv.  I.  22 


Digitized  by  Google 


m 


Die  Verfomung  dei  friiikiBclien  ReicbB. 


Das  Nämliche  ergiebt  dn  Gesetz  Karls  des  Kahlen.  Nach 
seiner  adnnntiatio  y.  J.  857  soll  zur  Gesetzverkundigong  er- 
scheinen omnis  homo  qui  placitum  custodire  debet.  Der  Conv. 
Caris.  v.  J.  857  (oben  S.  281)  erläutert  dies  dahin: 

placita  —  quo  omues  rei  publicae  ministri  et  vassi 
dominici  omnesqne  quicumqne  vel  quorum- 
cumque  homines  in  eisdem  parochüs^  vel  oomi- 
tatibus  commanent,  sine  ulla  personarum  ex- 
ceptione  —  conveniant. 
Es  werden  unterscliieden  diejenigen,  welche  persönlich,  und 
diejenigen,    deren  honiin(^s   in  comitatu   conimanent.  Die 
Ersteren  sind  die  im  Gau  Domicilirten,  die  Letzteren  die  im 
Gau  nur  Begüterten. 

Die  Dingpflicht  wird  durch  Wohnsitz  wie  durch  Grund- 
besitz begründet.  Es  sind  die  nämlichen  Thatsachen, 
welche  einen  allgemeinen  Gerichtsstand,  und  welche 
die  Dingpflicht  begründen. 

Dasselbe  Recht  gilt  im  späteren  Mittelalter. 

gewonnen.  Sie  ist  früher  nur  unvollkommen  erklärt  worilen.  So  über- 
setzt Waitz  V.  G.  III,  S.  253  :  „Es  sollen  Zahl  und  Namen  derer 
welche  schwOren  von  den  Königftboten  aufgezeichnet,  von  den  Grafen 
aber  bemerkt  werden,  wer  von  den  in  ihren  Districten  Geborenen  noch 
dort  lebe,  wer  dnrch  Gomniendation  anderswohin  (?)  gekommen/*  v.  Da- 
niel 8  Handbuch  I,  8.  465.  466  memt:  „Die  Grafen  sollten  von  jeder 
centena  wissen,  wer  dazu  als  pagensalis  gehöre,  und  wer  sich  von  Aus- 
wärtijicn  derselben  uns  dem  Vassallenstaudo  anzuschlicssen  habe,"  was 
allerdin^'s  „ganz  unverständlich"  (Waitz  a.  a.  0.)  ist. 

Schwsp.  Lassl).  (W.  202) :  alle  dio  in  sineni  gerihte  sitzent, 
die  suln  siu  lauttogeding  suchen,  die  gut  in  siuem  gerihte  hant  oder 
mit  huse  in  einem  gerihte  sitzent  Vgl.  Schwsp.  h,  93  (W.  76).  Bnpr. 
V.  Freysing  (v.  Maurer)  I,  66.  Ssp.  I,  60  §.  2r  yorspreke  ne  mach 
nieman  weigeren  to  wesende  binnen  deroe  gerichte  dar  he  wonehaft  is 
oder  gut  binnen  hevet  — .  Die  Pflicht,  Fürsprecher  zu  sein,  ist  Folge 
der  Uingpflicht  (Goslar.  Statuten,  Göschen  S.  69:  Vorspreke  sal  sin 
iowelk  dinghplichtich  man),  vgl.  Niotzsclie  de  prolocutoribus  (Lips. 
1831)  p.  43— 4<3.  —  Für  den  SchömMil.artrcion  kiiüplt  Ssp.  III,  2G  §.  2 
die  Dingpflicht  einerseits  an  das  llantireiiial,  andererseits  an  den  Wohn- 
sitz. Die  Dingpfiicht  am  Forum  dos  llantgemals  ist  vom  Wohnsitz  un- 
abhftngig,  und  bestand  ursprOnglich,  wie  auch  Homeyer,  Hantgeroal 
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An  dieser  Stelle  erläutert  sich  die  Aeusserung  der  Lex 
Salica  über  das  Bewcisvcrfaliren  hei  der  Anefaiigsklage, 

Sal.  47 :  Ista  omnia  in  illo  mallo  debeut  fieri  ubi  ille 
est  gamallus,  super  quem  res  illa  primitus  fiierit 
agnita. 

Der  mallus,  ubi  ille  est  gamallus,  ist  die  GrerichtSTersammlung, 
welcher  der  Beklagte  als  Gerichtsgenosse    ,  d.  h.  zugleich 

als  Dingpflichtigor  angehört.  Es  ist  der  mallus  gemeint,  in 
welchem  der  Beklagte  seinen  persönlichen  allgemeinen 
Gerichtsstand  hat. 

Die  Dingpflicht  unterscheidet  sich,  wie  bereits  gezeigt, 
nur  dadurch  von  dem  allgemeinen  (jerichtsstand,  dass  sie 
nur  für  eine  einzelne  Hundertsdiaft,  der  Gerichtsstand  da- 
gegen für  die  ganze  Grafschaft  wirkt. 

Der  Grundbesitz  steht  neben  dem  Wohnsitz,  niclit  um 
die  Fähigkeit  zur  Theilnahme  an  der  Gerichtsversamnilung 
an  sich,  sondern  um  die  Pflicht,  an  einem  bestimmten  Gericht 
als  Gerichtsgenosse  sich  zu  betheiligen,  zu  begründen. 

Die  Quellenzeugnisse  gewähren  das  Material,  um  für 
eine  Reihe  von  Oonsequ^zen  d6s  gewonnenen  Prindps  nodi 
weiteren  Beweis  zu  erbringen. 

Es  mag  auf  die  vielen  gesetzlichen  und  urkundlichen 
Zeugnisse  verzichtet  werden,  aus  welchen  die  Dingpliicht  der 
VassaHen,  sowohl  der  königlichen  wie  der  Unterthanenvassallen, 
zum  Öffentlichen  Gericht  hervorgeht  Die  Vassailen  können 


S.  88  annimmt,  ohne  Zweifel  für  die  sämmtlirlien  Antrchöritien  der  schoffcn- 
barcn  Familie.  An  dieser  Stelle  ist  ganz  utiverkennbar  das  Hantgcmals- 
forum  Anwendnnß:sfall  niclit  eines  ursprünglichen  Ilciinatlisforums,  son- 
dern des  forum  rci  sitae.  Auch  für  den  Schöffeubartreieu  begründet 
neben  dem  Wohnsits  auch  der  Grundbesitz  als  soleher  die  Dingpflicht, 
aber  nicht  jeder  OrandbesitXi  sondern  nur  der  FamiliengrandbesItK. 
Vgl.  oben  S.  827.  —  Ansaerordentlicher  Weise  begründet  denn  auch 
die  Klagerhebung  in  einem  Gericht  wie  den  ausserordentlichen  allge- 
meinen Gerichtsstand,  so  die  Verbindlichkeiten  eines  Dhigpflicbtigen, 
Bsp.  a.  a.  0.,  oben  §.  12  Note  107. 
")  Oben  S.  67. 

22* 
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zugleich  Grundeigenthümer  sein,  und  sind  in  der  Regel  wenig- 
stens zu  Bencticial recht  angesessen. 

Aljer  von  Interesse  ist,  dass  in  (len  öffentliclien  Gerichten 
Geistliclie,  und  zwar  nicht  blos  Bischöfe,  Aebte  und  l*riester, 
sondern  ebenso  Mönche  als  Gerichtsbeisitzer  und  Urtheilsfinder 
begegnen.^*)  Es  bedarf  einer  Beihe  von  gesetzlichen  Vor- 
schriften, um  die  Mönche  daran  zu  erinnern,  dass  es  für  sie 
unschicklich  sei,  sich  *in  den  öffentlichen  Gerichten  an  den 
Gerichtsvcrliandlungen  zu  ])etheiligen.  Es  ist  gewiss,  dass 
die  .Mönche  keine  Grundbesitzer  sind.  Der  Geistliche  und  so 
auch  der  Mönch  ist  trotz  seiner  geistlichen  Eigenschaft  Ge- 
richtsgenosse des  weltlichen  Gerichts.  Es  mag  angenommen 
werden,  dass  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen  des  geist- 
lichen Rechts  die  weltliche  Dingijflicht  gegen  die  Geistlichen 
nicht  zwangsweise  excqiiiit  wurde;  die  aufgeführten  That- 
sachen  zeigen,  dass  der  Geistliche  als  Angehöriger  des  Gerichts- 
sprcngels  ohne  Rücksicht  auf  den  Grundbesitz  berechtigt 
ist,  als  Gerichtsgenosse  an  der  Gerichtsverhandlung  sich  zu  be- 
theiligen. Der  Gerichtsgenossenschaft  der  Geistlichen  im  weit-, 
liehen  Gericht  entspricht  der  allgemeine  Gerichtsstand,  welchem 
die  Geistlichen  im  fränkischen  Reich,  wenigstens  in  Civil- 
sachen,  beim  weltlichen  Gericht  unterliegen. 

Es  ergiebt  sich  ferner,  dass  es  für  den  honio  alieni  juris 
der  blossen  Befreiung  von  der  über  ihm  bestehenden  Privat- 
gewalt, nicht  weiterer  Voraussetzungen  bedarf,  um  für  ihn 
Dingrecht  und  Dingpflicht  zu  begründen. 

Thassilo  verordnet  in  seinen  Zu£ätzen  zum  bairischoi 
Volksrecht  c.  8  (Pertz  III,  p.  405): 


*«)  Z.  B.  Vaissette  II,  Nr.  163  (a.  918)  werden  unter  den  Urtheils- 
findern  drei  monachi  au^efülhrt  Meichelbeck  Msi  Fris.  I,  Nr.  180 
(a.  804):  unter  den  Urtheilern  Wigrad  monachos.  Vgl.  Zeitschr.  f. 
Kirchenr.  IX,  S.  219  ff. 

Vgl.  Conc.  Rem.  II  a.  813  c.  20  (Mansi  XIV,  p.  80)  und  die 
Stellen  bei  Waitz  V.  G.  IV,  S.  371  Note  4. 
ZeitscUr.  f.  Kirchenr.  IX,  ä.  199  ü. 
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ut  hi  qni  dneali  manu  liberi  dimissi  sunt,  ad  eadem 

cojiaiitur  judiciii,  quae  Bajuvarii  uiteila  dicunt. 
Die  baiiische  Fieilassuiifj;  durch  den  Herzog  ist  nacli  Vorbild 
der  fränkisdicn  Freilassung  durch  den  Könij;  entwickelt,  und 
verleiht  deshalb  gleich  dieser  volle  Freiheit. Aus  diesem 
Grunde  vrird  gerade  für  die  ducali  manu  Freigelassenen  die 
Dingpflicbt  zu  den  öffentlichen  —  im  Gegensatz  zu  den 
herrschaftlichen  —  Gerichten  vorgeschrieben.^^) 

Von  der  tViliikischcn  Freilassung  vor  dem  Könitz  fdurch 
den  Denar)  handelt  die  Lex  Kibuaria  tit.  57,  darauf  im  Tit. 
58  von  der  Freilassung  in  der  Kirche,  welche  dem  Freige- 
lassenen (homo  ecclesiasticus  oder  tabularius)  nur  halbe  Frei- 
heit giebt  Der  homo  tabularius  ist  auch  nach  der  Freilassung 
ein  homo  alieni  juris,  nicht  selbmündig  (vollfrei),  sondern  in 
der  mundeburdis  ecclesiac.^'^)  Deshalb  wird  für  die  tabularii 
im  Gegensatz  zu  den  denariati  hervorgehoben: 

et  non  aliubi  nisi  ad  ecclesiam,  ubi  relaxati  sunt,  mal- 

lum  teneant  (58,  1)« 
Es  unterscheidet  den  tabularius  von  dem  denariatus,  dass 
er  das  herrschaftliche,  nicht  das  Öffentliche  Gericht  sucht. 
Die  erworbene  persönliclie  Freilieit  als  sulche  erzeugt  fiir  den 
Vollfreigelasseneu  <lie  Tlieihiahme  an  den  Hechten  und  mich- 
ten  des  öffentlichen  Hechts. 

Die  Emancipation  ist  f&r  den  Haussohn  das  Nämliche,  was 


")  Vgl.  oben  S.  48  Note  81. 

Ebenso  Merkel  in  der  Note  bei  Ports  1.  dt  —  Die  Auffassung 

Qaitzmann's  S.  360,  welcher  unter  den  urteila  Gottesnrthcile 
Tersteht,  ist  gtv2on  den  Zusammenhang.  Die  Beweiserbringung  durch 
Gottesurthi'il  anstatt  (hirtli  Kid  ist  Foltro  der  T'nfreiheit.  Unsere 
Stelle  liel>t  nnti^r  den  siiinintliclion  Fi  eiifolasst  juui  dio  manu  ducali  Frei- 
gelassenen hervor,  um  sie  als  Vollfreie  von  den  übrigen  Freigelassenen 
zu  unterscheiden,  d.  h.  um  eine  Wirkung  nicht  der  Unfreiheit,  sondern 
der  Yollfreiheit  sn  betonen.  —  Gfrörer  I,  S.  489  Iftsst  dieBedentoag 
rott  urteila  unentscbieden,  bemerkt  aber  richtig,  dass  es  sieb  um  Gleich- 
stellung dieser  Freigelassenen  mit  den  Baiern,  d.  h.  mit  den  YoUfreien 
handelt. 

Vgl.  ßotb,  Feud.  S.  291  ff. 
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die  Freilassimg  für  den  Unfreien.     Die  vortreffliche  Unter- 

sucliun'?  Stübbe's^«^)  hat  jjezeigt.  dass  die  Emancipation  schon 
dvm  ultdeutst  licn  Recht  angehört.  Die  eingetretene  Volljährig- 
keit des  Sohnes  ( nacli  salisch  fränkischem  Recht  mit  dem  voll- 
endeten 12.  Lebeiugahre)  veranlasst  nach  deutschem  Recht 
den  Vater  zu  der  Freilassung  ans  der  väterlichen  Gewalt. 

Beiträge  zur  üescliichte  des  deutschen  Rechts.  (Braunschweig 
1865}.   I.  Die  Aufhebung  der  väterlichen  Gewalt  nach  dem  Recht  des, 
Mittelahers. 

")  Vgl.  Stobbe  a.  a.  0.  S  7.  11.  12.  —  Gesta Aldrici  c.  1  (Waitz 
y.  6.  in,  S.  463  Kote  2):  Jam  enim  doodecim  annos  haben s  a— 
patre  suo  ^  Earolo  Francoram  regi  ~  commendatur.  Vita  Sigiranni 
c.  1  (Waita  IE,  2.  Anfl.  S.  403  Note  4):  pineerna  regia  in  poeritia 
est  deputatns.  Vita  Leodegarii  c.  1  (Waitz  II,  2.  Aufl.  S.  436  Note  1): 
a  primae  vero  aetatatis  infantia  a  parcntibus  in  palatio  Illotliario 
Francoruni  regi  traditus.  Diese  Fälle  beziehen  sich  sämmtlich  imfKnian- 
cipation  durch  cnmmendatio  ad  rcüom  (Stobbe  S.  7V  —  Die  nutriti 
oder  aulici  palatiui  am  königlichen  Ilof,  deren  Gregor  von  Tours  häufig 
gedenkt  (z.  B.  Greg.  Tur.  V,  47.  IX,  3G.  X,  2"J)  sind  gleichfalls  solche 
imEnabenalter  an  den  königlichen  Hof  gebrachte  und  dadurch  eman- 
cipirte Söhne  aus  TomehmenH&usern,  vgl.  Waits  V.  G.  11,(2.  Aufl.) S.  486. 
Roth  B.  W.  S.  82  Note  156.  —  Dass  solche  frflhzeitige  Anssondennig 
der  Söhne  aus  dem  väterlichen  Haashalt  in  allen  Lebenskreisen  üblich 
war,  erhellt  ans  anderen  Zenjinissen.  Vita  S.  Eparchii  c.  2  (Mabill.  f, 
p.  2G7):  Eparchius  ward,  cum  annos  agoret  circiter  sei)t('ni,  in  den 
Wissenschaften  unterrichtet,  und,  cum  —  plenius  eas  didicit,  exinde  ab 
avo  suo  Felicissirao  tunc  toniporis  coiuite  est  receptus,  »iuem  ille  can- 
cellarium  sibi  instituit.  Quam  rem  man^s  adoleseentiae  causa  de- 
tentas  exercuit  quam  animuspermitteret:  et  cumapudipsum  ter  quinos 
ageret  annos  —  ezpetiit  'monasterinm.  Die  angegebenen  Daten  lassen 
schliessen,  dass  Eparchins  gerade  mit  seinem  12.  Jahr  seinem  Grossvater 
tibergeben  wurde,  wie  der  vorhin  angeführte  Aldricns  mit  seinem  12. 
Jahr  dem  Köni?  Pauli  Diac.  Gesta  ep.  Mett.  (Pertz  Script.  JI,  p.  207): 
Chrodegang  (später  Bischof  von  Metz)  ist  in  palatio  niajoris  Karoli  enu- 
tritus,  ejusdi  inque  referendarius  extitit.  Fredegar  bist.  epit.  c.  .')9: 
Gogo  ist  der  nutritus  des  Chrodin.  c.  56:  Der  Herzog  Magnacher  hat 
unter  seinen  nutriti  einen  vilis  homo.  Ros.  164  (Andeg.  55)  giebt  ftr 
eine  Privatperson  die  Formel  fbr  eine  Schenkung  an  nutrido  nostro.— 
In  den  aufgefOhrten  Zeugnissen  wird  das  commendare  ad  regem  vel 
ad  alteram  patrouum  der  Lex  Romana  Curiensis  (Paul.  Sent.  I,  4. 
5)  vor  uns  lebendig,  und  zwar  ein  commendare,  welches  tiberall  nach 
kaum  erreichter  Grossjährigkeit  vorgenommen  wird.  —  Dass  die£man- 
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Der  nämliche  Rechtssatz  gilt  bereits  zur  Zelt  des  Tacitus.'^) 

Tacitus  (Germ.  c.  13.)  knüpft  an  die  Emaiicii)ationshandlimg 
als  solche  den  Erwerb  der  dtfentliclu'ii  Vollbereclitiuunf;':  ante 
hoc  donius  pars  videntur,  luox  reip  ublicae.  Eine  langobar- 
dische  Notariatsformel  aus  dem  elften  Jahrhundert  bezeugt 
denselben  fiechtssatz  gerade  in  der  uns  hier  interessirenden 
Anwendung, 

Form.  Lanf?.  22  (Pertz  IV,  p.  601):  Domne  comes, 
hoc  dicit  PetriLs  »luod  vult  enianeii)art' .loliauncin  suuni 
filium  de  se,  ut  de  hac  hora  inantea  habeat  licen- 
ti am  i  r e  i  n  p  1  a  c  i  t  u  m  et  s  t  a  r e,  et  appellationem 
(d.  k  Klage)  faciendi  et  recipiendi  — . 
Für  das  fi^ukische  Recht  bezeugt  die  Fortdauer  des  Prindps, 
und  zwar  gleichfalls  gerade  für  die  Gerichtsverfassung,  die 
schon  häutiger  citirie  Gesandteninstruction  Karls  d.  Gr.  v.  J. 
78()  (oben  S.  280),  nach  wclelKM-  zun»  Zweck  der  Ableistung 
des  Treueides  ia  den  Hundcrtäcliattsversammluiigen  erschei- 
nen soll 

generalitas  populi,  tarn  pnerilitate  annornm  12, 
quamque  de  senili,  qui  ad  placita  venissent,  et 
jiissionem  adimplere  seniorum  et  conservare 

possu  nt. 

Das   12.  Lebensjahr  ist  das  Eiuaucipationsjahr  des  salisch 


cipatiou  nicht  immer  mit  der  erreichten  Vo1|jfthrigkeit  zusammen  fiel, 
xeigt  Sal.  24,  1.  2,  wo  der  puer  crinitns  Ton  dem  pner  infrs  12  annos 
antereehieden  wird  (vgl.  Stobbe  S.  10).  —  Interessant  ist,  dass  an 
dieser  Stelle  das  deutsche  Recht  auch  bei  den  Römern  Anwendung 
findet.  Die  Lex  Romana  Curiensis  entwickelt  für  die  Romanen  die 
deutschrechtlicli!'  Kiii;\ncij)ation  'Stobbe  S.  .5^  Der  Römer  Eparchius 
wird  im  (5.  Jaluiiiimlert  nticli  ErrciclmiiLr  des  fränkischen  Volljährig- 
keitstermins emancii)irt.  Die  westirdthisehe  Formel  «Form.  Wis.  34), 
welche  die  deutsche  Kinaucipation  hat,  ist  für  Römer  ahgefasst.  —  Für 
die  westgothische  Emanclpation  mag  hier  eine  Ton  Stobbe  flbersehene 
Stelle  nachgetragen  worden,  Wis.  IV,  5,  5:  si  commnnis  illi  victns 
cum  patre  est  („im  Brode  des  Vaters**),  tertia  pars  ezinde  ad  patrem 
pervcniat. 

Unten  Beilage  h 
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fränkischen  Rechts.  Aus  diesem  Grunde  tritt  mit  dem  voll- 
endeten 12.  Lebeiisjaln'c  die  TheilnalmiL'  an  den  öffentlichen 
Rechten  und  Ptlichten  ein.  Wir  linden  noch  anderweitig  be- 
zeugt, dass  die  Ptlicht  zur  Leistung  des  Treueides  an  das 
vollendete  12.  Lebensjahr  geknüpft  ist.^*)  Die  vorige  Stelle 
ergiebt,  dass  auch  die  Pflicht,  im  Gericht  und  im  Heer  zu  er- 
scheinen,^^) mit  demselben  Moment  beginnt.  •  Und  doch  ist  die 
Freilassung?  aus  der  väterlichen  Gewalt  als  solche  mit  dem 
Erwerb  von  Grinidl)esitz  nicht  verbuiuleii.  Wohl  tritt  zu  der 
Emaucipation  eine  Aussteuerhandlung  hinzu, ''^^)  gerade  wie  wenn 
der  servus  aus  der  Gewalt  des  Leibherrn  oder  die  Tochter 
durch  Uebergabe  an  den  Ehemann  aus  der  Gewalt  des  Vaters 
entlassen  wird.  Aber  die  Aussteuer  ist  in  der  Regel  eine  ge- 
ringe, und  zwar  eine  Mobiliaraussteuer.  Die  heirathendc 
Tochter  empfängt  nach  den  deutschen  Volksrechten  ursprünglich 


")  Vgl.  Roth  B.  W.  S.  886.  387.  Waitz  V.  G.  III,  S.  256.  In 
der  Liste  bei  Portz  I,  p.  252,  welche  wahrscheinlich  eine  Yereidignngs- 
liste  ist  (Sickel  Reg.  S.  273)  begegnet  ein  Ursus  infisuiB. 

»*)  Vgl.  auch  Liutprandi  Antapodosis  II,  25  (Pertz  Script.  III,  p. 
293),  wonach  boi  den  Sachsen  aiiiuini  post  unum  atque  diio<lf<Mnium 
(d.  1).  nach  vollendeti'iii  12.  Leijensjaliic)  Keiner  einen  Kriej;s/n«j  ver- 
säumen durfte.  Auch  nach  sächsischem  Recht  tritt  die  Volljährigkeit 
(und  Emaucipation)  bckaunthch  mit  dem  voUeudeten  12.  Lebensjahr  ein. 
—  Es  versteht  sich  von  selber,  dass  (wie  noch  heatintage)  bei  ReaM- 
sining  der  Heerpflicht  wie  der  Dingpflicht  im  einzelnen  Fall  anf  die 
indiTidnelle  F&higkeit  gesehen  wurde,  gerade  wie  die  karolingischen 
Capitularien  dieselbe  Rttcksicht  nehmende  Praxis  bei  Ausübung  desHeer^ 
banns  gegen  die  Vermögenslosen  bezeugen.  Der  Rechtsssats  der 
allgemeinen  Wehr-  und  Dingpflicht  wird  dadurch  nicht  modifidrt 

"j  Stobbc  a.  a.  0.  S.  5  ff. 

•«•)  Roth,  Feud.  S.  29iJ.  :500.  312.  —  Ebenso  bei  den  Westgothen, 
Lex  Wis.  V,  7,  U  (Cod.  Leer.:  Antiqua).  Concil.  Tolet.  IV  a.  (133  c. 
68  (de  Aguirre,  Collectio  maxima  concihorum  ilispaniae  III,  p.  377). 
Form.  Wis.  3.  5.  21.  Paallus  Emerit.  de  vita  Patrum  Emerit  e.  90 
(de  Aguirre  IV,  p.  284):  accidit,  nt  Massona  episcopus  puerulis  qoi  ei 
ezhibebant  serntium,  libertatis  chartulas  conscriberet  et  per  conti r> 
mandas  eornm  libertates  aliqnam  particnlam  pecuniolae 
(Mobilien)  tribneret  aut  certeeziguas  possessinnculas  (Grundstacke) 
conferret 
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ausschliesslich  Mobilien,'^'^)  und  mit  der  Aussteuer  der  Tochter 
wird  die  Aussteuer  des  emancipirten  Sohnes  aiis(hiicklich  auf 
eine  Linie  gestellt,  Nach  ribuarisch  fränkischem  Recht 
durfte,  wie  die  Aussteuer  der  Tochter,  so  auch  das  subsidium 
patemum  für  den  Sohn  die  Summe  von  12  solidi  nicht  über- 
steigt.^*) 

Es  ergiebt  sich,  dass  die  mit  der  Freilassung  aus  der 
väterlichen  Gewalt  urworbenc  Zollfrei  hei  t  —  der  homo  alieni 
juris,  auch  der  nur  einer  Familiengewalt  Unterworfene,  gilt 
nach  deutschem  ebenso  wie  nach  älterem  römischen  Recht 
nicht  als  vollfrei  —  schlechthin  Dingpflicht  und  Dingrecht 
begründet.  Die  gesammte  spätere  Entwickelung  giebt  den 
glänzendsten  Beleg  iUr  die  wörtliche  Wahrheit  der  Worte  des 
Tacitus.30) 

Wir  können  endlich  die  DingpÜicht  der  Freien  ohne 


")  Schröder,  Geschichte  des  ehel.  Güterr.  in  Deutschland  I, 
S.  113  ff. 

»)  Sal.  108.  Tgl.  Stobbe  a.  a.  0.  S.  9.  10. 
*•)  Bib.  59,  9.  Die  Tergleichong  von  Sal.  102  (extra  parte  hoc 
teniat)  zeigt,  dass  jene  Stelle  auf  die  Aussteuer  su  beziehen  ist  Sie 

ist  flbersehcn  von  Schröder  a.  a.  0.  S.  1^  („das  alte  ribaarische 
Recht  hat  keine  Zeugnisse  über  die  Aussteuer  aufzuweisen")  Dem 
altrihuarischen  Reclit  entsprechend  beträgt  8j>äter  nach  dem  Stadtrecht 
von  Lüttich  (Stobbe  a.  a.  0.  S.  l-ij  die  viiterliche  Aussteuer  bei  der 
Einancipation  certos  florenos,  „einige  Gulden  '.  —  Die  Aussteuer  des 
Sohns  und  der  Tochter  ist,  wie  nach  altwestgothischem  (vgl.  Form. 
Wis.  34),  so  nach  altfiibikischem  Kecht,  im  Gegensatz  znm  langobar- 
dischen  (Schröder  S.  116}  und  sftchdschen  (Stobbe  S.  18  ff.),  ein 
Voraus  fikr  den  Ausgesteuerten,  keine  Erbabfindung.  Erst  sp&ter  fin- 
den wir  im  Gebiet  des  fränkischen  Rechts  die  andere  Auffassung  ent- 
vickelt.  Der  fränkische  Cod.  reg.  Paris.  4413,  aus  dem  10.  Jahrhundert, 
macht  zu  Interpr.  L.  Rom.  Wis.  C.  Th.  II,  19,  1  (aut  per  emancipatio- 
nem  sncccssionis  vel  actionis  jura  perdidcrit)  die  Bemerkung:  Quando 
cnim  tilius  eraancipetur,  solet  illi  sua  portione  ex  (so  ist  für  et 
zu  verbessern)  hereditateapatre  ac  deinceps  (Haenel,  Lex  Rom. 
Wis.  p.  462).  Die  Stelle,  deren  Anfangsworte  hier  abgeschrieben  sind, 
soll  belegen,  dass  der  Emandpirte  zufolge  der  bei  der  Emancipation 
erhaltenen  Erbabfindung  von  der  Erbfolge  ansgesdüossen  sei 
M)  Anders  Waitz  Y  G.  I,  8.  893.  876. 
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Grandeigen,  insbesondere  der  freien  Hintersassen  direct 

aus  den  Quellen  erweisen. 

Nach  dem  AacheiKn-  Capitular  v.  J.  813  sollen  von  den 
Centenaren  Wolfsjäger  für  die  einzelnen  Hundertschaften  be- 
stellt werden.  Den  luparii  wird  als  ausnahmsweises  Vorrecht 
die  Befreiung  sowohl  von  der  Heerpflicht  wie  von  der  Ding- 
pflicht gewährt.*^)  Die  Stelle  selber  setzt  die  luparii  als 
Grundbesitzlose.  Sie  legt  der  Hundertschaftsgemeinde  die 
Pfliclit  auf,  ihre  AVolfsjäi^er  durch  Naturallieferung  von  Ge- 
treide zu  erhalten.^-)  Auch  der  Grundhesitzlose  unterliegt 
dem  (irundsatz  nach  der  Dingpflicht  und  der  Heerpflicht. 

Die  majores  und  decaui,  d.  h.  die  Meier  und  Amtleute 
auf  den  gutsherrlichen  Villen  sind,  wie  spater,  so  auch  zur 
Zeit  des  fülnkischen  Reichs  Zinsbauem.  d.  h.  Hintersassen 
gleich  ihren  Amtsuntergebenen.")  Nichtsdestoweniger  sind 
auch  diese  Meier  und  Amtleute,  falls  frei,  din^pflichtig.  Im 
Gericht  zu  Reims  (in  mallo  llemis)  erscheinen  zur  Ableistung 
des  Treueides  (oben  S.  282)  unter  den  Gerichtsgenosseu  ^n 
Amalricus  major  de  Buxido  und  acht  decani. 

l)ach  dem  Gesetz  Karls  des  Kahlen  v.  J.  857  (oben  S. 
338)  sind  dingpflichtig  omnes  quicumque  vel  qüorumcumque 
homines  in  coniitatilius  comnianent.  Neben  denjenigen,  deren 
honiines  in  der  Graiscliaft  sitzen,  stehen  die  quicumque  com- 
manent,  d.  h.  die  sümmtlichen  im  Gau  Domicilirten,  also  vor 
Allem  auch  die  Hintersassen  der  im  Gau  Begüterten.  Der 
Hintersasse  sucht  im  fränkische  Beich  das  nämliche  Ge- 
richt mit  seinem  Grundherrn.*^)  Der  freie  Hintersasse  ist 

»»)  Cap.  Aquifgran.  a.  813  c.  8  (Pertz  I,  p.  188):  Ut  vicarii  lupa- 
rios  liabeant,  unusquisqno  in  suo  ministorio  dnos  Et  ipsi  de  hoste 
per^endi  et  de  placito  comitis  vel  vicarii  uc  custodiant,  nisi  clanior 
super  euin  veniat. 

")  Oben  S.  287. 

Vgl.  Pardessas  dipl.  II,  Nr.  617  (FalBchnng  aus  dem  9.  Jahrh.). 
In  derselben  Stellang  finden  wir  häufig  Unfreie  des  Gntsberm,  6u4rard 
Folyptyque  I,  p.  240.  Vgl.  die  serri  yicarii  oben  S.  270. 

**)  Ebenso  wie  er  nadi  den  vorhin  angeüilirten  Zeugnissen  in  den 
pftmlid^en  Yersanunlnngen  mit  seinen  Grundherrn  %am  Treueid  heran- 
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kraft  seiner  Freiheit  mit  seinem  Grundherren,  wie  gleich  ver- 
ptiichtet,  so  auch  gleich  berechtigt  im  Heer  und  im  Gericht. 

Von  besonderem  Interesse  ist  eine  Urkunde  Ludwigs  d. 
Fr.  für  die  bischötiiche  Kirche  von  Paris.  Dem  Biscliof 
Inchadus  werd^i  die  Besitzungen  seiner  Kirche  bestätigt  und 
Immunität  gewährt.'*)  Kdn  missus  dommicus  soll  den  ge- 
freiten Bezirk  zur  Austtbung  irgend  welcher  Gerichtsgewalt 
betreten,  und  ausserdem:  neque  aliqueni  cciisuiu  -  recipiat, 
d.  h.  die  ötientl ichrechtlichen  P^inkunfte  des  Königs  weiden 
hier  wie  sonst  an  den  Immuuitätsherrn  überlassen.  Ausschliess- 
lich dem  bischöflichen  missus  soll  die  Erhebung  der  Ein- 
künfte (ordinäre  secundum  propriam  voluntatem)  zustehen, 
und  ebenso  ausschliesslich  der  advocatus  ecclesiae  die  Aus- 
übung der  öffentlichen  Gerichtsgefwalt  vomitteln  (rectam  et 
legalem  rationem  reddat\ 

sine  aliqua  judiciaria  potestate  inibi  vel  banno,  nisi 
in  mallo  legitiuio  vel  regali  placito,  sicut 
lex  ecclesiarum  praecipit, 
und  gegen  Ende  nodi  emmal: 

nullara  etiam  districtionem  de   (liberis)  lioniinibus 
super  teiTam.  S.  Mariae  manentibus  judiciaria 
testas  exercere  non  praesumat,  nisi,  ut  supra  dixi- 
nras,  in  mallo  legitimo  comitis,  et  ibi  una  cum 
advocato  Parisiacae  ecclesiae  Yenire  non  differant 
et  rectam  —  justitiam  adimplere  cogantur. 
Auch  die  freien  Hintersassen  sind  dingptlichtig  zum  öffentlichen 
Geiicht,  und  zwar,  wie  hier  unmittelbar  bezeugt  wird,  auch  die 
freien  Hintersassen  einer  Immunität.   Nach  karolingischer  Yer- 


gezogen  wird,  lieber  die  Pflicht  aucii  der  freien  llintorsassen  zur  Ab- 
leistung deB  Unterüumeneides  vgl.  Both  B.  W*  S.  887  Note  98. 
V.  J.  819  (Sickel  L  145). 
**)  Daneben  fflr  den  Heerbann  das  häufig  besprochene  Privileg: 
nullas  (de  liberis  hominibus  qui  saper  terram  ecclesiae  commanerc  vi- 
dentur)  in  hostem  pergat,  nisi  una  cum  episcopo  ipsius  ecclesiae,  vel 
secundum  suam  ordinationem  remaneat, 
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fassnng     ist  überhaupt  der  freie  Mann  als  solcher  nnr  zu  den 

drei  echten  Dingen  dingpHichtipr.  Ausserdem  kann  nur  ein  Special- 
befehl des  Königs  zu  Regierungszwecken  das  Erscheinen  an 
der  Malstatt  von  ihm  fordern.  Ebenso  ist  der  Hintersasse 
der  Immunität  zum  echten  Ding  des  Grafen  und  zu  der 
ausserordentlichen  Versammlung  auf  Befehl  des  Königs  (regale 
placitum)  dingpflichtig.  Die  Dingpflicht  der  Eingesessenen 
einer  Immunität  ist  die  nämliche  wie  die  Dingijflicht  der 
Freien  überliaupt. 

Dieselbe  Thatsache  erläutert  die  Bestätigung  der  Immu- 
nität, welche  König  Budolph  von  der  Provence  der  bischöf- 
lichen Kirche  von  Cremona  ertheilf )  mit  dem  Hinzufügen: 
ut  libellarii  et  manentes  praetaxatae  ecclesiae,  qui 
absque  proprio  sunt  et  proprium  non  habent,  placitum 
non  celebrent  publicum.  Et  si  aliqua  fuerit  horta 
contentio  et  adclamati  fuerint,  volumus  et  dctermina- 
mus,  ut  cum  episcopo  ecclesiae  aut  cum  suo  misso 
ad  placitum  pergant  et  legem  fadant  atque  redpiant 

An  dieser  Stelle  wird  den  Hintersassen  der  Kirche  durch 
besonderes  Privileg  die  Befreiung  von  der  Dingpfliclit  gewährt. 
Nur  diejenigen  Hintersassen,  welche  auch  ausserhalb  der 
Immunität  angesessen  sind  (proprium  habent),  sollen  der 
öffentlichen  Dingpflicht  unterliegen.  Aber  es  bedarf  dieses 
besonderen  Privilegs,  um  die  Immunitätseingesessenen  von  der 
Dingpflicht  zu  entbinden.  Das  ertheilte  Privileg  gewährt 
selber  den  Beweis,  dass  von  Rechtswegen  den  iiiinuuiitätsein- 
gesessenen  Recht  und  Ptiicht,  zum  utientlichen  Gericht  zu 
erscheinen,  nicht  entzogen  ist,  und  erläutert  insbesondere 
den  in  dem  Pariser  Privileg  ausgesprochenen  Satz:  sicut  lex 
ecclesiarum  praecipit.  Es  ist  ein  allgemein  gültiger  Grund- 
satz, dass  die  Hintersasseneigenschaft,  insbesondere  auch  die 
Hintersassenschaft  in  einer  Immunität,  von  der  öffentlichen 
DingpÜicht  nicht  befreit 

")  Unten  §.  16.  17. 

")  Muratori  AnL  VI,  p.  49  (a.  92i). 
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Wir  sind  jetzt  im  Stande,  den  Grundgedanken  der  Lehre 
Yon  der  Dingpfliebt  zu  entwickeln. 

Der  Hintersasse,  und  ebenso  auch  der  Hintersasse  einer 
Immunität,  ist  deshalb  zum  öti'enthchen  (iericht  dingptlichti^, 
Weiler  dem  öffentlichen  Gericht  gerichtsu nterthänig  ist. 
Die  merovingische^*)  wie  die  luirolingische  Gesetzgebung*^) 
spricht  unmittdbar  den  ordentlichen  Gerichtsstand  des  freien 
Hintersassen  im  Volksgericht  d.  h.  im  öffentlidien  Gericht 
aus.  Auch  in  Sachen  von  Angehörigen  desselben  grundlierr- 
lichcn  Verbandes  gegen  einander  ist  von  öffentlichen  Keclits 
wegen  nur  das  öffentliche  Gericht  corapeteut.**)  Das  grund- 
herrliche Gericht  —  welches  nicht  etwa  blos  in  Immunitäten, 
sondern  in  jeder  Grundherrschaft  begegnet  —  ist  kein  Ge- 


Chlothacharii  II  edict  a.  614  c.  5  (Pertz  I,  p.  15):  bei  einem 
Process  inter  penonam  publicam  et  homiiieB  eedesiae  soll  der  QnS 
(judex  pablicus)  mit  einem  Beamten  der  Kirche  (praepositi  ecdesianim) 
Btt  Gericht  sitzen.  Der  Kirchenvogt  hat  nur  einen  Ehrenvorsitz,  keinen 

richterlichen  Vorsitz  neben  dem  Grafen.  Das  Gericht  ist  schlechtbin 
das  (^entliehe  Gericht.  Vgl.  Zeitschr.  f.  Kirchenr.  IX,  S.  220  ff.  Die 
persona  publica  ist  dor  der  Grundherrschaft  nicht  Unterworfene;  dor 
homo  eccU'siae  dor  Hintersasse  der  Kirche  (in  dor  Lex  Komana  Curicnsis 
homo  privatus  genannt),  und  zwar  der  fre  i  e  Hintersasse,  daerj)oisön- 
lich  als  Parthei  auftritt.  Ebenso  W  a  i  t  z  V.  G.  II,  (2.  Aufl.)  S.  686.  D  o  v  e , 
de  jurisdiclionis  ecdesiasticae  progressu  (Diss.  inang.  Berol.  18&5)  p. 
42  not  6.  V.  Bethmann-Hollweg  S.  448.  Dagegen  versteht  Rett- 
berg, Kirchengeschichte  DentscUands  I,  S.  294  Note  10  irrthOmlich 
unter  der  publica  persona  den  „Richter",  und  Planck,  Gesch.  d.  christl. 
kirchlichen  Gesellschaftsverfassung  11  (180i)  &  167  Note  ö  unter  dem 
homo  ecclosiao  einen  Geistlichen. 

*«)  Vgl.  Koth  B.  W.  S.  373.  382,  und  Cap.  de  instruct.  miss.  a. 
810  c.  5  (Pertz  I,  p.  IGl).  Hloth.  priv.  grat.  a.  823  c.  2  (Pertz  1,  p. 
^33  c.  loj.  Flodoardi  bist.  Rem.  III,  c.  26  (p.  535):  Hinkmar  schreibt 
dem  Grafen  des  pagus  Tardnnensis  pro  Haimone  fideli  sno,  quem  idem 
eomes  ad  placitam  suum  per  bannam  vocari  jnsserat  Hinkmar  von 
Laon  in  seinem  Terantwortnngsschreiben  (Einem.  Rem.Opp.  II,  p.  614): 
oinnes  ^Qoque  homines  mei  ad.cansas  banniti  sunt.  —  Dass  der  freie 
Hintersasse  auch  activ  die  persona  standi  in  judicio  für  das  Volksge> 
rieht  hat,  zeigt  z.  B.  Einharti  epist.  31  (a.  814-^40),  Jaff^  bibl.  rer. 
Germ.  IV,  p.  463. 
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rieht  im  Sinn  des  öffentlichen  Bechts.  Ber  freie  Hintersasse 
zeichnet  sich  kraft  seiner  Antheihiabme  am  öffentlichen  Recht 

vor  dem  unfreien  Eingesessenen  desselben  Bezirks  dadurch 
aus,  dass  für  Ilm  das  üffeiitliche  Gericht  dasGtMicht,  und  das 
grundherrlicbe  Gericht  kein  Gericht  ist.*'-^)  Der  freie  Immu- 
nitätseingesessene unterscheidet  sich  darin  von  anderen  freien 
Hintersassen  nicht.  Auch  sein  Gerichtsstand  ist,  wie  die  Ge- 
setzgebung*^ und  die  Urkunden  **)  bezieugen,  Ton  öffentlidien 
Rechts  wegen  im  öffentlichen  Geridit,  nicht  im  Immuni- 
tätsgcricht  gegeben.  Auch  das  Immunitätsgericht  ist  für  das 
ötientliche  liecht  k ein  Gericht.* 5)  Auch  für  den  Imuumitäts- 
eiiijuesossencn  ist  das  Immunitätsgericlit  kein  Gericht.  Auch 
die  Existenz  des  Immunitätsgerichts  schliesst  keine  C<mipe- 
tenzminderung  für  das  öffentliche  Gericht  in  sich.  Das  Im- 
mnnitätsgericht  hat  keine' andere  Stellung,  als  das  grundherr- 
liche Gericht  schlechtweg.  Die  Gerichtsbarkeit  des  Immuni- 
tUtshcrrn  ruht  auf  der  grundhcrrliclicn,  niclit  aut  der  öffent- 
lichen Verfassung,  und  reaiisirt  eine  Unterordnung  nach  Hot- 


*•)  Der  freie  Hintersasse  tritt  doshalb  persönlich  im  Volksfrericlit 
auf,  während  den  unfreien  der  gutsherrliche  Vogt  vertritt,  Car.  M,  Cap. 
Mant.  II  a.  787  6.  ö  CPertz  I,  p.  III  c.  16).  Cap.  de  vUUi  a.  812  c. 
4  (p.  181).  Car.  0.  Edict  Gans.  a.  861  (p.  477).  Cap.  Caris.  a.  878 
e.  8  (p.  619).  Vgl.  Lex  Bib.  58,  20.  —  Ein  Zenipiiss  f&r  die  Dingpflicht 
der  Hintersassen  zum  Centgericht,  d.  h.  zum  öffentlichen  Gericht,  noch 
im  15.  Jahrhundert,  hat  Weiske  S.  89  Note  1. 

**)  Gap.  Harist  a.  779  c  9  (Ferts  I,  p.  36).  Ygl.  Gap.  legib.  add. 
a.  803  c.  2  (p.  113). 

**)  Vgl.  die  citirten  Urkunden  für  Paris  und  Cremona.  Ebenso  das 
Fl  ivilcg  für  Keggio  v.  J,  882  (Tiraboschi,  Memorie  storiche  Modeuesi  I, 
)).  öö):  Liberi  Tero,  qnos  legalis  coactio  ad  placitum  («am  öffentlichen 
Gericht)  eiigit  querere,  peradTOcatnmejasdemecclesie  snper  res  ipsiu 
eccieeie  (in  dem  gefreiten  Beziric)  distringantnr.  Fflr  Piacensa  J. 
782  (Campi,  bist  ecd,  dl  Piacenza  I,  p.  460):  anusquisque,  cum  legalis 
censura  exigat,  a  patrono  sno  ad  plaoitom  (znm  öffentlichen  Gericht) 
deducatur,  u.  s.  w. 

*^)  Dagegen  z.  R.  Waitz  V.  G.  JV,  S.  379 Note  1:  es  werde  ,jiir= 
gends  oin  Unterschied"  zwischen  öüentlichen  Gerichten  undlmmunitats- 
gcriciitcu  gemacht. 
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recht,  nicht  nach  öffientlichem  Betdit.  Das  Inununitätsprivileg 
besteht  nicht,  obgleich  das  Gegenthdl  von  der  herrschenden 
Lehre  anf^enoiiinien  wird,  in  der  Uobertra^iui':  öffentlicher 
(Gerichtsbarkeit  auf  den  Innuunitätsherrn.  Die  Innnunität  be- 
seitigt ihrem  Wesen  nach,  wie  das  Seniorat,  in  keiner  Weise 
die  Unterordnung  und  zwar  die  unmittelbare  Unterordnung 
der  im  grundherrlichen  BezirlE  Eingesessenen  unter  die  öffent- 
lidie  Heergewalt.**)  Die  Immunität  beseitigt  ebensowenig  die 
Unterordnung  und  zwar  die  unmittelbare  Unterordnung  der 
Inmiunitätseingesessencn  unter  die  ötTentliche  Geriehtsgewalt. 
Die  Immunität  verleiht  ausser  bestimmten  öffentlichrechtlichen 
Einkünften  des  Königs,  welche  sie  auf  den  Immunitätsherm 
überträgt,  lediglich  das  Privileg,  dass  in  dem  gefreiten  Spren- 
gel die  öffentliche  Gerichtsgewalt,  anstatt  durch  die  öffent- 
lichen Beamten,  durch  die  Beamten  des  Immunitätsherm  aus- 
geübt wird.  Dcslialb,  und  aus  keinem  anderen  Gininde,  er- 
scheint der  Vogt  oder  missus  des  Imnmnitätslierrn  neben  den 
Inimunitätseingesessenen  im  öffentlichen  Gericht.*'')  Wie  der 
Senior  an  Stelle  des  Grafen  den  öffentlichen  Heerbann  im 
Namen  und  im  Dienst  des  Königs  ausübt,  so  verwaltet  der 
Immunitätsherr  an  Stelle  des  Grafen  die  öffentliche  Gerichts- 
gewalt im  Namen  und  im  Dienst  des  öffentlichen  Gerichts. 
Der  Imnuinitätsbezirk  ist  von  dem  Sprengel  dos  ötTentliclK'n 
Gerichts  nicht  eximirt.  Auch  für  den  immunen  llezirk  ist, 
als  integrirenden  Bestandtheil  seines  Sprengeis,  das  öffentliche 
Gericht  das  Gericht.  Der  fränkischen  Verfassung  des  mero- 
vingischen  wie  des  karolingischen  Beichs  ist  die  Beichsmittd- 

Botb,  Fead.  8.  285  ff.  Siekel,  Beitr.  V,  S.  368.  868  ff.  Gap. 
Gar.  M.  Mantaan.  a.  787  c.  18  (Pertx  I,  p.  III).  Gi^.  Hloth.  Olonn.  a. 
823.  mem.  oomil  c.  11  (p.  285).  Gap.  Olonn.  a.  825  c.  2  (p.  251).  Vgl. 
Gap.  Lang.  Pipp.  a.  782  c.  4  (p.  42):  de  restauratione  ecclesiaram  vel 
pontes  faciendum  aut  stratas  restanrandum  —  non  anteponatur  cmnni- 
tas  (d.  h.  werde  die  Immunität  nicht  Mansgenommen",  vgl.  Zeitschr.  f. 
Brchenr.  IX,  S.  224). 

So  nach  den  citirten  Urkunden  für  Paris  und  Cremona.  Vgl. 
die  Urkunden  in  Note  44. 
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barkeit  des  Sj^tem  Mittelalters  unbekannt.  Der  Immunitäts- 
eingesessene  ist  za  demselben  Gericht  dingpflichtig  wie  sein 
Immunitätsherr,  weil  er  demselben  Gericht,  nämlich  dem 
öffentlichen  Gericht,  und  nicht  dem  Immunitätsgericht,  kraft 

öffentlichen  Rechts  gericlitsuuterthänig  ist. 

Für  den  eniaiicipirten  Ilaiissohn  hiinji^t  ebenso  seine  Ding- 
pflicht zum  öfFentlichen  Gericht  mit  seiner  Unterordnung  unter 
das  Öffentliche  Gericht  zusammen.  Der  in  der  Gewalt  befind- 
liche Sohn  ist  ebenso  wie  der  Unfreie  yon  der  Heerpflicht^*) 
und  von  der  Dingpflicht  befreit,  nicht  etwa,  weil  er  grund- 
besitzlos  wäre,  ^o)  sondern  weil  er  zunächst  nicht  der  öffent- 
lichen, sondern  der  Privatgewalt  untergeordnet  ist,  und  des- 
halb wie  der  Pflichten  so  auch  der  Freiheitsrechte  des  öffent- 
lichen Rechts  entbehrt.  Der  im  Mundium  behndliche  Sohn 
wird  vom  Vater  wie  im  Heer  so  im  G^cht''^)  vertreten. 

Die  weiteren  Belege  für  diese  Auffassong  werden  sich  anteii 

Band  U  orgebpn. 

*»)  Roth  B.  W.  S.  .m  Deshalb  kann  der  in  der  Gewalt  befind- 
liche Sohn  seinen  Vater  in  der  Erfüllnng  der  Heerpflicht  vertreten, 
wie  dies  Koz.  171  (Andeg.  3G)  belegt.  Die  Stelle  erbringt  daher  nicht, 
wie  Watts  V.  G.  II  (2.  Aufl.)  S.  627  Note  8  Banimmt«  den  Gegenbeweis 
gegen  die  Diens^icht  aller  Freien.  Es  mag  hier  bemerkt  werden, 
dass  diese  Formel  schon  f&r  das  6.  Jahrhundert  die  Dienstpflicht  auch 
der  freien  Hintersassen  belegt.  Der  Vater  schenkt  seinem  Sohn  IlDr 
die  Stellvertretung  (ad  specie  mea)  in  der  Heerpflicht  mansello  nostro 
illo  super  tcrraturio  vir  inluster  ille.  Die  Formel  ist,  wie  eine 
Reihe  von  anderen  Formeln  derselben  Formelsammlunp,  auf  die  Ver- 
hältnisse einer  zahlreichen  hiutersässigcn  Bevölkerung  berechnet,  vgl. 
Roz.  46.  222.  226.  227.  276.  280.  30Ö.  358.  359.  375.  473.  482.488—490. 
497.  505. 

«•)  So  Waitz  Y.  G.  II  (2.  Aufl)  S.  86. 

Gap.  Wormst.  a.  829  pro  lege  hab.  e.  4  (Ports  I,  p.  SöS):  si 

pater  ejusdem  parvuli  vixerit,  ipse  intret  in  causam  rationem  reddendi 
pro  filio  8U0.  Roz.  495  (And.  11).  Stobbe  S.  16.  17.  —  Greg.  Tur.  V, 
33 :  von  der  Ehebruchsanklage  reinigt  der  Vater  seine  Tochter.  Es 
steht  anzunehmen,  dass  die  Verlobung  gesc^lilossen,  aber  der  Muntsehatz 
noch  nicht  gezahlt  und  die  Tochter  noch  nicht  dem  Mann  „übergeben" 
(tradirt)  war,  so  dass  die  ehemännliche  Gewalt  noch  nicht  anstelle  der 
Täterlichen  stand.  Auch  der  Brach  des  Verlöbnisses  galt  als  Ehelmicb. 
Vgl.  Schröder  I,  S.  10.  Anders  Stobbe,  Beitr.  S.  17  Note  17. 
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Erst  die  Freilassung,  welche  ihn  m  einem  selbständigen 

Gliede  des  Gemeinwesens  macht,  erzeugt  für  ihn  die  un- 
mittelbare Theilnalime  am  Unterthanen verband,  und  damit 
wie  die  Pflicht  zum  Treueid,  so  die  Heerpflicht,  so  den  Ge- 
richtsstand, und  so  auch  die  Dingpflicht  zum  öffentlichen 
Gericht 

Es  ist  des  Ferneren  bereits  oben  hervorgehoben,  dass 

dieselben  Thatsachen  den  persönlichen  allgemeinen  Gerichts- 
stand und  die  Dingpflicht  begründen.    Der  Grundbesitz  er- 
zeugt die  Dingpfliclit  neben  dem  Wohnsitz,  weil  er  gleich 
dem  Wohnsitz  gerichtsuntcrthänig   macht.   Gerade  dies 
Prindp  finden  wir  in  den  Quellen  unmittelbar  ausgesprochen, 
Gap.  Aquense  a.  807  c.  4  (Pertz  I,  p.  149):  co- 
mites  —  cum  suis  subjectis  pladtent  et  justitias 
faciant. 

Die  Gerichtsun  terthanenschaft  ist  die  Grundlage  der 
Diugpflicht.  Wie  der  staatsrechtliche  Unterthanenverband  die 
Theilnahme  an  der  Heerverfassung,  so  erzeugt  der  Gerichts- 
unterthanenverband  —  in  Becht  und  Pflicht  —  die  Theil- 
nahme an  der  Gerichtsverfassung. 

Es  hat  sieh  ergeben,  dass  die  Freiheit  als  solche  zur 
Theilnalnne  an  der  Gerichtsversammluug  Icgitiniirt.  Der  Satz, 
dass  es  im  fränkischen  Reich  nur  einerlei  Freiheit  giebt, 
erzeugt  die  Consequenz,  dass  im  fränkischen  Keich  die  sämmt- 

Tac.  Germ.  c.  13:  mox  reipublicae  pars  videntur.  —  Von  späteren 
Zeugnissen  maj»  verglichen  werden  der  Rechtssatz  des  lübischen  Kechts, 
dass  der  Erwerb  des  IJürgerrecbts  von  einem  Anziehenden  zugleicli  für 
seine  Kinder  unter  12  Jahren  wirkt:  de  moghen  der  borgcrschup  van 
syucr  weghene  bruken;  Kinder  über  12  Jahre  müssen  selbst  das 
Bargerrecht  gewinnen,  Freosdorff,  die  Stadt-  und  GerichtSTerfassung 
Labecks,  S.  193.  Der  Yol^ftbrigkeitstenniii  wird  auch  hier  als  Eman- 
dpationstemim  gedacht. 

")  Form.  Lang.  22  (oben  S.  34:V)  Vgl.  Tardif  Nr.  38  =  Pardessus 
dipl.  II,  Nr.  440  (a.  697),  wonach  Drogo,  Sohn  des  Majordomus  Pippin, 
bei  Lebzeiten  seines  Vaters  als  Verklagter  selbständig  seinen  Process 
führt.  Er  ist  bereits  Ehemann  (socer  suus,  coujux  sua),  d.  h.  bereits 
emancipirt. 

80I11D,  Altdratacbe  Beldii*  it.  GerlehtaverfSuinng  1.  ^ 


Digitized  by  Google 


354 


Die  Verfassung  des  fränkischen  Reichs. 


liehen  Freien  an  dem  nämlichen  einen  Oericht,  dem  öffent- 
lichen Gericht,  in  gleicher  Weise  betheiligt  sind.  Die  zweier- 
lei Freiheit,  Hoclifreiheit  iintl  Geiueinfreiheit ,  niclit  der 
Unterschied  von  Grundbesitz  und  Nichtgruüdbesitz,  schliesst 
im  sinteren  Mittelalter  den  Landesunterthanen  von  dem  Recht 
aus,  Uber  den  hochfreien  Mann  Urtheil  zn  finden. ' 

Das  Recht  zum  Urtheilfinden  ist  dn  Standesrecht 
Es  hängt  damit  zusammen,  dass  nur  die  Rechtlosig- 
keit für  den  freien  Mann  das  Recht  zum  Urtheiltinden  anf- 
hebt.    Der  von  der  Todesstrafe  Begnadigte  verhert,  wie  das 
Recht  zum  Zeugniss,  so  das  Recht  zum  Urtheilhnden : 

Gap.  Aquisgran.  a.  809  c.  1  (Pertz  I,  p.  155):  in 
testimonium  non  susdpiatur,  nec  inter  scabineis  legem 
judicandam  locum  non  teneat.*^) 
Die  Rechtlosigkeit  ist  wie  nach  späterem  so  nach  altfränki- 
schem Recht  eine  Wirkung  der  Verurtheilung  zu  peinlicher 
Strafe.  Dieselbe  Folge  entwickelt,  gleiclifalls  schon  nach  alt- 
fnlnkiscliem  Recht,  die  uneheliche  Geburt  und  das  unehrliche 
Gewerbe.  Die  vfles  et  infames  personae  sind  als  Rechtlose 
gleich  den  zu  peinlicher  Strafe  Verurtheilten  (criminosi)  von 
dem  Recht  zum  Urtheilfinden  ausgeschlossen.") 

")  Vgl.  Cap.  Carisiac.  a.  873  c.  3  (Pertz  I,  p.  510). 

••)  Portz  I,  p.  324  not.  *:  ut  in  palatiis  nostris  ad  accusandum  et 
jttdicandum  et  teätiraouium  facienduni  nou  sc  exhibeant  viles  personae 
et  infames,  hiatrioim  scUicet,  nugatores,  manzeres  (d.  h.  unehelich 
Oeborene),  acnrrae^  concabinarü  —  aut  aervi,  aut  crimioosL  Vgl  Einem. 
Rem.  Opp.  n,  p.  818 :  Hinkmar  von  Laon  beschwerk  sich,  dass  im  Kdnigs- 
gericht  von  infames  personae  über  ihn  geurtlioilt  sei,  quorum  judicium 
vel  compeliationem  libcri  et  sani  capitis  laici  in  judicio  publice  legaliter 
non  reciperent,  si  rejiccre  vellent.  —  Der  Zustand  der  Rechtlosigkeit 
besteht  in  dem  Enthehren  der  Standesrechte,  d.  h.  in  der  Standes- 
rechtlosigkeit. Diesen  Gesichtspunkt  erschlossen  zu  liabcn ,  ist  das 
Verdienst  Budde's,  der  aber  nicht  ganz  correct  die  Standesrecht* 
losigkeit .  als  Standeslosigkeit  definirt.  Mit  dem  Vorigen  aberein- 
Btimmend  Siegel  S.  59  Note  5,  der  aber  die  Zahl  der  Standes- 
rechte zu  eng  bcgränzt.  In  der  älteren  Rechtssprache  scheint  raortuus, 
„rechtlich  todt",  der  technische  Ausdruck  für  die  Rechtlosigkeit  zu  sein, 
vgl.  Cap.  Aquis.Gjran.  a  F09  c.  2  (Perta  I,  p,  155).  Cap.  Saxon.  a.  797 
c.  10  (p.  7G).   EOict.  Roth.  HÜ. 
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Es  wird  jetzt  nicht  schwer  sein,  das  einzige  Argument 
zu  erledigen,  welches  Ton  den  Vertretern  der  herrschenden 

Lehre  mit  grosser  Uebereinstimimnig  für  die  Verl)in(hing 
des  Hechts  zum  Urtheiiüudeu  luit  dem  Gruudcigentlmui  aul- 
geführt wird. 

Das  einzige  Argument  ist  —  eine  Analogie,  die  Analogie 
des  Gemeindezeugnisses  über  Grundeigen.  Der  Gemeindezeuge . 
Uber  Gnmdeigeii  muss  nach  Mnkischem  Recht  selber  Grund- 

eigenthümer  sein.  Aehnliche  Rechtssätze  weisen  das  bairi- 
sche  und  langobardische  Recht  auf.  Nach  ])airisc]iem  Hecht  '^*^) 
muss  der  Gemeindezeuge  über  Grundeigen  6  solidorum  pecunia, 
d.  h.  6  solidi  in  beweglichem  Vermögen,*")  und  similem 
agrum,  d.  h.  andere  6  solidi  in  unbeweglichem  Vermögen'**) 
besitzen.  Das  langobardische  Recht  verlangt  von  dem  Ge- 
meindezeugen,  und  zwar  von  dem  Gemeindezeugen  ohne 
Unterschied  der  Reciitssache ,  Besitz  des  eigenen  Wergeides 
inter  mobilia  et  imniolnlia,  d.  h.,  wie  nach  baii  ischem  Recht, 
in  beweglichem  und  unbeweglichem  Vermögen. 

••)  Vgl.  die  Citate  oben  Note  7-9 

")  Cap.  Wormat.  a.  829  pro  lege  hab.  c.  (5  fPortz  I,  ji,  354):  De 
Überis  hoininibus  qui  proprium  iion  habent,  sed  iu  terra  doiniuica  resi- 
dent, ut  propter  res  Alterius  ad  testononinm  noB  Fedpianlur.  Onm- 
joratores  tameii  aliomm  Uberomm  bominiuii  ideo  esse  possant,  qoia 
Iflierl  Sttat  Illi  vero  qni  et  proprinm  habent  et  tarnen  in  terra  domi- 
nica  resident  —  in  testimonium  recipiaiitur  quia  proprium  habent.  Die 
Stelle  beschränkt  sich  ausdrücklich  aut  das  Gcmeindezeugniss  über 
Gnindeigen.  Die  res  alterius  sind-  „Grundstücke  eines  Andern",  vgl. 
unten  17. 

**)  B£y.  17,  2. 

Ueber  diese  Bedeutung  von  pecunia  vgl.  Grimm  R.  A.  8.  666. 
Merkel  bei  Perti  III,  p.  48  mi.  16.  v.  Richtbofen  bei  Perts  1.  dt. 
p.  695  not  65.  Stobbe  ütin.  p.  71.  Sobm  in  der  Zeitsebr.  f.B.  G.Y, 
S.       Proc.  d.  Lex  Sal.  8.  SS. 

Siegel  S.  195  u.  A.  verstehen  unter  dem  similis  ager  einen 

dem  streitigen  Grundstück  an  Grosse  ^rleiehkommonden  Gninflbosit/. 
Die  Argumente  gegen  diese  Auliassung  werden  sich  aus  dem  Folgenden 
ergeben. 

•»)  Mem.  di  Lucca  V,  2  Nr.  647  (a.  847 j:  für  den  prodadrten  Qc- 
meindezeugen,  deasen  Fftbigkeit  com  ZengniM  bestritten  ist,  wird  dar- 
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Für  das  Imirische  und  langobardiscbe  Becht  liegen  die 
Motive  des  bezeichneten  Rechtssatzes  klar  vor.  Die  bairische 

Zeugenbiisse  beträgt  12  solidi.  Deshalb  muss  der  Gcmeinde- 
zeiige  12  sülidi  in  Mobilien  und  Immobilien  besitzen.  Die 
langobardiscbe  Zeugenbiisse  beträgt  das  eigne  Wergeid. 
Deshalb, ist  der  Besitz  des  eignen  Wergeides  Bedingung  der 
Fähigkeit  zum  Gemeindezeugniss.  Das  bairische  und  lango- 
bardiscbe Recht  lassen  nur  De^j^iigen  als  Gemeuidezeug^i 
zu,  welcher  bei  Ueberftthrung  falschen  Zeugnisses  die  Zeugen- 
busse zu  erlegen  im  Stande  ist.  Das  bairiscbe  und  lango- 
bardiscbe Recbt  fordern  Solvenz  des  Gemeindezeugen.  Des- 
halb stehen  die  Mobilien  gleicb werthig  neben  den  Immobilien. 
Die  Immobilie  tritt  nicht  als  Träger  eines  idealen  Werthes, 
der  YoUfreiheit,  sondern  als  Träger,  und  zwar  als  der  dauer- 
hafteste Träger  des  YermÖgenswerthes  neben  die  Mobilie. 

Das  bairische  und  langobardiscbe  Recht  ergeben,  dass 
für  den  Gemeindezeugen  nicht  eine  durch  (Grundbesitz  be- 
dingte YoUfreüieit,  sondern  ausser  der  Vollfreiheit,  welche 

gethan,  quia  iste  W.  (der  Zeuge)  intcr  proprium  et  mobilem 
amplius  abet  quam  centum  quinquagiuta  solides.  Fumagalli, 
CoiL  dipl.  8.  Ambroi*  ITr.  92  (a.  864):  Beweiseinrede  gegen  die  Inqui- 
sitioDMengeo,  dass  sie  de  raomm  proprietate  in ter  mobilem  et  io- 
mobilem  snnm  non  haberent  widerchildam.  Die  Ffthigkeit  xiim 
Inquisltionszeugniss  steht  unter  denselben  Rechtssätzen  wie  die  Fähig> 
keit  zum  Gemeindezeugniss,  Brunner  Zeugen  S.  139fr.  Die  150  solidi 
der  ersten  Urkunde  machen  das  langobardiscbe  Wergeid  aus,  Edict. 
Liutpr.  62,  vgl.  Wilda  ätratr.  8.  424  ff.  Blüh me  bei  Pertz  lY,  p.  679 
8.  T.  wergild. 

Baj.  1.  cit. 

**)  Edict  Liutpr.  63:  Si  qnis  testimoninm  falsom  —  redderit  — 
eonponat  iririgild  vwm.  Gap.  Seeret.  c.6  (Bandi,  Edicta  reg.  Langob. 

p.  197),  vgl.  Boretius  S.  138.  139.  181. 

«*)  Gerade  diese  Formulirung  giebt  Ctifi.  Hloth.  Glonn,  a.  826  c.  7 
(Pertz  I,  p.  252)  :  ut  in  testimoninm  non  recipiantur  —  de  libertate  et 
de  hereditate  vel  de  proprietatc  in  mancipiis  et  terris  sive  de  homicidio 
et  incendio  illi  qui  non  haben t,  si  convicti  fnerint  falsum  dixissc 
testinronium ,  unde  secundum  legem  compositionera  plenam 
reddere  poBSint  (Dam  Gloaaa  Lib.  Pap.  Loth.  27:  id  est  widri- 
gild;  ebenso  die  Expositio  nnten  Note  66). 
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die  persönliche  Freiheit  ist,  aus  besonderen  Rücksichten  ein 
bestimmtes  Mass  von  Vermögen  in  Grundbesitz  und  Mobi- 

licn  gefordert  wird.  Ebenso  nach  fränkischeiu  Hecht.  Das 
fränkische  Recht  unterscheidet  sicli  dadurch,  dass  es  nur  von 
dein  üeineindezeugen  über  Grundeigen  Grundbesitz ,  und 
zwar  gerade  nur  Grundbesitz,  Grundeig^,  nicht  ein  bestimmtes 
Mass  von  Vermögen  schlechthin  fordert.  Nichtsdestoweniger 
ist  der  Gedanke  des  Mnkischen  Rechts  der  nämliche  wie  der 
des  langobardischen  und  bairischen  Volfesreehts.  Der  Gemeinde- 
zeuge ist,  im  Gegensat/  zum  (ieschäftszeugen,  Zeuge,  ohne 
gezogen,  d.  h.  ohne  Zeuge  im  technischen  Sinn  der  deutschen 
Bechtssprache  zu  sein.^^)  Gerade  deshalb  fordern  die  deut- 
schen Stammesrechte  von  dem  Gemeindezeugen  eine  besondere 
Garantie  seines  Zeugnisses.  Das  bairische  und  langobardische 
Recht  suchen  diese  Garantie  in  dem  Besitz  der  Zeugenbusse. 
Das  fränkische  Recht  sucht  die  nämliche  Garantie,  wenigstens 
füi'  den  Zeugen  über  Grundeigen,  in  dem  besitz  eigenen 
Grundeigenthums.  Nicht  jeder  pauper  und  malus  homo,  der 
Nichts  zu  verlieren  hat ;  nur,  nach  langobardischem  und  bairi- 
schem  Recht,  der  Solvente,  welcher  sein  Vermögen  für  die 
Wahrheit  seiner  Aussage  Ansetzt,  nach  fränkischem  Recht 

**)  So  wenigstens  ntch  dem  dtirten  Wornser  Capitalar.  Dochlftsst 

das  Aachener  Capitalar  J.  812  (unten  Note  73)  schliessen,  dass  auch 
nach  fr&nkiscbem  Recht  an  den  Oemeindezengea  fiberbaupt  ähnliche 

AnforderungeD,  wenn  auch  nicht  Grurulcij^cnthum,  so  doch  ein  gewisses 
Vermögen,  gestellt  wurden.— Für  das  langobardische  Becht  vgl.  nament- 
lich Note  04. 

«)  Diesen  Gegensatz  des  iränkischcn  und  langobardischen  Rechts 
hebt  die  Expositio  sn  Lib.  Pap.  Loth.  27  (dem  oben  Note  64  cit  Ca- 
pitalar) hervor:  Testern  widrigild  habere  istod  predpit  capitnlum.  Lo- 
tharii  Tero  capitnlum  jubet  habere  alodiam,  qnod  est  „De  liberis  homi- 

nibus"  (es  ist  das  cit.  Wormser  Ci^itnlar  Ludwigs  J  Fr.  gemeint,  im 
Lib.  Pap.  als  Loth.  C4);  sufficit tamon,  eumintcr  alodium  caeterasque 
res  widrigild  habere.  Auch  au  dieser  Stelle  ist,  wie  bereits  H  o  reti  u  s 
(bei  Portz  IV,  p.  XLIX  ff)  für  andere  Fälle  trefflich  gezeigt  hat,  das 
altlaugobardische  Hecht  durch  die  t'räukischeu  Capitula  gcueralia  nicht 
geändert. 

Vgl.  Siegel  S.  191  Branner,  Zeniten  8.  11. 
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der  Grundeigenthümer,  welcher  seinerseits  selbst  in  die  Lage 

komincn  kann,  dem  Geraeindezeugniss  über  Grundeigen  zu 
unterliegen,  soll  befugt  sein,  lediuiicb  knift  seiner  Eigenscliaft 
als  GemeindegeiiosüC  in  dem  Proccss,  welcher  über  die  ver-^ 
niögensrecbtliche  Existenz  seines  Nachbani  entscheidet,  das 
den  £id  desselben  aussclüiessende,*  Ausschlag  gebende  Zeug- 
niss  abzulegen.  Das  den  fraglichen  Bechtssatz  des  MnUschen 
Rechts  Überliefemde  Worraser  Capitular**)  hebt  selber  hervor, 
dass  die  freien  Hintersassen  trotz  ilircr  Eigenschaft  als  Hinter- 
sassen, auch  dlini'  ( ii undciizen ,  V(»lltVei  sind.  Cunijuratores 
tarnen  alioruni  liberoruni  lioniinum  ideo  esse  possuut,  quia  liberi 
sunt.  Sie  können  Eideshelfer  „anderer  freier  Leute"  sein, 
weil  sie  frei,  d.  h.  weil  sie  gleich  frei,  weil  sie  an  Standes- 
rechten den  übrigen  Freien  ebenbürtig,  weil  sie,  gleich  den 
alii  liberi  homlnes,  vollfirei  sind.**)  Das  fiftnkische  Recht 
verlangt,  wie  das  bairiscbe  und  langobardische ,  ausser  der 
Vollfreiheit  ( Jrundeigentliuni. 

£&  stimmt  mit  dem  Vorigen  überein,  dass  die  boni  ho- 
mines,  welche  nach  zahllosen  Zeugnissen  als  die  voUberech-  ^ 
tigten,  Urtheil  findenden  Gemeindeglieder  in  der  Gerichtsver- 
sammlung begegnen,^*)  nach  directen  Quellenzeugnissen,  im 

••)  01)011  Note  57. 

Dio  Eidcsfähij^keit  steht  nach  fränkischem  Reclit  nur  dem  freien 
Maua  zu.  Der  Lite  ist  nicht  oiilesiühig.  Anders  der  Lite  des  sächsi- 
schen und  ftiesischen  Rechts,  welcher,  wie  in  Bezug  aafVoIksTenamm- 
lang,  Heerpflicht,  GerichtsstancI,  so  aach  in  Bezug  auf  das  Eidesrecht 
als  ein  nnTolIkommen  Freier  behandelt  wird,  w&hrend  der  Lite  dea 
fränkischen  Hechts  ein  Unfreier,  nur  besseren  Standes,  d.  Ii.  unTOll- 
kommcn  unfrei,  ist  A.  M.  v.  Bichthofen,  Zur  Lex  Saxonum  S. 
275  Note  3. 

")  Es  inaj»  hier  citirt  werden  Roz.  337  (Marc.  II,  J)):  in  presentia 
bonorum  hüiuiuum  uut  regis  alturcastis,  wonach  die  boni  homines 
schlechthin  technisch  daa  Volksgc  rieht  im  Oegeoaafts  sum  Königsgericht 
bezeichnen.  ~  Die  sonst  begegnenden  Ausdrflcke  magnifici  viri,  magni 
Tiri,  illustres  viri  u.  s.  w.  sind  mit  boni  vir!  identisch,  Roz.  134  (Mer> 
kel  26):  bonis  hominibus  viris  magnificis  roborare  decrevimus. 
Roz.  242  (Lind.  82):  intercesserunt  sacerdotes  vel  reliquuc  plures  in- 
1  (ist  res  p  er  so  n  au,  verglichen  mit  Koz.241  (Sirm.  16):  intervenientes 
sacerdotes  vui  bonis  hominibus. 
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üegeiiiSiitz  zu  der  von  Waitz  vertretcneu  Ansicht,  ■^^)  mit  den 
„freien  Leuten"  schlechthin,  ohne  Rücksicht  auf  Grundeigen- 
tham,  identisch  sind.  Die  Gemeindezeugen  sind  nach  dem 
mehrfach  wiederholten  Zeugniss  d^  Gapitnlarien,  in  Ueber- 

einstimmung  mit  dem  citirten  Womser  Capitular,  nicht  aus 
den  boiii  liomincs  schlechtweg?,  sondern  aus  den  optimi  i)a- 
genses  auszuwählen."^)  Die  optimi  i)agenses,  welche  zum 
Gemeindezeugiiiss  fähig  sind,  bilden  zu  den  boni  horaines, 
welche  in  der  Gerichtsgemeinde  vollberechtigt  sind,  den  Gegen- 
satz. Die  Rechtss'ätze  über  die  Fähigkeit  zum  Gemeindezeug- 
niss  sind  nicht  zugleich  Rechtssätze  Uber  die  Vollberechtigung 
in  der  Gemeinde.  Die  Fähigkeit  zum  Gemeindezeugniss  stellt 
weitere  Aniurderungen  als  die  volle  Tlicilnahme  am  öli'ent- 
lichen  Hecht.  Das  Requisit  für  den  Gemeindezeugen :  Grund- 
eigenthum,  ist  nicht  identisch  mit  dem  Requisit:  Vollfreiheit, 
sondern  ein  zweites  Erfordemiss  neben  der  Vollfreiheit. 

Die  Vollfreiheit  des  deutschen  Rechts  ist  —  im  Heer 
und  im  Gericht —  durch  die  persönliche  Freiheit  gegeben. 

'»)  Vfrl.  namentlich  Waitz  V.  G.  II  (2.  Aufl.)  S.  4G'l.  405. 

'*)  Lex  Kom.  Cur.  Paul.  Seilt.  1, 2,  2 :  ingenua  aut  bona  persona. 
Lrk.  Karls  d.  Gr.  v.  J.  807  (Sickel  K  209) :  Unheil  des  Graten  mit 
qnampluribus  fidelibus  nostris,  und  nachher:  judicatum  —  comitis  — 
mantbnB  bonorum  hominnm  roborafcam.  Die  boni  homineB  sind  mit 
den  fideles,  d.  h.  den  fireien  Unterthanen  als  solchen  (Roth  B.  W. 
S.  290  ff.)  identisch.  —  Daher  P^rard  p.  150  (a.  870) :  Urtheil  im  grund- 
hcrrlichen  Gericht  durch  scabinoi  cnm  aliis  adsistentibus  bonis  homi- 
nibus  (d.  Ii.  freien  Hintersassen).  Koz.  5()f)  (Ande^.  41):  Urkunde  eines 
freien  Hintersassen  «iiii  commaneo  viila  illa  saucti  iUius),  mauo  mea 
et  bonorum  (hüuiiiium)  lirmata. 

'*)  Gap.  leg.  add.  a.  803  c.  11  (Pertz  I,  p.  114):  Optimi  quique 
in  pago  vel  ci?itate.in  teatimonium  adsumantur,  et  cni  is  contra  qnem 
testimoniare  debent  nullam  crimen  posait  indicere.  Cap.  AqolBgrao. 
a.  812  (811  ?)  C..3  (p.  174):  testes  ad  rem  qnamlibet  discutiendam  — 
taloB  eligantur,  qualcB  optimi  pagenses  in  ipso  pago  inveniri  possunt. 
Et  non  liccat  litiLratnres  per  praemia  falsos  testes  adduccre,  —  IJeide 
Stollen  zeigen,  dass  mit  (lern  Ausdruck  optimi  jjagenses  nicht  moralische 
lOi'^^ensrhaften  (diese  wenien  noch  daneben  j^et'ordert),  sondern  recht- 
liche Eigenschaften  (wie  mit  dem  Ausdruck  Loni  homincs),  d.  h.  gerade 
die  vermögensrechtlichen  Eigenschaften,  welche  das  Wormaer  Capttolar 
hervorhebt,  gemeint  aind. 
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§.  15. 

Eehtedinge  mnd  ^lioteiie  Mnge. 

Der  Unterschied  der  echten  und  der  gebotenen  Dinge  ist 
vorbereitend  für  die  Lehre  von  dem  Inhalt  der  Dingpflicht, 
deren  Voranssetzangen  im  Vorigen  festgestellt  sind. 

Die  Unterscheidung  von  echten  nnd  gebotenen  Dingen 

ist  der  fiänkischen  Gerichtsverfassung  eigenthiinilirli.  ^)  Ge- 
wölmlicli  wird  der  Gegensatz  der  ccliten  und  der  gebotenen 
Dinge  dabin  gefasst,  dass  die  Gerichtsgenossen  zu  jenen  ohne 
besondere  Ladung,  zu  diesen  nur  auf  ritterliches  Aufgebot 
dingpflichtig  gewesen  seien. ')  Das  Unzutreffende  dieser  Unter- 
scheidung wird  sich  aus  dem  Folgenden  ergeben. 

Der  Gegensatz  der  echten  und  der  gebotenen  Dinge  ruht 
auf  dem  Gegensatz  von  Volksrecht  und  Anitsrecht,  von  jus 
civile  und  jus  honorarium.  ^)  Das  echte  Ding  heisst  mallus 
legitimus,  placitum  lodtinuim.  Es  ist  das  Gericht  nach 
Yolksrecht  (lex).  Neben  dem  Yolksrecht  erzeugt  die  auch  an 
dieser  Stelle  dem  Recht  gegenüber  selbständige  obrigkeitliche 

*)  In  der  Regel  wird  an  dieser  Stelle  Tac.  Germ,  Q.11  citirt:  Coeunt, 
nisi  quid  fortnitnm  et  subitum  incidit,  certis  diobus,  quum  aut  inchoa- 
tur  luna  aut  imjilotur,  tun  die  Unterscheidung  von  gebotenen  und  un- 
gcbotcnen  Gerichten  als  f^ernianisch,  und  zwar  als  altfjermanisch  zu 
belegen.  Doch  bezieht  sich  die  Aeusserung  des  Tacitus  bekanntlich 
nicht  auf  die  Gericlitsyersammlung,  Bondern  auf  das  regierende  eon- 
dlium  der  YölkerBchaft. 

*)  Vgl.  8.  B.  Grimm  B.  Ä.  8.  827.  Maurer  Gerichtaverf.  &29. 156. 
Walter  R.  G.  §.  652. 

•)  Vgl.  oben  §.  6. 

*)  Sal.  46:  mallus  legitimus,  mallus  pnblicus  legitimus.  Sal.  5(),  2: 
placitum  Icgitimum.  Gegen  v.  Bcthraanu -llollweg  S.  422  Note  11, 
der  an  erster  Stelle  unter  dem  mallus  legitimus  das  gebotene  Ding  ver- 
steht, Vgl.  oben  S.  G8.  69.  —  Ebenso  später,  Besly,  comtes  de  Poictou 
p.  149  (a.  779):  in  legitimo  placito  ante  comitenu  Urk.  Ladw.  d.  Fk>. 

J.  819  (oben  8.  347):  in  m alle  legitimo  comitis.  Vgl.  Gap.  Lam- 
berti a.  898  c.  6  (Portz  I,  p.  664):  ut  ipsi  arimanni  fre^uentios  quam 
in  lege  statntnm  est  ad  placitum  ire  non  cogantnr,  nec  a  eomitibns 
nee  a  seuldalisüs. 
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Gewalt  kraft  ihres  Imperium  ein  anderes  Gericht,  welches  ein 
Gericht  nicht  nach  Volksrecht,  sondern  nach  Amtsrecht,  ein 
gebotenes  Gericht,  ein  Gericht  lediglich  kraft  Befehls  ist.  Das 

Volksrecht  ist  das  Hecht,  und  das  Amtsrecht  ist  kein  Reclit. 
Das  echte  Gericlit  ist  das  Gericht,  das  gebotene  Gericht  ist, 
von  Yolksrechts  wegen,  kein  Gericht. 

Das  echte  Ding  ruht  auf  der  Dingpflicht  nach  Volksrecht 
Nach  Volksrecht  steht  ein  genau  begrenzter  Inhalt  der  Ding- 
pfiicht  fest  Nur  zu  bestimmten  Zeiten  im  Jahr  hat  kraft 
Bechtssatzes  jeder  dingpflichtige  Eingesessene  der  Hundert- 
schaft an  der  Malstätte  sich  einzufinden.  Neben  der  Ding- 
pflicht nach  Volksrecht  steht  die  Dinp:pflicht  nach  Amtsreclit. 
In  Folge  ihres  imperium  kann  die  Obrigkeit  den  Dingpflich- 
tigen zum  Erscheinen  im  Gericht  nöthigen,  obgleich  derselbe 
zur  Zeit  von  Rechts  wegen  zu  Gericht  zu  kommen  nicht  ver- 
pflichtet ist.  Es  zwingt  ihn  in  solchem  Fall  kein  Bechtssatz, 
sondeni  nur  die  verfassungsmässige  Unterordnung  unter  die 
öfi'entliche  Gewalt.  Das  echte  Ding  ruht  auf  der  Dingpfliciit, 
welche  von  Rechtswegen  die  Dingpflicht,  das  gebotene  Ge- 
richt auf  der  Dingpflicht,  welche  Ton  Bechts  wegen  keine 
Dingpflicht  ist 

Das  echte  Ding  fordert  die  Erfüllung  bestimmter  Form- 
erfordemisse. 

Das  echte  Ding  fordert  die  echte  Dingstätte.  Von  Rechts 
wegen  kann  das  Gericht  nur  an  einem  einzi.iien  Ort  im  Ilun- 
dertschaftssprengel,  an  dem  durch  graues  Herkommen  bezeich- 
neten Malberg,  abgehalten  werden.  Ein  Capitular  Ludwigs 
d.  Fr.  bezeugt,  dass  der  mallus,  d.  h.  das  echte  Ding,^)  an 
den  Ort  gehört,  ubi  antiquitus  consuetudo  Mi  de  Übertäte 
sacramenta  adhramirevel  jurare.')  Es  ist  schon  früher ge- 
zeigt, dass  damit  der  anthmallus  legitimus,  die  echte  Ding- 
stätte, gemeint  ist.   Die  miuora  placita,  d.  h.  die  geboteneu 

»)  Unten  §.  16. 

•)  Gap.  AquiBgran.  a.  817  l^b.  add.  c  14  (Perts  I,  p.  212). 
')  Oben  S.  819. 
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VertoiiDg  des  frftnldschea  Beiehs. 


Dinge,*)  kann  der  Graf  dag^ra  nach  demselben  Gesetz  hal- 
ten sive  intra  suam  potestatem,  vel  ubi  impetrare  potuerit. 

Kur  dem  echten  Dinge  ist  die  echte  Dinijfstatt  wcscntlicli.'*') 
Die  eclite  Dingstatt  ist  die  Stätte,  olme  welclie  das  Oericht 
nach  Volksrecht  kein  Gericht  ist.  Das  gebotene  Gericht  he- 
daif  der  echten  Dingstatt  nicht,  weil  es  überall  nach  Volks- 
recht kein  Gericht  ist 

Das  echte  Ding  fordert  die  echte  Dingzeit  An  gebun- 
denen Ta^ren  giebt  es  kein  echtes  Ding.  Während  der  Pasten, 
d.  h.  in  uebiuKkmer  Zeit,^*^)  soll  nacli  einer  Verordnung  K;u  Is 
des  Kahlen  )  kein  niallns  vel  placitum  publicum,  d.  h.  kein  echtes 
Ding,  gehalten  werden,  sondern  nur,  falls  es  nöthig  wird,  ein 
Gericht  de  ooncordia  discordantiom,  d.  h.  ein  gebotenes  Glicht 
Nur  dem  echten  Dinge  ist  die  echte  Dingzeit  wesentlich.^*)  Die 
echte  Dingzeit  ist  die  Zeit,  ohne  welche  das  Gericht  nach 
Volksrecht  kein  Gericht  ist.  Das  gebotene  Gericht  bedarf  der 
echten  Dingzeit  nicht,  weil  es  an  sich  nach  Volksrecht  kein 
Gericht  ist.^*) 

Das  echte  Ding  fordert  die  echte  Dauer  des  Gerichts. 


•)  Unten  §.  16. 

f)  Ein  Satz,  welcher  f&r  die  Aaslegung  mebrerer  Sachsenspiegel- 
steilen  von  Interesse  ist  Vgl.  unten  §.  17.  Der  Satz  in  Ssp.  I,  63 
$.10:  In  allen  Steden  is  gerichte,  dar  die  ricUlere  mit  ordelen  rich- 
tet, gilt  nur  für  das  gebotene  Gericht. 

»•)  Vgl.  Edict  Pist,  a  HiM  r..  m  (Portz  I,  p.  497). 

")  Cap.  iiiiss.  a.  853  c.  ö  (Pertz  I,  p.  419). 

")  Unten  §.  10 

**)  Deshalb  bat  auch  nach  späterem  Reckt  nur  im  echten  Ding 
der  Scbultheiss  dem  Grafen  daaUrtheil  an  finden,  „ob  es  Dingzeit  sei**. 
Ssp.  I,  69  §.  2. 

**)  Anch  das  KOnigsgericht  kann  an  gebundenen  Tagen  gehalten 
werden,  weil  es,  gleich  dem  gebotenen  Gericht,  kein  Gcriclit  ist. 
Ebenso  hat  das  Königsgericht  Ifiin'  eclito  Dingstatt.  Franklin  II, 
8.  83.  Hf).  Das  Königsgericht  kann  überhaupt  kein  echtes  Ding  sein, 
ebenso  wenig  wie  das  Lehngericht,  Dorigericht,  Stadtgericht  (vgl.  II  o- 
meyer,  liichtsteig  Laudr.  S.  427).  Der  Bcgrifl  des  echten  Dings  be- 
schränkt Bich  auf  das  Volksgericbt,  weil  nur  das  Volksgericht  (Land- 
gericht) im  Sinn  dea  Bechta  Gericht  ist  Vgl.  unten  Band  II. 
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Allgemein  wird  ein  Tag  für  die  echte Gerichtsdaner  nach  deut- 
schem Recht  gehalten. Die  Quellen  ergeben  das  (rcgeiitheil. 

r>t'kaiiiitli('h  begegnet  bei  dem  Contumacialveifahren  im 
Königsgericht  ganz  regelmässig  das  Auswarten  des  Gegners 
per  triduo  seu  amplius.^®)  Das  dreitägige  Auswarten  ist  das 
Auswarten  secundum  legem,  ut  lex.  habuit.  Das  triduum 
macht  den  Gericbtstermin  nach  Volksrecht  aus.  Die  Königs- 
urkunden zeigen,  dass  das  pladtum  custodire  per  triduo  seu 
uiiiplius  keine  blosse  Formel,  sondern  AVirklichkeit  ist.^"^)  Der 
(lericlitstermin  im  Königsgericht  dauert  als  solcher  drei  Tage 
nach  einander,  wenn  der  König  einen  Gerichtstermin  secundum 
legem  halten  will.^^)    £rst  im  Verlauf  der  karolingischen 

Besonders  bestimmt  Thudichum  S.  62.  —  Grimm  R.  A.  S. 
813  ff.  Siegel  I,  S.  104.  ^^  aitz  V.  G.  I,  S.  321.  Walter  R.  G.  §.r,52. 

'*)  Greg.  Tur.  VII,  23:  lujuriosus  —  ad  placitum  in  conspectu  regia 
Childeberti  adTenit,  et  per  triduum  usque  ad  oecfttum  tolfs  ob- 
senrayit—  Box.  444  ^Marc  I,  d7):  Ycniens  raemoratoB  ille  ibi  in  palacio 
nostro,  et  p^er  triduo  seu  ampline,  nt  lex  habuit« pladdumsourn 
custodisset,  et  memoratus  ille  abjectus  Sit  (Var.:  abjectisset)  vel  solsa- 
tissit.  Roz.  445  (Sirra.  33):  per  triduum  sunra  custodivit  placitum, 
et  jam  dicto  illo  secundum  lecem  adjoctivit  vel  solsativit.  Roz.  443 
(App.  Marc.  3H) :  per  triduo  seo  am})liu8  placitum  suum  custodivit. 
—  Urk.  Chlodwigs  III  v.  J.  G92  (Tardif  Nr.  30  =  Pardessus  dipl.  II, 
Nr.  424):  in  ipso  palacio  nostro  per  triduo  seo  per  pluris  dies, 
utlex  habuit,  placitum  eorum  Tise  sunt  cuBtudisBeut,  et  ipso  E.  ab- 
bat! abjectiasent  vel  aolaadiBBeni  Urk»  Chlodwigs  HI  v.  J.  693  (694?) 
bei  Tardif  Nr.  38  (Pardessus  dipl.  II,  Nr.  431):  per  triduum  aut 
fer  (für:  fcre)  amplius  placitum  snuro,  ut  lex  habuit,  custodivit  et 
ipso  A.  abjectissit  vel  sulsadissit.  Urk.  Karls  d.  Gr.  v.  J.  812  (Sickel 
K  240):  per  triduum  seu  amplius,  ut  lex  habuit,  placitum 
suum  legibus  custodivit,  et  ipso  T.  ibidem  jactivit  vel  solsadivit. 

So  in  den  beiden  Note  16  a.  E.  citirten  urkundlichen  Con< 
tomadalflllen  meroTingiscfaer  Zeil  Die  KlSger  (agentes  8.  Bionysii) 
treten  nach  der  erstdtirten  Urkunde  am  1.  Mai  im  Königsgericht  auf, 
warten  „drei  oder  mehr  Tage",  und  wird  ihnen  am  5.  Mai  die  Ur- 
kunde über  den  abgewarteten  Teroiin  ausgestellt.  Nach  der  zweitcittr- 
ten  Urkunde  erscheint  der  Kläger  im  Königsdcricbt  am  25.  Februar, 
und  datirt  die  Urkunde,  uiichdcm  das  triduum  seu  lere  amplius  a1)ge- 
waitet  ist,  vom  28.  Februar.  In  beiden  Fällen  zeigen  die  Daten,  dass 
das  triduum  seu  amplius  wirklich  eingehalten  ist. 

Nach  Tardif  Nr.  41  45  (Pardessus  dipL  n,  Nr.  477.  478)  sitat 
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Zdt  bat  das  Königsgericht^  wie  you  anderen  Bechts^ltzen  des 
Volksrechts, so  auch  von  diesem  Rechtssats  sich  befreit.'^ 

Es  versteht  sich  von  selber,  dass  der  herausgestellte 
Rechtssatz  vor  Allem  für  das  Volksgericht  gilt.  Auch  im 
Volksgericht  wird  der  ausbleibende  Gegner  legibus ,  „nach 
Volksrecht'',  per  triduum  ausgewartet.      Das  dreitägige  Aus- 


Könir?  Childebert  III  im  Jahr  710  in  zwei  vcrschiedenon  Sachen  an  zwei 
auf  einander  folgenden  Tat;on  (13.  und  14.  Decenihcr)  zu  Gericht.  Es 
erhellt  daraus,  dass  die  Gerichtssitzung  des  KOnigs  als  solche,  nicht 
blos  die  Gerichtssitzung  über  ciiien  Coutumacialfall,  eine  mehrtägige 
ist  —  Ffir  die  karoliogiBche  Zeit  ergiebt  diesdhe  üebang  die  in  Note 
16  dt.  Urlc.  Karls  d.  Gr.,  nebst  der  citirten  Formel  von  Bens  (App. 
Marc.  38).  Im  Jahr  874  sitst  der  Pfalzgraf  Heribald  (in  Italien)  swei 
Tage  nach  einander  (die  3.  et  quarto  mensis  Decembris)  zu  (Jericht, 
Mahillon  de  re  dipl.  p.  544.  —  Aus  späterer  Zeit  ist  zu  vergleichen  die 
Urkunde  Friedrichs  I  v.  J.  1158  für  die  Einwohner  von  Sermione  am 
Gardasee:  semel  in  anno  per  tres  dies  continuos  —  placitum  ge- 
nerale sub  inipcratore  vel  ejus  misso  faciant.  Ficker  I,  S.  242. 
Vgl.  oben  Note  14. 

Ludwig  d.  Fr.  will  per  singula.s  hebdomadas  uno  die  zu  Ge- 
richt sitzen,  Cap.  Aquisgr.  a.  82b  epistola  populo  leg.  (Pertz  I,  p.  330). 
Cap.  Womat  a.  829  cap.  miss.  c  15  (p.  853).  Dagegen  berichtet  noch 
die  Yita  Hlndowid  c.  19,  der  alten  Tradition  entsprediend:  tribus 
enim  diebns  rex  per  singolas  ebdomadas  rei  jndiciariae  intererat 
Waits  y.  6.  IV,  8  416. 

Koz.  500  (Andeg.  14):  placitum  —  per  legibus  tridaum  eu- 

stodivit  et  solsadivit  Boz.  501  (And.  13):  ad  placetnm  suum  adfuit,  et 
triduum  legebus  custodivit  et  solsadivit.  Ebenso  später  Cartul.  de 
St.  Victor  Nr.  27  (um  1020) :  Die  Mönche  von  St.  Victor  warten  ihre 
Gegner  im  Gericht  aus,  archam  S.  Victoris  illuc  detnlerunt,  et  tribus 
diebus  totidemque  uoctibus  illic  cum  ca  manseruut.  —  Dem 
Gericht  zu  Aiigers,  anf  welches  die  dtirten  Formeln  sich  beziehen, 
prftsidirt  ein  agens,  der  von  der  herrschenden  Meinung  (rgl.  z.  B.  t. 
Bethmann- Holl  weg  8.  443  Note  125)  ohne  Weiteres  für  einen 
herschaftlichen  Beamten  genommen  wird.  Es  ist  dagegen  gewiss,  dass 
agens  in  raerovingischer  Zeit  die  allgemeine  Bezeichnung  für  den  Be- 
amten (judex),  und  zwar  insiiesondere  für  den  Grafen  ist,  oben  S.  18. 
Mit  den  Worten  :  ante  illu  agente,  lässt  die  Formel  auf  jeden  Fall  Raum 
iür  die  nähere  Bezeichnung  des  dem  Gericht  versitzenden  „Beamten". 
Ueberdles  worden  die  beiden  Formdn,  auch  wenn  das  grondherrliche 
Gericht  gemeint  wäre,  dennoch  zugleidi  für  das  Yolksgericht  Beweis 
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warten  hängt  aucb  hier  mit  der  dreitägigen  Dauer  des  Ge- 
richtstermins  nach  Yolksrecht  zusammen.  In  Alamannien  dauert 

das  Grafengericht  karolingischer  Zeit  drei  Tage  nach  ein- 
ander. ^2)  In  Baiern  sitzen  gleichfalls  in  karolingischer  Zeit 
die  königlichen  missi  ständig  drei  Tage  nach  einander  im 
Yolksgericht  zu  Gericht.**)  Im  alamannischen  Gebiet  ist  ge- 
nau dmeLbe  Rechtssatz  noch  für  das  15.  Jahrhundert  nach- 
weisbar.^) In  ganz  Deutschland  ist  i^ter  das  mit  der  alten 


erbringen,  da  das  Ilofgericht  seiner  ganzen  Einrichtung  nach  eine  Nach* 
bildung  des  Volksgerichts  ist.    Vgl.  unten  Note  30. 

")  Roz.  366  (Alsat.  1.  2):  Die  gerichtliche  Auflassung  wird  zuerst 
vorgenommen  (primum  placita  et  facta  est)  am  Donnerstag,  25.  Septem- 
ber, vor  dem  Grafen  (comes  senior)  und  der  Oerichtsversammlung  (pro- 
ceriboB  ac  plcbejis),  und  darauf  noch  einmal  „bekräftigt"  (roborata) 
am  Sonnabend,  27.  September,  vor  dem  Vertreter  des  Grafen 
(comes  junior)  und  dem  nämlichen  Gericht  (multitndine  proceram  ac 
popularium).  An  denselben  beiden  Tagen  ist  die  Wiederverlcihung  des 
Guts  zu  Precaric  „geschehen"  und  „bekräftic^t".  —  Während  der  drei 
Tage  ist  die  sessio  triduana  abgelaufen,  welche  die  Anfechtung  der  Auf- 
lassung nicht  blos  durch  den  Auflassenden,  sondern  ebenso  durch  Jeden 
der  im  Gericht  Anwesenden  ausschliesst,  und  erfolgt  deshalb  am  dritten 
Tage  das  roborare,  d.  h.  dae  Friede  WirJcen  seitens  det  Gerichts.  Vgl. 
Labend,  Termögensrechil.  EI.  S.  241  &  396  ff.  Es  erhellt,  ^dass  die 
dreitägige  Frist  der  sessio  orsprflnglich  mit  der  dreitägigen  Daner 
des  echten  Dinges  zusammenhängt :  der  Auflassende  sowie  jeder  im 
Gericht  Anwesende  muss  dem  Grundsatz  nach  seine  Anfechtung  der 
vor  ilnn  vollzogenen  Auflassung  noch  in  dein  nämlichen  Gerichts- 
termin anbringen.  —  Die  sessio  triduana  cehurt  bereits  dem  Hecht  des 
fränkischen  Reichs  an,  vgl.  lieselcr  Erbvertr.  I,  S.  32.  Das  älteste 
ZeugnisB  ist  die  Urkunde  bei  Wartmann  I,  Nr.  49  (a.  766). 

**)  Meichelbeck  Nr.  129  (a.  798):  Missaigericht.  Fuit  haec  conten- 
tio  tribns  diebas  in  praesentia  snpra  dictorom  missomm  dominico- 
rum,  tertio  qnoqne  die  —  oonvicti  reddiderunt  ipsam  ecolesiam.  Vgl. 
Mdchelbeck  Nr.  115—117  (a.  802):  drei  verschiedene  Processe  im  Mis- 
salgericht an  awd  auf  einander  folgenden  Tagen  (die  II  nonas  Augusti 
und  pridie  nonas  Auf^usti),  so  dass  auch  hier  erhellt,  dass  nicht  das 
znfälli(?e  Bedürfniss  eines  Streitfalls,  sondern  die  Gerichtsverfassung  als 
solche  die  mehrtägige  Gerichtssitzung  fordert. 

")  Nach  einer  Weisung  Kaiser  Friedrichs  v.  J.  1465  soll  das  Land- 
gericht zu  Ilankwil  (Vorarlberg),  welches  bereits  im  9.  und  10.  Jahr- 
hundert als  Volksgericht  begegnet  (Wartmann  I,  Nr.  187,  a.  806 ;  Neu- 
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Dauer  desGerichtstennins  zusammenhängende  drdtägige  Inne- 
sitzen  nach  geschehener  Auflassung  in  Uehung.  '^^)  In  Alaman- 
nien  und  Baierii  widerspricht  der  iiachf^ewiesene  Rechtssatz 
dem  altalaiiiaiinischen  und  altbairisclien  durch  die  Quellen 
merovingischer  Zeit^<^)  bezeugten  Recht  Die  dreitägige  Dauer 
des  Gerichts  in  Alamannien  und  Baiern  seit  karolingischer 
Zeit  ist  Ausdruck  des  eindringenden  fränkischen  Hechts.  Und 
zwar  ist  es  nur  das  echte  Ding,  wekhes  nach  fränkischem 
Recht  die  Dauer  von  drei  Tagen  fordert.*')  Aus  diesem  Grunde 
verordnet  Karl  der  Kahle,^^)  dass  die  Grafen  benachbarter 
Gralschaften  den  mallus,  d.  h.  das  echte  Ding  ^o)  nach 
Osteru  nicht  gleichzeitig,  sondern  der  eine  im  Beginn  der 
Woche,  am  Montag,  der  Andere  frühestens  nach  der  Mitte 
der  Woche,  am  Donnerstag,  sonst  am  Montag  der  nächsten 
Woche  beginnen  soll.  Der  Graf,  wekher  zuletzt  sein  echtes 
Ding  abhält,  muss  gerade  deshalb  wenigstens  drei  Tage  war- 
ten, weil  das  echte  Ding  seines  Anitsgenossen  in  der  benach- 
barten Grafschaft  die  „echten"  drei  Tage,  von  Montag  bis 
zum  Mittwoch  in  Anspruch  nimmt.    Ihm  selber  bleibt  der 


gart  I,  Nr.  705,  a.  920),  drei  Tage  nach  einander  Urthoil  sprechen. 
Rusch,  das  Gaugericht  auf  der  Müsincrwiesc  oder  das  freie  kaiserliche 
Landgericht  zu  Bankweil  in  Mflsinen  (Innsbruck  1870}  S.  9. 

M)  Vgl.  oben  Note  S3  a.  E. 

*•}  Alain.  Hloth.  86.  Baj.  2,  14. 

")  Urk.  des  Erzb.  v.  Mainz  für  die  familia  Frideslariensis ,  v.  J. 
1109  (Kindlinger,  Hörigkeit  Nr.  7):  Imprimis  eorum  jus  est,  nt  nnllum 
advocatum  habeant,  nisi  unnin  legalem  scilicet,  qni  bannum  regis  habeat; 
tribus  quoque  ])lacitis  gcncralibus  juste  et  ante  sex  septimanas 
indicatis  ter  in  anno  intersint,  unicuique  per  trcs  dies  in  Frides- 
lariensi  praetorio.  Die  Erwähnung  des  Königsbanns  macht  zweifellos, 
dasB  es  aieh  hier  um  ein  ursprünglich  freieB  Yollngeriebt  handelt,  nur 
dass  seit  Erwerbung  der  gräflichen  Bechte  durch  das  geistliche  Stift 
hier  wie  sonst  die  Unfreien  neben  den  Freien  am  Centgericht  Theil 
nehmen.  —  In  Soest  ist  jedes  der  drei  echten  Dinge  auf  zwei  Tage 
(Dienstag  und  Mittwoch)  angesetzt,  Soester  Stadtr.  t.  1120  §.  7  (Oen- 
gier  Stadtr.  S.  441). 

««)  Edict.  Pist.  a.  864  c.  82  (Pertz  I,  p.  496). 

")  Unten  §.  16. 
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Rest  der  Woche,  von  Donnerstag  bis  Sonnabend.  Vom  echten 
Ding  des  fränkischen  Rechts,  welches  in  karolingischer  Zeit 
in  Alamaniiien  und  Baiern  recipirt  ist,  ist  die  Gerichtsdauer 
von  drei  Tagen,  wie  auf  das  Königsgericht,  so  auf  die  späteren 
gnind-  und  lehnsherrlichen  Gerichte  übertragen. 

Das  gebotene  Ding  dauert  dagegen  nicht  länger  als  die 

Handlung,  um  derentwillen  es  angesetzt  ist.  Das  gebotene 
Gericlit  zeiclniet  sich  dadurch  aus,  dass  es  nicht  schlechthin, 
um  Gericht  zu  halten,  sondern  nur  zu  bestimmtem  Zweck  be- 
rufen wird,  mit  dessen  Erledigung  das  Gericht  endigt 

Die  dreitägige  Dauer  ist  die  Gerichtsdauer,  ohne  welche 

die  Gerichtssitzung  nach  Volksrcclit  keine  Gerichtssitzung  ist. 
Kur  dem  echten  Ding  ist  die  dreitägige  Dauer  wesentlich. 
Das  gebotene  Gericht  bedarf  der  dreitägigen  Dauer  nicht,  weil 
es  an  sich,  ohne  Rücksicht  auf  die  Dauer,  kein  Gericht  ist. 

Die  Rechtssätze  des  Volksrechts  finden  auf  das  gebotene 

Crericht  keine  Anwendung,  aus  keinem  anderen  Grunde,  als 
weil  das  gebotene  Gericht  lediglich  ein  Gericht  nach  Amts- 


**)  Hinkmar  ?on  Laon  sitet  swei  Tage  nach  einander  Ober  seinen 
Tassallen  Orivo  zu  Gericht,  Einem.  Opp.  II,  p.  612.  Die  „Mannen  auf 

dem  königlichen  Hofe  zu  Breslau*'  sollen  später  (im  15.  Jahrh.)  alle  bei 
ihnen  anhängigen  Rechtssachen  am  „dritten  Rechtstag"  zu  Ende  bringen, 
Döhlau  in  der  Zeitschr.  f.  R.  G  VIII,  S.  17H  Note  45,  —  Auch  für 
andere  Versammlungen  begegnet  die  Daner  von  drei  Tagen :  drei  Tage 
dauert  die  Reichsversammlung,  auf  welcher  Guntram  sein  Reich  an  Chil- 
debert  überträgt,  Greg.  Tur.  VII,  33  (per  triduum  epulantes  atque  jo- 
cnndantes);  drei  Tage  dauert  die  SSynode,  welche  über  Friteztatus  Ton 
Bönen,  und  ebenso  die  Synode,  welche  Aber  Egidins  von  Reims  sn  Ge- 
richt sitst,  Greg.  Tor.  V,  19.  X,  19.  Auch  Tac.  Genn.  c.  11,  in  Bezog 
auf  das  concUiam  der  Völkerschaft :  non  simnl,  nec  ut  jussi  conveniont, 
sed  et  alteret  tertius  dies  cunctatione  coeuntium  absimiitur,  ist  hier- 
her zu  beziehen:  die  Regierungsversammlung  dauert  gleich  der  Gerichts- 
versammhing  drei  Tage,  und  Viele  kommen  erst  „am  dritten",  d.  h.  am 
letzten  Tage. 

•*)  Den  Gegensatz  zu  dem  dreitägigen  mallus  bildet  daher  nach 
dem  in  Note  28  citirten  Gapitular  das  gebotene  Gericht,  welches  der 
missus  des  Grafen  zom  Zwecik  einer  Mdedeistnng  abhält. 
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lecht  (jus  honorariuin)  ist  Das  Echteding  und  das  gebotene 
Ding  stehen  sich  als  Gericht  und  nicht  Gericht  (im  Sinn  des 

Volksrechts)  gegenüber. 

Die  praktische  Bedeutung  des  gefundenen  Unterschiedes 
^vird  sich  im  Folgeaden  ergeben.  Schon  an  dieser  Stelle  lässt 
sich  zeigen,  dass  nur  die  gegebene  Definition,  keine  der  sonst 
gemachten  Unterscheidungen*^  den  Bechtssätzen  Mnkischen 
Rechts  entspricht 

Auch  das  nicht  gebotene  („ungebotene"),  d.  h.  das  echte 
Ding  ist,  gleich  dem  gebotenen  Ding ,  ein  angesagtes,  d.  h.  in 
diesem  Sinne  ein  gebotenes  Gericht.  ^')  Nach  dem  fränkischen 
Recht  unserer  Zeit  waren  nicht  bestimmte  Tage,  sondern  nur 
ungefähr  die  Zeiträume  gegeben,  innerhalb  deren  die  echte 
Dingpflicht  wirksam  war.'*)  Aus  diesem  Grunde  bedurfte 
auch  das  ungebotene  Ding  der  Ankündigung  und  der  Ladung 
durch  den  Richter.  Wie  auf  das  gebotene  Gericht,''^)  so 
findet  auch  auf  das  „ungebotene"  Echteding  das  bannire  oder 
mannire,     cogere,  praecipere,  d.  h,  der  zwingende  Ladimgs- 

")  Vgl.  oben  S.  360. 

Daher  begegnet  auch  das  echte  Ding  unter  der  Bezetclmnnp 
Botding,  Grimm  R.  A.  S.  827,  oder  (in  Oesterreich)  unter  dem  Namen 
Pantaiding,  d.  h.  Banngericht,  Osenbrüggen  in  den  AbK  derlTHener 
Akad.  d.  Wiss.  Bd.  41  8.  168.  169. 

**)  Gap.  Gar.  M.  ca  770  c  12  (Pertz  I,  p.  88):  circa  aeatatem, 
circa  antunmum.  Auch  f&r  die  späteren  tria  placita  generalia  werden 
keine  bestimmten  Tage  genannt.  Daher  ist  für  die  fränkische  Zeit  die 
Ansicht  Thudichum's  S.  53  unzutreffend,  dass  „die  Tage  der  Zu- 
sammenkunft durch  Gesetz  oder  altes  Herkommen  bestimmt  waren", 
und  dass  die  vorherige  Ansage  des  echten  Dingtages  nur  durch  die 
UngewisBlidten,  welche  „eintretende  Feiertage  und  schon  die  Wandel- 
barkeit des  Kalenders  erzeugen  konnten^S  motiTirt  gewesen  sei. 

**)  Dies  beseogit  die  gesammte  anf  die  EinfUvnng  der  gebotenen 
Schöffengerichte  bezügliche  Gesetzgebung,  Cap.  miss.  a.  803  c.  20  (Pcrtzl, 
p.  115):  ad  placitura  banniatur.  Cap.  Aquisgran.  a.  809  c.  3  (p.  156): 
venire  cogatur.  Cap.  miss  a.  817  c.  4  (p.  217):  observare  compellat  — 
venire  jubcatur,  u.  s.  w.  Ebenso  für  die  gebotenen  Gerichte  des  alten 
Rechts  Cap.  C.  M.  ca.  770  c.  12  (p.  33):  vocatus  venire  nemo  tardet. 

Beide  Ausdrücke  werden  seit  karolingischer  Zeit  gleichbedeu- 
tend gebraucht,  oben  S.  116. 117. 
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befiehl  des  Bichters  Anwendung.»^  Bei  Strafe  ist  Jeder 
auf  Grund  des  ricliterliclioii  Befehls  /.um  ecliteii  wie  zum 
gebotcuen  (k'riclit  zu  erscheinen  veri>riichtet.  •'^)  Nach  ala- 
mannischem  und  bairischem  Kecht  steht  von  \'ülk.srechts  wegen 
eine  Strafe  für  die  Versäumong  der  Dingpflicht  fest.  Das 
Mnkische  Becht  unterscheidet  sich  dadurch,  dass  hier  die 


Auf  das  echte  Dintr  bezieht  sich  Concil.  Tiihur  a.  S'.)5  c.  0 
(oben  S.  292):  comcs  —  iilaciturn  —  comhxeiit  et  per  bann  um  illiic 
venire  praecepeiit.  Dasselbe  ergiebt  die  kaiohugiscbe  Gesetzgebung, 
indem  sie  Toracbreibt,  dass  die  Freien  nur  xn  den  drei  placiu  gene- 
ralia  bannirt  werden  sollen,  Gap.  Theod.  a.  805  e.  16  (Perts  I,  p.  134): 
non  saepiQS  fiant  manniti  ad  pladta.  Cap.  Glonn,  a.838  cI8(p.283): 
ncque  cogantur  ad  placita  venire  praeter  ter  in  anno.  Ebenso  Cap. 
Lamb.  a.  898  c.  G  (p.  564).  Das  oben  (S.  347)  citirte  Immunitätsprivileg 
Ludwigs  d.  Fr.  !)ehält  daher  gerade  für  das  echte  Ding  judiciaria  po- 
testas  vel  bann  um  vor.  —  Ans  späterer  Zeit  vgl.  Cod.  Laun\sliam.  I, 
p.  rJ4  (a.  1Ü71):  tribus  principalibus  mallis,  qui  vulgo  ungebotten  ding 
vocantur,  quibus  ad  curiam  L.  anuuatim  mannicbautur.  Ebenso  die 
oben  Note  27  cit.  Urk.  y.  1109 :  placitis  generalibus  juste  et  ante  sex 
septimanas  indicatis. 

**)  Daher  wird  der  Beehtsiatx  der  westgotbischen  Interpretatio  an 
Lex  Kon.  Wis.  G.  Tb.  III,  1,  9:  Sciant  omnes,  quaecamqae  a  poten- 
tioribus  personis  oppressi  aut  donaverint  aut  vendiderint,  posse  revocari, 
von  dem  in  Frankreich  im  10.  Jahrh.  geschriebenen  Cod.  Vatic.  1048 
durch  das  Beispiel  erläutert:  verbi  gratis,  si  in  malleo  (d.h.  im  echten 
Ding,  unten  §.  IG)  non  fuerit  vilis  persona,  potcutior,  ut  judex, 
requiret  roinando  ab  eo,  cur  sprcverit,  constringensque  fisco  coget 
mnictam  pecuniae  offerre,  qui  ob  paupertaftem  res  snas  cogetar 
tradere  jadici,  at  postea  revocare  poterit  (Haenel,  Lex  Rom.  Wis.  p  461). 
—  Ygl.  Franc.  Gham.  c  40:  Si  qnis  comes  ad  placitom  saum  hominem 
bannit,  et  ibi  non  vcnerit,  in  fredo  solidos  4  componat.  Cap.  miss.  a.810 
c.  12  (Pertz  I,  p.  151):  per  placita  non  fiant  banniti  liberi  homines  — 
et  pro  hoc  condemnati  illi  pauperiores  non  fiant.  Consult.  episc. 
a.  855  c.  14  i'p.  432)  :  proptor  frequentia  placita  pauperiorem  populum 
nirais  affligere  comperimus.  liincra.  Kern.  Opp.  II,  p. 224:  ne  —  co- 
mites  et  yicarii  vel  etiam  decani  plurima  placita  constituant,  et  si  ibi 
non  venerint,  compositionem  ejus  exsolvere  faciant  Die 
Hdhe  des  Bannes  ist  nach  der  Amtsgewalt  des  Bichters  ▼erschieden. 
Der  kOniglidiB  missns  ladet  bei  Königsbann  (unten  §.  19),  der  Graf  bei 
Grafenbann  (vgl.  Gham.  cit.),  der  Schultheiss  bei  Schnltheissenbann 
(unten  §.  17). 

*")  Alam.  Hloth.  36,  4:  12  sol.  B%i.  2,  14:  lö  sol. 

*  Mm,  AltAmtsdie  Batchi-  vnd  Gerldilivwflwiaiiff.  I.  24 
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Strafe  für  die  Gerich tsversäumniss  nicht  lex,  sondern  banmis, 
d.  h.  nicht  Strafe  nach  Volksrecht,  sondern  Strafe  nach  Amt  sroclit 
ist.  Nach  fränkischem  Volksrecht  ist  die  Versäumniss  der  Ding- 
pflicht straf  fr  ei.  Waitz*®)  ist  der  Ansicht,  dassinkaroUngischer 
Zeit  das  alte  Dingrecht  sich  in  eine  durch  Strafe  exequirte 
Dingpflicht  umgesetzt  habe.  Es  ist  dabei  der  Gegensatz  des 
jus  civile  und  jus  honorarium  übersehen.  Nach  Volksrecht 
ist  die  Gerichtsversäumniss  unter  den  Karolingern  ebenso 
straffrei  wie  unter  den  Mero vingern,  und  andererseits  ist  die 
Amtsgewalt  schon  unter  den  Merovingern  ebenso  wie  unter 
den  Karolingern  im  Stande,  die  Dingpflicht  durch  obriglceit- 
lichen  Befehl  unter  die  Strafe  des  Amtsrechts  zu  setzen. 

Des  Femeren  ist  bis  in  die  karolingisehe  Zeit,  obgleich 
vielfach  das  Gegentheil  angenommen  wird,*'^)  das  gebotene 
Gericht  gleich  dem  echten  Ding  ein  Vollgericht,  d.  h.  Volks- 
versammlung, Versammlung  der  ganzen  Gerichtsgemeinde. 
Es  werden  nicht  etwa  zum  gebotenen  Ding  einzelne  Personen 
durch  besondere  Ladung,  und  zum  echten  Ding  die  äUnmt- 
lichen  Gerichtsgenossen  durch  aUgemeine  Ladung  berufen; 
die  Ladung  zum  gebotenen  Gericht  ist  ebenso  wie  die  Ladung 
zum  echten  Ding  ein  allgemeines  Aufgebot  der  gesammten 
Hundertschaft.  Dies  bezeugen  schon  die  von  einem  gebotenen 
Gericht  handehiden  Stellen  der  Lex  Salica,  tit  44.  46 :  thun- 


««)  Das  ahe  Rechts.  144.  V.  6.  H  (3.  Aufl.),  S.  46&  IV,  8.  822.  — 
DieAenBsenmgHiDkmar's  (Opp.  II,  p.324X  dass  die  obrigkehüiche  bau- 
Ditioin  Folge  der  Geldgier  der  Beamten  anstelle  der  alten  mannitio  ge- 
treten sei,  bezieht  sich  nicht  auf  die  Dingpflicht,  sondern  auf  dio  T.a- 
dnng  der  Parthei,  und  ist  anch  in  dieser  Hinsicht  nnaittreffend,  vgl. 
oben  S.  115.  139. 

**)  Roz.  1  (Marc.  I,  40;:  omnis  pagcnsis  vostros  —  bannire  — 
faciatis.  Es  ist  schon  oben,  S.  279.  28(J,  gezoigt,  dass  es  sich  hier  um 
die  Bemfiing  der  Gerichts  Versammlung  zum  Zweck  der  Ableistung 
des  Treneidea  handelt. 

T.  Savigny  I,  S.  S4S.  249.  Eichhorn  B.  G.  I,  S.408.  Manrer 
Gerichtaverfhhren  S.  17,  nnd  nenerdnigs  Thudichnm  S.  92ff.  nehmen 
an,  dass  von  vornherein  zum  gebotenen  Gericht  nnr  eine  bescfarbikte 
Zahl  von  Urtheilsfindem,  Schöffen  geladen  sei 
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?inus  aut  centoiiarius  m a  1 1  u ni  i iid i c a n t.  Sowolil  das  Wort 
nialliis  wie  das  Wort  indicant  ist  von  Bedeutung.  Mallus  ist 
technischer  Ausdruck  für  die  Gericlitsversammlung,  welche 
VolksTersammlung  ist^^)  Die  Gerichtsverfassung  der  Lex 
Safica  unterscheidet  sich  dadurch  von  der  Gerichtsverünssung 
seit  Karl  d.  Gr.,  dass  auch  das  ungebetene  Ding  ein  mallus, 
dne  vrahre  Gerichtsversamralung  ist.  Demgemäss  wird 
denn  auch  das  gehotene  Gericht  „angesagt"  (indicant),  d.  h., 
wie  im  Wort  liegt,  öffentlich  kund  gemacht.  Die  Ladung 
zum  gebotenen  Gericht  ist  eine  Ladung  der  (ioi  ichtsgemeinde. 
Auf  dasselbe  Kesultat  führen  die  an  den  beiden  citirten  Stellen 
der  Lex  Salica  unmittelbar  folgenden  Worte:  et  in  ipso  mallo 
scutum  habere  debet.  Der  aufgehängte  Schild  ist  das  Wahr- 
zeichen der  eröffneten  V  o  1  k  s  versaminhmg,  sei  es  Heer-  oder 
Gerichtsversammlung.  **)  Der  aufgehängte  Schihl  ist  nacli 
der  Lex  Salica  auch  dem  gebotenen  Gericht  wesentlich,  weil 
auch  das  gebotene  Gericht  Volksversammlung  ist. 

Die  karolingische  Gesetzgebung  weist  denselben  Bechts- 
satz  für  die  gesammte  Dauer  des  merovingischen  Reichs  nach. 
Vor  Einfuhrung  der  SchöflFenverfassung,  um  das  Jahr  770, 
schärft  Karl  d.  Gr.  in  einem  schon  öfter  l)esprochenen  Capi- 
tular  die  Pflicht  der  Freien,  zum  echten  Ding  zu  erscheinen, 
ein  (nemo  tardet),  mit  dem  Beifügen: 

")  Unten  §.  16. 

Vgl.  Grimm  B.  A.  8.  851.  852.  956;  insbesondere  fOr  Batern, 
wo  gleidifallB  der  SdiUd  Zeichen  der  feierlichen  Oenchtshegung  ist, 
Qnitzmann  S.  388.  —  Aof  Bib.  68,  1:  os  —  qnod  snper  viam  —  in 
scato  j actum  sonaTorit,  hat  schon  Grimm  aufmerksam  gemacht.  Der 
Gerichtsschild  bopegnet  ebenso  bei  der  Eidesleistung,  Mir*  8.  Dionjaii, 
Mabill.  III,  2  p.  .351:  profernntur  comitis  reliquiae,  snprr  qnas  liomo 
jni  arct.  Contra  A.  pracpositus  (Vertreter  des  Klosters  St.  Donis)  roirat, 
siipra  mamim  quam  attulerat  ulio  Hand  des  heil.  Dionys)  jiiret.  Coii- 
sentiente  comitc  atquc  judicibus,  in  clypeo  cum  aliis  reiiquiarum  pa- 
trociniis  —  roanns  componitnr.  Ad  quam  dum  appHcare  mannam  ju- 
ratnms  —  vellet  — .  Die  hier  berichtete  Handlung  spielt  nm  das  Jahr 
790;  die  Miracula  sind  erst  onter  Karl  dem  Kahlen,  aber,  wie  die  Ge* 
nauigkcit  der  Angaben  aeigt,  nnter  Benatzung  älterer  Anfzeichnungcn 
geschrieben. 

24* 
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Ad  alia  vero  plaeita,  si  necessitas  iiierit  vel  denan- 

ciatio  regis  urgeat,  vocatus  venire  nemo  tardet. 
Auch  zu  tlen  alia  placita,  und  zwar  nicht  blos  zu  denen, 
welche  der  König  zu  /wecken  der  Reichsregierung,  sondern 
ebenso  zu  denen,  welche  der  Graf  in  Folge  des  gerichtlichen 
Bedürfnisses  zu  Zwecken  der  Gerichtsrerwaltung  beruft,^*)  soU, 
wie  zu  dem  echten  Ding,  Jeder  zu  kommen  verpflichtet  sein 
(nemo  tardet).  Auch  dem  Grafen  steht  für  das  gebotene 
(Jericht  die  ausserordentliche  Berufung  der  Hundertschafts- 
gemeinde, d.  h.  der  Vollversammlung  zu.  ^soch  zur  Zeit 
der  Anfänge  Karls  d.  Gr.  ist  auch  das  gebotene  Gcriclit  VoU- 
gericht,  Hundertschaftsversammlung,  nicht  blos  Sdiöffen- 
gericht. 

Gerade  an  den  letzten  Satz  schliesst  die  Fortentwickelung 

der  Gericlitsverfassung  unter  Karl  d.  Gr.  an,  deren  Resultate 
lur  die  ganze  Folgezeit  bestimmend  gewesen  sind. 

§.  16. 
Schttfeiigerichte. 

Der  Satz,  dass  auch  das  gebotene  Gericht  ein  Vollgericht 
ist,  hängt  mit  dem  anderen  zusammen,  dass  nach  fränkischem 
Becht  das  Urtheil  den  Spruch  der  Gerichtsgemeinde  fordert 
Aus  diesem  Grunde  giebt  es  kein  Gericht  ohne  das  gesammte 
GerichtsTolk.  Allerdings  kann  die  ganze  Menge  nicht  in 
einem  Act  Urtheil  finden.')  Es  bedarf  einer  Geschäfts- 
ordnung, wie  bei  jedem  Thätigwerden  einer  grösseren  Ver- 
sammlung. 

Die  Geschäftsordnung  des  fränkischen  Volksgerichts  ist 
durch  die  Unterscheidung  der  Bachimburgen  von  den  übrigen 

*»)  Cap.  Car.  M.  ca.  770  c.  12  (Pertz  I,  p.  88).  —  Vgl.  die  niero- 
viogische  Formel  oben  Note  41:  omnis  pagensii  —  baonire  ftciatis. 

")  Vgl.  oben  S.  286.  287. 

So  V.  Savigny  I,  S.  238,  und  frülier  Waitz,  das  alte  Kecht 
S.  151 -m  V.  G.  U  (1.  Aufl.),  S.  421.  IV,  S.  325. 
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anwesenden  Gerichtsgenossen  gegeben,  v.  Savignv^)  hält 
rachineburgius  für  gleichbedeutend  mit  bonus  honio,  und  er- 
klärt dalier  die  sämmtliclieu  im  Gericlit  anwesenden  Freiem 
füi*  Racliimburp:en.  Andere^)  setzen  die  Rachimbiu'geu  als 
erwählte  Urtheilshndcr  im  Namen  der  Gerichtsgemeinde,  und 
schreiben  damit  den  (sieben)  Bachimburgen  ein  die  Gerichts- 
gemeinde  ausschliessendes  Recht  zum  Urtheilfinden  zu. 
Die  richtige  Ansicht,*)  för  welche  sich  die  entscheidenden 
Argiunentc  bereits  aus  dem  Folgeiidca  ergeben  werden,  fasst 
die  Kacliinibiirgen  nicht  als  die  Urtheilsfinder  in  dem  eben 
angegebenen  Sinn,  sondern,  dem  Wortsinn  ihres  Namens  ent- 
sprechend,^) als  die  „Bathgeber^*  der  Gerichtsversammlung, 
d.  h.  als  die  zum  Einbringen  des  Urtheils  Erwählten  auf. 
Die  Bachimburgen  sind  ein  Ausschuss  von  sieben  Gemeinde- 
gliedern, deren  Aufgabe  nicht  Urtheil,  sondern  Urtbeils ver- 
schlag ist.  Die  Geschäftsordnung  der  fränkischen  Gerichts- 
vcrsammlung  fordert  den  Urtheilsvorschlag  durch  die  Raehim- 
burgen,  und  darauf  Annahme  oder  Ablehnung  durch  die  ge- 
sammte  Gericht«gemeinde.  Erst  die  Vollbort  seitens  der 
Gerichtsgemeinde  erhebt  den  Urtheilsvorschlag  zum  Urtheil. 
Damit  hängt  das  Recht  der  Urtheilsschelte  zusammen. 


*)  Köm.  ß.  im  M.  A.  I,  S.  214.  238. 

So  Bogge  S.72.  73.  Qrimm  KA.  8.  774.  Welske  S.72.1I.A., 
neuerdings  Thadichnm  S.  57.  Bethmann -Hollweg  S.  426.  427. 
Gfrörer  [,  8.  92  ff. 

*)  Eichhorn  R.  G.  I,  S.  -102.  Siegel  S  144  ß.  Solim,  Proc  S. 
150  ff.,  und  jetzt  auch  Waitz  V.  ü.  II  (2.  Aufl.)  S.  485.  —  Vgl.  unten 
IJand  11.  —  Kein  Gej^enargnmtMit  nrL'obon  die  Stollen,  in  denen  von 
Kachiniburgen  im  Sinne  von  zum  Ruchiinbur;^cuan)t  lahigcn,  schöffenbareu 
Leuten  gesprochen  wird,  Sal.  50,  2.  Rib.  32,  2.  3,  vgl.  oben  S.  81. 

Grimm  R.  A.  ö.  774  in  der  Note  erklärt  rachineburgius  durch 
ahd.  raginpüro,  d.  h.  consilium  ferens,  consilii  lator.  Kern  8.84  flber- 
setot :  ,3®walirer  der  Oesetze'S  obgleich  nach  seiner  eignen  AnsftUirnng 
sowohl  die  Wnrsel  rachi  (ragi)  wie  rathi  (es  begegnet  mehrfach  rathim- 
burgii,  rationcburgii)  im  Sinne  von  consilium,  „Rath"  zu  fosscn  ist.  — 
Auch  bei  Friesen  und  Sachsen  heisst  der  das  Urtheil  Einbriiii^onde 
„Kathgeber"  (rodjeva,  radgibo),  vgl  Grimm  R.  A.  S.  7bl.  Waitz,  V. 
6.  m,  S.  114  Note  1. 
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Die  Urtheilsschelte  hindert  die  Yollbort,  im  Gegensatz  zu 
dem  Einbringen  eines  andei'en  Urtheüs  ohne  Urtheilsschelte 
(seitens  eines  Gemeindegliedes),  in  Folge  dessen  die  Vollbort 

er t  heilt  wird,  eiit weder  dem  ersten  oder  dem  neuen  Urtlieils- 
vorschlag.  Aucli  nach  dem  Keclit  der  fränkischen  Zeit  ist 
die  Urtheilsschelte  vor  der  VoUbort  einzubringen.  Sie  richtet 
sich  gegen  die  Rachimburgen,  niemals  gegen  die  Gerichtsge- 
meinde, d.  h.  sie  wurkt  gegen  den  Urtheilsvorschlag,  und  ist 
ohnmächtig  gegen  das  Urtheil.  Sie  bindert,  dass  ein  Ur- 
theil  in  dieser  Gerichtsvei-sammlung  zu  Stande  kommt,  und 
verlangt  die  Vollbort  durch  das  (lottesui'theil,  an  Stelle  der 
VoUbort  der  Gerichtsversammlung.^) 

Das  gebotene  Gericht  mnss  gleich  dem  echten  Ding  des- 
halb ein  Vollgericht  sem,  weil  das  Urtheil  ohne  Vollbort  kein 

Urtheil  ist. 

Erst  die  Gesetzgebung^  Karls  d.  Gr.  hat  au  dieser  Stelle 
ändernd  eingegritien. 

Dem  richterlichen  Beamten  (dem  Grafen)  stand  es,  nach 
dem  Vorigen,  zu,  die  gesammte  Hundertschaft  beliebig  oft 
zur  Malstätte  zu  entbieten,  und  jedes  Mal  von  Jedem,  der 
nicht  erschien,  dass  richterliche  Gewedde  einzuziehen.  Der 
Graf  konnte  ferner,  wenn  ilim  das  Reisen  durch  den  Gau 
nicht  anstand,  die  gesammte  Last  der  Gerichtsvcrwaltuug 
auf  eine  Hundertschaft,  etwa  auf  die  Gerichtsgemeinde  seiner 
Hauptstadt  werfen.  Das  Volksrecht  gewährte  dagegen  keinen 
Schutz,  weil  das  Becht  des  Richters,  zum  gebotenen  Ding  zu 
laden,  als  solches  den  Heehtssätzen  des  Volksreclits  nicht 
unterlag.  Die  richterhche  Gewalt  war  an  dieser  Stelle  eine 
dem  stärksten  Missbrauch  ausgesetzte  Gewalt.  Und  der 
stäi'kste  Missbrauch  ist  mit  ihr  getrieben.  Die  richterliche 
Gewalt  histete  vemichtend  auf  dem  kleinen  freien  Grundbe- 
sitz. Die  richterliche  Gewalt  diente  unmittelbar  als  Erwerbs- 
quelle für  die  Beamten,  um  das  an  ihre  Güter  glänzende 


•)  Vgl.  unten  Band  IL 
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freie  Bauerucrbc  ihrem  GruDdbesitz  einzuverleiben.'^)  Noch  im 
10.  Jahrhundert  giebt  der  vom  Bichter  in  £rhebang  des 
Grsweddes  für  ver^umte  Dingpflicht  geübte  Zwang  das  Nor- 
malbeispiel  ab  für  die  Unterdrückung  der  pauperes  durch 

den  potentior.**) 

Die  Vernichtung  des  freien  bäuerlichen  Grundbesitzes,  und 
damit  der  sich  anbahnende  Untergang  der  alten  Gemeinfrei- 
heit war  das  Veiderben  des  fränkischen  Reichs.  Karl  d.  Gr. 
sagt  selber,  dass  durch  den  £rwerb  der  Freisassengüter  seitens 
der  Grossen  nicht  blos  die  Verwandten  „enterbt",  sondern  der 
„Dienst  des  Königs  gemindert"  werde.®)  Karl  d.  Gr.  ist  dem 
kleinen  freien  Grundbesitz  auf  dem  Gebiet  der  Heerverfassung 
zu  Hülfe  gekommen.  Karl  d.  Gr.  hat  auch  auf  dem  Gebiet 
der  Gerichtsverfassung,  um  dem  heieinbrechenden  Verfall  des 
Freienstandes  zu  steuern,  eine  Erleichterung  der  öffentlichen 
Lasten  durchgeführt. 

Karl  d.  Gr.  yerordnete,  dass  zu  den  gebotenen  Gerichten 
nicht  mehr  die  gesammte  Gerichtsgemeinde,  sondern  nur  die 
sieben  Kachiniburgen,  ,Jiatli.L(eber",  zu  entbieten  seien.  Es  ^ 
ward  zugleich  dem  Richter  nicht  überlassen,  die  Sieben  für 
jeden  einzelnen  Fall  beliebig  auszuwählen,  sondern  für  die 
Berufung  zum  gebotenen  Ding  eine  bestimmte  Reihe  von  Ge- 
richtsgenossen amtlich  bestellt 

Mit  diesen  beiden  Sätzen  war  die  Einführung  der  Sca- 
bincn Verfassung  gegeben.  Die  Scabinen  sind  die  bestellteu 
llachimburgen  der  karolingischen  Zeit. 

üas  Capitular,  welches  am  Deutlichsten  über  diesen  In- 
halt der  Beform  Karls  d.  Gr.  Auüschluss  giebt,  ist 


^  Gap.  TheodoD.  a.  806  c.  16  (PerU  I,  p.  184)  wird  den  poten- 
tioros  eingeschärft,  die  panperes  libcri  homines  nicht  zu  unterdrücken, 
ita  ut  coacti  res  eorum  vendant  aut  tradant,  um  daran  die 
Erinnerung  zu  knüpfen:  Et  ut  saepius  non  fiant  raanniti  ad  placita  — • 

Vgl.  Cap.  de  excrcit.  a.  811  c.  2.  3  (Portz  I,  p.  KJS). 

")  Vgl.  die  interessante  Stelle  oben  S.  3G'J  Note  38. 

*)  Cap.  Theod.  cit.  (Note  7):  ne  forte  parentcs  contra  justitiam  fiant 
ezheredati,  et  regale  obsequium  minuatiir. 


Digitized  by  Google 


376  I^io  YerfMBung  des  frftiildschen  Reichs. 

Cap.  miss.  a.  803  c.  20  (Pertz  I,  p.  115):  Ut  nullus 
ad  plaqitum  ^^banniatnr,  nisi  qui  causam  soam 

qiiaerere  aut  si  alter  ci  quaerere  (Iclx't,  cxccptis 
scabineis  soptem,  qui  ad  omnia  placita  prae- 
esse  (lebent.^^) 
Die  Fälligkeit  zum  Scabinenamt  ist  wie  die  Fähigkeit 
zum  Bachimbui'genamt  durch  die  persönliche  Freiheit,  ohne 
Rücksicht  auf  Grundeigenthum,  gegeben.  Nur  die  Rechtlo^g- 
keit  schliesst  vom  Schöffenamt  aus.^*)   Lothar  I  verlancct  von 
tleu  Sca1)inen,  dass  sie  iiobilos,  sapientes  et  Dcum  tiinentes, 
nicht  viles  personae  et  minus  idoneac  seien,       Die  viles  per- 
sonae  sind  die  Reclitlosen  (infames)    ;  die  nobiles  die  freien, 
„an  ihrem  Becht  vollkommenen**  Leute.  Nobilitas  ist  in  frän- 
kischer Zeit  der  Ausdruck  für  die  persönliche  Freiheit  als 
solche. >*)  Daher  dne  Glosse  zu  unserem  Gesetz^*):  Nobiles 

*^  Unter  plaeitam  ist  hier  das  gebotene  Gericht  ventaoden,  im 
Gegensate  zum  mallos,  dem  Echteding,  vgl.  nnten. 

")  Tgl.  Cap.  Pipp.  a.  801—810  c.  14  (Fertel,  p.  104).  Cap.  Theo- 
dott.  a.  805  c.  16  (p.  134).  Cap.  Aquisgran.  a.  800  c  5  (p.  156j.  Cap. 
miss.  ante  810  c.  12  (p.  151).  Cap.  Hlud.  P.  a.  81(5  c.  3  (p.  196).  Cap. 
Aquisgrar  a.  817.  cap.  niisH.  c.  14  (p.  217).  Cap.  Tlicodon.  a.  S21  c. 
5  (p.  2'6ü).  Privil.  grat.  liloth.  a.  823  c.  2  (p.  233  c.  13).  Cai>  Larnb. 
a.  898  c.  6  (p.  504).  —  Ueber  die  Zwölfzahl  der  Scabiiien  in  liesp. 
misso  d.  a.  819  c.  2  (p.  227)  vgl.  unten  §.  17  a.  E. 
Cap.  Aquisgran.  a.  809,  oben  S.  854. 

>*)  Cap.  misB.  a.  832  c.  5  (Ferts  I,  p.  438). 

")  Vgl.  oben  S.  354  Note  56. 

")  Auch  die  freien  Hintersassen  besitzen  daher  die  nobilitas,  Urk. 
Karls  d.  Kahlen  v.  .T  844  (Bouquet  VIII,  p.  465):  homines  liberi  com- 
morantos  infra  teriniiios  ejiisdom  monasterii  (S.  Polycarpi)  —  torras 
qu!\3  cx  eromo  traxerunt  qiiiote  possidoant  et  conf^ruuiii  obsequiura 
sicut  bomiiies  iugeuui  coUem  mouasterio  exhibeant,  ne  eorum  in  gen  u- 
itas  Tel  nobilitas  Tileecat.  Vgl.  die  Freilassungsarkunde  beiTroya 
Cod.  dipl.  Longobardo  IV,  p.  543:  Tolo  nt  liveri  omnes  esse  debeant 
et  a  jus  patronati absolnti  (d.h.  amund),  sicut  ilK  homines  qui  ex  no- 
bili  gcncre  procreaU  et  nati  esse  videntar.  Mit  der  nobilitas  ist  auch 
hier  nur  die  volle  persönliche  Freiheit  gemeint.  —  Virl  Göhrum, 
Geschichtl.  Darstellung;  der  Lehre  von  der  Ebenbtlrtigkeit  1  (1846)  8. 
53.  56.  A.  M.  Waitz  V.  G.  IV,  S.  279  Note  1. 

»•)  üloss.  Lib.  Paj).  Lotb.  di^  ^^Pertz  lY,  p.  557). 
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sunt,  quonim  miyorum  parentum  saonim  nemo  Servitut! 

subjectus  Sit.  In  demselben  Sinn  setzt  eine  Urkunde  den 
Ausdmck  libcri  als  Bezeichnunpf  für  die  scabini.^')  Gewiss 
aber  war  es  die  Absicht  der  karülingisclieii  Regierung,  bei  der 
Bestellung  zum  Schöüenamt  die  damit  verbundene  Last  an 
erster  Stelle  auf  die  grösseien  Grundbesitzer  zu  werfen.  Ludwig 
d.  Fr.  verordnet  demgeinto  in  einer  Gesandteninstruction^') 
die  Er^nzung  der  Schdifen  de  melioribus  bominibns  illius 
comititus.  Nichtsdestoweniger  ward  der  entwickelte  liechts- 
satz  über  die  Fähigkeit  zum  Schötienamt  dadurch  nicht 
t)erührt.  Die  fränkische  Zeit  zeichnet  sich  dadurch  aus,  dass 
jetzt  noch  die  Freiheit  als  solche  Schöffenbarfreiheit  ist 

Die  Scabinen  werden  auf  Lebenszeit  angestellt  Im  Gegen- 
satz zu  den  Bachimburgen  des  alten  Bechts,  deren  Amt  ein 
vorübergehendes,  auf  jeden  Fall  mit  der  einzelnen  Gerichts- 
sitzung endendes  ist,  bedarf  es  für  die  Scabinen  der  förm- 
lichen Amtsentsetzung,  um  sie  der  Schöft'eneigenschaft  zu  eut- 
kleiden.i«) 

Die  Scabinen  sind  königliche  Beamte.  Auch  dadurch 
treten  sie  zu  den  alten  Bachimburgen  in  Gegensatz.  Wir 
haben  Grund  anzunehmen,  dass  das  BachimburgencoUeg  des 


")  Urk.  V.  J.  814  bei  KiudUnger  Gesch.  d.  deutscheu  Ilörigkuit  S. 
217:  Gericht  ante  fllastrem  viram  Hattonem  comitem  et  scabinos  —  — 
Bcabini  jndicaTenmt  Als  Gerichtspersoneii  werden  zum  Schluss  nament- 
lich anfgefllhrt  3  Grafen,  1  vicedominna,  6  liberi,  11  testes.    Mit  den 

Uber!  sind  die  scabini  gemeint,  vgl.  unten  Note  32. 

Resp.  misso  data  a.  819  c.  '2  (Pertz  I,  p.  227). 
'»)  Cap.  Worniat.  a.  829  alia  cap.  c.  2  (Portz  I,  p.  ?^51V  nt  missi 
nostri  ubiciiniqiic  malos  scabinos  invciiiant,  cjiciaut.  Wiederholt  Gar. 
C.  Cap.  Caris.  a.  873  c.  9  (p.  521).  Hloth.  Cap.  miss.  a.  832  c.  5  (p. 
438):  De  judieibus  —  quod  si  vilea  personae  et  minus  idoneae  ad  hoc 
conatitQtae  aunt  rejiciantar.  Waitz  V.  G.  lY,  8.  339.  —  Nach  den 
Orkanden  bei  Balnze,  Marca  Hisp.  Nr.  84  (a.  874),  Nr.  89—41  (a.  879), 
Nr.  60  (a.  901)  begegnen  im  Geriebt  des  Grafen  von  Roasaillon  wftli- 
rcnd  eines  Zeitraums  von  fast  30  Jahren  die  nämlichon  Personen  auf 
der  Schöffenbank:  von  den  7  jndicos  dor  ersten  ürkniide  worden,  nach 
der  Identität  der  Namen  zu  schiiessen,  noch  Sechs  in  der  letzten  l)r« 
künde  aufgeftlhrt 
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alten  Kechts  weder  durch  die  Wahl  des  Richters,  noch  durch 
die  Wahl  des  Klägers,^^)  sondern  durch  die  Wahl  der  Hun- 
dertschaftsgemdnde  gebildet  wurde.    Die  WaU  der  Radiim- 

burgen  ist  ein  Stück  des  gerichtlichen  Verfohrens:  die  Hun- 
dertschaft betiudet  sicli  nicht  im  Besitz  eines  Hoheitsrechts. 
Die  Bet'ugniss,  das  Scabineiianit  auf  Lebenszeit  zu  ertheilen, 
ist  dagegen  Hoheitsrecht,  und  die  Ernennuiiji?  der  Schöffen 
em  Stück  d^  Xteichsregierung;  d.  h.  der  König  hat  die  Scar 
binen  zu  ernennen.  Der  König  übertragt  dies  Recht  auf  seine 
ordentlichen  Beamten,  die  Grafen.  Die  Scabinen  werden, 
gleich  den  Ceiiteuareii,  cum  comite  et  populo,  vom  Grafen 
und  der  Gerichtsgemeinde,  eingesetzt.^*)  Das  alte  Wahlreclit 
der  Gemeinde  hat  sich  in  der  Form  des  Mitwirkungsreilits 
erhalten.  Die  Uebertragung  des  Schöifenemennungsrechts  an 
den  Grafen  scbliesst  indessen  den  König,  wie  in  anderen 
Fällen,33)  von  der  ooncurrirenden  unmittelbaren  Ausübung 

Die  erste  Ansicht  wird  von  v.  Bethmann -Hol  1  weg  S.  420; 
die  zweite  von  Siegel  S.  107.  115,  Sohni,  Proc.  S.  154  vertreten. 
Von  der  Wahl  des  Gericlitsausschusses,  d.  Ii.  der  Rachimburgen,  welche 
wahrscheinlich  für  die  Dauer  einer  Gerichtssitzung  erfolgte,  ist  die  au 
dieselben  gerichtete  Urtheilsfrage  für  den  einzelnen  Recbtsfall  zu  unter- 
scheiden. Die  letztere  wird  in  frinkfecher  Zeit  nach  Yolksrecht  durch 
den  ElAgev,  nach  Amtsrecht  durch  den  Bichter  gestellt,  oben  S.  124  ff.  — 
Dass  zwölf  Rachünborgen  gew&blt  seien,  wie  v.  Beth  mann-Hollir  eg 
a.  a.  0.  annimmt,  während  nur  sieben  amdasUrtheil  gefragt  werden,  ist 
unwahrscheinlich.  Die  „vier  Bänke"  vermögen  den  Beweis  nicht  zu 
erbringen,  da  ausser  den  Kachiinburgen  auch  noch  Andere  zu  Gericht 
„sitzen"  konnten,  vgl.  z,  B.  Vaisselte  II,  Nr.  88  (a.  862) :  Gericht  eines 
gräflichen  missus  mit  8  judiciarii  (Schöffen)  sive  et  in  pracsentia  (14 
Namen)  et  aliornm  mnltornm  bonorum  homlnum,  qui  com  ipsia  ibi- 
dem re  aide  baut  in  mallo  publico  inNarbona  dvitate»  Es  wird  wohl 
Ton  vier  Gerichte bftnken,  aber  nicht  von  Tier  Schöffen b&nken, 
sondern  stets  von  der  Sdiöffenbank  gesprochen 

Cap.  Aquisgran.  a.  809  c.  11  (Pertz  I,  p.  156).  —  Das  Mitwir- 
kuiursrecht  (durch  Wahl)  ist  bekanntlich  später  häufig  von  der  Gc- 
richtsgeineinde  auf  das  öchöffcncolleg  übergegangen,  z.  B.  in  Kcihi,  wo 
nach  dem  Privileg  von  116Ü,  dem  karolingischen  Recht  entsprechend, 
der  Burggraf  die  Schöffen  einsetzt:  in  sede  scabiuatus  locare  scabinos 
a  scabinis  electos. 

**)  Vgl.  oben  S.  20.  241  ff.,  unten  §.  20. 
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semer  Begierungsrechte  nidit  aus.  Eine  Beihe  von  Cresandten- 
instructionen  überträgt  den  königlichen  missi,  d.  b.  den 
Organen  der  königlichen  Immediatregierung,  die  Ernennung 

(und  Absetzung)  der  Scabinen,  aber,  cbeusü  wie  vorhin,  totius 
populi  conseusu.^^) 

Mit  dem  Vorigen  hängt  es  zusammen,  dass  das  Amt  der 
Schöffen  ein  „Dienst"  (ministerium)  ist,^*)  gleich  dem  „Dienst" 
der  königlichen  Beamten,  dass  die  Scabinen,  gleich  den  Grafen 
und  G^tenaren,  Scabinen  »des  Königs**  sind.^^)  Einen  Ami»- 
eid  haben  sie  demgemäss  bei  ihrer  Bestellnng  dem  König  zu 
schwören, und  unterliegen  wülneiid  ihrer  Amtsführung  einer 
Controlle,  nicht  blos  durch  die  Urtheilsschelte  der  Parthei, 
sondern  seitens  der  öffentlichen  Gewalt 

*')  Cap.  niiss.  a.  803  (c.  3  (Pertz  I,  p.  115):  Ut  missi  nostri  scabi- 
nios  —  per  singula  loca  elegant.  Cap.  Wormat  a.  829  cit.  (Note  19) 
fährt  fort:  ei  totius  populi  consensa  in  locum  eorum  bonos  cli- 
gast  Gap.  Hloth.  a.  ^  dt:  a  niissis  nostris  oonstitiiaiitiir.  Vgl.  Gap. 
Aquisgran.  a.  825  cap.  misa.  c  4  (p.  247) :  (seabini)  a  nobis  constituti. 
Die  Einsetzung  durch  den  Grafen  ist  indessen  für  die  Praxis  als  die 
Regel  zu  denken.  Einen  orkandlichea  Beleg  gew&hrt  Note  29.  Tgl. 
unten  §.  17  a.  E. 

»*)  Cap.  Aquisgran.  a.  8<>0  cit. :  ad  sua  niinisteria  excrcenda. 

*•)  Cap.  Aquisgran.  a.  809  c.  7  (Portz  1,  p.  156) :  nnllus  qnislibot 
nostrorum,  neque  coines,  neque  judex,  neque  scabiuus  cujuslibet 
jostitia  dilatare  praesmnat 

Cap.  Wormat  cit  (Note  19.  23}  f&brt  fort:  et  eomeleeti  faerint, 
jniare  feclant,  ut  scientea  iujoate  judieare  non  debeant  Oq>. 
Hloth.  dt:  jurent,  ut  jnzta  anam  intelligentiam  recte  judicent,  et 
—  justitiam  non  perrertant  nee  difFerant,  et  quod  jadicavcrint,  confir- 
raare  sua  subscriptione  non  dissiniulent.  —  —  constituiintnr  et  idom 
sacramentum  facerc  cou;antur.  —  Daher  führen  die  Schöüen  später,  in 
Frankreich  wie  in  Deutschland,  den  Namen  „Geschworene",  jurati, 
Maurer  üerichtsverf.  S.  107.  Grimm  H.A.  S.  786.  Merkel  de  rep. 
Alam.  Xiy,  not  46—48;  bei  Pertat  m,  p.  144  not  68.  Lagriae,  hiat 
du  droit  des  Pyr^n^es  (Paris  1867)  p.  III.  —  Dieselbe  Beadcbnnng 
beg^et  fttr  die  ScbAffen  dea  Hofgericbts:  jurati  ecdesiae,  ,,Ge8chvo- 
rene"  der  Kirche,  d.  h.  des  Gutsherrn,  während  die  SohöfFcn  des  öffent- 
lichen Gerichts  Geschworene  des  Königs  sind.  Vgl.  Arnold,  zur  Gesch. 
d.  Eigenthums  in  deutsch.  Städten  S.  IGl. 

^'')  Cap.  Aquisgran.  cit.  (Note  25).  Cap.  Aquisgran.  a.  825  cap.  miss. 
c.  4  (Pcrtz  I,  p.  247;:  Auf  dem  Landtag  der  missi  sollen  mit  den  Qra- 
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Die  Scabinen  sind  königliche  Beamte,  aber  Beamte,  deren 

Amt  IvacliiinbiirjJCtMianit  ist. 

In  dem  echten  Ding,  welches  noch  jetzt,  den  Grundsätzen 
der  alten  Gerichtsverfassung  entsprechend,  Vollgericht  ist, 
nehmen  die  Scabinen  genau  die  Stellung  ein,  welche  nach  dem 
alten  Recht  den  Bachimburgen  zukommt.  Die  Scabinen  sind 
die  „Bathgeber"  der  Gerichtsgemeinde.  Sie  haben  das  ürthdl 
vorzusclilaiien,  d.  h.  einzubringen.  In  den  Urkunden  und  Ge- 
setzen wcrtlen  die  Scul'inen  ganz  regelmässig  als  die  Urthci- 
Icnden  aufgeführt. -'^1  In  den  Gerichtsurkuuden  des  siidlichcn 
Frankreichs  ist  die  stebeude  Bezeichnung  für  die  Scabinen: 
judices,  qui  jussi  sunt,  causas  dirimere  et  legibus  definire.^*) 
Die  übrigen  anwesenden  Geriebtsgenossen  werden  als  boni 
homines,  qui  ibidem  adcrant,  <iuo6  causa  fecit  esse  praesen- 
tes,^ö)  oder  als  boni  honiines,  qui  subter  subscripturi  vel  signa 
factores  aunt,^^)  oder  als  testes*'^)  von  den  scabini  uuter- 


fen  und  Gentenaren  auch  Scabinen  erscheinen;  deinde  inqnirant  roisai 
noatri  ab  nnlveraia,  qualiter  nnnaqniaquc  illonun  —  officiom  —  admini- 
atrct.   Cap.  Woimnt.  a.  829  alia  cap.  c  4  (p.  851);  qaicumque  de  sca- 

binis  (Icprehonsus  fuerit,  proptor  munora  aiit  proptcr  amicitiam  iiijuste 
jiidicaRso,  ut  per  fi'lojnssores  missiis  ad  i)raosentiam  nostram  illiun 
venire  faciut.  De  cetero  oninibus  scabinis  licmnitietur,  iie  qiiis  deiiu-cps 
etiara  justum  Judicium  vcndere  praesuiuut.  Wiederholt  in  Car.  C. 
Cap.  Carisiac.  a.  873  c.  10  (p.  521).  Vgl.  Cap.  miaa.  a*  803  c.  S.  4  (p. 
115):  De  bis  (acabinia,  advocatis,  notariis),  qui  legem  aervare  con- 
tempaerint,  ttt  per  fidejnsaores  ad  praeaentia  regia  deducantnr. 

")  Vgl.  Cap.  HIoth.  a.  832  cit  (Note  20):  quod  judicaTcrint  (sca- 
bini), confirmaro  sua  subscriptionc  non  dissinmlent. 

")  Z.  B  Vaissctte  II,  Nr.  5  (a.  781).  Nr.  76  (a.  852).  Nr.  88  (a. 
862).  Nr.  HS  a.  S73),  u.  s.  w.  Ebenso  in  den  Gcricditsurkunden  ans 
der  spanischen  Mark,  z,  Ii.  Baliizi;  Marca  llisp.  Nr.  41  (a  879):  judices 
qui  jussi  sunt  ad  Miroue  coniite  causas  audire,  dirimere  vcl  judicare, 
d.  Ii.  „die  Schdifen,  denen  Ton  dem  Grafen  Miro  (vom  Ronaaillon)  das 
Urtheilfinden  aufgegeben  ist"  Es  wird  damit  auf  die  Einaetsnug  der 
Schöffen  durch  den  Grafen  hingewiesen. 

»«)  Vaissette  II,  Nr.  5.  70.  08  cit.  Nr.  91  (a.  867). 

«»)  So  Vaissette  II,  Nr.  37  (a.  821). 

")  Cod.  Lauresham.  I,  p  221:  scabini  et  testes.  ürk.  Karls  d.  Gr. 
V.  J.  782  (bickel  K  97):  Gerichtszeuguiss  una  cum  scabiois  et  testibus 
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sebieden.  Der  übrigen  anwesenden  GericlitQgemeinde  föUt  eben 
nur  die  Yollbort  zu  dem  y<m  den  Scabinen  eingebrachten  Ur- 

theil  zu,  d.  h.  sie  spielt  in  der  Regel,  falls  nicht  etwa  das 
Urtheil  zwiespältig  wird,  eine  wesentlich  passive  Rolle,  3*)  so 
dass  es  scheinen  kann,  als  ob  sie  nur  des  Zeugnisses,  der 
nöthigen  Oeffentlichkeit  halber,  nicht  um  des  Urtheilens  willen 
zugegen  sei. 

Die  Wortbedeutung  von  scabinus  führt  auf  (hisselbe  Re- 
sultat. Scabinus  ist  der  „Schallende"  (VerschafftMidc), d 
der  Urtheilende.  Die  deutsche  Rechtssprache  sieht  in  dem 
Urtheilen  (Theilen)  ein  Ertheilen,  Zutheilen,  Verschaffen. 
Schon  Grimm hat  mit  Recht  bemerkt,  dass  Karl  d.  Gr. 
den  Ausdruck  ,,8chwerlich  ersonnen^,  sondern  ihm  nur  seine 
technische  Bedeutung  gegeben  hat.  Noch  nach  der  Reform 
Karls  d.  Gr.  begegnet  scabinus  in  untechnischer  Bedeutung 
für  die  Urtheilsfinder  überhaupt.  Die  Urtheilsfinder  des  könig- 
lichen Hofgerichts,  und  zwar  gerade  die  das  Urtheil  Einbrin- 
genden, in  meroTingischer  Zeit  als  auditores  oder  legis  docto- 
res  bezeichnet,'^)  begegnen  seit  dem  Ende  des  8.  Jahrhunderts 


Moslinses.  Urk.  v.  814  (obon  Note  17):  liberi  (Scabinon)  und  testos. 
Vgl.  die  judiccä  und  testes  unten  Note  47,  und  die  racbiaeburgii  und 
tcstcs,  unten  Note  50, 

Z.  B.  Muratori  Antlll,  p.  1C7  (a.  853):  Missalgericht  ia  Lucca: 
ipsi  nüsai  domni  imperatoriB  mandaTerant  nobis  (8cabini8)|  nt  quicqnid 
ezinde  nobis  rectum  apparoisset,  eidem  H.  (Parfchei)  renniitiassimiis.  Et 
ideo  nobis  paruit  esse  rectum  ana  cum  omnibus  nobiscuni  ibi 
adcsentibus,  itaei  renuntiavimus ~.  Hier  ist  sehr  klar  die  Urthoils- 
fragc,  der  1  rthcilsvorschlag  der  Scabinen  und  die  Yollbort  derUebrigen 
unterschieden.  * 

'*)  Die  VoUbort  kann  auch  durch  Stillschweigen  ertheilt  werden, 
die  später  sogenannte  „schweigende  Voilbort*',  und  geschieht  deshalb  der 
Yollbort  in  den  Urkunden  h&ufig  gar  keine  Erwftlmung. 

«•)  Grimm  R.  A.  8.  775^  vgl  8.  483.  750.  768. 

••)  R.  A.  S.  775 

s')  Z.  B.  Greg.  Tur.  de  gl.  conf.  c.  71:  Gericht  König  Sigibcrts 
(um  5GG):  conjuncti  auditores  causam  discutiunt,  vgl,  Roz.  457  (Andei?. 
12).  48 i  (Sinn.  40),  wo  gleichzeitig  auditores,  d.  h.  Urtheilslindcr,  im 
Yolksgericht  begegnen.      Tardif  Nr.  54,  v.  J.  751  (.Pardessus  dipl.  II, 
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unter  dem  Namen  seabini,  bisweilen  mit  dem  Zusatz  palatii, 

ofler  (lominici,^*')  während  pjewiss  ist,  dass  Scabineii  im  tech- 
nischen Sinn  nur  für  das  Volkügericbt,  nicht  für  das  Königs- 
gericlit  bestellt  werden. 


Hr.  608):  Gericht  des  Majordomus  Pippin:  —  sicot  proceres  nestri  86tt 
COmitis  palacii  nostri  vel  rehqui  legis  doctorcs  juilicnvcrunt. 

»»j  Ulk.  Karls  d.  Gr.  v.  J.  797  (Sickel  K  150):  Gericlit  Kurls  d. 
Gr.  üIkt  den  Abt  von  Prüm.  Qui  in  conspoctu  nostio  —  st;ins  in  ju- 
dicio  ISO  ist  für  justicio  bei  Beyer  zu  verbessern)  secundum  quod  lex 
liomana  edocct  et  sui  scabiuei  ci  judicaverunt,  praedictas  villaa  ~ 
reddidit  Der  Zusammenhang  ergiebt,  dass  nicht  mit  Waitz  Y.  G.  IV, 
8.  419  Note  5  a.  E.  an  Scabinen  in  einem  „froheren  Gericht  eines 
missQs"  (wovon  die  Urkunde  Nichts  berichtet),  sondeni  schlechthin  an 
Urthcilsfinder,  und  swar  an  „seine  Urtheilsfinder**,  d.  h.  Urtheils- 
finder  seines  Stammesrechts  (des  römischen  Rechts)  zu  denken  ist.  — 
In  der  erdichteten  Erzählung  der  Gcsta  Aldrici  von  einer  Verhandlung 
im  königlichen  Ilotgericht  Ludwigs  d.  Fr.  (Baluze,  Mise.  III,  p.  114  flF.) 
heisst  es  (p.  123;:  Sequentia  vero  capitula  (Belegstellen  zur  Begrün- 
dung des  Urtheils)  a  sapientibus  comitibus  et  scabiuis  domiuicis 
sunt  prolata.  Am  Schluss  (p.  129)  werden  lediglich  Bischöfe,  Aebte, 
Grafen,  ktaigliche  Vassalien  (unter  denen  der  Pfelzgraf)  als  geg^wftr- 
tig  genannt  —  ürk.  Lothars  I  J.  8&3  (BouguetYlH,  p.  391):  Tühun 
—  per  Judicium  nobilium  virorum  comitum  atque  scabiniorum  — 
reddi  praecepimus.  —  Urk.  Karls  d.  Einftlt.  v.  J.  919  (Beyer  I,  Nr 
K,0):  judicio  scabinorum  palatii  et  attestatione  omnium  fidelium 
nostrorum  —  reddidimus.  Hier  wird  ganz  klar  nur  den  „Scbt)fTcn"  das 
Judicium,  d.  h.  der  Urtheilsvorscblag;  den  l'ebrigen  die  attestatio,  d.  h. 
die  Vollbort  zugeschrieben.  —  Die  judices  dominici,  welche  nach  der 
Urk.  V.  J.  817  bei  Balnae  Capp.  II,  p.  1416  in  der  spanisdien  Mark 
mit  einem  Pfelsgrafen  eine  GrAnsregidimng  vornehmen,  sind  dagegen 
entweder,  wie  die  gleich  zu  besprechenden  rachimburgii  dominici,  ge- 
wöhnliche Schöffen,  oder,  gleich  dem  Pfalzgrafen,  königliche  missi. 

••)  Auch  die  italischen  judices  domini  regis  (iraperatoris)  oder  judi- 
ces sacri  palatii  sind  (gegen  Hegel  Städteverf.  II,  S.  41.  Waitz  V. 
G.  IV,  S.  420)  nicht  bestellte  Schöffen  des  Könif^sgerichts,  sondern 
Schöffen  des  Vol  k  s  gerichts,  aber  mit  Scböffenqualität  für  das  ganze 
Reich,  während  sonst  die  Scholien  nur  für  eine  bestimmte  Grafschaft 
bestellt  werden.  Die  Ersteren  ernennt  der  König  persönlich;  die  Letz- 
teren der  Graf  oder  missus.  Die  judices  domini  regis  sind  Reichs- 
Schöffen  im  Gegensatz  zu  den  gewöhnlichen  Orafschaftsschöffen,  gerade 
wie  es  (in  Italien)  Reichsnotare  (notarii  domini  regis,  bez.  impcratoris, 
oder  notarii  sacri  palatii)  im  Gegensatz  zu  den  gewöhnlichen  Graf- 
scbaftsnqtaren,  und  Reichsvögte  (der  geistlichen  Stifter)  im  Gegensatz 
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Daher  werden  die  Scatrinen  vielfiieli  auch  mit  anderen 

Namen,  welche  ihre  Function  als  Urtheilsftnder  bezeichnen, 
aufL^^ctührt.  Sie  heissen  judices,*^)  aiulitores,  judiciarii,  legum 
latores,  legum  magistri,  legis  doctores,  seuatores,  u.  s.  w.*^) 
Von  besonderem  Interesse  ist,  dass  jetzt  der  alte  Name 
„Rachimbnrgen**  aüf  die  Scabinen  Übergegangen 
ist.  Die  erste  Urkunde,  welche  in  Frankrei<di  die  scabini^  nennt, 
eine  Urkunde  v.  J.  780  über  ein  Missalgericht  in  Digne,  be- 
zeichnet die  Scabinen  (.scabini  litis,  scabini  civitatis)  als  rationes- 
burgii*^)  dominici.  **)  Es  handelt  sich  nicht  um  die  Unterschei- 
dung zweierlei  Arten  von  Scabinen  (litis  und  civitatis),  von  denen 
dann  des  Weiteren  noch  die  Bacliimburgen  unterschieden  w&r- 

zu.  den  Grafschaftsvögten  giebt.  Ueber  die  BeichsnotaFe  ?gL  jetzt 
Ficker  II,  S.  70.  -  Unten  §.  17  a.  E. 

Dies  ist  in  Südfiaokreich  ihre  stehende  Bezeichnung,  vgl.  z.  B. 
die  Citate  in  Note  29—31. 

*»)  Die  Belege  hat  bereits  Waitz  V.  G.  IV,  S.  327  Note  2  zusanu 
mengestellt  —  Ausserdem  ist  zti  Tergleichen  Cap.  Ksriom.  a.  884  c.  9 
(Pertsl,p.ö52):  Fnuid homines  mandanae  legis  docamentis  eruditi. 
Besly,  eomtes  de  Poietou  p.318  (a.924):  totias  civitatis  doetor  veri- 
dicus.  —  Der  Ausdruck  sequestri,  welchen  Waitz  aufführt,  gehört 
nicht  hierher,  da  hier  (in  einer  alamannischen  Urkunde,  vgl.  lloz.  402)  mit 
den  sequestri  nicht  die  vorher  genannten  senatores  (Urtliciler),  sondern 
Inquisitionszeugen  m'emoint  sind ,  welche  über  die  Theiluncf  der  Mark 
zwischen  dem  König  und  der  Gemeinde  aussagen,  und  deshalb  als  se- 
questri, divisores  beseichnet  werden. 

««)  Cartnl.  de  St  Victor,  Nr.  81. 

^)  Schon  in  den  Texten  der  LezSalica  begegnet  die  Form  rationes- 
bnrgü  neben  rachineburgii.  Vgl.  oben  üote  6. 

•*)  Die  Urkunde  lautet:  Com  —  in  Digna  civitate  residerent  missi 
domni  nostri  Karoli  regis  —  una  cum  rationcsburgiis  dominicis 
(fünf  Namen),  scabinas  Utes,  scabinos  ipsins  civitatis,  aut 
bonis  hominibus  qui  cum  ipsis  ibidem  aderant  — .  Sed  cum  ipsas  aucto- 
ritatcs  (die  vom  Kläger  producirten  Urkunden)  audissent,  sie  ipsi  etiam 
missi  Tel  ipsi  racionesbargyis  dominicis  interrogaveruut  — 
erfolgt  ingnisitio  per  testes.  —  Die  Fassung  der  Urkunde,  welche  den 
filnf  Mamen  der  ids  rationesbnrgii  dominici  beseiehneten  Beisitzer  die 
weitere  Amtsbenennnng:  scabini  litis,  seab.  civitatis  hinEnfttgt,  ztigtgana 
klar,  dass  die  nämlichen  Personen  mit  den  drei  Titeln  gemeint  sind. 
Deshalb  werden  im  Fortgange  neben  den  missi  nur  die  racionesburgii 
dominici  genannt 
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den**)  Die  Urkunde  föUt  in  die  Zeit  kurz  naeb  Einführung 
der  Schöfienver&sstrog.  Sie  giebt  für  die  neue  Sache  eine 

Keilie  von  Wendungen,  um  die  neue  Einriclitung  in  unmiss- 
verstiindlicher  Weise  zu  bezeichnen  und  zugleich  zu  detiniren. 
Sie  nennt  die  Scuhinen  Stadtschüfl'en ,  bestellt  für  die  Stadt 
Digne,  ProceBsschöien,  bestellt  zum  Urtheil  im  Gericht  ;^^) 
sie  nennt  dieselben  endlich  rachineburgii  dominiei,  „vom  König 
bestellte  Rachimburgen."  Die  Scabinen  sind  die  „Rathgeber*^ 
der  Gerichtsverfassung;  sie  unterscheiden  sich  von  den  alten 
Jlachimburgen  nur  dadurch,  dass  sie  „königliche"  Rachini- 
burgen sind.  In  einer  alamannischcn  Formel  des  9.  Jahr- 
hunderts werden  die  Scabinen  mit  gleicher  Häufung  der  Aus- 
drücke als  gräfliche  Rachimburgen,  grilfliche  judices  (d.  h. 
Schöffen),  bestellte  judices  bezeichnet*^  Die  Scabinen  sind 
vom  Grafen  in  Ausfibung  königlichen  Hoheitsrechts  bestellte 
Rachimburgen,  und  führen  deshalb  mit  demselben  Recht  den 
Titel  „gräflich",  wie  den  Titel  königlich".  Es  ist  kein  Grund, 
„mit  der  Menge  der  urtheilcnden  Personen  einigermassen  in 
Verlegenheit  zu  sein.''^^)  Oder  es  heisst  in  einer  Urkunde 

")  So  Waitz  V.  G.  IV,  S.  339  Note  1.  8.  420  Note  1. 

**)  Es  bedarf  daher  nicht  der  Emendation  Guerard's  a.  a.  0. 
(Note  41):  scabinos  civitatis  ad  diriniondas  litPS,  de  quibns  a  scabinis 
judicandum  erat.  —  Die  Emendution  von  litcs  in  litis  erj^icbt  sich  ebenso 
leicht  wie  die  Einendation  von  scabinas  in  scabinos.  Das  citirte  Char- 
tular  hat  die  Urkunde  aas  dem  schon  sehr  zerstörten  Original  (ex  an- 
tiqaa  *carta  pene  funditos  deleta)  entnominen,  und  sind  daher  Emen- 
datiooen  der  gegebenen  Art  Töllig  unbedenklich. 

Ro8.  474  (alam.):  Vir  inlnster  comis  iUe.  Com  in  pago  iUo 
resedissem  in  vOla  illa  cum  judicibns  et  regenburgis  et  aliis  po> 
puTis  multis — .  —  illa  cansa  qnae  ante  nos  fuit  dijudieata  ot  jndicibas 
nostrisvo]  raginburgis  nostris  vol  judicibns  constitutis 
et  aliis  pagensis  plurimis  il>idem  sistentibus,  hoc  sunt  illi  et  ilii.  —  Dass 
auch  hier  mit  den  judices  und  raginburgi  die  Nämlichen  (die  Schöffen) 
gemeint  sind,  best&tigen  zur  Evidenz  die  Unterschriften  der  Formel, 
welche  nur  den  Grafen  (Richter),  judices  (Schöffen)  und  testet  (Um- 
stand) unterscheiden:  Sig.  testium  Septem  ibidem  adsistentiutt,  ubi 
istnm  Judicium  foit definitum.  Sig.  comitis  illius  et  judicibns  quorum 
(jndicio)  ista  continentia  definita  sint.   Vgl.  oben  Note  32. 

So  Waitz  y.  0.  U  (2.  Aufl.)  8.  477  Note  4,  mit  Eadcsicht  auf 
die  citirte  Formel. 
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vom  Beginn  des  10.  Jahrhunderts :  judices,  scaphini  et  regim- 

burgi.  *®)   Die  drei  Aubdiückc  siud  auch  hier  gleichbedeutend 
gesetzt. 

Gerade  weil  „Tiachimburgen"  in  karoliugischer  Zeit  tech- 
nischer Ausdruck  für  die  Scabinen  ist,  werden*  wie  scabini 
und  testes,  wie  judices  und  testes,  so  rachimburgii,  d.  h. 
Scabinen,  und  testes,  d.  b.  Umstand,  unterschieden.**)  In 
einer  ganzen  Beihe  von  karolingischen  Formeln  werden  rachim- 
burgii  im  Volksgericht  geiiaimt. Es  siud  darunter  Sca- 
binen zu  verstellen. 

Ganz  allgemein  ist  bisher  der  Name  .Jlachimburgen'', 
wo  er  in  karolingischer  Zeit  begegnet,  als  Zeugniss  für  die 
Forterhaltung  altfränkische,  d.  h.  vor  karolingischer  Gterichts- 
ver£B8sung  genommen  worden.  Es  soll  uns  in  solchen  Fällen 
noch  „die  alte  Sitte'*,  oder  ein  „noch  in  alter  Weise  den 

«•)  Vaissette  II,  Nr.  168  (a.  918):  Gericht  eines  grftfiidieii  miasus 
von  Toulouse,  nna  cum  abbatibaa, preabyteris,  judices,  scaphinoa  et  . 
regimborgos,  tarn  Gotos  quam  Romanos  seu  etiam  et  Salicos,  q  ui 

jussi  sunt  causas  audire,  redimerc  et  legibus  definire,  id  est 
Namen)  raonachi ,  (5  Namen)  judices  Romanornm,  (4  Namen)  judici 
Gothorum ,  (8  Namen)  judices  SalicoiuTii,  sive  et  in  praeseutia  (18 
Nameo,  mit  dem  sajo),  et  aliorum  plurimorum  bonorum  bominum. 
Audi  liier  tritt  die  Gl^ehwerthigkeit  der  gebrauchten  Beaeichnungen 
aowohl  in  der  gemeinsamen  Beaiehung  dea  Priidicatsatzes  (qui<  jussi 
sunt  etc.)  auf  judices,  seaMni  und  regimburgi ,  wie  in  der  AnffflhruDg 
der  einzelnen  Namen  lediglich  unter  dem  Titel  judices  deutlich  hervor, 
und  unterscheidet  dio  ürkumlo  nidit,  wie  v.  Savigny  I,  S.  218.  Waitz 
V.  G.  IV,  S.  338  Note  1.  b.  3;3S)  Note  1  annehmen,  die  Rachimburgen 
von  den  Scabinen,  sondern  die  Rachimburgen  (d.  h.  die  Scabinen)  von 
den  boni  homines. 

*")  So  Sal.  extr.  1  (Merkel  p.  99):  üu^at  tanc  comes  notitiam  (die 
Oerichtsurknnde)  cnm  raginburgiis  et  testibus.  Ebenso  in  der 
Fuldaer  Urkunde     J.  788,  auf  welche  t.  Sarigny  I,  S.  S19  aufinerk- 

■  sam  macht:  totum  et  ad  integrum  tradiderunt  cor  am  testibus  et 

^egenburgis. 

»»)  Roz.  458.  477.  498  (App.  Marc.  4.  G.  1).  481.  486.  499  (Merkel 
29.  28.  31).  464  (Bign.  26).  —  Ebenso  in  der  Stelle  aus  den  Zusätzen 
zum  Ademar  III,  19  (Pertz  Script.  lY,  p.l22),  welche  Waitz  V.  ü.  IV, 
S.  338  Note  1  citirt:  missus  fuit  in  Aquitaniae  urbes  una  cum  raim- 
burgis  propter  justicias  faciendas.  Vgl.  unten  §.  19: 
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Rachimbutgen  beigelegtes  Urtheil^'*^,  oder  gar,  nach  Gfro- 

rer  ^^),  eine  Beihe  von  ,,Gespcnstem"  b^egnen,  „weldie  eine 
trübe  Erinnerung  hervorzaubern,  aber  keinen  Odem  des  Lebens 
haben." 

Es  ist  vielmehr  zu  constatiren,  dass,  wie  die  merovingi- 
schen  Ausdrücke:  judices,  legis  doctores,  auditores,  u.  s.  w., 
80  auch  das  altemheimisohe  deutsche  Wort:  rachineburgius, 
in  karolingischer  Zeit  seine  Bedeutung  geändert  hat. 

Mit  dem  Vorigen  ist  zugldch  der  definitive  Beweis  ge- 
geben, dass  das  karolingische  Scabinencolleg  mit  dem  alt- 
fränkischen IlachimburgencoUeg  seiner  Function  nach  identisch 
ist,  und  ebenso  andererseits,  dass  unter  den  Rachimburgen 
des  alten  Rechts  weder  mit  v.  Savigny  die  Freien  schlecht- 
hin, noch  mit  der  früheren  Ansicht  von  Waitz  die  Freien  in 
gerichtlicher  Thätigkeit,  sondern  nur  die  Schöffen  des  alten 
Becbts  zu  verstehen  sind. 

Die  Scabinen  der  karolingischen  Verfassung  machen 
von  nun  an  das  ständige  Rachimburgencolieg  des  echten 
Dinges  aus. 

Das  eigentliche  Gewicht  der  von  Karl  d.  Gr.  eingeführten 
Scabineuveriassung  liegt  indessen,  wie  bereits  angedeutet,  nicht 
in  der  soeben  entwickelten  Function  der  Scabinen  für  das 
echte  Ding,  sondern  in  dem  Satz,  dass  zu  dem  gebotenen 

Ding  nur  die  Scabinen  einzuberufen  sind. 

Das  RachimburgoncoUeg  des  alten  Reclits  besteht  aus 
sieben  Gemeindegliedem. Die  karoüngische  Verfügung*^) 

**)  So  Waits  y.  O.  lY,  S.  SSa  EbenBO  s.  B.  Maurer  Geriehts- 
verf.  S.  65.  Savigny  I,  S.  318.  219.  —  Grimm  R.  A.  8.  775  ver- 
steht unter  den  rachimburgU  der  karoIingiachenQaeUenflberbaiipt  nicht 

mehr  Urtheiler,  sondern  Zeugen  und  Eideshelfer.  Gleieh&Ua  miasTer- 

Ständlich  Pardessns,  Loi  Salique  p.  577.  578. 

*')  Volksr.  I,  S.  118,  wo  überdies  die  karolingischen  Zeugnisse^' 
welche  die  Rachimburgen  erwähnen,   als  „örtliche"   Urkunden  und 
Rechtsquellen  „niederen  Ranges''  charakterisirt  werden. 

SaL  57.  Edict  ChUp.  e.  7.  Vgl.  lUb.  55.  Cap.  Tipp,  ante  708 
G.  7  (Perta  I,  p.  81). 

Oben  8.  876. 
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lautet,  dasB  zum  gebotenen  Gericht  nur  sieboi  Scabinen  zu 
entbieten  sind.  Die  karolingische  Reform  besteht  darin,  dass 
das  gebotene  Gericht  nur  durch  das  Rachimburgencolleg  be- 
setzt ist.  Mit  der  Scliöffen Verfassung  sind  von  Karl  d.  Gr. 
die  Schöffengerichte  eingeführt. 

£8  hängt  damit  zusammen,  dass  mallus,  in  vorkarolin- 
gischer  Zeit  noch  das  gebotene  Gericht  gleich  dem  ungebo- 
tenen bezeichnend,'^®)  seit  der  Reform  Karls  d.  Gr.  techni- 
scher Ausdnick  für  das  echte  Ding  ist.  Den  besten 
Beleg  gewährt  das  Capitular  Ludwigs  d.  Fr.,  nach  welchem 
der  mall  US  an  der  echten  Dingstätte  abgehalten  werden  soll; 
minora  ver o  pl acita  comes,ubi impetrare potuerit,  habeat.*"^) 
Das  minus  placitum,  das  „kleine  Gericht**  ist  das  gebotene 
Gericht,  welches  kein  mallas,  sondern  nur  noch  Schäffen- 
gericht  ist. 

Karl  d.  Gr.  hat  zum  Schutz  des  Freienstandes  den  Be- 
amten die  Macht  genommen,  kraft  eigner  Amtsgewalt  die 
gesammte  Hundertschaft  zu  entbieten.  Der  freie  Mann  als 
solcher  ist  nur  noch  zum  Echteding,  nicht  mehr  zum  gebotenen 
Gericht  dingpflichtig.  Von  den  beiden  Gründen,  welche  noch 
das  Erstlingscapitular  Karls  d.  Gr.'*)  für  die  Berufung  der 
Hundertschaften  zu  gebotenen  Dingen  aufführt,  ist  nur  der 
eine,  die  denunciatio  regis,  geblieben;  der  andere,  die  neces- 
sitas,  gestrichen.  Neben  dem  mallus  legitimus  comitis  steht 
nur  das  rcgale  placitum  als  ausserordentliches  Vollgericht. 
Die  Befugniss,  das  Volk  der  Hundertschaft,  nicht  blos  die 
Schöffen,  ausserordentUcher  Weise  zur  Malstatt  zu  entbieten, 
ist  von  nun  an  vorbehaltenes  königliches  Hoheitsrecht. 

Oben  S.  371. 

»»)  Cap.  Aquisgran.  a.  817  legib.  add.  c.  14  (Pertz  I,  p.  212). 
**)  Daher  lautet  die  Verfügung  Karls  des  Kahlen,  dass  die  0rafeit 
ihr  echtes  Ding  nicht  gleichzeitig  halten  soHen:  ut  comites  in  nnadie 
mallnm  non  teneant,  Edict  Pist  a.  864  c  83  (Pertz  I,  p.  496).  —  Vgl 
'    anch  die  übrigen  oben  S.  861  ff.  citirten  Stellen. 
»•)  Oben  S.  28G,  vgl.  S.  372. 

Vgl.  die  Urkunde  Ludwifrs  d.  Fr.  oben  S.  347. 
*^)  Es  ist  in  keiner  Weiae  daran  zu  denken,  wie  Usinger,  zur  Lex 
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Mallns  ist  die  GericbtSTersammlnng.  Das  gebotene 
Gericht  Karls  d.  Gr.  ist  keine  Gerichtsversammlung  mehr. 

Nur  (las  echte  Ding  ist  mallus,  d.  h.  Vollgericlit.  Die  Reform 
Karls  d.  Gr.  macht  den  Gegensatz  zwischen  dem  Echteding 
und  dem  gebotenen  Ding  aufs  Neue  lebendig.  Das  gebotene 
Gericht  Karls  cL  Gr.  ist  ein  Gericht,  welches  nur  noch  mit 
einem  Tom  König  bestellten  Richtercollegium  besetzt  ist 
Zum  gebotenen  Gericht  Karls  d.  Gr.  erscheinen  die  vom 
König  bestellten  ,,Eathgeber"  der  Gerichtsgemeinde  ohne  die 
Gemeinde  selbst.  Zum  gebotenen  Gericht  Karls  d.  Gr.  er- 
scheinen Diejenigen,  deren  Recht  nur  der  Urtheils  vor  schlag 
ist.  Karl  d.  Gr.  setzt  ein  Gericht,  welches  Gericht  sein  soll, 
obgleich  es  ein  Geridit  ohne  die  Gerichtsversammlung  ist 
Kari  d.  Gr.  setzt  ein  Urtheü,  welches  Ürtheil  sein  soll,  ob- 
gleich es  ein  Urtheü  ohne  Yollbort  ist.  Das  gebotene  Ge- 
richt Karls  d,  Gr.  ist  kein  Gericht  im  Sinn  des  Volksrechts. 
Das  gebotene  Gericht  des  altfränkischen  Rechts  hat  sicli  im 
Lauf  der  Entwickelung  für  die  Gerichtspnixis  zur  Stellung 
eines  Gerichts  erhoben.  Die  Reform  Karls  d.  Gr.  hat  bewirkt, 
dass  sich  dennoch  bis  in  das  sfMlte  Mittelalter  der  Gegensatz  des 
Echtedmges  nnd  des  gebotenen  Dinges  erhalten  hat,  als  des  Ge- 
richtes, welches  von  Bechtswegen  das  Gericht,  und  des  Ge- 
richtes, welches  von  Rechtswegen  kein  Gericht  ist. 

Dass  die  Scabinen  urkundlich  nicht  vor  der  Zeit  Karls 
d.  Gr.  begegnen,  ist  bereits  hinlänglich  festgestellt  In  den 
Capitularien  werden  die  Scabinen  erst  nach  dem  Jahr  800 
genannt     Das  Einführungsgesetz  fOr  die  ScabinenTerfnssung 


Sax.  8.  62  Note  1  för  möglich  bftit,  dass  dieser  Bechtssats,  der  durch 

die  Capitularien  Ecichsrecht  geworden  ist  (vgl  oben  S.  134  ff.  365  fiF.)»  durch 
Gap.  Sax.  c.  5  oder  Lex  Cham.  c.  40,  welche  beide  Stellen  lediglich 
aber  die  Höhe  des  Grafenbanns  bestimmen,  modificirt  worden  sei. 

•2)  Unten  §.  17, 

«»)  Vgl.  V.  Savigny  Gesch.  des  Rom.  R.  I,  S,  236  ff.  Merkel 
ebendas.  VII,  S.  5  ff.  Waitz  V.  G.  H  (2.  Aufl.),  S.  484.  IV,  S.  326. 
•*)  Cap.  miss.  a.  803  c  3.  20.  (Pertr  I,  p.  115).  Cap.  Pipp.  a.801— 
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ist  verloren  gegangen.  Schon  die  ersten  auf  uns  gekommenen 
Gapitularien,  welche  der  Scabinen  gedenken,  setzen  die  Sca- 
binenverfassung  als  bereits  eingeführt  voraus.  •*)  Urkundlich 

begegnen  Scabinen  zuerst  in  Italien  im  Jahre  774/®)  also 
unmittelbar  nach  der  fränkischen  Eroberung;  iu  Frankreich 
im  Jahr  780. 

•  Für  die  Mnfühnmg  der  ScabinenverflASSung  durch  Karl 
d.  Gr.  ist  bisher  ausschliesslich  das  eben  aufgeführte  negative 
Argument  verwerthet.  Aus  dem  Vorigen  hat  sich  ergeben, 
dass  das  Vorkommen  des  Worts  scabinus  an  sich  weder  für 
die  eine,  noch  für  die  andere  Ansicht  beweiskräftig  ist.  Das 
Wort  scabinus  kann,  wie  bemerkt,  sehr  wohl  schon  der  frän- 
kischen Rechtssprache  vor  Karl  d.  Gr.  angehört  haben.  Es 
würde  für  unsere  Frage  Nichts  entscheiden,  wenn  auch  etwa 
scabini  urkundlich  irgendwo  vor  Karl  d.  Gr.  vorkommen 
sollten.  Wie  lachineburgius  nach  Karl  d.  Gr.  in  dem  Sinn 
der  neuen  Gerichtsverfassung,  so  kann  scabinus  vor  Karl  d. 
Gr.  im  Sinn  der  alten  Gerichtsverfassung  gebraucht  sein. 
Entscheidend  ist  allein  das  aus  dem  oben  (S.  286)  angeführten 
Oapitular  Karls  d.  Gr.  sich  ergebende  positive  Argument,  dass 
noch  im  Beginn  der  Begierung  Karls  d.  Gr.  das  gebotene 

810  c.  14  (p.  irvi).  Ueber  die  Datirung  des  letzten  Capitulars  (von  Pertz 
iu  das  Jahr  b02  gesetzt)  vgl.  Boretius  S.  136.  —  Vgl.  die  Citate  oben 
Note  11. 

**)  Gfrörer  I,  B.  103.  lOi  hält  das  citirte  Cap.  mi^äurum 
Y.  3.  803,  in  welchem  unter  den  causae  admonendae  (vgl.  Boretius 
S.  84)  die  misai  an  die  Einaetsnng  Ton  Scabinen  (c.  8)  und  die  Befrei- 
ung der  Freien  Ton  der  gebotenen  Dingpflicht  (c.  20)  „erinnert**  werden, 
fOr  das  £infahrungsgesetz. 

Brunetti,  Codice  dipl.  Toscano  U,  p.  2lö  (Juli  774).  Waitz  Y. 
G.  IV,  S.  32G  Note  2. 

•')  In  der  oben  S.  383  citirten  Urkunde.  Dieselbe  macht  durch  die 
Beaeichnuug  rachiueburgii  domiuici  zweifellos,  dass  sie  ein  Zcugniss 
ftr  die  von  Karl  d.  Qr.  eingefOJirte  ScbÖffenTerfossung  ist.  —  Die  Ur- 
kunde Karls  d.  Or.,  Sickel  K.  97,  welche  scabini  aus  dem  Moselhersog- 
ihnm  nennt,  wird  von  Beyer  Urk.  I,  S.  82  in  das  Jahr  775—  776  ge- 
setzt, gehört  aber  nach  Sickel  etwa  in  daa  Jahr  782. 
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Gericht  Vollgericht  ist.  £8  stimmen  damit  die  sämmt- 
lichen  karolingischen  Zeugnisse  Überein,  nach  denen  gleich- 
zeitig mit  der  Einführung  der  drei  echten  Dinge  durch  Karl 

d.  Gr.  auch  die  Aufhebung  der  Dingpflicht  der  Freien  zum 
goboteiieii  Gericht  erfolgt  ist.  Die  scabini  im  Sinn  der 
karolingischcn  Vei-fassung  datireu  erst  seit  dieser  Zeit.  Die 
Schöffenverfassung  ist  durch  die  Schöffengerichte  gegeben. 

Die  Einführung  der  Scabinenveriassung  ist  nach  dem 
Vorigen  in  den  Beginn  der  Regierung  Karls  d.  Gr.,  etwa 
zwischen  770  und  780,''®)  zu  setzen. 

§.  17. 

Die  irerichtsverwaltung. 

Die  Dai-stelhmg  gelangt  zu  dem  Abschluss  der  gesammten 
voraufgeliciulon  Entwickekmg.  Es  handelt  sich  darum,  die 
praktische  Bedeutung  der  im  Vorigen  aufgezeigten  (Jegen- 
sätze  festzustellen.  Sowohl  der  Gegensatz  des  Grafen-  und 
des  Schultheissenamts,  wie  der  Gegensatz  des  echten  und  des 
gebotenen  Dmgs  gewinnt  erst  an  dieser  Stdle  Tolles  Licht. 

Die  Gerichtsverwaltung  der  Lex  Salica  ruht  auf  dem  Satz, 
dass  das  gebotene  Gericht  nur  für  Acte  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit,  d.  h.  für  die  Solennisirung  bestimmter  Kotlits- 
handlungen,  competent  ist.  Die  Lex  Salica  gedenkt  des  ge- 
botenen Gerichts  nur.  für  diese  Zwecke,  für  die  feierliche 


Dagegen  citirt  Waitz  V.  Gt.  IV,  8.  826  Note  2  Tersehentlich  ein 
Gapitular  „p.  37  c.  7"  als  von  Karl  d.  Gr.  erlassen,  welches  „noch** 
von  comes  und  rachiuebnrgii  spricht.  Die  gemeinte  Stelle  <:^ehört  dem 
Capitnlar  Pippins  Pertz  I,  p.  81,  c.  7  an,  und  würde  nach  dem  Vorigen 
überdies  kein  Beweis  fUr  die  uochnicht  eingeführte  Schöffenverfassung  sein. 

Unten  §.  17. 

V«)  Ich  nehme  das  Jahr  780,  d.  h.  das  Jahr  der  citirten  fränkischen 
ürlcnnde,  nicht  das  Jahr  774  (das  Jahr  der  itaUsehen  Urkunde)  als 
Endtermin  an,  weil  nur  aas  der  ersteren  zweifellos  erhellt^  dass  Scabinen 
im  Sinn  der  neuen  GerichtaTerfassung  gemebit  sind,  Tgl.  oben  Note  67. 
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Zahlang  des  mpos  beiWiederverheirathnng  der  Wittwe(Sal.44) 

und  für  die  erste  Auflassung  bei  der  Vergabung  von  Todes 
wegen  (Sal.  46).  Zu  dieser  schon  von  Waitz^)  bemerkten 
Thatsache  tritt  entscheidend  die  andere  positive  hinzu,  dass 
die  LeiX  Salica  das  streitige  Gerichtsverfahren  ohne  Weiteres 
als  Verfahren  im  echten  Ding  setzt.  In  SaL  50  wird  §.  1 
von  der  privatrechtlichen  fides  facta,  f.  2  von  der  processuali- 
scfaen  fides  facta,  d.  h.  von  dem  Urtheilerfulltiiigsgeldbniss,  ge- 
'  handelt.  ^  Die  prooessualische  fides  facta  wird  mit  den  Worten 
umschrieben:  Si  quis  ad  placitum  legitimura^)  tidcmfactam 
noluerit  solvere.  Die  processualische  tides  facta  begegnet  nur 
als  „geleistet''  (facta)  im  echten  Ding.  Urtheil  (lieweis- 
nrtheil),  Urtheiierfüllungsgelöbniss  (Beweisgelöbniss),  Process 
(Antwort-  und  Beweisverfahren)  bilden  das  Praedpanm  des 
echten  Dinges,  im  Gegensatz  zum  gebotenen  Gericht 

Das  gebotene  Gericht  ist  nicht  einmal  fttr  alle  Hand- 
lungen der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  competent.  Die  zweite 
Auflassung  bei  der  ^'ergabung  von  Todeswegen  (Sal.  46),  und 
ebenso  das  se  de  parentilla  tollere  (SaL  bO)  bat  in  mallo 
publice  legitime  zu  geschehen.^) 

Die  fragliche  Thatsache  ist,  wie  bemerkt,  schon  von 
Waitz  hervorgdioben  worden.  Sie  gewinnt  ihr  Verstilndniss 
durch  den  im  Vorigen  festgestellten  Satz,  dass  das  echte 
Gericht  das  Gericht,  und  das  gebotene  Gericht  kein  Gericht 
ist.  Die  streitige  Gerichtsbarkeit  ist  die  Gerichtsbarkeit. 
Sie  gehört  ausschliesslich  vor  das  Echteding,  weil  nur  das 
£chteding  Gericht  ist.  Die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  ver- 
langt för  einige  Handlungen  wahre  Gerichtlichkeit.  Das  ge- 
botene Gericht  ist  auch  hier  unzuständig,  weU  es  kein  Gericht 


»)  Das  alte  Recht  S.  150 

*)  Vgl.  Siegel  S.  21'J  iY.  Sohm  S.  18  ff.  163  ff. 

*)  Vgl.  oben  S.  80  Note  27. 

*)  Sal.  40.  üO.  An  erster  Stelle  wird  der  mallus  publiciis  legitimus, 
aa  sweiter  der  mallus  schlechtweg  genannt  Als  mallas  schlechtweg  ist 
ohne  Zweifel  das  echte  Ding  n  Terstehen,  vgl.  oben  S.  68.  70. 
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ist  Das  gebotene  Gericht  reicht  nur  fttr  di^enigen  Rechts- 
handlungen aus,  welche  lediglich  der  Oeffentlichkeit,  nicht  der 
Gerichtliebkeit  als  solcher  bedürfen. 

Nacli  (lein  V()ri,c:on  ist  für  die  Zeit  der  Lex  Salica  die 
ro,c:ol!nässif?e  Wieilerkehr  der  echten  Dinge  durch  die  'Dauer 
der  Gerichts! risten  des  Processes  gegeben.  Schon  Waitz  ist 
von  diesem  Gesichtspunkt  ausgegangen,  aber  zu  einem  irrigen 
Resultat  gelangt.*)  Er  nimmt  Gerichtsfristen  von  sieb^ 
Tagen,  und  in  Folge  dessen  wöchentliche  Wiederkehr  des 
echten  Dinges  an.  Die  von  ihm  dabei  als  massgebend  erach- 
teten Stellen  der  Lex  Salica  handeln  indessen  wohl  von  pro- 
cessualischen,  aber  nicht  von  Gerichts  fristen.  Sie  beziehen 
sich  auf  den  ausser  gerichtlichen  (executivischen)  riocess 
der  Lex  Salica.^)  Nur  an  einer  einzigen  Stelle  gedenkt  die 
Lex  Salica  der  Gerichtsfrist,  SaL  56,  wo  sie  von  dem  Yer- 


Waitz  das  alte  Recht  S.  144.    V.  G.  I,  S.  319.  II  (2.  Aufl.)  S. 
36.  462.  IV,  S.  307.    Ihm  folgt  v.  B  e  t  h  ni  an n- Hol  1  wo  fi  S.  423. 

•)  Sal.  40,  4.  5.  50,  1.  .^.2.  Die  beiilen  letzten  Stellen  hahen  sieben- 
tägige Fristen  lüi-  das  dieiinalige  testare,  d.h.  für  die  dreimalige  ausser- 
gerichUiebe  Zahlungsforderung,  welche  natä  eriangtem  nexti  canthichio 
der  aoBsergerichtlichen  P^doDg  Toraa^hen  mnas,  Tgl.  Proc.  d.  Lex 
Sal.  S/29.  85.  In  der  ersten  Stelle,  auf  welche  t.  Bethmann-Hall- 
weg  a.  a.  O.  sich  beruft,  wird  von  den  siebentägigen  Fristen  bei  dem 
.Verfahren  aus  dem  Delict  eines  serviis  gehandelt.  Auch  hier  ist  das 
Verfahren  ein  a  ns  se  r  perichtliches;  das  Begehren  des  Klägers  lautet 
nicht,  den  servus  zu  tiericht,  sondern,  den  servus  ad  supplicia,  zu 
aussergcrichtlicher Folterung  (vor Zeugen)  zu  schicken,  um  auf  Grund 
dieses  Yer&hrens  die  gerichtiiche  Klage  gegen  den  Herren,  entweder 
auf  SldaTenbusse,  oder  auf  Freienbnsse  zu  erheben.  Der  Ansdruck 
placitum,  den  die  Stelle  gebraucht,  begegnet  hier,  ebenso  wie  z.  B.  Sal. 
45,  nicht  für  den  Gerichtstermin,  sondern  für  den  Termin  überhaupt, 
vgl.  oben  S.  57  Note  1.  S.  65  Note  25.  Die  Aufforderung  des  Herrn, 
den  servus  ad  supplicia  zu  schicken,  ist  daher  keine  niaiinitio,  sondern 
Vorbereitiuig  der  mannilio,  und  damit  des  gerichtlichen  Verfahrens. 
Erst  nach  Gründung  des  fränkischen  Reichs  ist,  wie  der  anssergericht- 
liche  Process  überhaupt,  so  auch  diese  aus  sergerichtliche  Vorstufe  des 
Processes  hinweggefallen,  vgl.  Decr.  Chloth.  c.  5.  Pact.  pro  ten.  pac.  c. 
5.  Edict  Chilp.  c.  7.  Anders  fraher  Proc.  d.  Lex  Sal.  S.  180  Note  4. 
8.  157. 
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fahren  aus  dem  Delict  handelt:  der  zwdte Termin,  im  welchem 
der  Beklagte  das  ürtheil  (Beweisnrtheil)  des  Delictsprocesses 

zu  erfüllen  hat,  fällt  10  Nächte  nach  dem  ersten  Termin.'') 
Zur  Zeit  der  Lex  Salica  ist  das  gerichtliche  Verfahren  mit 
dem  Verfahren  aus  dem  Delict,  und  daher  die  Gerichtsfrist 
mit  der  Frist  des  Delictsprocesses  identisch.^) 

Die  40  Nächte  machen  die  Gerichtsfirist  der  Lex  Salica 
aus.  Das  Becht  des  fränkischen  Reichs  stimmt  mit  dem 
Recht  der  Lex  Salica  überein.  Die  40  )^hte  machen  noch 
im  9.  Jahrhundert  die  Gerichtsfrist  aus,  nach  deren  Ablauf 
legal iter  sacramenta  juranda  accipiuntur,^)  dieFpst,  welche 
dem  Beklagten  bis  zuiu  zweiten  Termin  gebührt,  sicut  lex 
et  nostra  consnetudo  est.^<>)  Die  40  noctes  sind  die 
legitimae  noctes/^)  die  noctes  secundnm  legem  Sali- 
ca m.^^  Die  Frist  von  40  Nächten  ist  die  Gerichtsfrist  nach 
Volksrecht,  die  „echte"  Gerichtsfrist.  Die  Frist  von  40  Näch- 
ten ist  von  Rechts  wegen  die  einzige  üerichtsfrist  des  (sa- 
lisch)  fränkischen  Rechts. 

')  Sal.  56:  i)ost  illo  die  quando  rachineburgii  jiidicaverunt  (im  1. 
Termin),  iit  aut  per  ineo  aut  per  conposicione  so  educerct,  hoc  est  de 
illa  die  in  40  noctes  in  mallobcrgo  iterum  ei  soleiu  collocaverit. 

*)  Proc.  d.  Lex  Sal.  S.  131  ff. 

•)  Edict.  Pist.  a.  864  c  88  (Perts  l,  p.  496). 

»•)  Roz.  492  (App.  Marc  29). 

**)  Perard  p.  147  (a.  867,  imDecember);  Urthcil  auf  Beweiserbrin- 
giing  post  40  noctes  in  proximo  mallo,  qiiod  in  Usc;\rense  et  in  Ato- 
eriis  ipsi  missi  tenent.  Die  Beweiserbringuug  erfolgt  nach  der  Urkunde 
p.  148  (a.  868,  im  Februar)  post  legitimas  noctes. 
Roz.  108  (Lind.  88),  oben  ö.  ÜO  Note  9. 

^)  Daher  erfolgt  im  Gericht  des  Vicegrafen  von  Nlmes,  M^oard 
Nr.  8  (a.  898),  auf  die  Erklftrang  des  Beklagten  (d.  h.  des  Beweis- 
Pflichtigen),  dass  er  ein  Franke  sei  (se  esse  Salicnra)  das  Urtheil:  ut 
in  40  noctes  suum  autore  presentare  faciat.  Der  Kläger  ist  einOothe 
(Gotum  se  esse  dixit) ;  doch  wird,  gemäss  dem  in  Kib.  31,  3  ausge- 
sprochenen Princip,  das  Beweisurtheil  nach  dem  Hecht  des  Beweis- 
pfiichtii^en  l;o^prochen.  —  Dem  Obigen  entsprechend  begegnet  die  üerichts- 
frist von  40  Nächten  ganz  regehnässig  in  den  fränkischen  Zeugnissen. 
Sal.  96:  solem  illi  eoUiget  ad  ipso  die  (im  2:  Termin)  in  maUobergo 
illo  in  40  noctes.  Das  Toranfgehende:  et  ipsas  in  Ii  noctes  aenenm 
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Die  40  N^ldite  wurden  znr  Zeit  des  firänktscben  Reichs 

veijichiedon  berechnet.  Nach  der  einen  Berechnung  wurden 
die  40  Nächte  als  40  Tage  gezählt,  und  sollte  danach  die 
lieweishandluug  (im  zweiten  Termin)  am  40.  Tage  nach  dem 
Erkenntoiss  im  ersten  Termin  (den  Tag  des  Erkenntnisses 
mitgerechnet),  d.  h.  nicht  nach  40,  sondern  bereits  nach  39 
Näditen  erbracht  werden.^*)  Die  andere  Berechnungsweise 
nahm  zu  den  40  Nichten  eine  Zugabe  Yon  einer  Nacht, 


calefacere  debet,  bezieht  sich  auf  den  ersten  Termin,  und  gicbt  daher 
nicht  die  Frist  swiselieii  swei  Gerichtstagen,  sondern  die  Frist  svischen 
der  mannitio  der  Parthe!  und  dem  ersten  Gerichtstag  an  (gegen  Waitz 
y.G.II(2.AaiL),S.462Note8.— R02.491  (Sinn. 30):  in  noetes  qnadra- 
ginta.  P^rard  p.  34 Nr.  15  <a.  818):  in  prozino  mallo  post  4  0  noc- 
'  tcs,  quem  ipsc  comes  in  Augustidonense  tcnet.  p.  35  Nr.  18  (a.  815): 
in  proximo  mallo  post  40  noctes,  quem  ipsius  comes  in  ipsa  civitate 
tenet. —  Dieselbe  DtHleutung  hat,  wie  sich  gleich  ergeben  wird,  die  Frist 
von  42  Nächten,  welche  mehrmals  begegnet,  Roz.  481  (Merkel  20): 
infra  noctes  qnadraginta  et  duas.  Boa.  602  cBign.  13.  Merkel  43):  in 
noctis  42.  —  Ueber  das  ribaarische  Becht  vgL  nnten  bei  Note  140. 

u)  So  berichtet  Karl  der  Eahie  im  Edict  Pist  a.  864  c.  33  (Perta 
I,  p.  496):  alii  enim  snnm  sacram^tnm  Qnadragesimo  die,  in  quo 
illud  accipiunt,  jnrare  volunt  —  numerant  enim  dies,  et  non 
numerant  cum  eis  noctes.  Als  Beleg  für  iliose  Berechnung  führt 
Karl  der  Kahle  die  10  Tnge  von  Ostern  bis  Himmelfahrt  an,  wo  nume- 
rantur dies  et  non  numerantur  noctes.  Der  llimmelfahrtsdonnerstag 
ist  der  40.  Tag  nach  Ostern,  den  Ostersonntag  mitgerechnet.  —  Einen 
nrknndlichen  Beleg  für  diese  Berechnnngsweise  gewährt  die  Urkunde 
Chlodwigs  m  vom  12.  Angust  691,  Tardif  Nr.  28  (Pardessns  dipL  D, 
Nr.  418) :  im  königlichen  Hofgericht  wird  daa  Beweisnrtheil  gesprochen, 
nt  memoratus  Gh.  (der  Beklagte)  ipso  extromento  in  noctis  40,  qnod 
evinit  ubi  ficerit  proximus  minsis  September  dies  vipinti,  in  nostri  pre- 
senciara  dibiat  presentari,  d.  h.  der  Beklagte  soll  die  Urkunde  „nach  40 
Nächten,  also  am  20.  September"  produciren.  Zwischen  dem  12.  August 
und  dem  20.  September  liegen  nur  39  Nächte,  wohl  aber  ist  der  20. 
September  der  40.  Tag  (den  Tag  des  Erkenntnisses  mitgerechnet)  nach 
dem  ersten  Termin. 

")  Die  Zngabefristen  sind  bekanntlich  fan  dentschen  Becht  sehr 
h&ufig.  Am  Bekanntesten  ist  die  Frist  von  Jahr  und  Tag  (vgl.  Rib.  67, 
3:  ante  annnm  revolutum  vel  Septem  noctes).  (!erade  so  hier  sechs 
Wochen  und  ein  Tag.  Die  Zngabefristen  entsprechen  den  Zugabebussen. 
Wie  die  letzteren  (vgl.  Zeitschr.  f.  K.  G.  V,  S.  394  Note  2),  so  wer- 
den auch  die  ersteren  häufig  nicht  ausgedruckt. 
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also  41  Nächte  an,  und  zählte  die  Nächte,  nicht  die  Tage, 
die  Nacht,  in  Uebereinstiinmung  mit  der  Uebeilieferung  des 
Tacitus/®)  als  Anfang  des  Tages  genommen.  Danach  blieb 
einerseits  der  Tag,  an  welchem  das  Erkenntniss  gesprochen 
war,  ausser  Bechnung,  und  gehörte  andererseits  (dem:  post 
40  noctes  entsprechend)  der  Tag,  welcher  auf  die  41.  Nacht 
folgte,  noch  vollständig  in  die  Frist,  so  dass  sich  als  Termin 
für  die  l>ewei.shandlung  der  Tag  nach  der  42,  Nacht,  d.  h. 
nach  Ablauf  von  sechs  vollen  Wochen  derselbe  Wochen- 
tag mit  demjenigen,  an  welchem  das  Erkenntniss  gesprochen 
war,  ergab.  ^'')  Um  gerade  diese  Berechnungsweise  bestimmt 
als  die  gemeinte  zu  bezeichnen,  ward  mehrfach  der  Beweis«' 
termin  statt,  wie  es  altherkömmlich  war,  auf  post  40  noctes, 
ausdrücklich  auf  post  42  noctes  angesetzt. 

Nach  der  zweiten  Berechnungsweise  ist  die  Ansetzung  des 
zweiten  Termins  auf  post  40  noctes  mit  der  Ansetzung  des- 
selben auf  „heute  über  sechs  Wochen"  identisch.  Diese  zweite 
Berechnungsweise  erscheint  schon  an  sich  als  die  alterthüm- 

Germ.  c.  11:  nox  ducere  diem  videtur. 
")  Diese  andere  Berechnungsweise  charakterisirt  Karl  der  Kable 
a.  a.  0.  (Note  14)  dahin,  dass  liier  quadraginta  dies  siraul  cum  noc- 
tibus  —  computaiitur.  In  quibus  sex  septimanac,  id  est  quadraginta 
et  duo  dies,  üuut.  Dieselbe  ward  an  mehreren  Orten  noch  angewandt 
(vgl.  bei  Note  18) ;  Karl  der  Kahle  erklärte  aie,  als  die  allein  richtige, 
ü&r  die  im  ganaen  Reich  auBachliesBlich  anzuwendende:  Dnde,  eicnt  in 
^oibnsdaiB  regionibtiB  rectiaa  tenere  comperimua,  —  constituimus,  ut 
ah  ipso  die  quo  sacramentum  accipitur  poBt  qnadraginta  dies  et 
quadraginta  noctes,  id  est  quadragesimo  secundo  die  de 
sex  septiraanis  i^Var  :  post  sex  septimanas),  ipsa  feria  qua  illud 
sa cranieu tum  accepit,  —  legaliter  in  locis  constitutis  juret  Als 
Beleg  werden  die  Quadragesimuu  vor  Ostern  angefübrt,  in  quibus  sex 
septimanae,  id  est  quadraginta  et  dno  dies,  fiunt  naqne  ad  resarrectio- 
nem  Domini,  quae  fit  in  dominica  die,  aicnt  et  initinm  qnadrageaimae. 
Gerade  so  wie  hier  nach  'Ablauf  der  Qnädragesimae  derselbe  Wochen- 
'  tag  (Sonntag)  mit  dem  Anluigstag  der  Frist  sich  ergiebt  (sicut  pascha 
^sa  foria  fit  qua  initium  quadragesiraae  accipitur),  so  soll  auch  bei 
Berechnung  der  weltlichen  Frist  derselbe  Wochentag  nach  sechs  Wachen 
der  Termin  für  die  Vornahme  der  Handlung  sein. 

Oben  Note  13  a.  E. 
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liebere.  Sie  ist  überdies  von  Karl  dem  Kahlen  ausdrücklich 
als  die  allein  dem  Recht  entsprechende  bezeichnet  >vorden.^^) 
Sie  ist  während  des  gesammten  späteren  Mittelalters  die 
herrschende  geblieben:  die  sechs  Wochen,  welche  später  in 
ganz  Deutschland  die  echte  Gerichtsfrist  ausmachen,'*)  sind 
die  40  Nächte  des  li&ikischen  Rechts. 

Bas  echte  Ding  der  Lex  Salica  wird  von  sechs  zu  sechs 
Wochen  abgehalten.  Der  gewonnene  Satz  ist  AusHuss  des 
anderen,  allgemeineren,  dass  die  Erfüllung  der  IJnterthani  n- 
ptiicht  auf  sechs  Wochen  von  weiterer  UnterthanenpÜicht  be- 
freit. Sechs  Wochen  „ruht  der  Bann".  Sechs  Wochen  nach 
erfüllter  Heerpfiicht  ist  •  der  Franke  von  der  Dhigpflicht 
wie  von  der  Gerichtsstandspflicht  hefrdt.*^)  Er  ist  ebenso 
nach  geleisteter  Ding-  oder  Gerichtsstandspflicht  sechs  Wochen 
von  neuer  Leistung  derselben  frei.  Es  kommt  auch  hier  der 
Satz  zum  Ausdruck,  dass  die  Ding-  und  GerichtsstandspÜicht 
gleich  der  Kriegspliicht  Unterthanenpflicht  ist.^^) 

Oben  Note  17.  Den  Anläse  gab  die  praktische  Bedeutung  der 
Controverse:  muHi  hide  contendnnt  et  sejnter  se  jectiscunt.  Jectiscere 

ist  das  Auswarten  des  Gegners  (welcher  fides  facta  für  sein  Erscheinen 
pelt^istPt  hat)  im  Gericht  (sowohl  von  Seiton  des  Probaten,  wie  des 
Trobanten,  vgl.  Rib.  67,  3)  mit  der  Wirkung,  dass  der  Gegner  jectivus 
(ungehorsam)  ist,  und  den  jectus,  die  Ungehoi samsbusse  von  15  solidi 
für  Nichterfüllung  des  formellen  Versprechens  verwirkt,  vgl.  oben  S. 113.109. 
Durch  unser  Gesets  sollte  das  gegenseitige  jectiscere  In  Folge  ver- 
schiedener Berechnung  der  Frist  ausgeschlossen  werden  (sine  ulla  le- 
gali  compositione  vel  jfictitione). 

*«)  Eine  Reihe  von  Belegstellen  gewährt  bekanntlich  der  Sachsen- 
Spiegel.  Ebenso  aber  auch  die  süddeutschen  Rechtsquellen,  z.  B. 
Oesterr,  Landr.  Art.  1 :  dchain  laiidesherre  sol  dehaiu  taidlDg  haben 
nur  über  sechs  wochen  und  nicht  darhinder. 

Cap.  Wormat.  a.  829  alia  cap.  c.  14  (Pertz  I,  p.  352):  Post- 
quam  comes  et  pagenses  de  qualibek  ezpeditione  hostili  reverai  fuerint, 
ex  eo  die  super  qnadraginta  noctes  sit  bannus  rescisus,  quod  in 
lingua  thtudisca  scaftiegi,  idestarmorumdepositio  yocatur.  Ebenso  Edick. 
Pist.  a.  864  c.  33  (Pertz  I,  p.  496).  Roz.  479  (App.  Marc.  2):  in  qua- 
draginta  noctes,  in  proximo  mallo  post  banno  resiso,  hoc  debeat  conju- 
rare.  Rib.  67,  2,  und  später  Sächs.  Lehnr.  4  §.  1.  Vgl  Eoth,  Feud. 
S.  22()  Note  13. 

Oben  §.  12.  14, 
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Zur  Zdt  der  Lex  Salica  ist  der  Hondertschaftssprengel 
der  Gerichtssprengel.^')  Die  Gerichtsverfossang  der  Lex  Salica 
setzt  daher  voraus,  dass  in  jeder  Hundertschaft  von 

sechs  zu  sechs  Wochen,  d.  h.  acht  bis  neun  Mal  im  Jahr, 
echtes  Ding  gehalten  wird. 

Mit  der  Gründung  des  fränkischen  Eeichs  geht  nicht  in 
den  geschilderte  Grundlagen  der  Gerichtsverwaltung,  wohl 
aber  in  der  äusseren  Form  ihrer  Verwirklichung  eine  wesent- 
liche Aenderung  vor  sich. 

Der  Graf  ist  jetzt  der  Richter,  und  die  Grafschaft  der 
Gerichtssprengel.  Die  Frist  von  sechs  Wochen  bleibt  die 
Gerichtsfrist,  aber  es  ist  niclit  mehr  nöthig,  dass  in  der  Hun- 
dertschaft, sondern  nur,  dass  in  der  Grafschaft  von  sechs 
zu  sechs  Wochen  echtes  Bmg  gehalten  werde. 

Es  hängt  damit  die  Verminderung  der  echten  Dinge  fUr 
die  einzelnen  Hundertschaften  zusammen.  Bisher  ist  ange- 
nommen, dass  im  fränkischen  Reich  vor  der  Reform  Karls  d. 
Gr.  alle  14  Tage  in  den  einzelnen  Hundertschaften  echtes 
Ding  gehalten  sei.^^)  Den  Gegenbeweis  erbringen  wir  mit 
dem  oft  dthi^n  Capitular  Karls  d.  Gr.  aus  der  Anfangszeit 
semer  Regierung,  c  12  (Pertz  I,  p.  33): 

Dt  ad  mallum  venire  nemo  tardet,  primum  drca 
aestatem,  secundo  circa  autumnum. 
Für   dies    Capitular  haben   die    bisherigen  Ausfülnungen/ 
die   ihm    gebührende   Stelle    nicht  gefunden.  '^^)     Es  ist, 
vor  Einfuhrung  der  Schöffenverfassung  gegeben,^'')  wie  sein 


•*)  Oben  S.  332. 
•*)  Oben  §.  18. 

")  So  Waitz  V.  G.  II  (2.  Aufl.)  S.  462,  vgl.  V.  G.  IV,  8.  SlO  • 
Note  1.    Roth,  in  Schlettor's  Jahrb.  VII,  S.  240. 

")  Waitz  V.  Ct.  IV,  S.  307  registrirt  lediglich,  dass  Karl  d.  Gr. 
„bestimmt"  habe,  dass  „Jedermaim  sich  zwei  Mal  im  Jahr  zur  Gcrichts- 
versammlung  begeben  solle." 

*'*)  Dies  ist  oben  S.  389  gezeigt.  Damit  ergiebt  sich  die  von  Perts 
gegebene  Datirang  des  Capitulars  (a.  769—771)  als  hn  WeseniHclieB 
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dgner  Wortlaut  seigt,  aicht  eine  neue  organisatorische  Be- 
stimmung, sondern  Ausdruck  der  in  der  merovingischen  Pe- 
riode Yollzogenen  Entwickelung.  Auch  an  dieser  Stelle  ge- 
währt uns  das  Capitular,  im  letzten  Moment  vor  den  Refor- 
men Karls  d.  Gr.  erlassen,  einen  Einblick  in  den  ßechts- 
zustaud  der  gesammten  voraufgegangenen  Zeit. 

Die  Zahl  der  echten  Dinge  ist  in  merovingischer  Zeit 
von  acht  his  neun  auf  zwei  alQährlich  in  jeder  Hundert- 
schaft herahgesunken. 

Das  citirte  Capitular  setzt,  wie  Irtther  gezeigt,  neben  den 
zwei  echten  Dingen  die  gebotenen  Gerichte  als  Vollgerichte 
voraus.  Karl  d.  Gr.  hat  den  letzten  Satz  durch  Einführung 
der  Schötiengerichte  beseitigt.  Er  hat  gleichzeitig  die  Zahl 
der  echten  Dinge  um  £ins  erhöht. 

Karl  d.  Gr.  führt  drei  e^te  Dinge  al^ihrUch  fär  jede 
•  Hundertschaft  ein. 

Das  erste  Gesetz,  welches  der  geschehenen  Aenderung 
Erwähnung  thut,  ist  das  langobardische  Capitular  Pippins, 
aus  den  Jahren  801—810,  c.  14  (Pertz  I,  p.  104): 

£t  iugenuos  homines  nuUa  placita  faciant  custodire, 
postquam  iila  tria  custodiant  placita  quae 
institttta  sunt      excepto  illos  scabinos  — . 
Am  Vollständigsten  ist  das  Aachener  Capitular  Ludwigs  d. 
Fr.  V.  J.  ßl7  in  seinen  capitula  missorum  c  14  (Pertz  I, 
p.  217): 

De  placitis  siquidem,  quos  liberi  homines  observare 
debent,  constitutio  genitoris  nostri  penitus  observanda 
—  est,  ut  videlicet  in  anno  tria  solummodo  ge- 
neralia  placita  observent,  et  nullus  eos  amplius 
placita  observare  eompellat;  nisi  forte  quilibet  aut 


zutreffend,  obgleich  allerdings  gegen  die  von  Portz  angeführten  Gründe 
von  Waitz  V.  G.  III,  ö.  163  Note  4.  Sickcl,  Rogesten  S.  227  (K  7) 
mit  Recht  Widerspruch  erhoben  ist.  Vgl.  auch  Zcitschr.  f.  Kirchenr. 
IX,  8.  213  Note  56.  Siekel  setzt  du  Gapitnlar  in  die  Jahre  769— 
800,  womit  naeh  dem  Torigen  ein  za  veiter  Zeitnun  angegeben  ist 
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aocBsatus  fuerit  aut  ad  testimoniam  perhibendiim  yo- 
catus  fiierit.  Ad  caetera  vero,  quae  yicarii  vel  een- 
tenarii  ten^t,  non  alius  venire  jubeatur,  nisi  qid 

aut  litigat,  aut  judicat,  aut  testificatur.'*) 

Dass  der  fragliche  Reclitssatz  auf  Karl  d.  Gr.  zurück- 
geht, und  nicht  etwa,  wie  Thudichum  angenommen  bat,'*) 
„ältesten  Herkommens^  ist,  wird,  von  allem  Anderen  abge- 
sehen, durch  die  karolingischen  Quellen  ausdrücklich  mit 
grosser  Ehistimmigkeit  bezeugt.*^ 

Ihrem  eigentlichen  Inhalt  nach  hat  die  Verordnung  Karls 
d.  Gr.  nicht  drei  echte  Dinge  eingeführt.  Sie  war  das  Ge- 
setz über  Einfuhrung  der  Schöffengerichte,  d.  h.  ein  Gesetz 
über  Minderung  der  Dingpilicht  nach  jus  honorarium,  nicht 
über  Ediöhung  der  Bingpflicht  nach  jus  dyüe.  Der  Richter 
konnte  bisher  ausser  den  beiden  echten  Dingen  noch  beliebig 
viele  Vollgerichte  berufen.  Er  soll  von  jetzt  an  im  Ganzen 
nur  drei  Vollgerichte  jährlich  in  der  Hundertschaft  berufen, 
d.  h.  immer  noch  ein  Vollgericht  über  die  Zahl  der  Voll- 
gerichte nach  merovingisch  fränkischem  Volksrecht  Das  €a- 
pitular  lautete,  wie  Ludwig  d.  Fr.  bezeugt,  auf  tria  pladta 
generali a,  nicht  auf  tria  placlta  legitima.  Die  Einfüh- 
rung der  Schöffengerichte  hat  an  sich  die  Dingpflicht  der 
Preien  nach  Amtsrecht  nicht  völlig  beseitigt,  sondern  nur  ge- 
mindert.  Und  das  Gewicht  der  karoliugisclieu  Gesetzgebung 


")  Vgl.  Cap.  Theod.  a.  805  c.  16  (Pertz  I,  p.  134).   Priv.  grat 
HIoth.  a.  828  c  2  (p.  283  c  13).    Gap.  Lamberti  a.  888  c  6  (p.  564). 
*^  Thndichnm  8.  94  ff.  a  100  Note  1.  Dagegen  vgl  Waits 

V.  a  IV,  S.  809. 

**)  Karl  d.  Gr.  selber  in  dem  citirten  Cap.  Theod.  a.  805:  sicut  in 
alio  capitularo  p raecepimus.  Im  Concil.  Mogunt.  I  a.  847  c.  17 
(Mansi  XIV,  p.  908),  wo  dies  Capitnlar  wiederholt  ist,  heisöt  es :  sicut 
in  dominico  capitulari  olim  facto  praecijiitur.  Ludwig  d.  Fr.  in 
dem  cit  Aachener  Capitular:  coostitulio  genitoris  nostri.  Lothar  I 
in  dem  cit  Priv.  grat:  sicut  in  capitalare  eontinetar.  Hinkmar  von 
Bdms  Opp.  II,  p.  824:  ne  contra  capitolimi  domini  imperatoris  K  a* 
roll  —  comites  et  vicarii  Tel  etiam  decani  plorima  pladta  constitaant 
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föllt  nur  darauf,  dass  die  Freien  non  saepius,  non  Semper, 
nicht  häufiger  als  zu  den  durch  Karl  d.  Gr.  angesetzt!»  drei 

Vollgerichten  berufen  werden,  nicht  darauf,  dass  den  drei 
Vollgericliten  als  solchen  der  Charakter  des  Gerichts  nach 
Volksrecht  beizulegen  sei. 

Nichtsdestoweniger  haben  die  tria  placita  genei'alia  Karls 
d.  Gr.,  welche  die  drei  echten  Dinge  des  gesammten  spä- 
teren mittelalterlichen  Rechts  sind,  schon  in  karolingischer 
Zeit  sich  in  tria  placita  legitima  umgesetzt.  Es  wird  im 
Folgenden  zu  zeigen  sein,  dass  auf  die  drei  Vollgerichte, 
ohne  Unterscheidung  zwischen  den  beiden  altherkömmlichen 
un(J  dem  dritten  Gericht,  von  der  karolingischen  Gesetzgebung 
die  Rechtssätze  des  Volksrechts  angewandt  werden.  Die  drei 
Voilgerichte  erscheinen  den  Schöffengerichten  gegenüber  als 
das  Gericht  im  Sinn  des  Yolksrechts,  während  das  Schöffen- 
gericht nicht  yoU  für  ein  Gericht  gilt.  Schon  im  Beginn 
des  0.  Jahrhunderts  (im  Jahr  819)  kann  Ludwig  d.  Fr.  die 
Dingpflicht  zu  den  drei  Vollgerichten  als  Dingpflicht  zum 
mallus  legitimus  comitis  bezeichnen.'^)  Ende  des  9.  Jahr- 
hunderts hoisst  in  Italien  die  Dingpflicht  nach  karolingisch 
fränkischem  Itecht  in  lege  statutum.'^)  Die  Emführung  der 
Schöffengerichte  hat  dem  Erfolg  nach  tria  placita  legitima, 
nicht  blos  tria  placita  generalia  ergeben.  Das  Mnkische 
Volksrecht  hat,  wie  bei  dem  Uebergang  von  der  Zeit  der  Lex 
Salica  in  die  Zeit  des  merovingischen  Reichs,  so  bei  dem 
üebergang  von  der  merovingischen  in  die  karolingische  Pe- 
riode eine  Aendemng  erfahren.  Es  rechtfertigt  sich  sowohl 
die  früher  aufgestellte  Behauptung,  dass  seit  karohngtscher 
Zeit  das  Echteding  mit  dem  Vollgericht,  andererseits  das  ge- 
botene Gericht  mit  dem  Schöffengericht  sich  deckt,  wie  der 
so  eben  zum  Beweis  gebrachte .  Satz,  dass  durch  die  Gesetz- 


Oben  S.  347. 

Cap.  Lamberti  cit. :  Ut  ipsi  arimanni  frequentius  quam  in  lege 
fitfttatiim  est  ad  pkdtnm  ire  noa  cogantor,  nee  a  comitibus,  nec  a  scol- 
daliBlis. 
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gebnng  Karls  d.  Gr.  die  Zahl  der  echten  Dinge  von  zwei 

auf  drei  erhöht  ist.  Weil  die  Gericlitsverwaltiing  dreier  Voll- 
gericlite  in  jeder  Iluudertschaft  bedurfte,  liat  sich  bei  Ein- 
führung der  Schütiengerichte  die  Zahl  von  drei  echten  Dingen 
in  jeder  Hundertschaft  ergeben. 

Es  ergiebt  sich  zugleich,  dass  die  Einftthrung  der  drei 
echten  Dinge  gleichzeitig  mit  der  Einführung  der  SchÖffen- 
verfassung  erfolgt  ist  Sie  fällt  danach,  wie  diese, in  die 
Jahre  770—780. 

Die  drei  echten  Dinge  Karls  d.  Gr.  sind  die  Gerichte 
für  die  Gerichtsverwaltung. 

An  erster  Stelle  spricht  sich  dieser  Satz  in  der  Besetzung 
des  echten  Dinges  aus. 

Es  ist  schon  zur  Genüge  hervorgehoben,  dass  seit  Karl 
d.  Gr.  mir  noch  die  tria  placita  legitinia  Vollgerichte  (placita 
generalia)  sind,  d.  h.  dass  nur  noch  bei  den  drei  Echte- 
dingen die  gcsammte  Gerichtsgemeinde  zum  Urtheiltinden 
▼efsammelt  ist.  Hier  ist  eine  andere,  nicht  blos  für  die  karo- 
lingische,  sondern  ebenso  für  die  merovingische  Epoche  inte- 
ressirende  Thatsache  hinzuzufügen. 

Dem  Echteding  hat  der  Graf  zu  präsidiren. 

Die  behauptete  Thatsache  belegt  sich  schon  dadurch, 
dass  in  den  Capitularien  der  Karolinger  der  mallus  regel- 
mässig als  mallus  comitis,  3*)  niemals  als  mallus  des  Cente- 
nars  bezeichnet  wird.  Mallus  ist  in  karolingischer  Zeit,  wie 
-  früher  gezeigt,  mit  „Echteding**  zu  übersetzen.  Die  an- 
gezogenen Capitularien  ergebe,  dass  unter  den  Karolingern 
das  Echteding  ein  „Echteding  des  Grafen"  ist.  Deshalb 
schreibt  Karl  der  Kahle  den  Grafen  vor,  dass  sie  den  mallus, 
d.  h.  das  Echteding,  wo  möglich  nicht  an  demselben  Tage 
halten  sollen.      Deshalb  wird  das  Gericht,  welches  der  Graf 


••)  Oben  S.  390. 

>«)  S.  die  Citate  oben  S.  151  Note  8. 
»»)  Oben  S.  387. 

Edict.  Pist.  a.  861  c.  32  (Pertz  1,  p.  496). 

Sohai,  AHdMtoh«  Btklii-  und  QerichtaTerflMning.  I.  <26 
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populo  Mixerit,  d.  b.  das  VoUgerlcht,  also  nach  kaiolin« 
gischer  Yerfassang  das  Echtoding,  als  pladtam  suma«  als 

„sein  Gericht'*  bezeichnet.*')  Das  Echteding  ist  das  dem 
Grafen  „gehörende"  Gericht. 

Besonders  belehrend  ist  ein  Capitular  Ludwigs  d.  Fr., 
C^.  legi  Sal.  add.  a.  819  c.  t  (Pertz  I,  p.  225):  qui 
mannitur,  spatium  mannitiimis  snae  per  quadraginta 
noctes  habeat.  Et  si  oomes  infia  supradictarum  noo- 
tium  numerum  mallum  suum  non  habuerit,  ipsum 
spatium  usque  ad  mallum  comitis  extendatur, 
et  deinde  detur  ei  spatium  —  ad  septem  noctes. 
Inde  non  noctium  spatia,  sed  proximus  mallus 
comitis  ei  concedatur. 
Hier  wird  gleichfalls  der  mallus,  das  Echteding,  als  maUus 
saus,  mallus  comitis,  d.  h.  als  „Echteding  des  Ghrafen**,  be- 
zeichnet. Hier  erscheint  ausserdem  das  Gericht  des  Grafen 
als  solches  als  das  in  gewissen  Zeiträumen  reiicinüissig  wieder- 
kehrende Gericht.  Das  Gericlit  des  Grafen  ist  (hidurch  aus- 
gezeichnet, dass  es  nicht  um  einer  bestimmten  Kechtssache 
willen,  sondern  allgemein  um  der  Zwecke  der  Rechtspflege 
willen  abgehaltw  wird.  Seine  Wiederkehr  bestimmt  sich  nach 
einem  Satz  der  Gerichtsverfassung,  nicht  nach  dem  concreten 
Bedürfniss  eines  einzelnen  Falls.   Deshalb  muss  die  einzelne 
Rechtssache  auf  den  Termin  des  Grafengerichts  warten.  Der 
Termin  für  das  Grafengericht  steht  wohl  im  Allgemeinen  für 
einen  gewissen  Zeitraum  fest,  aber  ein  bestimmter  Tag  lässt 
sich  im  Voraus  nicht  berechnen.  Das  Grafengericht  bildet  in 
jeder  fiinsicht  den  Gegensatz  zu  dem  Gericht,  welches  nach 
noctium  spatia  abgehalten  wird,  zu  dem  Gericht,  welches  um 
einer  bestimmten  Sache  willen  auf  einen  bestimmten  Tag  im 
Voraus  festgesetzt  ist.    Das  heisst :  das  Grafengericht  bildet 
den  Gegensatz  zu  dem  gebotenen  Gericht.   Das  Capitular 
selber  zeigt,  dass  mallus  suus,  prozimus  mallus  comitis,  nicht 

Concil.  Tribur.  a.  895:  coraes  —  placitum  cum  populo  suum 
indixerit.  Oben  8.  293. 


Digitized  by  Google 


Die  G^riohtSTerwaltung.   §.  17. 


403 


anders  als:  „das  nächste  £chteduig  des  Grafen",  zu  überw 
setzen  ist. 

Dieselbe  Auffassung  ergiebt  sicli  für  eine  Reihe  von 
audereii  Zeugnissen.  lu  einem  Capitular  heisst  es,  dass  für 
den  Freiheitsprocess  drei  Termine  ausstehen  sollen,  inter  pla- 
dtum  vero  et  placitum  sint  dies  15;  tertium  autem  quando 
com  es  placitum  habuerit'*)  Oder  in  einem  anderen:  die 
Oentenare  sollen  über  einen  des  Todes  schuldigen  Verbrecher 
nicht  zu  Gericht  sitzen,  sed  per  fidejussores  reniittatur  (der 
Delinquent).  us(iue  in  praesentiani  coniitis.  Auch  hier 
ist  das  Grafengcriclit  das  regelmässig  wiederkehrende  Gericht, 
dem  aber  der  bestimmte  Termin  fehlt,  d.  h.,  wie  namentlich 
die  letzten  Zeugnisse  deutlich  zeigen,  das  Grafengericht  als 
solches  wird  als  das  Echteding,  im  Gegensatz  zum  gebotenen 
Gericht,  gesetzt. 

Wenn  möglich  noch  deutlicher  sind  die  Urkunden.  Nicht 
nur,  dass  hier,  mit  der  Wendung  der  Capitularien ,  der  pro- 
ximus  mall  US,  quem  comes  tenet^^)  als  nächster  Termin  be- 
zeichnet wird.  £s  heisst  mit  unmissverständlicher  Wendung: 
die  Sache  soll  weiter  verhandelt  werden,  quando  probi  homines 
judicantes  ante  ipsum  comitem  adreniebant  ad  alias  cansas 
judicanduni,  oder  in  primo  placito  legibus  mnnito, 
quüd  CO  nies  aut  vicescomes  in  ipsam  civitatem  tenucrit.  *'^) 
iiier  wn-d  ausdrücklich  das  Grafeiigericht  als  Gericht  nicht 
Uo6  für  diese  Sache,  sondern  als  das  gerichtsverfassunga- 
mässige  Gericht  für  Rechtssachen  überhaupt  als  das  Gericht, 
welches  „nach  Yolksredit'^  abzuhalten  ist,  d.  h.  als  echtes 
Ding,  bezeichnet. 

Den  Abschluss  der  Beweisführung  vermag  ein  Cajiitular 
zu  geben,  welches  zugleich  die  zugehörige,  ergänzende  That- 


••)  Cap.  Hlnd.  II  a.  855  c.  2.  3  (Portz  I,  p.  486). 
»•)  Cap.  Pipp.  a.  801—810  c  14  (Pertz  I,  p.  104). 

*^)  Vgl.  weiter  unten. 
*»)  Besly  p.  149  (a.  779). 

M^nard  1,  chartes  Nr.  1  (a.  876). 

26* 
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Sache  feststellt  Das  vorhin  (S.  398)  eitirte  Gapitular  Lud- 
wigs d.  Fr.  y.  J.  817  unterscheidet  yon  den  tria  placita  gene- 
ralla  die  gebotenen  Gerichte  als  die  caetera  placita,  quae 
vicarii  vel  centcnarii  tenent.  Eine  Handschrift  des 
Capitulars  bezeichnet  dem  entsprechend  die  drei  echten 
Dinge  uicbt  als  tria  placita  generalia,  sondern  als  die  tria 
phidta  coxnitum. 

Das  echte  Ding  bildet  als  das  Grafen gericht  zu  dem 
gebotenen  Dmg,  als  dem  Gericht  des  Centenars,  den  Gegensatz. 

Allerdings  kann  der  Graf,  weil  er  der  Richter  ist,  auch 
dem  gebotenen  Gericht  prasidiren.  **)  Die  Capitularien  neh- 
men ausdrücklich  darauf  Bezug/ 5)  und  wird  das  Verbot,  die 
Freien  zu  anderen  als  den  drei  echten  Dingen  zu  laden,  wenn 
auch  regehnässig,  dem  Vorigen  entsprechend,  nur  an  die  ^ 
C^tenare,^*)  so  doch  auch  an  Grafen  und  Centenare  adrea- 
surt^^  Aber  das  echte  Ding  zeichnet  sich  vor  dem  gebotenen 
trotzdem  dadurch  aus,  dass  es  den  Grafen  aW  Vorsitzenden 
RicJiter  fordert,  dass  es  verfassungsmässig  Grafen- 
gericht ist. 

Im  echten  Ding  hat  der  Centenar  jedoch  neben  dem 
Giafen  seine  Stelle. 


**)  Gedrodtt  bei  Perts  I,  p.  216  c.  1&  Tgl.  Boretins  8.  14fi. 

•*)  Dies  wird  von  Thudichum  S.  76.  Roth  bei  Schletter  VII,  S. 
240  übersehen,  wälirend  Waitz  V.  G.  IV,  S.  317.  318  darauf  aufmerk- 
sam macht,  wenii<:lei(  h,  wie  aus  dem  Folgenden  erhellen  wird,  aus 
nicht  zutreffenden  Gründen. 

♦»)  Z.  B.  Cap.  Aquisgran.  a.  817  legib.  add.  c.  14  (Pertz  I,  p.213): 
Minora  vero  placita  comea  —  ubi  impetrare  potuerit  habeat  Vgl.  auch 
Cap.  TheodOB.  a.  821  c.  6  (p.  290),  onten  a.  E.  des  §. 

**)  Cap.  Pipp.  cit  (Note  8d):  üt  ante  Ticarlos  nuUa  crimuialia  actio 
diffiniatur  — .  Et  higennos  homines  nnlla  faciant  placita  custodire  — . 
Cap.  Wormat  a.  829  pro  lege  hab.  c.  5  (Pertz  I,  p.  354) :  De  vicariis 
et  centenariis,  qoi  —  saepissime  placita  tenent.  Cap.  Hlnd  IT  a.  8ö5 
c.  14  (p.  432):  Quosdam  ministros  comitam  propter  frequeutia  placita 
pauperiorem  populum  nimis  affiigere  conipcrinius. 

**)  Cap.  Hlud.  P.  a.  816  c.  3  (Pertz  1,  p.  19Ü):  comites  vero  non 
Semper  pauperes  per  placita  premere  debeant  Cap.  Lamberti,  obeo 
Note  d2.  Vgl.  die  Aeossenug  HinkmarB  oben  Note  30. 
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Das  alamannische  Volksrecht  setzt  das  Volksgericht  als 
(iuriclit  conim  coniite  aiit  siio  iiiisso  et  coram  ceuteiiario. 
ünmissverständlich  wird  das  Volksgericht  damit  als  Gericht 
Yor  dem  Grafen  (oder  seinem  Boten)  und  dem  Centenar  be- 
zeichnet.*^ Der  Centenar  bat  neben  dem  Grafen  oder  dem 
Boten  des  Grafen  den  Mitvorsitz  im  Gericht.*^)  Dem  ent- 
sprechend geht  er  neben  dem  Grafen  zu  richterlichen 
Zwangshandlungen  vor,  und  hat  ein  Mitbestimmungsrecht 
über  den  Tag  des  Gerichtstennins.      Waitz  hat  den  Cente- 

")  Alam.  Hloth.  36  §.  1. 

*»}  A.M.  Thudichum  S.93.  v.  Bethmann  -  Hollweg  S.  425,  welche 
Schriftsteller  gegen  den  Wortlaut  der  Stelle  das  Gericht  als  Gericht  vor 
dem  Grafen  oder  Centenar  anf&sseo.  Die  aus  dem  weiteren  Inhalt  Ton 
Alam.  cit.  fOr  diese  Ansieht  entnommenen  Argomente  werden  durch  das 

Folgende  entkräftet.  —  Dagegen  vertritt  Weiske  S.  80,  und  ebenso 
Gfrörer  I,  S.  107  IF.  (wenn  man  bei  dem  Letzteren  von  der  Gesammt- 
auffassung und  der  ganzen  Art  der  Darstellung  absieht)  im  Wesentlichen 
bereits  die  richtige  Meinung.  Waitz  V.  (i.  II  (2.  Auii.i  S.  467  flf.  lässt 
auf  Grund  unserer  Stelle  gleichfalls  den  Centenar  (wenigstens  regel- 
mässig) nur  neben  dem  Grafen  im  Gericht  auftreten,  hält  aber  den 
Centenar  der  Lex  Alamannorum  fflr  den  judex  der  alamannischen 
GerichtsverüMSung. 

"*)  Alam.  cit.  §.  3:  wadium  snnm  donet  ad  raisso  comitis  vel  ad 
ülo  centenario  qui  praeest.  Die  Stelle  handelt  ihrem  Wortlaut 
nach  von  dem  verfassungsmässig  stattfindenden  Verhältniss,  und  damit 
iiitlit,  wie  Waitz  V.  G.  II  (2.  Aufl.)  S.  467  annimmt,  von  einem  aus- 
nahmsweisen  alleinigen  Vorsitz  des  Centenars.  —  Aus  den  Worten: 
illo  centenario  folgt,  gegen  Gfrörer  I,  S.  109,  au  sich  nicht,  duss 
„mehrere  Centenare  dem  Centgericht  anwohnten  oder  anwohnen 
konnten.'**  Die  ist  hier,  wie  sonst  (Tgl.  oben  8. 161  Note  69  a.  £.)  ledig- 
lich im  Sinn  des  bestimmten  Artikels  gebraucht.  Allerdings  aber  kommen 
urkundlich  mehrere  Centenare  im  Gericht  neben  dem  Grafen  vor,  unten 
Note  55. 

Alam  cit.  §.5:  Si  talis  est  persona,  quod  comes  ad  placitum 
vel  centenarius  vel  missus  comitis  distringere  non  potest.  §.  4:  Si  quis 
autem  liber  —  semet  ipsum  non  ostenderit  aut  coraiti  aut  centenario 
aut  ad  missum  comiti  in  placitum.  Die  Erhebung  des  wadium  von  der 
Parthei  (f&r  das  gerichtiiche  Gewedde)  ist  gleichfidls  richterliche  Zwangs- 
handlung, Tgl.  oben  S.  171  Note  106^  und  steht  deshalb  dem  Centenar 
neben  dem  missus  comitis  au,  oben  Note  .  60. 

**)  Alam.  cit  §.  1:  placitus  fiat  de  sabato  in  aabato  aut  quäle  die 
comes  aut  centenarius  Tolnerit 
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nar  des  alamaimischen  Yolksrecbts  fttr  den  alamannischen  judex, 

d.  Ii.  den  Urtheilsf  inder  der  Volksgemeinde,  genommen.*») 
Schon  die  zusammengestellten  Thatsachen  vermögen  ihn  zu 
widerlegen.  Der  Centenar  des  alamannischen  Volksreclits  ist 
der  fränkische  Centenar,  wie  der  Graf  des  alamannischen 
Volksrechts  der  fränkische  Graf  ist.  Die  Lex  Alamannomm 
bezeugt  in  der  aufgeführten  Stelle  den  fränkischen  Satz, 
dass  von  Volksrechts  vegen  nur  der  Graf,  nicht  der  Centenar 
des  richterlichen  Vorsitzes  im  Volksgericht  fähig  ist,  und 
damit  den  anderen,  gleichfalls  fränkischen  Satz,  dass  der 
Centenar  im  Volksgericht  neben  dem  Grafen  präsidirt.  In 
Frankreich  hat  genau  ebenso  im  Gericht  der  Centenar  neben 
dem  Grafen      oder  dem  Boten  des  Grafen     seine  Stelle. 

Oben  Note  49  a.  E. 

»*)  Vfrl.  noch  Alam.  Illoth.  29,  2:  si  ad  comitem  perrexerit  et  ibi 
occisus  vel  plugatus  fuerit,  ille  qui  hoc  fecit,  omnia  triplicitcr  conpouat. 
Bier  ist  nicht  der  höhere  Sehnte  dessen,  der  ,,niit  dem  Grafen  zn  Üxm 
hat"  (60  Waitx  Y.  6.  II,  2.Anfl.,S.  87ö  Note  2),  kraft  eines  dem  Grafen 
(gleich  dem  König)  sustAndigen  Hobeitsrechts,  sondern  nach  Analogie 
anderer  Yolksrechte  (vgl.  Lex  Fris.  Add.  Sap.  c.  1)  eine  Wirkong  des 
Gerichtsfriedens  ausgesprochen.  Mit  dem  ad  comitom  pergere  ist  das 
ad  placituni  pergere  gemeint.  —  Alam.  Hlotb.  18,  4;  ante  comite  — 
in  poplico  mallo.    Oben  S.  öi). 

")  Vgl.  die  Formeln  von  Sons,  unten  Note  57.  —  ürk.  aus  Angers 
V.  J.  804,  Beyer  I  Nr.  42:  im  Gericht  des  Graten  (mit  der  „Curie"  ist 
das  frftnldBebe  Yolksgericht  gemeint)  zvei  Centenare.  —  Ein  Centenar 
(Yicar)  |m  Gericht  des  Grafen  von  Antnn,  P^rard  p.  85  Nr.  18  (a.  815). 
—  Zwei  Centenare  im  Gericht  des  Grafen  von  Poitiers,  Besly  p.  224 
(a.  DOS).  —  Hinkmar  von  Reims  schreibt  über  ein  Urtheil  im  Grafeu- 
gericht  tam  eidem  comiti,  quam  omnibus  cxactoribus  atque  judicibus 
qui  in  hoc  resederant  judicio,  d.  h.  dem  Grafen,  den  Centenaren  und  . 
den  Schöffen,  oben  S.  2G2  Note  17(5.  —  Der  Centenar  pflegt  indessen  in 
den  Gerichtsurkundeii  bei  Aufzählung  der  Gcrichtspersonen  nicht  beson- 
ders hervorgehoben  zu  Verden,  gerade  wie  in  den  citirten  Formeln  von 
Sens,wo  trotzdem  die  Anvesenheit  desselben  ans  dem  Fortgang  sich  er- 
giebt.  Mehrfkch  findet  sich  auch  an  Stelle  des  Centenare  der  vicecomes 
neben  dem  Grafen,  unten  §.20. 

>^')  Die  Mir.  S.  Dion.,  Mabill.  III,  2  p.  358  berichten  vom  Ende  des 
8.  Jahrli.:  comes  (der  Graf  von  Angers)  in  aliis  occupatus  cuidam  vi« 
Carlo,  iiümiue  Giramno,  alii  quoque  suorum  satellitura,  vocabulo  Adulfo, 
audiendam  ünieudamque  causam  quarta  decima  die  delegavit.  Der  Yicar 
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la  Frankreich  sehen  wir  genau  ebenso  den  Gentenar  neben 
dem  Grafen  in  Vollziehung  richterlicher  Zwangshandlungen 
thätig.       Weil  es  sieh  hier  um  fränkisches,  nicht  um  ala- 

maimisches  Hecht  handelt,  ist  der  fragliche  Satz  in  Alanian- 
uien  noch  in  Uebung,  nachdem  die  letzten  Reste  der  alt- 
alamaumädien  Gerichtsverfassung,  insbesondere  der  alauianni- 
sche  judex,  längst  yerschwunden  sind,  gilt  derselbe  Satz, 
zufolge  des  gleichen  Einflusses  fränkischen  Rechts,  in  Baiem 
ebenso  wie  in  Alamannien.  Nach  fränkischem  Recht 
hat  der  Oentenar  den  Mityorsitz  neben  dem  Grafen  im  Gericht. 

Das  gewonnene  Resultat  ist  mit  dem  bekannten  Satz  des 
Sachsensi)iegels  identisch : 

It  ne  mach  nen  richtere echt  ding  hebben  ane 

sinen  scultheiten. 


(Oenteoar)  irird  nicht  allein,  sondern  nnr  ab  Beistand  des  missos  co- 

mitis  (des  Adulfns)  geschickt.  —  ürk.  aus  Vienne  v.  J.  d'Ach^ry 
XII,  p.  154 :  Gericht  des  Vicegrafen  mit  zwei  Centenaren  (Vicarcn).  — 
In  Poitiers  im  Anfang  des  10.  Jahrhunderts  Gericht  (freiwillige  Gerichts- 
barkeit) vor  dem  Vicegrafen  und  dem  Centenar  (subvicarius),  Besly, 
^veques  de  Poitiers  p.  37.  —  Der  fränkische  vicecomes  ist  der  missus 
comitis,  unten  §.  20. 

*^  So  nach  den  (karoKngischen)  Formehi  von  Bens,  Roz.  47S.  477. 
496  (App.  Marc  8.  6.  1),  vgl.  oben  S.  206  Kote  161 :  der  Centenar  (Vicar) 
ToUzieht  im  Orafengerieht  das  in  mannm  tradere  des  iai  Gericht  erstrit- 
tenen  Unfreien  an  seinen  Herrn. 

")  Vgl.  die  alamannischc  Formel  aus  karolin^rischer  Zeit  Koz.  39S: 
Gerichtliche  AuÜassung  in  loco  L.  in  praesentia  comitis  P.,  item  ccu- 
turionis  Z.  ceterique  populi.  —  Diesellte  Bedeutung  hat  es,  wenn  später 
iu  Basel  der  Schultheiss  neben  dem  Vogt  (der  an  Stelle  des  Grafen 
*  Steht)  deai  öffentlichen  Gericht  prSsidirt,  Heusler  Verf.  d.  Sudt  Basel 
S.  149. 

Vgl  Meichelbeck  I,  Nr.  250  (a.  784-810):  im  Gericht  Graf  and 

Centenar  (Vicar/.  Nr.  130  (a.  799):  im  Gericht  Graf  nnd  Centenar 
(Schultheiss).  Nr.  244  (a.  7ii4~810):  im  Gericht  Graf  und  swei  Cedienare 

(Schultheissen),  u  s.  w. 

•*)  Erst  ein  späterer  Zusatz  fügt  hinzu:  de  hi  koninges  banne 
dinget.  Für  den  Sachsenspiegel  ist  dieser  Zusatz  unnütz,  da  ihm  1)0- 
kauntlich  der  Bichter  im  technischeu  iSiuu  nur  der  lüchter  bei  Königs- 
bann, d.  h.  der  Gra^  ist 

«)  Ssp.  I,  69  S.  2.  m,  62  f.  8,  vgl.  HI,  «1  §.  1. 
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Der  Schultheiss  des  Sachsenspiegels  ist  der  fränkische  Centenar, 
ebenso  wie  der  KicUter  des  Sachsenspiegels  der  fränkische 
Graf  ist.  Der  Satz  des  Sachsenspiegels  ist,  wie  gleichen  In- 
halts, so  gleichennassen  fränkischen  Ursprungs,  wie  die 
vorhin  citirte  Stelle  der  Lex  Alamannornm.  Als  Motiv  des 
Rechtssatzes  fülirt  der  Sachsenspiegel  an: 

wcnne  klaget  mau  over  den  richtere,  he  sal  antwerdea 
vor  deme  scultlieitcn. 
Die  fränkische  Gerichtsverfafisung,  welcher  der  Satz  entstammt, 
lässt  uns  die  tieferen  Gründe  desselben  erkennen.  Der  frän- 
kischen Geriebtsverfassung  ist  der  Frohnbote  unbekannt 
Der  Schultheiss  ist  der  einzige  gerichtsverfassungsmässige 
Diener  des  Grafen.  Als  der  Gehülfe  des  Richters  gehört 
der  Schultheiss  neben  dem  Grafen  in  das  Volksgericht. 

Es  ergiebt  sich  die  Bedeutung  des  früher  herausgestellten 
Resultats,  dass  der  Graf  der  Bichter,  und  der  Centenar  der 
Schultheiss  des  Richters  nach  fränkischer  Gerichtsver&ssang 
ist.  Im  fränkischen  Volksgericbt  steht  neben  dem  Grafen, 
der  den  richterlichen  Vorsitz  führt,  dem  Centenar  der 
Schultheissen  Vorsitz  als  Arm  des  Richters  zu. 

Auch  nach  dem  Recht  des  fränkischen  Reichs  fordert  nur 
das  echte  Ding  den  Grafen  und  den  Schultheissen.  In  dem 
schon  erwiesenen  Satz,  dass  das  gebotene  Gericht  nicht  ein- 
mal nothwendig  Grafengericht  ist,  liegt  zugleich  der  andere 
ausgesprochen,  dass  auch  Graf  und  Schultheiss  dem  gebotenen 

•s)  Dass  auch  nach  Sachsenrecbt  der  Schultheiss  den  Mitvorsits 
hat,  zeigen  die  Bilder  zum  Sachsenspiegel,  welche  den  Schultheissen 
neben  dem  Grafen,  nicht  auf  der  gegenAberstehenden  Schdffenbank 
sitzend  zeigen,  Ganpp,  Recht  und  Yer&ssung  d.  alten  Sachsen  (1837) 
S.  24. 

")  Unten  §.  21. 

•*)  Vgl.  Ssp.  III,  (31  §.  1  :  Over  achten  weken  sal  die  greve  sin 
ding  utlecgen  baten  den  pebumlencn  dagen  to  rechter  dingstat,  dar  de 
scultheite  unde  die  scepeuen  undc  die  vronebode  si. 

'*)  Auf  Grund  der  bisher  herrschenden  Lehre  lussert  sich  dagegen 
z-  B.  Thttdichnm  S.  93:  „War  der  Graf  oder  sein  Bote  anwesend,  so 
war  der  Zentgraf  flberflflssig." 
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Qericfat  nicbt  wesenüicfa  sind.  Das  echte  Gericht  ist  das 
Gericht.  Nur  das  Echteding  fordert  die  volle  gerichtsver- 

fassungsinässige  Besetzung  des  Gerichts :  die  Volksversammkmg, 
den  Richter  und  den  Gehiilfen  des  Ilicliters. 

Mit  dem  Vorigen  ist  zugleich  die  Stellung  des  Centonars 
zur  Gerichtsverwaltung  gegeben.  Ein  Theil  der  Schriftsteller 
hat  bisher  den  frankisdien  Oentenar  als  Richter  dem  Grafen 
schlechthin  gleichgesetzt/*)  ein  anderer  Theil  jegliche  richter- 
liche Fnnction  des  Centenars,  wenigstens  für  die  merovin- 
gische  Zeit,  goUiugnet.  ^'') 

Weder  die  eine  noch  die  andere  Ansicht  entspricht  den 
Quellen. 

Eine  Beihe  von  karolingischfin  Zeugnissen  führt  den 
Oentenar  als  Richter  des  Volksgerichts  neben  dem  Grafen 
auf.*^  Dagegen  ist  früher  (§.  7.  9)  gezeigt,  dass  nach  dem 

Recht  des  karolingischen  wie  des  merovingischen  Reichs  nicht 
der  Centenar,  sondern  nur  der  Graf  der  Richter  der  fränki- 
schen Gerichtsverfassung  ist.  Die  Auffassung  für  diese  beiden, 
anscheinend  sich  widei-sprechenden  Thatsachen  gewährt  das 
eben  (S.  404)  besprochene  Gai»tular  Ludwigs  d.  Fr.  v7J.  817, 
welches  das  gebotene  Gericht  als  das  Gericht  des  Gentenars 
Ton  dem  Echteding  als  dem  Gerieht  des  Grafen  unterscheidet. 

Der  Centenar  ist  fähig,  dem  gebotenen  Ding,  nicht,  dem 
Echteding  als  Eichter  zu  präsidiren. 

Der  Centenar  ist  nicht  Richter,  sondern  Schultheiss.  Des- 
halb kann  er  dem  Echteding  nicht  präsidiren.  Das  gebotene 
Gericht  ist  Ton  Rechtswegen  kein  Gericht,  deshalb  kann  es* 


*")  So  s.  B.  nocb  neiurdiBgB  Pemice  8.  135.  Bethmann- 
Hollweg  S.  424. 

*^  So  W  aitz ,  der  den  meroTingi>clwn  Centenar  fftr  den  Urtheiler  des 

Qrafen  hält,  und  die  ihm  folgenden  Schriftsteller,  vgl.  die  Citate  oben  S.  223. 

••)  Z.  B.  Cap.  Aquisgran.  a.  813  c.  8  (Pertz  I,  p.  188):  placitiim 
comitis  vel  vicarii.    Cap.  Hlud.  P.  de  causis  mon.  S.  Cruc.  Pict.  a. 
c.  5  (Walter  Corp.  J.  Genn.  II,  p.  354):  ante  comitera  vel  vicarios  ejus 
justitiam  reddant  et  accipiant.    Roz.  390  (App.  Marc.  9):  admallare  — 
ante  vicarios,  comites,  missos  dominicos. 
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auch  Gericht  unter  V<mtz  des  Schultheissen  sein.  Das  gebotene 
Gericht  kann  me  die  Gerichtsstätte,  wie  die  Gerichtszeit,  wie 
die  Gerichtsfrist,  wie  die  Gerichtsyersannnlung,  so  auch  den 

Kichtcr  entbehren.  Kraft  seiner  Eigenschaft  als  Nicht-Gericht 
tritt  das  gebotene  Gericht  als  das  Gericht  des  Schultheissen 
ZU  dem  Echtcding  als  dem  Gericht  des  Richters  in  Gegensatz. 

Die  Stellung  des  Gentenars  zum  Gra£en  wird  durch  das 
Vorige  noch  in  anderer  Beziehung  erläutert 

Der  Grafenbann  unterscheidet  sich,  wie  friiher  (§.  7)  ge- 
zeigt, als  der  geringere  Bann  vom  Königsbann.  Der  Graf 
ist,  obgleich  Beamter  des  Königs,  dennoch  verfassungsmässig 
nicht  berechtigt,  bei  Königsbann  zu  gebieten,  weil  der  Graf 
nicht  stellvertretender,  sondern  nur  subalterner  Beamter  des 
Königs  ist.  Das  gleiche  Verhältniss  find«i  wir  für  den  Grafen- 
bann und  den  Schultheissenbann  bezeugt.  D^  Schultheissen- 
bann  unterscheidet  sich  als  der  geringere  Bann  vom  Grafen- 
bann. Der  Centenar  ist ,  obgleich  Beamter  des  Grafen, 
dennoch  verfassungsmässig  nicht  berechtigt,  bei  Grafonbann 
zu  gebieten:  der  Centenar  ist  nicht  stellvertretender, 
sonderft  subalterner  Beamter  des  Grafen.  G^ade  dieser  Satz 
wird  durch  das  Vorige  belegt 

Der  Centenar  kann,  wie  gezeigt,  den  Grafen  für  die 
Gerichtsverwaltung  nicht  ersetzen.  Dem  Echteding,  welches 
das  Gericht  des  Grafen,  d.  h.  das  Gericht  des  Richters  ist, 
kann  der  Centenar  nicht  prä^sidiren.  weil  er  nicht  Vertreter 
des  Richters,  d.  h.  nicht  Vertreter  des  Grafen  ist.  Die 
herrschende  Ansicht  setzt  den  Vicar  begrifflidi  mit  dem  missus 
comitis  gleich.  Nur  die  dauernde  Bestellung  soll  den  Ersteren 
vor  dm  Letzteren  auszeichnen. ''®)  Der  missus  comitis  ist  der 

**)  Alam.  HIoth.  28  §.  1 :  qni  sigillum  du  eis  neglezerit  aut  man- 
datnm  —  12  solidos  sit  calpabilis.  §.3:  Si  autem  comiti  sigiUam 

neglfixerit  vel  mainlatiim,  cum  ß  soliilos  conponat.  §.  4:  Si  autom  cen- 
teiiarioni  sigillum  aut  mandatum  neglexorit,  3  soUdos  sit  cu]])aviles.  - 
Der  alamannische  Herzog  steht  in  viceköniglicher  Stellang  über  dem 
Graten,  unter  dem  König,  vgl.  oben  S.  164,  unten  §.  19. 

Vgl.  namentlicli  Waits  T.  G.II  S.d80.  III,  S.332ff.838. 
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Stellvertreter  des  Grafen  (unten  §.  20).     Die  Stellung  des 

Vicars,  d.  h.  des  Ccntcnars,  ist  durch  den  Satz  gegeben,  dass 
er  nicht  missus  comitis  ist. 

Waitz,  der  die  henschemle  Ansicht  vertritt,  citirt  einen 
(als  Formel  überlieferten)  karolingischen  indiculus  de  comite 
ad  vicarinm,''^)  wo  es  heisst: 

Ipeas  justitias,  que  ante  te  veniunt,  nt  sie  inqmras  et 

facias  quasi  e  g  o  i  p  s  e. 
Es  ergiebt  sich  hier  nach  seiner  McMniing,  dass  „der  Vicar 
grätiiclie  Gerichtsbarkeit  ausübt",  dass  „der  Graf  seine  Gerichts- 
barkeit ganz  durch  einen  Vicarius  wahrnehmen  liess."*^^)  Es 
ist  zunächst  hervorzuheben,  das  die  Formel  keineswegs  einem 
besonderen  gräflichen  Mandat,  sondern  den  gewöhnlichen  Amts- 
pflichten des  Vicars  Ansdmck  giebt.'^j  Andererseits  beziehen 
sich  die  Worte :  quasi  ego  ipse,  nicht  auf  den  Umfang  der 
dem  Vicar  übertragenen  Gewalt,  sondern,  wie  der  Fortgang  der 
Formel  zeigt,  auf  die  Art  ihrer  Ausübung:  mit  derselben 
Ünpartheilichkeit,  welche  der  Graf  sich  selber  zur  Pflicht 
macht,  soll  auch  der  Vicar  in  den  an  ihn  gelangenden  Recht»- 
sacben  verfahren.''*)  Die  Formel  ergiebt  keine  grafliche  Qe- 
richtsbarkeit  des  Vicars  (Ccntenars).  Sie  deutet  vielmehr 
durch  die  Worte :  que  ante  te  veniunt,  selber  die  Beschränkt- 

")  Roz.  88G  (Merkel  51).  * 

So  Waitc  in  den  Forschungen  snr  deutschen  Gesch.  I  (1862) 

S.  539. 

Dies  erheHt  aus  dem  Gedankengang  der  Formel.  Der  Graf  be- 
richtet, dass  er  vom  Koni^'  an  die  Krfülliinff  seiner  PHichten  in  Be/iig 
aut  die  ilechtspiiege  erinnert  sei  (ut  justitias  facere  debeamus),  und 
glebt  dieselbe  Ermehnung  m  Beeng  anf  die  Tor  Diesen  gelangenden 
Rechtssachen  (que  ante  te  veniunt)  an  den  Centenar  weiter.  So  wenig 
der  Graf  vom  König,  so  wenig  erbftlt  der  Centenar  vom  Grafen  damit 
ein  Specialmandat.  Der  Inhalt  der  Formel  erschöpft  sich  in  dem  an 
die  Spitze  gestellten  Sata:  de  tuo  miniaterio  —  bonum  eertamen  exinde 
habeas  vel  bona  Providentia. 

'*)  Unmittelbar  auf:  quasi  ecro  ipse,  folgen  die  Worte:  sine  uUa 
ratione  vel  sine  irapcdimento,  et  Dallum  honorem  nec  uulla  blandia 
propter  hoc  accipere  nou  facias. 
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beit  der  Vlcar-Gerichtsbarkeit  gegcnttber  der  gräflichen  Ge- 
richtsbarkeit an.  Gerichtsbarkeit  des  Centenars  bildet  zu 
der  Gerichtsbarkeit  des  Grafen  den  Gegensatz. 

Ben  allgemeinereii  Gesichtspiiiikt  für  die  entwickelten 
Sätze  ergiebt  die  Vergleicbung  des  Verbältnisses  zwischen  der 

königlichen  und  der  gräflichen  Gewalt. 

Wie  der  Centcnar  von  dem  missus  comitis,  so  unter- 
scheidet der  Graf  sich  vQn  dem  missus  regis  (missus  domi- 
nicus). 

Die  ordentlichen  Aemter  der  fränkischen  Reichsverfassung 
charakterisiren  sich  dadurcli,  dass  sie  nicht  die  Fülle  der 
nächst  höheren  Gewalt,  sondern  nur  ein  eng  begränztes  Mass 
derselben  übertrage.  Der  Graf  hat  nur  ein  beschränktes 
Mass  von  königlichen  Rechten,  der  Centenar  nur  ein  be- 
schränktes Mass  Ton  gräflichen  Bechten  zu  verwalten.  Es 
ergiebt  sich  daraus  der  specifisch  andere  Charakter  des  nie- 
deren Amts  im  Gegensatz  zu  dem  höheren.  Der  Graf  hat 
nicht  eine  der  königlichen,  der  Centenar  nicht  eine  der  gräf- 
lichen analoge  Gewalt.  Deshalb  vermag  die  gräfliche  Ge- 
walt nicht  Surrogat  der  königlichen,  die  Centenar-Gewalt 
nicht  Surrogat  der  gräflichen  Gewalt  zu  sein.  Deshalb  ist 
das  Grafenamt  lediglich  ein  Diene  r  am t  im  Dienst  des  Königs, 
und  das  »Amt  des  Centenars  lediglich  ein  Dieneramt  im 
Dienst  des  Grafen.  Der  Graf  ist  das  Mittel  der  königlichen 
Im mediat regier ung  für  den  Gau,  und  der  Centenar  das 
Mittel  der  gräflichen  Immediatregierung  für  die  Cent. 

Allerdings  heisst  der  Centenar  ein  Vicar,  d.  h.  ein  , Ver- 
treter", ein  „Vogt''  des  Grafen  (oben  S.  247).  Der  Centenar 
handelt  kraft  Vollmacht  und  im  Namen  des  Grafen,  wie  der 
Graf  kraft  Vollmacht  und  im  Namen  des  Königs.  Aber  der 
Centenar  vertritt  den  Grafen  nicht  im  Kreise  der  gräflichen, 
sondern  nur  im  Kreise  der  Schultheissengewalt,  wie  der  Graf 
den  König  nicht  im  Kreise  der  königlichen,  sondeni  nur  im 
Kreise  der  gräflichen  Gewalt.   Der  Centenar  vertritt  den 
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Grafen,  und  ebenso  der  Graf  den  König  nur  als  Sabaltem, 
und  nicht  als  Stellvertreter. 

Der  Centenar  steht  zu  dem  Grafen  in  demselben  Ver- 
hältniss  wie  der  Graf  zum  König.  Der  Graf  ist  nur  der  Graf, 
nicht  der  Yicekönig  seines  Gaus.  Ebenso  ist  die  Stellung  des 
Gentenars  durch  den  Satz  gegeben,  dass  der  Centenar  (Vicar) 
nur  der  Schultheiss,  nicht  der  Vicegraf  seiner  Hundert- 
schaft ist. 

Es  ergiebt  sich  daraus,  wie  das  Yerhältniss  der  Graf- 
schaft zum  Beichsverband,  so  das  Yerhältniss  der.  Cent  (für 
die  Centregierung)  zum  Grafscbaftsverband.  Der  König  re- 
giert, nur  unter  Beihiilfe  seiner  Grafen,  die  sämmtlicheii  ein- 
zelnen Grafschaften  seines  lieichs.  Ebenso  regiert  der  Graf, 
nur  unter  Beihülfe  seiner  Centenare,  die  sämnitlichen  einzelnen 
Centen  seines  Gaus.  Der  König,  und  nicht  der  Graf,  ist 
das  Haupt  der  einzelnen  GrafschafI:.  Der  Graf^  und  nicht 
der  Centenar  ist  das  Haupt  der  einzelnen 'Hundertschaft.  Wie 
das  Reich  mit  seinen  sämmtlichen  Grafschaften  unter  dem 
König,  so  bildet  die  Grafschaft  mit  ihren  sämmtliclien  Centen 
unter  dem  Grafen  eine  integrirende  Einheit. 

Die  Stellung  des  Centenars  ist,  wie  früher  (§.  9)  gezeigt, 
im  merovingischen  Reich  die  nämliche  wie  im  karolingischen. 
Es  ergiebt  sich  daher  von  vornlioiein  die  AYahisilieinlichkeit, 
dass  die  im  Vorigen  we^sentlich  aus  karoliugischen  Quellen 
entwickelte  Stellung  des  Grafen  und  des  Centenars  zu  der 
Gerichtsverwaltung  nicht  karolingischer  Neuerung,  sondern 
dem  überlieferten  meroTungischen  Recht  ihren  Ursprung  ver- 
dankt. Die  merovingischen  Zeugnisse  erheben  diese  Wahr- 
scheinlichkeit zur  Gewissheit. 

Die  merovingischen  Quellen  führen,  gleich  den  karoliu- 
gischen, den  Centenar  als  Richter  im  Yolksgericht  auf. 

Die  Lex  Ribuaiia  tit.  50  gedenkt  des  mallus  vor  dem 
Centenar,  neben  dem  mallus  vor  dem  Grafen,  Herzog  und 
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Patridim.^^)  Waitz,^<)  meh  desseD  Ansicht  in  Bib.  50  nur 
„eine  Erinnerung  an  frühere  Zustände  od^  eine  Hinweisnng 
auf  ausserordentliche  Umstände"  zu  sehen  ist,  führt  als  Gegen- 
beweisstelle einen  späteren  Zusatz  des  ribuarischen  Volksrecht«, 

Päb.  88,  auf,  wo  bei  einer  „Aufzählung  der  richterlichen  Be- 
amten" der  Centenar  nidit  genannt  werde.  Die  letztcitirte 
Stelle'')  nennt  neben  dem  Grafen  den  Majordomus,  den 
Bomesticns,  den  Cancellar,  und  endlich  jeglichen  könig- 
lichen Beamten  (quibuslibet  gradibus  sublimatus).  £s  ist 
zunächst  gewiss,  dass  damit  auch  der  Gentenar  genannt 
ist,  denn  der  Centenar  zählt  zu  den  königlichen  Beamten  '^^). 
Aber  ferner  ist  gewiss,  dass  Majordomus,  Domesticus,  Kanzler 
zu  den  „richterlichen  Beamten"  nicht  gehören,  noch  gewisser, 
dass  mit  der  £rtheilung  irgend  welcher  Charge  durch  den 
König  keineswegs  das  Bichteramt  erworben  wird.  Der  Inhalt 
der  Stelle  bezieht  sich  auf  die  Bestechung  im  Gericht  (in 

")  Rib.  50:  Si  quiß  testes  ad  niallum  ante  centenarium  vel  comi- 
tom,  S(Mi  ante  ducem,  patricium  vel  regem  necesse  habuerit.  —  Die 
Wo:  tstolliing  schb'esst  den  Gedanken  aus,  dass  der  mallus  etwa  als 
mallus  ante  comitem  et  centenarium  zudenken  sei.  Die  Richter  werden 
nach  einander  in  stetig  aufsteigender  Linie  aufgeführt. 

»•)  V.  G.  n  (2.  Atifl.)i  S.  480. 

Bib.  88 :  jobenuis,  nt  nallos  optinttnn,  mi^or  donnit,  domesti- 
cus, comes,  grafio,  cancellarius,  Tel  quibuslibet  gradibus  subliniatus,  in 
proTincia  Ribuaria  in  judicio  residens  munera  ad  Judicium  pervertendum 
non  recipiat.  Quod  si  quis  in  hoc  deprehensus  fuerit,  de  vita  componat. 

'*)  Daher  später  Cap.  Aqnisgran.  a.  817  cap.  niiss.  c.  21  (Pcrtz  I, 
p,  218):  Utcomites  et  vicarii  et  centenarii  de  constitutione  lej^is 
ammoneantur,  qua  jubetur,  ut  propter  justitiam  pervertendam  muuera 
DOB  accipiant,  wo  mit  der  constitutio  legis  höchst  währsdieinlich  gerade 
die  angezogene  Stelle  der  Lex  Ribuaria  gemeint  ist  —  Es  ergiebt  sich 
das  Gegentheil  der  Bemerkung  y.  Bethmann-Holl weg^s  S.  424 
Note  21-,  dass  der  Centenar  in  Rib.  88  deshalb  nicht  genannt  werde, 
i^weil  nur  von  Optimaten  oder  königlichen  Beamten  die  Rede  ist,  zu 
denen  der  Centenar  nicht  gehörte."  Andererseits  ist  die  Titelüberschrift 
von  Rib.  88,  welche  \Vaitz  a.  a.  S.  480  Note  3  gegen  diese  Aeusserung 
V.  B  e  th mann -Holl weg's  citirt,  kein  Argument,  weil  die  Titelüber- 
schriften sehr  hftnfig  dem  Inhatt  des  Titels  wenig  entsprechen,  vor  Allem 
aber,  weil  die  Titelübersehriften  sehr  h&nfig,  und  höchstwahrscheinlich 
gerade  auch  in  unserem  Fall,  das  Alachwerk  irgend  welcher  sp&terer 
Abschreiber  sind. 
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judicio  residens)  ad  judiciam  pemiteiidtiiii.  Bs  ist  gewiss, 
(lass  das  „Verkehren  des  Urtheils"  nicht  blos  dem  Richter, 
.sondern  in  noch  weit  lu)hereni  Grade  dem  Urtlieilsfinder  mög- 
lich ist.  Die  Stelle  giebt  keine  Aufzähhiiipr  der  richterliclien, 
sondern  der  königlichen  Beamten  (der  Uofbeamten  neben 
den  Beichsbeamten)  mit  dem  Rechtsaatz,  dass  nach  ribua- 
rischem  Becht  jedes  ,,Y6rkehren  des  Urtbeils"  seitens  eines 
königliehen  Beamten  (sei  es  als  Richter  oder  als  Urtheiler)''*) 
als  grobe  Verletzung  seiner  Amtspflicht,  und  d(^slialh  mit  der 
Todesstrafe  bestraft  wird.^®)  Nur  die  höchsten  Reichs-  und 
Hon)eamten  werden  ausdrücklich  aufgeführt,  weil  diese  durch 
den  £influ8S  ihrer  Persönlichkeit  am  Leichtesten  im  Stande 
sind,  auf  das  Urtheil  einzuivirken.  Dass  der  Gentenar  nicht 
ausdriicldich  genannt  ist,  erklärt  sich  ans  der  untergeordneten 
Stellung,  welche  derselbe  in  der  Reihe  der  königlichen  Be- 
amten einnimmt.  Die  Hauptsache  ist,  dass  die  Stelle  ihrem 
Inhalt  nach  durchaus  keinen  Aufschluss  über  die  Gerichtsver- 
fassung gewährt.  Rib.  88  ist  in  keiner  Weise  im  Stande,  das 
ausdrückliche  Zeugniss  zu  entkräften,  welches  Rib.  50  für  die 
richterlidie  Thätigkeit  des  Centenars  ablegt 

Ein  ferneres,  gleicfafoUs  dem  sechsten  Jahrhundert  ange- 
hüriges  Zeugniss  ergeben  die  Texte  der  Lex  Salica.  Die  von 
den  Sacebaronen  handelnde  Stelle  der  Lex  Salica,  tit.  51, 
hat  in  den  späteren  Texten  wesentliche  Umgestaltungen  er- 
fahren. Während  in  dem  älteren  Text  den  Sacebaronen  aus- 
schliesslich executlTO  Thätigkeit  beigelegt  wd,^^  setzen  die 

")  Die  Ansicht  von  Pernio  o  S.  135,  dass  Kib.  88  nur  von  der 
urtheilenden  Thätigkeit  der  Optimaton  und  Beamten  im  königlichen 
Uofgericht  haudle,  wird  durch  den  Wortlaut  der  Stelle  nicht  unter- 
sttttxt 

**)  Die  Todesstrafe,  welche  den  ünterthanen  irar  in  den  Fallen  der 
Infldelit&t  trifli,  isl  fOr  den  Beamten  auch  Strafe  der  verletsten  Amts- 
pflicht, wie  dies  für  den  (Jrafcn  ausdrücklich  bezeugt  wird,  vgl.  oben 
S.  147  in  der  Note,  und  Waitz  V.  G.  II  (2.  Aufl.)  S.  452  Note  1.  Da- 
nebon bei;e<;net  die  Strafe  des  Königsbanns,  oben  S.  III  Note  26.  S. 
173  Note  113. 

Oben  ö.  DO  flF.  * 


Digitized  by  Google 


416  ^  VerfiuMNUg  des  frialdacheii  Beiehs. 


späteren  Texte  die  Sacebaronen  als  Verwalter  des  Ricbter- 
amts.  In  Text  IV  lantet  der  Passos  Über  die  Anitstbätig- 

keit  der  Sacebarouen,  ia  völliger  Abweichung  von  dem  alten 
Text"): 

et  si  de  causa  aliqua  ante  illus  aliquid  factum  fuerit, 
penitus  (für:  penes)  grafionem  remonire  (für:  remo- 
yere)  non  possit 

Die  Meinung  dieser  Worte  ist  noch  deutlicher  in  der  jüngeren, 
durch  die  Warschauer  TTandsclirift  repräsentirten  Form  des 
Textes  IV  ausgesprochen,  welche  später  in  die  Emeudata 
übergegangen  ist: 

et  si  causa  aliqua  ante  ülos  legibus  fuerit  diffi- 
nita,  ante  grafionem  eam  removere  non  licet 

Nach  dem  Text  IV  findet  vor  den  Sacebaronen  als  Unter- 
beamten der  Grafen  die  Entscheidung  von  streitigen  Rechts- 
sachen statt.  Es  wird  hervorgehoben,  dass  ein  vor  den  Sace- 
baronen rechtmässig  entschiedener  Process  nicht  noch  einmal 
vor  dem  Grafen  zur  Verhandlung  gebracht  w^den  könne. 
Die  gleiche  Anschauung  ergiebt  der  Text  III: 

de  causa  unde  eis  aliquid  solvitur  et  sanum  dixe- 
rint,  lioc  ad  graphionem  non  removatur,  unde  illi 
securitatem  fecerint. 

Der  Text  III  hat  sich  auch  hier,  nach  seiner  Art,  zunächst 
an  die  fiberlieferte  Form  des  alten  Textes  angeschlossen. 

Nichtsdestoweniger  zeigt  er  den  Einfluss  der  neuen,  durch 
Text  IV  repräsentirten  Auffassung  und  TextgestAltung.  Auch 
hier  wird  den  Sacebaronen  nicht  mehr  wie  in  dem  alten  Text 
das  causam  factam  dicere,  d.  h.  die  Aussage^ über  die  Lei- 
stung einer  bestimmten  Busse,  sondern  das  sanum  dicere  de 
causa  beigelegt,  d.  h.  der  Nachdruck  fällt  auf  die  rechtmässige 
Entscheidung  einer  causa,  unter  welcher  danach  hier,  wie 
in  Text  IV,  nicht  eine  Busse,  sondern  nur  eine  Processsache 


Vgl.  oben  S.  88. 
Vgl.  oben  S.  41. 
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verstanden  werden  kann.  £s  hat  femer  der  Text  III  mit 
dem  Text  lY  das  ad  (penes)  grafionem  removere  gemeinsam. 
Im  Gegensatz  zu  dem  alten  Text,  welcher  die  Eintreibung 

der  näiulichcn  Busse  duicli  den  (iiafcn  und  den  Sarebaro  unter- 
sagt (hoc  ad  grafionem  non  requiratur),  wird  von  den 
Texten  III  und  IV  hcrvorgelioben,  dass  bei  (b'ni  Orafen  die 
nämliche  Sache  nicht  vorgebracht,  d.  h.  zur  Verhandlung 
gebracht  werden  könne.  Text  m  und  Text  lY  stehen  Beide 
auf  dem  nämlichen  Standpunkt,  und  in  ihrer  Textgestaltung 
unter  dem  nämlichen  Einfluss.  Es  wird  keinen  Zweifel 
leiden,  dass  hier,  wie  in  einer  lleihc  von  anderen  Fällen,  der 
Text  1),  welcher  vom  Text  IV  zu  Grunde  gelegt,  und  vom 
Text  III  mitbenutzt  ist,  die  beiden  Texten  gemeinsame 
Abweichung  von  dem  alten  Text  erzeugt  hat^^)  Der 
Text  D,  d.  h.  em  Zeugniss  vom  Ende  des  6.  Jahrhun- 
derts, legt  den  Sacebaronen  richterlichen  Vorsitz,  und  zwar 
alleinigen  richterlichen  Vorsitz  (ohne  den  (irafen)  bei.  Die 
besprochenen  Abweichungen  der  späteren  Texte  von  dem  alten 
Text  sind  bisher  als  missverständliche  Entstellungen  der  ur- 
sprünglichen Ueberlieferung  völlig  ausser  Acht  gelassen.  Es 
spricht  sich  in  denselben  vielmehr  eine,  den  späteren  Verhält- 
nissen entsprechende,  absichtliche  Umarbeitung  des  alten 
Textes  aus.  Das  Verständniss  dieser  Aenderung  gewählt  der 
früher  festgestellte  Satz,  dass  der  Sacebaro  des  fränkischen 
Keichs  mit  dem  Centenar  identisch  ist.®^)  Wie  die  Lex  iü- 
buaria,  so  ergeben  die  Texte  der  Lex  Salier  für  die  merovin- 
gische  Zeit  den  richterlichen  Vorsitz  des  Centenars.^^) 


•*)  Vgl.  oben  S.  41  ff. 

")  Oben  S.  2G5. 

Nicht  zu  citircn  ist  an  dieser  Stelle  Greg.  Tnr.  X,  5:  Animodi 
viearii  dolo,  qiii  pafxnm  illiim  jndiciaria  regobat  potestate.  Dem 
Centenar  ist  damit  weder  „gerichtliche  Function"  (,so  Waitz  V.  (i.  11, 
2.  Aufl.,  S.  d82),  noch  „Gerichtsverwaltung"  (so  Be  th mann -Holl- 
weg  S.  416  Kote  60),  sondern  lediglich  „obrigkeitliche  Gewalt**  beige- 
legt, vgl.  oben  S.  160. 

SoluD,  Altdeutadie  Rdeb«*  and  OwlditaT«rfSMMniaK.  I.  27 
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Andererseits  bezeugt  eine  gleichfolls  meiovingische  Quelle, 
die  Lex  Alamannorum  Hlothariana,  dass  der  Gentenar  ver- 
fessungsrnässig  nieht  dem  Gericht  an  Stelle  des  Grafen  zu 

prüsidiren,  sondern  nur  im  Gericht  dem  Grafen  zu  assistiren 
befälligt  ist.  Die  Stelle  des  alamannischen  X'ulksrechts,  wo- 
nach das  Volksgericht  ein  Gericht  vor  dem  Grafeu  und  dem 
Gentenar  ist,  hat  schon  im  Vorigen  ihre  Besprechung  gefunden. 
Es  ist  zugleich  gezeigt,  dass  dieselbe  nicht  der  ursprünglich 
alamannischen,  sondern  der  fränkischen  Geriehtsverfassung 
Ausdruck  giebt. 

Derselbe  anscheinende  Widerspruch,  der  sich  aus  den 
karoliugischen  Quellen  ergicl)t,  kehrt  im  Gebiet  der  merovin- 
gischen  Quellen  wieder.  Die  Lösung  vermag  die  merovin- 
gische  Ueberlieferung  selber  zu  geben.  Die  Formelsammlung 
von  Angers  lasst  zum  Zweck  der  Erlangung  eines  appennis 
das  gebotene  Gericht  (für  die  Gonstatirung  des  Urkunden- 
verlustes) durch  den  Gentenar  berufen  und  prasidireu,  wulirend 
die  Ertheilung  des  appennis  in  der  Stadt  Angers  vor  dem 
Grafen  in  dem  von  Kechts  wegen  zusammentretenden  Gericht 
erfolgt.^^)  Die  citirte  Formel  giebt  den  urkundlichen  Bel^, 
dass  die  Lösung  für  die  merovingische  Zeit  die  nämliche  wie 
für  die  karolingische  ist.  Die  Stellung  des  Gentenars  ist  auch 
in  Bezug  auf  die  Gerichtsverwaltung  in  der  merovingischen 
und  in  der  karolingischen  Periode  die  gleiche.  In  merovin- 
gischer  wie  in  karolingischer  Zeit  unterscheidet  sich  das 
Echtcding  als  das  Grafengericht  von  dem  gebotenen  Gericht 
als  dem  Gericht  des  Schultheiss^^^) 


H02.  405—407  (Indeg.  31—83).  Vgl.  oben  8.  195.  196. 
"*)  Es  ist  nur  daran  zu  erinnern,  dass  in  merovingischer  Zeit  auch 

das  gebotene  Gericht,  «also  auch  das  Schulthcisscngcriclit  Vol]j;ericht, 
nicht  Schöffengericht  ist,  oben  §.  15,  Daher  Bib.  50:  ad  mallum  ante 
ceutenarium. 
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Das  gewonnene  Resultat  ist  ziijjleicli  im  Stande,  einen 
anderen,  uns  hier  interessirenden  Ilechtssatz  in  das  rechte 
Licht  zu  stellen. 

Die  karolingischen  Capitularien  betonen  wiederholt  den 
Satz,  dass  l)estimmte  Bechtssachen  dem  Grafen  vorbehalten 
nnd  der  Gompetenz  des  Centenars  entzogen  sein  sollen.  Die 
vollständigste  Stelle  ist 

Cap.  Aqiiisgran.  a.  812  c.  4  (Pertz  I,  p.  174):  Ut 
nuUus  homo  in  placito  ceuteuarii  ueque  ad  mortem, 
neque  ad  libertatem  snam  amittendam  aut  ad  res 
reddendas  vel  mandpia  jadicetur,  sed  ista  aut  in 
praesentia  comitis  vel  missorum  nostromm  judicetur.^*) 
Danach  ist  dem  Grafen  zunächst  das  Ürthefl  Aber  jedes  todes- 
würdige Verbrechen  vorbehalten.    Es  ist  damit,  wie  andere 
Zeugnisse   bestätigen ,   das    Urtheil   in    peinliclicn  Sachen 
Überliaupt  gemeinL       Die  Todesstrafe  (mit  ihrem  Sunogat, 

Vgl.  Cap.  Langob.  Pipp.  a.  801—810  c.  14  (Pertz  I,  p.  104). 
Cap.  mia».  Aquisgran.  a.  810  e.  9  (p.  162).  Lib.  Pap.  Kar.  M.  08  (an- 
gewissen  Ursprungs,  vgl.  Boretius  8.  146).  —  Urk.  Lndw.  d.  Fr.  fftr 
die  SiMuüer,  t.  J.  815  (Siekel  L  41),  Note  90. 

Cap.  Pipp.  cit.  (Note  89):  Ut  ante  vicarios  nalla  i  iminalis 
actio  diffiniatar.  —  Die  citirte  Urk.  Ludw.  d.  Fr.  nennt  iu  demselben 
Sinn  die  majores  cnnsao  als  dorn  Grafen  vorbclialten:  pro  majorilnis 
caiisis,  sicut  sunt  homicidia,  raptus,  inconilia,  (lepraodationes,  niombrorum 
amputationes,  latrociuia,  alieuarum  reriini  invasiones  —  ad  coniitis 
sui  inallum  omnimodis  venire  uon  rccusent  Caeteras  vero  minores 
cansas  —  inter  se  mutno  definire  non  prohibeantar.  Einzelne  An- 
wendungen des  Princips  begegnen  Cap.  Aquisgran.  a.  818  c.  18  (Pertz  I, 
p.  188):  Ticarii  munera  ne  acdpiant  pro  illos  latrones  qui  ante  comite 
judicati  fuerint  ad  mortem ;  dem  Ccntcnar  stellt  nur  die  Vollstreckung 
des  vom  Grafen  gesprochenen  Todesurtheils  zu ,  vp^l.  Cap.  Aquisgran. 
a.  817  cap.  miss.  c.  20  (p.  218),  und  ob^n  S.  257.  Episc.  relatio  a.  824 
c.  8  (p.  237):  De  horuicidiis  et  perjuriis,  sacrilegis  et  falsis  t^stitDOiiiis  — 
per  Judicium  comitis  emeudatum  fiat.  Cap.  Aquisgran  a.  817  le^Mb. 
add.  c.  15  (p.  213).  Car.  C.  Gap.  Carisiac.  a.  873  c.  3  (p.  519),  s.  weiter 
nnten  im  Text  —  V^^.  Boz.  467.  (Lindenbr.  124).  468.  469  (Bign.  7. 8). 
491  (Sirm.  80.  81).  492  (App.  Marc.  22):  Grafengericfat  6ber  Mord.  Roz. 
464  (Bign.  26):  Orafengerieht  Aber  Diebstahl.  Boz.  476  (alam.):  Grafen- 
gericht  über  Inceat.  Flodoardi  liist.  Rem.  III,  c.  26  (p.  640):  Todes- 
nrtheü  und  Vermdgensconfiscatton  im  Grafengericht. 
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der  Acht)  ist  iia  meroviogischen  Bdch  die  eiiudge  pdnMche 
Strafe.  Im  karolingischen  Beich  ist  die  Todesstrafe,  obgleich 

neben  ihr  die  verstümnielnd(Mi  Strafen  aufgekommen  sind, 
noch  die  peinliche  Strafe  geblieben,  und  capitalis  und  crimi- 
nalis  culpa  identisch.  Gerade  in  dieser  Formulirung  wird 
der  Rechtssatz  auch  für  die  Folgezeit  überliefert.®^)  Neben 
den  peinlichen  Sachen  sollen  dem  Grafen  die  Processe  über 
Freiheit  und  unbew^liche  Sachen  vorbehalte  sein.  Zwar 
spricht  das  citirte  Gapitular  anscheinend  allgemein  von  res 
reddetidas,  und  ist  auf  Grund  dieser  Ausdrucksweise  die  aus- 
schliessliche Competenz  des  gräflichen  Gerichts  für  jede  Klage 
um  Gut,  um  Mobilien  wie  um  Immobilien,  angenommen  wor- 
den.®^) Unzählige  Stellen  belegen  dagegen  den  technischen 
Gebrauch  Ton  res  schlechthin  für  Immobilien.^)  Wie  die 
Parallelstellen  zeigen,  welche  unumwunden  dem  Grafen  nur 
den  Process  um  Grundstücke  vorbehalten,     giebt  unser  Gar 

»)  Vgl.  Zeitschr.  £  Kirchenr.  IX,  S.  257. 

•*)  Vgl.  die  Glosse  des  fränkischen  Cod.  reg.  Paris.  4413  (aus  dem 
10.  Jahrh.)  zu  Lex  Rom.  Wis.  C.  Th.  II,  1,  2:  Iiis  crimen  temporibus 
ad  comitem  vcl  ad  vicccomitem  portinct,  ITaoncl  Lex  Rom.  Wis.  p.  462. 

")  So  Pernice  S.  140  bei  Note  28.  Zweit  Ihaft  Thiidichum  S.  102. 

")  Vgl.  Cap,  Aquisgran.  a.  817  legib.  add.  c.  10  (Portz,  I,  p.  212): 
de  ipso  comitatU}  in  quo  res,  tinde  causa  agitur,  positae  sunt  Eod.  cap. 
miss.  c  2  (p.  217):  de  libertatibiu  et  rebus  reddendis  —  per  optimos 
qaosqae  inqairatar.  Cap.  legi  Sal.  add.  a.  819  c  9  (p.  226):  Tinani  aut 
res  alterius  —  invasor  illarum  rerum.  Cap.  ini>8.  Tbeod.  a.  821  c.  2 
(p.  230) :  de  rebus  sive  mancipiis  —  inquisitioncm  faciant.  Cap,  Wormat 
a.  829  cap.  gencr.  c.  10  (p.  351):  de  rebus  ecclesiarum,  quae  —  per 
30  annorum  spatium  —  possessa  suut.  Gar.  C.  Cap.  mias.  a.  853  c.  5 
(p.  411);:  de  rebus  ecclesiasticis  in  alodem  datis.  Ebenso  Couv.  Attiniac« 
a.  864  c.  10  (p.  429).  —  Daher  Roz.  14.  15.  17.  21 :  Aufnahme  in  den 
königlichen  Schute  com  rebas  snis  propriis,  oder  enm  rebna  et  homi- 
nibns.  Glosse  zu  lab.  Pap.  Loth.  64:  res,  id  est  terras.  Ans  früherer 
Zeit  Greg.  Tur.  V,  37:  Tlllas  invadere  —  res  redditnrum,  u.  s,  w.  — 
In  gleicher  Weise  wird  causa  (chose)  schlechthin  für  Grundstücke  ge- 
setzt, Lex  Rom.  Cur.  C.  Th.  X,  1:  de  fescale  causa  („von  königlichen 
Grundstücken")  per  verbum  regis  —  donatum.  Ebenso  in  dem  Con- 
gestumArnouis :  ex  causa  dominica  beneticiatuni  (vgl.Gfrörer  1,8.398.399). 

•»)  Cap.  miss.  a.  810  cit.  (Note 89):  de  proprietate  („Eigen")  aut 
übertäte.  Lib.  Pap.  Kar.  Bf.  dt:  redditione  terrae  et  mancipiomm. 
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pitalar  för  diesen  Spracbgebraucb  1edip:1ich  ein  neues  Beispiel. 

Es  ist  nur  daiaii  zu  erinnern,  da^^s  die  Unfreien  nach  karo- 
lingisclieni,  anders  als  nach  nierovingischem  iiecht,  gleich  den 
Grundstücken  für  ininiobil  gelten,  so  dass  nicht  blos  der 
Freiheitsprocess,  sondern  auch  der  Streit  zweier  Herren  über 
einen  Unfreien  in  karolingiscber  Zeit  zu  den  vorbehaltenen 
Sachen  zählt. 

Die  entwickelte  Bestimmung  der  Capitularien  ist  bisher 

in  verschiedener  Weise  aufgefasst  worden.  Ziendich  verbreitet 
ist  die  Ansicht,  dass  über  Leben,  Freiheit,  Grundbesitz  nur 
unter  Königsbann,  und  aus  diesem  Grunde  nur  unter  Vorsitz 
des  Grafen  habe  gerichtet  werden  können.'^'')  Es  ist  bereits 
früher  gezeigt,  dass  der  Graf  des  fränkischen  Beichs  ebenso 
wie  der  Gentenar  nicht  mit  Ednigsbann  riditet  Andere 
Schriftsteller  finden  durch  das  Vorige  den  Unterschied  von 
„höheren  und  niederen  Gerichten"  eingeführt.  In  der 
Regel  wird  in  den  aufgeführten  Bestimmungen  h'(li,t,dich  eine 
positive  Noiniirung  der  Zuständigkeit  der  Gerichtsbeamten, 
des  Grafen  und  des  Centenars,  und  insbesondere  eine  Be- 

Die  Vindication  oines  Unfrcitn  vollzieht  sich  nacli  Rib.  58,  8. 
72  hl  den  Formen  des  Dritthandsverfahrens,  d.  h.  der  Mobilienvindica« 
tion,  wahrend  a.  B.  Ros.  499  (Merkel  31)  fflr  denselben  Streit  die  For- 
men des  Processes  um  Immobilien  aufveist  Daher  werden  wie  in 
dem  fit  Gap.  Aqnisgr.  a.  812  res  und  mandpia,  so  in  Lib.  Pap. 
Kar.  M.  cit.  die  mancipia  neben  der  terra  genannt.  —  Für  die  Ver- 
handlung der  Processe  (ibcr  Freiheit  und  Fmmobilion  im  Grafenj^ericht 
trewäliren  die  iTkundcn  (welche  sich  fast  aiisschliosslirli  auf  solche 
Fälle  beziehen)  und  die  Formeln  Roz.  45<s  iX  zahlreiche  HelcL^e.  Von 
den  Capitularien  ist  zu  vergleichen  Cap.  liiud.  II  a.  805  c.  2.  :5,  oben 
S.  82S.  Gap.  Äquisgran.  s.  817  legib.  add.  c'  10  (Perta  I,  p.  212).  Cap. 
legi  Sal.  add.  a.  819  e.  5  (p.  226),  s.  weiter  nnten  im  Text 

*^  SoStobbe  in  der  Zeitschr. f. deutsch. B.xy,S. 84.  v.Daniels  I, 
S.  551.  Gemeiner,  Centenen  S.  211  ff.  v.  Schulte  R.  G.  S.  886. 
Die  Acusserunsr  des  letztcitirten  Schriftstellers:  „Unter  Königsbann 
wird  geriet. tt't  vnm  Grafen  selbst  —  während  in  gerinirern  Sachen  das 
Gericht  unter  dein  eijL'ncn  Bann  (Grafenbann'i  hinreicht,  weshalb  auch 
der  Centenarius  und  Vicarius  Richter  sein  kann'*,  ist  nach  dem  Vorigen 
in  jeder  Hinsicht  unzutreö'eud. 

So  Walter  IL  G.  §.  108,  ähnlich  Sch&ffner  I,  8.  861. 
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Bcbränkung  der  Befugniss  des  Grafen,  sich  durch  den  Gentenar 
vertreten  zu  lassen,  gefunden.  '*) 

Die  richtige  Auffassung  wird  durch  die  Quellen  selber 

uumittelbar  gcj^^ebeu. 

Auf  den  Trocess  um  Freiheit  bezieht  sich 

Cap.  Aqiiisgran.  a.  817  legib.  add.  c.  14  (Pertz  I, 
p.  212) :  Ubi  anüquitus  consuetudo  fuit  de  libertate 
sacramenta  adhramire  vel  jurare,  ibi  mallum  habeatur — 
Die  Meinung  ist,  dass  das  echte  Ding  (mallus)  nur  an  echter 
Dingstatt  abgehalten  werden  soll.        Die  echte  Dingstatt 
wird  als  der  Ort  des  Proccssos  um  Freiheit  l)e.schriel)en,  als 
tUir  Ort,  wo  „nach  altem  Herkommen"  der  Eid  um  Freiheit 
sowohl  angelobt  (im  ersten  Termin)  wie  erbracht  wird  (im 
zweiten  Termin).  Die  Stelle  setzt  voraus,  dass  der  Freiheita- 
l^ocess  als  solcher  ein  Process  an  echter  Dingstatt,  d.  h.  ein 
Frocess  im  Echteding  ist,  denn  nur  dem  echten  Ding  ist, 
wie  fiiiher  gezeigt,  die  echte  Dingstatt  wesentlich.  . 
Auf  den  Process  über  Immobilien  bezieht  sich 

Cap.  Aijuisgran.  a.  817  legib.  add.  c.  10  (Pertz  I, 
p.  212):  Si  autcm  de  hujuscemodi  pacificatione  inter 
eos  (rectores  ecclesiarum)  convenire  non  posslt,  ad- 
vocati  eorum  in  mallo  puhlico  ad  praesentiam 
comitis  veniant,  et  ibi  legitimus  terminus  eorum  con- 
tentionibus  inponatur.  *'^) 

Cap.  legi  Sal.  add.  a.  819  c.  5  (Pertz  I.  p.  226): 
si  infans  int'ru  duodecim  aunos  res  alterius  injuste 
sibi  usurpaverit  —  a  comite  ad  mallum  suum 
adducatur.  ^^^) 

Beide  Stellen  setzen  den  Process  um  Immobilien  als  einen 

So  z.  B  Eichborn  B.  G.  I,  S.  395.   Thudicham  S.  101  £f. 
Waitz  V.  G.  IV,  S.  31Ö.  317. 
"0)  Oben  S.  361. 

">)  Vgl.  oben  Note  94.  Zeitschr.  f.  Kirchenr.  IX,  S.  205. 

Dass  auch  an  dieser  Stelle  unter  res  nur  GnindgtQcke  su  ver- 
stehen sind,  zeigt  der  Fortgang:  de  hereditate  („Erbe")  vero  paterna 
Tel  matema,  si  aliqnis  eom  interpellare  Tolaerit 
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ProcesB  im  malliis,  d.  h.  nach  dem  frtther  erwiesenen  karo- 
lingischen  Sprachgebrauch  als  einen  Process  im  Echteding 
des  Grafen. 

Auf  den  Process  in  peinlichen  Sachen  bezieht  sich 

Cap.  Aquisyrun.  a.  817  legib.  add.  c.  15  (Pcrtz  I, 
p.  213):  Si  Uber  homo  de  furto  accusatus  t'uerit,  et 
res  proprias  habueiit,  in  m alle  ad  praesentiam  co- 
mitis  se  adhramiat. 

Car.  C.  Gap.  Garisiac.  a.  B73  c  3  (Pertz  I,  p.519): 
De  illis  llb^  hominibus  qui  infames  —  sunt  de 
testeiis  vel  latrociniis  et  nipacitatibus  et  assalturis 
vel  de  infidelitate  nostra  —  fiat  de  illis  sicut  in 
quarto  libro  capitulorum  c.  29  dicitiu,  cum  ad  luallum 
comitis  venerint  Si  autem  ad  mallumnon  venerint, 
banniantur  — .  Et  si  post  secondam  comitis  admoni- 

üonem  ad  mall  um  venire  nobuerint  

AxLch  hier  wird  das  Gericht  des  Grafen,  in  welchem  über 
die  iieinliclie  Sache  gericlitet  wird,  als  niallus  comitis,  als 
Kcliteding  des  Grafen  bezeichnet.  Die  er.stcitirte  Stelle 
diückt  insbesondere  mit  den  Worten :  in  mallo  ad  praesentiam 
comitis,  unzweideutig  das  Gericht  aus,  welches  nicht  an  einem 
bestimmten  Termin,  sondern  „bei  Gegenwart  des  Grafen**, 
d.  h.  gerichtsverfassungsmüssig,  kraft  der  Bechtssätze  über 
das  echte  Ding,  abgehalten  wird. 

Die  gegebene  Interpretation  der  letzten  Stelle  ist  früher  ^^•^) 
bereits  für  ein  anderes  Capitular  entwickelt,  welches  gerade  • 
auch  an  dieser  Stelle  Aufschluss  giebt, 

Gap.  Langob.  Pipp.  a.  801  —  810  c.  14  (Pertz  I, 
p.  104):  üt  ante  vicarios  nulla  criminalis  actio  diffi- 

niatur,  nisi  tantum  leviores  causas,  qiiae  facile  possunt 
dijudicari;  et  nullus  in  eoruni  judicio  ali(iuis  in  ser- 
•    vitio  homiuem  couquirat,  sed  per  Mcgussores  remit- 
tatur  usque  in  praesentiam  comitis. 

tM)  Oben  S.  403. 
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Das  Gapitular,  sowohl  auf  peinliche  wie  auf  Freiheitsprocesse 
bezüglich,  giebt  genau  demselben  Rechtssatz  wie  die  vorigen 

Zeugui.sbC  Ausdruck.  Mit  der  Hinaussetzung  des  'J'orniins 
„bis  zur  Gegenwart  des  Grafen"  ist  für  die  genannten  Rechts- 
sachen die  Hinaussetzung  der  Verhandlung  bis  zum  Echte- 
ding  vorgeschrieben.  Das  Capitular  entwickelt  zugleich  den 
obigen  Bechtssatz  Über  die  Competenz  des  Grafen  und  des 
Gentenars.  Bas  Capitular  ergiebt  unmittelbar  die  Vereinigung 
der  s'ämmtlichen  vorigen  Quellenzeugnisse.  Der  Bechtssatz, 
dass  über  Leben,  Freiheit,  Grundeigen  des  freien  Thuines  nur 
unter  Vorsitz  des  Grafen,  niclit  unter  Vorsitz  des  Centenars 
gerichtet  werden  könne,  ist  mit  dem  anderen  identisch,  dass 
über  die  genannten  Sachen  nur  im  Echteding,  nicht  im 
gebotenen  Ding  gerichtet  werden  kann.  ^^^) 

Die  karolingischen  Quellen  ergeben  den  nämlichen  Bechts- 
satz, welchen  wir  später  im  Sachsenspiegel  finden, 

Ssp.  i,  59  §.1:  Alierhandc  klage  unde  al  ungerichte 
mut  de  richtere  wol  richten  binnen  sime  gerichte. 
svar  he  is,  ane  of  man  up  egen  klaget,  oder  up 
enen  scepenbaren  vrien  man  ungerichte  claget. 
Des  ne  mach  die  richtere  nicht  richten  wan  to 
echter  dingstat  unde  under  koninges  banne. 

Das  Gericht  „zu  echter  Dingstatt*'  ist  das  echte  Ding.  Wie 
nach  dem  Recht  des  späteren  Mittelalters,  so  ist  schon  nach 
dem  Becht  des  fränkischen  Beichs  das  echte  Dmg  der  Gent 
das  „hohe,  oberste*^  Gericht  der  öfifentlichen  Verfassung. 


'»*)  Anders  z.  B.  Stobbe  in  der  Zeitschr.  f.  deotsch.  R.  XV, 
S.  85:  „In  wie  weit  ;ibor  die  alloin  im  (irafcn-rericbt  zu  verhandelnden 
Sachen  nothwendig  vor  das  nii<j;cbütene  Gericht  {gehörten  oder  auch  im 
gebotenen  Gericht  entschieden  werden  durften,  lässt  sich  aas  den 
Gesetzen  der  Karolinger  nicht  beantworten." 

Mi)  Dnrcb  das  Obige  bestätigt,  beziehungsweise  berichtigt  sieh  die 
auf  das  Recht  des  Sachsenspiegels  bezflgUche-Aasföhrung  von  Stobbe 
a.  a.  0.  S.  110.  —  üeber  das  spfttere  mittelalterliche  Recht  ist  vor- 
nehmlich zu  vergleichen  Thudichum  S.  53  ff. 
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Bas  echte  Ding  deckt  sich  auch  an  dfeser  Stelle  mit 

dem  Grafengericht,  dab  gebotene  Ding  mit  dem  Gericht  des 
Schultlieissen. 

Es  hat  sich  ergeben,  dass  für  die  wichtigsten  Rechts- 
sachen nach  fränkischem  Beichsrecht  nur  das  Echteding,  nicht 
das  gebotene  Gericht  competent  ist.  Auch  für  diesen  Rechts^ 
satz  gewährt  die  Aulfassung  allein  die  früher  herau^estellte 
Thatsache,  dass  das  Echteding  das  Gerieht,  und  das  gebotene 
Gericht  von  Rechtswegen  nicht  Gericht  ist.  J^'.s  ist  daran 
zu  erinnern,  dass  in  den  Processen  de  libertate  und  de  here- 
ditate  die  richterliche  bannitio  zur  Einleitung  des  Verfahrens 
nicht  genügt,  sondern  durcli  den  Kläger  die  mannitio  des 
Volksrechts  vorzunehmen  ist  ^^*)  Wie  der  „echten^^  Ladung, 
80  bedürfen  die  nämlichen  Rechtssachen  des  „echten"  Dings. 
Wie  für  diese  Rechtssachen  nur  die  Ladung  des  Volksrechts 
Ladung,  so  ist  auch  für  dieselben  nur  das  Gericht  des  Volks- 
rcchts  Gericht.  Die  Stellung  des  gebotenen  Dings  hat  sich 
im  fränkischen  Reich  insofern  geändert,  als  dasselbe  nicht 
mehr  blos  das  Forum  für  gewisse  Handlungen  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit,  sondern  auch  Forum  für  streitige  Rechts- 
sachen ist  Das  gebotene  Gericht  ist  im  fränkisdien  Reich  * 
insofern  praktisch  Gericht  geworden.  Es  liegt  darin  die  mit 
der  Gründung  dos  fränkischen  Reichs  eingetretene  Erstarkung 
der  obrigkeitlichen  Amtsgewalt  ausgesprochen.  Aber  der  alt- 
überlieferte Gegensatz  kommt  noch  andauernd  darin  zum  Aus- 
druck, dass  für  die  wichtigsten  Güter  des  freien  Mannes  auch 

Oben  S.  IIÖ  Note  50,  vgl.  S.  139.  Auch  aus  Cap.  legiSal.  add. 
a.  819  c.  1  (Pertz  1,  p.  225)  ergiebt  Sick,  dass  in  karolingischer  Zeit 
die  mannitio  nur  als  mannitio  ad  mallora,  als  Ladung  zum  echten  Bing, 
d.  h.  dass  die  Ladung  nach  YoUcsrecht  nnr  fflr  das  Gericht  nach  Volks- 
recht  voricommt  So  würde  schon  aus  den  oben  entwickelten  RechtSo 
Sätzen  über  die  mannitio  geschlossen  werden  können,  dass  über  Frei- 
heit und  Erbe  nur  im  echten  Din^  treriohtet  werden  kann.  —  Auf-  die 
peinlichen  Sachen  wird  die  mannitio  praktisch  nicht  mehr  angewandt, 
weil  sich  für  dieselben  im  tränkischen  Reich  ein  besonderer,  von  Arats- 
wegen  vorgehender  inquisitorischer  Proeess,  der  in  Folge  dessen  mit 
der  bannitio  beginnt,  entwielult  hat 
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jetzt  noch  das  echte  Ding  das  Gericht  ist,  und  das  gebotene 
Gericht,  wie  «es  in  dem  eben  citirten  Gapitolar  heisst,  nur 

für  die  leviores  causae,  quae  facile  possant  dijadicari,  d.  h. 
wie  aus  dem  Yoi  igen  sicli  crgiebt,  für  die  Klagen  um  Schuld 
und  um  Mobilieii  filhig  ist,  Gericht  zu  sein. 

Es  ist  nur  daran  zu  erinnern,  dass  einzelne  Termine  für 
die  priTiiegirten  Sachen  auch  im  gebotenen  Gericht  gehalten 
werden  können.  In  der  Gesandteninstmction  v.  J.  BIO^®^) 
heisst  es: 

üt  ante  vicarium  et  centenarium  de  proprietate  aut 
libertate  judicinm  non  termiuetur  aut  adqui- 
ratur,  nisi  seniper  in  praesentia  missorum  imperia- 
liura,  aut  in  praesentia  coniituni. 
Nur  die  „Beendigung"  und  der  „Beginn"  der  Klage  ist  dem 
Schulthdssengericht,  d.  h.  dem  gebotenen  Geridit,  entzogen. 
Uebereinstimmend  heisst  es  in  den  anderen  Stellen,^**)  dass 
die  vorbehaltene  Sache  coram  centenario  non  diffiniatur, 
dass  (las  zum  Verhist  des  Lebens,  der  Freiheit,  des  Grund- 
stücks schuldig  sprechende  ürtheil  dem  gebotenen  Gericht 
unzuätäudig  sei.  In  den  Lauf  der  V^erhandlung ,  etwa  zur 
Erbringung  des  Beweises  oder  zur  Aufnahme  einer  inquisitio 
per  testes  u.  s.  f.,  kann  ein  Termin  im  gebotenen  Gericht 
einfallen.  ^^*)  Karl  der  Kahle  gedenkt  ausdrücklich  des  Falls, 
dass  eine  zum  nächsten  echten  Ding  fällige  Beweishandlung 
ausnahmsweise,  mit  Kücksicht  auf  die  nothweudig  gCNVordene 

»•')  Citirt  oben  ^'ote  80. 
Ml)  Oben  Note  89. 

*»)  Vgl.  Yaiesette  II,  Nr.  142  (a.  898):  im  ProcesB  tun  ein  Grund- 
stück prodncirt  der  Klftger  ein  ja  di  ei  am,  qai  fiierit  pro  se,  ante  Fre- 
delone  comite  (d.  b.  eine  Gerichtsurlcande  über  ein  vom  Grafen  zu 

seinen  Gunsten  gesprochenes  Urtheil),  et  notitia  juramenti  qui 
fuorit  facta  ante  Kodegülo  vicario.  Auf  Grund  des  vom  (irafen  im 
1.  Termin  gesprochenen  Beweis-  (End-)  Urtheils  ist  danach  die  Boweis- 
baudlung  im  2.  Termin  vor  dem  Centenar  erbracht.  —  Dieselbe  Urkunde 
belegt  auMerdem  die  Anfiiabme  einer  inqnisitio  per  testes  ohne  End» 
urtheil  dnrch  den  missns  eines  Gentenars  (Yicars)  im  gebotenen  Gerichts- 
tennin.  —  Vgl.  auch  Vaissette  II»  Nr.  88  (a.  863)  unten  Note  186. 
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Hinausschiebung  des  echten  Dings,  in  dnem  zu  diesem  Zweck 
angesetzten  gebotenen  Ding  erledigt  wird.^^®)  Den  besten 
Beleg  gewährt  ein  italisches  Capitular  Ludwigs  II,  wonach 

für  die  Beweiseibriiigung  im  Freiheitsprocess  drei  Termine 
orten  stehen  sollen,  die  ersten  beiden  nach  je  14  Tagen  (oder 
nach  je  drei  Wochen),  der  dritte  a])er  quando  com  es  placitum 
habueht.^^^)  Die  ersten  beiden  Termine  sind  Termine  im 
gebotenen  Gericht,  der  dritte  Tennin  aber,  in  welchem  defi- 
nitiv das  Contomadalerkenntniss  ergeht,  em  Termin  im  echten 
Ding  des  Grafen."*) 

Die  lierrschende  Ansicht  erklärt  die  so  eben  entwickelten 
Compelen/ltestimnuingen  für  eine  karolingisclie  Neuerung. ^^^) 

Der  Wortlaut  der  angezogenen  Capitularien  spriclit  in 
keiner  Weise  für  diese  Meinimg.  Die  merovingischeu  Quellen 
ergeben  andererseits,  dass  anch  an  dierer  Stelle  nur  die  deut- 
lichere Bekundung,  nicht  die  Existenz  des  Rechtssatzes  erst 
der  karolingischen  Zeit  angehört 


Edict  Pist.  a.  864  c.  32  (Portz  I,  p  4 '6):  Et  si  sacramenta 
legalia  in  primo  die  Liinis  post  pasclia  jurauda  dt  vonorint,  aut  iü  aliis 
feriis  quando  mal  Iura  tenero  dcbuerat,  raittat  uuusquisquc  coinos 
uiiiisum  suuin  (um  stutt  des  ochten  Dinges  ein  gL'botenes  (»ericlit  zu  hal- 
ten), qni  ipsa  sacraiiu  iitu  ;m;  ciiltet,  ne  ipsi  liomines  jectivi  invcniantur. 

>")  Cap.  Hlud.  II  a.  «05  c.  2.  3  (Pertz  I  p.  43G;,  vgl.  Sal.  cxtrav. 
1,  und  oben  S.  323.  In  Sal.  extr.  1  heisst  es  vom  dritten  Temiii:  ftdat 
tunc  comes  DOtitiam  cum  ragutbiirgiis  et  testibua^  d.  h.  mit  den 
Schöffen  und  dem  Umstände  (oben  S.  380).  Es  wird  damit  gleich&lla 
das  Yollgerieht,  d.  h.,  nach  karoHngischer  Verftssung,  das  echte  Ding 
beschrieben. 

Vgl.  oben  S.  403.  —  Einen  weiteren  Beleg  gewfthrt  Ci^.  legi 
Sal.  add.  a.  n\)  c.  1  (Pcrtz  I,  p.  225). 

">)  Vgl.  z.  13.  Waitz  V.  ü.  IV,  S.  315.  31G.  btobbe  a.  a.  O. 
S.  84.  Walter  R.  ü.  §.  103.  v.  U  cth  m  an  n  -  II  o  11  weg  S.  425.  Auch 
Eichliorn  K.  (i.  1,  S.  395  hält  wenigstens  die  oben  nach  den  Capi- 
tularien entwickelte  näliere  Präcisirung  der  Competenzbestinimungeu 
für  Icarolingiseh.  Bei  Eichhorn  a.  a.  0.  und  Thudichnm  S.  102 
mischt  sich  die  irrige  Yorstellung  ein,  dass  der  merovingischen  Zeit 
die  Todesstrafe  and  Oberhaupt  die  peinliche  Strafe  unbekannt  ge- 
wesen sei. 
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Im  riboarlscheii  wie  im  alamannischeii  Volksrecht  wird 
von  der  vindicatio  in  Ubertatem  fBa  den  Fall  der  Vereheli- 
chnng  einer  freien  Frau  mit  einem  Unfreien  gehandelt.  Binnen 

bestimmter  Zeit  ist  die  Frau  von  ihren  Verwandten  (von  ihrem 
Vormund)  als  frei  gerichtlich  zu  vindiciren,  entweder  im 
Königsgericht  (in  Alamannien  im  Herzogsgericht)  oder  im 
Volksgericht  (in  poplico  mallo).  Nach  ribuarischem  wie  nach 
alamanniscbem  Volksrecht  ist  das  Volksgericht  für  die  viodi^ 
catio  in  Ubertatem  Grafengericht.  Nach  ribuarischem Yolk»- 
recht  ist  die  richterliche  Handlang,  durch  welche  anf  die 
Klage  der  Verwandten  der  Frau  die  Wahl  zwischen  Freiheit 
lind  Unfreiheit  ge^stellt  wird  (otieratur  ei  spata  et  conucula\ 
entweder  a  rege  (im  Köuigsgericht)  odera  comite  (im  Volks- 
gericht) vorzunehmen.  Nach  dem  alamannischen  Volksrecht 
erfolgt  das  Yerfahren  entweder  ante  ducem  oder  ante  comi- 
tem  in  poplico  mallo. ^^*) 

lieber  die  Behandlung  peinlicher  Sachen  ^ebt  gleich- 
falls eine  Stelle  des  alamannischen  Volksrochts  Aufschliiss. 
Für  die  Sountagseutheiligung  wiid  Verlust  der  Freiheit  an- 
gesetzt, 

Alam.  Hloth.  38,  5:  coactus  et  cönvictus  ooram  co- 
mite, nbi  tunc  dux  ordlnaverit  in  servitium  tradatur. 
Im  Gebiet  salisch  fninkischen  Bechts  ergeben  die  merovin- 
gischen  Formeln  denselben  Beehtssatz:  über  begangenen  Mord 
hat  nach  den  Formeln  von  Angers  wie  nach  den  Formeln  von 
Tours  der  Graf  zu  (Jericht  zu  sitzen. ^^^)  Von  besonderem 
Interesse  ist  eine  lleihe  von  Lebensbeschreibungen  merovin- 
gischerZeit,  welche  übereinstimmend  das  Gericht  In  peinlichen 
Sachen  als  Grafengericht  beschreiben.^^*)  Für  den  Centenar 


"*)  Rib.  58,  18.    Alam.  Illoth  18,  4,  oben  S.  59.  60. 

>»)  Roz.  457.  493  (Am\v<r.  12.  49).  491  iSinn.  30.  31).  Die  FormeUi 
von  Tours  neuDcn  hier  als  Richter  den  judex,  d.  h.  den  Grafen,  obeu 
8.  166  Note  46. 

Vgl  die  oben  8.  147  in  der  Note,  und  8.  151  Note  9  dtirten 
Stellen  ans  den  Vitae. 
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ist  in  meroTingischer  Zeit  nur  die  VoHstrednuig,  nicht  die 
Verhängung  der  Todesstrafe  bezeugt,  i^') 

Für  den  Process  über  Grundeij^en  giebt  die  Formelsamiii- 
luDg  Ton  Angers  noch  deutlidioion  Aufscbluss.  Die  Ertbei- 
lung  eines  Appennis  besteht  in  der  Bestätigung  des  gesammten 
gegenwärtigen  GmndbesitzeB;  das  Erkenntniss  über  die  Er- 
theilnng  ist  ein  Richten  über  Inunobilien.  Gerade  deshalb 
kann  nach  den  Formeln  von  Angers  der  Centenar  für  die 
Ertheilung  des  Appeniiis  nur  den  vorbereitenden  Termin  im 
geboteneu  Gericht  abhalten ,  während  das  Erkenntniss  selbst 
über  die  Ertheilung  des  Appennis  im  Volksgericht  nur  unter 
Vorsitz  des  Grafen  erfolgen  kann.^^^  Auch  nach  merovin- 
gischem  Becht  gehören  die  causa«  majores  ausschliesslich  . 
YOr  das  Grafengericht. 

Es  kommt  hinzu,  dass  es  sich,  wie  gezeigt,  an  dieser 
Stelle  nicht  um  eine  willkürliche  Begulirung  der  Competenz 
der  richterlichen  Beamten,  sondern  um  einen  aus  dem  Wesen 
des  echten  und  des  gebotenen  Dinges  hervorgehenden  Bechts- 
satz  handelt.  Gerade  diese  AufiiEusung  stellt  das  aus  dem 
Vorigen  erhellende  Resultat  ausser  Zweifel.  Wie  der  be- 
griffliche Gegensatz  des  echten  Dinges  und  des  gebotenen 
Gerichts,  so  sind  auch  die  Grundsätze  der  Gerichtsverwaltung 
in  meroviogisdier  Zeit  die  nämlichen  wie  in  karolingiscber.^^^) 

Der  Satz,  dass  das  echte  Ding  auch  im  fHlnkischen 
Beich  das  Gericht  ist,  hat  sowohl  in  Bezug  auf  die  Besetzung 
wie  in  Bezug  auf  die  Competenz  des  echten  Dinges  seine  Be- 


Vgl  die  SteUe  ans  der  Yita  S.  Dalmatii,  oben  8.  206. 

Oben  S.  418.  Ausser  im  Volksgericht,  kann  der  Appennis  anch 
im  Königsgericht  ertheilt  werden,  wie  die  F'ormfln  Roz.  410-416  und 
die  Königsurkundon  zeigen.  —  Vgl.  die  Formeln  von  Tours,  Roz.  478. 
484  (Sirm.  40—42),  nach  denen  auch  der  Process  um  Grundeigen  vor 
dem  judex,  venerabilis  vir,  d.  h.  dem  Graten,  stattiindet. 

ut^  Ueber  einige  anscheinende  Abwdchnngen  der  Oeridittpraxis 
▼on  den  oben  entwickelten  Oninds&taen  Tgl.  nnten  §.  90. 
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stätignng  gddnden.  Es  ist  noch  die  weitere  Consequenz  zu 
entwickeln,  dass  in  Folge  dessen  das  echte  Bing  im  Gegen- 
satz zum  gebotenen  Gericht  für  die  Gerichtsverwaltung  an 
erster  Stelle  steht. 

Oben  ist  gezeigt  worden,  dass  wie  zur  Zeit  der  Lex 
Salica,  so  anch  zur  Zeit  des  Mnkischen  Beichs  die  Frist  von 
40  Nächten  (sechs  Wochen)  die  echte  GerichtsMst  ist.  Die 

Gcriclitsverwaltung  hat  daher  wie  zur  Zeit  der  LexSalica,  so 
auch  zur  Zeit  des  fränkischen  Reichs  _von  sechs  zu  sechs 
Wochen  für*  die  Abhaltung  eines  Gerichtstermins  zu  sorgen. 

Dem  entsprechend  ergeben  merovingische  und  karolin- 
gische  Zeugnisse  übereinstimmend,  dass  das  Grafengericht  des 
fränkischen  Reichs  von  sechs  zu  sechs  Wochen  abgehalten 

wird.  Ein  Zusatzcapitel  der  Lex  Salica,  vielleicht  noch  von 
K.  Chlodwig  herrührend,  Uisst  den  Grafen  seine  vicini  zu  sei- 
nem näclisten  Gericht  laden  (in  mallo  proximo  veniatis),  um 
die  Erläuterung  hinzuzufügen,  dass  demnach  die  schuldige 
processualische  Handlung  ante  40  noctes  zu  erbringen  sd.^'^) 
Die  Formeln  von  Tours  bezeugen,  dass  der  zweite  Gerichts- 
termin,  welcher  vom  Grafen  in  quadraginta  noctes  angesetzt 
ist,  wiederum  vom  Grafen  abgehalten  wird.^''*^)  In  karolin- 
gischer  Zeit  ist  der  Rechtssatz,  dass  die  mannitio  sechs 
Wochen  vor  dem  Gerichtstermin  vorzunehmen  sei,  mit  dem 
anda^en  identisch,  dass  die  mannitio  dem  Geladenen  die  Frist 
eines  Gfafengerichtstermins  gewähre.  Es  ist  ein  Ausnahme- 
fsdl,  si  comes  infra  supradictamm  (quadmginta)  noctium  nume- 
mm  mallum  suum  non  habuerit."^  Die  karolingischen  For- 
meln stimmen  mit  dem  Capitular  überein.   Sie  ergeben,  dass, 


Sal.  73.  —  Die  Ladung  wird  vom  Grafmi  ausserhalb  seines 
ordentlichon  Gorirlits  erlassen,  sie  fällt  also  zwisclien  zwei  Gerichts- 
tage des  Crraläu.  itesiialb  ist:  in  proximo  mallo,  mit:  aute  40  noctes, 
identisch. 

»1)  Bos.  491  (Sinn.  80.  81),  vgl.  oben  Note  115. 

Ciap.  legi  Sal.  add.  a.  819  c.  1  (Perte  I,  p.  285),  t^.  oben 

S.  403 
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wie  in  merovingischer  Zeit,  das  Crericht  nach.  40  Nkchten, 
auf  welches  der  Graf  den  Beweistenmn  angesetzt  hat,  wieder- 
um Grafengericht  ist.^^*) 

Den  Commentar  zu  dem  Vorigen  giebt  scliou  der  Um- 
stand, dass  das  citirte  Capitular  das  in  Zwischenräumen  von 
40  Nächten  stattfindende  Grafengericht  als  mallus  comitis, 
d.  h.  als  das  Echteding  des  Grafen  bezeichnet.    Eine  Reihe 

von  andern  Zeugnissen  stimmt  damit  überein.     Eine  Formel 

von  Sens,  einen  Fieilieitsprocess  im  Grafengericht  behandelnd, 
lässt  das  Beweisurtheil  sprechen: 

in  quadraginta  noctes,  in  proximo  mallo  post  banno 
resiso,  hoc  debeat  conjurare.^^*) 

Der  Beweis  soll  nach  40  Nächten,  im  „nächsten  Echteding", 
erbracht  werden.   Kbenso  die  Urkunden  aus  Autun, 

P^rard  p.  34  Nr.  15  (a.  818):  Freiheitsprocess  im 
Grafengericht.  Urtheil  auf  Beweiserhringung  in  pro- 
ximo mallo  post  40  noctes,  quem  ipse.comes  in 
Äugustidunense  tenet. 

Perard  p.  35  Nr.  18  (a.  615):  Freilieitsprocess  .im 
.  Grafengericht.  Urtheil  auf  Beweiserbringüng  in  pro^" 
simo  mallo  post  40  noctes,  quem  i^ius  oomes.in 
ipsa  ävitate  (Augustiduno)  tenet.-  -  .  - 

Ferner  eine  Urkunde  aus  dem  (iol)ict  der  civitas  Langres, 

Perard  p.  147  (a.  S67):  -Process  über  Verletzung 
von  Grundeigenthum  im  Missalgericht,.  -  Urtheil  auf 
Beweiserbringung  post  40  noctes 'in- prexim&*  mallo,. 
quod  in  Uscarense  et  in  Atoeriis  ipsi  missi'  tenent.' 
Die  rämmtlichen  Zeugnisse  ergeben, .  da^ss,-  gegen  'ifie-  bis- 
her herrschende,  auch  von  Waitz^^*)  getheilte  Ansicht,  das  " 


Roz.  481  (Merkel  29).  Boz.  483  (Lindenbr.  169).  Vgl.  Roz. 

486  (Merkel  28). 

*»*)  Roz.  479  (App.  Marc.  -2),  .  üebcr  den  bannus  rescisua  .vgl, 
oben  S.  396. 

»«)  V.  G.  IV,  S.  309.  , 
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Yon  40  zu  40  Nächten  wiederkehrende  Gericht  kein  gebotenes, 
sondern  das  echteDing  des  Grafen  ist  ^^*)  Wie  zur  Zäi  der  Lex 
SaUca.,  so  foidertzurZeitdesfiänkischenBeichsdieechteQeriGhts- 
ftist  von  40  Nächten  ein  in  gleichen  Terminen  sich  wieder- 
holendes echtes  Ding.  Viia  zur  Zeit  der  Lex  Salica,  so  ist 
auch  zur  Zeit  des  fränkisclien  lleidis  die  echte  Gerichtsfrist 
mit  der  l'rist  zwischen  zwei  echten  Gerichten  identisch. 

Die  Gerichtsverwaltung  des  fränkischen  Reichs  unter- 
scheidet sich  aber,  wie  schon  früher  hervorgehoben,  von  der 
Gerichtsverwaltung  der  Lex  Salica  dadurch,  dass  sie  eine  ein- 
heitliche für  die  ganze  Grafechaft  ist.  Die  echten  Dinge  von  • 
sechs  zu  sechs  AVochen  werden  nicht  sämmtlich  in  derselben 
einen  Hundertschaft,  sondern  abweclisehid  in  den  verschie- 
denen Hundertschaften  der  Grafschaft  gehalten.  Der  mero- 
vingischen  Gerichtsverwaltung  stehen  nur  zwei,  der  karolin- 
gischen  nur  drei  Echtedinge  in  jeder  emzelnen  Hundertschaft 
al^ährlich  zu  Gebote.  Der  Graf  muss  deshalb  in  merovin- 
gischer  und  karolingischer  Zeit  den  Gau  bereisen/^')  um, 
nachdem  er  so  eben  an  dieser  Hundertscbaftsmalst'ätte  das 
echte  Dinfi"  gehalten,  über  seclis  Wochen  das  echte  Ding  in 
einer  anderen  Hundertschaft  lüi'  die  Gerichtsverwaltun^  zu  be- 
nutzen. Durch  Ve  r  t h  e i  1  u  n g  der  Gerichtslast  über  die  sämmt- 
lichen  Hundertschaften  seines  Gaus  hat  der  Graf  die  acht 
bis  neun  echten  Dinge,  welche  ihm  jährlich  obliegen,  mit 
Hülfe  der  zwei,  später  drei  echten  Dinge  in  jed^  einzelnen 
Hundertschaft  abzuhalten.  Deshalb  setzt  der  Graf  von  Autun 
in  der  einen  so  eben  citirten  Urkunde  den  nächsten  Termin 
auf  das  nächste  echte  Ding,  welches  er  nach  40  Nächten  im 
Gau  von  Autun  halten  wird.  Deshalb  setzen  die  königlichen 
missi  im  Gebiet  von  Langres  in  der  anderen  aufgeführten 


ta<)  Völlig  gleicher  Bedentang  mit  den  aufgeführten  Uricunden  ist 
daher  die  oben  S.  403  Kote  42  citirte  Urkunde  ans  Nimee,  welche  den 
Beweistermin  ansetzt:  in  primo  placito  legibus  mnnitOf  qnod  comes 

ant  vicescomes  in  ipsam  civitatem  tenoerit. 
Oben  §.  10.  13. 
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Urkimde  den  nächsten  Termin  auf  das  nächste  echte  Ding, 
welches  sie  nach  40  K^hten  im  pagus  Oscarensis  oder  im 

pagus  Atoarioriiin  halten  werden.  Der  Satz,  dass  au  jeder 
ITundertschaftsinalstiitte  für  die  ganze  Grafsdiaft  (iericlit  ge- 
halten wird  (oben  §.  13),  dass  in  Folge  dessen  ein  jedes 
Echteding  in  irgend  welcher  Hundertschaft  ein  echtes  Ding 
für  die  ganze  Grafschaft  ist,  giebt  der  GerichtSTerwaltung  des 
fränkischen  Reichs  ihre  von  der  GerichtsverwaUnng  der  Lex 
Salica  abweichende  Gestalt.  Die  echte  Gerichtsfrist  deckt  sich 
nur  noch  mit  der  Folge  der  echten  Dinge  innerhalb  des  Gaus, 
nicht  mehr  mit  der  Folge  der  echten  Dinge  innerhalb  der 
Hundertschaft."«) 


Genau  dasselbe  Resultat  erpiebt  sich  fflr  den  Saclisenspiogel. 
Auch  hier  ist  für  das  Gericht  der  Schöfffiibarfreien,  d.  Ii.  tlas  Grafen- 
p^criflit,  die  Frist  von  sodie  Wochen  die  echte  Gericlitsfrist ,  und  wird 
doni}fon)äss  auch  liier  von  seclis  zu  sechs  Wochen  (loricht  zu  echter 
Diugstatt  (über  Uugericht  des  ISchötienbareu),  d.  h.  echtes  Ding  gehalten, 
Ssp.  I,  50  §.  1.  67  f.  1  (a.  H.  Stobbe  Zeitschr.  f.  deatscb.  E.  XV, 
S.  110),  obgleich  auch  nach  dem  Recht  des  Sachsenspiegels  bekanntlich 
in  jeder  Hnndertsohaft  nur  drei  echte  Dinge  jilhrlich  bemfen  werden. 
Es  ergiebt  sich  an  dieser  Stelle  gegen  die  allgemein  herrschende  An- 
nahme, dass  auch  das  Grafengericht  des  Sachsenspiegels  Hundertschafts- 
versaramlnnfj  (jedoch  mit  Compctonx  für  die  gan/o  Grafschaft),  nicht 
Grafschaftsversammlung  ist,  dass  auch  nacli  dern  Rocht  des  Sachsen- 
spiegels der  Graf  die  Grafschaft  bereisend  und  an  den  verschiedenen 
HuudertscbaftsmalstiUten  die  SchöfFonbaren  der  Hundertschaft  versam- 
melnd die  echten  Dinge  von  sechs  za  sechs  Wochen  ftkr  die  Gh^chaft 
abhält  Die  Gerichte  des  Schnltheissen  (es  wird  fbr  jede  Cent  ein 
Schultheiss  bestellt)  und  des  Gografen  kehren  dagegen  in  jeder  Cent 
nach  sechs  Wochen  wieder,  Ssp.  I,  2  §.  3.  4,  —  Dem  Vorigen  entspre- 
chend wird  Ssp.  I,  (32  G  der  Rechtssatz:  Tügos  sal  man  over  ses 
wekcn  vulkomen  ,  für  den  Process  über  Grundeigen  dahin  formnlirt: 
dat  mut—  to  me  uesten  dinge  geschin.  Die  Ansetzung  desZeugen- 
bcweises  auf  das  n&chste  echte  Ding  ist  mit  der  Ansetzung  desselben 
auf  über  sechs  Wochen  sachlich  identisch,  nur  dass,  weil  Ober  Grund- 
eigen  nur  im  echten  Ding  gerichtet  werden  kann,  das  Beweisortheil 
nicht  auf  einen  festen  Termin,  sondern  seinem  unmittelbaren  Wortlaut 
nach  auf  das  „nächste  Ding**,  welches  nicht  immer  genau  die  Frist  ein- 
hält, gestellt  werden  muss. 

Sobio,  Altdeotscbe  Beichfl-  und  OeiichtsveriksBune;.  I.  28 
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So  erttutert  sich  das  Gapitular  Karls  des  Kabten  (oben 
8.  366),  nach  welche  die  Grafen  benachbarter  Oomitate  ihr 

echtes  Ding  nicht  gleichzeitig  halten  sollen  (vicini  comitcs  in 
iina  die  si  tieri  potest  mallum  non  teneant).  Allerdings  setzt 
das  Capitular  voraus,  dass  zur  Zeit  in  jeder  Grafschaft  nur 
je  ein  mallus  gehalten  wird,  aber  ohne  dass  daraas  mit 
Roth^^")  zu  sdüiessen  wäre,  dass  die  Versammlnng  zum 
echten  Ding  eine  Graftchaftsversammhmg  sei  In  jedem  Gomir 
tat  wird  zur  Zeit  nur  ein  echtes  Dmg  gehalten,  weil  das 
echte  Ding,  obgleich  seiner  Einrichtung  nacli  Centgericht, 
seiner  Compctenz  nach  Grafschaftsgericht  ist. 

Zur  Zeit  des  fränkischen  Reichs  steht  die  Art  der  Ver- 
theilung  der  Gcrichtslast  über  die  einzelnen  Hnndertschaften 
völlig  in  der  Hand  des  Grafen.  Während  später  nach  dem 
Recht  des  Sachsenspiegels  der  Satz  feststeht,  dass  der  Graf 
för  dieselbe  Hundertschaft,  in  welcher^er  so  eben  echtes  Ding 
gehalten,  nur  über  18  Wochen  (nach  abermals  zwei  Gericlits- 
torminen)  ein  neues  echtes  Ding  ansagen  kann,^^*')  finden  wir 
für  die  Zeit  des  fränkischen  Keichs  in  derselben  Hundertschaft 
sofort  auch  das  nächste  echte  Ding  über  sechs  Wochen  an- 
gesetzt D&k  Grafen  von  Anton  sehen  wir  nicht  blos  aDge- 
mm.  für  den  Gau  von  Antun,  sondern  in  der  zweiten  oben 
citirten  Urkunde  speciell  für  die  Gauhauptstadt  von  Antun, 
in  welcher  er  gerade  sein  echtes  Ding  hält,  aucli  den  zweiten 
Termin  im  nächsten  echten  Ding  über  sechs  Wochen  an- 
sagen. Dieselbe  Praxis  erhellt  aus  mehreren  anderen  Zeug- 
nissen.^'^)  Gerade  deshalb  ist  in  karolingischer  Zeit  die  Be- 


>M)  Bei  Schletter  Jahrb.  Yn,.S.  239. 

Ssp.  I,  2  §.  2.  III,  61  §.  1. 

So  Roz.  480  (App.  Marc.  5):  Frciheitsprocess  im  Grafengericht 
in  mallo  publico,  Urthcil  auf  Bewci?erbringung  in  ipso  mall o  („an 
derst'lbün  üerichtsstätte",  vgl.  oben  S.  G5)  snpor  altario  sancti  illius  in 
proximo  mallo,  quem  ipsi  comes  ibidem  tcniat.  —  Koz.  479  (App.  Marc. 
S):  FreiheitsproceBS  im  Grafengericht  eastro  Hlo  in  mallo  publico, 
Urtheil  auf  Beweiserbringung  in  illo  eaatro  (wo  augenscbeinlicli  das- 
selbe Castrum,  welehes  vorher  genannt  war,  gemeint  ist)  in  basilica  sancto 
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Stimmung  Yon  besonderer  praktischer  Bedeutung,  dass  der 
Graf  in  jeder  Hmidertschaft  nur  drei  Vollgerichte,  d.  b.  nur 
drei  echte  Dinge  za  berufen  im  Stande  ist.  Es  wird  ihm 
•  dadurch  unmöglich  gemacht,  stetig  von  sechs  zu  sechs  Wochen 
die  nämliche  Hundertschaft  in  Anspruch  zu  nelnnen.  Zuj^^lcich 
erliellt,  dass  der  Graf  nicht  not  big  hat,  in  jeder  lluudert- 
schaft  alljährlich  die  drei  echten  Dinge  abzuhalten.  Der 
Bechtssatz  lautet  nicht,  dass  drei  Vollgerichte  abgehalten 
werden  mttssen,  scmdem  dass  höchstens  drei  Vollgerichte  jähr- 
lich in  der  Gent  abgehalten  werden  dfirfen.  Reichtin  einer 
ausgedehnten  Grafschaft  der  Graf  mit  den  drei  echten  Dingen 
in  den  seiner  Hauptstadt  zunächst  gelegenen  Centen  für  die 
Regel  aus,  so  wird  es  ihm  möglich  sein,  die  entfernteren 
Hundertschaften  nur  dann  und  wann,  den  Gau  bereisend,  in 
Anspruch  zu  nehmen.  ^^^)  Sowohl  der  eben  aus  dem  Sachsen- 
spiegel entwid^lte  Bechtssatz,  daSI»  jede  Hundertschaft  niü* 
von  18  zu  18  Wochen  in  Anspruch  genommenn  werden  kann, 
wie  die  damit  zusammenhängende  Fixirung  der  Tage  für  die 
drei  echten  Dinge  ^^•'^)  ist  erst  späteren  Ursprungs. 

Es  ergiebt  sich  dabei,  dass  die  Berufung  der  echten 
Dinge  von  sechs  zu  sechs  Wochen  in  der  Gerichtspraxis  nicht 
strenge  eingehalten  ist.  Wie  im  späteren  Recht,  ^^*)  so  bildet 
auch  nach  d^  Becht  des  fränkischen  Reichs  die  Ansetzung  des 
nächsten  Termins  auf  das  Echteding  den  Gegensatz  zu  der 

illo  in  quadm^rinta  noctos  in  proximo  mallo.  —  Ebenso  in  der  Urkunde 
aus  Hirnes,  oben  Note  126. 

So  erledigt  sich  auch  das  Bedenken  Roth's  a.  a.  0.,  dass  es 
bei  grossen  Gauen  mit  vielen  Oenten  dem  Grafen  nnmöglich  gewesen 
sei,  fftr  jede  Cent  die  drei  Yollgericbte  absnhalten. 

In  merovingiseber  Zeit  sind  ancb  fikr  die  zwei  echten  Dinge 
die  Zeiträume  nur  annähernd  gegeben,  oben  S.  368.  Auch  nach  dem 
Recht  des  Sachsenspiegels  stehen  noch  keine  hestimmten  Tage  als 
echte  Dingtage  fest,  Ssp.  III,  Gl  §.  1  vfil.  I,  r>3  §.  1.  III,  82  §.  2  (Stob he 
a,  a.  0,  S.  96  Note  29),  wälirond  die  Stadtrechte  bekanntlich  regel- 
mässig, aber,  dem  Vorigen  entsprechend,  local  überall  verschieden  feste 
Dingtage  haben* 

>M)  Tgl.  Ssp.  I,  6S  §.  6  (oben  Kote  128).  n,  8  S.  1.  Stobbe  a.  a. 
0.  S.  110  Note  65. 

28*  . 


Digitized  by  Google 


4S6 


Die  VeriksBimg  des  fritüdBchen  Beichs. 


AnsetzuBg  desselben  auf  einen  bestimmten  Tag.  Eine  Beihe  von 
karolingischen  Zeugnissen,  welche  bereits  Mher  ^**)  zusammen- 
gestellt sind,  giebt  dieser  Thatsache  Ausdruck.  An  dieser 

Stelle  ist  ein  merovingisclies  Zeugniss  hinziiziifiigen.  Die  Lex 
Ribuaria  handelt  tit.  OO  von  der  Beweisfiiliniiig  über  einen 
erbrachten  Beweis.  Nicht  durch  Gerichtszeugniss,  welches 
dem  Recht  des  fränkischen  Reichs  wie  dem  Recht  der  Lex 
Salica  unbekannt  ist,  sondern  durch  Partheieneid  mit  Helfern 
muss  bewiesen  werden,  dass  der  schuldige  Eid  früher  bereits 
erbracht  sei,  und  zwar: 

secundum  praesentiiim  judicisvel  secundum 
t  e  r  m  i  n  a  t  i  o  ii  e  m  —  sacramcntum  in  praesentia  judi- 
cis  confirmare  studeat. 
Der  neue  Bewds  soll  entweder  „bei  Gegenwart  des  Richters," 
oder  „an  einem  angesetzten  Termin"  erbracht  werden.  Unter 
dem  judex  versteht  die  Lex  Ribuaria,  den^  merovingischen 
Sprachgebrauch  gemäss,  den  Grafen.  Bas:  secundum  prae- 
sentiam  judicis,  ist  mit  dem  karolingischen:  ad  pracsentiiua 
comitis,  identisch.  Es  ist  das  Ecliteding  des  Grafen  im  Gegen- 
satz zu  dem  Gericht  secundum  tenninationem,  d.  h.  im  Gegen- 
satz zu  dem  gebotenen  Gericht  gemeint^**)  Das  Echteding 
unterscheidet  sich  auch  hier  durch  die  Unbestimmtheit  seines 
Termins  von  dem  gebotenen  Gericht.  Erst  die  Verkündigung 
des  Tags,  welche  dem  echten  Ding  vorhergeht,  fixirt  hier  den 
Termin.  ^^')  Das  schon  häufiger  citirte  Capitular  Ludwigs  d. 
Fr.  V.  J.  810  hel)t  daher  ausdrücklich  den  Fall  hervor:  si 
comes  infra  (quadraginta)  noctium  numerum  niallum  suum 
non  hahuerit.  Die  Urkunden  zeigen,  dass  bei  Störungen  in 
der  G«richts?erwaltung  die  „40  Nächte**  sich  auf  den  Zeitraum 
von  einem  Jahr  und  darttber  hinaus  ausdehnen  konntoi.^'®) 

Oben  S.  402  403.  423. 

Das  fjobotcnc  Gericht  ist  hier  dadurch  ansf^ozeichnot,  dass  es 
nach  den  Worten  der  Stelle  gleichfalls  iupraeaeutia  j  udicis,  in  Gegen- 
wart des  Grafen  abzuhalten  ist. 

Oben  S.  368.  869. 

So  wird  in  den  beiden  oben  S.  iSl  citirten  ürkonden  ans  Antnn 
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Zwischen  den  echten  Dingen  von  sechs  zu  seclis  Wochen 
sclieiiien  gebotene  Gerichte  mit  Fristen  von  14  Tagen  ultuc- 
lialten  zu  sein.  Ein  Capitular  von  Ludwig  II  setzt  zu  dem 
Ding  des  Grafen  das  von  „15  zu  15  Tagen"  gehaltene  Ge- 
richt in  Gegensatz.  £s  ist  schon  früher  ^**)  gezeigt,  dass  mit 
jenem  Gericht  das  Echteding,  mit  diesem  das  gebotene  Ge- 
richt (des  Schnltheissen)  gemeint  ist.  Ebenso  begegnet  ur- 
kundlich auf  dem  Echteding  die  Ansetzung  eines  gebotenen 
Gerichts  über  ,15  Tage.""*')   In  der  nämlichen  üerichtsfrist 

der  Beweistemün  auf  „das  nftchste  echte  Ding  nach  40Nftcliten**  ange- 
seist  Die  erste  Urkunde  (Nr.  15)  ist  vom  Mftrs  818  datirt  (in  mense 

Martlo,  anno  qninto  regnante  domno  nostro  Lndovico  imperatore) ;  der 
licweistermin  erfolgto  aber  (unter  Vorsitz  des  Vicegrafen)  nach  der 
Urkunde  Nr.  16  (Porard  p.  Iii)  erst  im  October  819  (mense  Octobris, 
anno  sexto  regnante  Lmluvico  domno  imperatore!,  also  anderthalb  Jahre 
(19  Monate)  spater.  Die  zweite  Urkunde  (Nr.  lö)  ist  vom  Dccember 
815  datirt  (in  anno  secnndo  regnante  domno  Lndovico  imperatore);  der 
Beweistermin  erfolgte  aber  (unter  Vorsits  des  Yicegrafen)  nach  der 
Urkunde  Nr.  19  (P4rard  p.  86)  erst  im  April  817  (mense  Aprili,  in  anno 
quarto  regnante  domno  Ludovico  imperatore),  also  gloiohfalls  fast 
anderthalb  Jahre  (1(>  Monate)  später.  —  In  der  Urkunde  bei  M^nard 
bist,  de  Nismos  I,  Nr  1  l  a.  87(5)  ist  der  Beweistermin  auf  das  „nächste 
echte  Ding"  des  Grafen  oder  Vicegrafen  angesetzt  (oben  Note  12<5); 
der  Beweistermin  erfolgt  aber  erat  trausactis  novcm  mcnsibus,  accepto 
Bertrannus  vicescomitata  ipsias  civitatis  (Nimes).  Es  erhellt  hier,  dass 
der  Wechsel  in  der  Person  des  Vicegrafen  Anlass  su  der  Verzögerung 
des  echten  Dinges  war.  —  Einen  Beleg  für  die  Einhaltung  der  Frist 
gicbt  dagegen  M^nard  Nr.  S  (a.  898):  Beweisurtheil  im  Gericht  des 
Vicegrafen,  ut  in  40  noctes  saum  autore  presentare  faciat.  Die  Beweis- 
erbringung erfolgt  nach  der  angesetzten  Zeit:  transactis  autem  40  nocti- 
bus,  im  Gericht  eines  missus  des  Vicegrafen.  Ebenso  in  dem  oben  S. 
431  citirteu  Fall  Perard  p.  147:  die  missi  haben  in  einem  Gericht  im 
December  867  den  Bewcisterniiu  auf  „das  nächste  echte  Ding  nach  40 
Nftditen**  gesetst;  die  Bew^sveriiandlung  erfolgt  nach  P^rard  p.  148 
vor  denselben  missi  post  legitimas  noctes  im  Februar  868,  also,  wie  die 
Daten  bestitigen,  gerade  nadi  sechs  yTochen. 
"»)  Oben  S.  403. 

Vaissette  11,  Nr.  88  (a.  8G2):  Urtheil  (im  Gericht  ciiios  missus 
comitis)  auf  Stellung  des  Auetors  in  jjlaeido  ante  jndiccs  in  d'ws  (juinde- 
ciin.  Der  zweite  Termin  erfolgt  i  vor  einem  missus  des  missus  cumitis) 
vcnientes  ad  placidum  constitutum  in  dies  (j[uindecim.  Das  erste  Cre- 
rlcht  kennseioluiet  sich  hier  durch  die  Anwesenheit  von  88chdffen  und 
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kehren  später  die  Gerichte  des  Schultheissen  wieder.  ^*^)  Die 
GerichtsfrLst  von  M  Tagen  ist  nach  salisch  fränkischem  Recht 
keine  echte  Gerichtsfrist.  Das  ribuarisclie  Volksrecht  weicht  in 
mero vingischer  Zeit  von  dem  salisch  fränkischen  dahin  ab,  dass 
es  neben  der  Frist  von  40  Nächten  eine  andere  Gerichtsfrist 
von  14Näditenals  Gerichtsfrist  nach  Volksrecht  kenntJ*^ 


„arulcron  vielen"  (alii  rnulti)  boni  hoiniiics,  durch  die  echte  Dingstätte 
(iu  mallo  publicoj  und  durch  die  Formel:  per  multorum  omnium  alter- 
cationeB  audiendas,  deutlich  als  echtes  Diog  (Vollgericbt),  während  der 
Termia  nach  14  Tagen  (Bewetetermin)  als  gebotenes  Gericht  von  emem 
Beauftn^n  des  missos  comitis  mit  nur  4  Schöffen  und  „einigen  ande- 
ren'* (alii  plures)  boni  homines  ohne  echte  Dingstatt  (und  ohne  jene 
Formel)  gehalten  wird.  —  Nicht  zu  citiren  ist  an  dieser  Stelle  (gegen 
Waitz  V.  G.  IV,  S.  310  Note  1)  Cham.  43,  wo  die  Frist  zwischen  der 
au  s  s c  r  r  ich  tl i  c  h  e  n  baniiitio  und  doin  (ierichtsterniin  normirt  wird, 
ebenso  wie  Sal.  96,  1  die  Frist  von  14  Isl achten  als  der  Zeitraum  zwi- 
Rchen  der  aussergerichtlichen  (wiederholten)  mannitio  und  dem  Gerichts- 
termin gesetBt  wird.  Auch  in  den  Mir.  8.Dion78ii  (Hab.  III,  2,  p.  358) 
handelt  es  sich  (Ende  des  8.  Jahrh.)  um  die  aaBsergeriehtliche 
Ansetzong  eines  Gericbtstermins  nach  14  Tagen:  presbyter  P.  Lantber- 
tum  comitem  (von  Angers)  adiit,  utque  eas  (lites)  Joste  finiret  judicio, 
poposcit.  Comes  in  aliis  occupatus  cuidam  vicario,  nomine  Girarano,  alii 
quoquc  suorum  satellitum,  vocabulo  Adultb ,  audicndam  finiendamque 
causam  quarta  decima  die  secundum  jus  delejiavit.  Aus  diesen  Stellen 
kann  danach  auf  „Gerichtstage  in  diesen  Zwischenräumen"  nicht  ge- 
schlossen werden. 

Thndichnm  S.  77  ff. 

Bih.  80,  1.  2.  59,  4:  super  quatufurdedro  seu  super  quadra- 
ginta  noctes.  33,  2.  72,  2:  super  quatuordeeim  seu  super  quadragiuta 

vel  octnai^nnta  noctes.  58,  '21  :  14  Nächte  Gerichtsfrist  ffir  den  vollfreien, 
7  Nächte  für  den  halbfreien  Mann.  66,  1:  super  quatuordeeim  noctes 
—  cum  legitimo  termino  noetiuni.  67,  '2:  post  quadraginta  noctes 
mit  einer  Zugabefrist  von  quatuordeeim  noctes.  —  Keine  Gerichtsfrist 
sfaid  die  14  Nächte  in  Bib.  33,  i.  5ö,  8.  Auf  Grund  jener  Stellen 
hat  Waitz,  das  alte  Recht  &  144.  V.  G.  n  (2.  Aufl.)  S.462.  lY,  S.S07 
für  das  fränkische  Recht  in  meroTingischer  Zeit  eine  I4tägige  Wieder- 
kehr  des  echten  Dinges  angenommen.  Das  Unzntr^ende  dieser  Scbluss- 
fblgerung  für  das  ealische  Recht  ist  schon  früher  hervorgehoben.  Es 
ist  bekannt,  dass  bei  Alamannen  und  Baiern,  wo  in  merovingischer  Zeit 
weder  der  fräukische  Uuteischied  zwischen  dem  echten  und  dem  ge- 
botenen Ding,  noch  die  fränkische  Gerichtsfrist  von  sechs  Wochen 
reclpirt  war,  die  Gerichtsversamndnng  von  Woche  au  Woehe^  besiehuags- 
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All  der  Hand  der  Gerichtsverfassung  des  fränkischeii  Beiclis, 
welche  im  Gebiet  fränkischenRechts  tod  vomehereui  ausschliesa- 
lieh  auf  salisch  fränkischem  Stammesrecht  ruht,  ist  das  sa- 

lisch  fränkische  Recht  an  dieser  Stelle  seit  karolingischer  Zeit 
das  liecht  dei>  gesaniniten  fränkischen  Reichs  geworden. 

Von  dem  gebotenen  Gericht  uuterscheidet  sich  bekannt- 
lich später  nach  dem  Recht  des  Sachsenspiegels  das  After- 
ding.  Das  Afterding  ist  gleich  dem  echten  Dinge  ein  Voll- 
gericht, welches  mit  der  Gompetenz  des  echten  Dinges  14 
Tage  nach  dem  echten  Ding  gehalten  wird.^**)  Das  After- 
ding lUis  Sachsenspiegels  ruht  auf  dem  Satz  der  fränkischen 
Gerichtsverfassung,  dass  das  echte  Ding  von  Rechts  wegen  ein 
mehrtägiges  Gericht  ist.  ^^^)  Das  Afterding  des  Sachsenspiegels 
ist  die  um  14  Tage  hioausgeschobene  Fortsetzung  des 
echten  Dinges.  In  einer  Reihe  von  anderen  Zeugnissen,  und 
zwar  gerade  auch  des  sächsischen  Rechts,  werden  ab  After- 
weise  von  U  zu  11  Tagen  stattfand,  Alam.  Illoth.  3t;,  1.  2.  Baj.  2,  U. 
Für  das  rihiiarische  Recht  dagegen  hegt  Nichts  vor,  um  auch  hier  eine 
Abweichung  der  Gerichtsverfassung  anzunehmen.  Vielmohr  lässt  die 
Gcrichtsfrist  von  40  Nächten  schliesseu,  dass  etwaige  Unterschiede  der 
ribuftrischen  GerlcfatBrerfinsang,  wenn  sie  frflher  beatandeo  haben 
sollten,  bereits  in  merovingischer  Zeit  durch  das  Eindringen  des  salisch 
fränkischen  Rechts  ausgeglichen  worden  sind.  Es  ist  bekannt,  dass 
gerade  das  ribaansche  Recht  am  Frühesten  und  zugleich  am  Eindringe 
liebsten  durch  das  salisch  fräukist  hc  Recht  umgestaltet  ist,  wie  ara 
Deutlichsten  durch  die  noch  im  6.  Jahrhundert  vollzogene  Verdrängung 
des  altribuarischen  Compositionensystems  durch  das  saliacbe  bezeugt 
ist,  vgl.  Zeitschr.  f.  R.  G.  V,  S.  393  flf. 

***)  -Die  Einwirkung  des  saliseben  Hechts  gerade  auch  auf  Auster 
wird  fGLr  die  spätere  Zeit,  wie  im  Vorigen  bereits  htofiger  henror- 
gehoben  ist,  vor  Allem  durch  den  Sachsenspiegel  illostrirt 

***)  Ssp.  1,  2  §.  2.  Die  scepenen,  welche  das  echte  Ding  des  Grafen 
suchen, d.h.  nicht  blos  die  Schöffen,  sondern  die  sämratlichen  Schöffenhar- 
freion  der  Hundertschaft  sind  auch  zum  Afterding  dingpflichtig,  so  dass 
die  Meinung  Thudichum's  S,  62,  das  Afterding  sei  als  blosses  Schotteu- 
gericht 7Ai  deultcu,  durch  den  Wortlaut  der  Stelle  widerlegt  wird.  Die 
Competenz  des  echten  Dinges  wird  dem  Afterding  durch  die  Worte: 
um  ungerichte,  vindidrt  —  Stobbe  a.  a.  O.  S.  96  identifidrt  das 
Afterdhig  irrthflmlich  mit  dem  gebotenen  Oerishi 

US)  Oben  S.  862  ff. 
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düigtage  dih  unmittelbar  nach  dem  ersten  Gerichtstage 
des  echten  Dinges  folgenden  Tage  bezeichnet.       Die  letzteren 

Zeugnisse  sind  Ausdruck  des  unverändert  überlieferten  frän- 
kischen Hechts.  Dem  fränkischen  Recht  des  fränkisclicn 
Reichs  sind  Afterdingtage  nur  in  dem  letzteren  Sinn  (das 
echte  Ding  dauert  drei  Tage  nach  einander),  nicht  im 
Sinn  des  Sachsenspiegels  b^nnt.^^'')  Das  Afterding  des 
Sachsenspiegels  ist  aus  einer  lediglich  localen  späteren  Umge- 
staltung des  altfränkischen  Rechts  hervorgegangen. 

Dagegen  ist  das  Xothgcriclit  ^*")  schon  zur  Zeit  des 
fränkischen  Keichs  ein  mit  der  Competenz  des  echten  Dinges 
ausgerüstetes  ausserordentliches  Gericht.  Das  Nothgericht  ist 
ein  Ausnahmsgericht  über  peinliche  Sachen  in  den  Fällen 
handhafter  That.  Das  Ergreifen  und  Ueberwältigen  (Bmden) 
des  DeUnquenten  auf  handhafter  That  yerschafft  bekanntlich 
nach  deutschem  Recht  dem  Verletzten  (und  Kläger)  die  Be- 
weisrolle. Derselbe  Act  vernichtet  zugleicli  das  sonst  jedem 
Beklagten  zuständige  Recht  auf  -eine  Gcrichtüfrist.  ^^^)  Der 

>M)  So  bezeugt  die  „Blame  des  Sachsenspiegels**  fflr  das  Magdeburger 
Recht  des  14.  Jahrhunderts  I.     Nr.  22  (Homcyer,  Richtsteig  Landrechts 

S.  l^iV^):  Der  burggrcfe  czu  Moideburg  hat  drei  echteding  —  und  daz 
gerichte  setzt  her  drei  tage  iiocli  enandir  Der  irste  tag  ist  der 
echtediiigtag,  di  andirn  czwene  lieissen  aftir dinge,  vgl.  Nr.  19 
(ehendas.).  Diesellje  Autiu&auug  ergiobt  das  llaident'eldter  Wuisthum 
V.  J.  1490  (Grimm,  WeisthOmev  III,  S.  564):  dry  geschworen  montag  in 
eim  jeglichen  jare  —  zwei  afftergericlit  nach  jedem  geschwornen 
montag.  Zwei  Äftergerichtstage  nach  dem  Dingtag  hat  in  dem  nim- 
lichen  Sinn  das  Wcisthum  zu  Hausen,  Grimm  III,  S.  32.  —  Vgl.  die 
Zusainiiieiistellung  bei  Thudichum  S.  G'2  If. 

Die  Formel:  a  mane  usque  ad  vospcram ,  welche  Roz.  457 
(Andeg.  12).  41>9  (Morkol  31)  für  das  gorichtliche  Auswarten  des  Gegners 
im  liewcistermiii  vorlionimt,  erscheint  lediglich  als  eine  andere  Fassung 
f&r  das  per  tridunro  placitum  custodire,  welches  gerade  fllr  Angers 
durch  die  fihrigen  Formeln  von  Angers  bezeugt  ist»  oben  S.  364  Note  21. 

Den  Ausdruck  „notding**  giebt  die  Blume  des  Sachsenspiegels, 
Thudichum  S.  71  Note  1. 

'*•)  Wie  die  mannitio  (vgl.  oben  S.  402.  430),  so  ist  auch  die  bannitio 
eine  bestimmte  Zeit  vor  dem  Gerichtstormin  vorzunehmen,  vgl.  oben 
Note  110.  —  Zu  dem  Obigen  vgl.  biege  1,  Gerichtsvcrfahrcu  b.  7Ö  ff. 
So  hm,  Proc.  S.  m  tf. 
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Yerletete  hat  das  Recht,  dass  sofort  tther  den  Delinquenten 

zu  Gericht  gesessen  werde.  Der  Verletzte  hat  ebenso  die 
l'tlicht,  den  Erj^riffenen  sofort  vor  Gericlit  zu  briniren:  die  pro- 
cessualisclicn  Vortheile  der  liandhaften  That  gehen  verloren, 
wie  die  späteren  Rechtsquellen  ausser  Zweifel  setzen,  sobald 
das  Verbrechen  „übernächtig**  geworden  ist.  Dem  Verletzten 
steht  deshalb  das  Recht  und  die  Pflicht  zn,  durch  sein  „Ge- 
rüfte**  die  Nachbarn  zugleich  zu  Zeugen  der  That  und  zur 
Gerichtsversanunlung  zu  entbieten.  Jeder,  der  das  „Watfen 
Rufen"  hört,  ist  l)ei  Strafe  zum  Konnnen  verptiichtet.  ^^^) 
Das  sich  vei*sanunehide  Gericht  ist  ein  Vollgericht.  Am  Ort 
der  That  selbst,  nicht  an  echter  Dingstätte,  wird  das  Gericht 
abgehalten.  Dem  Gericht  präsidirt  der  mit  den  Nachbarn 
berbeleiiende  Richter.  ^*^)  Das  Redit,  dem  Notiigericht  einen 
Nothrichter  zu  wählen,  ist  für  die  f^^bikische  Zeit  noch 
nicht  bezeugt.  Das  Nothgericht  urthcilt  gleich  dem  Echtc- 
ding  über  das  „Ungericht."  ^^2)  Das  Isothgericht  ist,  obgleich 


*••)  Lex  Franc.  Cham.  c.  38:  Quisquis  audit  arma  clamarc,  et  ibi 
non  venerit,  in  fredo  dominico  solidos  4  componere  feciat,  vgl.  Procd. 
Lex  Sal.  8.  185  Note  2. 

>**)  Vgl.  die  Formel  Rox.  491  (Sinn.  30.  81),  welche  das  Bichten 
aber  den  aaf  haadhafter  Thak  Erschlagenen  schildert:  ego,  in  Dei 
nomino,  ille  judex  (der  Graf),  venicns  in  loco  nuncnpantc  illo,  sul» 
die  illu,  una  cum  bonis  hoininibns,  ad  locum  accessio  11  is  (es  ist 
der  „Ort  des  Auflaufs",  der  Ort,  wo  die  Men<^e  sieb  um  dcu  Todteu 
versammelt  hat,  d.  h.  der  Ort  der  'l'hat  fromeint),  ubi  aliquis  bomo, 
uoraiue  ille  quoiidam,  iuterfectus  jucebat,  requirens  pro  qua  rc 
ibiinterfectOB  Aii88et;8edTenieateBhoniine8  ibidem  commanentes, 
qui  in  initio  litte  ibidem  flienmi,  vel  qai  ad  ipsos  nccos  cucarre- 
runt  — .  Hit  den  ucci  ist  das  Oerflfte  gemeint,  vgl.  Proc.  d.  Lex  Sal. 
S.  135  Note  % 

In  der  Note  151  citirtcn  Formel  wird  sofort  im  Notbgericht 
das  Beweisurtheil  über  den  in  F'oljje  haiulhafter  That  !.!;eül>ton  Tod- 
s<'ina!r  gesprochen.  Virl.  Roz.  41>2  (App.  Marc.  20).  —  Antlers  oiitwickolt 
sich  (las  Vorfahren  nach  Sal.  73,  wcini  ein  I'^iscblagnier  auf  der  ^'chl- 
niark  {refnnden  ist,  ut  honücida  illa  non  aiiiiaieat.  liier  wird  das  Be- 
weisurtheil erst  im  nächsten  Echtcding  (in  proximo  mallo)  gesprochen, 
welches  (vom  Grafen)  sogleich  als  Beweistermin  angesetzt  ist. 
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ihm  die  echte  Dingzeit  und  die  echte  IHngstätte  abgebt,  das 
Gericht  für  die  handhafte  That 

Aus  dem  Vorigen  erhdit  die  antergeordnete  Bedeutung  des 
gebotenen  Gerichte.  Die  ordentliche  Last  der  Gerichtsver- 
waltunt?  fällt  durchweg  auf  das  von  sechs  zu  seclis  Wochen 
wiederkehrende  Kchteding.  i)as  gebotene  Gericht  vermag 
daneben  nur  als  Beweistennin,  oder  als  Urtheilstermin  für 
geringe  Sachen,  für  Schuldlclagen  und  Klagen  um  bewegliches 
Gut,  zu  dienen. 

Es  hängt  damit  zusammen,  dass  fast  sämmtliche  auf  uns 
gekoniüiene  Gerichts- Uikuudeu  und  Formeln  Verhandlungen 
im  Echtcding  überliefern.  Wir  erkennen  das  Kchteding  mit 
Bestimmtheit  an  der  Anwesenheit  der  „vielen  anderen'^  boni 
homines  neben  den  Sch(^en,  welche  unsere  Urkunden  regelr 
mässig  berichten,  d.  h.  an  der  YoUgerichtsrersammlung, 
welche  seit  karolingischer  Zeit  das  PiiUsipnum  des  echten 
Ding(>s  fst.^")  Wir  erkennen  das  Echteding  ebenso  an  dem 
mallus  publicus,  d.  h.  an  der  echten  Dingstätte,  ^^*)  welche 
in  Formeln  und  Urkunden  stellend  begegnet.'^'*)  Wir  er- 
kennen das  £chtediQg  endlich  an  der  Formel:  ad  uoiversorum 
(multorum,  plurimorum,  singulorum)  causas  audiendas  vel 
recta  judicia  terminanda,  welche  gleichfalls  stehend  in  Urkun- 
den und  Formeln  die  Gerichtsverhandlung  einleitet.  Die- 
selbe Formel  begegnet  bekanntlich  in  den  Urkunden  des 

^**)  Die  Bimmtlicheii  auf  tma  gekommenen  Gerielitanrinuiden  Ober 
Processe  im  Yolk^riclit  gdiOren  der  karoliogischen  Zeit  an* 

Die  Worte:  in  mallo  poblieo,  sind  in  den  Geriehteurkunden 
und  Formeln  regelniüssi<;  sn  Qbersetzen:  an  öfTcntlicher  „Gerichtsstättc", 
wie  aus  der  mehrfach  begegnenden  Wendung  in  iUo  malio,  in  illo  malio 
publico  erhellt,  oben  S.  t>5  Note  26. ' 

"»)  Vgl.  oben  S.  SGI. 

»••)  Von  den  Formeln  mögen  citirt  werden  Roz.  458.  477.  480 
(App.  Marc.  4-6).  m  (Bign.  6l  Heikel  83).  469  (Bign.  8).  481.  486 
(Iferkel  31.  S8;  fttr  Bos.  481  ist  der  Abdmdc  Merkel's  ToU^tftndiger). 
483  (Lindenbr.  169).  474.  476  (alamannisck).  Noch  weit  sahlreicher 
sind  die  Belege  ans  den  Urkunden,  «ie  ein  BUck  in  jegliche  ürknnden- 
•ammlnng  neigt 
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KoDigBgerichts.   Sie  drOdct  den  Gedanken  ans,  daas  die 

Gerichtssitzung  nicht  um  einer  einzelnen  Rechtssache  willen, 
sondürn,  um  jeder  (in  die  Competcnz  des  Gericlits  fallenden) 
Klage  Kaum  zu  geben,  eiutinet  wird.  In  den  Gerichtsurkundeu 
des  Volksgerichts  begegnet  sie  nur  für  das  Echtediag,  und 
ist  das  sichei'stc  Kennzeichen  desselben.  Das  Echteding  unter- 
scheidet sich  dadurch  von  dem  gebotenen  Geridit,  dass  es 
nicht  im  Interesse  einer  bestimmten  Rechtssache,  sondern  im 
Interesse  der  Rechtspflege  schlechthin  gehalten  wird.  ""^ 

Gleichfalls  an  dieser  Stelle  erläutert  sich  die  Handhabung, 
welclu;  die  ScInitUMUMnrichtung  in  der  Gerichtspraxis  der  kai'o- 
Ungisclieu  Zeit  gefunden  hat. 

Nach  der  lien-schenden  Lehre  soll  die  Eraenmmg  der 
Scabinen  sich  auf  die  ganze  Gra&chalt,  nicht  auf  die  emzelne 
Hundertschaft  „bezogen*^  haben.  Diese  Ansicht  bedarf 
zugleich  der  Pr&cisimng  und  der  Berichtigung. 

Die  Scabinen  sind  die  „königlichen  Rachiniburgcn"  des 
karoliugischen  Hechts.  So  gewiss  die  Rachimburgen ,  so  ge- 
wiss müssen  die  Scabinen  ein  Ausschuss  der  Centgemeindc, 
nicht  der  Grafsdiaftsgcmeinde  sein. 

Die  Scabinengerichte  sind  die  gebotenen  Gerichte  der 
karolingischen  Zeit  Der  Gegensatz  des  echten  und  des  ge- 
botenen Gerichts  ist  em  Gegensatz  innerhalb  der  Gentver- 
fassung. Das  gebotene  Gericht  der  merovingischen  Zeit  ist 
die  kraft  obrigkeitlichen  Befehls  berufene  Centgerichtsver- 
sammlung.  Die  karoliugische  Verfassung  unterscheidet  sich 
nur  durch  den  Satz,  dass  zum  gebotenen  Gericht  nicht  sämmt- 
liche  Oentgenossen  berufen  werden  dürfen.  So  gewiss  das 
Echteding,  so  gewiss  muss  das  gebotene  Gericht  auch  nadi 
karolingischer  Verfassung  eine  Versammlung  innerhalb  der 
Cent,  d.  h.  die  Eruennung  der  Scabinen  als  solche  eiue  Er- 


»•')  Deshalb  hcisst  es  aucli  im  Sachsenspiegel  1,  öü  §.  2  nur  vom 
echten  Ding:  so  klage  manlik  (nach  Eröffnung  des  Gerichts)  dtt 
üne  wirre. 

»")  Wait«  V.  G.  IV,  S.  829. 
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nennung  von  Cent  genossen  für  die  Gent,  nicht  eine  Ernennung 
von  Grafechaftsgenossen  für  die  Grafschaft  sein. 

Diese  Consequenzen,  welche  sich  mit  Not h wendigkeit  aus 
den  friüier  entwickelten  Rechtssatzen  ergeben,  finden  in  den 
karolingischen  Gapitularien  und  Urkuudeu  ihre  unzweideutigste 
Bestätigiing. 

Die  Schöffengerichte  werden  in  den  Gapitularien  als  die 
Gerichte  des  Gentenars,  als  die  placita,  quae  vicarii  vel 
oentenarii  tenent,  bezeichnet.*»*)  Am  Deutlichsten  ist  für  die 

jetzt  vorliegende  Frage  ein  italisches  Capitular  Pippins  v.  J. 
801—810  c.  14  (Pertz  1,  p.  104): 

Ut  ante  vicarios  nuUa  criniinalis  actio  diffiniatur— . 
£t  ingenuos  homines  nuUaplacita  faciant  custo- 
dire,  postquam  illa  tria  custodiant  placita— excepto 
illos  scabinos,  qui  cum  judidbus  resedere  debent. 
Die  Centenare  sind  befugt  und  im  Stande,  die  Dingi)flicht  der 
SthörtL'u  zum  gebotenen  Gericht  geltend  zu  machen,  weil  die 
sämmtliclien  SchölTen  eines  Schöffengerichts  der  nämlichen 
Cent  angehören,  weil  die  Scabinen  nicht  etwa  aus  der  ganzen 
Grafschaft  zu  einem  Schöffengericht  für  die  Grafschaft,  son- 
dern aus  jeder  einzehien  Gent  zu  einem  Schöffengericht  für 
diese  Gent  bestellt  sind. 

Die  Urkunden  ergeben,  dass  Scabinen  nicht  blos  in  den 
Gauhauptstädten,  sondern  el)enso  auch  auf  dem  platten  Lande 
begegnen.  Gerade  Italien,  dessen  Eimichtungen  an  dieser 
Stelle  von  gegnerischer  Seite  zum  Beweise  herangezogen  sind, 
giebt  für  diese  Thatsache  eine  Reihe  von  Belegen.  ^^^) 

«••)  Oben  S.  m. 

***)  Viele  Belege  filr  Scabinen ,  die  nach  den  Gauhaaptstftdten  be- 
nannt sind,  hat  Hegel  StAdteverf.  IT,  8.  43.  44  geBammelt.  —  Daneben 
vgl.  Moratori  Anti(iint.  I,  !>.  507  (a.  HÖG):  G.  sciwinus  de  vico  Lacosos. 
—  Fumagalli  cod.  dipl.  S.  Anihi  os.  Nr.  74  (a.  850) :  A.  scavino  de  vico 

C'atonaco.  —  Monum.  Patr.  Chart.  I,  Nr.  3G  (a.  KS<>):  R.  scavino  do  loco 
Jiini:\no,  (1.  scavino  de  carte  üctarcni  Miirat.  Aut.  II,  p  971  (a.  845): 
Missalge  rieht  in  Trient  mit  deu  Urtheilerii:  C.  de  Marcha,  C.  de  Clauze, 
H.  de  Prissianiim,  A.  de  Milano,  A.  de  Feltrcs,  L.  de  Baovarius,  F.  de 
Apiano,  scavinis.  —  Mnrat  Ant  Y,  p.  929  (a.  880):  Missalgericht  an 
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Die  Urkunden  weisen  endlich  unmittelbar  die  pnüctische 
Bealisimng  des  zum  Beweis  gesteUten  Bechtssatzes  auf.  Die 

Cent  des  Schlosses  Andusc  (aicis  Andusiensis)  in  der  Graf- 
schaft von  Nlmcs^^^)  wird  im  Beginn  des  10.  Juhrliunderts 
von  Fredelo,  dem  Unterbeamten  (niissus  comitis)  des  Grafen 
Raimund  von  Firnes  verwaltet.  An  ihn  wird  ein  Partbei- 
antrag im  Gericht  mit  den  Worten  eingebracht: 

precamur  tos,  domne  Fredelo,  actor  vel  densator,^'^ 
cum  jndices  vestros  vel  ceterasque  personas.^*^ 
Die  Scabinen  (judices),  welche  deutlich  von  dem  Umstand, 
den  cetcrae  personae,  unterschieden  werden,  sind  seine  Sca- 
binen. Den  weiteren  Commentar  giebt  eine  andere  Gerichts- 
urkunde über  eine  Verhandlung  vor  demselben  Fredelo: 

£t  in  ipso  eastello  (Andusie)  sunt  judices  his 
nominibus  ^**)  —  ipsi  judices  interrogaTerunt  — . 
Die  Scabinen  des  Fredelo  sind  die  Scabinen  des  Schlosses  von 
Anduse,  d.  h.  derCent,  deren  Mittelpunkt  das  castellum  bildet. 
Neben  dem  Scliutiengcricht  der  Gauhauptstadt  Xlnies  ^'^'^)  steht 
das  Schüttengei  icht  des  Centhauptorts  auf  dem  platten  Lande, 
d.  h.  der  Centverband,  nicht  der  Gauverband  ist  der  Träger 
des  Schöffengerichts. 

Es  leidet  keinen  Zweifel,  dass  das  karolingische  Schöffen- 
gericht gleich  dem  Echteding  seiner  Einrichtung  nach  Cent- 


Coino  (comitatu  Mcdiolanenso) ;  unter  den  Urtheilern  neben  vier  ReicLs- 
schöflen  und  vier  Mailänder  SeliöfFen  ein  P.  sravino  de  Caxate.  —  Fnnia- 
galli  Nr.  131  (a.  892):  Grafengericht  in  Mailand;  unter  den  Urtheilern 
neben  zwei  Reichsschöffen  and  vier  Mailänder  Schaffen  ein  S.  judex  de 
Comgo;  als  Kirehenvogt  tritt  auf  O.  Beavinus  abitator  Moditia,  u.  a.  w. 

^*^)  M6nard  I,  Nr.  4  (a.  914):  in  pago  Nemaoaense  in  gace  Anda- 
aiense.   Vgl.  oben  S.  211,  STG.  277. 

D.  h.  defcnsor.   Vgl.  Hegel  II,  S.  360,  und  unten  Band  IL 

"»)  Menard  I,  Nr.  6  (a.  927). 

»•«)  M6nard  1,  Nr.  4  (a.  914). 

*•')  Es  werden  sieben  Schöffen  namiiaft  gemacht,  vor  ihnen  ein 
snftllig  anwesender  vicecomes  einer  benachbarten  Graftchaft. 

Schöffen  (judices,  judices  et  seabini)  in  Nlmes  werden  genannt 
Menard  I,  Nr.  1  (a.  876).  Nr.  8  (a.  898). 
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gericht»  und  Scabine  seiner  Bestellung  nach  Gentschöffe 
ist  Die  Dingpflicht  des  Scabinen  ist  eine  Dingpflicht  inner- 
halb der  Cent.  Auch  in  karolingischer  Zeit  ist  wie  für  das 

Ecbtoding,  so  für  das  gebotene  Gericht  die  II  und  er  tschafts - 
veriassung  Gerichtsverfassung. 

Andererseits  ist  aber,  wie  das  Echtcding,  so  auch  das 
^Schöffengericht  seiner  Competenz  nach  Grafcchaftsgericht. 
In  jedem  Schöffengericbt  der  Grafschaft  können  alle  Bechts- 
sachen  ans  der  Grafechaffc  verhandelt  werden.  Es  genügt, 
wenn  ein  Schöfifengericht  in  irgend  einer  Gent  gehalten  wird, 
um  die  gebotenen  Gerichtstermine  für  die  gesammte  Graf- 
schaft zu  erledigen.  Das  Schöffengericht,  d.  h.  das  gebotene 
Gericht,  hat  dem  Territorium  nach  die  nämliche  Competenz 
wie  das  Echteding.  ^^'^)  Der  Graf,  d.  h.  der  Gaubeamte,  ist 
von  Rechtswegen  der  Richter  des  gebotenen  Gerichts  wie  des 
echten  Dings,  und  wenn  er  in  der  Regel  für  das  erstere  durch  den 
Gentenar  ersetzt  wird,  so  tritt  der  Gentenar  doch  nur  als  Beam- 
ter des  Grafen  hier  in  die  richterliche  Stellung  ein.  Deshalb 
realisirt  sich  auch  an  dieser  Stelle  der  llechtssatz,  dass,  obgleich 
die  Gerichtsverfassung  Centverfassung,  doch  die 
Gerichtsverwaltung  Grafschaftsverwaltung  ist. 

Es  konunt  hinzu,  dass  jeder  einzelne  Schöffe,  wenn  auch 
nicht  verpflichtet,  so  doch  fähig  ist,  in  jeder  Gent  der  Graf- 
schaft als  Schöffis  zu  fungiren.  Wir  finden  sogar  verhältniss- 
massig  liäufig  bezeugt,  dass  Schöffen  der  einen  Grafschaft  in 
einer  anderen  Grafschaft  als  Schöffen  fungiren.^®^)  In  Italien 

Tgl.  oben  18. 

Viele  Beispiele  finden  sich  in  italischen  ürkunden,  e.  B.  Mon. 
.Fltr.  Chart  I,  Nr.  19  (a.  827):  Missalgcricht  in  Turin  mit  3  Reichs- 
achöffon,  3  Schöffen  aus  der  Grafschaft  des  Vorsitzenden  Königsboten, 
8  Schöffen  von  Turin.  —  Muratori  Antiquitatos  V,  p.  923  (a.  833): 
Missalgericht  in  Siciia  mit  2  Scabinen  von  Siona,  4  Scabinen  von  Arezzo, 

2  Scabinen  von  Volaterra.  —  Murat.  Ant.  III,  p.  1G7  (a.  853):  Missal- 
gerieht  hi  Lacca  mit  einem  Seabinen  von  Florenz  und  4  Scabinen  von 
Laoca.  —  Mnrat  Anl.  m,  p.  1088  (a.  858):  IGaealgericht  in  Pisa  mit 

3  Beichascabinen,  3  Scabinen  von  Pisa  und  einem  Scabinen  von  Lucca. 
Für  Frankreich  geben  einen  Beleg  die  MiracolaS.  Beneficti  (geschriebofi 
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kann  solion  zur  Zeit  des  Mnkisdien  Beidis  der  Sehdflfe  durch 
anniittelbare  Ernennung  von  Seiten  des  Königs  (Kaisers)  die 

Schöffenfähigkeit  für  das  ganze  Reich  erwerben.  Der  „könig- 


untor  Karl  d.  Kahlen)  c.  8  (Bolland  21.  März  p.  308.  309):  Vicccrafen- 
gericht  in  Orleans,  unter  Ludwig  d.  Fr.:  aderant  nanique  leg  um  doc- 
tores  (d.  h.  Scahiuen)  tarn  ex  Aurclianensi  quam  cx  Wasti* 
nensi  provincia,  und  swarwird  unter Yerweffoog des  eingebrachten 
ürthefls  («^indieatimi  ett)  eis  neues  Urtheil  gerade  von  Einem  der 
fremden  Schöffen  dorehgeBetst:  Sed  com  id  (das  «nie  UrtheO)  jmtom 
lecturaquo  visam  fnisset  omnibns,  qnidam  Vastinensis  regionis  legis  doc- 
tor  — Judicium  protulit:  non  esse  rectum  — ,  in  eamque  sententiam 
conciliura  omnc  deflexit.  Es  erhellt,  dass  der  Wastinensis  legis  doc- 
tor,  wenngleich  er  nicht  um  das  erste  Urtheil  gefragt  ist,  dennoch  in 
der  Antheilnahmu  an  der  Gerichtsverhandlung  dtn  übrigen  Gerichts- 
genossen völlig  gleichsteht  —  Die  citirte  Stelle  derMiracula  S.  Bcned. 
gewfthrt  ein  weiteres  Interesse  dadurch,  dass  sie  die  Vereinigung  des 
Schöffen-  «nd  des  FOrsprecheramts  sdion  Hr  das  9.  Jahrhondert,  and 
Kwar  für  Frankreich,  nachweist.  In  dem  Geridil  an  Orleans  erscheinen 
die  Schöffen  von  Orleans  zugleich  als  die  Vertreter  des  benachbarten 
klatjerischon  Klosters  Fleury,  während  die  Schöffen  des  pagns  Wasti- 
nensis ebenso  die  Sache  des  dort  nahe  belegenen  beklagtischcn  Klo- 
sters St.  Denis  führen.  Der  vorhin  citirten  Stelle  gehen  unmittcll)ar 
die  Worte  vorauf:  venientes  itaque  ad  coudictum  locura  (Orleans)  ma- 
gistri  et  jadiees  ntragne  ex  parte  acerrime  decertalMnt:  aderant 
namqne  — ,  nnd  sieht  nach  der  Erafthhrag  der  Ufracnla  der  heil.  Bene- 
'dict  sich  veranlasst,  das  seinem  Kloster  (Fleory)  nun  Nachtheil  aas- 
gefallene Urtheil  an  dem  judex  ac  legislator  des  pagus  Wastinensis  za 
rftchen.  Noch  deutlicher  tritt  das  Verhältniss  in  der  ersten  Gerichts- 
sitznng  hervor,  welche  über  dieselbe  Rechtssache  im  pagns  Wastinensis 
oder  in  der  Nühe  desselben  von  königlichen  missi  abgehalten  ist:  col- 
liguntur  ab  utriusque  partibus  plurimi  legum  magistri  et  judices, 
qui  pro  pftrtibtts  decertarent  Praeterea  aderant  in  eodem  pla- 
cito  — .  Ein  Blick  In  die  italischen  Gerichtsarknnden  seigt,  dass  hier 
die  Scabinen  gana  regefaniasig  lagldch  die  Proeesavögte  dergeistticheo 
Stifter  sind.  Die  von  Merkel  (Zeltschr.  1  B.O.  I,  S.  141)  angezogene 
Stelle  aus  dem  Amoldus  de  S.  Emmerammo  ergiebt,  wie  bereits  B eseler 
(Zeitschr.  f.  K.  G.  IX,  S.  gezeif,'t  hat,  die  gleiche  Processthätigkcit 
nicht  für  den  altbairischen  judex,  sondern  für  die  SchöfTen  der  fränkisch- 
deutschen  Oerichtsverfassung.  Die  Verbindung  des  Schöffen-  und  Für- 
sprecheramts mht  nicht,  wie  Merkel  and  Roth  angenommen,  auf  alt- 
bairischem  Recht,  noch  wie  Beseler's  Ansicht  ist,  auf  einem  später 
eingeschlidienen  ,,llis8braoch**,  sondern  anf  altfränkischer  Gerichla- 
praxis. 
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liebe",  oder  ,Jsaiserliche",  oder  „Pfalz"-Schöffe  —  die  drei 
Ausdrüdce  sind  gleichbedetttend  —  ist  als  Beichsscfai^e  von 
Bechtswegen  zum  Schöffenamt  in  jeder  Grafochaft  befähigt 
Wie  die  Ernennung  durch  den  König  den  Schoflen  zum  Reichs- 

sclKiffon,  ebenso  macht  die  Ernenimng  (liiich  den  Grafen  den 
C^ent Schöffen  zum  Grafschaftsscluifien.  Insoferne  vom 
Grafen  ernannt,  ist  der  Schöffe  ein  scabinus  comitis/®®)  und 
insofern  in  jeder  Cent  der  Grafschaft  zum  Schötfenamt  fähig, 
ist  der  Centschöffe  ein  scabinus  pagensis,  d.  h.  eui  Gan-, 
Land-Schöffe,  ^'^^)  oder  em  scabinus  higus  comitatus,  d.  h.  ein 
Grafediaftsschöffe. 

Dabei  wird  die  vorhin  erwiesene  Thatsache  relevant, 
dass  das  gebotene  Gericht,  d.  Ii.  in  karolingischcr  Zeit 
das  Schöffengericht  für  die  Gerichtsverwaltung  eine  durch- 
aus untergeordnete  Stellung  einnimmt  £s  ist  schon  her- 
Torgehoben,  dass  sogar  das  Bedürfhiss  fehlen  konnte,  für 
jede  Cent  alljährlich  die  drei  echten  Dinge  zu  berufen.  Es 
versteht  sich  um  so  mehr  von  selbst,  dass  es  unnöthig  sein 
konnte,  für  jede  Cent  der  Grafschaft  ein  Schöffengericht  zu 
organisiren.  Es  genügte,  etwa  für  die  Gauliauptstadt  und 
vielleicht  hier  und  da  auf  dem  platten  Lande  Schöffen  zu 
ernennen,  um  mit  Hülfe  dieser  SchöffencoUegien  die  gebotenen 
Gerichte  fttr  die  ganze  Grafschaft  abzuhalten.  Wir  dürfen 
vermuthen,  dass  sich  sehr  häufig  die  Errichtung  eines  Schöffen- 
collegs  auf  die  Cent  der  Gauhauptstadt  besc^iränkte,  gerade 

Gap.  Theod.  a.  821  c.  5.  Cap.  Aguisgran.  a.  825  cap.  miss.  c.  4 

(Pertz  I,  p.  230.  247):  scabini  aui  (des  Grafen).  —  Fixmagalli  Nr.  60 
{a.  839):  Unter  den  Unterschriften  Signum  mantis  Ambrosiani  scavino 
dotnini  comitia.  —  Andere  Stellen  bei  Wait/  V.  G.  IV,  S.  iWO  Notel. 

Roz.  467  (Lindenbr.  124):  judicatiira  —  ab  ipso  comiti  vcl  ab 
ipsis  scabinis  pagensibus  loci  illius.  —  Beyer  T,  Nr.  110  (a.  HilH) :  Tra- 
dition der  vUla  Wimundasheim  (im  Nahegau)  an  Viiim.  Actum  in  Wi- 
mnodasheim  —  A.  abbate  presente  ae  H.<»Bite  pagcnsi  prooeribnaqiie 
ac  seabinii  pagendbtu.  Vgl.  Waits  V.  G.  IV,  S.  829  Note  6. 

Mem.  di  Lucoa  Y,  3  Nr.  116ß  (a.  915):  MiBsalgeridit  an  Lncca 
mit  12  Reichsschöffen  und  2  Schöffen  von  Lucca ,  als  Processrogt  des 
Bischofs  von  Lucca  tritt  auf  Petrus  scavino  iiiyus  comitato. 
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wie  andererseits  indicirt  ist,  dass  auch  für  die  Berufung  der 
echten  Dinge  praktisch  in  der  Regel  an  erster  Stelle  die  Cent 
der  Gauhauptstadt  in  Anspruch  genommen  ward.^^>)  Einen 

Beleg  bieten  die  zahlreichen  italischen  Urkunden,  welche  eine 
Kcihe  v(tn  Scabineu  der  (iaiihauptstädte  namhaft  machon, 
neben  welchen  die  Scabinen  von  dem  platten  Lande  fast  voll- 
Ständig  verschwinden.  Für  Frankreich  ist  die  obige  That- 
sache  unmittelbar  bezeugt,  insofeme  wir  mehrmals  im  Stande 
sind,  urkundlich  das  nämliche  Schöffencolleg  an  verschiedenen 
Gerichtsstätten  des  Gaus  nachzuweisen.  ^^*) 


»")  Vgl.  oben  S.  434.  435. 

"*)  Vgl.  oben  Note  160.  —  Die  Bezeichnang  Bcabinos,  judex  elvi- 
tatis,  d.  b.  Stadtsehöffe,  velcbe  in  Italien  für  die  Scabinen  der  Gau- 
hauptstädte begegnet  (anders  Hegel  II,  S.  39),  ist  ebenso  anch  fOr 
Franicreicb  nachweisbar,  vgl.  Cartu).  de  Reden  Nr.  283  (a.  924) :  dccanus 
ejusdem  apostoli  S.  Petri\  qui  est  tocius  civitatis  iPoitiers)  doctor 
veridicus,  inente  devotus  nomine  Mainardus.  Ilirr  ist  doctor  veridi- 
cus  ein  Ausdruck  für  8cal)inus,  wie  sonst  lojjis  dortor,  oder  veridicus. 
Die  Stelle  giebt  überdies  einen  neuen  Üeleg  lur  das  äcliöti'euamt  geist- 
licher Pertonen  ancfa  In  Frankreich,  vgl.2eit8chr.  IKircbear.  IX,  S.  219 
Kote  65.  —  Ans  noch  froherer  Zeit  (t.  J.  780)  giebt  einen  Beleg  die 
Urkunde  ans  Bigne,  oben  S.  883. 

Besonders  belehrend  sind  hier  die  Urkunden  der  spanischen 
Mark,  welche  für  denselben  Gau  mehrere  in  vcrhältnissinässif?  kurzer 
Frist  auf  einander  folgende  Gerichtssitzungen  ergeljen.  bo  die  Urkunde 
bei  Baluze,  Marca  Ilisp.  Nr.  35,  welche  im  coniitatus  Elenensis  eine 
Gerichtssitzung  mit  5  Scabinen  (judices)  in  villa  Tugnane  vom  8.  Januar 
876,  und  eine  sweile  Gerichtsaltaung  mit  7  Scabinen  in  locum  qui  di- 
dtnr  FnllonicaB  vom  18.  Januar  876  ergiebt;  von  den  5  Scabinen  der 
eraten  Oerichtssitsung  sind  Vier  auch  an  dem  zweiten  Gerichtsorte 
gegenwärtig.  —  Ebenso  ergeben  die  Urkunden  bei  Baluze  M.  H.Nr. 34. 
39 — 41  im  comitatus  Ruscinonensis  eine  Gerichtssitzung  mit  7  Scabinen 
in  villa  Verneto  vom  25.  März  874;  eine  zweite  Gerichtssitzung  mit  7 
Scabinen  in  villa  Astrovere  vom  29.  Januar  879;  eine  dritte  Gerichts- 
sitzung mit  7  Scabinen  in  villa  Clariuiano  vom  10.  Februar  879.  Von 
den  7  Scabinen  der  zweiten  GerichtasÜznng  lind  FOnf  auch  am  ersten, 
Sechs  anch  am  dritten  Gerichtsort  thAtig;  der  siebente  Schöffe  der 
dritten  Gerichtssitzung,  welcher  in  der  zweiten  Gerichtssitzung  fehlt, 
wird  am  ersten  Gerichtsorte  genannt.  Nach  diesen  Zeugnissen  sind 
drei  Gerichtssitzungen  mit  je  sieben  Scabinen  an  drei  verschiedenen 
Gerichtsorten  der  Grafschaft  mit  Hülfe  eines  Schöffencollegs  Yon  9 

Sohni,  AltdeuUclie  Keicbs-  u.  Uerichtsverfiuisung.  I.  OQ 
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Zur  Besetznog  eines  Schöffengerichts  gehören  nach  Mass- 
gabe der  karolingischen  Gesetzgebung,  wie  bereits  früher 

gezeigt  ist,  sieben  Scabinen.  ^''*)  Die  Urkunden,  welche  bald 

gleichfalls  gerade  sieben  Scabinen,  ^"'^j  bald  eine  grössere,'") 
bald  aber  auch  eiue  geringere  ^^'^)  Auzabl  von  Scabinen  aul- 

Scabiiien  abgehalten.  Von  den  sieben  Schoflen  der  dritten  Gericlitä- 
sitxang  kehren  flberdies  noch  FQnf  in  einer  vierten  Gerichtssitzung 
des  Grafen  Miro  vom  RonssiUon  mit  8  Scabinen  t.  J.  901  (Baluse  Iii  H. 
Nr.  60)  wieder. 

i^s)  Oben  S.  376.  866.  ^  Vgl  Cap.  Wonnat  a.  8S9  pro  lege  bab. 

c  5  (Pertz  I,  p.  354). 

So  in  einer  Kcihc  von  Urkunden  aus  der  spanischen  Mark, 
welche  oben  Note  174  aul'geführt  sind,  l'erner  im  Vicegrafengericht  zu 
(ierona  v.  J.  850  (Balu/.e  M.  H.  Nr.  21),  im  Viccgralengericht  zu  Nimes 
V.  Jf.  898,  im  Gericht  des  ndssus  eomttis  an  Ändose  J.  914  (M6nard  I, 
Nr.  8.  4). 

m)  ünten  Note  181.  18S. 

So  6  Scabinen  im  Missalgericht  zn  Narbonne  t.  J.  781,  im 
Grafongericht  in  villa  Crispiano  in  tenltorio  Narbonense  v.  J.  852 
(Vaissette  II,  Nr.  5.  TG,  und  in  dem  osilVänkiscIien  (Jrafcngericht  v.J. 
814  beiKindlini^er,  Hörigkeit  S.  217  (Ma  uro  r  Gcrichtsverf.  S.  71  Note  76 
zählt  au  letzter  Stelle  irrthünilich  8  Scabinen,  indem  er  einen  Grafeu 
und  einen  vicedomintu,  welche  hier,  wie  sonst,  s.  B.  oben  Note  165, 
als  Ehrenpersonen  vor  den  Scabinen  genannt  sind,  mitrechnet);  6  Sca- 
binen im  Missalgericht  an  Digne  t.  J.  780  (Gart,  de  St.  Victor  Nr.  31), 
im  Missalgericht  zu  Narbonne  v.  J.  867,  im  Gericht  eines  missus  co- 
mitis  in  castro  Menerba  v.  J.  873  (Vaissette  II,  Nr.  91.  98),  im  Vice- 
grafengericht  zu  Nimes  v.  J.  876  (Mönard  I,  Nr.  1),  im  Gericht  in  villa 
Tagnane  territorio  Kienense  foben  Note  174^;  4  Scabinen  im  Vice- 
grafengericht  zu  Narbonne  v.  J.  821,  im  Grafengericht  zu  Carcaasonne 
T.  J.  883  (Vaissette  II,  Nr.  87. 126);  8  Scabinen  im  Grafengerieht  m 
Narbonne  t.  J.  998  (Vaissette  n,  Nr.  13);  nur  9  Scabinen  im  Gericht 
des missQS coniitis zu Andnse  v.J.  927  (M^nsrd  I,  Nr.  6);  nur  ein  Sca- 
bine  (auditor)  unterzeielmet  die  Gerichtsurkunde  des  Grafen  mn  Albi 
V.  J.  878  (Vaissette  II,  Nr.  109),  die  Urkunde  im  Vicegrafengericht  apud 
vicum  Briva  lim  Liniousin)  v.  J.  808  (Baluze  bist.  Tut.  p.  34H),  die 
Urkunde  im  Gratongericht  zu  Poitiors  v.  J.  903  (Besly  comtcs  de  Poictou 
p.  224j,  und  ebenso  im  Vicegrafengericht  zu  Poitiers  v.  J.  i)00-937 
(Besly,  ^T^qoes  de  Poictiers  p.  87.  38).  —  Es  begegnet  anch,  dass  der 
Scabinen  flberhanpt  nicht  besonders  gedacht  wird,  wie  namentlidi  dnrdi 
die  karolingischen  Formelsamminngen  von  Paris,  Roz.  463.  471  (Merkel 
30.  39)  und  Sens,  Roz.  456.  459.  461.  4G6.  470.  472.  479.  480.  485.492. 
494  (App.  Marc.  22.  32.  7.  51.  28.  3.  2.  6.  33.  29.  34)  veranschaulicht 
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führen,  sind,  auch  die  Vollständigkeit  der  Aufzählung  voraus- 
gesetzt, ^^^)  nicht  im  Stande,  über  die  Zahl  der  Scabinen  im 
Schöffengericht  AufBchluss  zu  geben,  da  dieselben  sich  fast 
ohne  Ausnahme  auf  Vcdlgerichte  (Echtedinge)  beziehen.  Im 
Echteding  bedarf  es  selbstverständlich  der  sieben  Scabinen 
als  solcher  nicht,  weil  hier  die  Scliötienbank,  falls  die  Zalil 
der  anwesenden  Scabinen  nicht  ausreicht,  mit  Leichtigkeit 
aus  der  versamnielteu  Gerichtsgemeinde  vollzählig  besetzt 
werden  kann."®)  Dass  ein  solches  Verfahren  in  Uebung 
stand,  ist  namentlich  aus  den  Fällen  zu  ersehen,  in  welche 
mit  Rücksicht  auf  das  verschiedene  Recht  der  Partheien 
Schöffen  verschiedenen  Stammesrechts,  und  zwar  mehrfach 
in  einer  die  Regel  weit  überschreitenden  Anzahl  zur  Schöflfen- 
bauk  berufen  werden.  ^^^) 

wird,  welche  andererseits  mehrere  Fonnek  mit  nsdrOekUeher  Hervor- 
hebong  der  Scabinen  (Radiuibiusen)  bieten,  vgl.  Box.  460  bis.  481. 486. 

499.  (Merkel  83.  29.  28  31).  458.  477.  498  (App.  Marc.  4.  6.  1;.  —  Die 
Urkunden  ans  dem  (iebiet  von  Antun  und  Langres  bei  P6rard  p.  14  ff. 
147  fF."  beguüj,'en  sich  mit  der  Hervorhebung  der  Anwesenheit  von 
(quamplures)  scahini  ohne  Angabe  der  Zahl.  —  Die  italischen  Urkunden 
geben  viele  weitere  Belege  für  die  aufgeführten  verschiedeneu  i'älle. 

IMe  Tollstindlgkeit  ist  namentlich  in  den  Fällen  m  bexw^ln, 
wo  (wie  in  nehreren  ürkanden,  welche  nvr  einen  SchMlen  angeboi) 
die  Zahl  der  SchOflTen  nur  aas  den  Untersehriften  an  erkennen  ist 

Danach  berichtigt  sich  die  Ausführung  von  Maarer,  Oerichts- 
yerf.  S.  71.  Unger,  Gerichtsverfassung  S.  183. 

Cart.  de  St.  Victor  Nr.  2«  (a.  84.^):  Gericht  eines  Vicars  in 
Cadorosco  villa  im  Gebiet  von  Arles)  mit  28  scavini  tarn  Komani  quam 
Salici.  —  Vaissette  II,  Nr.  1G3  (a.  918):  Vicargericht  in  Alzonne  mit 
17  jadices,  scaphinos  et  regimburgos  tarn  Gotos  quam  Romanos  seu 
etiam  et  Salicos,  nftmlich  6  jndiees  Bomanomm,  4  judiees  Oothomm, 
8  jndiees  Salieoram,  —  M^nard  I,  Nr.  S  (a.  898):  Vicegrafengerieht  in 
Nimes  mit  7  Schöffen ;  der  Beklagte  bekennt  sich  zum  salischen  Recht, 
in  Folge  dessen  wird  der  zweite  Termin  (nach  40  Nächten,  im  Echte- 
ding) mit  7  jndiees,  tarn  Salicos  quam  Gotos  abgehalten,  von  denen  nur 
Vier  auch  im  ersten  Termin  als  S(  lioft'en  aufgeführt  waren.  Iiier  lässt 
das  Auftreten  drei  neuer  Schöffen  auf  eine  vorübergehende  Besetzung 
der  Schöffenbank  mit  Urtheilern  (salischen  Stammesrechts)  ans  der 
Gerichtsgemeinde  schliessen.  —  In  dem  Grafengericht  an  Narbonne  t.  J. 
988,  Yaisaette  III,  Nr.  13,  werden  dagegen  nnr  8  jndicea  tarn  Goti  qaam 
Romani  Tel  etiam  Salici  genannt. 

29* 
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Es  liegt  indessen  in  der  Sache,  dass  bei  Errichtung  eines 
Schüffencollegs  die  Zahl  von  sieben  Schötfen,  schon  um  die 
Vollzähligkeit  sicher  zu  stellen,  häuiig  überschritten  ward.  Es 
hängt  damit  zusammen,  dass  mehrfach,  namentlich  in  den 
Gauhanptstadten,  eine  grossere  Anzahl  von  Scabinen  be- 
gegnet, i*^'-*) 

Jetzt  werden  einige  Capitularienstellen ,  für  welclie  bis- 
her das  lichtige  Yerständniss  nicht  immer  gewonnen  ist,  sich  . 
von  selbst  erläutern: 

R€sp.  misso  data  a.  819  c.  2  (Pertz  I,  p.  227):  Vult 
domnus  Imperator,  ut  in  tale  placitum,  quäle  ille  nunc 
jusserit,  veniat  unusqnisque  comes  et  adducat  secum 
duodecim  scabinos,  si  tanti  fuerint.   Sin  au- 
tem,  de  melioribus  hominibus  illius  comitatus  sup- 
pleat  numerum  duodenarinm. 
Die  Stelle  hat  durchaus  keine  Beziehung  zu  der  Besetzung 
des  Grafongericlits  oder  überhaupt  irgend  eines  Gerichts.  Sie 
will  weder,  dass  die  Vollgerichtc  (placita  generalia),  ^"^)  noch 
dass  die  Missalgerichte  ^^*)  mit  mindestens  12  Schöffen  zu 
besetzen  seien.  Sie  bezieht  sich  auf  die  Landtage,  welche 
die  missi  dondnid  mit  den  sämmtlichen  Beamten  ihres  Be- 
zirks abzuhalten  haben.  ^"')  Die  scabmi  sollen  nicht  als  Ur- 
theilsfinder  im  Gericht,  sondern  als  Beamte  des  Königs,  um 
der  Controlle  seitens  der  königlichen  Imniediatregierimg  zu 
unterliegen, ^^^)  und  zugleich  ihrerseits  als  Mittel  zur  Con- 


So  10  Scabinen  im  Grafengericht  in  Impuria  civitate  v.  J.  843 
(Baluze,  M.  H.  Nr.  10.  17),  8  Scabinen  im  Grafengericht  in  villare  quod 
dicitur  Purtos  in  territorio  Impuritano  v.  J.  884  (Baluze,  Capp.  II,  p. 
1511),  8  Scabinen  im  Gericht  eines  missus  comitis  zu  Narbonno  v.  J. 
862  (Vaissette  II,  Nr.  88).  Yf^  oben  Note  174  tu  E. 
»>)  So  6f r5rer  I,  8.  105.  106. 

"*)  So  ünger,  Gerichtsverf  S.  185.  186.  -  Dagegen  schon  Mau- 
rer Gerichtsverf.  S.  71,  and  sweifehid  Waits  V.  G.  lY,  S.  880 
Note  6. 

»••)  Unten  §.  19. 

»">  Vgl.  oben  S.  379. 
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trolle  über  die  anderen  Beamten  zu  dienen,  vor  dem  könig- 
lichen missus  erscheinen.  Mit  den  Worten:  veniat  unus- 
quisque  comes,  ist  diese  Absicht  des  Gapitulars  unzweideutig 
ausgesprochen.  Die  sämmtliehen  Beamten  des  missatischen 

Bezirks  brauchen  sich  nicht  zu  einer  Gerichtssitzung,  sondern 
nur  zu  dem  Landtage  des  missus  zu  versaiiinieln.    Wie  die 

* 

Grafen,  so  haben  auch  die  Schultheissen  des  missatischen  Be- 
zirks zum  Landtage  sich  vollzählig  einzufinden.  Von  den 
.Scabinen  wird  in  der  Begel  nur  eine  beschränkte,  willkürlich 
verscMeden  bestimmte  Zahl  einberufen.  £in^  andere  Gesand- 
teninstruction  verlangt  nur  die  Anwesenheit  der  „drei  oder 
vier  angesehensten  Scabinen"  aus  jeder  Grafschaft,  ^^''j  Ebenso 
ist  hier  willkürlich  für  diesen  Fall  ^''*^)  die  Zahl  von  12  Sca- 
binen angesetzt.  Uns  interessirt  vornehmlich,  dass  das  Capi- 
tular  die  Zahl  von  12  Scabinen  in  einer  Grafschaft  als  eine 
hoch  gegriffene  aufbsst  £s  setzt  den  Fall,  dass  es  in  der 
ganzen  Grafschaft  keine  12  Scabinen  giebt,  und  dass  in  Folge 
dessen  die  Neuemennung  von  Scabinen  ndthig  wird.  Das  Ca- 
pitular  illustrirt  damit  die  Thatsache,  dass  in  der  Regel  ein 
Schöffencolleg  nur  für  einzelne  Centen  der  Grafschaft,  unter 
Umständen  nur  für  eine  einzige  Cent  errichtet  wird.^^") 

Unter  den  gleichen  Gesichtspunkt  föllt: 

Gap.  Theodon.  a.  821  c.  5(P^I,  p.  230):  Vöhl-' 
mus,  ut  comites,  qui  ad  custodiam  maritimam  depu- 


""O  Cap.  Aquisgran.  a.  825  cap.  miss.  c.  4  (Pertz  I,  p.  247),  oben 
S.  241  Note  95.  —  Es  ist  nicht  iinmöglich,  flass  unter  den  primi  sca- 
bini  Obmänner  des  SchöfFencollegs,  den  späteren  Schöffenmeistern  (für 
welche  gerade  der  Ausdruck:  primi  scabini,  begegnet)  entsprechend, 
zu  verstehen  sind.  ^V  aitz  Y.  G.  IV,  S.  830  denkt  an  die  Reihenfolge 
der  ErneanuDg,  oder  an  das  Ansehen  der  Einseinen. 

ti)  Durch  die  Worte:  in  tale  pladtnm,  quäle  Ule  (imperator)  nnne 
jasserit,  wird  die  Ansicht  Unger's  a.  a.0.,  dass  es  sich  um  eineTer- 
tBLgaag  von  aUgemeinerer  Bedentnng  handle,  widerlegt 

>••)  Erinnert  werden  mag  auch  an  die  ürknnde  Karls  d.  Gr.  t.  J. 
782,  welche  44  Schöffen  als  „die  sämmtUehen  Scabinen  des  Moselher- 
sogthoms'*  aofftthrt,  oben  B.  291. 
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tat!  sunt,  quicumque  ex  eis  in  suo  ministerio  ^^^)  resi- 
det,  de  justitiii  facienda  se  non  excuset  propter  illam 
custodiam;  sed  si  ibi  secum  suos  scabineos  ha- 
bnerit,  ibi  pladtum  teneat  et  justitiam  faciat. 
Das  Gapitular  bezieht  sich  auf  die  Grafen,  welche  sich  zum  Zweck 
der  Ktistenverthcidij^unf^  zwar  innerhalb  ihrer  Grafschaft,  aber 
an  den  (  Iränzen  der  (Ji  utschaft,  nicht  in  der  Giafscliaftshaupt- 
stadt  belinden.  Der  VerwaltuniL;  der  Kechtsptiege  soll  der  Kriegs- 
dienst wo  möglich  keinen  Abbruch  thun.  Der  Graf  soll 
wenigstens  Schöffengerichte  halten,  „wenn  er  seine  Scabinen 
ZOT  Hand  hat/'  Es  bestätigt  sich  einerseits,  dass  der  Graf 
mit  „seüien  Schöffen",  gleichgut  welcher  Gent  sie  angehören, 
in  jeder  Cent  der  Grafschaft  Schöffengericht  halten  kann, 
andererseits  aber  aucli,  dass  nicht  jede  Cent  der  Grafschaft 
ein  Schüffencolleg  besitzt.  Der  Unistand,  dass  der  Graf  an 
der  Gränze  der  Grafschaft  weilt,  kann  ihn  ausser  Stand  setzen, 
ein  Schöffengericht  um  sich  zu  veisammeln.  Das  SchÖffen- 
ooUeg  hat  seinen  Sitz  vor  Allem  in  dem  Grafischaftsmittelpunkt, 
der  Grafschaftshauptstadt  Das  Gapitular  lässt  die  Frage 
unentschieden,  ob  dem  Grafen  ein  Zwangsmittel  zusteht,  „seine 
Scliüften"  auch  ans  einer  anderen  Cent  zu  sich  zu  l)erufen. 
Die  Analoi^ie  der  eben  aufgefiilirten  Thatsache,  dass  die  Sca- 
binen (allerdings  nur  kraft  speciellen  königlichen  Befehls)  zu 
den  Landtagen  der  missi  berufen  werden  können,  lässt  in- 
dessen vermuthen,  dass  die  Scabmen  in  ihrer  Eigenschaft  als 
königliche  Beamte  einer  discretionären  Gewalt  auch  des 
Grafen  insofcme  unterliegen,  als  ihnen,  die  von  Rechts  wegen 
nur  innerhalb  der  Gent  dingptiichtig  sind  —  es  giebt  keint; 
Dingptiicht  innerhalb  des  Gaus  —  bei  besonderem  Anlass 
kraft  oljrigkeitlidien  Befehls  eine  Dingptliclit  auch  innerhalb 
der  Grafschaft  zugemuthet  werden  kann.^*^)  Auf  jeden  Fall 


lu  seinem  Amtsspreogel)  d.  h.  in  seiner  Grafechaft. 
»•')  Waitz  V.  G.  IV,  S.  330  nimmt  lediglich  auf  Grund  des  dtir- 

tcn  Capitulars  eine  Pflicht  der  Scabinen  an,  den  (Jrafen,  „selbst  wenn 
er  in  kriegerischen  Geschäften  thäUg  ist,"  innerhalb  der  Grafschaft  2u 
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deutet  das  Gapitular  immissTerstäiidlich  die  vorhin  behauptete, 
fiir  die  spätere  Geschichte  so  folgenreiche  Thatsache  an,  dass 
die  volle  Entwickelung  der  Gerichtseinrichtungen,  insbeson- 
dere des  Schöffengerichtis ,  vornehmlich  städtische  Ent- 
vvickeluu^'  ist. 

Auch  diese  Thatsache  tiäugt,  wie  aus  dem  Vorigen  er- 
hellt, mit  den  beiden  Sätzen  zusammen,  ^reiche  den  Grund- 
gedanken der  gesammten  obigen  Darlegung  bilden,  mit  dem 
einen,  dass  nach  fiitnldschem  Becht  die  Hundertschafts- 
verfassung Gerichtsverfassung,  und  mit  dem  anderen,  dass 
für  die  fränkische  Gericlitsverwaltung  das  Eeliteding,  das  Ge- 
richt nach  Volksrecht,  das  (iericht,  und  das  gelujtene  (iericht, 
das  Gericht  nach  Amtsiecht,  von  Kechts  wegen  kein  Ge- 
richt ist. 

§.  18. 
Du  mmi  Patridifl. 

Es  eriibiii:t.  die  Stelhing  einiger  Beamten  zur  Gericlits- 
verfassung  zu  charakterisiren,  deren  Amt  an  sich  durch  die 
Gerichtsverfassung  nicht  gefordert  ist. 

Der  Herzog  —  es  ist  an  dieser  Stelle  nur  von  dem  Amts- 
herzog, nicht  von  dem  Stammesherzog,  dessen  Stellung  der 
des  Königs  parallel  geht,  zu  handeln  —  ist  ein  mit  gräf- 
lichen Rechten  ausgestatteter  Beamter  über  mehrere  Graf- 
schaften. Patricius  ist  ein  liöherer  Titel  für  den  Herzog  iu 
der  Provence  und  in  Burgund.^) 

begleiten,  wozu  die  Worte:  „wenn  er  seine  Schöffen  bei  sich  hat,**  an 
sich  nicht  berechtigen.  —  In  Italien  begegnet  urknndlieb,  dass  Scabinen 
ihren  Grafen  anch  ausserhalb  der  Grafechaft  begleiten.  So  sibt  Graf 
Boso  als  kaiserlicher  missus  in  Turin  mit  Schöffen  von  Tnrin  und  drei 

Scabinen  aus  seiner  Grafschaft  (scabiui  Bosoni  comitis)  zu  Gericht,  Mon. 
Patr.  Chart.  I,  Nr.  19  (a.  827).  Neben  dem  Bischof  von  Volaterra,  der 
als  kaisorlicher  missus  in  Siena  zu  üericht  sitzt,  finden  wir  ausser  an- 
dereu  Scabinen  auch  zwei  Scabinen  von  Volaterra,  Murat.  Ant.  V,  p. 
923  (a.  833). 

Dass  der  Patricins' ein  Hersog  ist,  nicht  blos  mit  demselben 
^  ganz  auf  einer  StDÜe  steht^  (so  Waits  V.     n,  3.  Anfl.,  8.  384)^ 
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Die  Aufgaben  des  Herzogs  (Patridus)  sind  die  glichen 
wie  die  des  Grafen.  Die  nämliche  Bestallungsformel  giebt 

Marculf  für  den  Grafen,  den  Herzog  und  den  Patricius.^) 
Dem  Herzog  und  dem  Patricius  liep:t  wie  dem  Grafen  die 
„Regierung"  der  gesammteu  Bevölkerung  seines  Amtsspreu- 


zeigt,  wie  sich  im  Folgenden  ergeben  wird,  die  Identitit  der  Arotsbefug- 
nissei  nnd  andererseits  ebenso  nnsweideutig  der  ümstend,  dass  der 
Patricfns  abwechselnd  patricius  and  dax  genannt  wird.  Vgl.  Greg. 
Tor.  Hist.  Franc.  IV,  42:  Mummolns  a  rege  Guntchramno  patricia- 
tam  promeruit  (in  Burgund).  VIT,  10:  (Gundovaldus)  conjunctus  cum 
supradictis  dncihus  iMunnnolus  und  Desid(Miiis).  —  Frodojr.  c.  24: 
defnncto  Wandelmaro  diice,  in  pupo  Ültra-Jiirano  et  Scotinaoiuin  Pro- 
tadiiia  patricius  ortiiuatur.  —  Fredeg.  c.  78:  unter  den  10  burguu- 
dischen  duces  wird  Wilibadus  patricius  aufgeführt.  —  Greg.  Tur. 
VIH,  30:  rex  (Guntram)  Leudegisilum  in  locnm  CaluniniosI,  cognomento 
Aegilanis,  ducem  deligens,  omnem  ei  Provinciam  Arelatensem  (d.  h.  die 
Proyence  von  Arles,  deren  Gegensatz  die  Provence  von  Marseille  bil- 
det) commisit*  Vgl.  Fredeg.  c.  2 :  Aegilanem  patri  cium.  c.  5:  Leudisclus 
a  Guntchramno  patricius  partibus  Provinciae  ordinatur.  — Greg.  Tur. 
IX,  22:  Nicetium  patri  cium  (in  Marseille  .  Cartul.  de  St.  Victor  Nr. 
31  (a.  TbOj :  Metranus  qui  luit  patricius  in  Provincia  pro  causa  Mas- 
siiiense („in  der  Provence  von  Marseille*') — Abbo  patricius  condam, 
simüiter  pro  causa  Massiiiense.  Vgl.  Greg.  Tur.  YI,  2i:  Guntchramnus 
Tero  d  u  X  (in  Marseille  fflr  den  Antheii  König  Ghildeberts),  und  da- 
neben, gleichfalls  in  Marseille,  ein  d  u  x  Guntdinunni  regis.  —  Für  den 
Patricius  oder  Herzog  von  Marseille  begegnet  auch  die  Bezeichnung 
rector  Massiliensis  Provinciae,  z.  B.  Grec?  Tur.  IV,  41.  VIII,  48,  und 
für  sein  Amt  der  Ausdruck  judiciaria  potcstas,  administratio,  praefec- 
tura,  Vita  S.  Desiderii  Cadurc.  (saec.  7)  c.  1.  2.  4  (Labbe,  bibl.  I,  p. 
699.  701),  Vita  S.  Boniti  Arvern.  (saec.  8)  c.  4  (Mabill.  III,  1  p.  90). 
Die  letzteren  Beseichnungen  geben  Aber  sein  Amt  keinen  näheren  Auf. 
schluss,  da  sie  lediglich  die  „obrigkeitliche  Gewalt**,  das  „Amt"  im 
Allgemeinen  ausdrücken,  vgl.  oben  S.  18.  150.  Anders  Waitz  V.  G. 
II  (2.  Aufl.)  S.  384  Note  1.  —  Der  Rang  des  Patricius  galt  für  höher 
als  der  des  gewiilmliclien  Herzogs.  Nicetius,  der  bereits  Herzog  von 
Clermont  war,  ward  zum  Patricius  von  Marseille  befördert,  Gret'.  Tur. 
VIII,  43.  IX,  22.  Die  Urkunden  und  Formeln  nennen  die  patricü  stehend 
vor  den  duces,  z.  B.  Roz.  G75  (Marc,  il,  49).  ürk.  Theodorich  III  v. 
J.  677->678.  Tardif  Nr.  21  =  Pardessns  dipl.  II,  Nr.  388.  —  Die  ent- 
wickelte Ansicht  ftussert  bereits  Eichhorn,  Zeitschr.  f.  gesch.  R.  W. 
Vm  (1885)  8.  301. 

Boz.  7  (Marc.  I,  8):  Carta  de  dncato  et  patriciato  vel  eomi 


Digitized  by  Google 


Dux  und  Patricius.    §.  18. 


457 


gels,3)  die  Verwaltung  der  Rechtspflege,*)  die  Erhebung  der 

öffentlich  rechtlichen  Einkünfte  für  den  König  ^)  ob. 

Demgemäss  sind  auch  die  Amtsbefugnisse  des  Herzogs 
(Patricius)  die  nämlichen  wie  die  des  Grafen.  Der  Amtsher- 
zog ist  —  im  Gegensatz  zum  Stammesherzog  —  gleich  dem 
Grafen  ausser  Stande,  die  königliche  Kegierung  für  seinen 

Anitssprengel  zu  ersetzen.  Der  Anitslicrzog  ist  gleich  dem 
Grafen  nur  Mittel  der  königlichen  Im  media tregieiung  für 
sein  Gebiet,  Die  Gewalt,  des  Amtsherzogs  ist  gleich  der  des 
Grafen  nur  subalterne,  nicht  vicekönigliche  Gewalt.®) 

Die  bestimmtesten  Anhaltspunkte  für  diese  Stellung  des 

Herzogs  giebt  die  Heerverfassung.  Der  Amtsherzog  ist  gleich 
dem  (nafen  nicht  l)efugt,  den  Heerbann  frei  nach  eigenem  Kr- 
messen  auszuüben.  Wie  dem  Grafen,  so  ist  auch  dem  Amts- 
herzog gegenüber  die  freie  Verfügung  über  die  militärischen 
Kräfte  des  Reichs  königliche  Prärogative.  Der  Amtsherzog 
hat  gleich  dem  Grafen  nicht  nach  seinem  Dafürhalten,  sondern 
auf  Befehl  des  Königs  das  Heeraufgebot  zu  yerkttnden.^) 

Eine  Reihe  von  einzelnen  lallen  legt  dafür  Zeugniss  ab. 
Der  gefürchtetc  Patricius  Mummolus  in  Burgund,  der  „viele 
Kriege  siegreich  führte^^  zog  kraft  erhaltenen  königlichen  Auf- 
trags gegen  Ghilperich,^)  und  gegen  Ghildebert  U*)  in  den 
Krieg.  Die  Herzöge  Godegisel  und  Guntram  Boso  schickte 
König  Sigibert,  um  in  Dun  und  Tours  zum  Kriege  aufzubie- 

•)  Oninis  popnhis  ibidem  conimanentes,  tara  Franci,  Roinani,  Rur- 
gundiones,  vel  reliquas  nationes  sub  tuo  regimini  et  gubernatione  dccant 
et  moderatione,  et  cos  recto  tramite  secuiidtmi  lege  et  eontnetudtne 
eoram  regas. 

*)  Yidais  et  pupilUs  maximnB  defBnsor  appareas,  latronam  et  male- 

£ftCtorura  scelera  a  te  severissime  reprimantur. 

')  Quic(iuid  de  ipsa  actione  in  Rsci  ditioniboa  speratar,  pro  TOB* 
metipsis  annis  siugulis  iiostris  aerariis  inferatur. 

•)  Yiil  oben  S.  17  flF.  163  ff.  410  ff. 

'j  Vgl.  oben  S.  1G4. 

«)  Greg.  Tut.  IV,  46.   V,  18. 

*)  Greg.  Tor.  VH,  1  (p.  888).  Vm,  46. 
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ten.'^)  Der  Herzog  Rttoc<den  (von  Mans)  rückte  auf  Anord- 
nung K.  Chilpericlis  (ab  Chilperico  missus)  mit  dem  Aufgebot 
von  Maus  gegen  Tours  zu  Felde.  Die  Herzöge  Desiderius 
und  Bladast  boten  auf  Befehl  K.  Chilperichs  „das  gesammte 
Volk  ihres  Herzogthums"  zum  Kriegszug  auf.^*)  Beppolen, 
der  Herzog  K.  Chilperichs  in  den  Grafschaften  an  der  Gränze 
der  Bretagne,  ward  gegen  die  Britannen  ,,geBcbickt*^^*). Dem- 
selben Beppolen  ward  mit  dem  Herzog  Ebrachar  (von  Paris) 
später  von  K.  Guntram  nochmals  der  Heerzug  gegen  die  Britan- 
nen aufgegeben.**)  Eine  Reihe  von  Herzögen  schickte  Guntram 
gegen  Gundovald,^^)  zwanzig  Herzöge  Chihlebert  II  gegen  die 
Langobarden,**)  zehn  burgundische  Herzöge  und  „sehr  viele" 
Grafen,  die  ohne  Herzog  waren,  Dagobert  I  gegen  die  Gas- 
cogner  ins  Feld.^^ 

Der  vom  Herzog  aus  eignem  Ermessen  unternommene 
Angriffskrieg  ist  eine  Ueberschreitung '  seiner  amtlichen 
Competenz.    Guutram  Boso,  Herzog  K.  Childeberts  U  InMar- 

Greg.  Tur.  IV,  51. 
")  Greg.  Tur.  V,  1.  4.  U  (p.  219). 

Grefr.  Tur.  VI,  :  cum  omni  exorcitii  proviociae  sibi  commissao. 
Als  Ilooi  tiilin  r,  <;Ioic}itiUls  im  Dienst  des  Königs,  erscheint  Desiderius 
ausserdem  Greg.  Tur.  V,  13.  VI,  12.  VIII,  45. 

")  Greg.  Tur.  V,  30:  contra  Britanuos  dirigitur. 

Oreg.  Tur.  X,  9:  GnsteliramnQS  rex  exercitam  contra  eos  (Bri> 
tinnos)  commoTeri  jossit:  in  qnoruni  capite  Bcppolennin  et  EbracharioiB 
duGCB  delegit.  —  Ebrachar  war  Herzog  von  Paris,  vgl.  Greg.  Tor.  IX, 
'29^,  während  Beppolen,  jsuerst  unter  Chilperich,  dann  unter  Guntram 
Herzog'  von  Reimes  und  Anpers  war,  Gpoir.  Tnr.  VIII,  42 

(ircij.  'l'ur.  VII,  35:  Audiernnt  enim  co  tempore  duces  Gunt- 
chrainni  rcgis,  Guiidovaldum  ultra  Garonnam  iu  litore  residere  cum  in- 
genti  hostium  multitudioe  — . 

**)  Greg-  Tnr.  X,  8:  (Ghildebertus)  exercitnm  in  Italiain  eomniOTeri 
jubet,  ac  viginti  dncei  ad  Langobardomm  gentem  debellandam  dirigit. 
Unter  diesen  Herzögen  war  Herzog  Audovald  (aus  dem  nordwestlichen 
Frankreich)  und  der  Herzog  Winthrio  von  der  Champagne. 

Frcdeg.  c.  7H  :  Cum  Vascones  fortiter  rebellarent  —  Dagobertus 
de  universü  regno  Bur^iundiac  exercitum  promovere  jubct,  statuens  eis 
Caput  exercitus  Ch.  reforeiidarium  —  <iui  cum  decem  ducibus  cum 
exercitibus  —  exceptis  comitibus  plurimis,  qui  ducem  super  se  non 
habebant»  in  Yaaconia  cum  exerdta  penreximent— . 
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seille  und  Clermont,^^)  ging  mit  dem  Aufgebot  aus  der  Aa- 
vergne  und  dem  benachbarten  pagus  Vellavus^*)  im  eignen 
Interesse,  um  K.  Guntram  einen  Dienst  zu  erweisen,  zum 
Angriff  gegen  Avi^non  vor.*-'0  Als  K.  ChildelHTt  davon  er- 
i'ulu*,  gerieth  er  in  Zorn,  nicht  etwa  wegen  Missliugeüs  der 
Expedition,  sondern  weil  Guntram  Boso  nonjussus,  ohne 
Befehl,  zum  Angriff  vorgegangen  war,  und  befahl  sofort 
die  Aufhebung  der  Belagerung.^^)  Ein  solcher  Fall  wieder- 
holte sich,  als  König  Guntram  das  Aufgebot  zum  Kriegs- 
zug  gegen  Septimanien  erliess.  Der  Herzog  Austrovald  war 
schon  vor  dem  königliclien  Aufgebot  zum  Augritt*  und  zur 
tlieilweisen  Unterwerfung  Septimaniens  vorgegangen.  Er  ward 
trotz  des  Erfolges  seiner  Unternehmung  von  dem  durch  den 
König  eingesetzten  Heerführer  hart  angekssen  und  „gerügt", 
auf  Grund  der  Heerv^rfossung,  welche  dem  Herzog  den  eigen- 
mächtigen Angriff  untersagf  ) 

Dem  Herzog  steht  das  Aufgel)0t  nur  zum  Zweck  der  Er- 
haltung des  Landfriedens,  und,  was  damit  zusammenhängt, 
zur  Landesvertheidigung  zu. 

Der  Patricius  Mummolus  in  Burgund  erwarb  seinen 


»•)  Vgl.  Greg.  Tur.  VI,  24.  26. 

Adsumtis  scciim  Arvernis  atqiie  Velluvis. 

Guntram  Boso  wollte  den  Muiiiniolus,  der  sich  in  Avignon  aiit- 
hiell,  gefangen  nehmen,  um  damit  ein  dem  K.  Guntram  gegebenes  Ver- 
spreclieo  eiiuEuldseii.  Weil  Oostrun  Boso  hier,  dem  Besvltat  nach,  im 
Dienst  K.  Guntrams,  nicht  E.  Childeberts  stehti  vird  sein  Heer  ein 
exercitus  Gnntchramni  regis  genannt 

*i)  Greg.  Tnr.  VI,  26 :  nuntiata  snnt  liaec  Childeberto.  At  ille  ira 
commotus,  cur  Iiaee  non  jussus  ageret  (Guntram  Boso),  Gundulfum  — 
illac  direxit.   Qui  amota  obsidione 

Greg.  Tur.  IX,  31 :  Guntchramnus  vero  rex  exerdtOn  commovit 

in  Soptimaniam:  Austrovaldus  autem  dux  prius  Carcassonem  acrpdpns 
sacramenta  (don  Interthaneiifid)  siiscoporat,  ipsosque  populos  ditioni 
subogerat  re;,'iae.  Kcx  autt  ni  ad  rcliquas  civitates  capiondas  Bosonem 
cum  Antestio  destinavit.  Qui  accedcns  cum  superbia,  despecto  Au- 
Btrovaldo  dttce,  atque  condemnato,  car  absqae  eo  Carcas- 
sonem ingredi  praesumsisset  — . 
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Khc^Tuhm  in  LandesTertheidigmig  g^geii  Langobarden  und 
Sachsen.  Er  war  der  Nachfolger  des  Patridns  Amatas^ 
der  in  LandesTertheidigung  gegen  die  Langobarden  gefallen 
war.**)   Tours  nnd  Poitiers  wurden  von  Herzog  Gundobald 

gegen  Cliilperich,^'^)  später  von  Herzog  Eberulf  gegen  Gun- 
tram'^*^)  verthcidigt.  Der  Herzog  Auütrovald  zog  gegen  die 
einbrechenden  Gascogner.^'')  Leudegisü,  Patricius  der  Pro- 
vencß  von  Arles,  und  Nicetius,  Herzog  von  Clermont,  sichern 
die  Beichsgränze  gegen  den  drohenden  Einfall  der  Gothen 
dorch  Aufetellnng  starker  Gi^nzbewachung.^^) 

Eine  gleiche  Reihe  von  Fällen  illustrirt  die  Thfttigkeit 
des  Herzogs  zur  Aufrecliterhaltung  des  Landfriedens.  Uni  die 
räuberischen  Einfälle  des  Leiidast  aus  dem  Gebiet  von  Tours 
in  das  Gebiet  von  Bourges  zu  unterdrücken,  schickte  Herzog 
Eberalf  von  Tours  seine  pueri  bewafbiet  aus  ad  comprehen« 
dendum  eum.'^  Ben  Daeco,  der,  weil  er  E.  Chilperich  ver- 
lassen, des  Hodiverraths  schuldig  war,'^)  nahm  Dracolen,  da- 
mals Herzog  Ghilperiehs  in  Poitiers,  gefangen,  um  ihn  vor 
Chilperich  zu  bringen.  Der  Bischof  Theodor  von  Marseille 
ward  wegen  Hochverraths  von  dem  Patricius  Dynamius,  von 
Herzog  Guntram  Boso,  von  Herzog  Rathar  gefangen  genom- 
men.'^) Den  Bischof  Palladius  von  Saintes  nahm  Herzog 

»»)  Greg.  Tur.  IV,  42.  45. 

**)  Greg  Tur.  IV,  42. 
Greg.  Tur.  IV,  48. 

**)  Greg.  Tur.  VI,  12:  BeralfiiB  vero  dnx,  com  Bitariges  mossitttre, 
qnod  ToroDieom  termraDm  ingrederentiir,  aadisset,  exercitam  commo- 
vet,  et  86  in  ipaoi  fines  Btatoit  Bourges  gehOrte  zum  Reich  Guntrams, 
Tgl.  VI,  31. 

")  Greg.  Tur.  IX,  7. 

")  Greg.  Tur.  VII 1,  30  (p.  402) :  rex  Leudegisilum  —  ducera  deli- 
gens  oranem  ei  Provinciam  Arelatensem  coramisit,  custoiles(|uo  per  ter- 
minos  super  quutuor  virorum  niiilia  coulocavit.  iSed  et  Nicetius  Arver« 
noram  dax  similiter  cum  custodilnis  perrexit,  et  fines  regionis  ambiiit 

»•)  Greg.  Tur.  V,  50  (p.  267). 

••)  Vgl  Roth,  B.  W.  8.  185. 
Greg.  Tur.  V,  26. 

«>)  Greg.  Tur.  VI,  11.  24.  VIU,  12. 
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Antestius  yon  Saintes  gefangen,  am  ihn  als  Hochverrätlier 

vor  den  König  zur  Untei*suchung  zu  bringen. Herzog 
Rauching  bemächtigte  sich  der  Person  und  des  V'ermogens 
des  Herzogs  Eberulf  (nach  dessen  Entsetzung  vom  Herzog- 
thom),  und  brachte  ihn  wegen  Unterschlagung  königlichen 
Vermögens  yor  Childebert  II  zur  Untersuchung.**)  £r  schrei- 
tet ebenso  zur  Gefongennahme  zweier  Mörder,  welche  Frede- 
gunde  ausgesandt  hat.'')  Den  Ebregisil,  den  Bnmhilde  mit 
Gescheuken  an  Reccared  abgeschickt  hatte,  brachte  Herzog 
Ebrachar  von  Paris  gefangen  vor  K.  Guntram,  auf  Grund  des 
Gerüchts,  dass  jene  Geschenke  für  Gundovald  bestimmt  seien.  ^*) 
Der  Herzog  Erpo  von  Auxerre  ward  von  K.  Guntram  seines 
Amts  entsetzt  und  in  eine  Strafe  von  700  sol.  genommen, 
weil  er  den  Merovech,  nachdem  er  ihn  ergriffen,  hatte  ent- 
kommen lassen.*^ 

Kraft  seiner  Pflicht  zur  Erhaltung  des  Landfriedens  stand 
es  dem  Herzog  zu,  durch  Verträge  mit  den  Beamten  eines 
benachbarten  Heichs  Piäv^tiymassregeln  gegen  Käubereien 
und  andere  Störungen  der  öffentlichen  Ordnung  zu  verein- 
baren. Rauching,  der  schon  genannte  Herzog  Ghildeberts  II, 
verbarg  seine  hochverrätherische  Verbindung  mit  den  Grossen 
Chlothars  H  unter  dem  Schein  von  Verhandlungen  über  den 
Landfrieden  (quasi  tractaturus  de  pace),  deren  Zweck  die 
Unterdrückung  von  Streitigkeiten  und  Räubereien  an  der 
Beichsgränze  sei.'^)  Kraft  derselben  Pflicht  hatte  der  Her- 
zog die  Grafen  sdnes  Gebiets  bei  ihrem  Amt  zu  erhalten, 


•»)  Greg.  Tut.  VIII,  43,  vgl.  IX,  31. 
»•)  Greg.  Tor  YIII,  26. 
»)  Greg,  Tor.  VIII,  29. 

»•)  Greg.  Tur.  IX,  28. 

")  Greg.  Tur.  V,  14  (p.  219). 

"j  Greg.  Tur.  IX,  9;  Post  haec  Rauchingus  conjunctiis  cum  prio- 
ribas  regni  Chlotharii  filii  Chilperici,  confingens  se  quasi  tracfaturum 
de  pace,  ut  inter  terminum  utriusque  regni  nulla  inteutio 
aut  direptio  gereretur,  consiliam  habaerant,  nt  scilieet  interfecto 
Chüdeberto  rege 
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und  Ihnen  gegen  eine  widerstrebende  Bevölkerung  seinen  Arm 

zu  leihen.^®)  Die  Energie  der  Massregeln,  zu  denen  der  Her- 
zog kraft  seines  Amts  zur  Aufrcclitcrlialtung  der  öffentlichen 
Ordnung  befugt  ist,  wird  durch  die  mehrfach  erwähnten  Em- 
pörungen des  Volks  (der  pagenses)  gegen  seinen  Herzog  ver- 
anschaulicht/*^) 

Die  zusammengestellten  Thatsaehen  erlautem  das  Lob, 
welches  Gregor  von  Tours  dem  Herzog  Nicetius  von  Gler- 
mont  ertheilt:  fecitpacem  in  regione  Arvema  et  in  reli- 
quis  ordinationis  suae  locis,*^) 

Es  leidet  keinen  Zweifel,  dass  in  den  aufgefülirton  Be- 
fugnissen der  praktisch  bedeutsamste  Theil  der  herzoglichen 
Rechte  enthalten  ist.  Nichtsdestoweniger  sind  sie  dem  Her- 
zog nicht  eigenthümlich,  sondern  stehen  in  ganz  gleich» 
Weise  dem  Grafen  zu.  Auch  dem  Grafen  gebührt  es,  auf 
Befehl  des  Königs  den  Heerbann  zu  verkünden.  *2)  Auch  dem 
(iiafen  gebulnt  es,  den  Landfrieden  durch  Landesvertheidi- 
gung,*^j  durch  polizeiliches  Aufgebot,**)  durch  zur  Haftbrin- 

")  Greg.  Tiir.  VIII,  18:  Guntchraranus  vero  rex  volons  regnnm 
nepotis  sui  Chlotbarii  —  regere,  Theodulfum  Antlegavis  comitem  esse 
decrevit:  introductaaqae  in  urbem  acivibus  rcpiilsus  est.  Kccurrens(j[ue 
ad  regem,  itemm praeceptam accipiens, a  Sigalfo  duce  intromiaBos 
comitatum  nrbia  illius  rexit 

*•)  Greg.  Tur.  VIII,  18:  Wintrio  dux  (von  der  Champagne)  a  pa- 
gensibatsuis  depulsus  ducatu  caruit,  finissetque  vitam,  niei  ikiga 
aiudlium  praebuisset;  sed  postea  pacato  populo  ducatum  rocopit,  — 
Fredogar  c.  43:  (Chlothar  II)  IIor])onüm  duccm  —  in  pago  L'ltr;tjiirano 
instituit:  qui  dum  pacem  in  ipso  pago  vehementer  arripuisset 
sectari,  malorum  nugacitatem  reprimuns,  ab  ipsis  pagcn- 
aibuB,  instigante  parte  adrersa  —  per  rebellionia  aadaciäm Herpo  duz 
interficitar. 

")  Greg.  Tur.  VIU,  18.  -  Ebenso  F^d.  43  (Note  40). 

*^  Z.  B.  Greg.  Tur.  IV,  30:  Sigibertus  Tero  rex  Arelatensem  arbem 
capere  cupiens,  Arvernos  commoveri  praeccpit.  Erat  enim  tnnc  Fir- 
minus  comes  urbis  illius,  qui  cum  ipsis  iu  capite  („an  ihrer  Spitze") 
abiit.  Ebenso  zieht,  nach  Greg.  Tur.  VII,  13,  Willachar,  Graf  von 
Tours,  jussu  principis  gegen  Poitiers  zu  Felde  (.exercitum  commovet). 
Vgl.  oben  Note  17. 

*•)  Qng.  Tnr.  Y,  S5:  ChOperfcos  quoqne  rex  PictaTom  penwait, 


Digitized  by  Google 


Dnx  lud  Patriehit.  §.  la 


463 


gnng  des  Verbrechers,*')  oder  durch  sonstige  Ifassregeln **) 
aufrecht  zu  erhalten.  Der  Herzog  unterscheidet  sich  vom 
Grafen  nur  durch  den  grösseren  Sprengel  seiner  Amtsgewalt 

—  (lalier  der  höhere  Rang  dos  Herzogs  ül)er  dem  (i raten:  eine 
Reihe  von  Grafen  sehen  Nvir  zu  Herzögen  befördert  — ,  nicht 
durch  den  Inhalt  der  ihm  zuständigen  Befugnisse. 

An  der  Hand  der  entwickelten  Amtsbefugnisse  zeigt 
sich  zugleich  klar  das  Verhältniss  des  Herzogs  zu  dem  Grafen 
seines  Amtsgebiets. 

Eichhorn*^)  hat  die  Thatsache,  dass  die  Rechte  des 


atque  nepotis  sui  (Childebert  II)  homiues  ab  ejus  sunt  lioniinibus  e£fu- 
galL  Ennodiom  (Graf  von  Poitiers)  ex  comitata  ad  rpgis  (Chüdebeii  II) 
praesentiain  perdaxertmt  Quo  exsilio  danmato,  fecnltates  cijus  fisco 
Bubdidenmt.  Der  Verlost  der  OrafiMdiaft  und  die  BestraAing  des  Enno- 

dins  durch  K.  Childebert  fvgl.  oben  S.  415  Note  80)  war  aagenschcinlich 
durch  dessen  ungenügende  Verthcidigung  seiner  Grafschaft  veranlasst. — 
Kredegar  c.  37:  Alamanni  in  pugo  Avonticensi  nUr;ijurano  hostiliter 
ingressi  sunt,  ipsumque  patrnm  praeihmtcs,  Ahhclinns  et  Ilorpinus  co- 
niites  cum  ccteiis  de  ipso  pago  comitibus  cum  cxcrcitu  pcrgunt 
obviam  Alamannia. 

Greg.  Tor.  Y,  90  (p.  967):  der  ge&chtete  Leudast  kommt  mit 
seinen  Bch&tzen  in  diai  Gebiet  Ton  Bourges.  Nee  molto  post  inmentibus 
Bitarieis  cam  jndiee  loci  super  eum,  omne  aurum  argentumqne  — 
abstulerunt,  —  ipsaniqno  abstulisscnt  vitam ,  nisi  fuga  fuissot  elapsus. 
Auch  wenn  unter  dem  judex  loci  liier  der  Ccntonar  zu  verstehen  wäre 
(vgl.  oben  S.  22*J  Note  iü),  würde  die  Stelle  doch  mit  den  Amtsbefugnissen 
des  gräÜichen  ünterbeamten  zugleich  die  gräflichen  Rechte  bezeugen. 
_  Vgl.  Car.  0.  Conv.  Carisiae.  a.  877  c.  19  (Pertz  I,  p.  510):  8i  werra 
in  regno  8Qrrexerit,quam  comes  per  se  comprimere  non  possit, 
fiMuB  noster  —  comprimere  stndeat  Roth  B.  W.  8.  411.  Oben  8. 164 
Note  81. 

*•)  Dafttr  ergeben  die  Schriftsteller  zahlreiche  Belege.  Ilior  mag 
es  genügen,  auf  Decr.  Child.  a.  59G  c.  7.  8  (Pertz  I,  p.  lO  zu  verweisen, 
wonach  die  Getangeunahnio  des  Verbrechers  schon  im  (!.  Jahrhundert 
gesetzliche  Amtsbefugniss  des  Graten  ist.    Vgl.  auch  oben  b.  234.  23ü. 

**)  Vgl.  Greg.  Tur.  VI,  2:  Die  von  Orleans  und  Blois  gerathen  mit 
Denen  von  Dnn  nnd  Chartres  in  Fehde.  Cumque  adhne  inter  se  jnri^ 
commoventes  desaerirent,  et  Anrelianenses  contra  hos  arma  «»ncuterent, 
intercedentibus  comitibus  paz  nsque  in  andientiam  data 
est  —  et  sie  a  hello  cessatum  est. 

Zeitschrift  1  gesch.  K.  W.  YIU,  8.  302.  E.  G.  I,  S.  167.  168. 
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Herzogs  gräfliche  Rechte  sind,  dahin  formulirt,  dass  der 
Herzog  der  Graf  der  mehreren  Grafschaften  seines  Herzog- 
thums gewesen  seL  Eichhorn  hält  das  Herzogthum  für 
eine  aus  mehreren  Grafschaften  zusammengesetzte  Grafschaft, 

in  welcher  es  demnach  hegrifflich  nur  den  einen  Grafen,  den 
Ilei'zog,  gegeben  habe.  Eichhorn  läugnet  die  Existenz  von 
Graten  neben  dem  Herzog  in  den  einzelnen  Grafschaften  des 
Herzogthums.  Von  anderer  Seite,  namentlich  von  Waitz,**^) 
ist  behauptet  worden,  dass  das  Herzogthum  begrifflich  eine 
Amtsgewalt  über  mehrere  Grafen,  nicht  blos  eme  Amts- 
gewalt über  mehrere  Grafschaften  gewesen  sei,  dass  das  Her- 
zogthuiii  als  eine  dem  Grafenthum  übergeordnete  Gewalt 
die  Besetzung  der  sUmnitlichen  Grafschaften  mit  Grafen 
unter  dem  Herzog  fordere. 

Die  Quellen  ergeben  eine  dritte  Ansicht  als  die  richtige. 

Es  steht  zunächst  ausser  Zweifel,  und  ist  niemals  ver-* 
kannt  worden,  dass  die  herzogliche  Gewalt  als  solche  eine 
Gewalt  über  mehrere  Grafschaften  ist,  wenn  auch  die  Be- 
nennung des  Herzogthums  häufig  nach  einer  Grafschaft  ge- 
scliielit,  deren  Hauptstadt  als  Sitz  des  Herzogs,  als  Haupt- 
stadt nicht  blos  der  Grafschaft,  sondern  des  Herzogthunis 
gedacht  wird.^<*)   Der  Sprengel  des  Herzogthums  erscheint 

Die  Meinung  Eichhorn's  ist  nach  meiner  Ansicht  (anders  Pernice, 
Graf  S.  137  Note  87)  nicht  misszuverstehen. 

«•)  y.  G.  n  (2.  Aufl.),  S.  385.  Ihm  folgt  Pernice  a.  a.  0. 

So  helBSt  Nicetins  Herzog  von  Vermont  (Greg.  Tnr.  YIII,  80, 
p.  408:  Nicetiiu,  Ammoram  duz,  VIII,  43:  Nicetins  Aryemas),  obgleich 
sein  Herzogthum  ausser  Clermont  auch  Khodez  und  Uz^  umfasste, 
Greg.  Tur.  VIII,  18:  Nicetius  —  in  urbe  Arverna,  Ruthena  atque  Üce- 
tica  dux  ordinatus  est.  Der  ducatus  Alvernicus  begegnet  noch  später, 
z.  B.  in  der  Urk.  Ludw.  d.  Fr.  v.  J.  825  (Sickel  L  215)  —  Das  Amt 
des  Siagrius,  Herzogs  (Patricius)  der  Provence  von  Marseille  wird  als 
judiciaria  potestas  apud  Massiliam,  Massiliae  gubemacula,  Massiliae 
administratio  beaeichnet,  Tita.  8.  Desiderii  Cadurc  e.  1.  2  (Labbe, 
bibl.  I,  p.  699),  obgleich  za  seinem  Hercogtham  noch  andere  St&dte 
gehörten,  wie  schon  die  gewöhnliche  Bezeichnung  rector  Massiliensis 
Provinciae  (oben  Note  1)  ergiebt,  vgl.  Greg.  Tur.  VIII,  43:  Nicetias 
Arrerniu  rector  Massiliensis ProTindae  et  reliqaaram  urbium,  qoae 
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in  der  Regel,  gleicli  dem  der  Grafscliaft,  als  ein  durch  üebung 
feststehender  Bezirk,  der  bestimmte  Grafschaften  als  Uer- 
zogthum  za  einer  Einheit  verbindet 

Gegen  Eichhorn  ist  gewiss,  und  bereits  mehrfach  dar- 
gethan  worden,  dass  .neben  dem  Hmog  Grafen  in  den 
einzelnen  Grafschaften  des  Herzogthums  begegnen.  Neben 
dem  Herzog  Austrapius  von  Tours  wird  der  judex  loci  in 
Tours,  d.  h.  der  Gaugraf  von  Tours,  genannt.  Neben  dem 
Herzog  Eberalf  von  Tours  tritt  Eunomius,  Graf  von  Tours, 
aut      Unter  dem  Herzog  Ennödius  von  Tours  sind  nach- 

in  Ulis  partibus  ad  rcgniim  regia  ipsius  (Childebcrt  II)  pertinebant,  ost 
ordinatus.  Zur  Provence  von  Marseille  gehörten  z.  B.  Avignon  und 
Aix,  Ruinart  p.  413  not.  a.  — Durch  das  Vorige  wird  die  Ansicht  von 
Waits  7.  6.  II  (9.  Aufl.),  8.  385  Note  1  aosgeschlotseii,  dass  mit  dem 
dnx  Andegaveiishim,  der  in  der  Vita  8.  Licinii  And^.  (geschrieben 
saee.  8),  nnd  mit  dem  dacatns  Cenomannicna,  der  in  den  apAten  Geata 
Dagobertl begegnet,  ein  Plerzogthum  nachgewiesen  aei,  welches  nur  einen 
Gau  in  sich  schliesse.  Das  Herzogthum  von  Angers  erstreckte  sich  auch 
über  Rennes  und  noch  andere  Städte,  Greg.  Tur.  VIII,  42,  vgl.  ohon 
Note  14.   Ein  Herzog  von  Maus  begegnet  schon  Grog.  Tur.  V,  1.  4. 

»")  So  begegnet  stehend  die  Eintheilung  der  Provence  in  zwei  Her- 
s(^;thünier  (Patriciate),  das  Herzogthum  von  Arles  und  das  Herzogthuin 
Ton  MarseiUe,  TgL  oben  Note  1.  Greg.  Tor.  TI,  24  findet  sieh  die  Be- 
aetsnng  des  Hersogthnma  von  Marseille  mit  awei  Herzögen,  der  Eine 
für  den  Antheil  K.  Ghildeberts,  der  Andere  für  den  Antheil  E.  Gon- 
trams.  —  Tours  und  Poitiers  (Toors  als  die  Hauptstadt  des  Herzog- 
thums) bilden  rogrlmässig  ei  n  Ilerzogthum.  In  diesen  Städten  bekleiden 
nach  einander  Austrapius,  Guudovald,  Eberulf,  Knnodius  das  Ilerzog- 
thum,  Greg.  Tur  IV,  18.  48.  V,  50.  VI,  12.  31.  VllI,  26.  IX,  7.  -  Die 
civitates  ultra  Garonnam  scheinen  gleichfalls  eiu  ständiges  Herzogthum 
m  bildoi,  Greg.  Tor.  YIU,  17,  ebenso  der  dncataa  Ulfen^oranas,  vgl. 
Ftodegar  c  18.  34.  48,  das  Herzogthom  von  Glermont,  oben  Note  49, 
n.  B.  f.  Vgl.  Gtt^rard,  diTisions  p.51.  Lehudron  inst.  m^roT.  p.601. 

Ennodins,  Herzog  von  Tours  und  Poitiers  (vgl.  Note  50)  empfing 
von  K.  Cliildebert  überdies  noch  Vici  Juliensis  atqne  Benamae  tir- 
binm  principatum.  Dies  war  der  Anlass,  dass  die  Grafen  von  Tours 
und  Poitiers  beim  König  die  Entfernung  des  Ennodius  von  dem  Herzog- 
thum über  ihre  Städte  bewirkten,  Grog.  Tur.  IX,  7. 

•«)  So  vou  Waitz  V.  G.  II  (2.  Aufl.)  S.  Übö  Note  3.  S.  380  Note  1. 
P ernte  e,  Graf  8.  187  Note  8&  89. 

*^  Greg.  Tor.  lY;  18,  Ygl.  oben  8.  229  Note  46. 

"«)  Greg.  Tor.  Y,  fiO  (p.  268). 

SduBt  AltdmtMbe  Rel«lw>  nnd  OerlehtBTCrftMtmg.  I«  *80 
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weislich  die  beiden  Grafschaften  Tours  und  Poitiers  mit 
Grafen  besetzt.  Nicetius  erhielt  das  Herzogthum  von 
Clermont,  nachdem  Enlalius  sein  Nachfolger  in  der  Crrafschaft 
Yon  Clermont  geworden  war.  **)  Eberulf  war  um  640  Graf 
(und  Domesticus)  in  pagus  Oamiliacends  unter  dem  Herzog 
Wandalbert  von  Paris,  Rodebert  im  Jahr  673  Graf  im 
Elsass  unter  dem  Herzog  Eticho,  ebenso  Eberhard  und 
Wulfoald  im  Beginn  des  8.  Jahrhunderts  Grafen  im  Elsass 
unter  Herzog  Luitfried.  Die  ^Verfasser  der  mero vingischen 
Formebl  setzen  daher  fiir  die  Verfügung  des  Königs  über 
Eonigsgut  neben  dem  Herzog  den  Grafen  (und  Domesticus) 
der  Grafechaft  des  belegenen  Grundstüdm  als  Adressaten  des 
königlichen  Befehls. 

Andererseits  ist  ebenso  gegen  Waitz'^)  gewiss,  dass, 
wie  schon  v.  Savigny  angenommen/^)  der  Herzog  häufig 
die  Stelle  des  Grafen  in  einer  (oder  mehreren)  der  Grafschaften 

•»)  Greg.  Tut.  VIII,  26  ^a.  585).  IX,  7  (a.  587):  euntibus  comitibus 
Turonicae  atqae  Pictavae  arbis  ad  regem.  Vgl.  Note  60.  61.  Graf  yon 
Tours  war  Williadiar,  Greg.  Tor.  YII,  13  (a.  584).  X,  9  (a.  560). 

M)  Greg.  Tor.  Vm,  18.  45.  YgL  Note  49. 

")  Tardif  Nr.  9  (um  640)  =  Pardessns  dipl.  H,  Nr.  394:  Urk.  E. 
Chlodwig  U  Aber  Gut  in  pago  GamHacense,  mit  der  Adresse :  Chlodoyiua 
rex  Francorum  viris  inlustribus  Yuandalberto  dooi  et  £briilfo  grafioni 
?el  omnebus  agentebus.   Vgl.  unten  Note  68. 

")  Pardi'ssus  dipl.  II,  Nr.  3GB  (a.  673i:  Urk.  K.  Childerich  II  für 
das  monasterium  8.  Gregorii  (Münster)  im  Elsass.  Adresse :  Childerichus 
rex  Fraocomm  COiadldio  daee,  BodeliWto  eonüte. 

**)  PardesBos  dipl.  II,  Nr.  648  (a.  728):  Drknnde  des  Biiehoft  von 
Stmaborg  fiOr  das  Kloster  Mnrbaeh  Im  ElaasB.  Unter  den  üntenehriften : 
Sign.  Wulfoaldo  comite.  Sign.  Leodofredo  dooe.  ^0  EbrobarduB  comis 
subscripsi.   Vgl.  oben  S.  14  Note  15. 

Roz.  153  (alamanniscb):  Uli  rex  Francorum  viris  inlustfibus 
illo  duce,  illo  comite.  —  Vgl.  auch  die  von  Waitz  citirte  Docr.  Cliildeb. 
a.  596  c.  3  (Pertz  I,  p.  9) :  res  ad  unum  ducem  et  unum  judicem  per- 
üuentes,  wo  mit  dem  judex  ohne  Zweifel  der  Graf  gemeint  ist,  oben 
S.  7  Note  1 

•>)  y.  G.  n  (3.  Anfl.),  8.  M  Note  8:  „Diss  der  Heraog  zo^eich 
Graf  in  einem  bestimmten  Qaa  gewesen  sei,  —  finde  ieh  in  den  QaeUen 

auch  nicht  bestätigt." 

**)  ßöm.  B.  im  M.  A.  I,  S.'  190. 
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seliies  Henogthmiis  Tertritt.  Der  Stadt  Marseille,  und  dabei 
des  Herzogs  (rector,  patrichis)  Ton  Marsdlle  geschieht  in  den 

merovingischcu  Quellen,  und  so  auch  bei  Gregor  von  Tours, 
unendlich  oft  Erwähnung.  Der  Umstand ,  dass  trotzdem 
ein  Graf  von  Marseille  niemals  genannt  wird,  deutet  mit 
Bestimmtheit  darauf  hin,  dass  Marseille  herkömmlich  keinen 
Grafen  hätte,  sondern  die  Grafschaft  hier  allein  durch  den 
Herzog  verwaltet  ward.  IMe  Verfügungen  der  merovingischen 
Könige  über  Königsgut  finden  wir,  wie  schon  hervorgehoben, 
an  den  Herzog  und  an  den  Grafen  der  belegenen  Sache 
adressirt.  ß*)  Der  Graf  ei-scheint  an  dieser  Stelle  in  seiner 
Eigenschaft  als  Domesticus,  dessen  Amt  er  in  der  Regel  mit 
dem  Grafenamt  verhindet  In  anderen  flUlen  richtet  sich 
die  königliche  Urkunde  nicht  an  den  Herzog  und  Grafen, 
sondern  an  den  Herzog  und  Domesticus,  ohne  Zweifel  aus 
keinem  anderen  Grunde,  als  weil  hier  in  dem  Gau  kein  Graf, 
sondern  nur  ein  Krongutsverwalter  unter  dem  Herzog  stand.®®) 
Besonders  belehrend  sind  zwei  an  den  Herzog  Wandalbert 
(von  Paris)  gerichtete  königliche  Urlranden  von  der  Mitte  des 
7.  Jahrhunderts.  Die  eine,  auf  Königsgut  „in  pago  GamUacense" 
bezfiglich,  ist  an  den  Herzog  und  einen  Grafen,  die  andere, 
über  Königsgut  „in  pago  Parisiaco",  an  den  Herzog  und  einen 
Domesticus  adressirt.®^)  Wir  dürfen  schlicssen,  dass  Herzog 
Wandalbert  wohl  in  einer  Ileihc  von  Gauen,  und  so  im 
pagtts  Camiliacensis,  aber  nicht  in  dem  Sitz  seines  Herzog- 
thums,  in  Paris,  einen  Grafen  nehen  sich  hatte.  Wir  wissen 

••)  Vgl.  Note  1. 

•*)  Vgl.  Note  f)7.  58.  60. 

")  Oben  S.  14.  16. 

•>)  Z.  B.  Pardfittos  dipl.  II,  Kr.  350  (a.  667).  ürk.  K.  Chflderichn 
fBr  8tabIo  nad  Halmedy.  Adresse:  Hadericos  rex  Franconun,  E.  et  B. 
gratia.Dei  reginae  viris  Ulnstribns  Qondomo  dnci  et  Odoni  domestico. 

")  Oben  Note  57. 

••)  Tardif  Nr.  7  (a.  631-632)  =  Pardessus  dipl.  II,  Nr.  291:  Da- 
gobercthus  rex  Francorom  viris  inlustribus  Vuandalberto  duci,  Gaganrico 
domestico  et  omnibus  agentibus.  Der  König  schenkt  an  St.  Denis  villas 
cognomenante  Iticinascoam  in  pago  Parisiaco. 

30* 


Digitized  by  Google 


468 


Die  Verfiusiuig  des  frinUsdien  Beiehs. 


ferner,  dasB  wie  königUche  Hofbeamte  zugleich  Grafen,**)  so 
auch  HerziSge  zugleich  Grafen  in  Gralachaften  ausserhalb  ihres 
Herzo^hums  sein  konnten.      Es  wird  danach  keinen  Zweifel 

leiden,  (Loss  wir,  wenn  uns  für  den  Herzog  Bonifacius  im 
Elsass  der  Titel  dux  seu  comes,''^)  für  den  Herzog  Licinius 
in  Angers  der  Titel  comes  atque  dux  Andegaveusium ''^) 

••)  Tardif  Nr.  44  {a.  710)  =  Pardessus,  dipl.  II,  Nr.  477:  ageotes 
ipehis  viro  Qfinoaldo  minorem  domos  nostri  edan  et  eondB  de  ipso 
pago  PariBiaeo.  Grimoald  ward- hier  Ton  St  Denis  veiklagt,  well  er  die 
HiUfte  eines  dem  Kloster  gdiOrigen  Zolls  für  den  König  erhoben  hatte. 

Die  Erhebung  des  Zolls  erfolgte  durch  Grimoald  in  Ausübung  seines 
Grafenamts,  vgl.  oben  S.  17.  161.  Vor  ihm  hatte  nach  der  citirten 
Urkunde  Gairinua  quondam,  locc  ipsius  Parisiace  comes,  den  Zoll  er- 
hoben. Dass  Grimoald,  wie  schon  Roth  B.  W.  S.  310  erwiesen,  zugleich 
Majordomus  und  Grat  von  Paris  ist,  wird,  gegen  Waitz  V.  G.  II  (2.  Aufl.) 
S.422  Note  3,  ausser  Zweifel  gestellt  durch  die  Einlassung  der  agentes 
Qtlnoalds:  Aserebant  eeontra  egentes  ipsius  viro  Giimoaldo  ni^reni 
domns  nostri,  qnase  de  longo  tempore  talis  consuetudo  fhissit,  ut  me- 
dietete  exinde  (de  ipso  teleneu)  casa  S.  Dionisii  aoo^erit,  lila  alia 
medietate  illi  comis  ad  partem  fisci  nostri.  Die  agentes  Orimoalds 
vertheidigen  sich  nicht  durch  eine  dem  Majordomus,  sondern  durch 
eine  dem  Grafen  von  Paris  zuständige  Amtsbefugniss.  —  Sonst  war 
die  Bekleidung  von  Hofämtern  die  Vorstufe  zur  Erlangung  eines 
Rcichsamts.  Licinius  ward  vom  comes  stabuli  zum  Herzog  und  Grafen 
Ton  Angers  befördert  (unten  Kote  72),  Siagrius  erhielt  dasUerzogthnm 
von  MarseUIe  und  die  Oraftchaft  von  Angers  post  diutina  palatü  Fran- 
eorum  ministeria  et  familiaria  Lotharii  regia  contnbemlA  (Note  70). 

'*)  Siagrius,  der  Bruder  des  Desiderius,  war  Herzog  von  Marseille 
und  Graf  von  Albi,  Vita  S.  Desiderii  Cadurc.  c.  1  (Labbe,  bibl.  I,  p.  699): 
comitatus  dignitatem  apud  Albige  gessit  necnon  et  apud  Massiliam  ju- 
diciariam  potcstatcm  diu  exercuit.  c.  2:  Siagrius  autem  Massiiiac  gu- 
hernacula  et  Albiensium  comitatum  annis  plurimis  administravit.  — 
Vielleicht  ist  auch  mit  dem  principatus  über  Yicus  Julii  und  B^arn, 
welcher  dem  Hersog  Ennodius  von  Tours  ausser  seinem  Hersogthum 
abertragen  wird  (oben  Note  51),  die  Grailichaft,  nicht  das  Hersogthum 
aber  diese  Städte  gemeint  Vgl.  oben  8.  156  Note  45. 

")  Pardessus  dipl.  II,  Nr.  342  (a.  661):  ürk.  K.  Childerich  II  fftr 
das  Kloster  S.  Gregorii  (oben  Note  58).  Adresse:  Hildericus  rex  Fran- 
corum  Bonifacio  duci.  Pardessus  II,  Addit.  Nr.  4  (a.  665):  Immunität 
Childerichs  II  für  Speyer:  Kildericus  rexFrancorum  —  ad  sug^estionem 
—  viris  illustribus  Amelrico,  Bonefacio  ducibus  seu  [^couiitibus]. 

«*)  Yito  8.  licinü  (storb  616)  c.  9  (Holland  18.  Februar  p.  678) : 
antea  (bevor  Licinius  in  den  geistlichen  Staad  trat)  comes  atque  dux 
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begegnet,  in  diesen  Zeugnissen  den  posiÜTen  Beleg  fttr  die 

behauptete  Veibiiiduiig  der  herzoglichen  und  der  grütlichen 
Stellung'  zu  sehen  liaben. 

P.s  entspricht  dem  Vorigen,  dass  die  Herzogthüraer  wedei* 
über  alle  Gaue  sidi  erstrecken,  noch  stets  für  alle  Gaue, 
die  in  ein  Hensogthnm  gehören,  besetzt  sind.  Wie  GrafEwhaften, 
welche  nor  nnter  einem  Herzog,  so  giebt  es  Grafschaften, 
yelche  nur  unter  einm  Grafen,  nicht  auch  unter  einem 
Herzog  stehen.''*) 

Hier  ist  hinzuzufügen,  dass  die  Amtsgewalt  des  Herzogs 
über  die  Grafschaften  seines  Herzogthums  eine  unmittelbare 
ist,  ohne  Bücksicht,  ob  die  einzelnen  Grafschaften  mit 
Grafen  besetzt  sind,  oder  nicht  Der  Herzog  ist  berechtigt, 
wie  wir  aus  einer  Reihe  von  Zeugnissen  ersehen,  die  Ein- 
gesessenen seines  ganzes  Herzogthums  unmittelbar  zum  Ileer- 
zug  zu  entbieten,  sei  es  auf  Befelil  des  Königs, ''*)  oder  kraft 
eigner  Amtspflicht  zur  Laudesvertheidigung.  '^^)  £r  ist  be* 


AndegaTensium  erat,  etinter  primotinp»1atloJain  dicti  regia  (Ghlothar  II) 

pollcbat.   Vor  seiner  ErhebuDg  zum  Herzog  war  Lidnios  Gomee  Blabult 

am  königlicheD  Hof  (c.  7,  p.  G78). 

'*)  Vgl.  Guerard,  divisions  p.  51. 

'*)  Nach  der  Entsetzung  des  Ennodius  von  seinem  Ilcrzogthum 
(oben  Note  51)  wird  von  Gregor  von  Tours  die  Einsetzung  eines  neuen 
Herzogs  nicht  gemeldet  Königliche  Urkunden  ttber  Königsgut  finden 
wir  wie  an  den  GraÜBii  und  Herzog,  lo  auch  nnr  an  den  Graf  isn  adreseirt, 
s.  B.  PardeBSua  dipl.  II,  Nr.  340  (a.  661):  Urk.  K.  Childerich  II  Aber 
Gut  in  pago  Lauduncnsi ;  Adresse :  Chihlericus  rex  Francorum  et  Chine- 
cbildis  re;7ina  viro  illustri  Bertuino  comiti  etBertelando  vicario.  —  Frede- 
gar berichtet  von  comites  plttriml,  qni  dacem  super  se  non  habebant 
(in  Burgund),  oben  Note  17. 

Desidürius  und  Bladast  bieten  den  gcsanimten  excrcitus  ihres 
Ucrzogthums  auf,  oben  Note  12;  Herzog  Winthrio  von  der  Champagne 
ebenso  den  gesammten  populns  seines  Hersogthnms  (commoto  Garn- 
paniae  popnlo),  Greg.  Tnr.  X,  3,  oben  Note  16b  Neben  den  Herzogen, 
welche  anf  B^ehl  Dagoberts  das  Heer  Burgunds  aufbieten,  werden  von 
Fredegar  nur  die  Grafen,  qui  dncem  super  se  non  habebant,  genannt, 
oben  Note  17. 

Herzog  Eberulf  bietet  exe  reit  um  (nicht  comites)  auf  zur 
Gr&nz?ertheidigung,  oben  Note  26,  Herzog  LeudegisU  von  Arles  und 
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rechtigt,  die  Maasregeln  für  Wahrung  des  LandMedens  ittr  das 
ganze  Gebiet  seines  Herzogthtnns  unmittelbar  anzuordnen  und 

durchzusetzen.''')  Die  zahlreichen  Verhaftungen ,  welche  der 
Herzog  ohne  Mittel  des  Grafen  in  seinem  Herzogthum  vollstrecken 
lässt,  legen  dafür  das  beste  Zeugniss  ab.  '^^)  Infolge  seiner  di  r  e  c- 
ten  Gewalt  Uber  die  pagenses  erheben  sich  gegen  dm  Herzog  die 
Empörungen  der  Bevölkerung.  Die  aufgestdtten  Thatsachen 
erläutern  das  „Regieren^S  welches  die  Forme!  fUr  Beste!hin§; 
des  Herzogs  demselben  über  omnls  populus  ibidem  commanentes 
zuschreibt.  Der  Herzog  bedarf  des  Mittels  der  gräflichen 
Gewalt  nicht,  um  seine  Amtsbefugnisse  zu  realisiren. 

Andererseits  ist  der  Herzog  aber  auch  nicht  fähig,  den 
Grafen  als  Subaltem  zu  behandeln  und  ihm  als  einem  untergebe- 
nen Beamten  Befehle  zu  ertlieilen.  Die  Quellen  ergeben  keinen 
einzigen  Fall  eines  vom  Herzog  an  den  Grafen  erlassenen 
Aufgebots,  oder  einer  vom  Herzog  über  den  Grafen  geübten 
Disciplin.  £s  erhellt  viehnehr,  dass  die  Controlle  über  den 
Grafen  trotz  des  Herzogs  nicht  herzoglich,  sondern  königlich 
ist,     und  dass  andererseits  der  Graf  neben  dem  Herzog  in 


Herzog  Nicetius  von  Clermont  ordnen  und  commandiren  solbst  die 
GränzhewachuDg,  oben  Note  28.  Von  dem  Patricius  Mutnmolus  heisst 
es  Greg.  Tur.  IV,  42 :  cxercitum  niovet  (zur  Landesvertheidigung),  et 
cum  Burgundionibus  illuc  proficiscitur. 

")  Vgl.  Greg.  Tur.  VIII,  18:  fecit  pacem  (der Herzog  von  Clermont) 
in  regione  Arverna  et  in  reliquis  ordinationis  suae  locis. 

")  Oben  Note  29—37.  Vgl.  Fredeg.  c.43  (oben  Note  40):  malorum 
Dugacitatem  reprimens. 

Oben  Note  40. 
M)  Oben  Note  8. 

*>)  Oreg.  Tur.  Y,  48:  Andiene  aotem  Chilperieus  omnia  ntla,  quaie 
&eiebet  Leadastee  (Qnf  von  Tonrs)  ecclesUs  Turonieit  et  owü  popolo, 
AnBonddum  illuc  dirigit :  qui  veniens  ad  festivitatem  S.  Martini,  data  nobis 
et  popnlo  optione,  Eunomins  in  comitatura  erigitur.  Es  ergiebt  sich, 
dass  es  eines  königlichen  P'ntsclilusses  zur  Herbeiführung,  und  eines 
königlichen  niissus  zur  Vornahme  der  Untersuchung  über  die  Amts- 
führung des  Grafen  bedarf.  Herzog  von  Tours  war  damals  (im  Jahr  580) 
Ebeml^  Greg.  Tor.  V,  60  (p.  263). 
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selbständiger  Ausübung  der  Hechte  steht,  welche  wie  gräfliche, 
so  henogliche  Eechte  sind. 

Mit  dem  Vorigen  in  Einklang  steht  der  Gebrauch  der 
nämlichen  Bestallungsfonnel  für  den  Herzog  und  den  Grafen: 
es  ist  dadurch  einrichtungsmässig  für  den  Herzog  die  Her- 
Torhebung  einer  Ueberordnung  über  den  Grafen,  für  den  Gra- 
fen die  Henrorhehang  einer  Unterordnung  unter  den  Herzog 
ausgeschlossen. 

Vor  Allem  aber  ist  des  notorischen  Satzes  zu  gedenken, 
dass  trotz  des  Herzogs  der  Graf  des  fräokischen  Reichs  un- 
mittelbar vom  König,  nicht  Yom  Herzog  ernannt  wird. 

In  den  zusammengestellten  Thatsachen  spricht  sich  das 

^  Verhaltniss  der  herzoglichen  und  der  gräflichen  Gewalt  un- 
missverständlich  aus.  Die  herzogliche  Gewalt  ist,  gegen 
Waitz,  keine  der  gräflichen  übergeordnete  Gewalt.  Der  Her- 
zog nimmt  nicht  „in  einem  bestimmten  District^^  über  dem 
Grafen  eine  „höliere  Stellung"  ein.  Die  Stdlung  der  Gau- 
regiemng  zum  König  ist  die  nämliche,  mag  sie  von  einem 
Grafen  oder  von  einem  Herzog  verwaltet  werden.  Der  Graf 
kann  für  seinen  Gau  die  Stelle  des  Herzogs,  der  Herzog  für 
seinen  Gau  die  Stelle  des  Grafen  vertreten,  dort  ohne  Er- 
höhung, hier  ohne  Minderung  der  Amtsgewalt.  Der  Graf 
kann  des  Herzogs,  der  Herzog  des  Grafen  entrathen.  Aus 
keinem  anderen  Grunde,  als  weil  die  gräfliche  Gewalt  (amts-) 
herzogliche,  und  umgekehrt  die  herzogliche  Gewalt  griifliche 
Gewalt  ist.  Die  herzogliche  Gewalt  ist  eine  der  gräflichen 
gleiche,  nicht  eine  ihr  übergeordnete  Gewalt.  Die  herzog- 


Herzog  Eberulf  von  Tours  setzt  sich,  um  die  Massregeln  zu  einer 
angeblichen  Gränzvertheidigung  zu  treffen,  mit  dem  Eunomins,  Grafen 
von  Tours,  in  Einverständniss:  Berulfus  dux  cum  Eunomio  comite  fa- 
bulam  fingit,  (laod  Guntchramnus  rcx  capere  vellet  Turoiiicam  civitattnii. 
Die  Ausführung  geschieht  gemeinschaftlich:  pununt  portis  dolose  custo- 
des,  qai  civitatem  tuen  adsimulaatei  — .  Greg.  Tur.  Y,  50  (p.  968.  364). 
—  y^.  Greg.  Tor.  THI,  45:  Hersog  Desiderios  essicttum  commoyet  — 
•dsmntoqot  seoim  AnstroTSldo  comite,  Garcassoaeiii  peftUi 
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liehe  Gewalt  seliliesst  die  gräfliche  nicht  ans,  wie  Eichhorn 
angenommen,  aber  sie  ist  nur  eine*  zweite  gräfliche  Gewalt 

für  das  ganze  Herzogthum  neben  der  giäflichen  Gewalt  des 
Grafen  in  der  einzelnen  Grafschaft.  Deshalb  wird  der  Graf 
vom  König,  nicht  vom  Herzog  ernannt.  Es  ist  damit  unmittel- 
bar ausgesprochen,^^)  dass  der  Graf  nur  Beamter  des  Königs/ 
nicht  Beamter  des  Herzogs  ist.  Nicht  der  Herzog,  nur  der 
König  hat  das  Recht  sich  des  Grafen  als  Mittel  seiner  Regie- 
rung zu  bedienen.  Das  Herrenverhältniss  gegenüber  dem 
Grafen,  dem  öffentlichen  „Diener",^*)  ist  königliche  Präroga- 
tive. Die  Rechte  des  Herzogs  sind  auch  in  dieser  Hinsicht 
nur  gräfliche,  nicht  königliche  Reclitc.  Der  Graf  ist  nicht 
Beamter  der  Herzogthums-,  sondern  lediglich  Beamter  der 
Reichsrerwaltung.  Das  Herzogthum  bildet  keine  die  Graf- 
schaft für  die  Reichsverwaltung  oonsumirende  Einheit,  wie  die 
Hundertschaft  durch  die  Grafschaft  für  die  Reichsverwaltung 
consuiiiiit  wird.  Trotz  des  Herzogthums  ist  die  Grafschaft 
die  politische  Einheit  des  Reichs.  Der  König  bestellt  für 
die  einzelnen  Grafschaften  des  Reichs  einen  Grafen, 
und  als  zweiten  Grafen  den  Herzog.  Die  Reichsunmittel- 
bar k  ei  t  der  Gra&chaft  und  des  Grafen  unter  dem  König, 
die  coordinirte  Stellung  der  herzoglichen  und  der  gräflichen 
Gewalt,  die  fi'ei  concurrirende  Thätigkeit  des  Herzogs 
neben  dem  Giafeu  machen  das  Charakteristische  der  Amts- 
lieizogthumsverfassung  des  fränkischen  Reiches  aus. 

Es  ist  schon  oben  bemerkt,  dass  demgemäss  auch  das 
Verhältniss  des  Herzogs  zum  König  das  nämliche  wie  das  des 
Grafen  zum  König  ist  Auch  die  Ein-  und  Absetzung  des 
Herzogs  ist  ein  Act  der  königlichen  Willkür.^')  Auch  der 

•>}  Vgl.  oben  8.  S47. 

•*)  Vgl.  oben  S.  18-20. 

Vgl.  Greg.  Tur.  IV,  24:  QantchramnaB  rex  —  amoto  A^roecola 
patricio  (in  Burgund)  Colsum  patriciatus  honorc  donavit.  IV,  44:  In 
regno  autcni  Sif!;ibcrti  rc^ns,  rcmoto  ab  honore  Joviuo  rcctorc  Provin- 
ciae,  AlbiuQS  iu  loco  ejus  subrogatur.  Andere  Belege  für  die  willkür- 
liche Absetzung  des  Herzogs  durch  den  König  hat  Waitz  V.  G.  II 
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Herzog  ist  dem  König  gegejiüber  nur  veipriiditet,  nicht  be- 
rechtigt. Auch  der  Herzog  ist  nur  Diener  und  Mittel  der 
königlichen  Regierung. 

Die  SteUung  des  Herzogs  zur  Gerichtsverfassung  ist  durch 
das  Vorige  von  selbst  gegeben. 

Aus  der  Thatsacho,  dass  der  Herzog  lediglich  ein  Beamter 
des  Königs  gleich  dem  (Irafen  ist,  folgt,  dass  ein  herzogliches 
Gericht  im  Gegensatz  zu  dem  gräflichen  (dem  Volksgericht) 
nicht  existirt  Die  deutsche  Gehcbtsverfossung  hat  den  Satz, 
dass  das  gerichttiche  Verfahren  ausser  dem  Gericht  auch  die 
Person  des  Gerichtsherm  in  Anspruch  nehmen  kann.  In 
Folge  dessen  steht  neben  dem  gerichtsvei-fassungsmässigen 
Gericht  das  gerichtsherrliche  Gericht,  dessen  Träger,  der  Ge- 
richtsherr, als  Inhaber  der  Regierungsgewalt ,  nicht  als  der 
Richter  der  Gerichtsverfassung  zu  Gericht  sitzt.»®)  In  Folge 
dessen  steht  im  Gebiet  des  fränkischen  Reichs  neben  dem 
Volksgericht,  dem  gerichtsverfossungsmässigen  Gericht,  das 
Königsgericht,  welches  die  vor  den  König  in  Person,  d.  h. 
die  vor  den  Konig  als  Souverän  gebrachten  liechtssachen  ent- 


(2.  Aufl.),  S.  385  Note  2.  —  Die  Controlle  des  Königs  über  sciiio 
Herzöge  wird  durch  Greg.  Tur.  VIII,  30  veranschaulicht:  Die  Herzoge 
des  geschlagen  und  zügellos  aus  Septiinanien  zurückkehrenden  Heeres 
flüchten  sich  vor  dem  Zorn  K.  Guntrams  in  eine  Kirche,  und  werden 
mir  nater  Yorbehalt  künftiger  gerichtlicher  Untersuchung  vor  das  Ange- 
siebt des  Königs  gelassen  (magna  Gantchramnam  regem  amaritado  cor- 
dis  obsedit  Dnces  vero  snpradicti  ezerdtns  ad  basilicam  8.Sympho- 
riani  martyris  expetierunt.  Veniente  itaque  regs  ad  ejus  soUeroDitatem, 
rcpraescntati  sunt  sub  conditione  audientiae  in  postmodum  futurae).  Die 
gerichtliche  Untersuchung  (andicntia)  sollte  nicht  etwa  die  Absetzung 
(am  Schluss  des  Capitels  wird  die  Absetzung  des  Herzogs  Aegila  ge- 
meldet), Bondorn  die  Bestrafung  der  Herzoge  vorbereiten.  Die  Flucht 
der  Herzoge  iu  die  Kirche  zeigt,  dass  dem  Herzog  im  Fall  einer  Pflicht- 
TersAnmniss  ebenso  wie  dem  Grafen  Todesstrafe  mit  Vermögens- 
Gonflseation  droht,  vgl.  oben  Note  43.  Die  gerichtliche  Untersacfaung 
vard  TOB  Guntram  bald  darauf  eingeleitet,  mit  Tollstftndig  besetxtem 
Königsgericht  (convocatis  cpiscopis  necnon  et  miy'oribQS  natu  laicornm), 
ond  nur  durch  einen  Zwischenfall  imterbrQchen« 
»•)  Unten  Bajkd  H 
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schadet.  Der  Stamniflsherzog  steht  dem  Kdmg  darin  glaeli, 

dass  er  für  sein  Gebiet  als  Inhaber  der  Regierungsrechte, 
nicht  als  blosser  Beamter  des  Königs  gilt.  Der  Stammesher- 
zog kann  gleich  dem  König  ein  Gericht  halten,  kraft  seiner 
herzoglichen  Gewalt,  nicht  kraft  eines  Satzes  der  Gerichta- 
verfaBBung.  In  Alamannien  nndBaiem  kann  die  BechtsBache, 
wie  an  das  Geridit  oder  an  den  König,  so  auch  an  den  Her- 
zog persönlich  gebracht  werden.*')  Das  Gericht  des  Stammes- 
herzogs steht  als  herzogliches  Gericht  zu  dem  gericlitsver- 
fassimgsmässigen  Volksgericht  (dem  Gericht  des  Grafen)  in 
Gegensatz.  Der  Amtsherzog  unterscheidet  sich  von  dem 
Stammesherzog  dadurch,  dass  er  keine  eignen,  sondm  fremde 
Begieningsrechte  verwaltet  Der  Amtsherzog  ontersclMädet 
sich  von  dem  Stammesherzog  dadurch,  dass  er  nicht  derTrär. 
ger  eines  eigenen  Gerichts,  sondern  nur  der  Vorsitzende  des 
gerichtsverfassungsmässigen  Gerichts  zu  sein  vermag.  Es  giebt 
keine  gerichtliche  Klage  vor  dem  Amtsherzog  persönlich,  son- 
dern nur  eine  Klage  vor  ihm  im  Volksgericht.  Es  giebt  fihr 
den  Amtsherzog  kein  Gericht,  welches  er  kraft  eigener  Gewalt 
zu  bilden,  sondern  nur  das  gericfatsver&ssungsmassige  Volks- 
gericht, welches  er  kraft  Amtsgewalt  zu  verwalten  im  Stande 
ist.  Das  Herzogsgericht,  welches  Analogon  des  Königsgerichts 
ist,  entspricht  nur  dem  Stammes-,  nicht  dem  Amtsherzog- 
thum. 

Andererseits  ist  aber  der  Herzog,  weil  er  mit  der  gzSflichen 
Gewalt  concurrirende  Grafenrechte  ittr  die  sämmtlichen  Graf- 
schaften seines  Ilerzogthums  übt,  zum  Vorsitz  in  jedem  Volks- 
gericht seines  Herzogthums  gleich  dem  Grafen  berechtigt. 
Allerdings  vermag  die  Anwesenheit  des  Herzogs  im  Grafen- 
gericht  die  Gerichtsgewalt  des  Grafen  nicht  „niederzulegen'', 
denn  der  Herzog  ist  nicht  der  höhere  Richter  über  dem  Grar 
fen.  Aber  der  Herz(^  ist  neben  dem  Grafen  des  richterlichen 


•»)  Vgl.  z.  B.  Alam.  nioth.  18,  4  (oben  S.  59).  Baj.  1,  10:  nudlet 
eom  (epiBcopom)  ante  legem  vel  ducem  aat  ante  plebem  siuini. 
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Mitvorsitses,  und  an  Stelle  des  Grafen  des  alleinigen  richter- 
lichen Vorsitzes  fähig.  Die  herrschende  Ansicht  spricht  dem 
Herzog  als  solchem  jegliche  Gerichtsgewalt  ab.^^)  Waitz®*) 
räumt  nur  ein,  dass  „dem  Herzog  eine  gerichtliche  Gewalt 
nieht  TöUig  geWt  bat**  £8  erhellt  viehnehr,  daas  die  Ge- 
walt des  Bßmgß  eine  richterliche  Gewalt  gleich  der  des 
Grafen  ist 

Die  Lex  Ribuaria  giebt  der  behaupteten  Thatsache  un- 
mittelbar Ausdruck,  tit.  50: 

Si  quiä  testes  ad  mall  um  ante  centenarium  vel  co- 
ndtem,  seu  ante  ducem,  patricium  vel  regem  ne- 
oesse  habuerit  — , 
Es  ist  sowohl  za  hetonen,  dass  der  Hersog  als  Richter,'  wie 
auch,  dass  er  augenscheinlich,  gleich  dem  Grafen  und  Cente- 
uar,  als  Eichter  im  malluä,  d.  h.  im  Volksgcricht  gedacht 
wird.»*') 

Die  Beweiskraft  dieser  Stelle  hat  durch  Bezugnahme  auf 
den  Fall,  wo  der  Herzog  ohne  Grafen 'eine  Grafiwhaft  ver- 
waltet, beseitigt  werden  sollen.*^)  In  dieser  Hinsieht  ySHig 
nnzweideati^  Beleg  ergeben  die  oben  ztisammengestelltea 

Zeugnisse  über  das  zur  Haft  Bringen  des  Verbrechers  durch 
den  Herzog.  Das  zur  Haft  Bringen  des  Verbrechers  ist 
die  Einleitung  des  gerichtlichen  Verfahrens,  und  steht  in 
Folge  dessen  nach  deutscher  Verfassung  ausschliesslich  dem 
richterlichen  Beamten  zu.  Die  oben  zusammengestellten  Fälle 
erläutern  sämmtUch'^  die  Befiigniss  des  Herzogs,  den  Hoch- 
Yerräther  zum  gerichtlichen  Verfahren  vor  den  König  zu 
bringen.   Die  rege  Th&tigkeit,  welche  der  Herzog  in  Uebung 

•*)  Vgl.  V.  Savigny  I,  S.  190.   Pernice  S.  137.  138. 
M)  Ä.  a.  0.  S.  886. 

Nor  der  KOnig,  der  zuletzt  gennnt  wird,  richtet  nicht  im  mal- 
los,  sondern  im  Ktaigsgericht.  Vgl.  oben  8.  68. 

•*)  So  Pernice  a.  a.  0. 

Mit  alleiniger  Ausnahme  des  auf  Leadast  bezüglichen  Falls. 
Hier  loU  die  Gcftmgennabme  Yoilitreckonip  dar  Aechtatt|{  des  Leads^^ 
sein, 
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dieser  Amtsbefdgniss  m  entwickeln  vermag,  belegen  die  Worte, 
welche  Herzog  Dmcolen  „der  Eitrige"  (Iiidustrius)  drohend 
gegen  Guntram  Boso  richtet:  „siehe  hier  den  Strick,  in  wel- 
cliem  schon  andere  Hochverräther  von  mir  gebunden  zum 
König  gebracht  8ind!''^')  Allerdings  wird  das  peinliche  Ur- 
theil  über  den  Hochverrilther  vom  Herzog  nicht  gesprochen. 
In  Hochverrathsfallen  wie  in  anderen  ihn  persönlich  berüh- 
renden Sachen  pflegt  der  König  selber  zu  erkennen.  Aber 
dem  Herzog  steht  mit  dem  Recht  der  Haftnahme  das  Recht 
der  Voruntersuchung  auch  in  Hochverrathssachen  zu.^*)  Dem  • 
Ußtzog  steht  gegen  andere  Verbrecher  wie  die  Haftnahme  so 
das  peinliche  Erkenntniss  zu.  Das:  malonim  nugacitatem 
reprimere,  welches  Fredegar  Ton  Herzog  Erpo  rOhmt,  legt 
dafttr  Zeugnifls  ab.**)  Einen  unzweidentigen  Fall  ergiebt 
Gregor  von  Tours.  Albinus,  rector  (Herzog)  der  Provence 
von  Marseille  unter  König  Sigibert,  Hess  den  Archidiakonen 
Vigilius  von  Marseille  als  des  Diebstahls  schuldig  zur  Haft 
bringen,  und  vemrtlieilte  ihn  zu  einer  Strafe  von  4000  so- 
lidL**)  Es  erläutert  sich  hier,  wie  mit  dem  Recht  der  Haft- 
bringung  sich  das  Recht  des  peinlichen  Erkenntnisses  verbin- 
det**) Die  sämmtlichen  aufgeführten  Fälle  der  Gefangen- 
nahme durch  den  Herzog  sind  Belege  der  Gerichtsgewalt, 
welche  dem  Herzog  im  Sprengel  seines  Herzogthums  in  Gon- 
currenz  mit  dem  Grafen  zuständig  ist 


**)  Ong,  Tor.  Y,  26:  ecce  nmicalam,  in  qno  ftlii  ctUpabiles  ligati 
ad  regem,  me  doeente,  diieefci  aont 

Greg.  Tnr.  Till,  29:  Henog  Baachiog  lisat  die  beiden  MArder, 
welche  Fredegunde  gegen  Ghildebcrt  II  ausgeundt  hat,  gefangen  neh- 
men: a  Rauchinco  duce  capti  discuBsique  omnia  rcserant,  et  sie  in 

carcerem  reli^ati  sunt.  Es  erfolgte  darauf  die  Uebersendung  an  den 
König:  ad  Cliildebertum  regem  directi  sunt,  discussiqiie  veritatem  ape- 
riunt  —  divcrsis  suppliciis  adfecti  —  variis  sunt  mortibus  intcremli. 

»»)  üben  Note  40. 

••)  Greg.  Tur.  IV,  44. 

Diu  Goldstrafe,  welche  die  Höhe  des  Wergeids  übersteigt,  steht 
der  peinlichen  ötraie  gleich. 
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Auch  die  von  Waitz*^)  aufgestellte  Behauptung,  dass 
„keine  Urkunde  oder  Formel  bekannt  ist,  in  der  ein  Herzog 
als  der  Vorsitzer  eines  Geiidi^  genannt  würde",  lässt  sich 
widerlegen.  In  dem  Testament  des  Abbo  wird  eines  Unfreien 

in  pago  Viennense  gedacht,  den  Abbo  im  Gericht  des  Patri- 
cius  Agnaricus  erstritten  hatte.  Dieser  Fall  ist  deslialb 
von  noch  weiterem  Interesse,  weil  er  neben  den  Zeugnissen 
peinlicher  Gerichtsbarkeit,  die  im  Vorige  gesammelt  sind, 
einen  Beleg  auch  fUr  die  bürgerliche  Gerichtsbarkdt  des  Her- 
zogs liefert. 

Es  ist  endlich  schon  oben  betont  worden,  dass  die  Formel 
für  Bestallung  des  Grafen  und  des  Herzogs  neben  der  „Re- 
giemng**  ausdrücklich  der  Gerichtsverwaitung  ged^ikt^*'®)  So 
gewiss  die  Hinweisung  auf  den  ^Schutz  der  Wittwen  und 
Wusen'S  und  auf  die  „Unterdrückung  der  R&uber  und  Uebel- 
thäter-'  für  den  Grafen,  so  gewiss  sind  dieselben  Worte  auch 
für  den  Herzog  auf  Verwaltung  der  bürgerlichen  wie  der 
peinlichen  Gerichtsbarkeit  zu  beziehen. 

Nach  dem  Vorigen  wüd  das  Lob  der  Gerechtigkeit  im 
Gericht,  welches  Fortunat  mehreren  Herzögen  ertheilt,  ^^') 

nicht  als  blosse  dichterische  Phrase  gelten.  Fs  versteht  sich 
von  selber,  dass  von  den  Fällen  abzusehen  ist,  in  denen  ein 
Herzog  als  königücher  missus  mit  Gerichtsverhandlungen  be- 
traut ist  ^^^)  Aus  dem  Vorigen  ergiebt  sich,  dass  der  Herzog 

•«)  A.  a.  0.  S.  38().  387. 

••)  Pardessus  dipl.  II,  Nr.  559  (a.  739),  p.  372;  colonica  in  ipso 
pago  yitniieiiie  I^MSCoriaeo  super  inviiuB  Oarasimn,  ubi  fiiber  noster 
Mi^orianiis  mansit,  et  filim  csjm  Bannolios  de  Blaciaco,  quem  incontr» 
Ärdulfo  per  jadieio  Agaarieo  patrieio  evindjcaviimis.  —  Dass 
kehie  Gericblsnrknndo  über  Gerichtsverhandlung  vor  einem  Herzog 
aaf  uns  gekommen  ist,  wird  dadurch  erläutert,  dass  aus  merovingischer 
Zeit  überhaupt  keine  Geiichtsorkunde  aber  GerichtSTerhandlung  im 
Volksgericht  erhalten  ist 
Oben  Note  4. 

Vgl.  Waitz  V.  G.  II  (2.  Aufl.),  S.  38G  Note  3. 
So  wird  ad  discatieodaa  cansas,  n&ndicb  noi  Ober  die  gegen 
Bisebof  Tbeodor  Ton  ManeiUe  erhobene  Anklage  dee  HbchTerratbB  die 


Digitized  by  Google 


478  IHe  Yerftuaiig  än  frtekiseheii  Beidii. 

soldier  die  GerScbtsbarkeH;»  und  zwar,  gleich  dem  Grafen, 
die  volle  Gerichtsbarkeit,  die  bttrgorliche  wie  die  peinliche 

Gerichtsbarkeit  verwaltet. 

Allerdings  liegt  in  der  Sache,  dass  die  praktische  Be- 
deutung des  herzoglichen  Amts,  wie  schon  bemerkt,  nicht  in 
den  gerichtliehen,  sondern  in  den  militärischen  Befugnissen 
des  Herzogs  liegt.  IMe  Gerichtsverwaltung,  welche  sät  Grün- 
dung des  ftftnldschen  Beichs  bereits  (ftr  die  Grafschaft  dne 
einheitliche  ist,  bedarf  nicht  der  weiteren  Concentrirung  für 
(las  ganze  Herzogthum,  und  hat  das  Herzogthum  eine  solche 
Concentrirung  nicht  bewirkt.  Die  früher  entwickelten  Bechts- 
säize  über  den  Gerichtsspfengel  wie  Über  die  Gerichtsverwal'- 
tung  ergeben,  dass  das  Herzogthum  als  solches  fttr  die  Ent- 
wickelung  der  gerichtlichen  Etnriditungen  (toe  Einfluss  ge- 
wesen ist  Die  Bedeutung  des  Herzogthums  liegt  darin,  dass 
es  die  militärischen  Kräfte  einer  Reihe  von  Grafschaften 
zum  Zweck  des  Heeraufgebots,  der  Landesvertheidigung,  der 
Erhaltung  des  Landfriedens  zu  einer  Einheit  zusammenfasst 
In  dieser  Machtäusserung  des  Heraogthums  war  die  Gefahr, 
welche  auch  das  Amtsherzogthum  für  die  Bdchseinheit  mit 
sich  führte,  und  damit  der  Grund  für  die  Beseitigung  wie  des 
Stammes-,  so  des  Amtsherzogthums  durch  die  karolingische 
Verfassung  gegeben. 

Es  ergiebt  sich  aus  dem  Vorigen,  dass  der  Herzog,  falls 
er  zu  Gericht  sitzt,  gräfliche,  nicht  königliche  Rechte  Übt, 
dass  der  Herzog  gleich  dem  Grafen  nicht  mit  Eönigsbann, 
sondern  mit  Grafenbann  zu  Gericht  sitzt.  Auch  die  Gerichts- 
gewalt des  Herzogs  ist  nicht  volle,  sondern  beschränkte  Amts- 


ÜBtomidMing  sn  fthren,  Bathar  fjbBt  teiiMr  l^iemehaft  ali  Heriog" 
(quasi  doz)  Ton  Childebert  II  nach  Marseille  geschickt,  Greg.  Tor.  Vm, 

12.  Es  war  eiue  besondere  Rücksicht  seitens  des  Königs,  dass  er 
einen  Herzog,  der  an  Rang  über  dem  Grafen  stand,  als  seinen  missus 
schickte.  —  Herzog  Antestius  ward  von  K.  Guntram  nach  Angers  und 
Nantes  entsandt,  um  dort  fiber  die  Ermordung  der  Domnola  zu  Gericht 
icu  sitzen,  Greg.  Tor.  YIU,  43. 
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gewalt  Bas  Wesen  des  AmtsherzogUmms  im  Gegaisatz  zum 

Stammesherzogthum  ist  durch  den  Säte  gegeben,  dass  die 
von  ihm  gewährten  Befugnisse  nicht  herzogliche  (vicekonig- 
liche),  sondern  gräfliche  Befugnisse  sind. 

§.  19. 

Missl  demiBld. 

Die  karolingische  Verfassung  hebt  das  Herzogthum  als  orga- 
nisches Glied  der  Reichsverfassung  auf.  ^)  Nor  in  den  Markgraf- 
Bchaften  erhält  sich  eine  dem  Amtsherzogthum  parallel  gehende 
Einrichtung.^)  An  der  Mark  des  Reichs  vemothwendigt  sich,  me 
früher  in  der  Hand  des  Herzogs,  so  jetzt  in  der  Hand  des  Mark- 
grafen die  Conccntrirung  der  militärischen  Kräfte  mehrerer 
Grafschaften.  Der  Markgraf  vereinigt  regelmässig  mit  der  Mark 
mehrere  Gaugrafschaften  des  Grenzgebiets.  Wie  das  Herzogthum, 
so  schliesst  die  Markgrafschaft  die  Besetzung  der  Gaugrafschaf- 
ten (Grenzgrafschaften)  ihres  Sprengeis  mit  besonderen  Grafen 
nicht  aus.  *)  Der  Markgraf  hat  neben  den  Grafen  der  Grenz- 
•  grafschatten  für  sein  ganzes  Gebiet  die  gräflichen  Rechte  aus- 
zuüben. Seine  Rechte  sind  nur  gräfliche  Rechte.  Ihm  steht 
das  Heeraufgebot  zur  Landesvertheidigung  und  zur  Erhaltung 
des  Landfriedens,  nicht  etwa  die  Vertretung  des  Königs 
für  die  Murkgrafischaft  zu.  Auch  dem  Markgrafen  gegenüber 
ist  sowohl  das  Recht  des  Angrififetoi^es  wie  das  Becht  des 
Friedensschlusses  königliche  Prärogative.*)  Die  Stellung  des 
Markgrafen  zur  Gerichtsverwaltung  fällt  unter  den  nämlichen 
Gesichtspunkt.  Der  Markgraf  ist  auch  für  die  Gerichtsver- 
waltung nur  Graf  gleich  den  übrigen  Grafen.  Lediglich  die 


^  Yi^.  Walti  y.  G.  DI,  S.  809  ft  Veber  den  Gebrtneh  von  dia 
als  Titulatur  in  karoIingiBelieii  ofSdeHen  Schriftstacken  rgL  Sickel, 
Beitr.  V,  S.  380  ff. 

»)  Waitz  V.  G.  III,  S.  313  ff. 

^)  Vgl.  Ann.  Laur.  maj.  a.  799  (Pertz,  Script.  I,  p.  186):  Wido  comes, 
qui  in  marca  Britannica  praesidebat  uua  cum  sociia  comitibus. 
*)  Vgl.  Pernice,  Graf  S.  144. 
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Grosse  seines  Sprengels  zeichiiet  Um  vor  den  anderen  Grafen 
aus.  Die  Gerichtsbarkeit  des  Markgrafen gräfliche,  nicht 

königliche  Gerichtsbarkeit.  ^) 

Einen  neuen  positiv  organisatorischen  Gedanken  hat  die 
karolingische  Verfassung  in  der  Fortbildung  des  Instituts  der 
missi  dominici  durchgeführt. 

Missi  dominici  sind,  im  Sinn  der  altdeutschen  Bechts- 
Sprache  wortlich  übersetzt,  die  „Gewaltboten^  des  Königs.*) 
Die  Aufgabe  des  'missus  dommieus  ist,  den  König  bei  Hand- 
lungen zu  vertreten,  deren  Vollziehung  einrichtungsmässig 
persönliche  Sorge  des  Königs  ist.  Das  Amt  der  missi 
dominici  steht  danach  ergänzend  neben  den  ordentlichen 
Aemtem  der  ßeichsYedassung  und  der  königlichen  Hof-  und 
Gutsverfiissuiig.  Der  missus  dominicos  ist  der  kraft  beson- 
deren Auftrags  vom  König  bestellte  Stellvertreter  des 
Königs.  ')  / 

Es  ergiebt  sich  daraus,  dass  der  missus  dominicus  als 
solcher  keine  Beziehung  zur  Beichsr^erung  hat  Der  Inhalt 

•)  Noch  im  späteren  Mittelalter  zeichnet  der  sächsische  Markgraf  * 
sich  dadurch  aus,  dass  er  nicht  bei  Königsbanii  diugt,  Ssp.  III,  G4 
§.  7.  65  §.  1.  Ueber  die  Abweichung  der  süddeutschen  Marken  vgl. 
Branner,  Exemtioiiflrecht  8.  8.  9.  Die  Markgraftchaft  hat  sich  danach 
dem  Entwiekelungagang  enteogen,  welcher  in  den  flbrigen  Grafischaften 
den  Grafenbann  in  Eönigsbann  umgesetzt  hat,  vgl.  oben  8.  178.  170. 

•)  Der  missus  comitis  heisst  in  Deutschland  technisch  „Gewaltbote", 
oder  regelmässig  „Waltbote"  des  Grafen  (unten  §.  20),  d.  h.  nicht 
„Gewaltliabor",  wie  v.  Maurer  Markverf.  S.  393  versteht,  sondern  ein 
mit  Gewalt  ausgerüsteter  Bote,  d.  h.  Vertreter  des  Gewalthabers. 
Gerade  dies  spricht  die  Identiiicirung  von  Waltbote  und  procurator  bei 
Gr  äff  SpraohächatB  III,  8.  82  ans,  und  kann  deshalb  daraus  nicht  mit 
Watts  Y.  6.  m,  8.  878  Note  8  dn  Gegenargument  gegen  den  Aus- 
druck „königlicher  Gewaltbote**,  den  bereits  Httllmann  und  Unger 
gebraucht  haben,  abgeleitet  werden.  Brunner  gebraucht  jdie  ent- 
sprechende Bezeichnung  „königliche  Machtboten."  —  Der  technische 
deutsche  Ausdruck  lässt  sich  durch  die  Hülle  des  lateinischen  Textes  deut- 
lich erkennen  in  Murat.  Ant.  V,  p.  275  (a.  865):  Dura  ad  potestatem  d. 
Ludovici  imperatoris  missis  (für :  missi)  directi  fuisscmus,  nos  quidem  — . 

')  Ueber  diese  Begriflfsbestiramung  vgl.  Waitz  V.  G.  II  (2.  Aufl.) 
S.  411  ff.  in,  8.  871  ff.  Ficker  II,  8.  3. 
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des  königlichea  Auftrags,  welcher  aUein  fUr  seine  SteUnng 
massgebend  ist,  kann  ihm  Anfgaben  der  verschiedensten  Art 

überweisen.  Der  Abfresandte  des  Königs,  welcher  mit  der 
Vollziehung  einer  ktinigliclien  Tradition  durch  Einweisung  in 
den  Besitz,^)  oder  mit  der  Aufnahme  eines  Güterverzeichnisses,  ^) 
oder  mit  der  Erhebung  einer  Privatklage  des  Königs  be- 
traut ist,  hat  genau  ebenso  den  Charakter  des  missus  domi- 
nicus  ivie  der  Gesandte,  dem  die  Verhandlung  mit  emer  aus- 
wärtigen Macht,  oder  die  AnfOhrung  des  Heers,  oder  die 
Pacification  einer  Provinz,  oder  die  P'ntgegennahme  des  Treu- 
eides, oder  die  Controlle  der  Keichsbeaniten,  oder  die  Verwal- 
tung der  Gerichtsbarkeit  überwiesen  ist.  Der  missus  domi- 
nicus  hat  als  solcher  lediglich  den  König  in  irgend  einer 
Handlung  seiner  persönlichen Thätigkeitssphäre  zu  vertreten. 

Der  merovingischen  Verfassung  ist  das  Amt  der  missi 
dominici  nur  in  dieser  allgemeinen,  in  jedem  Verwaltungs- 
organismus sich  von  selbst  ergebenden  I'orm  bekannt.  Karl 
d.  Gr.  hat  der  Reichsregieruug  durch  die  Missalgewalt 
neue  Gestalt,  gegeben. 


»}  Vgl.  üric.  Ladw.  a.  Fr.  t.  J.  822  (Sickel  L.  177):  Der  Kaiser 
schenkt  an  das  Kloster  Aniane  salhias  —  qaantascQmqne  eis  noster 
missus  Leibalfas  comes  designavit  -~  Polypt.  S.  Renigii  Hr.  15  (Qnörard, 

Polypt.  II,  p.  291) :  Anno  Inc.  dorn.  8G1  —  Teniens  missos  domni  regis 
Earoli,  nomine  6.,  clericus,  in  villam  G.  -~  ex  praecepto  praefati  glo- 
riosi  rcgis  coram  testibus  multis,  francis  videlicet  atqne  COlonis,  et 
consignans  tradidit  ipsam  villam  missis  d.  liincniari. 

•)  Das  Polyptychon  des  Klosters  S.  Wandrille  ward  i.  J.  788  durch 
missi  Karls  d.  Gr.  aufgenommen,  Gesta  abb.  Fontanell.  c.  16  (Portz 
Script.  II,  p.  290).  Vgl.  Ga^rard  Polypt.  I,  p.  30  ff.,  wo  indessen 
ohne  Beleg  fttr  sftmmtliche  Polyptycha  die  Ai^ahme  darch  IcdnigHche 
missi  behauptet  wird.  In  der  Bogel  erfolgte  die  Bedigimng  der  Polyp- 
tycha, wie  für  die  Klöster  Sithiu  und  Maurmünster  unmittelbar  bezeugt 
ist,  durch  die  Grundhorrschaft  im  Wege  hofgerichtlichen  Verfahrens. 
Die  besondere  Fürsorge  Karls  d.  Gr.  für  S.  Wandrille  ist  durch  die 
nahe  liezichung  der  karolingischen  Familie  zu  dem  Kloster  niotivirt. 

»•)  Vgl.  Meichelbeck  bist.  Fris.  I,  Nr.  434  (a.  822):  Nidhart  et 
Frehholf  missi  dominici  Tindiciren  im  Gericht  die  Kirche  so  Fering  als 
dem  Fiscos  gehörig  von  Hitto  Bisehof  von  Freising. 

flolUD,  AltdtnUehe  Baiehs»  und  OeriohtiTerlkMaiig.  I*  31 
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Karl  d.  Gr.  bat  das  Amt  der  ordentlichen  missi  do- 
mhdci  geschaffen. 

Das  Amt  der  ordentHcben  missi  dominici  ist,  in  den  ein- 
zelnen riovinzeii  für  die  Reichsverwaltung  die  Person 
des  Königs  zu  vertreten. 

Die  ordentlichen  missi  dominici/^)  welche  seit  Karl  d. 
Gr.  alljährlich  auf  ein  Jahr  ernannt  werden,  zeichnen  sich 
vor  den  Übrigen  königlichen  Gewaltboten  dadurch  aus,  dass 
sie  für  ihren  Sprengel  den  allgemeinen  Auftrag,  „das 
Recht  zu  wahren"  (ad  justitias  faciendas,  wie  es  technisch 
heisst),  erhalten.       In  demselben  ist,  wie  die  eiuzehieu  Ge- 


Vgl.  Wftits  V.  a  m,  S.  m  ff.  Fieker  H,  S.  U8  ff. 

1*)  Gap.  AqulBgrUL  a.  803  c.  1  (Perte  I,  p.  91):  Karoliu  elegit  ex 
optimalilnu  suis  —  BapientiBaiinofl  viroB  —  ut  ipü  misai  —  omnino 
in  Omnibus  ubicunque,  sive  in  sanctis  ecclesüs  Dei,  Tel  etiam  paupc- 
ribus,  pupillis  et  viduis  adquc  cnncto  populo  legem  pleniter  ad- 

quc  jtistitia  exhiberent.  Vgl.  Ann.  Laiireshara.  a.  802  (Pertz 
Script.  I,  p.  38):  Eo  anno  —  Carolus  —  recordatus  niiscricordiae  de 
pauperibus,  qui  in  regno  suo  erant  et  justitias  suas  pleniter  aberc  non 
poterant,  noluit  de  infra  palatio  pauperiores  vassos  suos  transmittcre 
ad  juBticias  faciendam  propter  monera,  aed  elegit  in  regno  sno 
archiepiBCOpoB  et  reliqnoB  eplBcopOB  et  abbatea  com  ducibus  et  eomi- 
tiboB,  qui  jam  opus  non  abebant  Buper  innocenteB  monera  acdpere,  et 
ipsoB  misit  per  nniTerenm  regnum  snum ,  ut  eccle^B  vidais  et  orfanis 
et  pauperibus  et  cuneto  populo  justitiam  facerent.  —  Cap.  in 
lege  Rib.  mitt.  a.  803  c.  9  (Portz  I,  p.  118;:  Qui  fiJios  non  habucrit 
et  alium  quenilibet  baeredem  sibi  facere  voluerit,  coram  rege  vel  coram 
comite  et  scabiuos  Yel miäsus  domiaicus,  qui  tum  ad  justitias  facien- 
das in  proTinda  fherint  ordinati  (d.  h.  vor  ordentlichen  missi),  tra- 
ditionem  ftdai  —  Cap.  Aquisgran.  a.  817  cap.  mlBS.  c  2i  (Pertz  I, 
p.  218):  üt  in  illins  comitis  mintBterio,  qni  bene  juBtitias  fiBictas  habet, 
idem  missi  dintins  non  morentur  — ;  sed  ibi  moras  faciant,  ubi 
jastitia  vel  minus  vel  neglegenter  facta  est.  —  Furaagalli 
Nr.  120  (a.  880),  unten  Note  14.  —  Ratpcrti  Casus  S.  Galli  c.  5  (Pertz 
Script.  II,  p.  G4):  der  Erzbischof  Wolfhur  von  Reims  wird  nacb  Rbätien 
gescbickt,  legatione  a  domno  Carolo  sibi  injuncta,  justitias  in  Rbetia 
Curiensi  faciendas. —  Einhardi  Aon.  a.  798  (Pertz  I,  p.  185):  Saxones 
tranBalbiani  —  legatos  regis,  qui  ad  eoB  ad  juBtitias  faciendas 
nuBBi  erant  ~  interficinnt»  ~  Die  Nacbriebt  ESnbardB  ergiebt  gegen 
Waitz  Y.  a  m,  8.  880,  wie  schon  Pernice  S.  148  Note  74  bemerlct 
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sandteiiiiistractionen  zeigen,  im  Wesentlichen  der  Auftrag 
enthalten,  die  Regierungsrechte  des  Königs  in  jeglicher  Hin- 
sicht wahrzunclimen.^*)  Durch  seine  ordentlichen  Gcwaltbotcn 
übt  der  König  seine  ihm  vorbehaitenen  Kegierungsreclite  aus, 
coütrollirt  er  die  Grafen,  überwacht  er  das  Kirchen reginient, 
sorgt  er  für  die  Rechtspflege,  verkündigt  er  seine  Capitularien, 
regulirt  er  das  Heerwesen,  lässt  er  sich  den  Treueid  leisten. 
Durch  seine  ordentlichen  Gewaltboten  übt  der  König  ebenso 
in  Ooncurrenz  mit  dem  Grafen  gräfliche  Regieningsrecfate 
aus,  setzt  er  Centenaie,  bcabineii  und  Notare  ein  und  ab. 
Durch  seine  ordentlichen  Gewaltboten  coütrollirt  der  König 
endlich  auch  die  Verwaltung  seiner  Güter,  insoferne  die 
königlichen  Benefiden  wie  die  unmittelbaren  Domänen  des 


hat,  dass  Karl  d.  Gr.  das  Institut  der  ordentlichen  missi  schon  vor  dem 
Jahr  802  ausgebildet  hat.  Auf  dasselbe  Resultat  führt  noch  bestimmter 
die  citirte  Stelle  der  Ann.  Laureshamenscs.  Die  Reform  Karls  d.  Gr. 
im  Jahr  802  bestand  nach  diesem  Zeugoiss  nnr  darin,  dass  er  nieht 
mehr  panperiores  vassos  suos,  sondern  die  Ersten  seines  Reichs  als 
ordentliche  missi  ausschickte.  Vgl.  auch  das  von  Pernice  bereits  an- 
gesogene Cap.  Harist  a.  779  c.  21  (Ports  I,  p.  38). 

*•)  Vgl.  Waitz  a.  a.  0. 

Es  heisst  Ton  den  missi  ganz  allgemein:  qnodenmqae  ad  emen- 
dandtun  invenerint,  emendare  studeant  in  qnantam  melins  potnerint, 
Cap.  miss.  a.  802  c  21  (Pertz  T,  p.  98,  vgl.  H,  p.  16),  oder: .  Dom  d. 
Karolus  res       in  regnnm  Italicum  suos  constituisset  missos,  —  nt 

irent  de  loco  in  loco,  qnicquid  ibi  injuste  invenissent,  legali  ordine  ad 
finem  perducorent,  Fumagalli  Nr  120  (a.  880).  —  Das  Cap.  miss.  a.  825 
(Pertz  I,  p.  247)  gicbt  den  missi  dominici  ausser  der  Beaufsichtigung 
uud  Unterstützung  der  Beamten  ganz  allgemein  die  Sorge  für  die  Durch- 
ftthmng  der  Capitnlarien  anf,  c.  2:  ea  quae  per  capitnia  nostra  gene- 
raliter  de  qmbascnmqne  caosis  statnimns,  per  iUos  sota  fiant  Omnibus, 
et  in  eomm  procnratione  consistant,  nt  ab  omnibns  adimpleantur.  — 
Cap.  miss*  Niam.  a.  806  c.  1  (Ports  I,  p.  143) :  tJnusquisque  in  sno 
missatico  maximam  habeat  curam  ad  praevidendum,  ad  ordinandum  ac 
disponcndum  secundum  Dei  vohintatcm  et  secuudurn  jussionem  nostram. 
—  C;ip.  Aquispran.  a.  812  c.  9  (Pertz  I,  p.  174):  quicquid  ille  missus 
in  illo  missatico  alitcr  factum  invenerit  quam  nostra  sit  jussio,  non 
solum  illud  emendare  jubeat,  sed  etiam  ad  nos  ipsam  rem  <—  deferat 
»)  Vgl.  oben  8.  242.  245.  379,  unten  §.  21. 

81» 


Digitized  by  Google 


484 


Die  Yer&BBung  des  frftnkiBchen  Beidis. 


Königs  unter  der  Aufsicht  der  missi  stehen.^*)  Hervorzu- 
heben ist,  dass  dieselben  Befugnisse,  welche  den  ordentlichen 

Gewalt botoii  bereits  übertragen  sind,  dennoch  vom  König  da- 
n(*ben  auch  durch  ausserordcntUche  niissi  ausgeübt  Averden 
können.  Der  König  kann  wie  durch  die  ordentliclien 
missi  mit  den  ordentUchen  Beicbsbeamten,  so  durch  ausser- 
ordentliche missi  mit  den  ordentlichen  missi  concurriren. 
Auch  der  missus  dominicus  ist  dem  König  gegenüber  nur 
verpflichtet,  nicht  berechtigt.**)  Aber  nur  bestimmte  ein- 
zehie  Befugnisse  des  Reichsregiments  sind  dem  König  den 
ordentlichen  missi  gegenüber  in  der  Art  vorbehalten,  dass 
dieselben  nur  durch  ausserordentliche  missi  ausgeübt  wer- 
den können.  Dahin  gehört  vor  Allem  die  Ein-  und  Ab- 
setzung der  Grafen,**)  die  Eintreibung  des  Heerbanns  und 
der  königlichen  Fourage  (des  fodrum),^®)  und,  wie  in  der  Er- 
theilung  des  Mandats  ad  justitias  faciendas  ausgesprochen 
ist,  die  Verfügung  über  die  militärischen  Kräfrc  des  Reichs 
gegen  einen  auswärtigen  Feind.  Die  Aufgabe  der  ordentlichen 
missi  ist  die  innere  Reichsverwaltung. Mit  dieser  Beschrän- 
kung erhärtet  sich  das  vorhin  ausgesprochene  Princip,  dass 


1«)  Vgl.  Gap.  Äqniggran.  a.802  c  89  (Perts  I,  p.96).  Gap.AQoiB«r. 

a.  812  c.  5-7  (p.  174). 

")  Vgl.  Waitz  a.  a.  0.  S.  401  ff. 

Einen  besonders  dcutliclion  Belof^  gewährt  der  Conv.  ap.  Conflu- 
entes  v.J.  8ii0:  zur  Pacilication  des  Reichs  werden  neben  den  ordentlichen 
niissi  ausserordentliche  missi  (missi  majores)  für  jedes  Missaticum  ausge- 
sandt, deren  Gewalt  die  der  ordentlichen  missi  untergeordnet  ist,  Cap. 
Karoli  e.  8  (Perts  I,  p.  478),  Summa  capituloram  a.  £.  (p.  475  liu.  50). 

**)  Vgl.  oben  8.  246  ITote  lia  —  Cap.  Aquisgran.  a.  817  cap.  misa. 
c  1  (Pertz  I,  p.  217). 

Die  haribannatores  (missi  exerdtus)  bilden  wie  zu  den  ordent- 
lichen Reichsbeamten,  so  auch  zu  den  ordentlichen  missi  dominici  den 
Gegensatz,  oben  S.  165.  üeber  das  fodrum  Tgl.  Waitz  V.  G.iy,S.14. 
15.  Ficker  II,  S  7. 

**)  Deshalb  werdi-n,  wie  schon  Eichhorn  R.  G.  I,  S,  G28  Note  d 
bemerkt  hat,  in  dem  Cap.  de  exerc.  promov.  a.  8ü8  c.  Ö  (Pertz  I,  p.  120) 
▼on  des  ordeBtUdLen  missi  die  miffiii  nmitri,  qui  soper  exerdtnm  nostium 
constitaendi  sunt,  onterschieden. 
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das  gesammte  Gebiet  der  persönlichen  Ilegieriin.<?sthätitikoit  des 
Kölligs  in  die  Coiiipetenz  der  ordentlichen  niissi  doniinici  füllt. 

An  dieser  Stelle  nimmt  die  bereits  angedeutete  Beziehung 
der  missi  dominici  zur  Verwaltuiig  der  Kechtspflege  unser 
Interesse  in  Anspruch. 

Die  ordentlichen  missi  domuud  haben  nach  den  Capitu- 
larien  zwei  Arten  von  Versammlnngen  zu  Iialten,  Beamten- 
Versammlungen  und  ^'olksver.sanlndungen. 

Die  PKMinitenversaninilung  ist  der  Landtag  des  niissati- 
schen  Sprengeis.  Sie  soll  dem  Cirundsatz  nach  eine  einheitliche 
Versammlung  für  die  ganze  missatische  Provinz  sein,  welche 
alljährlich  unter  dem  Vorsitz  des  mlssus  ein  Blal  zusammen- 
tritt. Kur  mit  Rücksicht  auf  die  örtliche  Ausdehnung  des 
Sprengeis  wird  gestattet,  dass  die  eine  Versammlung  in  zwei, 
drei,  vier  Versammlungen  an  \'erscliiedenen  Orten  des  niissa- 
^  tischen  Sprengeis  zerlegt  wird,  22)  Doch  soll  die  Einheit  der 
Verhandlung  durch  die  Berufung  der  sämmtlichen  Versamm- 
lungen in  demselben  Monat  garantirt  sein.  Auf  dem  Land- 
tage haben  die  sämmtlichen  königlichen  Beamten  des  Spren- 
geis, Grafen,  Schultheissen,  Gutsvögte  vollzählig,  von  den 


'*)  Cap.  Aqnistrran.  a.  825  cap.  miss.  0.4  (Portz  T,  p.  247):  volumus, 
ut  niedio  inense  Majo  conveniunt  idem  missi,  unusiiui.sqiu'  in  sua  loga- 
tiouc,  cum  omoibus  cpiscopis,  abbatibus,  comitibud  uc  vassis  iiobtiis, 
advocatis  nostris  ac  Ticedominis  abbatissarum  — .  Et  ai  necease  faerit 
propter  opportnnitatem  conveuiendi,  in  duobus  vel  tribna  locia,  Tel 
maxime  propter  pauperes  populi,  idem  conyeDtas  babeatar,  qui  omnibua 
congmat.  Et  habeat  unnaquisquc  cornes  vicarios  et  centenarios  suos 
8ecum,  necnon  et  de  primis  scabinis  suis  trcs  aut  quatuor.  Vgl.  c,  2: 
ut  convcntnm  in  duol)us  aut  tribus  locis  congregent,  ulii  onines  ad 
coriua  l(!yationem  juTtinentcs  conveniro  ])Ossiiit. — Vier  Vorsanitiilini<fcn 
gestattet  Karl  d.  ür.  in  dem  Aachener  Capitular  v.  J.  812  (Note 

Cap.  Aquisgran.  a.  812  c.  8  i.  f.  (Pertz  I,  p  174):  Miaai  aatem 
nostri  qaater  in  anno,  mense  uno  etin  qnatnor  locis  babeant  placita 
Büa  cum  ilUs  comitibus,  qaibns  congruom  foerit,  ut  ad  enm  locum  possint 
convenire.  Vgl.  das  Capitular  Ludwigs  d.  Fr.  in  Note  22 :  medio  mense 
Majo.  —  Dagegen  ist  in  d«n  Resp.  misso  data  a.  819  &  2  (oben  S.  4.^2) 
für  das  placitum,  quäle  nunc  (imperator)  jusscrit,  anscheinend  die  Ver- 
einigang  sämmtUcber  Beamten  zu  einer  Versammlung  gefordert. 
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Schöffen  wenigstens  eine  bestimmte  Zahl  zu  erscheinen.  Den 
künigliclieii  Beamten  sind  die  ^^eistlicheu  Würdenträger, 
Bischöfe  und  Achte,  sowie  die  königüchen  Vassallcn  gleich- 
gestellt. Der  Landtag  des  missas  ist  dadurch  ausgezeich- 
net, dass  er  nur  BeamtenTersammltmg  isf  )  Ihm  stehen 
die  Landtage  zur  Seite,  welche  die  königlichen  Beamten  auch 
ohne  missns  zum  Zweck  gegenseitiger  Unterstützung  in  Aus- 
übnnji;  ihrer  Amtspfliclit  zu  halten  haben.  Der  Landtag 
des  niissus  hat  einerseits  dieselbe  Aufgabe:  I^Iassregeln ,  zu 
deren  Vollstreckung  die  Amtsgewalt  des  einzelnen  Beamten 
nicht  ausreicht,  werden  zum  Zweck  der  Mitwirkung  seitens 
der  übrigen  Beamten  und  insbesondere  zum  Zweck  der  Mit- 
wirkung seitens  des  missus  auf  dem  Landtag  vereinbart. 

'*)  Die  vollständigste  Aufzählung  findet  sich  in  dem  Note  22  citirten 
Cai)itular.  Vgl.  Cap.  niisso  data  a.  803  c.  5  (Pertz  I,  p.  122).  Cap. 
Aquisgran.  a.  812  c  8.  12  (p.  174).  Cap.  Aquisgran.  a.  817  cap.  miss. 
c  28  p.  218),  und  Aber  die  Si^ÖfiiBn  oben  S.  452.  453. 

**)  Eichhorn  B.  G.I,  8. 628  ist  der  Mehrang^  dass  durch  die  Uit- 
berufung  der  Schöffen  die  Versammlung  zugleich  „die  Bedeutung  einer 
grösseren  Volksgemeinde  erhalten**  sollte,  und  hat  ähnlich  Raepsaetin 
den  Schöffen  eine  Volksvertretung  gefunden  (vgl.  Waitz  V.  G.  III,  S.  393 
Note  1  a.  E  ).  Es  ist  schon  früher  bemerkt,  dass  die  Schöffen  könig- 
liche Beamte  sind,  und  lediglich  in  dieser  Eigenscliaft  gleich  den  üliri- 
gen  Beamten  auf  dem  Landtag  des  missus  der  Controlle  seitens  der 
Beichsregierung  unterliegen  sollen. 

Cap.  Aquisgran,  a.  812  c.  12  ^ertz  I,  p.  175):  Ut  unusquisque 
missorom  nostrornm  in  placito  suo  notom  fiiciat  comitibas  qni  ad  ejus 
missaticum  pertinent,  ut  in  iUis  mensibns,  quibus  Ule  legationem  soam 
non  exercet,  conveniant  inter  se  et  communia  placita  faciant,  tarn  ad 
latroncs  distringendos,  quam  ad  ceteras  justitias  faciendas.  —  Solche 
Landtage  begegnen  schon  in  merovingischcr  Zeit,  Greg.  Tur.  VI,  2.  X,  8. 

'^)  Vgl.  die  Gesandteninstiuctiou  v.  J.  825  (Note  22)  c.  4:  in  eo 
couveutu  —  inquiraut  missi  uostri  ab  universis  —  quuliter  vicissim  sibi 
anzilium  ferant  ad  ministeria  sna  peragenda.  c.  2:  ad  hoc  esse  se  a 
nobis  missod  constitutos,  ut  si  quilibet  episcopus  aut  comes  ministerium 
Sttum  per  quodlibet  impedimentom  implere  non  possiti  ad  eos  recurrat, 
et  cum  eorum  adjutorio  ministerium  suum  adimpleat  —  Cap.  miss. 
Wormat.  a.  829  c.  2.  3  (Pertz  I,  p.  351):  Ut  missi  nostri  —  adjutores 
comitum  sint  ad  justitias  faciendas.  Die  Auffassung  der  letztcitirten 
Stelle  ist  bisher  dadurch  erschwert  worden,  dass  ganz  allgemein  nicht 
die  missi,  sondern  die  von  den  missi  Erwählten  (Note  30)  als  die  ad- 
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Andererseits  dient  der  Landtag  des  missns  zur  GontroUe  der 

AmtsfÜfarung  der  Beamten  seitens  des  missus.  Die  sämmtlichen 

rk'ainten  sind  förmlich  über  einander  zu  befragen,  um  zu 
couhtatiren,  in  welchem  Masse  Jeder  seiner  Amtspflicht  nach- 
kommt. 2'^)  Es  steht  zu  demselben  Zweck  jedem  Untcrthanen 
frei,  auf  dem  Landtage  Beschwerde  gegen  die  Beamten  zu 
führen,  und  hat  in  Folge  des  schleunigen  Verfalls  des 
karolingischen  Reichs  die  Beichsregiemng  sich  zu  dem  Mittel 
genöthigt  gesehen,  von  Amtswegen  Amtsunterthanen  zum 
Landtag  zu  entbieten,  nicht  als  Mitglieder  der  Versammlung, 
sondern  als  lUigezeugen,  um  sie  auf  Grund  des  geleisteten 
Treueides  über  die  Amtsführung  der  Beamten  zu  inquiriren.'*) 
Der  Landtag  des  missus  ist  Mittel  der  Reichs regierung. 


jntoreR  comHnm  Tentanden  sind.  Vgl.  &  B.  Waits  T.  O.  IV,  S.  832. 
BoTO,  Zeitschr.  t  Kircbenr.  IV,  S.40.  Brunner,  Zeugen  S.  22.  Attch 

die  Interpunktion  bei  Pertz  geht  von  dicsoni  Gesichtspunkt  aus. 

**)  Gcsandtoninstr.  v.  J.  825  c.  4:  Et  in  oo  conventu  primum  cliri- 
stianae  rulitfionis  et  ecclesiastici  ordinis  conhuio  fiat.  Deinde  inquirant 
missi  nostri  ab  iiniversis,  qualiter  unusquisque  illoruni,  qni  ad  hoc  a 
uobiä  constituti  sunt,  officium  sibi  coniniissum  sccuiiduin  Dei  voluutateni 
ac  jussiooera  nostram  administret  in  populo  — .  Vgl  das  zugehörige 
G^»ita]ar  c.  U  (Perts  I,  p.  244). 

**}  Deshalb  gestattet  die  Oesandteninstruction  t*  J.  825  die  Zer- 
legung des  Landtags  in  zwei,  drei  Tersammlusgen  vel  mazime  propter 
paupcros  populi  (Note  22). 

Cap.  Aquisgran.  a.  828  cap.  miss.  c.  3  (Portz  I,  p.  .328):  Eligantur 
per  singulos  comitatus  qui  moliores  et  voratioros  sunt.  Et  si  aliquis 
invciitiis  fuerit  de  ij^sis  qui  Gdclitatoin  proniissani  adhiic  nobis  non  habeat, 
promittat.  Et  tunc  instrucudi  suut,  qualiter  ipsam  fidem  crga  nos 
salvare  debeant;  id  est,  ut  quicumque  ex  bis  taleni  causam  seit  in  illis 
reetoribas  et  dirersis  ministris  qai  popolum  regere  et  senrare  debent, 
de  qnibus  interrogati  fiierint,  quae  ad  populi  dampnnm  et  detrimoitnm 
pertinet,  —  manifestum  fiaciat  —  —  Primo  de  episcopis  — .  Deinde 
quales  sint  adjutores  ministerii  eorum  — .  Siinili  modo  de  comitibus  — , 
Deinde  ergo  quales  ministros  habeat  ad  popuhim  regendum  vel  missos — . 
Vffl.  Cap.  miss.  Worin,  a.  820  c.  3  (p.  iJf)!):  Ut  iu  omni  coniitatu 
hi  qui  meliores  et  vcratiores  iuveniri  possunt,  eligantur  a  missis  nostris 
ad  iuquisitiones  faciendas  et  rci  veritatcm  dicendam,  <—  Einen  urkund- 
lichen Beleg  gicbt  die  beiWaita  V.O.  III,  8.  406  aufgeführte  italische 
Urkunde     J*  804. 
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£8  leidet  keinen  Zweifel,  dass  auch  Rechtssachen  auf  dem 
Landtag  zur  Entscheidung  kommen  können.  Die  bairischen 
Urkunden  karolingischer  Zeit  iUustriren  die  Verhandlung  Ton 

Rechtsstreitigkeiten  unter  Vorsitz  kaiserlicher  missi,  obgleich 
die  Versaiuiiilung  nicht  Volksversaiiimlung,  sondern  nur  Be- 
amtenversammlung, d.  Ii.  nicht  Gerichtsversammlung ,  son- 
dern Landtagsvcrsaramlung  ist.  ^0  Sie  illustriren  in  einem 
anderen  urkundlich  belegten  Fall  die  Verhandlung  von 
Rechtsstreitigkeiten  unter  Vorsitz  kaiserlicher  missi,  obgleich 
die  Versammlung  stattfindet  nicht  ad  causas  diversas  audi- 
endas  et  cas  recto  judicio  finicndas,^^)  sondern,  wie  es  in 
der  Urkunde  heisst,  ad  iiiandatuiii  domni  imperatoris  audien- 
dum  sicut  ipse  praeccpit  iniperator,  d.  h.  obgleich  die  Ver- 
sammlung nicht  zu  gerichtlichen  Zwecken,  sondern  „zur  An- 
hörung des  königlichen  Willens*^  zu  Regierungszwecken,  be- 
rufen ist,  obgleich  die  Versammlung  auch  hier  nicht  Gerichts- 
yersammlung,  sondern,  wie  die  Menge  der  anwesenden  geist- 
lichen und  weltlichen  Beamten  bestätigt,  Landtagsversaninilung 
ist.  Der  Landtag  des  iiiissus  hat  trotzdem  nur  gelegent- 
lich mit  gerichtlicher  Verhandlung  zu  thuu.  Der  Landtag 
des  missus  tritt  nicht  zu  gerichtlichen,  sondern  zu  Regie- 
rungszwecken zusammen.  So  wenig  der  Eönigshof  durch  die 
gerichtliche  Thätigkeit  des  Königs  ein  Gerichtshof,  so  wenig 
wird  die  Landtagsversammlung  duich  die  gerichtliche  Thätig- 


■0  Meichelbeck  List.  Fris.  I,  Nr.  118  (a.  802):  Entscheidung  eines 
Streits  um  Grundstücke  unter  Vorsitz  von  missi  in  Kegeusburg.  Als 
Beisitser  (testes)  werden  nur  Beamte  genannt:  2  Bischöfe,  2  Aebte, 
2  Archipreabyter,  1  Diakon,  1  Presbyter,  15  Grafen,  4  judices. 

'*)  So  lautet  die  Formel  fQr  das  Yolksgericht  (vgl  oben  S.  442)  in 
bairischen  Urkunden,  z.  B.  Meichelb.  I,  Nr.  125  (a.  807). 

")  Meiclielb.  1,  Nr.  122  (a.  BOG):  Sitzung  kaiserlicher  missi  ad 
ütingas  fisco  dominico  mit  2  Bischöfen,  3  Achten,  8  Graten,  2  jndices, 
20  namentlich  aufgeführten  Anderen  et  imilti  alii  quuniiilures ;  Ent- 
scheidung eines  ßechtsstrcits  um  Grundstücke.  —  Waitz  V.  G.  IV, 
S.  349  unterscheidet  die  Zeugnisse  für  die  gerichtliche  Thätigkeit  des 
missatischen  Landtags  nicht  von  den  Zeugnissen  f&r  die  Thitigkeit  des 
missatischen  Gerichts. 
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keit  des  Landtags  eiue  Gericlitsversamniluug.  Die  Gerichts- 
barkeit des  lAndtags  ist  nicht  in  der  Gerichtsverfassong,  son- 
dem  in  der  Begierangsrerfassung  begründet.  **) 

Zu  den  Beamtenversammlungen,  d.  h.,  wie  gezeigt,  den 
Landtaj^en  der  ordentlichen  missi  treten  die  unter  ihrem  Vor- 
sitz abgehaltenen  Volksversammlungen  in  deutlichen  Gegen- 
satz. 

Den  Gegensatz  entwickelt 

Gap.  Aquisgran.  a.  812  (Pertz  I,  p.  174):  Vo- 
lumus  propter  justitias,  quae  usque  modo  de  parte 
comitum  remanserunt,  quatuor  tantum  mensibus 

in  anno  missi  nostri  logationes  nostras  exerceant,  in 
hieme  Januario,  in  verno  Aprili,  in  aestate  Julio,  in 
autumuo  Octobrio.  Ceteris  vcro  mensibus  unusqnisque 
comitum  placito  suo  habeat  et  justitias  fadat.  Aüssi 
autem  nostri  quater  in  anno  mense  uno  et  in 
quatuor  locis  habeant  pladta  sua  cum  illis  cotiiiitibus, 
quibus  congiuum  fuerit,  nt  ad  eum  locum  possint 
convenire. 

Das  Capitular  enthält  zwei  (durch  autem  fzetnMinte)  verschie- 
dene Verfügungen.  Die  zweite  ist  schon  früher  angezogen, 
und  bezieht  sich  auf  die  Berufung  „der  Grafen'^  d.  h.  der 
Landtage,  „viermal  jährlich"  und  „an  vier  Orten",  aber  ,,in 
einem  Monat."  üs  ist  damit,  wie  gezeigt,  die  eine  al^ähr- 
Uche  Landtagsversammlung  gemeint,  welche  in  den  vier  in 
dem  nämlichen  Monat  gehaltenen  Versammlungen  zum  Aus- 
druck kommt.  Die  erste  \'crfügung  interessirt  uns  an  dieser 
Stelle.  Ausser  der  Landtagsversammlung  soll  der  ordent- 
liche mi^us  in  vier  verschiedenen  Monaten,  und  ohne  Be- 


•*)  Vgl.  unten  Bund  11.  —  üeber  die  Fortdauer  der  Landtage  der 
missi  noch  in  späterer  Zeit  (in  Italien)  vgl.  Ficker  II,  S.  121.  122. 

Die  AusfDhrung  bei  Waitx  7.  6.  UI,  S.  891  ff.  17,  S.  846  ff. 
I&sBt  die  klare  Durchfühnrog  dieses  Gegensatzes,  der  Ton  Anderen 
(s.  B.  Eichhorn  R.  G.  I,  S.  627.  642)  bereits  betont  war,  Yermissen. 

•*)  Oben  Kote  28. 
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schräiikiiiig  in  Bezug  auf  Ort  uud  Zahl  Gerichts  Versamm- 
lungen Iialtcn,  Diese  Meinung  ei-giebt  deutlich  der  Fortgang: 
„in  den  übrigen  Monaten  soll  jeder  (h  af  Gericht  halten  und 
Keckt^s  pflegen.'^  Das  Capitular  handelt  nicht  von  „Tier 
Gericht^'S  welchen  der  missus  zu  piäsidiren  hätte. Es 
setzt  zu  dem  viergetheilten  Landtag  die  viermonatliche  Ge- 
richtsverwaltung  des  missus  in  Gegensatz.  Der  missus  hat 
wie  der  Graf  die  Gericlitsversammlinm'  zu  berufen.  Unter 
dem  legationes  nostras  exercere  ist  das  justitias  facerc  im 
euf^eren  Sinn,  die  Verwaltung  der  Gerichtsbarkeit  verstanden. 
Neben  dem  Landtag  hat  der  missus  die  Gerichtsversammlung, 
d.  h.  neben  der  Beamtenversammlung  die  Volksversammlung 
zu  berufen.  Erst  an  dieser  Stelle  fuhrt  uns  das  Amt  der 
ordentlichen  missi  dominici  in  die  Gerichtsverfassung  ein. 

Es  ist  genau  dieselbe  Gerichtsvcrsammlung,  ^YeIche  der 
Graf,  und  welche  der  missus  dominicus  beruft,  d.  h.  auch  die 
Gerichts-  (Volks-)  Versammlung  unter  Vorsitz  des  missus  ist 
Hundertschaffcs-,  nicht  Gauversammlung.  Es  erhellt  diese 
Thatsache  nicht  nur  daraus,  dass  die  königlichen  Gewaltboten 
an  den  nämlichen  Gerichtsstätten  wie  die  ordentlichen  Be- 
amten zu  Gericht  sitzi^n,  sondern  zur  Evidenz  aus  dem 
Umstände,  dass,  wie  fnilier  gezeigt,  gerade  die  Volks-  (Ge- 
richts-) Versammlung,  welche  unter  Vorsitz  des  missus  zur  • 
Leistung  des  Treueides,  zur  Heermusterung,  zur  Verkündigung^ 
von  Gesetzm  berufen  wird,  nach  dem  ausdrücklidien  Zeugniss 
der  Capitularien  Hundertschaftsversammlung  ist.^^)  41 

Als  ordentliche  Amtspflicht  legt  das  citirte  Capitular 
den  ordentlichen  missi  die  Verwaltung  der  Gerichtsbarkeit 

»')  So  Waitz  V.  G.  III,  S.  392.  393  Note  1.  IV,  S.  348.  Ebenso 
Walter  R.  G.  §.  125. 

**)  In  der  oben  Note  26  dtirten  Stelle  ist  legationem  exercere  ffXr 
das  jnstitias  &cere  im  weiteren  Sinn,  d.  h.  för  die  Ansabong  der  ge- 
sammten  missatischen  Thfttigkeit  (in  Laadtagen  und  Gerichtsversamm- 
longen)  gesetzt. 

Vgl.  die  ol)en  §.  10  zosammengeatellten  Zeagnisse. 

")  Vgl  oben  §.  11. 
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auf.  Eine  Reiho  von  anderen  Capitularien  illustrirt  denselben 
Satz.  Die  ordeiitUcheii  niissi  sollen  justitiam  facere  de  rebus 
et  libertatibus  iiguste  ablatis.  Sie  sollen  insbesondere  dann 
Recht  gewähren,  wenn  der  Graf,  d.  h.  der  ordentliche  Bichter, 
der  Jostizzögening  oder  der  Justizweigennig  schuldig,  oder 
ausser  Stande  Ist,  Recht  zn  schaffen.*')  Sie  besitzen  eine  mit 
der  Gerichtsbarkeit  des  Grafen  frei  concurrirende  Gerichts- 
barkeit, und  ist  der  Inhalt  der  Cauitularien  niehifacli  darauf 
gerichtet,  ein  Uebei'uiass  der  missatischen  gerichtlichen  Thä- 
tigkeit  im  Interesse  der  Anfrecbthaltung  der  ordentlichen  Ge^ 
richtsverwaltnng  zu  yerhttten.  So  die  Verfügang  des  dtirten 
Aadiener  Gapitulars,  dass  die  missi  nur  in  vier  Monaten  des 
Jahrs  Gericht  halten  sollen,  um  die  übrigen  Monate  der  ge- 
richtlichen Thätigkcit  der  Grafen  frei  zu  lassen.  Ebenso  die 
Verfügung,  dass  die  niissi  nur  in  denjenigen  Grafschaften 
längere  Zeit  Gericht  haltend  verweilen  sollen,  in  denen  der 
Graf  seinen  richterlichen  Pflichten  nicht  nachkommt,*^)  oder 
überhaupt,  dass  die  missi  vermeide  sollen,  in  solchen  Sachen 
zu  Gericht  zu  sitzen,  für  welche  der  Graf  noch  nicht  in  An- 
spruch genommen  war.**)  Die  Absicht  der  Capitularien  ist, 
die  Gerichtsbarkeit  auch  der  ordentlichen  missi  nur  als  ausscr- 


Cap.  Aqoisgrin.  a.  817  cap.  nisa.  e.  1  (Perbs  I,  p.  216). 

Cap.  AqniBgran.  a.  825  cap.  miss.  c.  2  (Perts  I,  p.  247):  ad  hoc 
eos  esse  coiistitatos,  nt  qnicumque  per  n^l^entiam  aut  incnriam  vd 

iiDpossibilitatein  comitis  justitiam  suam  acquirerc  non  potueiit,  ad  eos 
])!-imum  querelam  suam  possit  deferre,  et  per  eomm  auzilium  justitiam 

adquirere. 

*')  Cap.  Aqiiisi^ran.  a.  817  cap.  miss.  c.  24  (Pertz  I,  p.  218):  Ut  in 
illius  comitis  ministorio,  qiii  bene  justitias  lactas  habet,  iilcni  missi 
diutius  nou  moruntur,  neque  illuc  multitudiucm  cou venire  taciant; 
ecd  ibi  moras  faciant,  nbi  justitia  vel  minus  fd  neglcgenter  facta  est. 

Cap.  miss.  a.  817  cit.  (Note  43)  c.  25:  Ut  in  illius  comitis  rai- 
nisterio  idem  missi  itostri  pladtnm  non  toneant,  qui  in  aliqnod  missati- 
cnm  directus  est,  donec  ipse  iuerit  reversns,  nt  causa  qnae  adlinc 
coram  comite  non  fnit,  et  is  qni  reclamat  propter  snam  stnltitiam 
aut  contumaciam  comitem  inde  appeüare  noluit,  iternm  comiti  com- 
mandetar. 
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ordentliches  Mittel  der  Gerichtsverwaltimg  zu  verwenden.*^) 
Die  entwickelten  Bestinnnungen  der  Capitiilari(Mi  sind  indessen, 
wenn  überhaupt,  nur  von  vorübergehender  Wirksamkeit  ge- 
wesen. Die  Gerichtspraxis,  me  mr  sie  aus  den  Urkunden 
kennen  lernen,  weist  keine  Spur  jener  Beschränkungen  der 
missatischen  Gerichtsyerwaltung  auf:  wie  in  allen  Monaten 
des  Jahres,  so  sehen  wir  die  missi  in  allen  Sachen  zu  Gericht 
sitzen,  ohne  Andeutung,  dass  der  missus  etwa  nur  nach  ver- 
geblicher Anrufung  des  Grafen  Recht  gewähre.  Nur  ein  ein- 
ziger Fall  ist  uns  —  und  auch  dieser  nur  in  einer  Formel  — 
überliefert,  in  welchem  das  missatische  Gericht  ein  vom  Grafen 
gesprochenes  Urtheil  aufhebt*') 

Eichhorn*^)  hat  mit  Rücksicht  auf  die  in  den  Gapitu- 
larien  betonte  Aufgabe  der  missatischen  Gerichtsverwaltung, 
Ergänzung  und  Correctiv  der  gräflichen  Gerichtsyerwaltung 
zu  sein,  das  missatische  Gericht  als  in  der  Provinz  das  könig- 
liche Pfalzgericht  stellvertretend  aufgefasst.  Seine  Meinung 
ist,  dass  wie  das  Pfalzgericht  am  königlichen  Hof,  so  das 
missatische  Gericht  in  der  PtOTinz  eine  höhere  Instanz  dem 
Grafengericht  gegenüber  gewesen  sei.  Diese  Ansicht  erledigt 
sich  durch  die  Tliatsachc,  dass  der  fränkischen  Gerichtsver- 
fassung ein  Instanzenzug  überhaupt  unbekannt  ist.  Die  frän- 
kische Gerichtsverfassung  kennt  nur  ein  einziges  Gericht,  uud 
deshalb  nur  eine  dnzige  Instanz,  das  Volksgericht^^)  Das 
Yolksgericht  ist  unter  Vorsitz  seines  ordentlichen  Richters, 
des  Grafen,  für  s'ämmtliche  Sachen  competent  Die  Comr 


*•)  Vgl.  auch  Gap.  miss.  a.  825  dt.  (Note  42)  e.  2:  Ipsi  Tero  missi 
non  sine  certissima  causa  vel  necessitate  huc  illacque  discarrant;  nisi  , 
forte  quando  tale  allquid  in  cujustibet  ministerio  (Gra&chaft)  ad  lega- 
tionem  suam  pertinente  ortum  esse  cognoverint,  quod  eorum  praesentia 
indigcat,  et  sine  eornm  consilio  vel  adjutorio  emendari  non 
po  ssit. 

*«)  Roz.  47(5  (alam.). 

*')  R.  G.  I,  S.  G42.  G43. 

«>)  Unten  Band  IL 
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petenz  des  Volksgerichts  ist  keine  andere,  wenn  ihm  der 

königliche  missus  präsidirt.*®) 

Die  ordentlichen  niissi  doniinici  sind  dnnach  befugt,  die 
Stelle  des  Grafen  im  Voll\sgcricht  zu  vertreten.  Durch  Er- 
nennung der  missi  übt  der  König  das  ihm  zuständige  Kecht 
aus,  trotz  Ernennung  des  Grafen  über  die  gräflichen  Bechte 
anderweitig  zu  verfugen.  Dem  ordentlichen  königlichen  Ge- 
waltboten steht  es  daher,  als  mit  graflichen  Bechten  ausge- 
rüstet, zu,  gleich  dem  Grafen  im  echten  Ding  zu  präsidiren. 
Eine  Menge  von  Urkunden  und  Formeln  giebt  dafür  Belege. 
Hier  genügt  es,  auf  die  Capitularien  zu  verweisen,  welche  die 
dem  Echteding  vorbebaltenen  Sachen  d^  Gericht  zusprechen, 
welches  vom  Grafen  oder  vom  missus  des  Königs  abge- 
halten wird.'^)  Der  ordentliche  missus  dominicus  ist  gleich 
dem  Grafen  der  Bichter  des  Volksgerichts.  Der  hervorge- 
hobene Gesichtspunkt  kommt  ebenso  in  der  Thatsache  zum  Aus- 
druck, dass  die  Gegenwart  auch  des  ordentlichen  missus  domi- 
nicus die  Gerichtsbarkeit  des  Grafen  niederlegt,  gerade  weil 
das  Hecht,  welches  der  König  durch  Ernennung  des  ordentlichen 
wie  des  ausserordentlichen  Gewaltboten  ausübt,  aus  dem  Becht 
fliesst,  die  dem  ordentlichen  Beamten  (dem  Grafen)  übertragenen 
Bechte  jederzeit  aufzuheben,  und  unmittelbar  durch  Organe 
der  königlichen  Imniediatregierung  selber  zu  verwalten. 
Das  Aachener  Capitular  v.  J.  812  (oben  S.  489)  schreibt  des- 
halb den  Gmfen  nur  ceteris  mensibus,  „in  den  übrigen 
Monaten",  in  welchen  der  missus  seine  Gewaltbotenrechte 
nicht  ausübt,  die  Verwaltung  der  Gerichtsbarkeit  zu.  Eine 
Beihe  Ton  Urkunden  und  Formeln  zeigt,  dass  die  königlichen 


**)  Es  erklärt  sich  daher,  dass  die  früheren  Versuche,  eine  beson- 
dere missatiBche  Competenz  nachzuweiBen  (vgl.  Waitz  V.  O.  IV,  S.346 
Note  4,  Pernice  S.  141),  resultatloB  geblieben  Bind. 

Vgl.  oben  S.  419.  426.  —  Dem  entsprechend  wird  in  dem  oben 

Note  41  citirtcn  Capitular  den  niissi  die  Oerichtabarkcit  de  rebuB 

(Grundstücke)  et  libertatibns  ziicjoschrioben,  und  kann  die  Auflassung 
von  Todeswo^ron  wie  im  Königs-  und  Gi-afi'ngericht,  so  im  Gericht  des 
ordeutlicheu  missus  erfolgen,  Cap,  in  leg.  lüb.  c.  9  (oben  Note  12). 


494 


Die  Verfittsmig  des  frinkiidien  Reichs. 


Gewaltboten  allein,  ohne  Anwesenheit  des  Grafen,  dem  Echte- 
ding  pi^idiren.^^)   In  anderen  Fällen  tritt  der  Graf  neben 

den  niis.si  dominici  im  (icricht  auf.  Aber  entweder  geschieht 
des  Grafen  nur  gelegentlicli  Erwähnung,  während  die  richter- 
-  liehe  Tliätigkeit  allein  den  missi  zugeschrieben  wird,^^)  oder 
der  Graf  erscheint,  nachdem  als  Richter  die  nüssi  genannt 
sind,  neben  den  Schöffen  als  Beisitzer  des  missatischen 
Gerichts,**)  oder  der  Graf  ist,  von  der  Geiichtsbank  völlig 


•0  Z.  B.  Cartnl  de  St  Victor  Nr.  31  t»-  780):  zwei  missi  Karls 
d.  Gr.  halten  ohne  den  Qraüen  echtes  Ding  (mit  Schöffen  und  boni 
homines)  in  Digne.  —  Meichelb.  hist.  Fris.  I,*  Nr.  129  (a.  798):  Ers- 

bischof  Arn  und  vier  Andere  halten  als  missi  dominici  echtes  Ding 
(tribiis  diebus)  ohne  den  Grafen.  —  Mon,  Boica  XXVIII  p.  66  (Cod. 
Patav.  Nr.  83,  a.  802):  Erzbiscbof  Arn  und  der  judex  Kislchard  halten 
als  missi  dominici  echtes  Ding  (ad  universorum  causas  cxaminandas) 
ohne  den  Grafen.  —  Ebenso  Muratori  Ant.  III,  p.  167,  a.  858  (in  Lucca). 
Mera.  di  Lucca  IV,  2,  app.  Nr.  51,  a.  865  (in  Lucca).  P6rard  p.  34 
Nr.  14,  a.  868  (in  Botedino  vUla,  im  Gaa  von  Antun),  p.  147  ff.,  a.  867 
-870  (im  Gau  von  Langres).  Mem.  di  Lucca  IV,  2  Nr.  89,  a,  871 
(in  Lvcca).  Wartmann  H,  Nr.  21  (a.  842  ~  872),  n.  s.  f.  —  Von  den 
Formeln  sind  zu  vergleichen  lioz.  400  (alam.).  461  (App.  Marc.  7).  475. 
476  (alam.).  4^6  (Merkel  28).  —  Auch  in  dem  Missalgericht,  dessen  die 
Mir.  S.  Benedicti  gedenken  (oben  S.  447  in  der  Note),  präsidiren  dem 
echten  Dinj^  im  paf^us  Wastinensis  der  Bischof  von  Orleans  und  der 
Graf  von  Melun  als  missi  dominici,  ohne  dass  des  Ortsgrafen  gedacht 
wird. 

*^  So  Boa.  401  (alam.) :  Missalgericht,  inquisitio  per  testes :  jussa 
missomm  imperatoris  —  sacramento  —  peracto.  Die  Anwesenheit  des 
Grafen  erhellt  erst  aus  der  Schlusswendung:  hoc  juramenttun  peregcmnt 
coram  legatis  imperatoris  N.  et  N.  et  comite  pagi  illius  nomine  N. 

")  So  Meichclbeck  I,  Nr.  llo  (a.  802):  Resedentibus  missis  scr. 
Caroli  Augusti,  Arnoni  videlicet  archiepiscopo  nec  non  et  Adalwino 
antestite  in  ioco  qui  dicitur  Frisingas  ad  universas  causas  exactandas 
—  folgt  Klage  und  Antwort.  Tum  ipsi  praefati  missi  una  cum  Oren- 
dilo  judice  et  Reginhardo  comiti  Tel  alüs  quam  plurimis  -~  invenerunt« 
Ygl.  Nr.  116.  117.  —  Boa.  458  (App.  Marc.  4):  Cum  rese&sent  ven. 
ille  abba  et  inlustris  viri  Uli  in  villa  illa  in  pago  ülo,  nbi  ille  comea 
esse  videtur,  per  jussionem  domno  et  gloriose  illo  rege  ad  universorum 
causas  audiendas.  Es  bleibt  nach  dieser  Eingangsformel  ungewiss,  ob 
der  Ortsgraf  dem  missatischen  Gericht  überhaupt  beiwohnt.  Erst  aus 
der  Urtheilsformel  erhellt  die  Anwesenheit  desselben:  taliter  ab  ipsis 
missis  domiuicis  vel  iiio  comite  seu  et  ab  ipsis  rachimburgis  —  fuit 
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auBgescblofisen,  die  Parthei,  über  welche  der  missud  zu  Ge- 
richt sitzt  Aach  in  diesem  Fall  handelt  es  sich  nicht  am 
eine  Ueberschreitong  der  gewöhnlichen  giäflichen  Gerichts- 
barkeit :  das  ordentliche  Gericht  ist  aucli  für  die  Klage  gegen 
den  Richter  selber  competent.^^)  Lediglich  die  Nieder- 
legung der  gräflichen  Gerichtsbarkeit  durch  die  Anwesenheit 


jiulicatum.  —  Mon.  Patr.  Chart.  T,  Xr.  19  (a.  827):  dum  Boso  comes 
vel  niisso  d.  imporatoris  residissct  iiitia  civitate  Taurinensi  curtis  ducati 
in  ijlacito  publico  ad  singulorum  hominum  rausas  audiciido  — .  Ibidem 
cum  CO  aderant  der  Bischof  von  Turin,  der  Graf  von  Turin,  folt^on 
Vassalleu,  Schöllen  und  caetcri.  Weitere  Belege  aus  Italien  hat  bereits 
F  ick  er  1,  S.  227  Note  8  zasammengestellt 

So  Yaissette  II,  Nr.  5  (a.  781):  Missalgericlit  in  Narbonue  (per 
multas  altercaüones  audiendas),  camque  ibidem  residerent  prescripti 
miasi  et  jadicea  vel  plnres  bonis  hominibus  in  Narbona  civitate  —  in 
eornm  preaentia  ibique  in  eorom  judldo  veniens  A.  (Vogt  des  Erz- 
bisehofo  toh  Narbonne)  —  dixit :  Jubete  me  audire  cum  isto  presente 
lülone  comite  (von  Narbonne),  qui  talos  villas  —  retinet  malum  ordi- 
nem  — .  Tunc  Milo  comes  in  sunm  respousum  dixit  — .  Das  TTrtheil 
fällt  gefrcn  den  Grafen  aus.  —  Tardif  Nr.  1^2  (a.  791):  Klapo  den  Abtes 
liatbcrtus  von  bt.  Germain  gegen  den  comes  Autbertus  ante  Acbertum 
et  Godebertum  miaioi  d.  regis  Karoli  vel  ante  presentiam  bonorum 
hominum  qui  ibidem  aderant 

")  Vgl.  Yaissette  m,  Nr.  18  (a.  933):  Im  Echteding  des  Grafen 
FontiuB  zu  Narbonne  Idagt  der  Vogt  des  Klosters  Montolieu  wegen 
Immunitätsverletzung  de  supra  nominato  comite,  und  fällt  das  Urtheil 

gegen  den  Grafen  aus.  —  Ein  gleicher  Fall  Cartul.  de  St.  Victor  Nr.  29 
a.  994).  —  Cartul.  de  St.  Victor  Nr.  2<)  (a.  840):  in  mallo  publico  ante 
Rothbertum  vicariuni  de  ilhistri  Adalbcrto  comite  (von  Arles)  klaj^t  der 
Vof^  des  Bischofs  von  Marseille  gegen  den  Vof,^t  des  Vorsitzenden  Richters 
auf  Restitution  einer  Zollgerechtigkeit,  und  gewinnt  den  Process.  —  • 
Yaissette  II,  Nr.  142  (a.  898) :  im  Gericht  des  Ato  vicarins  (TOn  Al^onne) 
erhebt  der  Abt  von  Montolieu  die  Klage  auf  Herausgabe  eines  Grund- 
stflcks,  qnod  ipse  Ato  inquietate  (för:  iniquitate)  habebat.  —  Dem  ent- 
sprediend  tritt  der  Graf  in  seinem  eignen  Gericht  als  Kläger  auf  Baluze, 
Gapp.  II,  p.  1489  (a.  869) :  In  judicio  Salomonis  comitis  (von  £lne)  klagt 
Ricosihdns  raandatarius  Salomon  comiti  um  Grundstücke  gegen  ein 
Kloster,  und  verliert  den  Process.  Ebenso  in  dem  Fall  Vaissettc  III, 
Nr.  64  (a.  971).  —  Ebenso  kann  noch  später  bekanntlich  gegen  den 
Graten  im  Grafengericht  geklagt  werden.  Das  fränkische  Recht  unserer 
Zeit  unterscheidet  sich  nur  dadurch,  dass  der  Graf  in  solchem  Fall 
dem  Schnltheisaen  den  Stuhl  nicht  an  riumen  braucht 
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des  nussus  sprii^ht  sich  darin  aus,  dass  der  Graf  in  sdnem 
eignen  Gericht  nur  Parthd,  und  nicht  zugleich  Richter  ist 
In  einer  Reihe  von  anderen  F&llen  wird  der  Graf  neben  den 

missi  unter  den  Vorsitzenden  mit  aufgeführt. Die  Auf- 
fassung für  die  letzteren  Fälle  ergiebt  die  Thatsache,  dass 
ebenso  im  Gi-afcngcriclit  neben  dem  Grafen  ein  anderer  Graf,^'') 
oder  ein  Unterbeamter  des  Grafen,  der  Schultheiss,^^)  der 
missus  comitis/')  oder,  besonders  lulufig,  der  Ortsbischof 
als  MitTorsitzender  genannt  wd.  Es  ist  gewiss,  dass 
trotzdem  im  Grafengericht  der  Ortsgraf  den  alleinigen  richter- 
lichen Vorsitz  führt.  Dem  Schultheissen  kommt  neben  dem 
(Jrafen  nur  der  Schultheii>senvorsitz/^)  dem  missus  coniitis, 
dem  fremden  Grafen,  dem  Bischof  neben  dem  Grafen  nur  ein 
£hrenyorsitz®,^)  zu.  Ganz  ebenso  kann  neben  dem  missus 


**)  So  Mem.  di  Lncca  Y,  2  Nr.  564  (a.  840):  Dum  —  civitate  Lnca 
.  —  in  judicio  reaederimas  nos  R  episcopus  et  M.  comis  palacii  missi 

(1.  Illothario  —  cum  A.  coniitc  (von  Lucra),  rcsidentibus  nobiscum: 
folgen  Schöffen,  Vassalien  et  reliqui  plures.  —  Vgl.  Murat.  Ant.  V, 
p.  923  (a.  S'53).  p.  987  (a.  874).  Mem.  (Ii  Lucca  V,  2  Nr.  742  (a.  857). 
F  ick  er  1,  Ö.  228  Note  10.  —  Flodoaidi  hist.  Kern.  II,  c.  18  (p.  245): 
Residenfl  — >  Vnlfariiis  (designirter  Erzbischof  von  Reims,  missus  Karls 
d.  Gr.  für  die  Champagne)  adinjuncta  sibi  definienda  jadida  cum  qnibus- 
dam  comitibas  in  mallis  publids. 

")  So  hl  der  ostfränkischen  Urkunde  bei  Eindlinger,  Hörigk.  S.  217 
(a.  814):  —  coram  bis  judicibos:  Hattone  comite  (der  Vorsitzende  Orts- 
graf),  Herimanno  comite,  R.  yicedomino,  6  Schöffen  und  11  testos.  — 
•  Baluze,  Capp.  Ii,  p.  1511  (a.  844):  2  Grafen.  —  Meichelb.  I,  Nr.  124. 
125  (a.  807).  Nr.  368  (a.  819):  2  Grafen. 

")  Oben  S.  405  ff. 
Unten  §.  20. 

*>)  Zeitschr.  f.  Earchenr.  IX,  8.  818  ff. 

«')  Oben  8.  408. 

DasB  dem  Bischof  trotz  seines  Mitvorsitzes  kein  Anthcil  an  der 
nandliabnng  der  Gcriclitsgewalt  zukommt,  ist  bereits  Zeitschr.  für 
Kiichenr.  IX,  S.  220  Note  GG  gezcifjt.  Vgl.  Kicker  I,  S.  228  Note" 20. — 
ll('i)er  den  missus  comitis  (vicecomes)  vgl.  unten  §.  20.  —  Das  Ver- 
hältniss  des  fremden  Grafen  zu  dem  Ortsgrafen  wird  z.  B.  durch  die 
in  Note  57  citirte  ostfränkische  Urkunde  klar  gestellt  Trotz  der  An- 
wesenheit des  Orafen  Hermann  heisst  es  im  Eingang:  ante  illnstrem 
Timm  Hattonem  comitem  et  scabinos  residentes  in  mallo  sen  jndicio 
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ein  Unteibcamter  des  Grafen.  oder  der  Ortsbischof,®*)  oder 
der  Ortsgraf  selber  als  Mitvorsitzender  genannt  sein.  Die 
Stellung  der  sämintlichen  neben  den  missi  vorsitzend  aufge- 
führten Würdenträger  ist  die  nämliche.  Wie  trotz  des  Orts- 
bischofsund  trotz  des  gräflichen  Unterbeamten'*),  so  übt 

pnbHco  ad  nmltorum  altereationes  andieadu  —  Teniens  Salicho  — , 
Einen  gleichen  Beleg  giebt  Meichelb.I,  Nr.  368  (a.S19):  Cunvenientibas 

viris  nobilibiis  Hittone  episcopo,  verum  etiam  et  Luitpaldo  comite  in 
loco  juxta  fliiviiim  Phetorach,  nuiltoruni  ibidem  conflueutium  pacifica- 
re  contfutioiies,  wird  im  (ioricht  des  Grafen  Liiitpald  eine  Klatfc  dos 
Bischofs  erledigt.  —  Iiide  vero  episcopus  et  LuitpaUius  venerunt  ad 
Kysalhardum  comitem,  ubi  publicum  placitum  habuit  ad  Adalkereshusen, 
Klage  des  Bischofs,  praedicti  comites  ordnen  die  inqnisitio  per  testes 
an,  Luitpald  comis  bestätigt  bei  seinem  Treueide  die  Aussage  der  In- 
quirirten,  beide  Grafen  TerkOndcn  das  Endurtheil  (praefati  comites 
dixerant).  Der  zufällig  anwesende  Graf  Luitpald  wird  danach  mit  dem 
Ortsgrafen  als  Subject  ricliterlicher  Handlungen,  d.  h.  als  Mitvorsitzondor 
aufgeführt.  Nichtsdestoweniger  erhellt  sowohl  aus  der  Art  der  Darstolhuij; 
(venerunt  ad  K.  comitem,  uhi  phicitum  habuit),  wie  aus  dem  Auttreten 
des  Graten  Luitpald  unter  den  Inquisitionszeugen,  dass  das  Gericht 
allein  ein  Geridit  des  Ortsgrafen,  nicht  ein  gemeinschaftliches  Gericht 
der  beiden  Grafen  ist,  d.  b.  dass  der  Mitvorsitz  des  fremden  Grafen 
lediglich  ein  EbrenTorsits  ist. 

So  Muratori  Ant  II,  p.  971  (a.  845):  Als  missns  Kaiser  Lud- 
wigs II.  sitzt  in  Trient  zu  Gericht  G.  palatinus  judex  —  cum  P.  misso 
domni  L.  dnci  (von  Trient)  atquc  loco  posito,  ubi  aderant  cum  eis  7 
Schötfen  und  4  Schulthcissen  ad  singulorum  hominum  causas  audien- 
dum.  —  Vgl.  Mur.  Ant.  III,  p.  IGT  (a.  853):  im  Missalgericht  zu  Lucca 
wird  unter  den  Beisitzern  nach  den  Schufi'en  W.  gastaldius  uoster 
(▼on  Lucca)  genannt.  Ebenso  Mem.  di  Lucca  IV,  2,  app.  Nr.  55  (a.  897) : 
im  Missalgericht  in  Florenz  unter  den  Beisitzern  T.  Ticecomes  ipsius 
eiiitatis.  —  Lediglich  als  Parthei  tritt  der  Yieegraf  des  Orts  im  missa- 
tischcn  Gericht  auf  in  dem  Fall  bei  Vaissette  II,  Nr  91  (a.  867). 

•*)  So  im  Missalgericht  zu  Turin  (Note  53  a.  E.)  neben  dem  missos 
Graf  und  Bischof  von  Turin.  —  Moni,  di  Lucca  V,  2  Nr.  742  (a.  857): 
Missalgericht  in  Lucca,  neben  den  missi  Bischof  und  Graf  von  Lucca.  — 
Ebendas.  Nr.  774  (a.  8G5}:  Missalgericht  in  Lucca,  neben  dem  missus 
der  Bischof  von  Lucca.  Ebendas.  IV,  2  Nr.  55  (a.  897):  Missal- 
gericht in  Florenz,  neben  den  missi  die  Bischöfe  von  Parma,  Siena, 
Lucca  und  Florenz. 

*')  Die  investitura  salva  querela  (mit  Eönigsbann)  wird  im  Missal- 
gericht zu  Florenz  (Note  64  a.  E.)  von  den  missi  allein  crtheilt. 

'*)  Im  Missalgericht  zu  Lucca  v.J.  853  (Note  63)  wird  dieürtheils- 

Sobm,  AltdeuUiche  Keicb«*  u.  GerichtsTerfiwsung.  I.  ao 
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der  missus  auch  trotz  des  Ortsgrafen  allein  die  richterlichen 
Rcclite  ans.®")  Es  macht  keinen  Unterschied,  ob  der  (iraf 
im  Gericht  des  missus  als  Beisitzer,  oder  nur  als  Parthei, 
oder  als  Mitvorsitzender  aufgeführt  mrd.  Es  macht  selbst 
keinen  Unterschied,  wenn  nach  italischem  Gebranch  den 
sämmtlichen  Vorsitzenden,  ohne  Unterschied  des  richterlidien 
Mitvorsitzes  und  des  blossen  Ehrenvorsitzes,  die  richterliche 
Handlung  zugeschrieben  wird,  Die  fränkischen  Urloinden 
haben  den  Gebrauch,  die  Gesammtheit  der  Anwesenden,  ohne 
Unterscheidung  zwischen  Richtern  und  Urtheilsfindcrn,  als 
Subject  der  richterlichen  Handlung  aufzuführen.^^)   £s  ist 

frage  allein  von  den  missi  gestellt  (oben  S.  881  Note  83),  und  ebenso 
die  inquisitio  per  testes  allein  von  den  missi  angeordnet,  üeber  das 
Missalgericht  zu  Florenz     J.  897  (Note  63)  vgl.  Note  65. 

Im  Missalgericht  zu  Turin  (Note  53  a.  E.)  gebietet  allein  der 
missus  zur  Antwort,  uud  ordnet  der  missus  allein  die  Wcitcrverliand- 
lung  im  Grafengoricht  an.  Im  Missalgericht  zu  Lucca  v.J.  840  (NoteWj) 
wird  die  Gerichtsurkunde  nur  von  den  beiden  missi,  nicht  auch  vom 
Grafen  nnterschrieben,  und  erscheinen  demgem&ss  nnr  die  missi  inA.ns- 
flbung  der  richterlichen  Oewdt:  fedmns  nobis  commntadonem  ipsam  re- 
legi,  judicatom  est  a  nostris  seabinis,  hsac  notitism  &cere  comonnimns. 
")  Vgl.  Ficker  I,  S.  228. 

In  den  fränkischen  Formeln  wird  stehend  die  gerichtliche  Frage, 
d.h.  das  richterliche  Gebot  zur  Antwort,  den  ipsi  viri  (ipsae  personae), 
d.  Ii.  den  sämmtlichen  im  Beginn  tler  Formel  aufgeführten  Gerichts- 
personen, zugeschrieben,  vgl,  Roz.  478  (Sirm.  42):  interrogatus  fnit 
ipse  homo  ab  ipsis  viris  (Graf  und  reliqui  viri),  si  sie  erat  veritas,  an 
Bon.  Ebenso  £oz.  4Si  (Sirm.  40).  459.  470.  480.  (App.  Marc  83.  33. 5). 
463.  471.  486  489  (Merkel  SO.  89.  28.  81).  Boa.  489  (And.  39):  inter> 
rogaTerunt  Boz.  467  (Undenbr.  124):  postqnam  venit  isdem  bonüdda 
coram  ipso  pontifice  vel  coram  illo  eomite  seu  roagnificis  viris,  qnorom 
nomina  subter  tcnontnr  inserta,  percanctati  sunt  ab  eo,  utrum  —  lio- 
micidium  perpetratum  haberet,  an  non.  —  Noch  deutlicher  sind  die 
Urkunden,  z.  B.  Tardif  Nr.  42  =  Pardessus  dipl.  II,  Nr.  456  (a.  703): 
soUicetum  fuit  ipsi  A.  (der  Beklagte)  a  nobis  (der  König)  vel  a  pro- 
ceribus  nostris  interrogasse.  Vaissette  11^  Nr.  5  (a.  781):  nos  missi, 
Tsssi  dominici  et  judices  interrogavimus.  Nr.  76  (a.  853):  nos  commis, 
Tsssi  dominiti  hac  (ffir:  ac)  jndices  interroganmas.  Nr.  88  (a.  863):  nos 
missi,  judices  interrogavimus.  Nr.  91  (a.867):  nosmissns  et  Taai  domenici 
et  supradicti  judices  ordinavimus  ipsos  praeceptos  ante  nos  relegere  — 
nos  vero  missus  et  judices  ordinavimus  misso  nostro.  Baluae,  CSapp.  II, 
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damit  iiidit  geuieint,  dass  in  Wahrlicit  das  gesammte  (Icricht 
das  Gebieten  zur  Antwort,  die  Abisendung  des  Gerichtsboten 
(zum  Zweck  der  Exccution),  u.  s.  w.  vollzogen  habe.  £s  ist  da- 
mit gesagt,  dass  die  richterliche  Zwangshandlung  nach  Urtheil 
der  Gerichtsgemeinde,  und  insofeme  unter  Mtwirkung  der 
Gesammtheit  vor  sich  geht  Ebenso  sind  die  italischen  Ur- 
kunden, wenn  sie  dem  Grafen  neben  dem  missus  einen  An- 
thcil  an  der  Ilandliabuii^ü;  der  Gerichtsgewalt  bald  zusclncilien, 
bald  versagen, ausser  Staude,  uns  von  einem  richterlichen 
Vorsitz  des  Grafen  neben  dem  missus  zu  überzeugen.  Auch 
in  diesem  Fall  gehen  uns  die  Urkunden  selbst  das  Mittel, 
ihren  eignen  Inhalt  zu  kntisuren.''')  Es  entscheidet,  dass  der 
Graf  im  Gericht  des  missus  von  den  Urkunden,  wie  gezeigt,  in 
der  verschiedensten  Stellung  aufgeführt  wird.  Das  Schwanken 
in  der  Stellung  des  Grafen  zum  missatischen  Gericht  ergiebt, 
dass  der  Graf  im  missatischen  Gericht  als  solcher  keine 
Stelle  hat.  Der  Umstand,  dass  der  Graf  im  missatischen  Ge- 
richt bald  ganz  fehlen,  bald  blos  Parthei,  bald  blos  Beisitzer 
sein  kann,  spricht  unmissverständlich  aus,  dass  die  gi^fliche 
Gerichtsbarkeit  durch  Anwesenheit  des  missus  scldechthin 
niedergelegt  wird,  dass  aucli  der  Vorsitz  des  Grafen  neben 
dem  missus  ein  blosser  Ehrenvorsitz  ist. 

Wie  dem  Echtedii^,  so  kann  der  missus  selbstverständlich 
auch  dem  Schöffengericht  an  Stelle  des  Grafen  piäsidiren. 
Wir  werden  m  den  Schöffen,  die  wir  mehrfach  den  missi  bei- 
gegeben sehen ''^),  einen  Hinweis  sowohl  auf  diese  Thatsache, 

p.  151  i  (a.  844):  timc  supradicti  comites,  ricecomes  vel  jndices  inter- 
rogaverunt  — onlinaverunt  jam  dictns  cpiscopus,  comites  Tel  judices,  u.  s.f. 
^<')  Vgl.  auch  den  von  Ficker  I,  S.  22Ö  Note  21  angesogenen  Fall 

J.  1038. 

")  Anders  Ficker  I,  S.  228,  der  zu  dem  Resultat  gelangt,  dass 
„iu  der  Regel  alle  ala  Vorsitzende  Genannte  bei  Uebung  der  Gcrichts- 
gewalt  darchans  gleich  betheiligt  sind.** 

Vgl.  auch  die  bairische  Urkunde  oben  Note  62  a.  E. 

V*)  Mnrat  Ant  III,  p.  1033  (a.  858):  Zwei  kaiserliche  Yassallen 
Bitzen  als  missi  Kaiser  Ludwigs  II  mit  y.wci  Ileichssclidffen  und  vier 
anderen  Schöffen  zu  Geridit.  Der  aweite  Termin  kann  von  densdben 

32  ♦ 
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wie  auf  die  früher''*)  hervorgehobene  geringe  Entwickelnng 
der  Schüffenverfassung  in  den  Grafscliaftcn  zu  üiulon  liaben. 

Andererseits  ist  aber  die  Gericlitsgewalt,  mit  welcher  der 
missus  an  Stelle  des  Grafen  dem  Volksgericht  präsidirt,  eine 
höhere  als  die  gräfliche  Gewalt.  £s  ist  bereits  Yon  Brun- 
ner^>)  gezdgt  worden,  dass  nicht  blos  die  ausserordentlichen 
missi,  denen  die  Vomahme  einer  inquisitio  durch  Special- 
mandat des  Königs  aufgetragen  ist,  sondern  ebenso  die  ordent- 
lichen niissi  kraft  ihres  allgemeinen  Auftrags  ad  justitias 
faciendas  mit  der  Inquisitionsgewalt,  d.  h.  mit  dem  Reclit, 
die  inquisitio  per  testes  nach  eignem  Ermessen  anzuordnen, 
ausgerüstet  sind.  Die  Inquisitionsgewalt  ist  zur  Zeit  des 
Mnkischen  Reichs  noch  königliche  Prarogatiye.  Dem  ordent- 
lichen Richter,  dem  Grafen,  fehlt  die  Diquisitionsgewalt.  Auch 
nach  Amtsrecht  bedarf  es  einer  besonderen  königlichen  Macht- 
äusscrung,  um  das  Beweisverfahren  nach  Volksreclit  durch 
die  inquisitio  per  testes  zu  ersetzen.  ''^)  Der  missus  richtet 
mit  königlicher  Gewalt.  Ihm  steht  es  gleich  dem  König 
frei,  lediglich  kraft  seiner  Amtsgewalt  ein  Beweisverfahren 
einzuleiten,  welches  von  Yolksrechts,  d.  h.  von  Rechts  wegen 
kein  Beweisverfahren  ist. 

Es  ist  der  Schluss  gestattet,  dass  überhaupt  das  Amts- 
recht (jus  honorarium)  im  niissatischen  Gericht  zu  derselben 
fi'eien  Entwickelung  wie  im  Könitrstrcricht '^'^)  gelangt.  Wir 
können  für  diese  Thatsache  neben  der  Inquisitionsgewalt  des 
missus  einen  zweiten  Beleg  mit  ziemlicher  Sicherheit  con- 
statiren.  Das  salische  wie  das  ribuarisdie  Volksrecht  setzen 
ausser  Zweifel,  dass,  gegen  die  gewöhnlich  angenommene 

missi  nicht  abgehalten  werden,  dum  ipsi  missi  cum  praefati  ja* 
dices  imperiales  perrexissent  in  servitio  —  et  non  fuisscnt 
ad  ipsam  praedestinatum  placituin.  —  Weitere  Belege  ergeben  die 
ürknnden  oben  8. 464  Note  191,  nnd  die  Stelle  oben  S.  385  Note  51. 

'*)  Oben  S.  448  ff. 
")  Zeugen  S.  115  ff. 

Vgl.  oben  S.  128  ff. 
")  Vgl.  oben  S.  166. 
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Memung,  das  Gottesartliefl  des  Zweikampfs  dem  Mnkisehen 

Volksrecht  unbukuiint  ist.  Die  Lex  Salica  gedenkt  nur  des 
Kesselfangs,  die  Lex  Ilibnaria  nur  des  Loos-  und  Feuerordals 
für  das  volksgericlitliche  Verfahren.  Der  Zweikampf  tindet 
nach  dem  Zeugniss  der  Lex  Ribuana  nur  vor  dem  König 
statt.  Der  Zweikampf,  dessen  die  Lex  Ribuaria  gedenkt, 
ist  der  Zweikampf  mit  der  blanken  Waffe,  cnm  armis  suis, 
cum  gladio,  d.  h.  der  Zweikampf,  welcher  auch  nach  den 
übrigen  Stamnicsrecliten  der  Zweikampf  ist. '*^)  Die  karolin- 
gischen  Capitularien  haben  für  das  volksgerichtliche  Verfahren 
den  Kampf  mit  Schild  und  Knüttel  eingeführt,  und  auch  für  die 
Stammesgebiete,  in  denen  bisher  der  volksgerichtliche  Zweikampf 
cum  spata  tracta  galt,  das  alte  Becht  beseitigt.*^)  Das  heisst: 

")  Vgl.  Sal.  53.  56.  Rib.  31,  5. 

T*)  Rib.  32,  4:  fidejusBorM  —  Qt  ae  ante  rogem  repraesentet,  et 
ibidem  cum  amiis  luis  contra  contrariam  Bttom  se  atodeat  defeneare. 
59,  4:  se  ante  regem  repraesentare  stadeant  pngnatari.  67,  5:  cum 

armis  suis  se  defensare  stadeat  ante  regem.  —  Nur  in  einem  cinzicen 
Fall,  wo  der  ProceSB  als  solcher  (es  liandelt  sich  um  die  Freiheit  eines 
hnnio  denarialis,  d.  h.  um  die  Rcchts!)cständiu:koit  eines  königsgericht- 
liclien  Acts)  als  Process  vor  dem  Köni^  ^'tnlacht  wird,  wird  das  „ante 
regem''  nicht  ausdrücklich  hinzugefügt :  ipse  cum  gladio  suo  hoc  studeat 
defensare,  Rib.  57,  2. 

Vgl.  Siegel  S.  202  ff. 
*V  Vgl.  Cap.  Hloth.  Olonn.  a.  825  cap.  gener.  c.  12  (Pertzl,  p.  252): 
Qoibuscnmqae  per  legem  propter  aliqoam  contenlionem  pugnafiierit  jn- 
dicata,  praeter  de  infideütate,  cum  fustibus  pugnent,  sicnt  in  capitu- 
lare  doininico  prius  constitutum  fuit.  Die  Stelle  ergiebt  zu<jleirh, 
dass  es  sich  um  Abäuderun?  des  altlangobardischcn  Kechts,  und,  dass  es 
sich  nm  Durchführung  eines  lediglich  auf  der  Capitulariengesctzgebnu!? 
rulionden  ßechtssatzes  handelt,  gegen  Wilda,  Ordalien  S.  465  Note  1 
(in  Ersch  u.  Graber's  Encycl.).  —  Andere  Stellen,  welche  den  Kampf  mit 
Schild  und  KnOttel,  nnd  swar  fttr  das  Tolksgericbtliche  VerfUireD  be- 
weisen, sind  Cap.  HInd.  P.  a.  814  c.  1  (Pertz  I,  p.  84  c.  9),  a.  816  c  1 
(p.  Iflö).  Cl^.  AquiBgran.  a.  817  legib.  add.  c.  10  (p.  212).  c.l5fp.213). 
Cap.  Hloth.  a.  832  c.  11  (p.  361).  Cap.  in  lege  Rib.  mitt.  a.  803  c.4.8 
(p.  117).  Cap.  miss.  de  latron.  c.  3  (p.  120).  Lib.  Pap.  Kar.  M.  65  (inc. 
orijr.x  —  Vgl.  Mir.  S.  Honc.licti  c.  8  fBolland  21.  März,  p.  308):  adju- 
dicatum  est  (im  Vict'grafengcricht  zu  Orleans,  unter  Ludwig  d.  Fr.),  ut 
ab  utraq^ue  parte  testes  exirent,  qui  post  sacramenti  fidem  scutis  ac 
baculis  decertaatas,  finem  controversiae  impouerent.  Das  Urthefl  c^g 
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nach  karolingischem  Becht  ist  ohne  Unterschied  der  Stanunes- 
rechte  der  Zweikampf  vom  ordentlichen  Verfahren  aus- 
geschlossen, und  im  Volksgericht  anstatt  des  Zweikampfs 

,  nur  ein  Surrogat  des  Zweikampfs  möglich.  Aber  im  Konigs- 
gericht,  und  zwar  —  wie  von  den  karolingischcn  QueUen  in 
gleicher  Weise  wie  von  der  Lex  Ribuaria  hervorgehoben  wird 

—  nur  im  Königsgericht,  erhält  sich  auch  in  karolingischer 
Zeit  der  Zweikampf  mit  dem  Schwert,  d.  h.  der  Zweikampf, 
welcher  wirklich  Zweikampf,  pugna,  bellum  ist*^  Das  frän- 
kisclie  Recht  ist  durch  das  Mittel  der  Capitularien  auch  an 
dieser  Stelle  in  karolingischer  Zeit  Keichsrecht  geworden. 
Nach  fränkischem  Stammesrecht  in  merovingischer,  nach  frän- 
kischem Reichsrecht  in  karolingischer  Zeit  unterscheidet 
sich  das  Verfahren  im  Königsgericht  als  Verfahren  mit  Zwei- 
kampf von  dem  Verfahren  im  Volksgericht,  welches  dn  Ver- 
fahren ohne  Zweikampf  ist.  Die  geschilderte  Entwickelnng 
gewinnt  ihr  \'erständniss  nur  durch  den  Satz,  dass  das  Gottes- 
urtheil  des  Zweikampfs  nach  liäükibchem  Volksrecht  kein 

jedoch  nicht  durch,  weil  es  sich  um  Kirchengut  handelte.  Noch  im 
11.  Jahrhundert  begegnet  in  Nordfrankreich  der  Zweikampf  mit  Schild 
and  Knattel  Mir.  S.  Berfcini  U,  c.  15  (Mabill.  III,  1,  p.  142). 

*■)  So  die  bekannte  Stelle  ans  dem  Ermoldns  Nigellas  Hl,  643  ff.: 
Mos  erat  antiqaasFrancornm  —  nt,  qnicomqae  fidem regi serrare 

—  abiict,'nt  —  tum  si  fratcr  adest,  qui  so  super  Imoc  qnoqne  dicat  („wenn 
es  auch  der  Iciblicbo  Bruder  ist,  der  diese  Anklairo  pofren  ihn  erhebt"), 
tunc  decet,  ut  hello  certet  nterque  foro,  regibus  et  Francis  coram 
cunctoquc  senatu ;  —  judicioque  dato  —  arnia  parant.  Vgl.  Waitz 
V.  G.  IV,  S.  3G0  Note  3.  —  Einen  anderen  Fall  ergiebt  die  Vita  IIlu- 
dowid  e.  46  {Pertz,  Script.  II,  p.  634):  Bernhard,  des  Ehebruchs  mit 
der  Kaiserin  angeklagt,  imperatorem  adiens  (anf  dem  Reichstag su 
Diedenhofen)  modum  se  pnrgandi  ab  eo  quaerebat  more  Francis 
8 0 Ii 1 0 ,  scilicet  crimen  obicienti  semet  obicere  Tolens ,  armisquc  in- 
pacta  dilucre.  —  Dem  nämlichen  Rechtssatz  giebt  das  in  Note  81 
citirte  Capitnlar  liotiiars  v.  J.  825  Ausdruck:  praeter  de  intiile- 
litate,  cum  fustitjus  pugnent.  Der  Zweikampf  im  Ilocbverratbsprucess 
wird  schlechthin  von  dem  ßechtssatz,  dass  nur  cum  fustibus  gekiimplt 
werden  solle,  ausgenommen,  weil  das  Verfahren  in  Ilochverrathssacheu 
nach  stehender  Praxis  im  fr&nkischen  Reich,  wie  gerade  auch  die  aufgeführ- 
ten Fülle  ergeben,  ansschliesslich  kOnigsgerichtlich es  Verfahren  ist 
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Gottesurtheil  ist.  Das  fränkische  Keclit  kennte  im  Gegensatz 
zu  den  übrigen  Stammesrechten ,  den  Zweikampf  cum  spata 
tracta  nicht  als  Mittel  des  ordentlichen,  sondern  nur  als 
Mittel  des  außerordentlichen  Verfahrens,  d.  h.  nicht  als 

IJewcismittol  luich  Volksrcclit ,  sondern  nur  als  Bcwcisniittcl 
nach  Anitsrecht.  Und  zwar  ist  nach  fränkischem  Recht  die 
Amtsgewalt,  welche  gegen  das  Recht  den  Zweikampf  zu  ge- 
statten befugt  ist,  ausschliesslich  die  höchste,  die  königliche 
Amtsgewalt  Gleich  der  Inqoisitionsgewalt  ist  die  Eampf- 
gewalt  —  es  möge  der  Ausdruck  gestattet  sein  —  der  gräf- 
lichen Gewalt  gegenüber  königliche  Prärogative,  und  deshalb 
der  Zweikampf  gleich  der  inquisitio  per  testes  im  Princip  ein 
Präcipuum  des  konigsge  rieht  liehen  Verfahrens. 

Nach  dem  Vorigen  wird  die  Thatsache  von  Interesse,  dass 
den  ordentlichen  missi  dominici  von  emer  Beihe  Yon  Urkunden 
des  10.  und  lt.  Jahrhunderts  die  Kamp^walt  zugeschrieben 
wird,  und  zwar  den  ordentlichen  missi  im  Gegensatz  zu 
den  übrigen  ordentlichen  Beamten.  Die  Wendungen  der 
Urkunden:  duelhim,  battallui,  bellum  stellen  klar,  dass  hier 
mit  dem  „Kampf*^  (P^gi^)  der  alte  Zweikampf,  d.  h.  der 


"*)  Vgl.  die  Zeugnisse,  welche  Ficker  II,  8.  16  ff.  40  ff.  53  ff.  59 
angeführt  hat.  Es  hoisst :  et  si  acciderit  de  pracdictis  rebus  et  familiis 
sine  pugna  legaliter  non  i>osse  difliniri  —  concedimus  episcopi  niisso 
vcl  vicedotnino,  ut  sit  noster  niissus  et  habeat  potestateni  (U'liherandi 
et  ditiinieudi  atfiue  dijudicandi  tauiquam  noster  comcs  palatii,  oder: 
habeafc  nostram  imperialem  aoctoritatem  —  daellom  jodiränd!  {Ficker 
S.  16),  oder :  omnes  battalliae  jadieatae  debent  fieri  per  nuntios  et  ad- 
vocatos  epfacopi  (der  mit  den  Rechten  eines  missne  bekleidet  ist, 
Ficker  8.  19),  oder:  per  lejj^m  et  pognam  omne  pladtnm  ante  se  de- 
finiant,  quemadmodura  ante  nostram  presentiara  vel  nostri  comitis  pala- 
tini  fieri  debucrant  (Ficker  S.  40;  u.  s.  f.  —  Brunn  or's  Ansicht 
(Zenfjrn  S.  50.  51),  dass  die  bosondorc  Amtsgewalt  des  Königs  und  des 
königlichen  missus  in  dem  Uechtc  der  Ausschliessung  des  Zwei- 
kampfs bestanden  habe,  ist  bereits  durch  Ficker  (S.  16  Note  3)  wider> 
legt  worden. 

**)  Die  Gonauln  der  italischen  Städte  können  wohl  anf  den  Kampf 
erkennen,  bedürfen  aber  zur  Yollziebnng  des  Gottesurtheils  der  Gegen- 
wart des  P&lzgrafen  oder  eines  missus  dominicus,  Ficker  S.  53  ff. 
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Kampf  mit  der  blanken  Waffe  gemeint  ist  Die  Urkunden 
selber  setzen  die  Eampfgewalt  des  missus  unter  den  Gesichts- 
punkt: habeat  (noster  missus)  potestatem  deliberandi  et  diM- 

nieiuli  atque  dijudicandi  tamquam  noster  comes  palatii, 
oder:  per  legein  et  pugiuim  detiniant,  quemadmodum  ante 
nostram  presentiam  vel  nostri  comitis  palatini  tieri 
debuerant  Die  Kampfui  walt  des  missus  ist  königliche 
Eampfigewalt.  Wir  brauchen  kaum  anzustehen,  aus  dem  In- 
halt der  Urkunden  des  10.,  11.,  12.  Jahrhunderts  auf  das 
Recht  des  karolingisch  fränkischen  Reichs  zurückzuschlie^sen. 
Die  genannten  Uikiiudeii  entwickeln  einen  iiechtssatz,  dessen 
Voraussetzungen  einerseits  nach  dem  Zeugiiins  der  Lex  Piibuaria 
bereits  seit  dem  6.  und  7.  Jahrhundert,  andererseits  nach  den 
karolingischen  Quellen  bereits  seit  dem  Ende  des  8.  Jahr- 
hunderts, d.  h.  seit  Entstehung  der  ordentlichen  missatischen 
Gewalt  gegeben  sind.  Die  genannten  Urkunden  ziehen  ledig- 
lich die  Consequenz  wie  aus  der  ausschliesslichen  Competenz 
des  Kihiigsgericlits  füi"  den  Zweikampf,  so  aus  den  Amts- 
befugnissen der  ordentlichen  missi,  welclie  wir  für  die  inqui- 
sitio  per  testes  wirksam  sehen.  ^*^)  Der  missus  dominicus 
unterscheidet  sich,  wie  der  Pfalzgraf,  dadurch  von  dem  Grafen, 
dass  er  nicht  blos  des  Richters,  sondern  des  Königs  Stelle 
einnimmt.  Der  missus  dominicus  unterscheidet  sich,  wie  der 
Pfalzgraf,  dadurch  von  dem  Grafen,  dass  er  nicht  blos  die 
verlas.sungsmässig  ricliterlichen  liechte .  sondern  auch  die 
königlichen  licservatrechte,  die  in  der  königlichen  Macht  ent- 
haltene plenitudo  potestatis  zu  verwalten  berufen  ist. 

Der  deutschen  Gerichtsverfassung  ist  zu  der  Zeit,  in 
welcher  wir  uns  bewegen,  ein  Unterschied  von  höheren  und  * 
niederen  Gerichten  in  unserem  Sinne  unbekannt  Es  giebt 


")  Vgl.  Note  83. 

Es  ergeben  sich  daraus  die  Gegenargumente  gegen  die  von 
Ficker  I,  8.  286.  II,  8.  55,  57  vertretene  Ansicht,  dass  erst  anfolge 
der  sp&teren  Entwickelong  die  Kampfgewalt  dem  König  und  den  könig- 
lichen missi  vorbehalten  seL 
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keinen  Instanzenzng  und  keine  verschiedene  Competenz  der 
Gerichte,  welche  kraft  öffentlichen  Rechts  thätig  sind.  Die 
deutsche  Gerichtsverfassung  entwickelt  aber  einen  Unterschied 

zwischen  höheren  und  niederen  Gericliten,  welcher  nicht  durcli 
die  Machtzuständigkeit,  sondern  durcli  die  Maclitbef ugniss 
des  Vorsitzenden  Richters  gegeben  ist.  Der  Unterschied  der 
Machtbefugniss  ist  nicht  blos  durch  das  factisch  grössere 
Schwergewicht  gegeben,  welches  an  sich  den  Befehl  etwa  des 
Königs  von  dem  Befehl  des  Grafen  unterscheidet  Der  Unter- 
schied der  Machtbefugniss  hat  seine  bestimmte  juristische 
Grundlage  in  der  verschiedenen  Stärke,  mit  welcher  das  obrig- 
keitliche iuiperium  dem  Volksrccht  gegenüber  ausgestattet  ist. 
Es  ist  bereits  früher  gezeigt,  dass  dem  Grafen,  d.  h.  dem 
Bichter,  nur  in  bestimmten«  durch  die  Gerichtspraxis  fest- 
stehenden  Gränzen  die  Vertretung  des  Amtsrechts  gegenüber 
dem  Volksrecht  zuständig  ist.  ^'^  Dem  König  steht  die  höhere 
Gerichtsgewalt  zu,  deren  Aufgabe  schlechthin  wie  die  Voll- 
streckung, so  die  l>eseitigung  des  Volksrechts  ist.  Im  könig- 
lichen Ilofgericht  wird  der  König  durch  den  Pfalzgrafen,  im 
Volksgericht  durch  den  missus;  und  nur  durch  diesen,  ver- 
treten. Die  Ansicht  Eichhornes  ist  dahin  zu  ändern,  dass 
nicht  die  Gerichtsbarkeit,  wohl  aber  die  Gerichts gewalt  des 
königlichen  Gewaltboten  der  des  königlichen  Pfalzgerichts 
gleichkoninit.  Der  königliche  missus  hat  die  Aufgabe,  für 
die  Gerichtsverwaltung  in  der  Provinz  die  königliche  Gerichts- 
gewalt (und  in  diesem  Sinne  das  königliche  Gericht)  zu 
repräsentiren.  Insofeme  ist  der  missus  gegenüber  dem  Grafen 
der  höhere  Bichter,  und  das*  missatische  Gericht  gegenüber 
dem  Grafengericht  ein  höheres  Gericht.  Durch  das  Mittel 
der  missatischen  Gerichtsgewalt  vermag  auch  das  Verfahren 
im  Volksgericht  dieselbe  Freiheit  der  Bewegung  zu  gewinnen, 
•  welche  sonst  Präciinmm  des  königsgcrichtliclien  VerJÄÜi'ens 
im  Gegensatz  zum  volksgerichtlichen  Verfahren  ist. 


Oben  8.  167. 
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Mit  dem  Vorigen  hängt  es  zasammen,  dass  die  Mimt- 
privilegien  dem  SchUtzHng  die  Ertheilnng  der  Abhülfe  gegen 
die  Strenge  des  Volksrechts  im  Königsgericht  oder  im  missa^ 
tischen  Gericht  zusagen  können.'*'^)  Der  missus  doniinicus 
ist  gleich  dem  König  im  Stande,  gegen  das  iuiquum  dispeu- 
dium,  welches  das  Yolksrecht,  d.  h.  das  Hecht,  mit  sich  führen 
kann,  kraft  höchster  Amtsgewalt  Abhülfe  zu  gewähren.  Mit 
dem  Vorigen  hängt  es  ebenso  zusammen,  dass  die  im  Volks- 
gericht vor  dem  missus  *  vorgebrachte  Klage  nicht  ohne  Wei- 
teres im  Gericht  des  ordentlichen  Kichtcrs,  sondern  im  missa- 
tischcn  Geiiclit  fortzuführen  ist.  Wir  sehen,  dass  das  P>e- 
weisurtheil  der  missi  den  Beweistermin  auf  das  nächste  missa- 
tische  Gericht  ansetzt.^®)  Wir  sehen,  dass,  dem  Wortlaut 
des  Beweisurtheils  entsprechend,  auf  das  nächste  missatische 
Gericht  mit  der  Weiterrerhandlung  der  Sache  gewartet 
wird.  Der  Umstand ,  dass  dieselben  missi  auch  in  detf  spä- 
teren Terminen  zu  Gericht  zu  sitzen  liaben,  bewirkt,  dass 
die  volksrcnditliche  Gericlitsfrist  von  sechs  Wochen  in  missa- 
tischen  Sachen  factiscli  zu  einer  GerichtsfrLst  von  zwei  Jahren 
sich  erweitem  kann.      Wir  sehen  endlich  in  den  Fällen,  in 

**)  80  Boz.  15  (Garpent.  61):  Qaod  si  aliqnae  causae  adveraus  eos 

ant  homines  eorum  —  surrexerint  — ,  quae  intra  patriam  („im  Land- 
gericht") juste  et  legaliter  fioitae  esse  nequiverint,  volumus  ut  asqne 

ad  nostram  aut  raissornm  nostrorum  prarsontiam  sint  sii- 
spensae  vel  conscrvatac,  qualitcr  ibi  justara  et  legitiinani  rocipiant  sen- 
teutiam.  —  Vgl.  olieii  S.  IGG.  IGT.  —  Auf  die  Verwaltung  des  königlichen 
{Schutzes  durch  missi  dominici  beziehe  ich  auch  die  von  F  i  c  k  c  r  II, 
S.  15  Note  1  dtirte  italische  Urkonde  t.  J.  857  (der  König  flbertrftgt 
auf  Vorschlag  des  Klosters  swei  Brfldem  omnem  missatieam  de  predicto 
monasterio,  nt  nostro  mundeburdio  et  nostra  aactoritate  sab  eomm 
inancat  tuitionc),  vgl.  auch  Cap.  de  caus.  mon.  S.  Cmds  a.  822  c.  8 
(Walter,  C.  J.  G.  II,  p.  355). 

ä")  Perard  p.  147  l  a.  8G7)  :  Missalgericht,  ürtheil  auf  Beweiserbrin- 
gung post  40  noctcs  in  proxirao  mallo,  qiiod  in  Uscarense  et  in  Atoüriis 
ipsi  missi  tenent.  Die  zwei  weiteren  Termine,  Perard  p.  14ö  (,a.  ö68), 
p.l40  (a.870),  werden  demgemäss  beide  von  den  nftmlichen  missi  abgehalten. 

**)  Der  zweite  Termin  in  der  Note  88  aufgeführten  Rechtssache 
{ftllt  dem  Urtheil  entsprechend  6  Wochen  jspäter  (oben  S.  437  Note  138 
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welchen  die  Fortfährang  der  Sache  von  dem  nüssus  an  den 

ordentlichen  Richter  übergeht,  den  Uebergang  durchweg  durch 
eine  aiLsdrückliclic  Verfügung  des  missiis  motivirt. '•'M  Der 
Vorzug  der  Verhandlung  iui  missatisclien  Gericht  wird  für 
die  Rechtssache  durch  den  Processbeginn  im  missatischen 
Gericht  erworben.  , 


Wir  können  die  Stellung  des  missus  zur  Gerichtsverwal- 
tung in  den  Satz  zusammenfassen,  dass  der  m^us,  im  Gegen- 
satz zum  (irafou,  bei  Königs  bann  riclitet.  Die  Thiitsaehe, 
dass  der  niissus  domiuieus  mit  vicekönigliclicr  Gewalt  richtet,^-) 
gewinnt  darin  ihren  klarsten  juristischen  Ausdruck,  dass  das 
Gewedde  nach  Amtsrecht  im  Missalgericht  Königsgewedde  ist. 
Dem  ordentlichen  missus  dominicus  wird  für  die  Ladung  zum 


a.  £.)t  während  der  dritte,  wie  die  Daten  zeigen,  2  Jahre  nacb  dem 
sweiten  gehalten  wird.  —  Ygl.  Note  91  a.  E. 

Meichelb.  I,  Nr.  269  (a.  811):  Termm  im  Missalgericht  Tunc 
jnssit  Audttlfus  (der  missus)  Job  com.  et  E.  jadice,  nt  hoc  caate 

et  sollicitc  inquirercnt.  Darauf  zweiter  Termin  im  Grafentroricht.  — 
Mir.  S.  Bened.  c.  8  (Bolland  21.  März  p.  308):  Termin  im  Missalgericht, 
visura  est  raissis  dominicis,  placituin  Aurelianis  rautare.  Darauf 
zweiter  Tennin  im  Vicegraftingericht  zu  Orleans. —  Monum.  Patr.  Chart.  I, 
Nr.  19  (a.  827):  Termin  im  Missalgericht,  amouuit  ipse  Boso  comes 
Tel  misso  domini  imperatoris  Katperto  comiti,  ut  ipsa  causa  diligenter 
inquireret  Darauf  zweiter  Termin  im  Orafengericht.  —  Fumagalli  Nr. 
57  (a.  844):  Termin  im  Missalgericht,  et  ipsi  missi  comandaverunt 
istius  6.  vicedomno  et  Johanni  (Graf  yon  Mailand)  seo  K.  scavinis  et 
reliconiro,  ut  causam  ista  ilcliberarint.  Darauf  zweiter  Termin  im  Grafen- 
gcrifht.  —  Nach  Muratori  Aiit.  III,  ji.  1033  (a.  Sö'^i  hatten  kuisorliche 
iiiissi  einen  Termin  in  Pisa  abcri'halten.  In  Folire  der  niunjrelniU'n  l'eher- 
wei.snn^  der  Sache  an  den  onleiitlichen  Ricliter  war  dieselbe,  dum  ipsi 
missi  porrexissent  in  servitio  ejusdem  Augusti  (so  scheint  für:  ei  de 
mense  Augusti,  gelesen  werden  zn  massen)  et  non  ibtssent  ad  ipsum 
praedestinatum  placitom,  Hegen  geblieben,  und  bedurfte  es  eines  beson- 
deren  kaiserlichen  Befehls,  um  den  Ortsricbter  zur  Weiterverhandlung 
der  Sache  zu  ermächtigen:  per  imperialem  jussionem  sitzt  der  Gastaldo 
von  Pisa  mit  dem  Bischof  von  Pisa  in  der  Sache  zu  Gericht. 

")  Ad  vicem  regiae  potestatis  heisst  es  z.  B.  in  einer  italischen 
Urkunde  v.  J.  960,  Kicker  II,  S.  Ki,  und  begegnet  für  den  missus 
neben  anderen  Amtsbononniingen  auch  die  Bezeichnung  vicarius  im- 
peratoris, Fi  Oker  II,  S.  1.  7. 
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Landtag  von  den  Capitnlarien  clie  Anwendung  des  Königs- 

hannes  zuii^cschriohen.  Der  ordciitliclie  missus  doniiiücus 
ladet  bei  Königsbuuu  (regia  auctoritate)  die  Geineindegenossen 
zur  inquisitio.  3*)  Dem  ordcntliclien  iiiissus  dominicus  gebührt, 
wie  ausdrücklich  bezeugt  wird,  überhaupt  das  Recht,  ex  regia 
auctoritate  zur  Durchführung  seiner  Amtsgewalt  vorzugehen.") 
Die  gesammte  vorige  Entwickelung  ruht  auf  der  That- 
sache,  dass  auch  der  ordentliche  missus  dominicus  im  Gegen-  * 
satz  zum  Grafen  ein  Stellvertreter  des  Königs  ist. 

§.  20. 

Yieeeomes. 

Von  dem  Centeiiar,  d.  Ii.  dem  gräliichcn  Schultheissen, 
unterscheidet  sich  der  missus  comitis. 

Der  missus  comitis  hat  den  Grafen  bei  den  Handlungen 

**)  Cap.  misso  data  a.  803  c.  5  Oderts  I,  p.  122):  UloB  vero  (epi- 
scopos,  abbates  vel  ceteros  homines  nostros)  per  bannum  nostrum 

ad  placitum  vestrnm  bannire  facialis.  —  Auf  die  gerichtliclic  Ladiuig 
(zum  Königsgericht)  durch  einen  ausserordentlichen  missus  bezieht  sich 
die  oben  S.  177  Note  130  angezogene  Steile. 
•*)  Vgl.  Brunn  er,  Zeugen  S.  147. 

*')  Cap.  Aquisgrao.  a.  825  cap.  nüss.  e.  4  i.  f.  (PertE  I,  p.  247): 
Et  81  aliqua  talis  causa  ad  eornm  notitiam  perlata  faerit,  quae  eomm 
aoxilio  indigeat,  —  ex  nostra  auctoritate  illud  corrigere  studeant.  Vgl. 

die  von  Ficker  II,  S.  121  citirte  Urkunde  v.  J.  1043.  —  Anzuziehen 
ist  an  dieser  Stolle  auch  Cap.  Saxon.  a.  797  c.  4  (p.  70),  wonach  das 
altsächsische  Gewedde,  fjro  wargida,  in  gleicher  Höhe  (von  24  solidi) 
unter  Vorsitz  des  missus  dominicus  wie  unter  Vorsitz  des  Königs  zu 
entrichten  ist,  nur  dass  der  Erstere,  weil  er  im  Volksgericht  präsidirt, 
das  Oewedde  mit  der  Oerichtsgemeinde  sa  theilen  hat  Unter  Vorsitz 
des  Grafen  verfifülen  nur  12  solidi,  ond  «war,  wie  es  scheint,  nur  an 
die  Gerichtsgemeinde.  Wargida  flbersetzt  v.  Richthofen  Lex  8ax. 
S.  256  in  der  Note,  S.  344  Note  3  durch  „Verurtheilung".  Die  rich- 
tige üebersetzung  scheint  mir  durch  das  Capitular  selbst  gegeben, 
welches  pro  wargida  abwechselnd  mit  pro  districtionc  setzt.  Die  war- 
gida ist  eine  „zur  Bestrafung"  zu  zahlende  Summe,  d.  h.  augenschein- 
lich ein  (ierichtsgewedde,  welches  vom  unterliegenden  Thcil  „zur  Strafe" 
entrichtet  wird.  Auch  nach  altdeutschem  Kecht  steht  der  Processver- 
Ittst  als  solcher  unter  Strals. 
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ZU  vertreten,  deren  Vollziehung  grafscliaftsverfeasungsmässig 
persönliche  Sorge  des  Grafen  ist.  Die  bisher  herrschende 
Lehre  hat  den  Vicar  im  Gegensatz  zum  Centenar  als  einen 
zur  persönlichen  Vertretung  des  Grafen  bestellten  Beamten 
aufgefasst.  ^)  £s  hat  sich  ergeben,  dass  der  Vicar  mit  dem 
Centenar  identisch  ist  Die  Grafschaftsrerfafisnng  kennt  unter 
dem  Giafenamt  nur  ein  einziges  ordentliches  Amt,  das  Schult- 
heissenamt :  es  giebt  dem  Grafen  einen  Subaltern,  nicht  einen 
Stellvertreter.  Neben  dem  Schultheissenamt  hat  das  Amt  des 
missus  comitis  ergänzend  einzutreten.  Der  missus  comitis  ist 
der  „Gewaltbote"  des  Grafen,  welclieni,  im  Gegensatz  zum 
Schultheissen,  für  irgend  eine  Handlung  der  gräflichen  Thä- 
tigkeitssphäre  durch  besonderen  gräflichen  Auftrag  die  Stell- 
vertretung des  Grafen  übertragen  ist 

Es  ergiebt  sich  daraus,  dass  der  missus  comitis  als  solcher 
keine  Stellung  zur  Grafschaftsregierung,  insbesondere  zur  gräf- 
lichen Gerichtsverwaltuug  hat.  Der  Inhalt  des  gräflichen 
Auftrags,  >Yelclier  allein  für  seine  Stellung  massgebend  ist, 
kann  ihm  Aufgaben  der  verschiedensten  Art  überweisen.  Der 
Bote  des  Grafen,  weh^er,  lediglich  die  Stelle  eines  Briefes 
vertretend,  etwa  dem  Bischof  von  der  im  Grafengericht  gegen 
einen  Geistlichen  anhängig  gemachten  Klage  Nachricht  giel)t,-j 
oder  der  Parthei  die  Ladung  des  Grafen  zum  Gericht  ü])er- 
briugt,^)  oder  dem  König  Bericht  über  die  Amts  Verwaltung 


Vgl.  die  Citate  oben  S.  213  Note  .'3. 

')  Cap.  Mantuan.  II  a.  787  c.  1  (Pert/  I,  p.  110  c.  12):  mittat  ju- 
dex (der  Graf)  clamantem  cum  missos  suos  ad  cplscopuin.  —  Cap.  Pipp. 
a.  782 — 7U2  c.  ü  (p.  43;:  dirigat  illum  comis  aut  per  luissum  suum 
aut  per  epistolam  Bitaiii  ad  ipsum  pontificem.  Vgl.  ZeHschr.  f. 
Eirchenr.  IX,  S.  S16  Note  60. 

*)  Lex  Franc.  Cham.  48:  Ingennus,  si  per  comitem  aut  per  nissnin 
aanm  bannitna  faerit  —  Edict.  Pist  a.  864  c.  6  (Ferta  I,  p.  489): 
comes  misBom  snam  ad  illam  terram.  In  qua  domoa  quis  habuit,  mittat, 

et  eum  bannire  et  mannire  jubcat.  —  Karlom.  Cap.  ad  Vern.  a.  884 
c.  11  (p.  553):  comes  —  eum  venire  Tocet  Qoi  si  comitem  aut  mi^som 
illioa  audire  noluerit  — . 
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des  Grafen  erstattet,^)  ist  ebensowohl  ein  missos  oomitis,  wie 

der  Beauftraijte,  welclicr  im  Namen  des  Grafen  mit  der  selb- 
ständigen  Verwaltung  der  gräflichen  liegicrungsrechte  be- 
traut ist. 

Dass  es  dem  Grafen  zustand,  sich  eines  missus  nicht  nur 
als  Boten^ngers,  sondern  als  eines  wahren  Stellvertreters  für 
die  Ausübung  der  Gralenrechte  zu  bedienen,  setzt  der  Wort- 
laut der  Quellen'  ausser  Zweifel.  Bereits  im  6.  Jahrhundert 

sieht  König  Guntram  sich  genöthigt,  den  Grafen  einzuschärfen, 
diiss  sie  wie  solche  Centenare,  so  auch  solclie  ,.quoscumquc  de 
latere  suo"  nicht  einsetzen  sollen  (instituere  vel  destinare  prae- 
sumant),  „welche  entweder,  für  Geld  feil,  den  Verbrecher  unge- 
straft lassen,  oder  die  richterliche  Zwangsbefugniss  unrecht- 
mässig üben/* Mit  den  „quicumque  de  latere  suo"  sind  die 
missi  comitis  gemeint.  Die  Stelle  setzt  zugleich  ausser  Zweifel, 
dass  wie  der  missus  doniinicns  vom  König,  so  der  missus  co- 
mitis verfassungsmässig  vom  Grafen  ernannt  wird.®)  Die  Dele- 
gationsbefugniss  ist  nach  deutschem  Recht  in  jeder  ordentlichen 
Amtsgewalt  enthalten.^)  Wie  die  Einsetzung  der  CSentenare,  d.h. 
der  verfassungsmäs^n  Gehülfen  des  Grafen,  so  ist  die  Einset- 


*)  Cap.  Pipp.  a.  782—792  i.  f.  (Pertz  I,  p.  44):  uniisqiiisque  judex 
noster  (jeder  Graf)  dirigat  inissuni  sniim  ad  nos,  ponondum  nobis  ra- 
tiouem.  —  Cap.  Aquisgran.  a.  810  c.  1  (p.  162):  coniitcs  illorum  missos 
transmiitaut  (ad  palatium)  contra  illos  (clamatores),  qui  mentiendo  Ta« 
dunt,  nt  iUoB  coliTincaat. 

>)  Edict  Guntchr.  a.  585,  oben  S.  242. 

•)  V.  Savigny  I,  S.  275  hält  „alle  Stellvertreter"  des  Grafen  für 
vom  Volk  gewählte  Beamte.  Der  Ansicht  von  Waitz  V.  G.  II  (2.  Aufl.) 
S.  380  Note  4,  dass  das  Gesetz  Guntrams  überhaupt  die  Ernennung 
von  Contenaren  und  missi  durch  die  Grafen  untersagen  wolle,  ist  schon 
oben  S.  242  gedacht.  Der  König  hätte  des  Zusatzes:  qui  uialis  operibus 
etc.  nicht  bedurft,  wenn  seine  Meinung  die  ihm  von  Waitz  zuge- 
schriebene gewesen  wäre.  Dass  die  gleich  zu  citirende  Stelle  des  ala- 
mannischen  Yolksrechts  für  die  im  Text  vertretene  Ansicht  spricht,  ist 
bereits  von  Waitz  selbst  (a.  a.  0.  S.  381)  bemerict;  ebenso  legt  die 
gesammte  spätere  Entwickelung  für  die  Ernennung  wie  der  Centenare» 
so  der  missi  durch  den  Grafen  Zeugniss  ab. 
Vgl.  unten  Note  21  a,  E. 
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ziing  der  missi  comitis,  d.h.  der  Delegatare  des  Grafen,  ein 
Intemum  der  Grafschaftsregierung.  Für  das  7.  Jahrhundert  er- 
giebt  die  Lex  Alamannorum  das  nämliche  Resultat.  Sie  setzt 
als  Vorsitzende  des  Gerichts  ohne  Weiteres  den  Grafen  oder 
den  roissns  des  Grafen  mit  dem  Centenar.*)  Für  die  karo- 
lingi.sclio  Zeit  wird  sich  aus  dem  Folgenden  eine  Reihe  von 
Belegen  erge]){'n. 

In  Rücksicht  auf  die  Gerichtsvei-fassung  ist  von  Interesse, 
dass  der  mit  dem  Vorsitz  im  Gericht  beauftragte  missus  co- 
mitis  mit  gräflichen,  d.  h.  richterlichen  Rechten  dem  Ge- 
richt priisidirt  Es  ist  früher  gezeigt,  dass  der  Oentenar  als 
solcher  des  richterlichen  Vorsitzes  im  Gericht  unfähig  ist,  weil 
dem  Centenar  als  solchem  nur  Schultheissen-,  nicht  gräfliche, 
d.  h.  richterliche  Picchte  gehören.  Der  missus  comitis  unter- 
scheidet sich  dadurch  von  dem  Centenar,  dass  er  ein  Vice- 
Richter  ist  Die  Lex  Alamannorum  spricht  m  der  ange- 
zogenen Stelle  diesen  Satz  unmittelbar  aus.  Neben  dem 
missus  comitis  hat  der  Oentenar  als  Schultheiss,  wie  neben 
dem  Grafen,  zu  fungireii.  Aber  der  Centenar  kann  selber 
zugleich  Ctuitenar  und  missus  comitis  sein.  Es  steht  sol])st- 
vcrständlich  Nichts  im  Wege,  dass  der  (  Jraf  seinen  Subaltern 
kraft  besonderen  Auftrags  in  sdneu  Stellvertreter  verwandle. 
In  emer  Reihe  von  Fällen  sehen  wir  den  Centenar  einem  Ge- 
richt über  Freiheit  oder  Immobilien,  d.  h.,  wie  der  weitere 
Inhalt  der  Zeugnisse  bestätigt,  dem  Echteding,  präsidiren. 

*)  Ahun.  Hloth.  86,  oben  S.  405. 

*)  Die  „Gleiclistellang"  des  Gentenara  mit  dem  missoB  comitis,  welche 
Waitz  a.  a.  O.  B.  381  Note  B,  8.  467  Note  2.  8.  472  Note  1  annimmt, 

beschränkt  sich  darauf,  dass  der  Centenar  als  Schultheiss  den  Mitvor- 
sitz und  (gleich  dem  missus)  die  Fähigkeit  sur  Verwaltung  richterlicher 
Zwangshandlungen  hat,  vgl,  oben  S.  405. 

'0)  So  Cartul.  de  St.  Victor  Nr.  26  (a.  845) :  Gericht  und  ITrtheil 
des  Rothbertus  vicarius  mit  scabini  und  boni  honiinos  in  mallo  publico 
(im  Gebiet  von  Arles)  über  den  Streit  um  einen  Hafenzoll  (der  Proccss 
bewegt  sich,  jSer  späteren  Anschauung  entsprechend,  in  der  Form  der 
Klage  nm  unbewegliches  Gut)..—  Vaissette  II,  Nr.  142  (a.  898):  Klage 
um  Immobilien  hu  Gericht  des  Vicars  von  Alsonne.  —  Vaissette  II, 
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Die  anscheinende  AViweicluing  von  den  Grundsätzen  der  Ge- 
riditsverfassun<j;  l)esteht  nicht  darin,  dass  der  Centenar  hier 
Richter  über  Freiheit  und  Erbe/^)  sondern  darin,  dass  er 
Kichter  im  Echteding  ist.  Die  Lösung  der  Schwierigkeit 
ist  durch  den  Umstand  gegeben,  dass  der  Centenar  in  den 
vorliegenden  Fallen  zugleich  missus  comitis  ist.  Der 
missus  comitis  unterscheidet  sich  dadurch  von  dem  G^- 

Nr.  1G3  (a.  91B):  Gericht  und  Uitlioil  des  Vicars  von  Ai/.onne  mit  Sca- 
binen  und  boni  homincs  in  inallo  puljlieo  über  Vindication  eines  Grund- 
Stücks.  —  Formeln:  iioz.  4G0  (liign.  G.  Merkel  iW;:  Gericht  und  Urtheil 
eines  Vicars  mit  Seabinen  in  illo  mallo  pnblico  Aber  einen  Freiheili- 
process.  Boz.  462  (Merkel  30):  Gericht  und  Urtheil  eines  Vicars  mit 
boni  homines  in  mallo  illo  Uber  eine  Immobflienmdication.  Boa.  499 
(Merkel  31):  Geridit  und  Urtheil  eines  Vicars  mit  boni  homines  racine- 
burgi  über  Vindication  eines  Unfreien.  Roz.  502  (Bign.  12.  Merkel  43): 
Gericht  und  Urtheil  eines  Vicars  mit  pagenses  boni  homines)  über 
Vindication  eines  Grundstücks.  —  Ebenso  in  Italien,  z.  B.  Muratori 
Ant.  I,  p.  507  (a.  856):  Klage  um  Immobilien;  erster  Termin  vor  einem 
missus  comitis;  zweiter  Termin  vor  dem  Grafen  (von  Verona);  dritter 
Termin  (Urtheil)  vor  dem  Schidtheissen. 

>>)  So  die  herrschende  Ansicht,  Tgl.  Waitz  V.  6.  IV,  S.  338. 

*«)  Vgl.  oben  S.  401  ff. 

")  In  der  Urkunde  v.  J.  918  (Note  9)  wird  der  Vicar  ausdrücklich 
als  missus  comitis  bezeichnet,  s.  oben  S.  247  Note  120.  Ebenso  in  dor 
italischen  Urkunde  v.  J.  85G  iNote  10  a.  E.):  der  Termin  im  Grafen- 
gericht schlicsst  mit  der  Verfügung:  sie  dedit  B.  inlustcr  corais  niissos 
Buos  —  U.  sculdasio  et  G.  scabino,  (jualiter  iuter  eos  i])sa  iutencionem 
deliberaret.  In  den  beid«i  anderen  nrkundlichen  Fällen  wird  dieselbe 
thatsAchliche  Voraussetznng  dadurch  indidrt,  dass  der  Vicar  beide  Male, 
gerade  wie  in  dem  dtirten  Fall  J.  918,  selbst  Parthei  ist.  Der  Graf 
überlftsst  die  seinen  Schultheissen  persönlich  angchondc  Klage  diesem 
zur  eignen  Entscheidung.  Vgl,  oben  S.  495  Note  55.  Für  die  Formeln 
sind  wir  berechtigt,  die  aus  den  urkundlichen  Fällen  erhellenden  Vor- 
aussetzungen zu  subiutelligiren.  —  Vgl.  die  von  Waitz  V.  G.  III,  S  338 
Kote  1  citirte  St.  Galler  Urkunde:  coram  missis  G.  comitis,  videlicet 
R.  et  A.  vicariis.  Dagegen  fungirt  in  dem  oben  S.  406  Note  5G  ange- 
zogenen Fall  der  Vicar  nicht  als  zweiter  missus  comitis,  sondern  als 
Schultheiss  neben  dem  missus.  Nicht  hierher  gehört  die  bairische  Ur- 
kunde, welche  Waitz  V.  O.  UI,  8.388  Note  1  anführt,  Pes  Thesaurus  1, 8 
p  203  r=  Ried  I,  p.  17  (a.  819):  venit  B.  episcopus  (von  Regensburg) 
ad  Chambe  —  et  habebat  secum  R,  vcnatorcm  nec  non  et  Bettonem 
vicarium,  scilicet  et  missum  Eattonis  comitis  nomine  Hiltirochum,  quem 
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tenar,  dass  er  als  Stellvertreter  des  Grafen  dem  echten  Ding 

zu  prüsidiren  fähig  ist.^*^) 

In  kaiülingischcr  Zeit  entwickelt  sich  das  Amt  des  or- 
dentlichen missus  comitis.  Der  ordentliche  missus  comitis 
ist  ein  vom  Grafen  für  die  Grafschafts  regier  ung  bestellter 
ständiger  Stellvertreter  des  Grafen. 

Das  Amt  des  ordentlichen  missus  comitis  ist  bereits  unter 
Karl  d.  Gr.  entwickelt.  Das  Heristaller  Capitular  v.  J.  779 
unterscheidet  von  dem  Centenar  den  judex  comitis,  den  es  mit 
dem  vicedominus,  d.  h.  dem  Stellvertreter  des  Bischofs  gleich- 
stellt. Mit  dem  judex  comitis  ist,  wie  ein  langobardisches 
Capitular  Pippins  v.  J.  801—810  ausser  Zweifel  setzt,  der 
missus  comitis,  der  Stellvertreter  des  Grafen,  und  zwar  ein 
ständiger  missus  comitis,  eine  „Obrigkeit^*  (judex)  der  Graf- 
schaftsverfassung gemeint.  Unter  I^udwig  d.  Fr.  wird  im 
Jahr  828  den  ordentlichen  missi  dominici  aufgegeben,  bei  der 
ControUe  der  gräflichen  Regierung  zu  untersuchen,  quales 
ministros  habeat  (conies)  ad  populum  regendum  vel  missos, 
utrum  juste  in  ipsis  ministeriis  agant,  aut  consentiente  vel 
neglegente  comite  a  veritate  et  justitia  declinent.^")  Yen  den 

ipse  Hatto  commiserat  ad  eandem  Chambe  locam,  ot  audiret,  qualem 

ille  episcopus  cum  illis  vicinis  habcret  rationem.  Hier  ist  der  miBSUS 
comitis  die  einzige  richterHcbe  Persönlichkeit,  und  Betto  vicarius  nicht 
der  öffentliche  Schultheiss,  sondern  der  Procc?svogt  des  Bischofs  Vgl. 
z.  B.  Meichelb.  1,  Nr.  121  ^a.  804):  Atto  episcopus  interpellavit  Adal- 
tuin  abbatem  et  Zachonem  vicariuni  ejus.  Vicarius  steht  hier  für  ad- 
vocatus,  wie  oben  S.  '247  Note  120  advocatua  für  vicarius. 

»*)  Vgl.  auch  Wartraann  I,  Nr.  325  (a.  829):  Tradition  von  Grund- 
stQcken  coram  misao  B.  eomitis  in  pnblico  pladto.  —  Nur  erwähnt  an 
werden  braucht  die  Ansicht  Eichhorn's,  Zeitschr.  f.  geach.  B.  W.  YIII, 
S.  315,  dasB  der  missus  comitis  der  Unterbeamte  des  Grafen  für  die 

fränkische,  der  Vicar  der  Unterbeamte  des  Grafen  fSr  die  römische 
Bevölkerung  gewesen  sei.  Vgl.  oben  8.  221.  229. 

"j  Vgl.  die  beiden  oben  S.  118  Note  2  i.A.  citirten  Stellen.  Hand- 
schriften des  Liber  Pap.  Kar.  M.  72  lesen  daher:  judicis  vel  vice- 
comitis,  Pertz  IV,  p.  501. 

Cap.  Aquisgran.  a.  828  instr.  miss.  c.  3  (Portz  I,  p.  329),  vgl. 
oben  S.  487  Note  30. 

Sohm,  Altdeutsche  Kelchs-  und  Gerichtsverfassung.  I.  33 
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ministri  oomitum,  d.  h.  den  Gentenaren,  nntersdieidet  das 
Capitular  die  missi  comitum,  und  zwar  die  ständigen  missi 

coniituin,  da  ileicn  Amtsführuug,  gleich  der  der  Grafen  und 
Centenare,  von  den  missi  dominici  zu  untersuchen  ist.  Wahi- 
frid  Strabo  giebt  demgemäss  die  Einsetzung  von  ordentlichen 
missi  Gomitum  bereits  als  organische  Einrichtung  der  Graf- 
schaftsveriiassung.  £r  unterscheidet  gerade  wie  die  an- 
geführten Capitularien  die  Centenare  (Vicare)  von  den  stän- 
digen missi  comitum.  Die  Urkunden  geben  eine  Reihe  von 
weiteren  Belegen. 

Für  den  ordentlichen  missus  comitis  begegnet  die  Be- 
zeichnung vicedominus.  Der  Name  vicedomiuus  beschränkt 
sich  nicht  auf  den  bdcannten  Beamten  der  geistlichen  Ver- 
fassung.  In  einer  Beihe  Yon  I^Uen  sehen  wir  einen  Yioe- 


Oben  S.  244. 

^  Walter  C.  J.  O.  III,  p.  527:  Ponro  sicut  comites  quidam  missos 
snoB  pineponuDt  popularibus,  qui  minores  causas  detcrminent,  ipsis 
majora  reservent,  ita  quidam  episcopi  chorepiscopos  habent,  qui  iu 
rebus  sibi  congruentibus,  quae  injunguntur,  efficiant.  —  Der  Wortlaut 
der  Stelle  belegt  gegen  Wai  tz  V.  G.  III,  S.  338.  3G8,  dass  nicht  „ausser- 
ordentliche",  sundern  ständige,  d.  h.  ordentliche  üewaltboteu  des  Graten 
gemeint  sind.   Vgl.  unten  2^ote  42. 

**)  Nach  den  in  Note  18  citirten  Worten  fthrt  er  fort:  Gentenarii, 
qui  et  centariones  et  vicaril,  qui  per  pagos  statati  sunt,  presbyteris 
plebei  —  conferri  queunt 

••)  Belege  für  ordentliche  missi  comitum  bereits  aus  den  ersten 
Jahren  des  9.  Jahrhunderts  werden  sich  unten  Note  21.  27.  '28.  30  er- 
geben. Ferner  vgl.  Wartniann  II,  Nr.  405  (a.  848):  Tradition  von  Gütern. 
Unter  den  Zeugen  Sig.  Kuatperti  missi.  Nr.  417  (a.  851):  Freilassung 
zu  rOinischeni  Hecht  vor  missi  dominici.  Unter  deu  Zeugen  Sig.  liilti- 
baldi  miasi  Honrati  comitis.  Nr.  636  (a.  884):  Tausch  von  Grundstücken 
zwischen  dem  Grafen  Peringer  und  St  Gallen.  Sig.  Peringeri  comitis 
et  missi  ipsins  Tisonis,  qui  hanc  cartam  patravemnt,  u.  s.  w.  Wie  in 
diesen  Fällen  der  ordentliche  missus  als  solcher  durch  den  auch  in 
ausserordentlicher  Function  gefülii  ten  Titel  kenntlich  ist,  80  beseichnet 
in  anderen  Fällen  der  Umstand  den  ordentlichen  missus,  dass  er  zur 
weiteren  Delegiriiug  seiner  Amtsbefugnisse  schreitet.  So  Vaissette  II, 
Nr.  88  (a.  862,:  erster  Termin  in  judicio  Imherto  misso  Ananfrodo 
conütc  seu  Adaulfo;  zweiter  Termin  ante  Wanduiico  niisso  Imbertü  qui 
est  missus  Ananfredo  comite,  sen  et  Adaulfo.  Nr.  98  (a.  873):  Eides- 
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dominus  als  Vorsitzenden  des  öffentlichen  Gerichts.*^)  Ur- 
kundlich wird  der  vicedominus  mit  dem  ordentlichen  missus 
comitis  identificirt.  Vicedominus  l)egegnet  noch  in  karo- 
lingischer  Zeit  als  allgemeiner  Ausdruck  für  den  „Stellver- 
treter.**^^ Der  ordentliche  missus  comitis  heisst  ein  vice- 
dominus, weil  er  ein  Stellvertreter  des  Grafen  ist. 


leistung  ex  orilinatione  Salomon  misso  Isimbcrta,  vpl.  Nr.  101  (a.  87.')): 
in  judicio  Isimberto  misso  Bcrnardo  cninitc.  Monard  I,  Nr.  6  (a.  027  : 
Gericht  ad  Castrum  Andiisie  in  presontia  Fredelone  misso  Raimundo 
coniite,  unter  deu  Beisitzern  Ebrardo  misso  Fredelone  {der  danach 
ein  ordentlicher  missus  des  ordentlichen  missus  ist).  Wie  der  Graf, 
wie  der  ordentliche  missus  comitis,  so  kann  auch  der  Yicar,  d.  h.  der 
Centenar,  snbdelegiren.  Tgl.  die  Zeugnisse  oben  8.  271  Note  208.  Die 
Delegationsbefugniss  ist  eine Amtsbefugniss  des  ordentlichen  Beamten. 

So  Vaissette  II,  Nr.  11  (a.  802):  In  judicio  Cixiliani  vicedomino 
(von  Narbonne)  mit  Schöffen  (das  Wort  judicos  ist  ausgefallen)  und 
boiii  homines  klaj^t  der  Abt  von  Cannes  gfgen  Pinaudus  auf  Anerken- 
nung des  Grundeigenthums  und  Leistung  des  Zinses.  Nr.  37  (a.  821): 
Beweistermin  in  einem  Process  um  Grundeigen  vor  Algibertus  vice- 
domlnua  (von  Narbonne)  mit  Schöffen  i|nd  boni  homines.  —  Die  vice- 
domini,  welche  neben  dem  Grafen  als  Beisitzer  im  Gericht,  z.  B.  Kind« 
linger  Hörigk.  Nr.  1  (a.  8U),  Yaissette  H,  Nr.  76  (a.  8öS),  erseheinen 
(in  beiden  angezogenen  F&Ilen  ist  eine  geistliche  Parthei  am  Process 
betheiligt),  mögen  dagegen  geistliche  vicedomini  sein.  Vgl.  Zeitschr.  t 
Kirchenr.  IX,  S.  218. 

")  Baluze  Marca  Hisp.  Nr.  16.  17:  zwei  Urkunden  über  die  näm- 
liche Gerichtsverhandlung  im  echten  Ding  des  Grafen  am  21.  August 
843  in  Impurias  civitate.  In  der  ersten  Urkunde  erscheint  neben  dem 
Grafen  nnter  den  Beisitzern  Ansemnndus  Ticedominus,  der  in  der 
zweiten  Urkunde  als  Ansemundus  vicecomes  bezeichnet  wird.  Der 
Ticecomes  ist,  wie  sich  gleich  ergeben  wird,  der  ordentKche  missus  co- 
mitis.  —  Mit  dieser  Thatsachc  wird  die  Ansicht  von  Waitz  V.  G.  IV, 
S.  394  Note  1  hinfällig,  dass  in  den  Note  21  aufgeführten  Fällen  das 
Gericht  des  vicpdoniinns  als  „Gericht  in  einer  Immunität"  zu  denken 
sei.  Vaissette  II,  }).  1G8  identificirt  andererseits  unrichtig,  der  älteren 
Ansicht  folgend,  den  vicedominus  mit  dem  vicarius. 

**)  So  heisst  es  in  der  Gesandteninstruction  v.  J.  c.4  (Portz  I, 
p.  247) :  die  missi  sollen  mit  Bischöfen,  Aebten  u.  s.  w.  ac  Ticedominis 
abbatissarum,  d.  h.  mit  den  Abgesandten,  Stellvertretern  der  Aebtissinnen 
(die  nicht  persönlich  zu  kommen  brauchen)  den  Landtag  halten.  Gleich- 
bedeutend wird  in  der  Gesandteninstruction  v.  J.  B17  c.  28  (p.  218) 
vicarius  gebraucht,  vgl.  Zeitschr.  f.  Kirchenr.  IX,  S  226  Note  83.  — 

33  * 
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In  Italien  wird  der  ordentliche  missns  comitis  als  loco- 
positus,  d.  h.  gleichfalls  als  »fSteUTertreter*'  bezeichnet. 

Der  technische  lateinische  Amtsname  für  den  ordentlichen 
missus  comitis  ist  in  Frankreich:  vicecomes.  Die  herr- 
schende Ansicht  identificirt  den  vicecomes  mit  dem  vicarius. 
Der  Irrthura  der  herrsclionden  Lehre  ist  durch  ihre  Auffassung 
des  vicarius  gegeben.  Die  Controverse,  welche  sich  über  das 
Verhältniss  des  vicarius  und  vicecomes  erhoben  hat,  dreht  sich 
lediglich  um  die  Frage,  ob  der  vicarius  nur  als  Stellvertreter 
des  Grafen  (neben  dem  Centenar)  in  jeder  einzelnen  Hundert- 
schaft, oder  auch  als  Stellvertreter  des  Grafen  in  weiteren 
Kreisen  zu  denken  sei.  Von  der  letzteren  Ansicht  aus  wird 
ein  Unterschied  des  vicarius  und  des  vicecomes  schlechthin 
geläugnet, von  der  ersteren  Ansicht  aus  ein  Unterschied 
dahin  angenommen,  dass  der  vicecomes  den  Grafen  für  die 
ganze  Grafschaft,  der  "^^car  den  Grafen  nur  für  die  einzelne 
Hundertschaft  vertrete. '^^)  Auch  nach  dieser  Meinung  ist 
begritflich  das  Amt  des  Vicars  und  des  Vicegrafen  identisch: 
nur  das  räumliche  Herrscliaftsgebiet  soll  den  Einen  von  dem 
Anderen  unterscheiden.  Die  früher  (§.  9)  entwickelte  Auf- 
fessung  des  Vicars  hat  hier  ihre  letzte  Probe  zu  bestehen. 
Die  Entscheidung  giebt  nicht  nur  der  Umstand,  dass  in  den 
Urkunden  neben  einander  auftretende  Personen  die  Einen  als 
vicecomites  von  den  Anderen  als  vicarii  unterschieden 

Schon  Waitz  V.  G.  IV,  S.  394  Note  1  hat  auf  diesen  Sprachgebrauch 
aufmerksam  gemacht. 

**)  Z.B.  Muratori  ÄntH,  p.  971  (a.845):  Geriebtssitzung  des  kai- 
seriichen  missus  Oaribaldus  in  Trient  una  com  Panlitione  misso  domni 
Liutfridi  duci  (von  Trient)  atque  locoposito  —  —  nos  snprascriptus 
Garibaldus  missus  et  Paulitius  locopositus.  --  Locopositi  begegnen  in 
italisolipn  Urkunden  sehr  häufig,  v^rl.  Waitz  V.  G.  III,  S.  339." 

")  So  V.  Savigny  I,  S.  274.  287  Note  c.  Stobbt«  in  der  ZHtschr. 
f.  deutsch.  R.  XV,  S.  84  Kote  2  Waitz  V.  G.  III,  S.  336  und  in  den 
.  l-orsch.  z.  deutsch.  Gesch.  I,  S.  539. 

*')  So  Walter  R.  0.  §.  103.  Hillebrand  deutsche  Staats-  und 
Beclitsgeschichte  §.  76.  Pernice,  Graf  S.  140.  Am  Correctesten  ist 
ir.  Daniels  I,  8.  ö51,  und,  Ton  seinen  eigenthflmliehen  Ansichten  über 
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werden,^'^  dass  ferner  in  officiellen  Beamtenaufzählungen  der 
Ticecomes  neben  dem  Ticarius  aut  centenarius  steht,  son- 
dern vor  Allem  die  unmiasTerstandliche  Thatsache,  dass  nach 
urkundlichen  Zeugnissen  der  vieecomes  Richter,  und  neben 

ihm  der  vicarius  Beisitzer  ist.      Der  vicarius  ist  der  Sub- 

du  YerhftltDiss  TOn  Romanen  nnd  Germanen  (rgl.  oben  Hote  14)  ab- 
gesehen, TöUig  treffend  Eichborn  B.  O.  I,  S.  169  Note  gg.  8.393.894, 
Tgl.  Zeitschr  f.  gescb.  K  W.  Vm,  8.  815.  —  Ganz  unklar  ttber  den 

▼icecomes  ist  Wciskc  S.  38  in  dor  Note. 

")  So  Pörard  p.  35  Nr.  18  (a.  815):  Sign.  B.  virpcomite.  G.  vica- 
rius subscripsit.  —  Baluze,  Marca  Ilisp.  Nr.  5  (a.  832):  S.  vigario.  A. 
vicocomite.  —  Besly,  comtes  p.  224  (a.  901):  Sig.  M.  vicocomitis.  Sig. 
S.  vicecoinitis.  Sig.  A.  Ticeconoitis  Metulensis  —  Sig.  A.  vicarii  —  Sig. 
A.  Ticarit. 

M)  ürk.  Ladw.  d.  Fr.  t.  J.  814  (Sickel  L.  82):  Immunttfttabeatftti- 
gong  für  St  Denis  bezflglicb  einer  villa  in  pago  Stampensi;  in  dem  im 
Original  noch  lesbaren  Theil  der  Urkunde  (Tardif  Nr.  107}  heiast  es: 
Btatnimus,  ut  nullus  comcs  vcl  vieecomes  ant  vicarius  vel  cen- 
tenarius sive  judex  pnblicus  —  aliqnam  contrarietatem  —  generare 
praesumat.  —  Urk.  Karls  il.  Kahlen  für  die  Spanier  v.  J.  844  c,  5 
(Walter  C.  J.  G.  III,  p.  20):  Et  si  aliquis  —  alium,  id  est  comitis 
aut  vicocomitis  aut  vicarii  aut  cnjuslibet  hominis  senioratum 
elegerit.  —  Yaissette  HI,  Nr.  13  (a.933) :  Das  Kloster  Montoliea  beruft 
sich  im  Gerieht  auf  ihm  Mber  ertheilte  königliche  nnd  kaiserliche 
Privilegien,  et  Ipsa  praecepta  —  füerunt  relecta,  et  resonabat  ~  quod 
nuUtts  comes  seu  vieecomes  nec  Ticarius  nec  centenarius 
nec  ullus  bomo  —  in  illorum  monitate  (fär:  immunitatc)  prendidisset 
nec  boves  — .  —  Cap.  Karlom.  a.  884  c.  9  (Pertz  T,  p.  r)52) :  comes 
pr.ioripiat  suo  vicescoraiti  suisque  [vicariis  atque]  cen- 
tenariis  ac  rcliqiiis  ministris  rci  piiblicao.  F]s  ist  nach  dem  oben 
S.  214.  215  bereits  Festgcstelltea  gleichgültig»  ob  an  letzter  Stelle  die 
Worte:  vicariis  atque,  zu  lesen,  oder  (da  sie  nur  in  einer  Handschrift 
stehen)  su  streichen  sind.  Anders  z.  B.  St  ebbe  und  Walter  a.  a.  0. 

D'Achery  XII,  p.  154  (a.  803) :  GerichlMermin  in  Vienne  in 
praesentia  dorani  Adonis  ejiisdem  ecciesiae  (tou  Vienne)  ven.  archi- 
episcopi  (Ehrenvorsitz)  et  Erlulß  vicecomitis  missi  illustris  Bosonis 
comitis  (richtorlichor  Vorsitz),  vel  judicnm  qui  ibi  aderant  ot  plnri- 
morum  n  ob  Iii  um  hominum  sacerdotum  et  levitarum,  C.  chorcpiscopi, 
A.  praepositi,  Teutelniiilii  ac  Girardi  vicarii,  Gautseranni  vicarii, 
5  Namen  (mit  denen  augenscheinlich  die  Schöffen  gemeint  sind)  et 
eaeteromm  mnltorum.  —  M^nard  I,  Nr.  1  (a.  876):  Gericht  in  Nlmes 
in  mallo  publice  ante  Bertranno  Ticescomite,  Gisalfredo  et  Gontario 
Ticariis,  5  Namen  judicibus,  20  Namen  Tel  aliomm  plurimarum 
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altera  des  vicecomes,  wie  er  der  Subaltern  des  comes  ist. 
Der  yicarius  ist  der  Gentenar,  und  steht  kraft  dieser  Eigen- 
schaft zu  di'iii  vicecomes  in  Gegensatz.  Die  Urkunden  be- 
zeugen, (lass  der  vicecomes  der  niissus  und  zwar  der  ordent- 
liche misäus  cuiuitis  ist.  Es  ist  damit  die  Thatsache  ge- 
geben, dass  der  vicecomes  von  vornherein  als  wirklieber 
Vicegraf  von  dem  Yicar  sich  unterscheidet,  der  nicht  Vice- 
graf,  sondern  Schultheiss  isf  ) 

Der  Titel  vicecomes  begegnet  schon  in  den  ersten  Jahren 
Ludwi^^s  d.  Fr.  im  Norden  wie  im  Süden  Frankreichs.^^)  Er 
ist  auch  späterhin  in  ganz  Frankreich  wie  in  Italien  geläuhg.^^) 

personaruin  qni  ibidem  aderant  ad  causas  audicndas,  recta  jiidicia  ter- 
iniuanda.  Der  Mitvorsitz,  welcher  hier  den  Vicareu  zugeschrieben  wird, 
ist  der  Schul  theissenvorsitz  des  Centenars,  vgl.  oben  S.  408;  der  vice- 
eomes  ist  als  Biebter  an  erster  Stelle  genannt.  —  Ein  Fall,  wo  ein 
Bnbvicarius  Beisitzer  des  Ticecomes  ist,  ist  oben  S.  271  Note  205  citirt 
Vgl  oben  S.  406. 

Vgl.  P6rard  p.  34  Nr.  16  (a.  819) :  Gericht  in  Autun  ante  Blit- 
gario  misso  vir  illuster  Thoodoriro  roinito.  Xr.  IS  fa.  815):  Gericht  des 
Grafen  Thcodoricli  von  .-Xntun.  Unter  den  Unterschriften:  Sign.  Bligario 
vicocoinite.  Nr.  19  (a.  818  :  Gericlit  in  Antun  ante  Blitgario  viceconiite, 
im  Context  der  Urkunde :  ante  ipsos  missos  (für  ipso  misso,  d.  h.  ipsum 
missiim) ,  Untendirift:  Sign.  Blitgario  vicecomite.  —  In  Yienne  i.  J. 
863:  Erlttlfi  Ticecomitis  missi  illustris  B.  comitis  (Note  29).  —  InBIAcon 
ist  „missns  comitis  Matiscensis'*  stehende  Bezeichnung  fflr  den  Vicecomes, 
Bagutp.  LV,  ¥gL  Cartul.  de  St.  Vincent  Nr.  186  (a.  941—960):  in 
mallo  pttblico  ante  presentiam  d.  Walterii  vicecomitis  missi  d.  Leotaldi 
comitis  (von  Mäcon).  —  Fernere  Bcletro  werden  sich  unten  Note  39.  40 
ergeben.  Als  einen  ordentlichen  Beamten  charakterisirt  den  vice- 
comes sowohl  das  ständige  Führen  des  Titels  wie  die  Delegationsbefug- 
niss,  Meuaid  I,  Nr.  3  (a.  898):  Gericht  in  Nimcs  in  prescncia  Arlaudo, 
vasso  Begemnndo  comite,  qui  est  missus  Bernardo  vicecomite. 
Vgl.  Note  20. 

•*)  Waitz  y.  G.  m,  8. 337  Note  1  will  einen  Unterschied  zwischen 

früherer  und  späterer  karolingischer  Zeit  machen. 

»«)  Oben  S.  413. 

")  Im  Jahr  814  im  pagus  Stampensis  (Note  28),  im  Jahr  815  in 
Autun  (Note  30). 

'*)  Vicecomites  begegnen  in  Nordfraukreich  in  Laou  unter  Karl 
dem  Kahlen,  Ilincmari  Opp.  II,  p.  317,  in  der  Bretagne  Balnze  Capp.  II, 
p.  1456  (a.  847),  im  Oebiet  von  Paris  Tardif  Nr.  220  (a.90O),  in  Orleans 
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Es  leidet  keinen  Zweifel,  dass  er  in  die  Zeit  Karls  d.  Gr., 

wenn  nicht  noch  in  die  Ausgänge  der  merovingischen  Zeit 
zurückreiclit,  d.  h.  dass  er  gleich  alt  ist  mit  dem  Amt  des 
ordentlichen  missus  comitis. 

In  Deutschland  tritt  der  missus  comitis  unter  deutschem 
Namen  als  der  „Gewaltbote"  des  Grafen  auf.**)  Dass  auch 
hier  das  Amt  des  ordentlichen  missus  comitis  entwickelt 
ist,  zeigt  wie  die  spätere  Entwickelung, ^'')  so  bereits  die 
üoberliefening  der  fränkischen  Zeit,  welche  den  ordentlichen 
missus  comitis  nicht  als  vicecomes  —  dieser  Käme  ist  in 
Deutschland  nicht  heimisch  geworden  —  aber  mit  gleich- 
bedeutenden Wendungen  bezeichnet'^) 

unter  Ludwig  d.  Fr.,  Mir.  S.  Benedicti  c.  8  (Bolland  21.  März  p.  300); 
in  Burgund  in  Autun  i.  J.  815,  818  (Note  30),  im  Gebiet  von  Langres 
L  J.  8'28,  P^rard  p.  17,  unter  Karl  d.  Kahlen,  Mir.  S.  ßened.  cit.  c.  15, 
in  Lyon  nnter  Ludwig  d.  Fr.,  Agobardi  Opp.  I,  p.  61.  209,  in  Yieime 
i.  J.  863  (Note  29),  in  MAcon  Ende  des  9.  Jahrh.  CartnL  de  St  Vincent 
Kr.  188.  354»  im  Jura  Bouquet  YIH,  p.  588  (a.  862);  in  Aquitanien 
im  Gcbiot  von  Limoges  i.  J,  887  (unten  Note  60),  i.  J,  898,  Baluzehist 
Tut.  p.  Ö4S,  im  Gebiet  vonPoiticrs  i.  J.!<01  Note 27);  in  Spptimanien 
M6nard  I,  Nr.  1  (a.  876),  Nr.  3  (a.  SOS  ,  Vaissette  IT,  Nr.  12G  (a.  8?3), 
Nr.  133  (a.  890),  Nr.  138.  139  (a.  8i>7);  in  der  spanischen  Mark 
Baluze  Marca  Ilisp.  Nr.  5  (a.  832),  Nr.  17  (a.  843),  Nr.  21  (a.  850), 
Capp.  n,  p.  1489  (a.  869),  u.  t.  f.  —  Fflr  Italien  sind  namentlich  Tom 
Ende  des  9.  Jahrhunderts  die  Belege  hftnfig,  a.  B.  Muratori  Ant.  V, 
.  p.  987,  a.  874,  FomagalU  Nr.  113,  a.  876,  Nr.  181,  a.  892  (Mailand); 
Mon.  Patr.  I,  Nr.  30,  a.880  (Asti);  Mem.  di  Lucca  Y,  2  Nr.  980,  a.884 
(Lucca);  IV,  2  Nr.  48,  a.  892  (Florena),  u.  8.  f. 

Zu  erinnern  ist  an  den  Titel  viceromcs  pali^tii,  welcher  bereits 
im  Ausgang  der  merovingischen  Zeit  begegnet,  Urk.  Pippins  v.  J.  750, 
Tardif  Nr.  53  =:  Pardessus  dipl.  II,  Nr.  G04 :  una  cum  tidelibus  nostris 
—  et  Y.  qui  in  vicecomete  palate  nostro  adistare  videbantur  —  visi 
fnemus  judicasse.  Vgl.  die  ürlc  t.  J.  796  (Doublet,  bist  de  St.  D4ni8 
p.716) :  coramQeilone  comite,qui  cansas  palatinasinviceFuloonis  audiebat 

>•)  Thudichum  S.  66  ff. 
.  ")  Vgl.  die  Urkunde  Konrads  III  t..  J.  1188  (Thudichum  S.  59):  . 
Immunität,  kein  coraes  vel  quispiam  sub  co,  qui  vulgo  walpodo  vo- 
catur,  ullain  plncitandi  —  potestatcm  habeat.   Die  „Waldpodie"  (Thu- 
dichum a.  a.  0.)  entspricht  in  Deutschland  dem  vicecomitatus  in  Frank- 
reich, ebenso  die  spätere  „Landvogtei."  - 

**j  Boz.  366  (alam.) :  Cterichtlicbe  Auflassung  im  Echteding,  am 
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Der  Ticeoomes  —  so  nennen  wir  den  ordentlieben  missns 

comitis  mit  seinem  in  Frankreich  technischen  Titel  —  wird, 
gleich  dem  ausserordentlichen  missus  comitis,  vom  Grafen, 
nicht  vom  König  ernannt,  ist  ein  ausserordentliches  Mittel 
der  Grafschafts-,  nicht  der  Beichsregiemng. Nur  kraft 
seiner  Befugniss,  nicht  blos  die  vorbehaltenen  königlichen, 
sondern  auch  die  grilflichen  Rechte  auszuüben,  kann  der  König, 
mit  dem  Grafen  concurrirend ,  wie  den  Schultheissen  (oben 
S.  241  ff.),  so  auch  den  Vicegrafen  ernennen. Ks  hängt 
damit  zusammen,  dass  das  Amt  des  vicecomes  nicht  in  je- 
der Grafschaft  vorkommt.*^)  Bei  Walafrid  Strabo  heisst  es: 
„einige  Grafen  setzen  ordentliche  missi  ein,  gerade  wie 
einige  Bischöfe  Ghorbischöfe  unter  sich  haben."  In  den 
Beamtenreihen  der  karolingischen  officiellen  Actenstficke  wird 
nur  ausnahmsweise,  und  erst  seit  Ludwig  d.  Fr.,  der  vice- 
comes mit  aufgeführt,  während  der  Centenar  gleich  dem 

ersten  Tag  präsidirt  N.  senior  conics  (der  „Obergraf"),  am  dritten  Tajre 
(vgl.  oben  S.  3G3  fF.)  an  seiner  Stelle  N.  comes  junior  (der  „Uuter- 
graf*').    Weitere  Belege  s.  unten  Note  40. 

••)  Walafrid  Strabo  (Note  18):  comites  —  missos  suos  praoponunt 
popnlaribus.  —  Agobardus  ad  Matfredum  (Opp.  I,  p.  209):  comitera 
nottnimBertniiuidiim  (von  Lyon),  quippe  qui  bene  satis  habeat  ordinatiim 
de  jnstitiis  comitatum  saam, eo  qnod  talemviram  pro  se  constStaerit 
ad  baec  peragenda,  qai  non  tolum  propter  amorem  et  timorem  senioris 
Bui  id  strenuum  egerat  — ;  vgl.  T,  p.  61:  qui  pagum  Lugdunenscm  vice 
comitis  regit.  Waitz  V.  G.  III,  S.  338  Note  2.  —  Dasselbe  Resultat 
ergiebt  die  oben  Note  16  citirte  Gesandteninstrnction  Ludwigs  d.  Fr., 
welche  die  Controlle  der  ordentlichen  missi  comitis,  gerade  wie  die  Con- 
tiolle  der  Centenare,  als  Controlle  der  gräflichen  Amtsführung  setzt. 

*")  Neugart  I,  Nr.  801  (saec.  9  med.):  Notitia  testium,  qui  —  testi- 
ficati  sollt  coram  misso  Atonis  comitis,  videlicet  Adaloho,  in  vice 
ejasdem  comitis  a  parte  palacii  missi. —Ebenso  ist  ao&ufassen 
Wartmann  II,  Nr.  620  (a.  882):  Ruadpertus  missas  imperatoris  in 
,  Tic  cm  comitis.  —  Vgl.  unten  Note  60. 

So  hat  schon  Waitz  V.6.  III,  8.336  mit  Kecht  gegen  Walter 
§.  103  u.  A.  behauptet. 

*')  Oben  Note  18.  —  Das:  „comites  quidara"  Walafrids  motivirt 
sich  gerade  durch  die  Bezugnahme  auf  die  ordentlichen  missi  co- 
mitis, gegen  Eichhorn  B.  6.  I,  S.  894  Note  a. 
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Grafen  seine  ständige  Stelle  hat,  Für  einzelne  Grafschaften 
lässt  sich  constatiren,  dass  das  Amt  des  Vicegrafen  erst  lange 
nach  der  karolingischen  Periode  entstanden  ist.**)  Die  Ca- 
pitularien,  welche  seit  Karl  dem  Kahlen  mehrmals  den  vice- 
comes  in  der  Grafechaft  voraussetzen,**)  legen  lediglich  da- 
für Zeugniss  ab,  dass  in  Frankreich  nicht  wie  in  Deutschland 
nur  „einige"  Grafen,  sondern,  wie  sich  schon  anderweitig 
ergeben  hat,  **^)  weitaus  die  meisten  Grafen  einen  vicecoraes 
neben  sich  haben.  Aber  das  Amt  des  vicecomes  steht  ausser 
der  Beihe  der  reichsverfassungsmässigen  Aemter.  Reichs- 
verfassungsmässig  hat  der  Graf  nur  einen  Gefaülfen,  den 
Schultheissen,  und  ist  deshalb  nur  der  Schultheiss  der 
Grafschaftsverfassung  wesentlich.  Gerade  weil  die  Willkür 
des  einzelnen  Grafen  über  die  Ernennung  des  vicecomes 
entscheidet,  hat  sich  der  ordentliche  missus  comitis,  anders 
als  der  ordentliche  missus  dominicus,  nicht  als  organisches 
Glied  der  Reichsverfassung  durchgesetzt. 

Der  Graf  ernennt  den  Vicegrafen  in  der  Begel  für  die 
ganze  Grafschaft,  und  zwar  in  der  Begel  nur  einen  Vice- 
grafen*'')- Der  Vicegraf  pflegt  daher  gleich  dem  Grafen  in 


")  Vgl.  Waitz  V.  G.  III,  S.  336  Note  2.  Sickel  Acta  I,  S.  U8, 
oben  Note  28. 

Im  Gebiet  von  Aazerre  und  den  benachbarten  Gegenden  kommen 
Ticecomites  nicht  Tor  dem  11.  Jahrhundert  vor,  Quantin  1,  p.  XXX. 

Edict.  Pist.  a.  864  e.  14  (Pertx  I,  p.  491):  in  prozimis  Kalendis 
Jttlü  —  habeat  in  SilTanectis  dvitate  nnuBqnisqne  comes,  in  cujus  co- 

mitatu  monptam  osso  jussimns ,  viceconiitem  snum  cum  duobas  aliia 
hominibus  —  et  suiim  nionetarium  cum  ipsis  habeat.  —  Kbenso  in  dem 
Cap.  Karlom.  a  884,  oben  Note  28. 
Oben  Note  3i. 

*'')  Agob.  Opp.  I,  p.  Gl  (Note  39):  qui  pagum  Lugdunenaem 
vice  comitis  regit.  —  Einem.  Opp.  II,  p.317:  das  YermAgen  dor  bischöf- 
lichen Kirche  von  Laon  ist  jnssione  Testra  (anf  Befehl  Karls  des  RablenV 

per  Ticecomitem  ipsius  pagi  confiscirt  (in  bannam  est  missum).  — 
Vaissette  II,  Nr,  138  (a.  81)7):  Rainanlnrn  ejiisdem  comitatus  (Biter- 

roji«;is)  vicpcomitem. —  Narh  Walufiid  Strabo  bilden  die  ordenflicben 
raissi  coraitum  zu  den  Conteiiaicn ,  wch^he  per  pagos,  d.  h.  für  die 
einzelnen  Uutergauef  Hundertschaften  (vgl.  Tb  u  dich  um  S.  10.  47j, 
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der  Gauhauptstadt  zn  residiren*^  und  seinen  Titel  nach  der 
Grafschaft  zu  fähren^*)  Doch  ist  weder  das  Eine,  noch 

das  Andere  dem  Amt  des  vicecomes  wesentlich.  5'*)  Wie  wir 
unter  einem  (rrafen,  der  über  mehrere  Grafschaften  gesetzt 
ist,  einen  vicecomes  für  zwei  Grafschaften  finden,*')  so  kann 
der  Graf  umgekehrt  zwei  vicecomites  über  eine  Grafischaft 
setzen.  Die  mehreren  missi  comitis  bilden  zu  den  mehreren 
missi  dominici  (ftir  dasselbe  missaticum)  die  Parallele.  Nur 
dass  dort  die  Einzahl,  hier  zufolge  des  grösseren  Umkreises 
des  Amtssprengeis  die  Mehrzahl  die  Regel  bildet.  Anderer- 
seits begegnen  aber  aucli  vicecomites,  die  nur  über  einen 
Theil  der  Grafscliaft  gesetzt  sind.  Es  ist  früher  gezeigt,  dass 
die  Tendenz  der  fränkischen  Entwickelung  auf  Auflösung  der 
grossen  Gra&chaften  und  auf  Erhebung  der  Untergaue  zu 
Grafschaftssprengeln  geht.^  Die  Auflösung  der  grossen  Graf- 
schaft in  mehrere  Grafschaften  sehen  wir  mehrfach  durch  Er- 

statuti  sunt,  den  Gegensatz,  oben  Note  18.  19.  —  Bis  in  das  13.  Jahr- 
hundert jst  in  den  Grafsolinften  von  Mäcon  nur  ein  vicecomes  nach- 
weisbar, Ragut  p.  LV.  —  Dass  die  Bestellung  eines  vicecomes  die 
Regel  bildet,  bestätigen  die  Capitularien :  vicecomitem  suum  (Note  48), 
8U0  vicecomiti  siiisque  centenariis  (Note  28). 

Der  vicecomes  Blitgarius  von  Autun  ist  nur  in  Autun  selber 
th&tig,  vgl.  die  Zengniase  oben  •  Note  90,  ~>  Vgl.  Hteard  I,  Nr.  1 
(a.  876):  accepto  Bertrannaa  Ticeacomitatn  ipsius  civitatia  (Nhnea), 
aitet  derselbe  in  Nimes  zn  Gericht  Ebenso  hftit  später  der  Yicegraf 
Bernhard  in  Nimes  Gericht,  Minardi,  Nr. 3  (a. 888).  Vgl.  unten  Note 64. 

*•)  Z.  B.  Menard  I,  Nr.  4  (a.  014):  vicecomes  Rotenensis  Haluze 
Cnpp.  XI,  p.  1540  (a.968):  Rosolionensis  vicecomes,  Impuritanensia  vice- 
comes. 

»•)  Gegen  Walter  §.  103,  u.  A.  (oben  Note  26i. 

Z.  B.  Vaissette  II,  Nr.  139  (a.  897):  Boso  Tkecomes  Biterrensia 
et  Agathensis; 

•*)  Baloxe,  Marca  Hisp.  Nr.  21  (a.  860):  In  jndido  Ermidone  et 
Radttlfo  vicecomites  (von  Gerona)  —  supradicti  vicecomites  et  judicea 

interrogavimus.  —  Balnze,  liist.  Tutelensis  p.  348  (a.  898):  placitare 
statueruiit  a])ud  vicum  qui  dicitur  Briva  (vgl.  oben  S.  277)  in  mallo 
publice  in  manu  d.  Aderaari  et  Gauzfredi  vicecomitum.  Unterschriften: 
S.  A.  vicecomitis.  S.  G.  vicecomitis,  —  Zwei-  missi  comitis  sitzen  in 
Narbonne  zu  Gericht  Vaissette  II,  Nr.  88  (a.  862). 
*•)  Oben  3.  904  ff. 
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hebnng  der  Untergatie  zu  Yicegraftehaften  ersetzt.  Im  grossen 

Gau  von  Langi'es  finden  wir  bereits  unter  Karl  dem  Kahlen 
den  Unter^\iu  der  Hiirg  Tonnerre  als  Vicegrafschaft  5*).  Der 
Graf  von  Poitiers  hat  seit  dem  Beginn  des  10.  Jahrhunderts 
drei  Yicegrafen  unter  sich,  deren  Sprengel  die  Untergaue  des 
grossen  Gaus  von  Poitiers  sind. Doch  unterscheidet  sich 
auch  dann  der  Sprengel  des  Yicegrafen  von  dem  Sprengel  des 
Centenars.  Wie  in  den  Fällen,  in  denen  der  Untergau  zur 
Grafschaft  erhoben  ist,  ebenso  ei*scheint,  falls  der  Untergau 
eine  Vicegrafschaft  bildet,  die  Hundertschaft  als  Unter abthei- 
lung  des  Untergaus. 

Der  Yicegraf  unterscheidet  sich  von  dem  ausserordent- 
lichen gräflichen  Gewaltboten  durch  die  ihm  ertheilte  allge- 
meine Yollmacht,  die  Rechte  des  Grafen  in  jeder  Hmsicht 
wahrzunehmen.  Allenliiigs  kann  der  Graf,  wie  das  Zeugniss 
des  Walafrid  Strabo  hervorhebt,^'')  factisch  die  wichtigeren 

**}  Uir.  S.  Benedicti  (?on  Adrevald  unter  Karl  dem  Kahlen  ge- 
Bcbrieben)  c  16  (BoUand  21.  Mirz  p.  811):  in  Bargondiae  partibns  — 

a  Tornodoro  (castro)  vicina  regio  Tornodorensis  dicitnr.  Huic  prae- 
erat  qnidam  nobili  ortas  prosapia,  Tocabolo  Etaccnlfus,  ex  officio  Ticem 

COmitis  agens. 

Im  Jahr  901  sitzt  Graf  Ebolas  von  Poitiers  mit  3  Yicegrafen  zu 
Gericht,  von  denen  der  Eine  als  vicecomes  Metulonsia,  d.  h.  als  vice- 
comes  des  Untergaus  von  MetuUum  (im  grossen  Gau  von  Poitiers)  be- 
seichnet  whrd,  oben  Note  37.  Der  Zweite  (SavaricaB  vicecomes)  er- 
scheint sp&ter  Besly  p.  218  (a.  926)  als  vicecomes  Thoarceneiam,  sitxt 
in  Castro  Thoarcinsi  an  Oericht|  restituirt  dem  Kloateir  des  heil.  Martin 
za  Tours  alle  Besitzungen  in  sno  vicecomitatn,  und  verspricht  Scbnts 
gegen  Jedermann  in  siio  vicecomitatn.  Er  ist  der  Yicegraf  des  pi^ns 
Thoarccnsis,  Untergaiis  im  grossen  Gau  von  Poitiers. 

••)  Perard  p.  158  (a.  881):  in  pai^o  Tornotrensi  (Note  54)  in  vicaria 
Stoliciensi.  Besly  p.  220  (a.  D09):  in  pago  Thoarcinse  (IS'ote  55)  in  vi- 
caria Teniacinse,  i^la  C.  in  ipso  pago  et  in  ipsa  ^caria  in  villa  M. 
—  Vgl*  oben  S.  207.  —  Die  deutsche  „Waldpodie**  erstreckt  sich  ebenso 
grunds&tslich  über  mehrere  Centen,  vgl.  die  Urkunde  v.  J.  1403, 
durch  welche  der  Graf  von  Katzenelnbogen  zu  Lehn  tiberträgt  „die 
waldpodie  in  den  vier  zonten,  die  zu  Ellar  —  gehörig  sind,  mit 
allen  rechten  und  gewohnheiten,  die  einem  waldb^teii  zubörent^"  Thu- 
dich  um  S.  59. 

Oben  Note  IQ. 
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Sachen  sich  vorbelialtcn  und  den  Vicegrafen  auf  Erledigung 
der  minder  wichtigen  Angelegenheiten  beschränken.  Wie  durch 
einen  zweiten  imssus,**)  so  kann  der  Graf  persönlich  mit 
dem  Vicegrafen  concurriren.  Der  Vicegraf  ist  weit  entfernt, 
den  Grafen  yon  der  Grafschaftsregierung  auszuschliessen.  Wie 
der  Schnltheiss,  so  ist  jeder  missns  comitis  dem  Grafen  gegen- 
über nur  verpflichtet,  nicht  berechtigt.  Die  Anwesenheit  des 
Grafen  bewirkt  die  Niederlegung  der  vicegräflichen  Ge- 
walt.*®) Nichtsdestoweniger  tritt  die  volle  Stellvertretimgs- 
befugniss  und  Stellvertretungspflicbt  des  Vicegrafen  insbeson- 
dere an  der  Thatsache  klar  bervor,  dass  die  spätere  Ent- 
wickelung  eine  Besetzung  der  Grafschaft  seitens  des  E5nigs 
.  lediglich  durch  Vicegrafen  kennt. Die  vicegräflicbe  Ge- 
walt vermag  Surrogat  der  gräflichen  Gewalt  zu  sein.  Kraft 
seiner  dem  Grafen  gleichen  Stellung  tritt  der  vicomte  später 
mit  dem  Grafen  in  den  Herrenstand,  während  der  viguier  iu 
der  Stellung  eines  subalternen  Gericbtsbeamten  verharrt. 

Für  die  Gerichtsverfassung  spricht  sich  die  entwickelte 
Stellung  des  Vicegrafen  in  dem  Satz  aus,  dass  er  als  solcher 

Oben  Note  52. 

Im  Grafengericht  erscheint  der  Viccgraf  häufig  unter  den  Bei- 
sitzern. So  P6rard  p.  18  (a.  815):  Gericht  des  Grafen  Theodorich  von 
Atitiin.  Unter  den  Unterschriften  B.  vicecomos  und  G.  vicarius.  — 
Baluze,  Marca  Hisp.  Nr.  17  (a.  843):  in  judicio  Adalarico  comite  — 
nee  non  et  judices  —  A.  vicecomite.  —  Baluze  Capp.  II,  p.  1489  (a.  869): 
in  judicio  S.  cumitis,  E.  vicecomite  et  de  judices.  ~  Yaissette  II,  Nr.  126 
(a.  883):  in  judicio  W.  sedis  CareaBsona  episcopo  (EhreuTorsits)  nee 
non  A.  comite,  8.  vicecomite.  Nr.  163  (a.  918):  wird  ein  froher  ge- 
haltenes Gericht  erwfthnt  in  civitatc  Garcassona  ante  0.  comite  et  ante 
F.  vicecomite.  —  Die  gegebene  Zusammenstellung  zeigt,  dass  der  Mit- 
vorsitz, welchen  einige  Urkunden  dem  Vicegrafen  neben  dem  Grafen 
zuschreiben,  lediglich  ein  Elirenvorsitz  ist. 

"")  Ein  Fall  bepepnet  schon  Ende  des  9.  Jahrhunderts,  vgl.  die  Zu- 
sätze zum  Ademar  Tertz  Script.  IV,  p.  123:  König  Odo,  Sohn  des 
Grafen  Raimund  Ton  Limoges,  rex  ordinatus  est  apud  Lemovica  —  et 
LemoTicinum  per  Ticecom-ites  ordinavit  Similiter  et  Bi- 
turieam  (a.  888). 

*h  Auf  diese  Thatsache  hat  Bchon  Eichhorn  Zeitschr.  t  geach. 
B.  W.^m,  8.  315  hingewiesen. 
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des  richterlichen  Amtes  fähig  ist.  Der  Vicegraf  vermag 
kraft  seines  Amts  dem  Gericlit  iil)er  Freiheit  und  Erbe, 
und  ebenso  dem  peinhchen  (jlei  icht  ^'^)  zu  präsidiren.  Das 
lieisst:  der  vicecomes  hat  als  solcher  die  Bichterqualität  fiir 
das  Echteding,**)  und  hat  neben  ihm  der  vicarins  als 
Schulthdss  zu  fungiren.**)  Der  vicecomes  ist  kein  Anderer 
als  der  ordentliche  niissns  comitis. 

Der  Gegensatz  zwisclien  dem  Amt  des  vicecomes  und  des 
Centenars  ist  der  leitende  Gedanke  der  vorigen  Darstellung. 
Er  fasst  sich  in  die  Thatsache  zusammen,  dass  der  vicecomes 
ein  Vertreter  des  Grafen  nicht  im  Kreise  suhaltemer,  sondern 
im  Kreise  der  gräflichen  Bechte  ist 

§.  21. 

(icrichtsschreiber  und  Gerichtsdiener. 

Auch  nach  altdeutschem  Processrecht  schliesst  jeder  ge- 
richtliche Act  mit  der  „litis  contestatio^^  Das  Gerichtszeugntss 
ist  dem  altdeutschen  Beweisrecht  unbekannt  Die  Parthei  hat 


**)  Belege  ergeben  die  oben  S.  487  Note  138.  14a  S.  450  Kote  178 

citirten  Urkunden.  —  Einen  derartigen  Fall  citirt  Waitz  V.  G.  IV, 
S.  818  Note  4  nicht  treffend  als  Abweichung  von  den  oben  S.  419  ff. 
entwickelten  Bestimmungen  der  Capitularien.  Es  ergicbt  sich  auch  hier 
die  Bedeutung  des  Satzes,  dass  die  Rechtssatze  der  Capitularien  nicht 
die  Cornpctenz  des  Grafeugerichts  als  solchen,  sondern  die  Competenz 
des  Echtedings  normiren. 

**)  Diesen  Satz  bewahrt  noch  die  spitere  UeberUeferung,  vgl.  die 
Glosse  des  irftokischen  Cod.  reg.  Paris.  4418  (aus  dem  10.  Jahrb.)  zu 
Lex  Rom.  Wis.  C.  Tb.  U,  1,  2:  bis  crimen  temporibns  ad  comitem 
▼  ei  ad  vice  comitem  pertinet.    Ilaenel,  Lex  Rom.  Wis.  p.  462. 

•*)  Daher  heisst  es  in  der  oben  S.  403  Note  42  citirten  Urkunde: 
in  primo  placito  legibus  munito,  quod  comes  aut  vicescomes  in 
ipsara  civitatem  tenuerit.  —  Den  nämlichen  Satz  hat  schon  Eichhorn 
R.  G.  I,  8.  400  Note  e  ausgesprochen.  —  Vgl.  oben  S.  419  ff.  —  Oeff- 
nung  zn  Mttlheim  J.  1475,.  Grimm  Weisth.  I,  S.  260:  Item  ein  herr 
von  Oaw  aldt  seine  gewyssne  potten  jedes  jars  drfl  jargericbt 
haben.  Tb  u  dich  um  8. 68  ff.  —  An  der  Hand  des  entwickelten  Satzes 
ergiebt  sich,  dass  der  Schultheiss  des  Sachsenspiegels  nicht,  wie  wohl 
angenoraroen  wird,  mit  dem  fränkischen  vicecomes  zn  identificiren  ist. 
Oben  Note  29,  vgl.  Note  & 
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dinrcli  Ziehen  tod  Zengen  selber  fitar  die  Bewefsbarfedt  des 

goriclitlichon  Actes  zu  sorgen.^)  Erst  seit  Gründung  des  frän- 
kischen Reichs  entwickelt  sich  die  Rechtsübung,  der  Partliei^) 
zum  Zweck  des  Beweises  eine  Gerichtsurkimde  auszufertigen. 
Das  Erkenntniss,  dass  dem  Sieger  im  Process  die  ^Gerichts- 
Urkunde  zuzustellen  sei,  ist  die  Form,  in  ureldier  seit  dem 
6.  Jahrhundert  ein  dem  heutigen  Endurtheil  vergleichbares 
Schlussurtheil  in  den  fränkischen  Process  Aufnahme  findet.^) 
Seit  der  nämlichen  Zeit  begegnet  der  Gerichtsschreiber  in  der 
frünkischeu  Gerichtsversammluug. 

>)  Vgl.  Sal.  39.  4e.  66.  Bib.  66,  oben  S.  436. 
hl  den  ersten  Terminen,  d.  h.  vor  endgtütigem  Entscheid  der 
Sache  wurden  beiden  Partheien  Mgi^^^shlaatende  Urkunden"  (cartae 
pariclae)  ausgestellt,  wie  z.  B.  Roz.  453  (Marc.  I,  38)  für  das  Königs- 
gericht  bezeugt,  vgl.  Tardif  Nr.  22  =:  Pardessus  dipl.  II,  Nr.  o9i 
(a.  671)— 680):  der  Beklagte  erbringt  im  zweiten  Termin  den  Beweis 
justa  (für:  juxta)  quod  eidem  fiiit  judicatum  (im  1.  Termin),  et  nostras 
(des  Königs)  equalis  precepcionis  locuntur.  I>as8  diese  Praxis 
eine  allgemeine  war,  zeigt  z.  B.  Tardif  Nr.  80  =:  Pardessus  dipl.  II, 
Nr.  424:  im  KOnigsgericht  produciren  die  Partheien  (Geistliche)  noticiae 
paricolae,  die  ihnen  im  geistlichen  Gericht  des  Bischofs  von  Paris  Qber 
den  vorläufigen  GQtetermin  ausgestellt  sind,  vgl.  Zeitschrift  f.  Eirchenr. 
IX,  S.  200.  201.  War  der  Process  ents^eden,  so  erhielt  nur  der 
Sieger  eine  Urkunde  (Judicium).  Ebenso  ward  selbstverständlich  im 
Contumacialfall  nur  eine  Urkunde,  lür  die  erschienene  Parthei,  ausge- 
stellt, vgl  Roz.  457.  473  (Andep.  12.  52).  Zwei  Urkunden  (fdr  beide 
Partheien)  werden  nach  Lcciidiguug  des  Processes  nur  dann  ausge- 
stellt, wenn  das  Urtheil  beiden  Partheien  Rechte  zuspricht,  so  bei 
einem  Qrftnzstreit  Balnse  Capp.  II,  p.  1511  (a.  844):  tnnc  apertmn  Ant, 
Qt  unnsquisqne  haberet  exinde  notitiam. 

*)  Rib.  59,7:  Hoc  autem  constituimns,  at  quicanquc  in  causa  victor 
extiterit,  Semper  Judicium  conscnptum  accipiat  aut  testes.  Rib.  66,  1 
i.  f. :  Judicium  accipiat,  vgl.  Zeitschr.  f.  R.  G.  V,  S,  432.  —  Die  Formel 
für  da.s  Schlussurtheil  lautet  in  den  urkundlichen  Zeupjnissen  gleich- 
massig:  Propterea  necessarium  (opportunum)  fuit,  ut  hanc  notitiam 
(bonorum  hominuni)  exinde  accipere  deberet  (die  siegreiche  Parthei). 
Belege  geben  bereits  f&r  das  6.  Jahrhundert  die  Formeln  Roz.  457. 473 
(Andeg.l3.  S2).  465.  478  (Sirm.  82.  42).  In  den  karolingischen  Formeln 
und  Urkunden  ist  die  nftmliehe  Formel  stehend,  unten  Note  5.  —  Vgl. 
oben  S.  126  ff. 

*)  Schon  im  6.  Jahrhundert,  Rib.  59:  Si  quis  alteri  aliqiiid  ven- 
diderit  et  emtor  testamentum  venditionis  acdpere  voluerit,  in  mallo 
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Die  Gerichtsurkunde  ist  dem  Grundsatz  nacli  vom  Ge- 
richt, dem  Richter  und  den  Urtheilsüudem,^)  und  vom  Ge- 
richtsschreiber zu  unterschreiben.  ^) 

Die  Bedeutung  des  G^nchtsschreibos  erhellt  aus  dem 
Satz,  dass  dem  Mnkischen  Process  die  öffentliche  Urkunde 
in  unserem  Sinn  unbekannt  ist.  Bas  Mnkische  Recht  kennt 
keinen  Unterschied  zwischen  dem  von  einem  öffentlichen  Be- 
amteu  und  dem  von  einer  Privatperson  schriftlich  ausgestellten 

hoc  facere  debet  —  et  testamentum  publice  conscribatur.  Et  si 
quis  in  posterum  hoc  —  falsare  voluerit  —  caucellarius  —  idoneum 
confirmet.  —  Dagegen  ilt  anter  dem  doeeUariiis  in  Bib.  88  ein  könjg- 
lielier  Caneelltr,  d.  h.  ein  Schreiber  am  königlichen  Hof  sn  verstehen, 
▼gL  oben  8.  416  (anders  Waitz  V.  O.  II,  2.  Aofl^  8.  486  Kote  6). 

•)  Die  Formel  des  auf  Ertheilung  der  Urkunde  gerichteten  Urthcils 
lautet  z.  B.  Sickel  K  86  (a.  781):  im  Grafengericht  ist  ein  Process  be- 
endigt. Proinde  oportunum  fuit  ipsi  A.  advocato  S.  Dionisii  (dem 
Sieger),  ut  talem  notitiam  bonorum  hominum  manu  firmatam 
vel  ipsius  comitis  nomine  R.  seu  qui  ibidem  fuerunt  sedentes,  pren- 
dere  et  accipcre  dcberet.  —  Yaissette  II,  Nr.  109  (a.  878):  Unde  pro 
hac  causa  (gerichtliche  Auflassung)  necesse  fiitt  Fidcradane,  ut  inde 
notitiam  bonorum  hominum  in  testimoninm  coUigeret  (Das  Ver- 
fahren in  freiwilliger  Gerichtsbarkeit  ist  gleich  dem  streit^en  Verfahren 
ein  Verfahren  „mit  Urtheilen",  vgl.  Lab  and  S.  336  ff.)-  —  Besly  comtes 
p.  224  (a.  903; :  Gericht  des  Grafen  Ebolus  in  Poitiers.  Propterea  ne- 
cessitas  fuit  eidem  Isarno  (dem  Sio^'or),  ut  baue  notitiam  de  ii)sis 
viris  (es  sind  die  Gericbtspersonen  gemeint)  firniam  ad  se  rooipore 
deberet;  es  unterschreibt  der  Graf  mit  seineu  Beisitzern.  —  Ebenso 
die  Formeln,  z.  B.  Roz.  481  (Merkel  29):  Proinde  oportanum  fuit  ipsi 
iUo,  ut  alio  judicio  bonorum  hominum  vel  ipsius  comitis 
man  US  firmatas  exinde  acdpere  deberet.  Boz«  462  (Merkel  80): 
Proinde  oportunum  fuit  ipsi  illo,  ut  talem  notitiam  bonorum  ho- 
minum et  ipsius  vicarii  manus  firmatas  exinde  accipere  deberet, 
u.  s.  f.  —  Dem  entsprechend  sind  die  Gerichtsurkuiiden  stehend  von 
einer  Reihe  der  Beisitzer,  in  dor  Regel  auch  vom  Vorsitzenden  Richter 
unterzeichnet,  und  zählt  die  i^riicht,  die  Gerichtsurkunden  über  die 
von  ihnen  gesprochenen  ürtheilc  zu  unterschreiben,  zu  den  von  den 
Schöffen  in  ihren  Amtseid  au&unehmenden  Verbindlichkeiten,  oben 
S.'  379  Note  26.  Am  Schluss  der  Urkunde  pflegt  sich,  wie  bei  den 
abrigen  Urkunden,  der  Schreiber  derselben  zu  nennen.  • 

*)  Daher  Gap.  misso  data  a.  803  c  2  (Portz  I,  p.  121):  interro- 
gasti,  si  comes  de  notitia  solidum  nnum  accipere  deberet  et  scabinü 
si?e  cancellarius. 
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Zeugniss.  Nur  die  yom  König  persönlich  ausgestellte  Urkunde 

zeichnet  sich  dadurch  aus,  dass  sie,  bei  Strafe  des  Hochver- 
raths, d.  Ii.  bei  Todesstrafe,  der  processualisclien  Anfechtung 
entzogen  ist. ')  Die  Gerichtsurkunde  steht  dalier  einer  jeden 
andern  von  Zeugen  unterschriebenen  Urkunde,  ^)  und  der  üe- 
richtsschreiber  einem  jeden  anderen  Schreiber  gleich. 

Der  Gerichtsschreiber  ist  lediglich  irgend  ein  des  Schreibens 
Kundiger,  der  im  Gericht  die  Gerichtsurkunde  schreibt.  Jeder 
Anwesende  kann  als  Gerichtsschreiber  fungli  eii,  ja  die  Part  hei 
selber,  zu  deren  Gunsten  die  Gerichtsurkundc  lautet.®)  Die 
letzte  Tliatsache  stellt  ausser  Zweifel,  dass  nicht  der  Gerichts- 
scSireiber,  sondern  das  Gericht,  und  zwar  das  Gericht  (Bichter 
und  Urtheiler)  ohne  den  Gerichtsschreiber  als  Aussteller  der 
Urkunde  zu  denken  ist,^^)  das  heisst,  dass  der  Gerichtsschreiber 
als  solcher  nicht  zum  Gericht  gehört. 

Allerdings  aber  ist  der  Graf  verpflichtet,  für  einen  des 
Schreibens  Kundigen  im  Gericht  zu  sorgen.  Schon  die  übrigen 
Amtsgeschäfte  des  Grafen  fordern  eine  griifliche  Kanzlei. 

')  Vgl.  Ril).  59,  1-5.  60,  Ü.  Sal.  U.    üben  S.  »32. 

•|  In  Septiinanicn  und  der  spanischen  Mark  stellt  daher,  altwest- 
gothischer  Rechtstibung  entsprechend,  neben  der  Gericlitsurkiinde  in 
völlig  gleicher  praktischer  Bedeutung  die  von  der  unterliegenden  Par- 
thei  ausgestellte  Urknnde  (recognitio,  evacnatio,  guirpitio),  welche  durch 
die  Gerichtsurkundc  nicht  überflOssig  gemacht  wird.  Zahlreiche  Belege 
geben  die  Urkunden  bei  Yaissette  und  Baluse.  Ein  Fall,  wo  neben 
der  Gerichtsurkunde  die  cvacuatio  der  Parthci  erhalten  ist,  findet  sidi 
Baluze  Marca  Hisp.  Nr.  16  (die  Gerichtsurkunde).  17  (die  dazu  ge* 
hörige  evacuatio),  beide  Urkunden  vom  21.  August  8-13. 

•)  So  Ualu/<;  Marca  Ilisp.  Kr.  5  (a.  832):  et  necesse  fiiit  ad  ipso 
abbate  (zu  dessen  Gunsten  inqiiisitio  per  testes  aufgenommen  und  In- 
vestitur vom  Grafen  ertheilt  ist),  ut  uotitia  revcstitoria  sibi  ex- 
inde  scriberet,  et  bonos  homines  inde  in  testimoniam  elegit. 

**)  Das  NtaiKche  ergeben  die  oben  Note  5  zusammengestellten 
Wendungen  der  Formeln  und  Uricunden.  Ans  diesem  Grunde  kann  die 
Gerichtsurkunde,  was  mehrmals  begegnet,  z.  B.  Vaissctte  IT,  Nr.  7.  76. 
9Ö,  133  (a.  791—890),  der  Unterschrift  des  Gerichtsschreibors  entbehren. 

**)  Vgl.  bereits  aus  dem  6.  Jahrhundort  Vita  S.  Eparchii  c.  2:  ab 
avo  SUD  F.  tunc  teraporis  comite  est  receptus,  quem  ille  cancellarium 
sibi  instituity  oben  S.  342  A'ote  21.    Aus  dem  7.  Jahrhundert  Vita 


Digitized  by  Google 


Gerichtssclireiber  und  Gerichtsdiener.  §.  21. 


529 


In  Concurrenz  mit  dem  Gmfen  kann  der  Kuiiig  selber  durch 
seine  missi  wie  gräfliche  Schulthcissen  und  p:räfliclic  Schöffen, 
so  gräfliche  Schreiber  ernennen.  ^'^)  Aber  die  Bestellung  durch 
den  Grafen  oder  durch  den  königlichen  missus  überträgt  dem 
Schreiber  nur  Pflichten,  nicht  Rechte.  Trotz  der  Blfithe,  zu 
welcher  das  gewerbsmässige  Schreiberwesen  bereits  ün  frän- 
kischen Reich  gelangt  ist/ 3)  hat  sich  dennoch  im  Grebiet  des 
fränkiscbeu  Eechts  ein  öffentliches  Schreiberwesen  nicht 
entwickelt. 

Der  fränkische  Gerichtsschreiher  ist  kein  organisches  Glied 
des  fränkischen  Gerichts.  Die  Stellung  des  Mnkischen  Ge- 
richtsschreibers fasst  sich  in  den  Satz  zusammen,  dass  der- 

S.  Elipii  II,  c.  48  >  comitis  G.  scriba.  —  Gleichfalls  auf  einen  gräflichen 
Schreiber  deutet  Roz.  2Üü  (Andeg.  1):  im  Gericht  (curia  puplica)  zu 
Angers  wird  die  Urkunde  von  einem  diaconus  et  amanuensis  Aude- 
cavis  civetate  Terleaen.  —  Oleich  den  Grafen  hatten  die  Bischöfe 
Ihre  Schreiber.  8o  tritt  neben  dem  Erzbiscbof  Arno  bei  dessen  missa- 
tischer  Thätigkeit  während  mehrerer  Jahre  ständig  Bertharius  notarias 
als  Schreiber  seiner  Gcrichtsurkunden  auf,  vgl.  Meichelbeck  I,  Nr.  115. 
118.  120.  121  (a.  802-804),  während  später  der  Notar  Epipald  den 
Erzbischof  bogleitet,  Nr.  122  (a.  8üG)  if.  —  Die  von  Maurer,  Gerichts- 
verf.  §.  62  Note  21,  Walter  §.  98  Note  5,  Waitz  V.  G.  III,  S.  340 
Note  1  als  Cap.  Theodou.  a.  805  c.  3  (Pertz  I,  p.  lai)  citirte  Stelle 
ist  apokryph,  vgl.  Boretins  S.  86  Note  1. 

Gap.  miss.  a.  803  c.  3  (Pertz  I,  p.  115) :  Ut  missi  nostri  sca- 
binioSi  adYOcatos,  notarios  per  singula  loca  elegant 

**)  Dies  erhellt  am  Dentlielisten  darans,  dass  wir  schon  frOh  die 
gewerbsmässigen  Schreiber  (cancellarili  notarii)  Schreiberboreanz  ein- 
richten sehen,  in  denen  die  Ürkonden,  sn  deren  Anibrtigang  selb8t?er- 

ständlich  ein  gewisses  Mass  namentlich  Ton  Rechtskenntnissen  erfor- 
derlich war,  unter  ihrer  Oberleitung  von  ihren  Gehülfen  geschrieben 
wurden.  Vgl.  z.  B  Wartmann  I,  Nr.  188  (a.  806):  Reginbert  in  vicem 
Paldcozzo  cancellarii  ac  presbiteri  scripsi  et  subscripsi.  Nr.  202  (a.  809): 
Ego  itaque  Pernwicus  subdiaconus  in  vicem  Engilperti  cancellarii  scripsi 
et  subscripsi.  Nr.  297  (a.  826):  Gerichtsurkunde.  Ego  itaque  Amalger 
ad  ricem  Gristiani  cancellarii  scripsi.  Vaissette  II,  Nr.  109  (a.  878): 
Oerichtsurknnde.  S.  Ebroinns  rogatns  scripsit  dictante  (vgl.  Sickel 
Acta  I,  S.  126  ff.)  Tendino  cancellario.  —  Anf  solche  gewerbsmässige 
Schreiber  ist  auch  zu  beziehen  Ansegis  Capp.  III,  c.  43  (Portz  I,  p.  306): 
Urkundciibewois  für  die  Freilassung.  Cancellarius  tarnen  talis  esse 
debet,  qui  pagcnsibus  loci  illius  notus  fuisset  et  acceptas. 
Sobm,  Altdeutsche  Keicb«*  und  Gericbtsverf^iSBang.  I.  34 
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selbe,  wenn  auch  vom  Grafen  ernannt,  dennodi  kein  Scbreibw 
des  Gerichts,  sondern  lediglicb  ein  Schreiber  des  Grafen  ist.^*) 

Das  langobardische  Recht  unterscheidet  sich  in  dieser 
Hinsicht  von  dem  fränkischen.  In  Italien  gilt  bereits  auf 
Gnind  altlangobardischer  Entwickelung  der  llcchtssatz.  dass 
der  Urkundenbeweis  eine  von  einem  öffentlichen  Schreiber 
ausgestellte  Urkunde  fordert In  Anschluss  daran  über- 
trägt  in  Italien  m  Mnkischer  Zeit  die  Ernennung  durdi  den 
Grafen  dem  Grafschaftsnotar  für  die  Grafschaft/*)  die  Er- 
nennung durch  den  König  dem  Rcichsnotar  ^'^)  für  das  ganze 
Beich  die  Amtsbefuguiss  eines  uüeutlichen  Schreibers,  und 

'*)  Die  obigen  Gesichtspunkte  hat  im  Wosontlichon  bereits  Maurer, 
Gerichtsvcrt'alircn  §.  Ih.  25.  62.  72  zutrefi'end  entwickelt. 

")  Edict.  Ratch,  8:  die  ad  scrivane  publico  geschriebene  Ur- 
kunde soll  den  Partheieneid  (des  Probanten)  unnöthig  machen,  d.  h. 
Urkundenbeweis  erbringen;  sonst  galt  die  Urkunde  gleich  der  Zeugen- 
aussage nicht  als  Beweismittel,  sondern  als  Mittdi  zum  Beweise  au  ge- 
langen :  deducebant  hominis  sacramentum  de  cartola  vinditionis  —  quod 
pretium  completum  haberent;  der  Partheieneid  war  auch  hier  auf  die 
zu  beweisende  Thatsacbe,  nicht  etwa  auf  die  Echtheit  der  Urkunde  ge- 
richtet, d.  h.  er  war  auch  hier  nicht  etwa  Verstärkung  eines  anderen 
Beweismittels,  sondern  das  alleinige  Beweismittel.  Vgl.  oben  S.  13G 
Note  101.  —  Monura.  Patr.  Chart.  I,  Nr.  45  (a.  887);  Im  Gratengericbt 
EUÄsti  producirt  Beklagter  gegen  die  klägerische  Behauptung  dreissig- 
j&hrigen  fiesitaes  eine  Urkunde.  Kläger  wendet  ein:  eartola  ipsa  — 
nichil  nobis  impedit  pro  eo  quod  legibus  scripta  non  est,  pro  eo 
quod  netarius  scriva  publice  scripta  non  est  nec  firmata — . 
Tunc  suprascripto  comis  et  scavinis  et  idoneis  homines  sie  recorda- 
verunt,  quod  Sic  esset  veritas  —  quod  ipse  cartolam  de  notarium  scriva 
j)ublico  non  erat,  und  wird,  da  Beklagter  nulla  alia  firmitas  hat,  Kläger 
in  den  Besitz  des  Grundstürks  eingewiesen.  —  Adelchis  8  (Pertz  IV, 
p.212)  wird  verordnet,  dass  auch  die  brevia,  gleich  den  munimina,  den 
öffentlichen  Urkunden,  nur  von  öffentlichen  Kotaren  geschrieben  wer- 
den sollen  (soK  notarii  broTem  scribant  sicut  et  cetera  munimina).  Hier 
wird  notarius  bereits  schlechtweg  für  den  öffentlichen  Schreiber  gesetzt 
Cap.  Illoth.  a.  8:12  c.  18  (Tgl.  unten  Note  18):  in  den  Amtseid 
der  Notare  wird  die  Verpflichtung  aufgenommen:  nec  de  uno  comitatu 
in  alio  (scriptum  faciant),  nisi  per  licentiam  illius  comitis,  in  ciyos  co- 
mitatum  stare  debet. 

")  Notarius  douiini  regis,  domini  imperatoris,  sacri  palatii.  —  Vgl. 
Ficker  n,  8.  69  ff. 
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entspricht  der  Amtsbefiijiiiiss  die  bei  der  Bestellung  erfolgende 
Amtsvercidigung,  ■welche  die  Grundlage  des  den  italischen 
Notar  auszeichnenden  öflentlichen  Glaubens  ist.  In  Italien 
ist  demgemäss  die  Gerichtsarkunde  von  einem  öffentlichen 
Notar  zu  schreiben.  Das  gemeine  deutsche  Recht  ist  auch 
an  dieser 'Stelle  eine  Fortentwickelung  nicht  des  einheimisch 
deutschen,  sondern  des  italienischen  Hechts. 

Der  Scliultheiss,  d.  h.  der  Centenar,  ist  der  Beamte,  niclit 
der  Büttel  des  Richters.  £r  hat  dem  Grafen  als  Verwalter 
öffentlicher  Rechte,  nicht  als  physisches  Werkzeug  zu  dienen. 
Sein  Dienst  ist  ein  unterobrigkeitlicher  Dienst. 

Die  ph)\sische  Machtäusserung  der  öflentlichen  Gewalt 
fallt  im  fränkischen  Reich  den  milites,  eustodes,  lictores, 
sateilites,  apparitores ,  wie  sie  mit  wechselndem  Namen  ge- 
nannt werden,  den  „Schergen",  „Wächtern",  „Bütteln",  „Dienst- 
leuten" zu,  welche  wie  dem  Grafen,  so,  in  Unterordnung  unter 
den  Grafen,  dem  Schultheissen  untergeben  sind.     Der  Schult- 

•«)  Cap.  Hloth.  a.  832  c.  13  (Pertz  I,  p.  361):  Notarii  autem  hoc 
jurarc  debent,  quod  nullum  scriptum  falsura  faciant,  nec  in  occulto  scrip- 
tum aliqnis  faciat,  nec  de  uno  comitatu  in  alio  —  (Note  IG).  —  Cap. 
miss.  Hloth,  a.  832  c.  5  (p.  438) :  Siniihter  (gleich  den  Schöffen)  et 
notarii  legibus  eruditi  et  bonae  opinionis  constituantur  et  jusjuraudum 
praebeant,  ot  nullatenus  ftlsitatem  vel  coUadinm  8crib«&t;  et  qni  hoc 
fedflse  —  inventi  ftierint,  praesentaliter  damnentiir.  ~  In  Frankreich 
nnd  Dentschland  begegnet,  dem  Obigen  entsprechend,  keine  Yereidigung. 
Einer  Spedalvereidigang  gedenkt  Cap.  Aqniagr.  a.  828  const  de  con- 
▼entibus  archiepiscoporum  (Pertz  I,  327). 

^»)  Cap.  Hloth.  ülonn.  a.  823  c.  12  iPertz  I,  p.  235):  Utcancellarii 
clccti  (vgl.  ohcMi  S.  188:  centenarii  oleeti)  boni  et  veraces  cartas  publice 
coDScribaut  ante  comitem  et  scabinis  et  vicarii  ejus,  et  nullo  modis  de 
hoc  facere  praeBumant  de  peconia  (im  Fall  einer  gerichtlichen  Zahlung), 
anteqnam  legitime  preciadi  eint  Vgl.  Cap.  Mantnan.  a.  781  c  3  (p.  40). 

*•)  Ygl.  oben  8.  285.  236. 

II)  Daher  begegnet  der  Titel  judex  wie  für  den  Grafen,  eo  anch 
für  den  Centenar,  oben  S.  148  Note  2.  S.  222.  229  Note  40. 

")  Vita  S.  Albini  (sacc.  (5),  auct.  Vcnant.  Fortunat,  c.  12  (Mabillon  I, 
p.  110):  Cum  illustris  femiua  E.  jussione  regia  prosequcnto  in  D.  villa 
militum  custodia  teueretur  obsessa.  —  Vita  S.  Eparcliii  (saec.  G)  c.  9: 

34» 
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lieifls  führt  daher  den  Nomen  tribimus  mflitiun,  „Oberster  der 


comes  militibns  jnssit  (oben  B.  361  Note  171).  e.8  (MabilL  I,  p.268): 
Yenit  ad  carcerem  —  com  cuetoB  carceris  ibidem  esset  —  Vita  S. 
Emani  (saec.  6)  e.  15  (BoUand  16.  Mai  p.  598) :  Lande  qnidam  vir 

hniioratus  (in  Gbartres)  —  circumseptus  militum  agmine.  —  Vita  S. 
Fidoli  (saec.  6)  c.  19  (Mabill.  I,  p.  '2(M)):  Accitis  (von  dem  judex,  d.  h. 
dem  Grafen  von  Troyes)  enim  bis,  quorum  erat  officium  piinire 
damnatos  (es  handelt  sich  um  eine  Hinrichtung)  —  niiserandus  hoino 
per  scrvos  inij)iotatis  carcere  secundum  judicis  jussionem  educitur,  at- 
que  ad  poenam  sibi  praeparatam  a  lictoribus  fane  Buptrahitor.  — 
Vita  8.  Oermaoi  Paris,  (saec.  6)  aact  Yenant  Fortnnat.  c.  68  (Ilabill.  I, 
p.  248):  Es  siod  Gteftngeae  ans  dem  GeftognisB  za  Paris  befreit  Debinc 
illiB  ereptis  tribunus  civitatis  saevire  oepit  in  milites  — .  (Tonversa  in 
custodes  iracundia  judicis  —  —  tribunus  agnosccns  se  sie  cnstodisse 
similiter  sicut  et  milites  carcerem  (vgl.  oben  S.  23G).  —  Greg.  Tur.  V, 
49:  der  Graf  lässt  milites  züchtigen  (Note  31).  VI,  35:  vocat  ad  se 
lictorem  (Note  24).  VIII,  29:  ad  ostium  (carceris)  adpropinquat,  sed 
cum  loqui  satellitibus  cocpisset,  et  ipse  captus  custodiae  maucipatur. 

—  Vita  S.  Oolombani  (saec.  7)  aiiet  Jonas  e.  84  (Mabill.  II,  p.  19) : 
Tribnnos  ergo  militnm  —  insequi  —  cum  militibns  coepit  Dli  vero  post 
tergnm  appropbqnare  satellites  Tidentes.  c.  35:  militum  oohortem 

—  milites  cum  tribuno  (oben  S.  261  Note  173).  —  Vita  S.  Amandi 
(saec.  7)  c.  12  (Mabill.  II,  p.  714):  Tuqc  subito  a  lictoribns  ante  enm 
(dem  Grafen  von  Tournay)  praesentatus  est  quidam  reus,  quem  omnis 
turba  acclamabat  dignum  esse  mortem  —  tandemquc  a  ministris  vel 
apparitoribus  isdem  für  aftixus  est  patibulo.  —  VitaS.  Eligii  (saec.  7) 
n,  c.  15:  Eligius  will  Gefangene  aus  dem  Gefängniss  (in  Bourges)  be« 
freien,  milites  confiestim  exsnrgentes  valde  ei  obstitemnt  —  Bfir.  8. 
Martialis  Lemoric  (saec  9)  c  4  (Bolland  80.  Jnni  p.  568):  basilicam 
8.  Martialis  uterqne  (swei  Ehebredier)  expetiit,  ne  pnblice  a  jndicibns 
disciplinis  snbderentur  addicti,  et  cum  a  custodibns  fugitivo  gradu 
evasissent  — .  —  Mir.  S.  Ricbarii  abb.  Gentul.  (saec.  9)  c.  18  (Mabill.  II, 
p.  220):  ein  Dieb  im  Gefängniss  coepit  relaxari  a  custode  ipsius  sup- 
plicii.  —  Vita  S.  Geraldi  comitis  Auriliac.  (saec.  10  in.)  c.  26  (Bolland  13. 
October  p.  307j:  ein  Delinquent  ist  ab  officialibus  in  das  Gefängniss 
gebnu^t  Sero  antem,  cum  ofGciales  ad  sua  discessissent,  praeccpit 
(der  Graf)  costodi,  quatinns  enm  cibo  et  potu  reficeret  Der  cnstos 
irird  hier  zn  den  of&ciales,  d.  h.  den  Beamten  des  Grafen,  in  klaren 
Gegensatz  gesetzt.  —  Andere  Belege  hat  Waitz  Y.  G.  II  0.  Aufl.) 
S.  533  Note  1.  2.  —  Dass  nicht  blos  der  Ansdmck  custodes,  wie  die 
eben  aufa;eführten  karolingisclicn  Zeugnisse  ergeben,  sondern  auch  die 
übrigen  Ausdrücke  der  nicroviii^jischen  Quellen  noch  später  in  üebung 
blieben,  zeigen  die  Glossen  der  späteren  Zeit,  Glossen  saec.  9—10 
(Graff,  Diutiska  II,  S.  323):  apparitores,  iukuclita.  Weiugartner 
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Schergen".  Die  Bezeichnmig  militoB,  welche  neben  cnstodes 
die  regelmässige  ist,  ergiebt,  dass  die  „Wächter**  als  bewaff- 
nete Wächter  zu  denken  sind. 

Der  Scliergendieiist  galt  nach  fränkischer  Anschaiiun,2:  für 
eines  freien  Mannes  unwürdig.  Die  Büttel  der  Grafen  sind 
Unfreie,  und  zwar  Unfreie  des  Königs.  Sie  bilden,  vom  König 
den  Beamten  aus  seinen  Unfreien  überwiesen,  eüie  ständige 
Ausstattung  der  Grafschaft.     Sie  zählen  kraft  des  von  ihnen 

Glossen  (ebendas.  S.47):  apparitores,  dienestmsn;  lietores,  wise- 
nare.  —  Die  xnsammengestellten  Zeagnlise  ergeben  die  Identität  der 
milites,  custodes  n.  8.  f.  —  Die  Gapitularicn  pflogen  neben  dem  Grafen 
und  den  Centenaren  die  sämmtlichen  übrigen  Untergebenen  der  öffent- 
lichen Gewalt  als  juniores  (coinitum)  zu  bezeichnen,  vgl.  Waitz  V.  G. 
III,  S.  339  Note  4,  oder  als  homines  eorura  (comitis  vel  vicarii),  vgl. 
Cap.  de  exerc,  promov.  a.  808  c.  3  (Pertz  I,  p.  119). 

*•)  Vgl.  die  Belege  der  vorigen  Note,  und  oben  S.  231).  261. 

**)  Greg.  Tnr.  Y,  50:  Lendast  ist  ge&chtet,  und  verweilt  heimlich 
in  Tours,  prosequentibns  Tero  regalibns  paeris,  per  fiigam  labitar. 
£r  kehrt  nach  Tonrs  surflck;  aodiens  haec  Bemlfos  duz  (?on  Tours) 
misitpneros  suos  cum  armorum  adparatu  ad  comprebendendum 
enm.  —  Ebendas.:  der  Subdiacon  Riculf  in  Tours,  des  Ilochvorraths 
schuldig  (vgl.  Roth,  B.W.  S.131i  klagt  Gregor:  ecce  —  aregalihus 
cotnprelH'üsUS  mortak'S  pocnas  sum  Uüturus.  —  VI,  42:  liiturigum  Cf)ines 
misit  pueros  suos,  ut  —  homines  spoliare  („pländen")  deberent  (wegen 
des  Heerbanns).  —  VI,  35:  der  Graf  Mummolus  von  Paris  wird  dm 
Hochverraths  beschuldigt;  rex  vero  missis  pneris  jussit  enm  areessiri. 
Er  wird  gefoltert;  depositus  vero  de  poena  vocat  ad  se  lictorem, 
dicens:  —  nihil  mali  sentio  de  his  quac  inlata  sunt.  —  IX,  9:  areessiri 
Rauchingora  jussit  (rex).  Qui  cum  adfiiisset,  —  datis  litteris  et  pueris 
dcstinatis  cum  evoctione  publica,  qui  res  ejus  por  loca  singula  dohorent 
capere  (mit  Beschlag  bolegen\  jussit  (rex)  cum  in  cubiculum  iiitiomitti. 
—  Zu  vergleicheu  ist  auch  VII,  30:  der  Abt  von  Cahors  wird  ab  ho- 
ininibus  regis  Guntchramni  ergriffen.  VIII,  11:  Boantus  wird  in 
ChAlon  auf  Befehl  des  Königs  ab  hominibus  regis  getödlet  Homines 
begegnet  ftlr  Unfreie  s.  B.  17,44;  vgl.  Waitz  Y.  G.  H  (3.  Aufl.)  S. 271 
Note  3.  —  Die  Stellen  ergeben,  dass  die  pueri  dieselbe  Th&ti^eit  wie 
die  milites,  lietores  entwickeln,  die  Ergreiftmg  des  Verbrechers,  die 
Vollstreckung  der  Strafe,  dass  die  pueri  ferner,  wie  die  milites,  die  be- 
wartneten  Büttel  der  üitsobrigkeiten  d.  h.  dass  sie  mit  den  milites 
identisch  sind.  Der  lictor,  dessen  die  eine  Stelle  gedenkt,  ist  für  Kinen 
der  vorhergeuannten  pueri  zu  halten.  Dem  entsprechend  sind  die  ad 
wactas  constituti  der  Decretio  Chlotharii  unfreie  W&chterschaaren, 
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den  öffentUchen  Beamten  geleisteten  Dienstes  zu  den  „pneri 
regis^S  d.  b.  zu  den  Unfreien  des  Königs,  deren  Dienst  nicht 
knechtischer,  d.  h.  bäuerlicher  Dienst,     sondern  Königsdienst 

ist.  26)    Die  milites  bilden  daher  gleich  den  am  königlichen 

deren  Gegensatz  die  ceutenae,  die  Schaaren  freier  Htindertschaftslonto 
bilden,  oben  S.  IHG  ff.  Mit  derselben  Bestimmtheit  ergiebt  sieb,  das» 
auch  die  pueri  der  Grafschaftsobrigkoiten  pueri  r egales  sind.  Die 
regales  pueri,  vor  welchen  Leudast  flüchtet,  und  welche  der  Subdiacon 
Bicolf  fftrchtet,  sind  die  paeri  der  Stadt  und  GrafiMhaft  Tours,  nnd  wie 
der  Zusammenhang  der  Erz&hlung  ergiebt,  mit  den  pueri  des  Herzogs 
von  Tours  identisch.  So  sind  denn  auch  die  pueri  des  Grafen  Ton 
Bonrges  (VI,  42  cit.)  für  „seine**  pueri  nicht  kraft  Eigenthums,  sondern 
nur  kraft  iimtlicber  Untorordniin.!;  zu  halten,  und  ist  die  Auffassung  ge- 
stattet, aiieh  in  den  Fällen,  in  denen  der  König  naeb  den  vori^jen 
Zeugnissen  über  pueri  verfügt,  nicht  speciell  an  pueri  am  königlichen 
ilof,  sondern  an  die  pueri  regales  der  Ortsobrigkeiteu,  denen  sclbst- 
v^wtftndlich  auch  der  König  befehlen  kann,  zu  denken.  Das  gewonnene 
Resultat  wird  in  jeder  Hinsieht  bestätigt  durch  Greg.  Tnr.  IV,  47: 
Andarchius,  urspranglich  ein  Sklave  des  Btaiers  Felix  in  Marseille, 
ward  durch  Herzog  Lupus  dem  König  Sigibert  geschenkt  (regi  ad  ser- 
viendum  tradidit).  Quem  ille  (der  König)  per  loca  diversa  dirigcns 
locnm  praebuit  militandi.  Ex  hoc  quasi  honoratus  habitus  Arvernum 
venit.  Der  Uebergang  in  das  Eigenthum  des  Königs  ermöglicht  dem 
Andarchins,  im  niederen  öffentlichen  Dienst  f quasi  honoratus,  ,, gleich- 
sam als  lieamter")  in  den  einzelnen  Grafschaften,  zuletzt  in  Clermont, 
verwandt  zu  werden.  —  Dass  die  milites,  lictores  u.  s.  w.  f&r  Unfreie 
zu  halten  sind,  hat  bereits  Waitz  T.  G.  H  (2.  Aufl.)  8.  914  Note  1. 
S.  583.  534  entwickelt,  üeber  frahere  Ansichten  v^.  Roth  B.  W. 
8.  294  !9ote  63. 

")  Die  bäuerlichen  Dienste  der  Hintersassen,  Zinsen  und  Frohnden, 
werden  noch  im  9.  Jahrhundert  als  opera  servilia  bezeichnet,  in  Er- 
innerung daran ,  dass  nach  ältestem  Hecht  nur  Unfreie  Hintersassen 
und  in  Folge  dessen  zinspüichtig  waren,  z.  B.  Wartraann  I,  Nr.  271 
(a.  821):  Yerleihang  eines  Grundstücks  (pracstaria)  gegen  Zins:  10 
Scheffel  Korn,  ein  Joch  zu  pflügen,  zwei  Arbeitstage  in  der  Ernte  und 
zur  Zeit  des  Heuens.  Et  sieht  enim  alii  liberi  homines  servilia  opera 
nobis  exhibent,  ita  et  illi. 

Dass  als  pueri  regis  gerade  die  im  Dienst  des  Königs,  insbeson- 
dere am  königlichen  Hof,  verwandten  Unfreien  des  Königs  bezeichnet 
werden,  ergiebt  sich  ans  den  von  Koth  15.  \V.  S.  120  Note  41  gesam- 
melten Belegen.  Zweifelnd  äussert  sich  noch  Waitz  V.  G.  II  (2,  Aull.) 
S.  42.  175.  —  Den  Oegenaatz  bilden,  als  scrvi  regis  schlechthin,  die 
auf  den  königlichen  Gütern  als  bineiiiche  Qntersaisen  aageienenen 
königlichen  Unfreien. 
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Hof  Terwandten  Unfreien  des  Königs  einen  höheren  Stand  der 
UnfreieD,  welche  nicht  für  völlig,  sondern,  den  liten  gleich, 
nur  für  halb  unfrd  galtoi.*^  Das  Litenwergeld  der  milites 
wie  der  übrigen  pueri  regis  ist  die  älteste,  bereits  im  fünften 

uml  sechsten  Jahrhundert  vollzogene  Machtäusserung  des 
Berutsötaudes  als  solchen  über  den  Geburtsstand. 

Die  Schergen  des  Grafen  sind  seine  Diener,  wie  bei 
Uebung  der  polizeilichen,  so  bei  Uebung  der  gerichtlichen 
Gewalt.  Wohl  kann  der  Vorsitzende  Richter  für  eine  einzelne 

gerichtliche  Handlung  Einen  der  Beisitzer  des  Gerichts  mit 


In  Sal.  13,  4  wird  der  puer  regis  in  Bezug  auf  die  Todesstrafe 
dem  Ictus,  iu  Sul.  nov.  274  der  puer  (regis)  in  Bezug  auf  die  „dclatura" 
(halbe  Freiendelatara)  dem  libertos  (d.  h.  dem  Liten)  gleichgestellt, 
in  Sal.  42,  8.  54,  5.  78.  Becapitnl.  (Merkel  p.  97)  c  80.  83.  Bib.  63,  3 
dem  paar  regis  das  gleiche  Wergeid  mit  dem  Liten,  d.  h.  halbes  Freien- 
wergeld  (100  solidi)  beigelegt.  Ebenso  heisst  es  SaL  71.  75,  4:  Haec 
lex  de  (^pu('llas)  militunias  vel  Utas  (sive  Romanas)  in  medietate  con- 
vcnit  observare.  Sal.  78:  Si  quis  puerum  rej;is  aut  libertum  (d.h. 
lituni,  oben  S.  46  Note  20)  occidcrit,  so).  1(K)  culp.  jnd,,  aut  Komumun 
ingenuum  vel  tributariuni  aut  militem,  sol.  100  culp.  jud.  In  der 
letzten  Stelle  bildet  der  Bomanna  millea  ebenso  das  Correlat  zu  dem 
puer  regis  (barbams),  wie  derBomanastributarias  zu  dem  (frftnkisehen) 
litos.  Die  Aniftthrnng  Ton^  Roth,  B.  W.  8.  88  ff.  gewinnt  hier  aueh 
insofeme  neue  Bestätigung,  als  die  Stelle,  wie  Sal.  41  den  Romanus 
possessor  und  tributarius,  so  den  Romanus  ingenuus  und  tributarius 
unterscheidet,  eine  Thatsache,  welche  durch  das  allen  Classen  heiiro- 
inosscne  f,'lcichc  Wergeld  nicht  beseiti^'t  wird.  Durch  die  liorausj^csteilte 
Tbatsacho  finden  die  citirten,  von  den  niilituniae  handelnden  Stellen 
von  selber  ihre  Erläuterung.  Militunia  ist  das  Femininum  zu  miles, 
wie  X.  B.  leudinia  an  leadia  (vgL  Kern»  Glossen  8.  41),  orogania  au 
horogano  (Sal.  85,  5.  nov.  106),  nnd  steht  die  nilitnnia  als  puella  regis 
der  Uta,  wie  der  miles  als  puer  regis  dem  litus  gleich.  Es  ist  bekannt, 
dass  CS  wie  männliche,  so  auch  weihliehc  unfreie  Bedienstete  am  könig- 
lichen Hof  pih,  z.  Ii.  die  Amine  Septiminia  am  Hofe  K.  Cliildeberts, 
Gvvrr.  'J'ur.  IX,  38.  Vielleicht  deutet  die  Stelle  überdies  an,  duss  der 
Stand  der  pueri  regis  bereits  im  Ü.  Jahrhundert  erblich  war,  und  die 
Tochter  des  puer  regia  von  Geburt  ein  „Dienstweib",  wie  die  Tochter 
des  Liten  von  Geburt  eine  Litin  war.  — A.  M.  Waitz  Y.  G.  II  (2.  Aufl.) 
S.  188  Note  2.  Walter  B.  G.  $.  55  Note  4.  Qm  unbrauchbar  Kern, 
Glossen  S.  180.  ^ 
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dem  Amt  eines  „Boten"  des  Geiichts  betrauen,  Wohl  finden 
wir  in  Septimanien  und  in  der  spanischen  Mark  einen  sajo, 
d.  h.  einen  ständig  bestellten  freien  Gerichtsboten  im  Ge- 
richt.^*) Aber  der  sajo  ist  lediglich  ein  in  den  aufgeführten 

.  altwcstgotliisclicii  Gebieten  neben  der  fränkischen  Gerichts- 
verfassiujg  erhaltenes  Bruchstück  altwestgothischen  Rechts. 
Der  sajo  ist  der  fränkischen  Verfassung  unbekannt.  Im 
fränkischen  Gericht  hat  der  Richter  als  ständige  Werkzeuge 
sehies  Willens  nur  seine  milites,  lictores,  d.  h.  unfreie  Diener 
neben  sich.  Sie  umgeben  ihn  im  Gericht.*^)  Sie  haben  im 
Gericht  den  gefangenen  Verbrecher  vor  ihn  zu  bringen 
und,  gleichfalls  im  Gericht,      die  peinliche  Strafe  zu  voll- 

Z.  B.  Taiisette  II,  Nr.  88  (a.  862):  Gericht  zweier  misei  comitis 

in  Narbonne  —  ordinavimus  R.  misso  nostro,  ut  —  revestire  faciat.  — 
Nr.  91  (a.  867):  Missalgericht  in  Narbonne,  ordinavinius  L.  vaso  domi- 
nico  (vorher  unter  den  Beisitzern  aufgeführt)  misso  nostro,  ut  super 
ipsas  res  venire  fecisset  et  —  revestire  fecisset.  —  Mein,  di  Lucca  V, 
3  Nr.  1768  (a.  901):  Kaisergericht  in  Rom,  d.  Ludowicus  imperator  — 
praecepit  W.  wassus  et  missus  suo,  ut  —  invcstiret.  —  Murat.  Ant.  II, 
p.  969  (a.  990):  Misnigerieht  ia  ^nrensa,  apreenderont  manu  B.  can- 
cellariinn  et  miBerant  in  manos  jam  dictomm  germADonun  (der  aieg- 
reieheii  Parthei),  ut  cam  iUis  ad  eaa  rea  pergwet  et  eoiporaliter  illia 
exmde  inTeatirct.  —  Vgl.  Sal.  50,  3.  Franc.  Cham.  43. 

«•)  Vgl.  z.  B.  Baluae  Capp.  II,  p.  1416  (a.  817)f  hier  ist  „Salone" 
in  „sajone"  zu  verbessern,  p.  1489  (a.  869).  p.  1511  (a.  P81).  Marca 
Ilisp.  Nr.  16  (a.  843).  Nr.  34  (a.  874).  Nr.  35  (a.  876).  Nr.  41  (a.  879): 
distringcnte  T.  sajone.  Vaissette  II,  Nr.  5  (a.  781):  ordinavimus  Milone 
comite,  ut  —  per  suum  sajoncm  revestire  fecisset.  Nr.  76  (a.  852,: 
hordinaTimus ,  nt  B.  Bi^oiie  nostmm  (für:  si^o  iioster)  —  revestire 
fedsset,  o.  B.  £ 

**)  Diesen  üntersdiied  frSnkiBchen  und  gothischen  Bechts  fiber- 
sieht Maurer,  GerichtsTerfahr^n  S.  74 

**)  Vgl.  Greg.  Tur.  V,49:  (Leadastes,  Graf  TOn  Tours),  si  ia  judido 

*—  rcscdisset  —  jubebat  —  milites  üistibus  verberari. 

»*)  Vita  S.  Aniandi  (Note  22):  comes  quidam  ex  ö-onpro  Franromm, 
cognomine  Dotto,  con^rcfiata  non  minima  multitudine  Francoruni  in  urbc 
Tornaco,  ut  illi  erat  injunctum,  ad  dirimcndas  resederat  actionea.  Tunc 
subito  a  lictoribus  ante  eum  praesentatus  est  quidam  rcus  — . 

**)  Die  Gerichtsstätte  ist  zugleich  die  Executionsstättc.  Vgl.  Vita 
S.  Walarid  (saec.  7)  c.  8  (Bolland  1.  April  p.  19):  Der  Hdlige  kommt 
in  eine  GerichtSTersammlung  (qnod  rustid  mallom  Tocant)  des  Grafen 
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strecken.^*)  Sie  siud  Diejenigen,  quorum  erat  officium  punire 
damnatos.^^)  Sie  nelinien  in  der  fränkischen  Verfassung  dem 
Erfolg  nach  die  Stellung  des  Gcrichtsdieners  ein. 

Nichtsdestoweniger  setzt  die  Unfreiheit  der  milites  ausser 
Zweifel,  dass  sie  nicht  zu  den  Gerichtspersonen  zählen.  Das 
fninkische  Gericht  ist  ein  Gericht  lediglich  mit  Richter,  Schult- 
heiss  und  Gerichtsgemeindc.  Wie  der  Gerichtsschreiber,  so 
ist  der  Gerichtsdiener  der  fränkischen  Zeit  ein  gräflicher 
Diener,  kein  Diener  des  Gerichts. 

Nach  dem  Hecht  des  Sachsenspiegeis  gehört  der  Frohn- 
bote,  ein  aus  den  Freien  erwählter  ständiger  Gerichtsdiener, 
zu  der  Besetzung  des  Gerichts.**)  Dem  fi&nkischen  Becht 
des  funkischen  Reichs  ist  der  Frohnbote  unbekannt 

Die  fränkische  Zeit  unterscheidet  sich  dadurch  von  der 
späteren  Entwickelung,  dass  Gerichtsschreiber  und  G^richts- 
diener  ausseriialb  der  Gerichtsverfassung  stehen. 

von  Araiens,  und  befreit  den  bereits  aufgehängten  reua  in  convcutu 
popuh,  in  praeBentia  praesidis  (des  Grafen).  —  Vita  S.  Amai^di  cit. 
(Note  22.  82):  Ober  den  Verbrecher  ist  das  Todesurtheil  gesprochen 
nnd  ToUstreckt  Dotto  (der  Graf)  imitar  domtun  roTersus  est  popoli 

constipntus  catcrva,  d.  h.  das  Todesnrtbeil  wird»  irie  in  dem  vorigen 
Fall,  vor  der  am  Gerichtsort  versammelten  Gcrichtsgemeinde  vollstreckt. 
—  Car.  C.  Cap.  miss.  a.  853  c.  7  (Portz  I,  p.  41!)j:  ne  malla  vcl  placita 
in  oxitibus  et  in  atriis  ecclcsiarum  —  teuere  praesumant,  —  quia  nefas 
est  ibi  reos  piiniri,  ubi  respectu  divinae  reverentiae  misericordiam  — 
conaequuntur.  Ebenso  Car.  G.  Cap.  Carisiac.  a.  873  c.  12  (p.  521): 
qoia  non  est  aeqaum,  ut  ibi  homines  ad  mortem  jadicentnr  et  dismem- 
brentur  et  flftgellentar,  abi  si  confiigerint  —  pacem  habere  debent  — 
Danach  ist  Bib.  79:  Si  qois  homo  propter  itartnm'  —  judido  prindpis 
pendutus  vel  in  quocunque  übet  patibulo  vitam  finierit,  zu  verstehen: 
Wenn  ein  Dieb  im  Königsgericht,  oder  an  irgend  einer  „Volksgerichts- 
stätte" die  Todesstrafe  erlitten  hat,  und  giebt  Cap.  Aquisgran.  a.  813 
c.  11  (Pertz  I,  p.  188):  üt  comitcs  —  carcerem  habeant.  Et  ju  die  es 
atque  vicarii  patibulos  habeant,  einen  neuen  Beleg  für  den  Öatx, 
dass  die  Yolksgcrichtsst&tte  Hundertschaftsmalstätte  ist. 

»)  8.  Note  22. 

»)  Vita  8.  Fidoli,  Note  22. 

**)  Ssp.  m,  61  9. 1.  Nor  das  Echteding  fordert  den  Frohnboten. 
Vgl.  oben  8.  407 
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Die  vorstehende  Daistcllung  unifasst  ein  Jahrtausend 
deutscher  Eütwickelung :  von  den  Zeiten  des  Tacitus  bis  zu 
den  Ausgängen  der  karolingischen  Periode. 

£ine  völlige  Umwälzung  bat  die  politische  Verfassung 
der  deutschen  Stamme  inzwischen  erfahren.  An  Stelle  der 
Canton-Souveränetät  der  einzelnen  Völkerschaften  zur  Zeit 
des  Tacitus  ist  im  9.  JahiiiiuKlert  die  Weltherrschaft  des 
fränkischen  Kcichs  getreten.  Wie  der  Staatskörper,  so  ist  die 
Staatsform  eine  andere  geworden.  An  Stelle  der  taciteischen 
Demokratie  steht  im  fränkischen  Beich  ein  souveränes  König- 
thum, dessen  Schranken  nicht  durch  Factoren  neben  ihm, 
sondern  lediglich  durch  den  Inhalt  der  Staatsgewalt  gegeben 
sind.  Dem  fränkischen  Königthum  fehlt  zu  einem  absoluten 
Konigthuni  nicht  die  absolute  Zuständigkeit,  sondern  nur  die 
absohlte  Allmacht  der  Staatsgewalt,  durch  welche  der  moderne 
Staat  von  dem  mittelalterlichen  Staat  sich  unterscheidet.  Mit 
der  Staatsform  hat  die  Öffentliche  Beamtenverfassung  völlig 
neue  Gestalt  gewonnen.  Die  vom  Volk  (Heer)  eingesetzten 
Bichter-Fttrsten  ^)  des  Tacitus  begegnen  noch  in  der  Verfas- 
sung der  Lex  Salica,  nicht  in  ihrer  alten  Würde,  wenngleich 
in  ilu  er  alten  Macht  geschmälert.  Mit  dem  thunginus  aut  cen- 
tenarius  steht  bereits  der  König  durch  seinen  „Diener",  den 
er  für  den  Gau,  und  durch  seinen  „Schultheissen",  den  er 
für  die  Hundertschaft  bestellt,  in  Concurrenz.  Mit  Vollendung 
der  Beichsgründung  auf  römischem  Boden  sind  die  letzten 
Beste  der  taciteischen  Beamtenverfassung  zerstört  Der  Graf 

Vgl.  oben  S.  150  Note  5. 
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des  fränkischen  Kciclis  ist  keine  ,,altc  Nationalobngkeit",^) 
kein  .Jvichter"  im  alten  Sinn,  sondern  der  subalterne 
„Diener"  des  Königs,  mit  nur  unvollständiger  öffentlicher 
Gewalt,  nicht  im  StancLe,  selber  zu  legieren  („richten"),  son- 
dern nur,  Mittel  einer  höheren  Regieningsthätigkeit  zu  sein, 
seinem  Herren  gegenüber  nur  verpflichtet,  nicht  berechtigt, — 
den  das  seit  der  Völkerwanderung  entstandene  souveräne 
Königthuin  sich  als  Werkzeug  seines  Willens  geschaffen  hat. 
Der  Graf  der  seit  der  Völkerwanderung  gegründeten  Reiche 
ist  der  erste  Beamte  im  modernen  Sinn.  Der  Graf  ist  mit 
der  Beichsgründung  durch  Chlodwig  für  die  fränkische  Ver- 
fassung der  Beamte  geworden.  Der  Richter-Fürst  (rector 
populi)  der  Lex  Salica  ist  ohne  Nachfolger  verschwunden. 
Der  Centenar  des  fränkischen  Reichs  ist  nicht  der  thnnginus 
aut  centenarins,  sondern  der  königliche  Schultheiss  der  Lex 
Salica,  nur  dass  er  seit  der  Reicbsgründung  aus  einem  könig- 
lichen ein  gräflicher  Schultheiss  geworden  ist.  Der  Centenar 
des  fränkischen  Reichs  ist  ein  Subaltem  des  Grafen,  wie  der 
Graf  ein  Subaltem  des  Königs  ist.  Der  Centenar  des  fränki- 
schen Reichs  ist  ein  Unterbeamter,  ist,  gleich  dem  Grafen, 
ein  Beamter  nicht  im  Sinne  des  altgermanischen,  sondern  im 
Sinn  des  modernen  Rechts.  Was  vom  friinlvischen  Reich,  gilt 
ebenso  von  den  anderen  aus  der  Völkerwanderung  hervor- 
gegangenen deutschen  Reichen.  Die  Beamtenverfassung  des 
burgundischen,  westgothischen,  ostgothischen,  langobardischen, 
angelsächsischen  Reichs  ist  Grafenverfassung.  Die  Grafen, 
„Diener",  „Beamten"  (Gerefen,  Gastalden),  welche  auch  hier 
die  Träger  der  öffentlichen  Regierung  sind,  erscheinen  gleich 
den  fränkischen  Grafen  nicht  als  Abbild,  sondern  als  Gegen- 
satz der  tacitcischen  prineipes.  Auch  die  Herzöge,  welche 
bei  Langobarden  und  Angelsachsen  begegnen,  vertreten  nicht 
das  taciteische,  sondern  das  neue  System,  da  sie  nicht  die 
Nachfolger  von  prineipes,  „Richtem",  sondem  von  E(kiigen 


So  2.B.  T. Savigny  I,  S. 272.  Ebenso  Waitz  V.  G.  U  (2, Aafl.)S.^2. 
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sind.  Erst  die  Reiche,  welche  auf  römischem  Boden  gegrün- 
det sind,  haben  die  politisclien  Griuidlai^en  geschaffen,  deren 
Entwickelungsgeschichte  unsere  Geschichte  ist.  Die  tacitei- 
sclie  Zeit  ist  die  Vorzeit  der  Geschichte  des  deutschen  Staats- 
rechts. Die  Lex  Salica  ist  das  einzige  deutsche  Rechtsdenk- 
mal, welches  noch  Bmchstttdke  der  altgermanischen  politischen 
Verfassung  überliefert.  Das  Recht  der  Lex  Salica  erscheint 
aucli  an  dieser  Stelle  niclit  als  Beginn  der  neuen,  sondern 
als  Abscliluss  der  vorzeitlichen  Entwickelung. 

Die  deutsche  Staatsverfassungsgeschichte  ruht  auf  dem 
Gegensatz  der  politischen  und  der  Hundertschaftsverfassung, 
welcher,  in  der  Sprache  der  alten  Zeit  ausgedrttdct,  ein  Gegen- 
satz' der  Heei^  und  der  Gerichtsverfassung  ist  Die  Hundert- 
schaftsverfassung steht  ihrem  Wesen  nach  ausserhalb  der  politi- 
schen Bewegung.  Sie  hat  nicht  die  Mittel  zur  öffentlichen  Regie- 
rung, sondern  nur  die  Mittel  zur  P^ntscheidung  des  Rechts- 
streits, zum  Finden  des  Urtheils  zu  gewähren.  Dem  ent- 
sprechend ist  die  Hundertschaftsverfassung  als  solche  durch 
die  fundamentale  Umwälzung,  welche  die  politische  Verfassung 
während  eines  ganzen  Jahrtausends  durchgemacht  hat,  un- 
berührt geblieben.  Allerdings  steht  hier  die  fränkische  Ent- 
wickelung in  einem  Gegensatz  zu  der  Entwickelung  der  übrigen 
deutschen  Stämme.  Auf  dem  Gebiet  der  politischen  Verfas- 
sung  hat  das  fränkische  Reich  am  Frühesten  die  alte  Heer- 
verfassung völlig  überwunden,  und  den  König  zum  alleinigen 
Herrn  des  Reichs  gemacht,  —  während  in  sämmtlichen  übri- 
gen deutschen  Reichen  die  nicht  volle  Souveränetät  des 
Konigthums  in  den  Rechten  des  Volkshecrs  an  dem  Reich, 
sei  es  bei  der  Reichsregierung,  sei  es  bei  der  Wahl  des  Königs, 
zum  Ausdruck  kommt.  Auf  dem  Gebiet  der  Gerichtsverfas- 
sung hat  dagegen  die  Entwickelung  bei  den  anderen  Stämmen 
schon  früh  die  alten  Formeii  abgeschliffen,  und  die  urtheil- 
findende  Gerichtsgemeinde  durch  den  Einzelrichter  ersetzt, 
der  bei  Burgunden,  Westgothen,  Ostgothen,  Alamannen,  Baiern, 
und,  wenn  auch  in  anderer  Stellung,  bei  den  Langobardea 
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fiber  den  Bechtsstrdt  erkennt  Bei  den  Franken  ist  trotz 
der  politischen  mächtigen  Veiünderung  die  alte  Hundertschafts- 

verfassuiig  aufrecht  erhalten.  Wie  zu  den  Zeiten  des  Ta- 
citus,  so  bildet  zu  den  Zeiten  Karls  d.  Gr.  die  Hmidert- 
schaftsgemeinde  —  und  zwar  die  Gemeinde  nicht  blos  der 
Grundbesitzer,  sondern  der  sänuntUchen  freien  Männer  der 
Hundertschaft  —  die  Gerichtsgemeinde,  bildet  die  Hundert- 
schaftsverfassong  die  Gerichtsverfassung,  die  Hundertschaft»^ 
Versammlung  die  Gerichtsversammlung,  der  Spi-uch  der  Hun- 
dertschaft den  Urtheilsspruch.  Trotz  des  Satzes,  dass  seit 
der  Reichsgründung  Chlodwigs  der  Gaubcamte,  der  Graf,  das 
Haupt  der  Hundertschaft  ist,  hat  keine  Gauversammlung  als 
Gerichtsversammlung  sich  entwickelt  Und  die  fränkische 
GerichtsverfiBussung  ist  deutsche  GerichtsverfiBSSung  geworden. 
Bermts  unter  den  Merovingem  s^n  wir  im  burgundischen, 
alamannischen  und  bairischen,  unter  den  Karolingern  ebenso 
im  westgothischen  und  langobardischen  Rechtsgebiete  unter 
dem  Elnfluss  des  fränkischen  Rechts  die  alte  Hundertschafts- 
verfassung neu  in  Kraft  gesetzt  Die  fränkische  Gerichts- 
verfassung ist  ebenso  die  Gerichtsver&ssung  des  mittelalter- 
liehen deutschen  Beichs.  In  Folge  des  Einflusses  fränkischen 
Rechts  hat  der  Satz,  kraft  dessen  die  Hundertschaftsgemeinde 
,  Gerichtsgemeinde  ist,  wie  die  Stürme  der  Yölkerwandeiung, 
wie  die  Reichsgründung  durch  Chlodwig,  wie  die  Reformen 
Karls  d.  Gr.,  so  die  Auflösung  des  fränkischen  Reichs,  die 
Auflösung  der  Gauverfassung,  die  Auflösung  der  öffentlichen 
Gewalt  durch  die  Landeshoheit,  den  in  den  einzelnen  Terri- 
torien sich  vollzi^enden  Beginn  einer  vollkommen  neuen  Ent- 
Wickelung  überdauert.  Die  Hundertschaftsverfassung  ist  erst 
einem  mächtigeren  Feinde  erlegen,  der  im  10.  Jahrhundert 
erwachenden  deutschen  Rechtswissenschaft.  Die  Rechtswissen- 
schaft ist  nicht  ohne  Grund  gerade  in  Italien  zuerst  zur 
Blüthe  gefordert  In  Italien  ist  nach  Beseitigung  der  fränki^ 
sehen  Herrschaft  die  Gerichtsverfassung  bald  im  Sinn  des  alt- 
langobardischen  Rechts,  wenn  auch  mit  den  Mitteln  der  unter 
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den  Karolingeni  nach  Italien  übertrage&en  Mnkisdm  Ge- 
richtsverlassung,  umgestaltet,  und  der  Einzelrichter  —  der 
a}s  solcher  wenn  nicht  ein  gelehrter,  so  doch  ein  gelernter 

Richter  ist  —  auf's  Neue  an  die  Stelle  der  Gcrichtsgemeinde 
getreten.  Gerade  weil  die  Gerichtsverfassung,  wie  sie  durch 
die  Hundertschaf tsverfassung  gegeben  war,  die  Eatwickeluog 
einer  Rechtswissenschaft  ausschloes,  hat  die  von  italischem 
Boden  in  Deutschland  ihren  Einzug  haltende  Bechtswissen- 
schalt  die  alten  SchoffBustühle  nicht  neu  belebt,  sondern  um- 
gestossen.  Erst  im  16.  Jahrhundert  findet  in  Deutschland 
die  Hundertschaftsgerichts  Verfassung  —  bereits  seit  dem  13. 
Jahrhundert  ausser  Stande,  dem  mächtig  aufstrebenden  Rechts- 
und Verkehrsleben  gerecht  zu  werden  —  ihren  Untergang, 
nachdem  sie  in  historisch  bezeugter  Zeit  über  anderthalb  Jahr- 
tausaide  m  Wirksamkeit  gestanden  hat.  Erst  das  16.  Jahr- 
hundert ergiebt  in  Deutschland  f&r  die  Gerichtsverfiissung  den 
Fortschritt  von  den  taciteischeu  Grundlagen  zu  einem  neuen 
Recht.  Erst  das  16.  Jahrhundert  ergiebt  in  Deutschland 
für  die  Gerichtsverfassung  den  AbschlußS  einer  durch  das 
irankische  Becht  yermittelten  altgermanischen  Entwicke- 
lung. 

In  anderer  Hinsicht  unterscheidet  sich  die  Mnkische  Zeit 
sowohl  von  der  taciteischen  wie  yon  der  mittelalterlichen  Ver-  « 

fassung.  Das  fränkische  Reich  kennt  keine  Gesetzgebung  in 
unserem  Sinn.  Die  Beschränkung  wie  des  Inhalts,  so  der 
Aufgaben  der  Staatsgewalt,  welche  dem  fränkischen  mit  dem 
deutsch-mittelalterlichen  Beich  gemeinsam  ist,  ergiebt,  dass 
die  Fortbildung  des  Bedits  nicht  Aufgabe  der  Staatsgewalt, 
und  in  Folge  dessen  die  Befugniss,  Becht  hervorzubringen, 
nicht  Inhalt  der  Staatsgewalt  ist.  Aber  das  fränkische  König- 
thum sieht  sich  vermöge  seiner  Macht  Uber  die  Rechtsverwirk- 
lidiung  im  Stande,  ein  Recht  dmchzusetzen,  welches  zwar 
Ton  Bechtswegen  kein  Recht,  aber  doch  seiner  praktischen 
Geltung  wegen  Becht  gleich  dem  wirklichen  Becht  ist  Das 
Mnkische  Königthum  entwickelt  ein  Amtsrecht  (jus  honora^ 
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mm)  neboD  dem  Volksreclit  Qob  cWik).  Das  Mnkfflclie 

Königthum  entwickelt  zuiileicli  damit  ein  territoriales,  für  den 
ganzen  Umkreis  des  fränkischen  Reichs  geltendes,  gemeines 
Becht,  während  das  Volksrecht  nur  persönliches  Recht  und 
nur  StaBimesrecht  (Landrecht)  ist  Das  fränkische  Königthuin 
tritt  in  der  materiellen  Gestaltung  des  Rechts  in  bewussten, 
princij^ellen  Gegensatz  eu  dem  Yolksrecht  Auf  dem  Gebiet 
des  Strafrechts  geht  es  von  der  öffentlichen,  nicht  von  der 
Privatstrafe,  geht  es  zugleich  nicht  von  den  Persönlichkeits- 
rechten des  freien  Mannes,  sondern  von  dem  im  öffentlichen 
Interesse  dem  Individuum  als  solchen  zu  gewährenden  Staats- 
schutz ans.  Auf  dem  Gebiet  des  Processes  entwickelt  das 
Königthum  neben  dem  voUcsrechtlicbeii  FhMsess  nach  jus 
strietum  einen  amtsrechtlichen  Process  nach  jus  aequum,  dessen 
Aufgabe  die  Ueberwindung  des  starren  Formalismus  ist.  Das 
fränkische  Königthum  zeichnet  sich  dadurch  vor  dem  König- 
-  thum  des  deutschen  Mittelalters  aus.  Das  deutsche  König- 
thum, dem  Traum  der  römischen  Kaiserkrone  nachjagend,  hat 
auch  an  dieser  Stelle  für  die  deutsche  Entwickelung  seme 
Pflicht  Tersäumt.  Im  deutschen  Mittelalter  ist  die  Fortbfldung 
des  Rechts  eine  ausschliesslich  volksrechtliche,  d.  h.  zugleich 
eine  ausschliesslich  gewohnheitsrechtliche  und  eine  ausschliess- 
lich stammesrechtliche  (landrechtliche).  Das  jus  liouoiiirium 
des  fränkischen  Reichs  ist  in  seinen  Ergebnissen  der  Haupt- 
sache nach  von  den  einzelnen  Landrechten  recipurt  £ine 
Fortoitwickelung  hat  es  in  Deutachland  kraft  der  öffentlichen 
Gewalt  nicht  gefunden.  Das  deutsche  Mittelalter  entbehrt 
des  belebenden  Dualismus  zwischen  jus  civile  und  jus  hono- 
rarium.  Nur  der  Gegensatz  zwischen  dem  echten  und  dem 
gebotenen  Ding  erhält  noch  eine  Reminisceiiz  des  alten  Rechts. 
Das  Yolksrecht  ist  im  deutschen  Reich  sich  selber  überlassen, 
und  hat,  des  Correctivs  durch  die  öffentliche  Gewalt  entbdi- 
rend,  gegen  das  Ende  'des  Mittelalters  sowohl  einen  Ent- 
artungsprocess  —  so  namentlich  auf  dem  Gebiet  des  Processes 
— ^  wie  einen  Auflösungsprocess  —  so  namentlich  auf  dem 
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Gebiet  des  eheUchen  Gütemdits  *)  —  erfahren,  von  welchem 
uns  nicht  so  sehr  die  Reception  der  fremden  Eechte,  als  viel- 
mehr die  Reception  der  fremden  Rechts  Wissenschaft  befreit 
hat.  Die  ener?:ischc  Thätigkeit  der  fränkischen  Königsgewalt 
für  die  Rechtsfortbildung,  welche  vor  allen  Dingen  in  der 
grossartigen  Persönlichkeit  Karls  d.  Gr.  ihren  Hauptvertreter 
gefunden  hat,  vergleicht  sich  in  jeder  Hinsicht  mit  der  für 
die  römische  Rechtsgeschichte  so  Epoche  machenden  rechts- 
fortbildenden  Amtsthätigkeit  der  römischen  Prätoren.  Hat 
nichtsdestoweniger  das  prätorische  P]dict  für  die  Entwickelung 
des  Privat-,  Process-  und  Strafrechts  mehr  geleistet  als  die 
Capitularien  der  Karolinger,  so  ist  der  Grund  vor  allen  Dingen 
darin  zu  suchen,  dass  dem  prätorischen  £dict  eine  Bechts- 
Wissenschaft  zur  Seite  gestanden  hat  und  nachgefolgt  ist, 
welche  das  deutsehe  Recht  noch  nach  den  Zeiten  der  Karo- 
linger auf  Jahrhunderte  hat  entbehren  müssen. 

Die  Beamtenverfassung  des  fränkischen  Reichs  setzt  uns 
zu  unserer  heutigen,  die  Gerichtsverfassung  zu  der  tacitei- 
schen,  die  Bechtsverfassung,  ein  jus  civile  und  ein  jus  hono- 
rarium  unterscheidend,  zu  der  römischen  Zeit  in  Beziehung.  Die 
Verfassung  des  fränkischen  Beichs  ist  zugleich  gekennzeichnet 
durch  das  zum  ersten  Mal  in  das  deutsche  Yerfassungsleben 
eintretende  souveräne  Königthum,  durch  die  aus  uralter  Zeit 
Überliefertc  Hundertschaf tsvcrfassung ,  und  durch  die  Motive, 
welche  überhaupt  durch  die  Anfangsstadien  des  Rechts  gegeben 
sind.  Die  fränkische  Zeit  vermag  uns  einerseits  in  den  Mittel- 
punkt zu  führen,  von  welchem  aus  wir  die  Abwandlimgen  des 
deutsdien  Bechts  sowohl  in  der  Urzeit  wie  in  der  Folgezeit  über- 
sehen, und  andererseits  die  Thatsache  darzuthun,  dass  das  ger- 
manische Recht  dem  römisclicn  niclit  nur  in  seinen  Ausgangs- 
punkten, sondern  auch  in  seiner  Entwickeluugsgeschichte  pa- 
rallel geht 

•)  Dies  hat  iusbesondere  die  treffliche  Arbeit  von  v.  Martitz,  das 
ekelidie  Qttterrecht  des  Sachsenspiegels  und  der  verwandten  liechts- 
qneUen  (Leip»g  1867)  dargethan. 
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Die  Wehrhaftmachung. 

Taclt  Genn.  c.  13. 

Die  berühmte  Stelle  des  Tadtus  über  die  Wehrhaftmacbung 
gewinnt,  gleich  anderen  Zeugnissen  dieses  Schriftstellers,  ihren 
wahren  Gommentar  darch  die  spätere  Entwickelung. 

Stobbe  hat  gezeigt,  dass  die  Freilassung  aus  der  väter- 
lichen Gewalt  schon  dem  altgernianischon  Recht  bekannt  ist. 
Nicht  die  erreichte  Volljährigkeit  als  solche,  sondern  erst  die, 
allerdings  durch  die  Volljährigkeit  in  der  Regel  veranlasste, 
Emancipation  des  Hauskindes  durch  Aussonderung  aus  dem 
Täterlichen  Haushalt  befreit  dasselbe  von  der  väterlichen  Ge- 
walt. ^) 

Die  Aussonderungshandlung  ist,  der  Weise  des  alten  licclits 
entsprechend,  eine  solenne  Handlung.  Ihre  Symbole  werden 
sich  aus  dem  Folgenden  ergeben.  Juristisch  relevant  ist,  dass 
die  Aussonderungshandlung  nicht  nur  vom  Vater,  sondern  auf 
Yeranhissung  des  Vaters  auch  von  emem  Anderen  vorgenom- 
men werden  kann.  Der  Emancipation  des  Hauskindes  durch 
einen  Fremden  geht  das  commendare,  tradere  von  Seiten  des 
Vaters  vorauf.  2)  Der  Wille  des  ^  aters  bei  der  Emancipation 
durch  den  Fremden  ist  nicht  blos  P'mancipations-,  sondern  zu- 
gleich Traditionswille.    Der  Erfolg  der  Emancipation  durch 


>)  Vgl  oben  S.  342  ff. 
*)  Vgl.  unten  Note  7.  14.  19. 
Sobm,  Altdeateoh«  Beicbs*  osd  GerichtSTorfaBsuDg.  I. 
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einen  Fremden  ist  nicht  Mos  Emancipations-,  sondern  zugleich 

Traditionserfolg.  Die  Emiuicipation  durch  einen  Fremden 
zeiclmet  sich  dadurch  aus,  dass  sie  nicht  blos,  wie  die  Enian- 
cipation  durch  den  Vater,  die  väterliclie  Gewalt  authebt,  son- 
dern zugleich  positiv  das  freigelassene  Hauskiud  zu  seinem 
Freilasser  in  ein  neues  persönliches  Yerhältniss  setzt Wel- 
cher Art  das  neue  persönliche  Yerhältniss  ist,  hangt  von  dem 
Inhalt  des  in  diesem  Fall  der  Emancipation  vorausgehenden 
Traditiousvertrages  zwischen  dem  Vater  und  dem  Frcilasser 
ab.  Es  kann  die  Begründung  eines  neuen  Vaterverhältnisses 
die  Absicht  sein:  der  Freilassende  wh'd  durch  die  Vornahme 
der  Handlung  Vater  des  Emancipirten.^)  Wie  die  Emand- 
pation,  so  ist  auch  die  Adoption  hereits  im  altgermanischen 
Becht  entwickelt.  Aber  die'  deutsche  Adoption  unterscheidet 
sich  dadurch  von  der  römischen,  dass  sie  eine  Adoption  durch 
Freilassung  aus  der  väterlichen  Gewalt  ist.  Die  deutsche 
Adoption  ist  eine  Adoption,  welche  nur  die  Verwandtschaft 
(das  Kindesverhältniss)  und  die  damit  zusammenhängenden 
Bechte  (z.  B.  das  gegenseitige  Erbrecht),  ^)  keine  väterliche 
Gewalt  erzeugt ')  Oder  es  ist  die  Absicht  auf  Begründung 
eines  Dienstverhältnisses  zwischen  dem  Haussohn  und  dem 
alius  patronus  gerichtet.  Die  Hingabe  des  Ilaussohns  an  den 
König  ist  regelmässig  Mittel  für  die  Begründung  des  Getolg- 


«)  Vgl.  Stobbe,  Beitr.  8.  6  ff. 

*)  Unten  Note  M.  18. 

')  Vgl.  Cassiodor.  Var.  VIII,  9:  Gensimund,  von  einem  Ostgothen- 
könig aus  dem  Geschlecht  dorAmalor  adoptirt  (soliim  armis  filius  factus), 
wird  von  den  üstgoihen  zum  ivuuig  gewählt,  und  nur  seine  Ahlehnung 
der  Wahl  überträgt  den  unmündigen  Söhnen  des  letztverstorbenen 
Königs  die  Königs  würde  (vgl.  Köpke,  Deutsche  Forschungen  S.  141. 
142).  Das  heisst:  die  Adoption  hatte  den  Gensimund  rechtlich  cn 
einem  Angehörigen  des  Uanses  der  Amaler  und  in  Folge  dessen  des 
Erbrechts  (vgl.  oben  S.  84)  theühaftig  gemacht.  Tgl.  Grimm  R.  A. 
S.  464.  465  gegen  Hein ec eins. 

')  Deshalb  folgt  der  Adoption  trotz  des:  ei  pater  effectus  est,  die 
Entlassung  aus  dem  Hause  auch  des  Adopüvvaters  (anten  Note  14). 
A.  M.  Stobbe  a.  a.  0.  S.  8. 
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scbaftsverhältnisses.  Durch  Vornahme  der  Emancipationshand- 
lung  Dimmt  der  König  den  gleichzeitig  aus  der  väterlichen 
Gewalt  ausscheidenden  Haussohn  in  sein  Gefolge  auf.'')  Oder 
die  Ilaiistocbter  wird  dem  Ehemann,  in  dessen  Haus  sie  ein- 
tieteii  soll,  zur  Vornahino  des  KreilassuiiL;sactes  übergeben. 
Die  EmaucipatiüUähandluiig  seitens  des  Ebemaunes  auf  Grund 
der  traditio  puellae  ist  eine  Form  zugleich  zur  Zerstörung 
der  hisherigen  y'äterlichen  (vormundschaftUcheu)  und  zur  Be- 
gründung, der  eheherrlichen  Gewalt.^  ja,  es  steht  anzu- 
nehmen, dass  die  Hingabe  des  Haussohns  zur  Freilassung  mit 
der  Absicht  der  üebergabe  desselben  iu  die  Knecbtichaft  des 

')  Lex  Horn.  Cur.  Gaj.  G:  ülil  mancipantur  —  si  pater  eorum  eos 
per  manum  dat  ad  alium  semorem  et  eos  ei  commendaverit.  —  Panl.  I, 

4,  6:  De  fiUos  femilie,  hoc  est  si  filius  sine  nxorem  fiierit  aut  si  ad 
regem  Tel  ad  altemm  patronnm  commeiidatiiin  non  Aierit»  nisi  ad  hoc 

in  solam  potcstatem  patris  permanscrit  (nisi  ist,  wie  bereits  Stobbe 
8.  5  bemerkt  hat,  mit  „sondern"  zu  übersetzen,  ein  Sprachgebrauch, 
den  z.  B.  auch  Lex  Rom.  Cur.  C.  Th.  IV,  IB.  Roz.  067.  Decr.  Tass. 
c.  6.  Edict  Liutpr.  67  belegen).  —  Elienso  Raul.  1,  4,7.  11,8,  1  (Stobbe 

5.  5).  —  Weitere  Belege  oben  S.  o4'2  Note  21.  Hier  kann  hinzugefügt 
werden  Greg.  Tur.  Vitao  Patr.  9, 1 :  Patroclus  (starb  576)  Biturigi  tcrri- 
torii  incola,  Aetherio  patre  progenitos  (ein  Römer)  cum  decem  esset 
annorum,  pastor  ovium  destlnatur,  fratre  Antonio  tradito  ad  stadia 
literarnm.  Erant  enim  non  qnidem  nobilitate  sublimes,  ingenui  tarnen, 
cumque  quodam  meridie  hic  ab  scholis,  ille  a  grege  commisso  ad  ca- 
piendum  cibum  patcrno  in  hospitio  beide  Söhne  sind  noch  nicht  aus- 
gesondert) convenissent,  überliebt  sich  Antonius  als  der  Gelehrtere  über 
seinen  Bruder  als  einen  rusticus  (discede  longius,  o  rustice)  —  nobi- 
liorem  me  ipsius  ofticii  cura  iacit,  cum  te  hujus  custodiae  servitus  vilem 
reddat  Qaod  ille  audieos  —  reliquit  otcs  —  et  Scholas  paerorum  —  ex- 
petivit,  traditisqne  elementis  ac  deinceps  quae  puerili  stndio  necessaria 
erant  ita  —  imbutns  est,  ut  fratrem  —  anteiret  Dehinc  Nnnnioni  qni 
quondam  cum  Childebeito  rege  magnns  habebatnr  (vgl.  oben  S.  243 
Note  106)  ad  exercendum  commendatns  est,  a  quo  cum  summa 
amoris  diliiientia  nntriretur  (v<:l.  oben  S.  ;Vt2  Note  21).  ita  se  humilem 
atque  subjoctum  oninibus  praebeb.it,  ut  ornnes  cum  tamquam  proprium 
parcntem  —  diligerent.  Regressusque  ad  domum  patre  defuucto  — . 
Die  in  mehrtachcr  iiinsicht  interessante  Stelle  giebt  einen  neuen  Beleg 
für  die  znr  Zeit  des  deutschrecbtlichen  Volljährigkeitstennins  Ton 
Römern  angewandte  deutsche  Emandpation. 

•)  Unten  Note  19. 

85  • 
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Freilassers  möglich  ist  Derselbe  Act,  die  Emandpatioiis- 
handliing  durch  den  Extraneus,  fuhrt  hier  zugleich  den  Unter- 
gang der  väterlichen  und  die  Begründung  der  leibherrlichen 

Gewalt  herbei.  ®) 

Es  ergiebt  sich,  dass  die  Freilassungsform  zugleich  Tra- 
ditionsfonn,  dass  die  Freilassungsform  in  Folge  dessen  zugleich 
eine  F<»m  für  den  Adoptionsact,  für  den  Huldigungsact  (die 
Aufiaahme  in  die  Gefolgschaft),  fttr  den  Eheschliessungsact, 
für  den  Eigenthumübertragungsact  ist.  DieEmancipation  durch 
den  Extraneus  ist  eine  zugleich  gewaltaufhebende  und  gewalt- 
begründcndc  Emancipatiou,  ist  das  Mittel  für  die  Erzeugung 
von  Vaterschaft,  Gefolgsberrschaft,  Eheherrscbaft,  Leibherr- 
schaft. 

Eine  Form  für  die  Freilassung  ist  bei  Frankel  und  Lango- 
barden das  Abschneiden  des  Haars.  Der  puer  crinitus  ist 
daher,  ohne  Rücksicht  auf  die  Volljährigkeit,  der  in,  der  väter- 
lichen Gewalt  befindliche  Knabe. Das  Abschneiden  des 
Haars  ohne  den  Willen  des  Vaters  (Voniiunils)  ist  eine  Ver- 
letzung der  väterlichen  Gewalt  und  zieht  die  Muntbrüche  nach 
sich,  wie  die  Entführung  einer  Tochter  ohne  traditio  pueUae.^^) 


«)  Unten  Note  15. 

Die  FreilaBBnug  des  Unfreien  n^ht  niebt  blos  in  Bezog  auf  Form 

und  allgemeine  Wirkung,  sondern  ebenso  auch  in  Bczng  auf  den  her« 
vorgehobenen  Punkt  mit  der  Freilassung  des  Haussohns  parallel.  Die 
Freilassung  in  der  Kirche,  welche  eine  Freilassung  durch  die  Kirche 
ist,  bringt  den  homo  tahularius  oder  ecclesiasticus  in  die  mundeburdis 
ecclesiae,  Ilib.  öö.  Auch  hier  ist  der  Freilassungsact  Abschluss  eines 
Traditionsactes :  in  manu  episcopi  seryum  cum  tabulis  tradat,  et 
episcopas  archidiaconnm  jubeat,  lit  ei  tabnlas  secondttm  legem  Romanam 
—  seribere  &clat  (Bib*  58» }).  Die  Freilasanng  durch  den  Denar,  welche 
eine  Freilassung  dnreh  den  König  ist,  erzeugt  belcanntlich  das  Erbrecht 
des  Königs  gegen  den  Freigelassenen. 

")  Sah  102.   Stobbc  S  7  If . 

")  Sal.  24,  1.  2.    Stobbe  S.  10.  11. 

*')  Sal.  68:  Si  quis  pucruni  crinitnni  extra  consilium  parcntum 
tnndere  praesumpserit  —  sol.  45  (nov.  60.  199:  sol.  62 Vi)  culp.  jud. 
8i  vero  poella  tnnderit,  hoc  est  extra  consilio  paientam,  —  aol.  100 
(noT.  a  61;  sol.  45,  nOT.  294:  sol.  G2Va)  cnlp.  jud.   Die  Busse  von 
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Die  Hingabe  zum  Abscbneideii  des  HanTS  ist  eine  Form 

wie  füi'  die  Adoption,^*)  so  für  die  Uebergabe  in  Knecbt- 

62 Vi  sol.,  welche  die  Novellen  noch  erhalten  haben,  ist  die  Muntbrüche 
des  lallteben  Bechti,  Schröder  ehel.  Gaterrecht  I,  S.  16.  Die  100 
Bolidi,  welche  Sil.  68  fttr  das  tondere  pnellam  ansetzt,  entsprechen  der 
spftteren  £ntwickehmg,  welche  die  Mnntbrllche  dorch  WergeldsUse 

(hier  das  halbe  "Wergeid)  verdrängt,  Schröder  S.  18.  Zeitschr.  f.  R. G. 
V,  S.  398.  Vgl.  Cap.  Aquisgran.  a.  817  legib.  add.  c.  21  (Pertz  T, 
p.213h  Si  quis  puerum  invitis  parentibns  totondcrit  (liier  ist  die  geist- 
licbe  Tonsur  gemeint)  aut  pucllam  vclaverit,  leerem  suam  („sein  eignes 
Wergeid")  in  triplo  conponat  aut  ipsi  punro  vel  punllao,  si  jam  suae 
potestatis  sunt,  aut  illi  in  cujus  potestate  fuerint,  Uli  vero  potestatom 
haheant  capitis  sui,  ut  in  tali  habita  (geistlich  oderweltlich)  permaneant 
qualis  eis  complacnerit. 

^)  Paulns  Diac.  VI,  53 :  Earolus  (Karl  Martell)  princeps  Francomm 
Pipinum  säum  filium  ad  Lintprandom  direxit,  ut  ejus  juxta  morem 
capillura  suscipcret.  Qui  ejus  caesariem  incidens  ei  pater 
effectus  est,  multisque  eum  ditatiim  regÜs  muncribus  (darin  liegt  die 
Aussteuerhandlung,  welche  sich  mit  der  Aussonderungshandlung  ver- 
bindet, oben  S.  344.  345)  genitori  dimisit.  —  Greg.  Tur.  X,  8:  Graf 
Eulalias  von  Clermont  bittet  den  Bischof  Innocenz  von  Rhodez  um 
seine  Yermittelimg,  ot  res  (Gnindstflcke  im  Gebiet  von  Bhodez)  —  re- 
cipere  posset  Sed  bmocentios  ait:  Si  de  filiis  tnis  nnam  ac- 
cipio,  quem  clericum  fiictum  in  solatio  meo  retineam,  fadam 
qnae  precaris.  At  ille  transmisit  pnerum,  Johannem  nomine,  recepitque 
res  suas.  Susceptoque  Innocentius  cpiscopns  puero,  toten dit  comam 
capitis  ejus  deditque  eum  archidiacono  «cclcsiac  suae  (der  Archi- 
diakun  ist  der  Vorstand  der  bei  Gregor  liäufiger  genannten  schola  ec- 
clesiae,  vgl.  Greg.  Tur.  X,  261).  Die  Ertheilung  der  Tonsur  macht  den 
Johannes  nicht  blos  zum  clericns,  sondern  nach  der  hier  unterliegenden 
Absicht  der  Partheien  zugleich  zum  Adoptivsohn  des  ihm  seine  Haar- 
locken abschneidenden  Bischoft.  Auch  hier  wird  von  Römern  frftn- 
kisches  Recht  angewandt,  vgl.  Note  7  a.  £.  —  Paul.  Diac.  IV,  40: 
promittens  Tasoni,  ut  ei  barbam  sicut  moris  est  incideret, 
eumque  sibi  filium  faccrct.  —  Ebenso  berichten  Rpäterc  frän- 
kische Zeugnisse  von  einer  Adoption  Chlodwigs  durch  den  Gothenkonig 
Alaricb,  ut  in  tondenda  barba  Clodovei  (oder:  barbam  Clodovei 
tangens,  das  Berühren  des  Bartes  erscheint  als  eine  symbolische  Ab- 
Schwächung  des  Scheerens)  patrinus  ejus  efficeretur.  —  Grimm 
R.  A.  S.  146.  —  Die  letztcitirten  ZSengnisse  ergeben,  dass  die  Form  für  die 
Adoption  des  vom  Vater  Tradirten  ebenso  die  Form  für  die  Adoption 
des  sich  selber  Tradirenden  ist.  In  beiden  Fällen  ist  es  die,  dort  kraft 
väterlichen,  hier  kraft  eignen  Willens  herbeigeführte,  FreilassangS- 
handluug  durch  den  Dritten,  welche  die  Adoption  bewirkt. 
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Schaft,       und  für  die  Unterordnung  kraft  öffentlichen 

Rechts.  1«) 

Die  allgemein  germanische,  auch  bei  den  Franken  und 
Langobarden  zu  Recht  besteheiulc  Form  der  Freilassung  ist 
die  Ueberreichung  einer  Waffe  als  des  Symbols  der  Selbstän- 
digkeit.^'') Die  Hingabe  (traditio)  zum  Emp&ng  der  Waffe 

'*)  Roz.  4G4  (Bign.  2ü) :  Der  zur  Zahlung  einer  Busse  Yenirtlieilte 
verniao:  die  Summe  nicht  zu  zahlen  und  erpiebt  sich  in  zeitliehe  Schuld- 
knechtschaft: sie  niilii  aptificavit,  ut  brachium  in  Collum  posui,  ot 
per  comam  capitis  mei  corani  ])raesentibus  honiinihus  tradere 
fecL  Es  scheint,  dass  aach  hier  (vgl.  Note  14)  das  Abschneiden  des 
Haars  darch  ein  blosses  Berühren  rertreten  wird. .  Das  bracbtom  in 
collam  ponere  nimmt  der  Schuldner  vor,  damit  der  Gläubiger  die  Hand 
anf  sein  Haupthaar  lege.  Die  Tradition,  welche  in  dem  brachium  in 
Collum  ponere  liegt,  wird  von  dem  zu  Tradirenden  selber  vorgenommen, 
d.  h.  auch  hier  kann  die  nämliclie  Freilassungsform,  welche  zur  Auf- 
hebung der  väterlichen  Gewalt  durch  ein  neues  persönliches  Verhält- 
niss  dient,  lediglich  zum  Zweck  der  Neubegründung  einer  Gewalt  über 
den  homo  sui  juris  dienen,  ebenso  wie  in  den  Note  14  a.  £.  aufgeführten 
Fällen.  Die  Thatsache,  dass  die  Freilassung  durch  einen  Extraneus 
gewaltbegründend  wirkt,  ergiebt  hier  die  Cons^qnenz,  dass  die  Frei- 
lassnngsform  zur  Begrflndnng  der  Unfreiheit  dient. 

Aimoin  III,  c.  4  verändert  die  unten  Note  20  citirte  Stelle  da- 
hin: Chrodinus  brachium  ejus  fGogonis)  collo  superponens  sno 
Signum  futurao  dominationis  dedit.  Allerdings  hat  Aimoin  den  ursprüng- 
lichen Sinn  der  ihm  vorliegenden  Ueberlifferuiirr  nicht  verstanden;  doch 
ist  seine  Aenderung  selbstverständlich  Ausdruck  nicht  etwa  lediglich 
seines  philologischen  Scharfsinns,  sondern  vor  allen  Dingen  des  zn 
seiner  Zeit  geltenden  fränidschen  Rechts.  Das  brachium  collo  super- 
ponere  ist,  wie  die  in  der  vorigen  Note  citirte  Formel  seigt»  die  Form 
für  die  Hingabe  zum  Berühren  des  Haupthaars,  welches  die  Stelle  des 
Äbschneidens  des  Haupthaara  vertritt.  Dieselbe  Form  dient  wie  für 
die  Freilassung,  für  die  Adoption,  für  die  IliiiETabe  in  Knechtschaft,  so 
hier  für  die  Huldigung  des  öffentlichen  Rechts.  Die  Stelle  des  Aimoin 
ergiebt  nicht  lediglich  ein  Missverständniss,  und  kann  am  Wenigsten 
mit  Schöne,  Majores  Domus  S.  31  durch  Bezugnahme  auf  angel- 
sächsischen Sprachgebranch  widerlegt  werden.  —  Zu  vergleichen  ist 
auch  die  von  St  ebbe  S.7  Note  5  citirte  Stelle  aus  der  Vita  Germerii: 
accessit  (Chlodowaeus)  et  commendavit  se  capillo  capitis  sui 
S.  Germerio,  et  similitcr  omnes  fecerc. 

'■')  T>as  Zeugniss,  welches  Tacitus  Germ.  c.  13  für  diesen  Satz  ab- 
legt, wird  sowohl  durch  die  spätere  Wehrhaftmachung  (unten  Note  24) 
wie  durch  die  germanischen  Pormen  für  die  i?'reilassung  eines  Unfreien 
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an  einen  Extraneus  ist  daher  eine  Fonn  für  die  Adoption, 
für  die  üebergabe  in  die  eheherrliche  Gewalt,^*)  für  den 

btstätigt.  Dm  langobardiseh«  Redit  hat  die  FraOatsQng  dareh  dflii 
Pfeil,  PsaL  Diftc  I,  13:  plam  a  serrili  jngo  ad  Kbertatis  statnin  per- 

(lucunt  —  more  solito  per  sapittam,  immiirmurantes  —  quafiflam 
patria  verba.  Der  Pfeil  ist  die  wadia  (fraida),  deren  Edict.  Rntli.  'i>'2i 
*für  die  Freilassung  zur  Vollfreilieit  pedenkt,  wie  bereits  Wacli,  Arrest- 
process  I,  S.  3  Note  4  gezeigt  hat,  während  Bluhme  (Pertz  IV,  p.  671) 
noch  die  Erkl&raog:  gaidt  =:  ga-aida,  Mithelfer,  für  möglich  hält,  trota 
der  TOD  ihm  selber  citirten  Parallelatellen.  Der  Pfeil  als  B^rnbol  der 
FreilaBBong  begegnet  ebenso  imspftteren  aicbsiscbea  Becht,  vgl.  Oaupp, 
Sachsen  S.  196.  —  Das  DormaDniscb-frinkische  Recht  hat  die  Frei- 
lassung durch  Lanze  und  Schwert,  CSarta  reg.  Willelmi  c.  15  (Schmid 
8.356):  Si  qui  vero  velit  sorvum  situm  liberum  facere,  tradat  eum  vire- 
comiti  per  niaiiurn  dextram  in  pleno  comitatu,  quietum  illum  clamare 
debet  a  jnfro  servitutis  suae  —  et  ostendat  ei  liberas  vias  et  pnrtas,  et 
tradat  illi  libera  arma,  scilicet  lanceara  et  gladium;  dciude 
Uber  bomo  eflBcÜnr. 

>•)  Cassiodor.  Var.  IV,  2:  Der  Ostgofhenkönig  Theodorich  adoptirt 
den  Ednig  derHeniler:  per  arma  fieri  posse  filiom,  graade  inter 
gentes  constat  esse  praeconinm  —  et  ideo  more  gentium  et  ron- 
ditione  virili  filium  te  praesenti  mnnere  procreamus  —  damns  tibi 
equos,  enses,  clypeos  (auch  hier  verbindet  sich  mit  der,  wenn 
auch  nur  formellen,  Freilassungshandlun«;  die  Anssteuerhandlung,  vgl. 
oben  Note  14).  —  Vgl.  Grimm  R.  A.  S.  166.  Stobbe  8.  8  Note  5, 
oben  Note  5. 

**)  Der  Mann  empftngt  die  ihm  Ton  ihrem  Vater  (Yormnnd)  tradirte 
Frau  mit  Schvert  (Mantel  und  Handschuh),  uro  sie  durch  üebeiigabe 
des  Schwertes  zugleich  von  der  bisherigen  Qewalt  zu  befreien  und  in 
die  eigene  zu  bringen.  Einen  unmissverstrindlicben  lieleg  giebt  eine 
langobardisobe  Notariatsformel  aus  dem  11.  Jalirlinndert  für  das  frftn- 
kischo  Hecht,  Ourtul.  Nr.  16  (Pertz  IV,  p.  5'.»«)):  Qualiter  vidua  Salicha 
dcsponsetur.  Fabius,  der  Ehemann,  hat  seiner  künftigen  Frau  ein 
Drittel  seines  Vermögens  als  Uos  (vgl.  Schröder  I,  S.  89  ff.)  zuge- 
sichert. Quo  wadibos  firmato,  tunc  gladius  cum  elamide  et  drotheea 
tenebitur  a  Seneca  (dem  Vormund  der  Wittwe),  et  orator  (der  Ftr- 
Sprecher)  dicat:  per  illnm  gladium  et  clamidem  sponsa  Fabio  Sempro« 
niaro  tuam  repariam,  qae  est  ex  genere  Francornm.  Qnod  cum  Seneca 
firmaverit,  tunc  orator  dicat  ad  Fabium  accipientem  eundem  gladium 
cum  elamide  dicat  et:  o  F'al)io,  tu  per  eumdem  gladium  et  clami- 
dem conimenda  eam  sibi,  doncc  fuit  inter  te  et  illum  conventio. 
Die  Formel  lässt  nicht  nur  die  Form  des  oben  geschilderten  Vorgangs, 
sondern  auch  die  ursprüngliche  rechtliche  Natur  desselben,  als  ^ner 
Freilassung  aus  der  Tormundschaftlichen  Gewalt  (eommenda  eam 
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Eintritt  in  öffentlich  rechtliche  Unterordnung,  insbesondere  in 
den  Gefolgschaftsverband.^^ 

eibi),  um  die  eheherrliche  zu  begründen,  klar  erkennen.  Wenn  sie 

den  Act  noch  nicht  ala  ToUkommen  geschlossen  darstellt,  sondern  dem 
oben  geschilderten  Vorgang  noch  ein  zweites  sub  mundio  mittere  folgen 
lässt  (die  neue  Atisiriibo  ergiebt,  dass  der  Schluss  der  Formel  nicht 
als  /weite,  sclbstämii^c  l'^omiel  zu  fassen  ist),  so  spricht  sich  darin 
leiliglich  die  ^Yiederhülun.rr  desselben  Actes  aus,  um  einmal  dem  frän- 
kischen und  zweitens  dem  laugo bardischen  Recht  (hier  wird  die  Frau 
per  croanam  tradirt,  wie  dort  per  gladinm  et  clamidem)  zu  genügen, 
▼gl  Schröder  a.  a.  0.  8.  57  Note  9.  —  Ebenso  empftogt  nach  der 
bekannten  schwftbischen  Yerlobungsfonuel  der  Mann  die  Frau  aas  den 
Händen  des  Vormundes  mit  Handschuh,  Schwert,  Ring,  Pfennig, 
Mantel  und  Hut,  vgl.  Friedberg,  Recht  der  Eheschliessung  S.  26.  27. 
—  Die  westgothische  Morgentiaije,  wie  sie  unter  den  vornehmen  Gothen 
üblich  war,  betrug  20  Unfreie,  20  (gesattelte  und  gezäumte;  4*ferde, 
inter  caetera  et  arma,  ordinis  ut  Getici  est  et  raorgingeba  vetusti, 
Form.  Wis.  20  (Biedenweg  p.  45),  vgl.  die  bei  Schröder  I,  S.  108 
dtirte  westgothische  Urkunde.  —  Nach  Tacit.  Germ,  c  18  empfängt 
die  Frau  bei  der  Eheschliessung  tou  dem  Mann  boves  et  frenatum 
equum  et  scutum  cum  framea  gladioque.  Es  sind  fast  genau 
dieselben  GegenStinde,  deren  Uebergabe  an  tlie  Frau  sich  in  der  west- 
gothischen  Morgengabe  erhalten  hat,  und  erhellt  ans  dem  Voriiron,  dass 
es  sich  bei  Uebergabe  dieser  nuinera  an  die  Frau  um  einen  ursprünglich 
bei  der  Tradition  der  Frau  nothwendigen  Act,  und  zwar  nicht  um 
die  Zahlung  des  Muntschatzes  (der  an  den  Vormund  der  Frau  gelangt), 
sondern  um  den  Eheschliessongsact  (hoc  maximom  Tlncnlom),  d.  h.  um 
den  Traditionsact  selber  bandelt,  welcher  die  Form  des  Befreiungsactes 
von  der  vftterlidien  (?ormundschafltlichen)  Gewalt,  d.  h.  die  Form  der 
Freilassung  per  arma  hat.  Auch  an  dieser  Stelle  gewinnen  gegen  die 
bisher  herrschende  Annahme  nicht  die  Reflexionen  des  Tacitus,  aber 
die  von  ihm  mitgctheilten  Thatsachen  volle  Bestätigung.  —  Vgl.  auch 
Grimm  R.  A.  S.  167.  168. 

*»)  Dies  belegt  die  Stelle  bei  Fredegar,  bist.  epit.  c.  59:  Chrodini 
consilio  —  Gogonem  majorem  domus  eligunt.  In  crastino  primus  ad 
ejus  mansionem  perrexit  OhrofUnus  ad  ministerium)  bracile  Gogoni 
in  collo  tenens.  Quod  reliqui  cementes  ejnsdem  sequuntnr  «cem- 
plum.  „BracQe  Gogoni**  ist  der  „Gürtel  des  Gogo"  (ygL  Schdne 
a.  a.  0.  S.  32).  Das  Bekleiden  mit  dem  Gürtel  ist  mit  dem  Bekleiden 
mit  dem  Schwert  identisch  (vgl.  Ann.  Bertin.  a.  838,  Portz  Script.  I, 
p.  432:  Carolo  tunc  ciiifzulo  insignito  pars  Niustriae  ad  praesens 
data  est,  und  über  denselben  Vorgang  Astronomus  c.  öG,  Pertz  Script.  II, 
p.  643:  d.  iniperator  fiiium  suum  Karolum  arniis  virilibus,  id  est 
ense,  cinzit  — partemque  regni  —  ist  est  Niustriam  attribuit),  gerade 
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Nennen  wir  mit  dem  bisher  iiblichen,  wenngleich  nicht 
allen  Fällen  entsprechenden, ^i)  Sprachgebrauch  die  Ueber- 
reicbung  der  Waffe  Wehrhaftmachung,  so  ergiebt  sich,  dass 
nach  germanischem  Becht  die  Wehrhaftmachung  eine  Eman- 
cipationshandlnng  ist.  Ans  dem  Satz,  dass  die  Frei- 
lassnngsform  zugleich  Traditionsform  ist,  ergiebt  sich,  dass 
die  Wehrhaftmachung  für  die  Adoption,  für  die  Gefolg- 
schaftshuldigiing,  für  die  Begründung  der  eheherrlicheu  Ge- 
walt als  Form  zu  dienen  im  Stamlp  ist. 

Jetzt  wird  sich  die  Stelle  des  Tacitus  von  selbst  er- 
läntem. 

Germ.  c.  13:  Nihil  autem  neque  pnblicae  neqne  pri- 

vatae  rei  nisi  armati  agunt.  Sed  arma  sumere  non 
ante  cuiquam  moris  quam  civitas  suffccturum  proba- 
verit.  Tum  in  ipso  concilio  vel  principum  ali- 
quis  vel  pater  vel  propinqui  scnto  framea- 


wie  das  Ablegen  des  Gflrtels  das  Ablegen  des  Schwertes  bedeutet  (vgl. 
Episc.  relatio  a.  838  i.  f.,  Pertz  I,  p.  368:  ciogalam  militiae  de- 
posuit,  Ludwig  d.  Fr.,  et  snper  altare  collocavit,  et  habitu  saecali  se 
exaens,  habitom  poenitentis  —  suBcepit,  und,  Aber  deDSelben  Voi^ang, 
Agob.  carl,  p.  869:  deposita  arma  manu  propria  et  ad  erepidinem 
altaris  projecta).  Das  bracile  ist  das  cinfrulum  mih'tiae,  oder  cingulum 
militare,  d.  h.  das  Wehrgchäiigc  mit  dem  Schwert  (anders  Waitz 
V.  G.  IV,  S.  457  Note  4).  Dieselbe  Form  dient  wie  zur  Freilassung 
des  Jünglings  aus  der  väterlichen,  des  Unfreien  aus  der  leibherrlicheu 
Gewalt,  80  aar  Hingabe  in  eine  fremde  Gewalt,  hier  in  die  Offentlieli 
rechtliche  Gewalt  des  Mi\jor  Domus.  Chrodin  hiildigt  dem  Gogo,  indem 
er  sich  das  Wehrgehftnge  (und  Schwert)  des  Gogo  Ton  ihm  Aber  die 
Schulter  hängen  lässt.  —  Dem  entsprechend  erscheint  nach  Roz.  8 
(Marc.  I,  18)  der  fidelis,  welcher  dem  König  als  Gefolgsmann  huldigen 
will,  una  cum  arma  sua.  Es  scheint,  dass,  wie  der  Vormund  der 
Frau  dem  Eheniunue  (Note  19),  so  der  tidclis  dem  König  die  "Waffen 
entgegenbringt,  um  durch  Empfangnahme  derselben  aus  der  Hand  des 
Königs  als  Gefolgsmann  zu  huldigen.  —  Wahrscheinlich  gehört  hierher 
aach  Tacit  Germ,  c  14:  Exigunt  enim  (comites)  laincipis  aoi  liberali- 
tate  fllnm  bellatorem  eqnum,  illam  cruentam  victricemque  frameam. 

So  wird  s.  B.  die  Uebei^be  des  Schwertes  seitens  des  Ehe- 
mannes  an  die  Ehefrau  nur  sehr  ungeeignet  als  Wehrhaftmachung  be« 
seichnet  werden. 
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qiie  juvenem  ornant.   Haec  apud  illos  toga,  hic 
prinius  juventae  bonos;  ante  hoc  domus  pars  videntur, 
mox  reipublicae. 
Die  WehrhaftmachuDg  hat  nicht  die  Aufgabe,  die  Yoiyährig- 
keit  herbeizuführen.'^    Sie  ist  die  altgenuanische  Emaad- 
pation,  d.  h.  das  Mittel,  den,  kraft  seines  Alters  bereit«  voll- 
jährigen, ^3)  Haussohn  aus  der  väterlichen  Gewalt  zu  ent- 
lassen. 2*)    Deshalb  bewiikt  sie  für  den  wehrhaft  Gemacliten, 
•  der  bis  dahin  als  Haussohu  durch  den  Vater  im  Heer  und 
im  Gericht  vertreten  ward,^^)  jetzt  die  eigene  Theilnahme  an 
den  Eechten  und  Pflichten  des  öffentlichen  Rechts:'*)  ante 


**)  Die  bUher  hemchende  Ansieht  hllt  bekanntlich  die  taciteische 
Wehrhaftmachang  für  den  Beginn  derYollj&hrigkeit,  und  schliesst  dem- 
nach aus  den  Worten:  non  nute —  quam  civitas  snffcctunim  prohaverit, 
dass  kein  rechtlich  feststehender  Termin,  sondern  die  individuelle  Reife 
üher  die  Mündigkeit  entschieden  habe.  V^rl.  Kraut,  Vormnndsch.  I, 
S.  no.  Eichhorn  R.  G.  I,  S.  82).  Walto  r  R.  G.  §.  hl'd.  Zoepfl 
R.  G.  S.  682  Note  8.  S.  617.  Zweifel  haben  geäussert  Rive,  Yormuudsch. 
I,  S.  M.  S12.  Waits  V.  G.  I,  S.  81. 

M)  Vgl.  oben  S.  843->844. 

**)  In  derselben  Anwendnng  begegnet  die  Wehrhaftmachnng  nodb 

in  karolingischer  Zeit.  Ludvig  d.  Fr.  ertheilte  im  Jahr  S38  seinem  da- 
mals fünfzehnjährigen,  d.  h.  gerade  volljährigen  (vgl.  Divisio  a.  817 
c.  16,  Pertz  I,  p.  200.  Rib.  81)  Sohn  Karl  dem  Kahlen  die  Wehrhaft- 
machun^r  (arinis  virilibus,  id  est  ense,  cinxit),  und  setzte  demselben  erst 
jetzt,  obgleich  Karl  schon  vorher  einen  Theil  des  väterlichen  Reichs 
▼erwaltet  hatte,  die  Krone  auf  (corona  regali  caput  insignivit),  zum 
Zeichen,  dass  er  von  nnn  an,  aas  der  väterlichen  Gewalt  'entlassen,  ehi 
König  gleich  seinem  Tater  sei,  Waits  T.  G.  lY,  S.  573,  vgl.  oben 
Note*  20. 

")  Oben  S.  352.  Hier  kann  nachgetragen  werden  Greg.  Tor.  VIII, 
43:  Antestius  ist  als  missns  König  Guntrams  mit  der  Untersuchung  über 
die  Ermordung  der  Domnola  beaiiftracct,  Xamnetas  accessit  ac  lacessere 
Noiini(  liiuni  episropuni  coepit  dicens :  qnia  tilins  tiius  in  hoc  facinore 
est  aduü.\tus,  ut  dlgnas  pro  commissis  suis  poenas  luat,  meritum  fixigit. 
Der  Sohn  entflieht,  Antestius  vero  acceptis  fidejussoribns  ab  episcopo, 
nt  in  praesentia  regis  adesset,  Santones  venit.  —  —  Adfnit  (vor  dem 
König)  et  Nonnichins  episcopns,  qui  datis  moneribus  multis  abscessit 
Die  VertretungS])flicht  des  Vaters  für  seinen  Hanssohn  ist  die  nftmliche 
wie  die  des  Leibherrn  für  seinen  Unfreien. 

»•)  Oben  S.  m  S.  353, 
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hoc  domus,  mox  reipublicae  pars  videutur.  Deshalb  ist  sie 
vor  dem  concilium,  d.  h.  vor  der  Heervcrsammlung  der  taci- 
teischen  Verfassung'^)  zu  vollziehen.  Die  Wehrhaftmachung 
des  Haussohns  im  concilium  entspricht  der  spater  bezeugten 
Freilassung  des  Unfreien  „vor  dem  Heer**.**)  Das  „Urtheil" 
der  regierenden  Volksversammlung  ist  für  die  Welniiaftniachung 
wie  für  die  Freis])re('lHini!:  des  Unfreien  eiforderlich,  weil  es 
sich  hier  wie  dort  um  eine  Freilassung,  um  die  Auf- 
nahme des  von  väterlicher  oder  leibheiTlicher  Gewalt  Be- 
freiten in  die  Heerversammlung,  d.  h.  in  die  Gemeinschaft 
des  öffentlichen  Bechts  handelt 

Die  Wehrhaftmachung  vollzieht  entweder  der  Vater:  die 
Wehrhaftmaclinng  erschöpft  ihre  Wirkun.u  in  der  Tk^freiunpf 
von  der  väterlichen  (lewalt.  Oder  ein  Verwandter  (propin- 
quus):  dei*  Wehrhaftmachung  geht  ein  tradere  an  den  Ver- 
wandten zur  Emancipation  vorauf;  sie  bewirkt  im  Zweifel,  so 
sind  wir  nach  dem  Vorigen  anzunehmen  berechtigt,  das  Vater- 
verhältniss  des  Emancipirenden  zu  dem  wehrhaft  gemachtmi 
Sohn,  eine  datio  in  adoptionem.  Oder  principum  aliquis:  die 
Wehrhaftmachnnjz  fonlert  auch  hier  die  vornnfcrchende  Tradi- 
tion (Commendatiiiii )  <lurch  den  Vater.  Sie  bewirkt  im  Zweifel, 
so  sind  wir  nach  dem  Vorigen  anzunehmen  bereclitigt,  die 
Unterordnung  des  Sohns  als  Gefolgsgenossen  unter  den  prin- 
ceps.  Jetzt  lese  man  die  an  das  Vorige  unmittelbar  sich  an- 
schliessenden Worte  des  Tacitus: 

Insignis  nobilitas  aut  magna  patrum  merita  principis 
dignationem  etiam  adolescentulis  assignant.  Ceteris 
robustioribus  ac  jam  pridem  probatis  aggregantur, 
nec  ruber  inter  comites  aspicL  Gradus  quin 
etiam  comitatus  habet  — . 
Die  sachlich  allein  mögliche^*)  und  sprachlich  vollkommen 

«')  Oben  S.  4.  5,  vgl.  S.  88  ff. 
Oben  S.  47.  4& 

«»)  Dies  ist  von  Roth  B.  W.  8.  12  ff.  Waitz  V  G.  I,  S.  264  ff. 
(▼gl.  W  aitz  in  den  Forschungen  z.  denisch.  Oezehichte  II,  1863,  S.  398  fS,) 
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zulässige  Kikliirung  von  dignatio  in  transitivem  Sinn  gewinnt 
durch  das  Vorige  neue  Bestätigung.    Es  ist  zu  übersetzen: 

Hoher  Adel  oder  hohe  Verdienste  der  Vorfahren  wenden 

— ^ —  -    —  — 

zm  Evideuz  bewiesen.  —  Die  entgegengesetzte  Ansicht,  welche  in 
oeaerer  Zeit  Ton  den  Phflologen  mit  grosser  Einstimmif^eit  vertreten 
wird  (Tgl.  Halm  in  den  Sitstingsberichten  der  bair.  Akademie  der  Wiss. 
T.  4.  Joni  1864.      Jan,  Eos  I,  1864,  S.  79.  Philologos  XXTi;  1867, 

S.  573.  Ribbeck,  Rhein.  Museum  f.  PliiloloKie,  neun  Folge,  XXII, 
1867,  8.15^^.  Schlengcr,  Philologus  XXVI,  S.  3G1.  Richter,  Rhein. 
Museum  XXIV,  1860,  S.  229),  nöthigt  demgemäss  entweder  7nm  Ver- 
lassen oder  zur  Vergewaltigung  der  handschriftlichen  Ueberlicfcruiig. 
Halm  übersetzt  „ceteris"  nicht  im  Sinne  von  „ceteris",  sondern  im 
Sinne  von  „aliis":  „solche  (mit  der  Fürstenwürde  bekleidete  adolescen- 
toli)  scUiessen  sich  anderen  Fürsten  an,  die  krftftigeren  Alten  und 
schon  als  solche  (principes)  bewfthrt  sind'S  „Ceteris**  im  Sinne  von 
„ceteris"  genommen,  wflrde  die  Erklftrong  Halm's  ergeben,  dass  ein 
zur  WOrdc  eines  princeps  erhobener  adoloscentulus  zu  sämmtlichen 
übrigen  robustiorcs  principes  in  Gefolrrschaftsvcrhältniss  getreten  sei, 
ein  Resultat,  von  dessen  Unmögliclik<nt  Halm  selber  ausgegangen  ist; 
ganz  abeesehen  davon,  dass  hienach  die  Worte:  ceteris  robustioribus 
(principibus),  „den  übrigen  bereits  erwachsenen  Fürsten",  als 
Regel  bei  den  Germanen  die  Wahl  von  Knaben  ra  Richtern  nnd 
Heerfbhrem  Yoranssetsen  würden*  Schon  Waita  V.  6. 1  S.  268  hat 
Ähnlichen  früheren  Erldärongen  gegenüber  bemedtt,  dass  das  „er^ 
wachsen  Sein"  ein  für  Obrigkeiten  in  Krieg  und  Frieden  durchaus  un- 
geeignetes Praedicat  ist.  Das  letzte  Argument  trifft  ebenso  auch  die  Erklä- 
rungen von  Rihbcck  und  Sehl  enger,  welche  sich  im  Wesentlichen  an 
Halm  anscbliessen.  Dem  ersten  Argument  will  Ribbeck  durch  Euien- 
dation  von  „ceteris"  in  „interim",  Schlengcr  dadurch  entgehen,  dass 
er  ceteris  als  ab],  comparativus,  abhängig  von  robustioribus,  setzt,  eine 
Construction,  welche  t.  Jan  mit  Recht  „sehr  hart  nnd  ohne  Commentar 
kaum  Terstindlich"  genannt  hat  Die  Erkl&mng  J  an's,  welcher  „ceteris 
—  aggregantnr**  übersetsen  will:  „imüebrigen  werden  nnr  die  Stärkeren 
und  schon  lange  Bewährten  für  würdig  erachtet,  dass  man  sich  ihnen  als 
Begleiter  anschliesst",  braucht  nur  erwähnt  zu  werden.  Richter,  der  an 
einer  Reihe  von  anderen  Erklärungen  treffende  Kritik  übt  und  für  die 
Lesart  ,,di[inatio"  neue  Gründe  bringt,  glaubt  sich  genötliigt,  den  Satz 
„insignis  nobilitas  —  assignant"  aus  cap.  13  zu  tilgen  und  an  das  Ende 
von  c  12  au  setzen,  so  dass  an  die  Worte:  „ante  hoc  domns  pars, 
mox  reipublicae  videntar*',  sich  unmittelbar  anschliesst:  „ceteris  robus- 
tioribus ac  jam  pridem.  probatis  aggregantur**  („sie  werden  ein  Theil 
der  Volksgemeinde",  so  dass  danach  Tacitus  nüthig  gehabt  hätte,  wie 
nach  den  vorigen  Erklärungen  für  die  principes,  so  hier  für  die  sämmt- 
lickea  deutschen  Männer  zu  bemerken,  dsAS  sie  „bereits  erwachsene 
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solche  Auszeichnung     des  Fürsten  (Richters)     jungen,  kaum  * 
erwachsenen  Leuten  zu.  Sie  werden  den  Anderen,  iKTannem, 
die  schon  längst  erprobt  sind,  beigesellt,  und  (wahrlich)  keine 

Ehrenminderung  ist  es  für  sie,  in  der  Reihe  der  Gefolgsge- 
nosseu  zu  erscbeiueu.  Auch  giebt  es  Abstufungen  im  Ge- 
folge — .« 

Der  vermisstc  Zusammenhang  zwischen  den  Sätzen  des 
Tacitus  ist  gegeben.  Die  Worte:  insignis  nobilitas  etc.  schliessen 
sich  erläuternd  an  die  Mittheilung  an,  dass  unter  Umständen 
auch  prindpum  aliquis  die  Wehrhaftmachung  im  coneilium 

vollziehe.  Die  hohe  „Auszeichnung'S  welche  darin  liegt,  ist 
die  Aufnahiiie  in  das  Gefolge,  welche  hier  auch  adolescentuli 
—  die  altdeutschen  Volljährigkeitstermine,  welche  in  der  Regel 
zugleich  Emancipationstermine  sind,  fallen  sehr  früh,  z.  B.  bei 
den  salischen  Franken  in  das  zwölfte,  bei  den  libuarischen 
Franken  in  das  fünfzehnte  Lebenajahr'^)  —  sonst  nur  durch 
Tapfeikdt  erprobten  Ifönnem  zu  Theil  wird.  Die  Form  der 
„Auszeichnung"  besteht  in  der  Amiahine  der  Tradition  des 
llaussohns  durch  den  Vater  an  den  priuceps,  zugleich  zur 
Freilassung  aus  der  väterlichen  Gewalt  und  zur  Aufnahme  in 


Leute''  iden),  „nec  robor  inter  comitee  adspid**  („anch  braucht  nicht 
so  erröthen,  wer  sich  einem  Gefolgsherrn  anBchliesst**)*  —  Es  ist  Aber- 
dies  zu  bemerken,  dasB  dignatio  nicht  nur  Germ.  c.  13,  sondern  an- 
scheinend auch  Germ.  c.  'i6  in  tranBitivem  Sinn  gebraacbt  ist,  Tgl. 
Thudichum  der  altiieiitsclio  Staat  S.  98.  'J9. 

Das  gewählte  Wort  hat  denselben  Doppelsinn  wie  das  lateini- 
sche „dignatio". 

•>)  Vgl.  oben  S.  160  Note  5. 

•*)  Schon  dadurch  wird  die  von  Waits  V.  G.  I,  S.  268.  Forsch, 
z.  dentach.  Gesch.  II,  8.892.896  ausgesprochene  Ansicht  ansgeschlossen, 
dass  die  adolescentuli  im  Gegensatz  zu  den  robustiores  noch  nicht 
wehrhaft  gemachte  junge  Leute  seien,  dass  die  Auszeichnung  der  ado- 
lescentuli in  der  Aufnahme  in  das  Gofolge  noch  vor  der  Wehrhaft- 
machung, d.  h.  noch  vor  dem  12.  oder  15.,  oder  gar  (wie  bei  den 
Angelsachsen)  noch  vor  dem  10.  Lebensjahr  bestanden  habe.  Zugleich 
ergiebt  sich,  gegen  Iii  cht  er  a.  a.  0.  S.  236,  dass  unter  den  eben 
wehrhaft  gemachten  adolescentuli  allerdings  „ganz  junge  Leute**,  kaum 
reife  Knaben  zu  Terstehen  sind. 
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(las  Gefolge.  Die  Motive  der  „Auszeichnung*'  treten  gerade  da- 
durch in  ein  klares  Licht.  Es  ist  vor  allen  Dingen  auch  der 
hohe  Adel,  oder  das  hohe  Verdienst  des  Vaters,*')  wekher 
vom  prineeps  in  der  Annahme  der  Tradition  geehrt  wird. 
Schon  ihrer  äusseren  Form  nach  ist  die  „Auszeichnung"  zu- 
gleich eine  Auszeichnung  für  den  Vater  und  für  den  Sohn. 

Die  Krkliiruug  der  Stelle  ist  durch  den  Satz  ge.^eben, 
dass  die  Wehrhaftiuachung  eine  Emancii)ationsform,  und  die 
£mancipaüonsfonn  Traditionsform  ist.  Die  Wehrhaftmachung 
dui-ch  den  prineeps  ist  die  Aufnahme  in  das  Gefolge.**) 


Beilage  II. 
Die  malbergische  Glosse. 

Grimm  ^)  hält  die  malhergischen  Glosse  der  Lex  Salica 

für  „Schlag^^'örter,  mit  welchen  der  Richter,  wenn  er  die  Com- 
position  ausspreclien  wollte,  den  Xagel  auf  den  Kopf  traf.'' 
Walter^j  meint,  dass  der  mit  der  nialbergischen  Glosse  be- 
ginnende Scblusssatz  der  Bussbestimmungen  der  Lex  Salica 
den  auf  Vorschlag  der  Bedactoren  des  Gesetzes  gefassten 
„Beschluss  des  Malherges"  über  die  Strafsanction  enthalte. 
Waitz,  der  früher  unter  Leo's  Einfluss  die  malbergische 
Glosse  als  keltischen  Ursprungs  von  dem  Text  der  Lex  Salica 


Es  liegt  in  der  Sache,  dass  bei  den  magna  patrum  merita 
auch  an  meiit;i  patris  zu  denken  ist. 

-  '*)  Dass  der  Zusanimcnliaiig  der  Stelle  diesen  Satz  fordere,  ist 
bereits  mehrfach  ausgesprochen ,  vgl.  die  Citate  bei  Waits  Y.  0.  I, 
S.  268,  der  selber  abweichender  Meignung  ist  (vgl.  Note  32). 

*)  Vorrede  au  Merkels  Lex  Salica  8.  LXIV.  Ihm  folgen  Stobbe, 
Bechtsqnellen  I,  S.  52.      Bethmann  •  Hollweg  S.  448.  Dagegen 
•  Siegel  S.  156  Note  8. 
»)  R.  G.  §.  151. 


Digitized  by  Google 


Die  mftlbergisebe  Glosse.  559 

ausschied,*}  findet  jetzt  in  der  malbergischen  Glosse  „lieber- 
bleibsel  alter  Formeln  oder  Bezeichnungen  von  Verbrechen 

und  ljLi.s.st'ii,  die  iiiüiidlich  überliefert  wurden. *)  Iloltzniann 
und  Kern^)  haben  neuerdings  die  alte  Ansicht*^)  wieder  auf- 
genommen, dass  die  malbergischen  Glossen  Reste  eines  ur- 
sprünglicheren, dem  Uteinischen  Text  zu  Grunde  liegenden 
fränkischen  Textes  seien. 

Die  Entscheidung  der  Streitfirage  ergiebt  die  bisher  über- 
sehene Stelle,  in  welcher  die  Lex  Salica  selber  die  Auflösung 
des  anscheinend  so  räthselhaften  „malb."  gicbt. 

Sal.  46:  ante  regem  aut  in  mallo  pubiico  legitimo, 
hoc  est  in  mal  lober  go  :  ante  teoda  aut  thunginum, 
furtunam  —  fistucam  in  laiso  jactasset. 
Nur  die  Worte  „ante  teoda  aut  thunginum'*  machen  die  mal- 
bergische  Glosse  ans.  Dass  die  handschriftliche  üeberlfefemng 
gerade  von  diesem  Gesichtspunkt  ausgeht,  beweist  der  Um- 
stand, dass  die  meisten  Handschriften' nur  „hoc  (quod)  est: 
ante  teoda  aut  thunginum''  lesen. ")  Ganz  allgemein  ist  bis- 
her „in  mallobergo^^  zu  dem  Folgenden  gezogen,  und  verstan- 
den: „an  der  Geriehtsstätte  vor  Volk  und  Thunginus/*  Es 
ergiebt  sieh,  dass  ,4n  maUobergo'*  zu  „hoc  est"  gehört,  und 
dass  „hoc  est  in  mallobergo**  sowohl  mit  dem  ehifachen „malb.", 
wie  andererseits  mit  dem  einfachen  „hoc  est''  ideutisch  ist. 

Zur  Bestätigung  dient  eine  andere  Stelle, 

Sal.  35, 5 :  vassum  ad  ministerium,  quod  est  hofogauo. 
In  Merkel's  Text  A  (Pardessus  Text  III)  lautet  die  Parallel- 
stelle 

nov.  106  (Merkel):  Si  quis  puerum  aut  pueilam  de 
miuisteriuui  furaverit,  malb.  horogaut  orogania. 

*)  Waitz,  das  alte  Recht  der  sal.  Franken  (1846)  S.  24  £P. 
*)  y.  G.  I,  S.  419  Note  1.  II  (2.  Aufl.)  S.  38  (1865.  1870). 

Holtzmann,  üeber  das  Verhältniss  der  malberger  Glosse  zum 
Text  der  Lex  Salica.  Heidelberg  1852.   Kern,  Glosse,  S.  löO.  186. 
•)  Vgl.  Stobbo,  Recbtsquellen  I,  S.  54  Note  102. 
^)  Vgl.  Merkel,  Lex  Sal.  p.  2(J  not.  3. 

•)  Vgl.  z.  b.  Waitz,  das  alte  Kecht  S.  143  a.  E.  S.  14ö  Note  3. 
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Die  Erweiterung  der  Glosse  in  der  Novelle  entspricht  genau 
der  Veränderung  des  lateinischen  Textes:  puerum  aut  puel- 
lam.*)  Uns  interessirt,  dass  das  „quod  est"  des  einen  Textes 

in  dem  anderen  mit  „malb."  wiedergegeben  wird. 

Das  gewöhnliche  „malb."  der  Lex  Salica  ist  mit  „hoc 
(quod)  est",  und  zwar  „hoc  est  in  mallobergo  (malbergo)" 
aufzulösen,  und  demnach  zu  übersetzen:  „das  heisst";  voll- 
ständig: „das  heisst  an  der  Gerichtsstätte";  noch  genauer: 
^,das  heisst  an  der  Stätte  des  Volksgerichts'';  also:  „das 
heisst  in  der  Gerichtssprache"  (in  der  Sprache,  welche 
au  der  Stätte  des  Volksgerichts  gesprochen  wird). 

Es  versteht  sich  von  selber,  dass  die  (iericlitssprache  des 
fränkischen  Volksgerichts  die  fränkische  Sprache  ist.  „Hoc 
est  in  mallobergo",  oder  „malb."  bedeutet  wörtlich:  „das 
heisst  auf  fränkisch",  und  könnte  sdion  das  „malb."  allein, 
wenn  es  überhaupt  nöthig  wäre,  beweisen,  dass  die  malbergische 
Glosse  keine  keltische  Glosse  ist. 

Das  „malb."  der  Lex  Salica  vertritt,  wie  schon  von 
Änderen  bemerkt  ist,  das  „quod  nos  dicimus"  (Rib.  19,  1), 
oder  „quod  Alamanni  dicunt",  „quod  Baiuvarii  dicunt"  anderer 
Volksrechte.  Die  malbergische  Glosse  dient  zugleich  zur  Er- 
läuterung und  zur  Prädsirung  des  lateinischen  Textes.  Neben 
der  lateinischen  Sprache,  welche  schwer  und  ungelenk  der 
Lex  Salica  vom  Munde  fliesst,  dient  den  in  fränkischer  Sprache 
denkenden  llcdactoren  der  Lex  Salica  zugleich  die  fränkische 
Sprache,  um  dem  Gedanken  den  völlig  entsprechenden  Aus- 
druck zu  geben,  um  mit  dem  „malb."  ein  „das  heisst  zu 
deutsch"  dem  lateinischen  Text  hinzuzufügen.  Die  Lex  Salica 
hat  bekanntlich  in  emer  Beihe  Ton  Fällen,  wo  der  hiteinischen 
Sprache  das  entsprechende  Wort  überhaupt  fehlte,  schlechthin 


»)  Vgl.  Grimm  a.  a.  0.  S.  XXXII. 

„Malbergus"  begegnet  für  „mallobergus"  z.  B.  auch  Sal.  54,  3 
(Merkel  p.  31  uot.  4). 

Vgl.  oben  S.  64. 

Ygl.  Grimm  a.  a.  0.  8.  LXIV.  Stobbe,  Beehtsq.  I,  S.  fiO. 
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das  Mnkisclie  Wort  in  den  Text  gesetzt  (z.  B.  „de  ad&tha- 

mire",  „de  ando  meto",  „nexti  canthichio",  „chrenecnida", 
„agramire",  „thunginus  aut  centenarius"  u.  s.  f.,  vgl.  Grimm 
S.  VI).  Die  malbergische  Glosse  ist  ihr  ein  Mittel,  sich  zu- 
gleich in  fränkischer  und  lateinischer  Sprache  auszudrücken. 
Die  malbergische  Glosse  steht  weder  ausserhalb  des  Textes, 
noch  Yennag  sie  mit  dem  lateinischen  Text  in  Widerspruch 
zu  treten.  Sie  ist  ein  integribender  Bestandtheil  des  Textes 
gleich  jenen  anderen  fränkischen  Worten,  und  bestimmt,  neben 
der  lateinischen  Sprache,  d.  h.  der  einzigen  Schriftsprache 
jener  Zeit,  als  zweites  Mittel  zum  Ausdruck  des  Gedankens 
zu  dienen. 

Eine  Reihe  von  Belegen  vermag  die  geschilderte  Function 

der  malbergischen  Glosse  zu  illustriren.  In  Sal.  3,  4  heisst 
es:  Si  quis  bovem  furaverit  —  malb.  ohseno.  Das  frän- 
kische Wort  „Ochse"  stellt  klar,  was  das  lateinische  „bos" 
nicht  auszudrücken  vermag,  dass  nicht  der  Diebstahl  des 
Bindes  schlechthin,  sondern  nur  der  Diebstahl  des  ausgewach- 
senen mSimlichen  Rindes  mit  der  angesetzten  Busse  von  35 
solidi  zu  büssen  ist.^')  In  Sal.  nov.  28  wird  zu  vacca  sine 
vitulo,  „malb.  maia  (mala)"  hinzugefügt.  Die  Glosse  drückt 
aus,  was  der  lateinische  Text  nur  unvollkommen  erkennen 
lässt,  dass  nicht  der  Diebstahl  einer  Kuh  ohne  das  Kalb, 
sondern  der  Diebstahl  einer  Kuh,  welche  noch  nicht  gekalbt 
hat,  einer  „Starke^^  (holländisch  „maal'*)  zu  verstehen  ist  Den 
Gegensatz  ergiebt  in  Sal.  3,  3  die  Glosse  „malb.  potero"  zu  • 
yacca  cum  vitulo:  es  ist  nicht  gemeint,  was  nach  dem  latei- 
nischen Text  angenommen  werden  könnte,  der  Diebstahl  von 
Kuh  und  Kalb,  sondern  der  Diebstahl  einer  Kuh,  welche  ein 
Kalb  gehabt  hat.  In  Sal.  3,  5  steht  bei  ,,taurum  qui 
gregem  regit'^  die  Glosse  „malb.  chariocito  (cherebeto)".  Der 
technische  Ausdruck  der  fränkischen  Sprache  „der  Heer- 

Merkel  p.  5  not.  4. 
")  Kern,  Glossen  S.  2.  48.  52.  Vgl.  Grimm  S.  XX. 
")  Kern  S.  50. 
SoluD,  Altdeatsche  Reich»-  o.  OwicbtoTerfaftsang.  I.  3^ 
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yennftg  ftusscr  Zw6ifd  ssn  86tz6D)  wel- 
cher Stier  mit  dem  „taurus  qui  gregein  regit"  gemeint  ist.^®) 
Ein  Gleiches  gilt,  wenn  Sal.  28,  1  „caballiis  qui  carrucam 
trahit^'  erklärt  wird  durch  „malb.  anzacho  (changisto)'^,  d.  h. 
das  männliche  Pferd,  oder  wenn  der  admissarius  in  der 
GloBse  frankisch  „waranio**  genannt  wird,^*)  ein  Wort,  wel- 
ches Sal.  noT.  109  an  Stelle  des  lateiniscfaen  Wortes  stdit. 
Es  mag  noch  erinnert  werden  an  die  Olosse  „amhitania^S  d.  h. 
„Dienstmagd"  (von  aiubaht,  „Diener")  zu  „puella  ad  niiniste- 
riuui"  (Sal.  35,  5.  nov.  106),  wodurch  weit  deutlicher  als 
durcii  den  schwerfälligen  lateinischen  Ausdruck  die  zum  Dienst 
im  Hause  des  Herrn  bestimmte  Unfreie  bezeichnet  wird, 
und  endlich  an  die  bereits  früher  besprochene  Glosse,  welche 
in  SaL  26  das  „ante  regem"  des  lateinischen  Textes  durch 
„ana  theatha",  das  „vor  dem  König''  durch  „vor  dem  Heer*' 
erläutert.  20) 

Aber  es  wäre  trotzdem  gefehlt,  die  malbergische  Glosse 
der  Lex  Salica  lediglich  mit  dem  „quod  nos  dicimus"  unserer 
Doctordissertationen  zu  paraUelisiren.  Die  malbergische  Glosse 
begegnet  in  der  Lex  Salica  unvergleichlich  vid  .häufiger  als 
die  deutschen  Ausdrücke,  welche  hie  und  da  zur  Erläuterung 
des  lateinischen  Textes  von  den  übrigen  deutschen  Volks- 
rechten eingeschoben  sind.  Die  malbergische  Glosse  ist,  mit 
verschwindenden  Ausnahmen,  ^  i)  die  s  t  e  h  e  n  d  e  Begleiterin  der 
Busssätze  der  Lex  Salica.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  die 
Unfähigkeit,  im  Lateinischen  den  vollkommen  entsprechenden 
Ausdruck  zu  finden,  nicht  als  durchstehend  anzunehmen  ist 
Noch  wichtiger  ist,  was  namentlich  Walter  bereits  betont  hat, 
dass  die  malbergische  Glosse  mit  ebenso  verschwindenden  Aus- 


Kern  S.  48.  —  Grimm  S.  XXI  erkl&rt  „Fahrer  der  Heerde**. 
M)  Kern  8.  52.  Anders  Grimm  8.  XXVIIL 

")  Grimm  S.  XXVIIL 

«»)  Grimm  S.  XXXIU.  Kern  8.  4t. 

««)  Oben  S.  49.  50. 

Eiae  Ausnahme  z.  B.  Sal.  33,  1.  ö7,  2. 
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nahmen nur  bei  Bussbestininiiingcn  liinziigefügt  wird.  In 
den  Abschnitten  der  Lex  Salica,  weiche  ohne  Bussbestimmung 
sind,  sehen  wir  die  Lex  Salica,  häufig  in  langer  Ausführung, 
sich  lediglich  in  lateinischer  Sprache,  ohne  malbergische 
Glosse,  bewegen,  obgleich  auch  hier  an  sich  die  Schwierigkeit 
der  Darstellung  die  zu  Hülfe  Nähme  eines  fränkischen  Worts 
neben  dem  lateinischen  wohl  erklärt  hätte. Es  kommt 
hinzu,  dass  in  einer  Reihe  von  Fällen  die  malbergische  ( Jlosse 
nicht  die  Erläuterung  des  Delictsthatbestaudes ,  d.  h.  des 
lateinischen  Textes,  sondern  den  technischen  Ausdruck  für 
die  Busse,  d.  h.  das  Petitum  des  Klägers  giebt,  welche  an 
sich  durch  die  Zahl  der  Denare  und  Solidi  hinreichend  deut- 
lich bezeichnet  war.  Beispiele  für  das  Letztere  sind  die  viel- 
besprochenen (blossen  „seolandewa'\  die  technische  Bezeich- 
nung der  Busse  von  6272  sol.  für  den  Mordversuch,^^)  und 

")  Eine  Ausnahme  z.  B.  die  vorhin  bosprochene  malberpsolip  Glosse 
in  Sal.  46 :  hoc  est  in  malloheritjo  ante  teoda  aut  thuuginum,  welche  zur 
Präcisirung  des  Inhalts  der  Zeugenaussage  dient. 

**)  So  bat  Sal.  1,  1  eine  Bussbestimmung  und  Glosse;  Sal.  1,  2, 
Form  und  Toraassetzuog  der  maonitio  entwickelnd,  keine  Glosse.  Sal.  37 
behandelt  das  Verfahren  bei  der  „Spnrfolge**  ohne  Glosse;  eine  Glosse 
wird  erst  der  Bussbestimmnng  am  Schluss  beigegeben.  Sal.  40:  das 
Verfahren  aus  dem  Delict  eines  servus,  ohne  Glosse.  Sal.  44,  2:  das 
Recht  auf  den  reipus,  ohne  Glosse,  während  in  §.  1  der  Bussbestimmung 
für  Nichtzahlung  des  reipus  eine  Glosse  bcii^efügt  ist.  Sal.  45:  das 
Verfahren  gegen  den  homo  migrans  oliiic  (üosse;  eine  Glosse  rrst  am 
iSchluss  bei  der  Bussbestimmung.  Sal.  4G:  das  Verfahren  beim  adfa- 
timns  ohne  Glosse;  eine  Glosse  erst  am  Scbluss  bei  Angabe  des  Inhalts 
der  Zengenanssagen  (vgl  oben  Note  22).  Sal.  47:  das  Verfahren  bei  der 
Hobilienvindication  ohne  Glosse.  Sal.  60:  EzecntlonSTerfahren,  eine 
Glosse  nur  im  Anfkng  bei  der  Bussbestimmung.  Sal.  52;  Ezecutions- 
verfabren,  eine  Glosse  erst  am  Scbluss  bei  der  Bussbestimmung.  Sal.  53: 
Beweisverfahren,  ohne  Glosse.  Sal.  5G:  Contumacialverfahren  ohne 
Glosse  ;  eine  Glosse  erst  am  Schluss  bei  der  angehängten  Bussbestim- 
mung. Sal.  58:  Executionsverfahren,  ohne  Glosse.  Ebenso  Sal.  59: 
Erbrecht,  60:  de  parentilla  tollere. 

•**)  Sie  findet  sich  Sal.  16,  1;  17,  1.  2;  18;  19,2;  28,  2;  yerirrt  er- 
scheint sie  (neben  anderen  Glossen)  Sal.  17,  6;  43,  1.  Die  Identit&t 
des  Thatbestandes,  Ittr  welchen  die  Busse  von  62 Vi  boI.  teehnisch  als 
„seolandewa**  bezeichnet  wird,  ist  sowohl  Ton  Grimm  S.  LVn  wie  von 

86* 
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die  fast  auf  jeder  Seite  der  Lex  Salica  begegnende  Glosse 
„leudardi",  die  technische  Bezeichnung  der  Busse  von  Ih  so- 
lidi,  daneben  Glossen  wie  „walaleudi*',  d.  h.  „Wergeid  eines 
Wälschen,  Römers",  „raorthleode",  d.  h.  Wergeid  für  den 
Mord,  die  heimliche  Tödtung,  ^ß)  „leude  sacce  muther",  d.  h. 
Wergeid  eines  Sacebaro.  2'')  Die  malbergische  Glosse  ist  nicht 
lediglich  durch  das  Bedürfniss  der  Darstellung  motivirt. 

Der  praktische  Zweck,  welchen  die  malbergische  Glosse 
zugleich  verfolgt,  ist  durch  ihren  Namen  unmissverständüch 
ausgesprochen. 

Nicht  umsonst  beginnt  die  Lex  Salica  mit  dem  Titel  „de 
mannire".  Die  Lex  Salica  ist  eine  Gerichtsordnung,  be- 
stimmt, sowohl  die  Bussen,  auf  welche  zu  klagen  und  zu  er- 
kennen ist,  wie  das  gerichtliche  Verfahren  zu  reguliren. 

Nicht  umsonst  wird  in  der  Lex  Salica  das  fränkische 
Wort  mit  „malb.",  die  fränkische  Glosse  als  „malbergische" 
Glosse,  d.  h.  als  Glosse  der  Gerichtssprache  eingeführt.  Im 
ribuarischen  Volksrecht  heisst  es  bei  Einfügung  eines  fränki- 
schen Worts  einfach:  „quod  nos  dicimus",  im  alamannischen 
Volksrecht  einfach :  „quod  Alamanni  dicunt".  Es  ist  nicht  ab- 


Kern  S.  2  ff.  übersehen.  Dass  auch  Sal.  18,  die  einzige  nicht  aaf  den 
ersten  Blick  deutliche  Stelle,  von  einem  Mordversuch  handelt,  ist  be- 
reits Zeitschr.  f.  R.  G.  V,  S.  Mü  bemerkt  (vgl.  Alam.  Hloth.  44,  Ij,  Es 
scheint,  dass  „seolandewa"  mit  „Seelandsrecht"  zu  übersetzen  ist(Grimm 
S.  LVIII,  ganz  anders  Kern  a.  a.  0.).  „Recht",  lex,  begegnet  auch  sonst 
bekanntlich  häufig  für  die  Busse  (nach  Volksrecht),  vgl.  oben  S.  IM 
Note  4-  „Seelandsrecht"  ist  die  „Seelandsbusse","  und  ist  es  nicht  un- 
möglich, dass  die  salischen  Franken,  ihr  eignes  Land  als  „Seeland"  und 
sich  selber  als  „Seeländer"  (im  Gegensatz  zu  den  ribuarischen  Franken, 
den  „Flussuferfrauken")  bezeichnend,  die  dem  salischen  Recht  im  Gegen- 
satz zum  ribuarischen  eigenthümliche  Busse  von  62'/»  sol.  eine  „See- 
landsbusse", d.  h.  eine  „salische  Busse"  nannten. 

"j  Vgl.  Kern  S.  ßQ  ff.,  der  „leudardi"  als  „Leutwerth"  erklärt, 
80  dass  eine  „Mannbusse"  zu  verstehen  wäre.  Vgl,  Walter  R.  G.  §.  151 
Note  ß.   Anders  Grimm  S.  LX  ff. 

^  Sal.  41.   Vgl.  Grimm  S.  X. 

^  Sal.  54,  2.  Ebenso  Walter  a.  a.  0.  Waitz  V.  G.  I,  S.  24a 
Note  4  a.  E. 
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zusehen,  weshalb  die  Lex  Salica,  wenn  es  ihr  lediglich  um 
das  Mnldsche  Wort  als  solches  za  tfann  gewesen  wäre,  das 
räthselhafte  ,,ina1b/'  dem  dentlicheren  nnd  zunächst  liegenden : 

„quod  nos  dicimiis'*  oder  „quod  Franci  dicunt"  hätte  vor- 
ziehon  sollen.  Die  Lex  Salica  spricht  durch  ihr  ständiges 
„malb."  aus,  dass  es  ihr  um  den  fränkischen  Ausdruck  als 
um  den  Ausdruck  der  Sprache  „an  der  Volksgerichtsstätte", 
dass  es  ihr  um  die  fränkische  Sprache  als  um  die  Gerichts- 
sprache zu  thun  ist  Gerade  deshalb  fügt  sie  jeder  Buss- 
bestiramung  eine  malbergische  Glosse  bei.  Die  Lex  Salica 
soll  wie  ein  Codex  der  gerichtlich  zuzuerkennenden  Bussen, 
wie  ein  Codex  der  gerichtlichen  Handlungen,  so  auch  ein 
Codex  der  gerichtlichen  Sprache  sein. 

£s  liegt  femer  auf  der  Hand,  in  welch»  Absicht  die 
gerichtliche  Sprache  in  der  Lex  Salica  codificirt  ist.  Grimm 
findet  in  der  malbergischen  Glosse  eine  Erleichterung  für 
den  Richter.  Die  malbergische  Glosse  soll  dem  Riclitor  das 
Wort  an  die  Hand  gegeben  haben,  welches  „nachhelfend" 
ihn  „unmittelbar  auf  die  rechte  Composition,  welche  auszu- 
sprechen war,  leiten  sollte",  oder  gar  „mit  welchem  der 
Richter,  wenn  er  die  Gomposition  aussprechen  wollte,  den 
Nagel  auf  den  Kopf  tral^'  Um  diese  Ansicht  zu  widerlegen, 
genügt  es  an  die  Glossen  „Ochse",  „Hengst",  „Lamm",  und 
ahnliche,  oder  an  die  oben  besprochene  „vor  Volk  und  Thun- 
ginus"  zu  erinnern.  Die  malbergische  Glosse  ist  umgekehrt 
ein  Zwang  für  die  Part  hei,  insbesondere  für  den  Kläger. 
Die  malbergische  Glosse  giebt  das  Wort  an,  mit  welchem 
„an  der  Gerichtsstätte*'  die  auf  den  betreffenden  Paragraphen 
der  Lex  Salica  gestützte  Klage  auf  die  Busse  zu  erheben  ist.**) 

Die  Lex  Salica  liefert  unmittelbar  den  Beweis  gerade  für 
diese  Auffassung.  In  Sal.  nov.  5  wird  die  malbergische  Glosse 
mit  den  Worten  eingeführt:  „hoc  dicunt  malb.  leodecal", 
was  nach  dem  Vorigen  aufzulösen  ist:  „hoc  dicunt  in  mallo- 

In  dem  oben  Note  22  annczogeneü  Fall  dieut  die  malbergische 
Glosse  zur  Fixirong  des  in  den  Zeugeneid  anfeunehmcDdeii  Teno». 
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bergo",  „das  nennt  man  an  der  Gericlitsstütte",  „das  nennt 
man,  wenn  mau  vor  Geridit  steht:  leodecal''.  Nock  deut- 
licher ist: 

Sal.nov.  189  (TextB) :  unusquisqne  ex  ipsis  maUare  enm 
debent  [per]  malb.  seolaiidoaeiia,8imt — spl.  6272. 

verglichen  mit  der  Parallelstelle: 

Sal.  nov.  -14  (Text  A):  Et  quanti  intus  fuerint,  mal- 
lare  debent  de  seolaudeua,  et  contra  unum- 
quemque  sol.  62^2  componat 
Die  malbergische  Glosse  „seolandewa"  spricht  aus,  ^e  die 
zweite  Stelle  ergiebt,  dass  in  solchem  Fall  die  Klage  (wegen 
des  Mordyersuchs)  auf  „Seelandsrecht**,  *  d.  h.  auf  „Seelands- 
busse-'  zu  stellen  ist.^^)  Auf  das  nämliche  Resultat  fülirt  der 
Umstand,  dass  die  Zahlglossen,  welche  nach  Grimm 's  An- 
sicht an  erster  Stelle  stehen  müssten,  überhaupt  nur  selten, 
und  sämmtlich  erst  als  spätere  Zusätze  begegnen.'^)  Die 
Zahlglosse  entspricht  gerade  deshalb  dem  Zweck  der  malber- 
^hen  Glosse  nicht,  weil  dieselbe  nicht  dem  Bichter  das 
Wort  für  das  schuldig  sprechende  ürtheil,  sondern  dem  Kläger 
das  Wort  für  seine  Klage  zu  leihen  hat,  doieii  Petitum,  wie 
sich  gleich  ergeben  wird,  durch  einen  processualichen  Kunst- 
ausdruck, nicht  durch  ein  Zahlwort  zu  formuliren  ist. 

Es  ist  bekannt,  dass  das  Charakteristische  des  altdeut- 
schen ebenso  wie  des  altrömischen  Prooesses  in  dem  Forma- 


*•)  Vgl  oben  Kote  2L 

**)  DemgemftsB  spricht  Stobbe  a.  a.  0.  S.  52,  der  Grimm's  An- 
sieht  folgt,  die  Melnang  ans:  „Viele  malbergische  Glossen  bedeuten 
Zahlen,  nftmlich  die  für  die  einseinen  Verbrechen  bestimmte,  in  Denaren 
berechnete,  Composition :  die  Formel  für  die  Zahl  war  dem  Richter 
geläufiger  als  die  in  Zahlenzeichen  ausgedrückte  Bestimmung."  Aehnlich 
Grimm  S.  LXIV. 

Zahlglossen  finden  sich  nur  in  Sal.  nov.  23.  25.  32,  und  auch 
hier,  ebenso  wie  Sal.  2,  15  durchweg  nur  in  einer  einzigen  Handschrift 
(neben  anderen  Glossen).  Ausserdem  finden  sich  in  iwei  Itodsehriften 
in  einem  Schlusstitel  „indpiunt  chunnas"  (Merkel  p.  95)  die  fränkischen 
Zahlbeieiclinungen  selbststindig,  d.  h»  nicht  als  Glossen,  zusammen- 
gestellt Vgl.  Grimm  S.  XV. 
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lismus  d6s  Verfahrens  zu  suchen  ist.^^)  Wir  wissen,  da^s  der 
Beklagte  nicht  in  beliebiger  Form,  sondern  (auf  das  tangano) 
genau  der  Klage  entsprechend  zu  antworten  hat.'^)  Wir 
wissen,  dass  das  spätere  Becht  noch  für  eine  Bdhe  von  Fällen 
ebenso  auch  die  Erhebung  der  Klage  nicht  in  beliebiger,  son- 
dern in  vorgeschriebener  Form  fordert.**)  Die  malbergische 
Glosse  ergiebt,  was  an  sich  schon  aus  dem  Gebrauch  des 
tangano  für  das  altfränkische  Volksrecht  zu  folgern  wäre, 
dass  wie  genau  zu  antworten,  so  auch  genau  zu  klagen  ist. 

An  der  Hand  der  malbergischen  Glosse  sind  wir  danach 
im  Stande,  eine  Vorstellung  von  dem  Klang  der  alten  Gerichts- 
sprache zu  gewinnen.  War  ein  taurus  qui  gregem  regit  ge- 
stohlen, so  hatte  der  Kläger  die  Klage  im  Gericht  nicht  um 
einen  Stier,  sondern  um  einen  „Heerführer"  zu  erheben. 
Die  Ziege  hiess  in  der  gerichtlichen  Klage  nicht  „2üege",  son- 
dern „die  Lauch  Fressende",  oder  „die  Schilf  Fressende",'*) 
der  Hund  „^r  an  die  Kette  Gewöhnte"',*^  der  gezähmte 
Hirsch  „der  Zeichenträger^S  das  Schi£f  „das  schaumende 
Thier",»»)  der  rechte  Zeigefinger  „der  Pfeilsender*S  der  Mittel- 
finger „der  Heilende",*'')  u.  s.  f.  Dem  entsprechend  hatte  die 
Klage  ihr  Petitum,  die  Busse,  nicht  mit  dorn  abstracten  Zahl- 
wort, sondern  mit  dem  feierlichen,  altherkömmlichen  Eechts- 
ausdmck  zu  bezdchnen.  Auf  die  Busse  von  15  sol.  wird 
.  nicht  als  auf  „15  soUS  sondern  als  auf  die  „Mannbusse",^^) 
a,uf  die  Busse  von  62Vs  sol.  nicht  als  auf  „62Vs  soL",  soqp 


**)       die  oben  S.  188  Note  106  dtirten  Arbeiten  Ton  Siegel 

ond  Brunn  er. 

»»)  Oben  S.  139. 

»*)  Vgl.  Brunner,  Wort  uud  Form  b.  700  ff. 
")  Vgl.  oben  Note  16. 
«•)  Vgl.  Grimm  S.  XXH. 
«1)  Vgl  Grimm  S.  XXIIL 
>•)  Vgl  Orimm  S.  XXYÜ. 
»•)  Vgl.  Grimm  S.  L. 
♦»)  Vgl.  Grimm  S.  XL.  XLL 
Vgl.  oben  Note  2ö. 
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dem  als  auf  die  „Seelaiidsbusse",*^)  auf.  die  Busse  von  200 
oder  100  solidi  als  auf  das  „Manngeld"  (leudis),  oder  „Wal- 
schenmanngeld"  geklagt,**)  u.  s.  1  Dieselbe  Neigung,  die  uor 
feierliche  Zahl  zu  Yermdden,  spricht  sich  in  der  technischen 
Bezeichnung  fUr  den  Heerdendiebstahl  aus:  50  Schweine,  oder 
25  Kinder,  oder  40  Schafe,  oder  13  Pferde  (12  Stuten  mit 
ihrem  admissarius)  heissen  in  der  Klage  „sonista  (sonesti)", 
eine  „Heerde".**) 

Mit  dem  Formalismus  ist  zugleich  die  Strenge  des  alten 
Frocesses  gegeben«  Der  Kläger  hat  nicht  nur  überhaupt  das 
Ddict,  um  dessentwOlen  er  klagt,  mit  dem  kunstgemassen 
Namen  zu  benennen  —  es  begegnen  z.  B.  die  Glossen  „texaca" 
für  den  Diebstahl,  „charoenna"  für  den  Raub,  „via  lacina" 
für  die  Wegverlegung  *5)  —  ^  sondern  ebenso  auch  die  Busse, 
um  welche,  und  das  Einzelne  des  Thatbestandes ,  auf  Grund 
dessen  die  Klage  erhoben  whrd.  Die  Einhaltung  der  Form 
steht  unter  dem  Pri^udiz  des  Verlustes  der  Klage.  Der 
altdeutsche  Process  hat  gleich  dem  altrömischen  den  Rechts- 
satz ,  dass  auch  die  formwidrige  Handlung  Ausübung  des 
Rechtes  zur  Handlung  ist,*^)  d.  h.  dass  auch  die  form  widrige 
Handlung  das  Recht  zur  Handlung  consumirt.  Die  malber- 
gischen  Glossen  enthalten  die  Rechtssätze  darüber,  mit 
welchen  Worten  „an  der  Gerichtsstätte^^  das  Petitum,  der 
Thatbestand  auszudrücken  ist  Der  Klager  verliert  sein«i 
Process,  wenn  er  die  „texaga**  nicht  „texaga",  sondern  mit 
einem  anderen,  wenn  auch  gleichbedeutendem  Wort,  wenn  er 
die  50  Schweine  u.  s.  w.  nicht  ,, Heerde",  sondern  etwa  ,,,50 
Schweine"  nennt,  wenn  er  die  Höhe  der  Busse  mit  der  Zahl 
der  Solidi  oder  Denare,  überhaupt,  wenn  er  dnen  Theil  seiner 


*»)  Vgl.  oben  Note  24. 
")  Vgl.  oben  Note  2iJ.  27. 

**)  Sal.  2,  17;  3,  8;  4,  5;  38,  3.  (Rib.  18).  Vgl.  Grimm  S.  IX. 
*«J  Vgl  Grimm  S.  YIII.  XXV.  XLVI.  Walter  §.  151  Not«  7. 
**)  Diesen  BechtssAts  drflckt  spftter  das  apriehwort  ans:  „fiiutes 
▼alent  ezploits**,  Brunn  er  Wort  und  Form  8.  670. 
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Klage  anders  als  in  der  „GericlitsspTaclie**  ansdrQckt.  Der 

Kläger  ist  genöthigt,  gegen  den  homo  migrans,  welcher  der 
Aufforderung,  den  Ort  zu  verlassen,  nicht  nachkam,  wegen 
„Widersetzlichkeit"  (widrisittolo)  zu  klagen,*'')  der  Kläger  ist 
genöthigt,  die  15  sol.  als  ,^nnbusBe^S  ^^Vs  sol.  als 
„Seelandsbusse^S  einzofordem.  Der  Kläger  ist  genötliigt, 
den  taums  qni  gregem  regit  als  den  „Heerftthrer**,  den  Hund 
als  den  „der  Kette  Gewöhnten";  das  Schiff  als  das  „Schäu- 
mende", die  Ziege  als  die  „Lauchfresserin",  den  Zeigefinger 
als  den  „Pfeilfinger",  die  50  Schweine  u.  s.  w.  als  „Heerde" 
ersetzt  zu  verlangen.  Der  Kläger  ist  genöthigt,  falls  sein 
Höriger  durch  einen  Anderen  ante-  regem  freigelassen  war, 
zu  klagen,  nieht  dass  die  Freilassung  „vor  dem  König**,  son- 
dern dass  sie  „Tor  dem  Heer"  geschehen  sei.**)  Die  mal- 
bergiscbe Glosse  setzt  uns  in  den  Stand,  dem  Formalismus 
des  alten  Processes  bis  in  seine  letzten  Consequenzen  nach- 
zugeben. Sal.  5,  1  finden  wir  zu  dem  Diebstahl  von  drei 
Ziegen  die  Glosse  „hiuxmada**  d.  h.  „Lauchfresserin",  darauf 
5,  2  für  den  Diebstahl  Ton  mehr  als  drei  Ziegen  die  Glosse 
„roscimada**,  d.  h.  „Schilffi'esserin^  Der  Kläger  ist  genöthigt, 
dort  die  Ziege  „Lauchfresserin",  hier  die  Ziege  „Schilffresserin" 
zu  nennen,  zum  Zeichen,  dass  er  dort  aus  Sal.  5,  1,  hier  aus 
Sal.  5,  2  klagen  will.  Er  verliert  seinen  Process,  nicht 
bloss  wenn  er  die  Ziege  „Ziege",  sondern  ebenso  auch  wenn 
er  sie  dort  als  „rosdmada",  oder  hier,  bei  einem  Diebstahl 
von  mehr  als  drei  Ziegen,  als  „lauxmada"  bezeichnet. 

Diese  Reihe  von  Consequenzen  ergiebt  sich  aus  der  That- 
sache,  dass  die  Sprache  der  malbergisclien  Glosse  die  fränkische 
„Gerichtssprache^^  ist.  Wir  können  dieselben  in  den  Satz 
zusammenfasse:  wie  der  Eid,  so  ist  auch  die  Klage  des  alt- 
fränkischen Bechts  ein  Processact  mit  „yerborum  contemr 
platio",  ein  Processact  mit  processualischer  „Gefahr".^*) 

Sab  45.   Vgl.  Proc.  d.  Lex  Sal  S.  15.  16. 
")  Sal.  26.   Vgl.  oben  S.  49. 
*•)  Vgl  Rib.  67,  5.  Oben  S.  138  ff. 
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Den  besten  Commentar  zu  der  vorigen  Ausführung  giebt 
die  berühmte  Stelle  des  Gajus  über  den  ältesten  römisdien 
Process, 

Gaj.  Inst.  IV,  11:  Actiones,  quas  in  osa  yeteres 

habuerunt,  legis  actiones  appellabantur  —  yel  ideo 
quia  ipsarum  legum  verbis  accomiiiodatae 
erant,  et  ideo  immutabiles  proinde  atque 
leges  observantur.  Unde  eum,  qui  de  vitibus 
suocisis  ita  ^^isset,  ut  in  actione  vites  nommaret^ 
responsum,  eum  rem  perdidisse,  est,  quia  debuisset 
arbores  nominare,  eo  quod  lex  XII  tabulamm,  ex  qua 
de  Yitibus  succisis  actio  competeret,  generaliter  de 
arboribus  succisis  loquerctur. 
Der  altgermanische  Proceas  ist  das-  Analogen  der  alt- 
römischen  Legis  actio. 


Beilage  HI. 
Barbaras  qui  legem  Salicam  vivtt. 

SaL  41. 

Es  ist  bekannt,  dass  der  „barbarus  qui  legem  Salicam 
vivit"  in  der  Lehre  von  der  Persönlichkeit  der  Hechte  eine 
grosse  Rolle  spielt. 
Die  Stelle  lautet, 

Sal.  41,  1:  1^  quis  ingenno  Franoo  aut  barbaram 
qui  legem  Salicam  vivit  ocdderit,  cui  fiierit  ad- 
probatum  —  sol.  200  culp.  jud. 
Die  Ansichten  ^)  gingen  früher  sehr  weit  aus  einander. 
Mably^)  meinte  auf  Grund  dieser  Stelle  anuehmen  zu  können, 

1)  Eine  Zuammeiifttelliing  denelben  giebt  Waitz,  das  aHe  Recht 
S.  97.  98. 

*)  Obeenrations  bot  l'hiBtoire  de  France  (Kehl  1788)  I,  p.  249. 
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dass  die  gallischen  ProYinzialen,  Eichhorn,  Bogge  u.  A,% 
dass  einzelne  Deutsche,  vielleicht  freigelassene  Kriegsgefangene, 

Pardcssus/j  tlass  die  in  Gallien  lebenden  Deutschen  nebst 
den  von  Chlodwig  unterworfenen  Franken  kraft  jenes  ,,bar- 
barum  qui  legem  Salicam  vivit"  als  des  salischen  Rechtes  und 
damit  des  salischen  Wergeides  theilhafüg  zu  denken  sei^. 
Jetzt  ist  im  Wesentlichen  die  Ansicht  y.  Savigny^s*)'  die 
herrschende,  dass  die  dturte/Stdle  der  Lex  Salica  den  unter 
den  salischen  Franken  in  Rechtsgemeinschaft  mit  denselben 
lebenden  Germanen  das  salische  Recht  und  Wergeid  beilege.®) 

Es  ist  dabei  übersehen,  dass  noch  eine  ganz  andere  Er- 
klärung der  Stelle  möglich  ist. 

Die  altfränkische  Bechtssprache  liebt  die  Häufung  yon 
tautologischen  Wendungen.  Aus  der  Lex  Salica  und  ihren 
Zusätzen  kann  als  Beispiel  dienen:  thunginns  aut  centenarius 
(Sal.  44.  46),  comes  aut  grafio  (Sal.  71.  73),  respondcre  aut 
convenire  (Sal.  96,  1).  Die  übrigen  fränkischen  Quellen  er- 
geben eine  ganze  Beihe  von  weiteren  Belegen:  patris  vel 
genitoris  nostri,  leusoverpisse  vcl  condonasse,  prosequere  vel 
admaUare,  mundeburde  Tel  defensione,  tdtionem  vel  defen- 
sionem,  dici  aut  nominari,  pactionem  seu  convenientiam,  u.  s.f.') 
Es  genügt,  zum  Schluss  an  die  „vicarii  aut  centenarii"  der 
karolingisclicn  Ca])itularien  und  Urkunden  zu  erinnern.*^)  Die 
zusaimneDgeäteliteu  Zeugnisse  ergeben  zugleich,  dass  gerade 


»)  Eichhorn  R.  G.  I,  S.  266.  Rogge,  GerichtSMTsen  S.  54.  55. 
Ebenso  Fe u  e rbach ,  die  Lex  Salica  und  ihre  verschiedenen  Keccnsionen 
(Erlangen  1K31)  S.  28.  —  Diese  Ansicht  ist  die  älteste.  Sie  ist  bereits 
in  der  Esteuser  Glosse  der  Lex  iSalica  ausgesprochen,  Merkel  p.  102: 
barbftram,  id  eat  qnos  Fnnd  ex  «lia  patria  in  suam  addnxeriiit  et  ipees 
captos  Salicha  lege  vivere  Tolnni 

*)  hol  Salique  p.  49S. 

•)  Röm.  a  im  BI.  A.  I,  S.  190  ff. 

•)  Vgl.  Waitz,  das  alte  Recht  S.  98.  99.  V.  G.  U  (2.  Aufl.)  S.  87 
Note  1.  T.  Bethmann-Hollweg  S.  396.  459. 

^  Die  obigen  Belege  hat  Botb,  B.  W.  8.  $Bi  Note  81  gesatruiielt. 
«)  Oben  S.  214  S, 
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auch  die  Fftrtikd  „ant**  mt  Yerbindang  nicht  entgegen- 
gesetzter, sondern  gleichbedeutender  Wendungen  dient. 

Es  ist  ferner  bekannt,  dass  „barbarus"  in  den  Quellen 
unserer  Zeit  den  Deutschen  im  Gegensatz  zum  Römer,  und 
zwar,  wie  in  burgundiscben  Quellen  technisch  den  Burgnnden,') 
so  in  Mnkisdira  Quellen  technisch  den  Franken  bezeichnete^): 
ohne  Nebenbedeutung,  so  dass  der  Ausdruck  „barbari**  in  dem 
angegebenen  Sinn  von  den  Deutschen  selber  gebraucht  wird. 
Gerade  das  Letztere  belegt  wie  die  Lex  Burgundionum/^)  so 
auch  die  Lex  Salica.   In  Sal.  14,  2  heisst  es: 

Si  vero  Romanus  barbaro  Salico^^)  expoliaverit. 
Die  Worte  sind  gleichbedeutend  mit  dem  anderen  handschrift- 
lich begegnenden  Text: 

Si  vero  Romanns  Franco  Salico  expoliaverit e*) 
Es  erhellt,  dass  die  in  Frage  stehende  Stelle,  Sal.  41,  1, 
nicht  blüö  übersetzt  werden  kann,  sondern  übersetzt  werden  niuss : 

„Wenn  Jemand  einen  freien  Franken,  das  heisst 

einen  Franken,  der  nach  salischem  Becht  lebt,  ge- 

tddtet  hat,  so  zahle  er  — 
Die  Texte  der  Lex  Salica  umschreiben  auch  sonst  den  salischen 
Franken  als  den,  „der  nach  salischem  Recht  lebt."^*)  Der 

Vgl.  Note  11. 

Vgl.  die  Belege  bei  LObell,  Gregor  Ton  Toars  S.  100.  Roth 
B.  W.  8.  m  Waits  Y.  G.  II  (2.  Anfl.)  S.  80  Note  1. 
")  Vgl.  Barg.  8,  1;  10;  17,  5;  22;  44,  1 ;  47,  1  a.  8.  t 

'*)  So  ist  mit  der  Ausgabe  von  Waitz  zu  lesen.  Ebenso  (unter 
Wofjlassnnff  von  „Salico")  Toxi  IV  (Merkel  nov.  187),  ancli  in  seiner 
jüngoren  Form,  tit.  lö,  2  (liuhe  p.  13).  Merkel'a  Lesart:  „Franco 
Salico",  findet  sich  nur  in  der  Wolfcnbüttler  Handschrift  (Merkel  nov.  2)» 
und  (unter  "Weglassung  von  „Salico")  im  Text  III  (Merkel  nov.  42)  und 
der  EmendatB. 

»)  Vgl.  Note  12. 

Vgl.  SaL  68,  1:  Si  qnis  hominem  ingenunm  in  oete  ocdserit 
[qaia  lege  Salica  vivit  et  in  truste  dorainica  non  fuit  ille  qui  occisua 
est]  —  8ol.  600  culp.  jud.  ~  Text  IV  (Merkel  nov.  271):  Si  quis  ho- 
minem ingonuum  qui  lege  Salica  vivit  dum  in  hoste  est  occiserit  — 
sol.  2(X)  culp.  jud.;  in  der  jüngeren  Form  tit.  71  (Hub6  p.  31):  Si  quis 
hominem  iogenuum  lege  Salica  viventcm  in  hoste  occiserit,  sol.  200  culp. jud. 
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„barbarns  qui  legem  Salicam  Tiyit*'  ist  mit  dem  „ingennus 
Francus"  identisch,  und  die  zweite  Wendung  hinzugefügt, 

um  mit  Bestimmtheit  nicht  den  Franken  schlechthin,  sondern 
nur  den  salischen  Franken  als  gemeint  zu  bezeichnen. 
Der  „barbarus  qui  legem  SaHcam  vivit"  gewährt  keinerlei 
Au&chluss  über  die  £ntwickelung  der  Personalität  des  Kechts. 


Beilage  IV. 

Altdeutsche  EideehOlfe.  —  Die  Freilassung  per 

hantradam. 

Die  cbamayische  Freilassung  ,,per  bantradam"  bedarf 

noch  des  Commentars. 

Die  Stelle,  um  deren  Auslegung  es  sich  handelt,  ist 

Cham.  c.  11 :  Qui  per  hantradam  hominem  ingenuum 
dimittere  voluerit,  in  loco  qui  dicitur  Sanctum  sua 
manu  duodecima  ipsum  ingenuum  dimittere  fadat. 

vgl.  c  12:  Qui  per  chartam  aut  per  bantradam 
ingenuus  est,  et  se  ille  foris  de  eo  miserit,  tunc  ille 
leodis  in  dominicum  veniat,  et  suis  peculiariis  traditum 
jam  dicto  domino  non  hat. 

c.  13:  Qui  per  chartam  ingenuus  est,  sie  debet  in 
omnia  pertinere  sicut  alii  FrancL 

Dem  cntsprcclicnd  heisst  es  Rib.  7:  Si  quis  ingfinuus  hominem 
ingenuum  Iii pu  ariu Dl  interfecerit,  200  sol.  culp.  jud.  Die  EiUwickelung 
des  Rechts  (Volksrechts)  lediglich  innerhalb  der  Stammesrechte  kommt 
auch  darin  sam  Aasdnick,  dass  Salier  und  Ripuarier  Dicht  das  Wer- 
|{eld  aller  Franken  kraft  eines  Rechtssatses,  sondern,  wenngleich  fiber- 
einstimmend,  das  Wei^ld  des  salischen  F^ranken  dorck  das  salisdie, 
das  Wergeid  des  ribuarischen  Franken  durch  das  ribuarlsche  Recht  be- 
stimmt, denken.  £s  erhellt  zugleich,  dass  bereits  zur  Zeit  der  Aufzeich- 
nung derLexSalica  ribuarische  und  salische  Franken  als  zwei  Stämme, 
nicht  als  zwei  Abtbeüungen  eines  Stammes  sich  gegeuüberstehcn. 
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Das  gemeinfränkische,  das  ribiiarischc  wie  das  salisclie 
Recht,  kennt  nur  eine  Freilassuugsform  als  Freilassaugsform 
fränkischen  Rechts,  die  Freilassung  per  denarium  (vor  dem 
Heer,  später  vor  dem  Konig),  deren  Wirkung  die  Aufioahme 
des  Freigelassenen  in  den  exercitus  Ftancorum,  die  Erthdlung 
fränkischer  Nationalität,  und  damit  die  Ertheilung  funkischen 
Rechts  und  fränkischer  Vollfreiheit  ist.  ^)  Die  sämmtliclien 
übrigen  Freilassungsforraen,  deren  in  der  Lex  Ribuaria  (noch 
nicht  in  der  Lex  Salica)  gedacht  wird,  mit  der  Wirkung  nicht 
der  VoUfreiheit,  sondern  nur  der  Halhfreiheit,  sind,  wie  schon 
aus  den  Mitteln  der  Freüassnnjgf  hervorgeht  (m  der  Kirche, 
per  epistolam),  Freilassungsfonnen  nicht  des  fränkischen,  son- 
dern des  römischen  Rechts. 

Das  chamavische  Recht  unterscheidet  sich  dadurch,  dass 
es  zwei  Freilassungsformen  nach  fränkischem  (chamavi- 
schem)  Volksrecht  kennt,  die  eine,  die  gemeinfränkische  Frei- 
lassungsform zu  vollem,  und  dis  zweite,  eine  chamavisch-frän- 
kische  Freikussungsform  zu  minderem  Becht  Die  erstere  vnrd 
durch  ihre  Wirkung  umnissverständlich  gekennzeichnet.  „Qui 
per  chartaui  lugenuus  est,  sie  debet  in  omnia  pertinere  sicut 
alii  Franci."  lieber  die  Freilassung  durcli  den  Denar  ward 
bereits  seit  dem  6.  Jahrhundert  ganz  regelmässig  eine  Urkunde 
ausgestellt,  und  galt  die  Ausstellung  der  Charta  (regis)  als 
ein  wesentliches  Stück  des  Freilassungsactes.^  Die  fränkische 
Frdkssung  per  chartam  ist  die  Freikssung  durch  den  Denar.*) 
Der  Freilassung  zu  vollem  Recht  Steht  die  Freilassung  per 
hantradam  gegenüber.  Sie  verleiht  als  solclie  weder  fräu- 
kisclic  Nationalität,  noch  Unabhängigkeit  gegenüber  dem  Frei- 
lasser. Der  Freigek^ene  bleibt  wie  bei  der  Freilassung  nach 

♦ 

Vgl.  oben  8.  48.  555.  Bib.  67,  1. 

*)  Bib.  57,  1 :  8i  qnis  libertiim  snam  („seinen  Liten**)  —  in  prae- 
Bentia  regia  aecondam  legem  Bipuariam  ingenaam  dinüBerit,  et  ejus  dem 
rei  chartam  acceperit,  —  aicat  reliqoi  Bipuarii  liber  permaneat. 
Vgl.  Roz.  57  (Marc.  I,  22).  Roz.  55  ff. 

*)  Der  nämlichen  AnaiditiBt  scibonGanpp,  Lex  Franc.  Cham.  S.67. 
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römischem  Kecht  in  dem  Mundium  des  Freilassers,  und  geniosst 
demgemäss  nur  HaJlifireilieit,  nicht  VoUfreiheit.^)  £s  bedarf 
der  ausdrücklichen  ErklSrong  des  Freflassers,  dass  er  sich 
,^ori8  de  eo  miserit", ')  um  wenigstens  die  Abhängigkeit  des 

Freigelassenen,  und  damit  die  Macht  des  Herren  über  Ver- 
mögen und  Person  dpssel])('n  auszuschliosscn.®) 

Es  bedarf  nicht  mehr  der  Bemerkung,  dass  die  Freilassung 
per  hantradam  nicht  die  Freilassung  per  denarinm,  dass  in 
Folge  dessen  die  Form  der  Freihissung  per  hantradam  nicht 
die  Form  der  Freilassung  per  denarium  ist.  ^ 

Die  Form  der  Freflassnng  per  hantradam  ht,  dem  Vori- 
gen entsprechend,  eine  zweite  fränkische  Frcilassuncjsform. 
Sie  ninmit  gerade  als  prägnanter  Ausdruck  germanischer 
Kechtsanschauungen  unser  Interesse  in  Anspruch. 

Der  Partheieneid  ist  das  Beweismittel  des  altdeutschen 

Processcs.  Während  der  heutige  Process  die  Wahrlicit  der 
Partheibehauptungen  zunächst  durch  unpartheiliche  Mittel, 

«)  Vgl.  Bib.  9  ff.  58.  61. 

^  Diese  Worte  sind,  ntch  der  Wortfügang  wie  nach  dem  Zu- 
sammenhang  von  c.  11  — 13,  nur  auf  den  Fall :  „Qai  —  per  hantradam 
ingenauB  est"  zu  bestehen.   Seiner  Absicht  nach  handelt  e,  12  cit, 

ebenso  wie  c.  13,  nur  von  dem:  ,,Qui  per  chartam  inofpnuus  est",  im 
Gpfjonsatz  zu  c.  11,  wo  die  Freilassung  per  hantradam  besprochen  ist. 
Doch  bemerkt  c.  12  parenthetisch,  dass  die  eine  Wirkung,  welche  den 
per  chartam  Freigelassenen  auszeichnet,  die  Freiheit  an  l'erson  und 
Vermögen,  auch  ftr  den  per  hantradam  Freigelassenen  möglichv  ist, 
wenn  der  Herr  sich  |,fi>ri8  de  eo  miserit^*;  nicht  so  die  andere  Wirkung, 
▼on  welcher  e.  18  handelt  So  erledigt  sich  das  Bedenken  Ton  Waitx 
V.  G.  II  (2.  Aufl.)  S.  180  Note  3. 

')  Die  Macht  des  Herrn  über  das  YennOgen  des  per  hantradam 
Freigelassenen  (für  den  Fall  des  nicht  „se  foris  de  eo  mittcre")  ist  in 
c.  12  unmittelbar,  die  Macht  des  Herren  über  seine  Person  durch  den 
Satz  über  das  Wergeid  ausgesprochen:  die  Zahlung  des  Wergoldes  an 
den  Herrn  bedeutet,  dass  die  vernichtete  Persönlichkeit  ihm  (dem 
Herren)  entzogen  ist 

Die  Freilassung  p.  h.  wird  mit  der  Freilassong  p.  d.  identificirt 
▼on  Porta  in  den  Abh.  der  Berliner  Akad.  d.Wiss.  v.  J.  1848^  S.  418,' 
T.  Maurer,  FroBhOfl»  I,  8.  GO;  dagegen  Oanpp  a.  a.  0.  8.  65. 
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dnrch  Zeugen,  Urkanden  oder  dvaeh  die  der  anssagenden 
Tarthci  n a  c  h t  h  e i  1  i  g  e  Partheierklärung  zu  controlliren  sucht, 
dem  Partheieneid  nur  die  Rolle  eines  letzten  Auskunftsmittels 
überweisend,  löst  der  altdeutsche  Process  den  Widerstreit  der 
Partheibehauptung  grundsätzlich  durch  diu  Zutheilung  der 
Partheieneidesrolle  (so  können  wir  uns  statt  ,^weisrolle'*f'} 
ausdrücken)  an  die  ane  Parthei,  d.  h.  durch  die  Zutheilung 
des  Rechtes  (und  zugleich  der  Pflicht)  an  die  Parthei,  ihre 
Behauptung,  d.  h.  die  ihr  vortheilhafte  Thatsaclie,  durch 
ihren  Eid  wahr  zu  machen.  Der  Satz,  dass  der  Partheieneid 
das  Beweismittel  des  altdeutschen  Processes  ist,  bedeutet, 
dass  der  altdeutsche  Process  das  partheilichste  Beweis- 
mittel an  erste  Stelle  setzt. 

Die  hervorgehobene  Eigenthfimlichkeit  des  altdeutschen 
Processes  hängt  mit  der  anderen,  tieferen  zusammen,  dass 
nach  altdeutscher  Auffassung  Processrecht  wie  Strafrecht  zu- 
nächst nicht  der  öffentlichen  Gewalt,  sondern  den  Freiheits- 
rechten, d.  h.  den  Persönlichkeitsrechten  des  freien  „selbmün- 
digen'*  Mannes  zur  Bealisirung  und  zum  Ausdruck  dienen. 

Am  Partheieneid  ist  es  nicht  die  Aussage,  welche  be- 
weist —  dieselbe  ist  lediglich  eine  Wiederholung  der  bereits 
aufgestellten,  beweisbedürftigen  Behauptung  — ;  am  Partheieu- 
eid  ist  es  allein  die  Form  der  Aussage,  welche  beweist  und 
überzeugt.  Am  Partheieneid  beweist  der  Eid  der  Parthei. 
Die  bewdsende  Kraft  des  Eides  ermessen  wir  an  dem  mora- 
lischen Werth,  ermisst  das  deutsche  Recht  an  dem  recht- 
lichen Werth  der  Persönlichkeit.  Wir  haben  den  Begriff 
des  Standes  im  Sinne  des  deutschen  Rechts  dahin  zu  definiren, 
dass  der  Stand  der  rechtliche  Werthmesser  der  Persönlichkeit 
ist.  Der  Satz,  dass  das  deutsche  Recht  verschiedene  Stände 
unterscheidet,  bedeutet,  dass  nach  deutschem  Recht  von 
Rechtswegen  nicht  jede  Persönlichkeit  der  anderen  an 
Worth  gleich  ist.   Der  Unfreie  ist  standeslos,  d.  h.  besitzt 


°;  Diesen  Auisdruck  bat  bekauutlich  Siegel  eingebürgert. 
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einen  Werth  überall  nicht  als  PersönlicbkjBit,  sondern  nur 
als  Sache.  Aber  auch  der  freie  Maon  kaim  des  Werthes  als 
Persönlichkeit  wlustig  gdien.  Der  Verlost  der  St^ndesrechte, 
d.  h.  die  Rechtlosigkeit,  ^)  ist  der  Verlust  der  Rechte,  welche 

Ausdruck  des  Werths  der  Persönlichkeit  sind.  Der  Kcchtlose 
besitzt  eine  cntwerthete  Persöiiliclikcit,  ist  reclitlicli  werthlos 
als  Person,  im  Gegensatz  zu  dem  freien,  „an  seinem  Recht 
yollkommenen''  Mann,  ohne  zugleich,  wie  der  Unfreie,  als 
Sache  rechtlich  von  Werth  zu  sein.  Es  ist  bekannt,  dass  die 
Stärke  des  Eides  nach  dem  Stande  eine  verschiedene  ist,  dass 
der  Eid  des  freien  Mannes  mindere  Kraft  hat  als  der  Eid 
des  Adligen.  Diese  Tliatsache  ist  Ausdruck  der  anderen,  dass 
der  Partheieneid  des  deutschen  Processes,  in  der  Hauptsache 
unseren  heutigen  Anschauungen  entsprechend,  seine  be- 
weisende Kraft  durch  den  vermittelst  des  Eides  sich  voll- 
ziehenden Einsatz  der  Persönlichkeit  gewinnt,  dass  in  Folge 
dessen  der  Werth  des  Eides  nach  dem  Werth  der  Persönlich- 
keit verschieden  ist.  Der  altdeutsche  Process  unterscheidet 
sich  nur  durch  die  Art  der  Werthschiitzung,  und  insbesondere 
dadurch  von  dem  heutigen  Process,  dass  er  den  Einsatz  der 
Persönlichkeit  als  das  erste  Beweismittel  auffasst. 

Der  Satz,  dass  der  Partheieneid  das  Beweismittel  des 
altdeutschen  Processes  ist,  ergiebt,  dass  das  deutsche  Beweis- 
recht auf  dem  Freiheitsrecht  des  freien  Mannes  ruht,  seine 
Aussage  im  Process  durch  seine  Persönlichkeit  wahr  zu 
machen. 

Der  altdeutsche  Process  hat  die  Gefahr  nicht  übersehen, 
welche  für  die  Bechtsanwendung  in  der  Erhebung  des  parthei- 
lichsten  Beweismittels  zum  Range  des  ersten  Beweismittels 
gegeben  war.  Der  altdeutsche  Process  ist  weit  entfernt,  die 

Kritik  zu  rechtfertigen,  welche  Rogge  an  seinen  Beweisrechts- 
sätzen geübt  hat. 

Die  Garantieen,  welche  der  heutige  Process  für  die  An- 


*)  Vgl.  oben  S.  864. 
Sohn,  Altdmtiek«  Bdebt*  und  GorlehteraikiiiiiiK.  I. 
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Wendung  des  Partheieneides  in  dem  Vorzug  anderer  Beweis- 
mittel sucht,  sucht  und  findet  der  altdeutsche  Process  in  der 

Eides  hülfe. 

Die  Theorie  Rop:ge'R,  welche  das  „Fehderecht"  zur 
Gniiidlage  des  deutscheu  öffentlichen  Rechts,  d.  h.  die  Negation 
der  öffentlichen  Gewalt  zur  Grundlage  der  deutschen  öffentlichen 
Verfassung  macht,  kann  noch  nicht  als  yöllig  üherwunden 
angesehen  werden.  'Planck  ist  hekanntlich  der  Ansicht,  dass 
das  deutsche  Gericht  nicht  Gericht,  sondern  ein  unpartheiischer 
Dritter,  dass  das  Urtlicil  des  deutschen  Processes  nicht  ürtlieil, 
sondern  Btnfall  gewesen  sei.  Hier  interessirt  uns  eine  andere 
Aeusserung  des  Ilogge'sclien  Systems.  Eogge  erklärt  die 
fiideshelfer  des  deutschen  Processes  ihrer  prooessualischen  Be- 
deutung nach  für  Fehdegenossen.  Nur  eine  Modification 
der  Rogge*schen  Lehre  ist  die  Darstellung  Siegel's,  nach 
welcher  die  Eideshelfer  historisch  Fehdegenossen  sind.^^) 

Gerade  an  dieser  Stelle  sind  wir  im  Stande  darznthun, 
dass  die  deutschen  Eideshelfer  weder  juristisch,  noch  geschicht- 
lich Fehdegenossen  sind.  Den  Gegenbeweis  gegen  Siegel  wie 
gegen  Kogge  erbringt,  von  allem  Anderen  abgesehen,  die 
Eideshülfe  bei  dem  promissorischen  Eide. 

Die  Eideshülfe  bei  dem  promissorischen  Eide  ist  bisher 
aasser  Acht  gelassen,  obgleich  sie  durch  eine  Reihe  von  Zeug- 
nissen belegt  wird.  Wir  tinden  den  proniissorisclien  Eid  mit 
Helfern  bei  Fianken,  Langobarden,  Baiern  und  Schwaben. 
Karl  d.  Gr.  schwört  bei  seine]'  Verehelichung  mit  Desiderata, 
Tochter  des  Langobardenkönigs  Desiderius,  mit  Eideshelfern 
sdner  Gemahlin  eheliche  Treue  zu.^>)    Der  Urfehdeeid  ist 

Bogge,  Oerichtsvesen  S.  115:  „Die  Eideshelfer  erklärten  also 

keineswegs  die  Anklage  für  ungerecht,  sondern  nichts  weniger,  als  dass 
sio  ihrem  Freunde  jetzt  so  snr  Seite  ständen,  wie  sie  es  in  der  Fehde 
getban  hnbcn  bürden." 

")  Siegel,  ncrichtsverfaliren  S.  nr>:  ,J)('r  Eid  der  I'arfliei  mit 
Helfern  ist  fjeschichtUch  an  Uio  Stelle  des  Kampfes  mit  Kampfgenossen 
getreten." 

Vito  S.  Adalbnrdi  c.  7  (Perts,  Script.  II,  p.  6S5):  com  idem 
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nacli  altbairischem  Recht  mit  Eideshdfern,  und  zwar,  zur 
Erschwerung  des  Eides,  mit  drei  vom  Ge^er  „ernannten" 

Eiik'slielferii  zu  schwören. (Jleichfalls  altl)airis(h  ist  der 
in'üiiiissürische  Eid  bei  der  Traditiuii  (es  erläutert  hier, 
dass  dem  bairischen  Volksrcclit  „suiroD*',  d.  h.  „schwöreu" 
mit  f,tradere''  identisch  ist),  welcher,  wie  urkundlich  über- 
liefert ist,  gleichfalls  mit  Helfern  geschworen  wird.^*)  In 
Schwaben  schwört  noch  im  12.  Jahrhundert  Konrad  von  Zäh- 
ringen mit  12  Helfern  der  Stadt  Freiburg  i.  Br.  die  Wahrung 
ihrer  Ueclite  zu. 

Dass  die  Eideshiilfe  beim  promissgrischen  Eide  gleich 
ursprünglich  wie  die  Eideshiilfe  beim  assertorischen  Eide  ist, 
vermag  neben  den  eben  aufigeführten  Zeugnissen  vor  Allem 
die  alterthümliche  .Form  der  uns  hier  interessirenden  Frei- 
lassung per  hantradam  darzuthun. 

Die  Form  dieser  Freilassung  ist  durcli  die  Worte: 

in  loi'o  qui  dicitur  Sanctum  sua  manu  duodecima 
ipsum  ingcnuum  diuiittcre  faciat. 
klar  gegeben.  Grimm     hat  die  Freilassung  \)ev  hantradam 
ihrer  Form  nach  mit  der  langobardiscfaen  Freilassung  durch 
tradere  de  manu  in  manum  (Edict  Both  224)  parallelisirt. 


iiiil»eiutor  Karolus  Düsiduratain,  Desiderii  regis  Italoruni  filiain,  rrpu- 
diuret,  quuin  siln  iluduui  quo  r  um  da  in  Francururu  juramentis 
petierat  in  conjugiam  —  gcmcbat  (Adalhard)  —  qaod  et  non- 
nulli  Francorum  eo  OBsent  perjuri,  atqae  rex  inlicito  uteretar 
tboro  — . 

")  Decr.  Tassil.  IV,  c.  5  (Perts  m,  p.  465):  Qui  —  post  peractimi 
judiciam  (chamfwich)  se  simile  vindictae  erigere  contra  quaerentem  prae- 
Bumpaerit:  sacramentum,  qaod  ahteid  dicitur,  joret  in  ecclesia  cuin  3 

sacramentales  noniinatos. 

Mcichclbeck  I,  Nr.  312  (4*014):  reddiderunt  illam  traditionem 

cum  uno  sacrainentario.  * 

Auf  dioson  Fall  hat  sdion  Ganpp  a.  a.  0.  S.  67  Note  1  aof- 

merkäam  gemacht. 

»«)  R.  A.  S.  179.  332.  Ihm  folgt  Zöpfl,  Ewa  S.  IK;.  -  ücrren  die 
von  (iritnm  a.  a.  O.  aus  Eib.  58,  ö  entnommene  Analogie  vgl.  Froc. 
d.  Lex  öal.  S.  107  Note  25. 

37  ♦ 
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Die  richtige  Auffiissang  ist  bereits  dnrch  Gaupp^*^)  ausge- 
sprochen. Die  Freilassung  per  hantradam  ist  eine  Freilassung 
durch  einen  Eid ,  welcher  mit  1 1  Helfern  geschworen  wird. 
Der  Fnilasseade  schwört  selbzwölft,  dass  er  den  Unfreien  als 
einen  freien  Mann  halten  und  ihn  als  solchen  schützen  will. 
Fttgt  der  Herr  dem  Eide  das  „se  foris  de  eo  mittele"  nicht 
hinza,  so  hat  die  Freilassung  nur  die  Wirkung,  den  Unfreien 
aus  einem  Leibunterthänigen  zu  einem  Mnntunterthftnigen  zu 
machen.  Weil  die  Freilassung^  per  hantradam  eine  Freilassung 
durch  Eidschwur  ist,  hat  sie  jetzt,  dem  christlichen  Recht 
entsprechend  „in  loeo  qui  dicitur  Sanctum",  in  dem  „Aller- 
heiligsten'^  der  Kirche  zu  erfolgen.  £8  leidet  keinen  Zwei- 
fel, dass  gerade  dies  formgebende  Moment  der  Freilassung 
„per  hantradam'^  in  ihrem  eignen  technischen  Namen  aus- 
gesprochen ist.  Der  Schwur  mit  Helfern  wird  geleistet,  indem 
die  Eideshelfer  unter  sich  und  mit  der  Parthei  durch  Hand- 
reichung" verhunden  sind.  Altdeutsche  Glossen  gehen  daher 
den  Schwur  mit  Helfern  als  Schwur  mit  „hantreichida",  „ki- 
hantreichida^^  wieder.^*)  Es  wird  kaum  zu  bezweifdn  sein, 
dass  WUT  in  der  „hantrada"  des  diamavischen  Yolksrechts  ein 
verändertes  „hantreichida*^  vor  uns  haben.  Die  Stelle  ist  zu 
übersetzen : 

„Wer  durch  Eid  mit  Handreichung  einen  Unfreien 
freilassen  will,  der  muss  die  Freilassung  durch  einen 
Eid  sdbzwölft  im  AUerheiligsten  der  Kirche  vollziehen.*^ 

Die  Freilassung  per  hantradam  gewinnt  ihr  Verständniss  erst 
in  Zusammenhang  mit  den  vorigen  Zeugnissen.  Sie  ist  ledig- 
lich ein  neuer  Beleg  für  die  Rechtswirkung  des  promissori- 
schen Eides,  und  zwar  ein^  promissorischen  Eides,  der 
kraft  altfränkischer  Gewohnheit  mit  Helfern  zu  schwören 
ist,  selbzw(>lft,  ein  voller  pronussorischer  Eid,  das  Gonelat 


A.  a.  Ü.  S.  67. 
»•)  Vgl.  Zöpfl,  Ewa  8.  5  ff. 
^  Siegel,  GeikhtSTec&lireii  8.  230. 
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des  vollen  assertorischen  Eides,  welcher  gleichfalls  ein  Zwolfer- 
eid  ist.-«») 

Es  liegt  auf  der  Hand,  von  welcher  Tragweite  der  nach- 
gewiesene gleißk  ursprüngliche  Gebrauch  der  Eideshülfe  wie 
bei  assertorischen,  so  bd  promissorischen  Eiden  für  die  Be- 
stimmung des  Wesens  der  Eideshülfe  ist    Es  bedarf  keines 

Wortes  mehr  flu"  den  Beweis,  dass  die  Eidesholfer  weder 
juristisch  noch  historisch  Kampfgenossen  sind.^^) 

Aber  die  herausgestellte  Thatsache  vermag  noch  weitere 
Aufschlüsse  zu  gewähren.  Es  liegt  nahe,  in  dem  deutschen 
Eideshelfereide  eine  Aussage  nicht  blos  über  den  Eid  der 
Fftrthei  —  der  Helfer  schwört,  quod  verum  et  idoneum  sacra- 
itientum  exinde  juravit  — ,  sondern  über  die  Behauptung  der 
Parthei,  d.  h.  eine  der  Zeugenaussage  vergleichbare  Aussage 
über  die  Wahrheit  der  behaupteten  Thatsache  zu  sehen. 
Aus  dem  Vorigen  ergiebt  sich,  dass  der  Eideshelfereid  gleich 
dem  Hanpteide,  im  Gegensatz  zum  Zeugeneide,  nicht  noth- 
wendig  Beweismittel  ist.  Wie  der  Haupteid,  so  kann  der 
Eideshelfereid  ein  processualischer  und  ein  ausserprocessuali- 
scheisein:  der  Eideshelfereid  ist  ohne  Beweisaussagc  denkbar, 
während  der  Zeugeneid  begnfflich  Beweisaussage  ist.  Es  er- 
hellt ferner,  dass  der  Eideshelfer  als  solcher  irgend  einem 
thatsächlichen  Wissen  keinerlei  Ausdruck  giebt  Die  Eides- 
hülfe beim  promissorischen  Eide  ist  eine  Eideshülfe,  bei  wel- 
cher thatsäcbliches  Wissen  unmöglich  ist  Der  Eideshelfereid 
enthält  eine  Aussage  nicht  über  die  Sache,  sondern  lediglich 
über  den  Eid.  Der  Eideshelfer  versichert  eidlich  sein  Ver- 
trauen in  den  Eid  des  Schwörenden.  Der  Eideshelfereid  ent- 
hält das  Urtheil,  welches  der  Eideshelfer  über  die  Persönlich- 
keit des  Schwörenden  als  sittliche  (menschliche)  Persönlichkeit 


«0  Vgl.  Siegel  8.  187  ff. 

**)  Es  kann  aufih  an  den  Eideshelfer  beim  Zeageneide  (Big.  17,  6} 
erinnert  werden,  wo  ebenso  wie  beim  promissorischen  Eide  jeder  Zu- 
sammenhang mit  der  Fehdegenossenschaft  undenkbar  ist 

**)  So  z.  B.  Siegel  S.  178  JNote  9. 
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sich  gebildet  hat^')  Der  Eideshelfer  versichert  eidlich  sein 
Vertrauen  in  den  moralischen  Werth  des  Schwörenden. 
Der  Eideshelfereid  enthält  eine  Aussage  nicht  Über  eine  That- 

Sache,  suiuleni  über  die  Person.  Aus  diesem  Grunde  vcniiag 
der  Eideshelfer  ein  Helfer  bei  dem  promissorischen  wie  bei 
dem  assertorisclieu  Schwur  zu  sein. 

Die  Eideshülfe  beim  Partheieneide  ist  nicht  durch  das 
Fehderecht,  sondern  durch  dasProcessrecht  als  solches  gefordert.  . 

Der  Partheieneid  beweist  lediglich  durch  die  Form  der 
Bctheurung.  Der  Hülfseid  ist  nöthig  als  das  Mittel  zur  Ver- 
stärkung nicht  der  Aussage,  ul»er  des  Schwurs. 

Das  Gewicht  des  Partheieneides,  d.  h.  der  Betheurungs- 
form,  bemisst  das  Recht  lediglich  nach  dem  Stande  der  Parthei. 
Der  Eideshelfer  ist  ein  Mittel,  dasselbe  zugleich  nach  dem 
moralischen  Werthe  der  Persönlichkeit  zu  messen. 

Das  Recht  zum  Beweise  durch  Partheieneid  ist  ein  Recht, 
die  eigne  Behauptung  durch  die  eigne  Persönlichkeit  zu  decken. 
Die  Eidcshclfcr  sind  die  Garanten  der  Persönlichkeit. 

Der  Partheieneid  ist  das  partheilichste  Beweismittel.  Die 
Eideshelfer  sind  das  Gegengewicht  gegen  die  Partheilichkeit 
der  Parthei. 

Das  Institut  der  EideshiOfeist  dasnothwendigeCorrelat 
des  Satzes,  dass  der  Partheieneid  das  Beweismittel  des  deut^ 

sehen  Processes  ist.  Der  Eideshelfereid  hilft  zugleich  das 
volle  Gewicht  des  Partheieneides  ermöglichen,  und  den  Miss- 
brauch der  formell  zuständigen  Freiheitsrechte  verhüten. 


*")  Es  häni^t  damit  zusammeo,  dass  das  Recht  die  nächsten  Ver- 
wandton  als  Kidoshelfer  nicht  nur  sal&agt,  aondem  fordert  Vgl. 
Siegel  S.  m  ff. 
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Seite  12  Note  7  lies  Note  2  4  statt:  Note  21. 
Seite  13  Note  8  Ues  §.  10.  11  statt:  §.  11.  14. 
Sate  13  Note  9  ist  jetzt  zu  citiren:  Waitz,  V.  O.  U 
(2.  Aufl.)  S.  411  (F. 

Seite  13  Note  12  lies  Labbe  statt:  Labe. 

Seite  14  Note  14.  Hinzuzufügen  ist  die  schon  von  Waitz 
V.  G.  II  (2.  Aufl.)  S.  413  Note  7  citirte  Steile,  Vita  S.  Ar- 
nulfi  ep.  Mett.  (saec.  7)  c.  4  (Mabill.  II,  p.  150):  effectus  est 
(unter  König  Theodebert)  omnium  primus, —  ita  ut  sex  pro- 
vinciae,  quas  tunc  et  nunc  totidem  agunt  domestici 
(die  Vita  ist  noch  im  7.  Jahrhundert  geschrieben),  sub  illius 
adniinistratione  solius  rejjerentiir  arhitrio.  ,,ri'Ovincia"  ist  l)e- 
kaiiiitlich  in  der  fränliisclicn  ^vie  in  di-r  späteren  Reclitsspraclio 
mit  „pagus"  gleiclibcdeutcnd.  Die  Stelle  ergiebt  zugleich  einen 
Beleg  für  das  Amt  eines  Oberdomesticus  am  königlichen  lief 
(oben  S.  15  Note  17).  Arnulf  war  ein  Beamter  am  Hof  Theo- 
deberts.  Er  ging  von  dem  Dienst  des  Hausmeiers  („subregulus") 
Gundulf  in  den  jwrsönlichen  Dienst  des  Königs  über  (Theode- 
berti  regis  miiiistorio  (liujiiiiin).  Es  erhellt,  dass  es  am  Hof  wie 
ehien  einzigen  Generalverwalter  für  die  sännntlichen  Domänen, 
so  auch  mehrere  Centralstellen  für  die  Reichsgutsverwaltung 
geben  konnte. 

Seite  16  Note  17  ist  jetzt  zu  citiren,  im  Anfang:  Waitz 
V.  G.  n  (2.  Aufl.)  S.  414  Note  5;  am  Ende:  Waitz  a.  a.  O. 
S.  388.  389. 
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Seite  16  Note  20.  Die  hier  citirte  Aeusserung  ist  von 
Waitz  in  der  2.  Aufl.  (S.  414)  gestrichen. 

Seite  17  Note  23.  Waitz  V.  G.  U  (2.  Anfi.)  S.  374. 
023  schreibt  auf  Grund  seiner  Annahme,  dass  der  fronkiflcheii 
VerfiBissang  der  Gegensatz  öffentlich  rechtlicher  und  privatrecht- 
licher  Befugnisse  des  Königs  unbekannt  gewesen  sei,  dem  Grafen 
die  Verwaltung  wie  der  öffentlich  rechtlichen  Einkünfte,  so 
auch  der  Güter  des  Königs  zu.  Als  Beleg  dient  ihm  nur  die 
oben  S.  13  Note  11  dtirte,  hierüber  keinen  Aufschluss  ge- 
währende 6t^e  aus  Gregor  von  Tours,  und  die  Marculfische 
Formel,  oben  S.  14  Note  15,  welche  dem  Grafen,  der  zugleich 
domesticns  ist,  die  Verwaltung  der  königlichen  Domänen  zu- 
schreibt. —  Vgl.  oben  S.  161. 

Seite  18  Note  27  Zeile  9  ist  jetzt  zu  citiren  Waitz 
V.  G.  II  (2.  Aufl.)  S.  383  Note  4;  und  Zeile  11:  Waitz 
V.  G.  II  (2.  Aufl.)  S.  420  Note  b, 

Seite  20  Note  37  lies:  Belege  werden  unten  S.  245.  246. 
378.  379.  .  520.  529  begegnen. 

Seite  21  Note  38  ist  jetzt  zu  citiren  Waitz  V.  G.  II 
(2.  Aufl.)  S.  376. 

Seite  22  Note  43  ist  jetzt  zu  citiren  Waitz  V.  G.  II 
(2.  Aufl.)  S.  377. 

Seite  46.  Die  hier  in  Anschluss  an  Hub^  vertretene 
Auffassung  der  terra  salica  findet  eine  Bestätigung  in  Gap. 
Aquisgran.  a.  817  legib.  add.  c.  21  (Pertz  I,  p.  213):  Si  quis 
puerum  invitis  parentibus  totonderit,  wo  eine  Handschrift 
(Pertz  not.  5)  zu  „parentibus"  die  Glosse  liinzufügt:  „Salicis". 
Wie  hier  die  Glosse  hervorheben  will,  dass  nur  die  „parentes 
salici",  die  nach  salisch  fränkiscbem  Recht  lebenden  Eltern 
gemeint  sind,  so  will  der  Ausdruck  „terra  salica^*  in  Text  D 
den  Rechtssatz  auf  das  kraft  seines  Eigenthümers  dem  salisch 
frankischen  Recht  unterliegende  Grundstück  beschränken.  Der 
Ausdruck  „terra  salica"  spricht  die  Anschauung  aus,  dass  wie 
die  Person,  so  das  Gnindstück  nach  einem  bestimmten  Stammes- 
recht, nämlich  nach  dem  Stammesrecht  seines  Eigenthümers, 
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,,1ebt*'.  Vgl  Stobbe  in  Becker  und  Muther^s  Jahrb.  VI, 
S.  31. 

Seite  75  Note  5  ist  jetzt  zu  citiren  Waitz  Y.  G.  II 
(2.  ÄuL)  S.  374.  623. 

Seite  95  Note  76  a.  E.  ist  jetzt  zu  dtiren  Waitz  Y.  G.  II 

(2.  Aufl.)  S.  499  Note  5. 

Seite  103  Nute  2  ist  jetzt  zu  citiren  Waitz  V.  ü.  II 
(2.  Aufl.)  S.  589  ff.,  und  in  Note  3:  Waitz  V.  G.  H  (2.  Aufl.) 
S.  591  Note  3. 

Seite  109  Note  19  a.  £.  ist  jetzt  zu  citiren  Waitz  V. G.  II 
(2.  Aufl.)  S.  591  Note  3. 

Seite  128  Note  77.  lieber  das  Schlussurtheil  (auf  Er- 
tlieilunj^'  der  Urkiiiule)  vgl.  §.  21. 

Seite  13G  Note  101.  Ueber  den  langobardiscbeu  Urkunden- 
beweis vgl.  §.  21  Note  15.  • 

Seite  148  Note  2  Zeile  4  lies  den  ordentlichen  statt: 
jeglichen.  Zu  vergleichen  ist  oben  S.  513. 

Seite  164.  Ueber  den  Heerbann  des  Grafen  vgl.  §.  19. 

Seite  174  Note  122  lies  §  15  (S.  3G9)  statt:  §.  17. 

Seite  247  Note  120.  Ebenso  heisst  umgekehrt  der  Vogt 
geistlicher  Tersouen  „vicarius".  Z.  B.  Bai  uze,  Ca])p.  11,  p.  1416 
(a.  817):  testes  quos  profert  advocatus  W.  episcopo,  id 
est  vicarius.  Andere  Belege  oben  S.  512.  Note  13.  YgL  Gap. 
Aquisgran.  a.  817  cap.  miss.  c  28  (Pertz  I,  p.  218).  Zeit- 
flchr.  f.  Kirchenr.  IX,  S.  226  Note  83. 

Seite  281.  Die  hier  und  sonst  häufig  citirtc  Gesandten- 
instrudion  bei  Pertz  I,  p.  354  ist  nicht  in  das  Jahr  820,  son- 
dern in  das  Jahr  828  zu  setzen.  Das  zu  den  W^ormser  Capi- 
tularien  von  829  gehörige  Gapitulare  missorum  ist  in  den  bei 
Pertz  (p.  351)  als  „alia  capitula**  bezeidmeten,  gleichfalls  häu- 
figer citirten  Capiteln  enthalten.  Den  Nachweis  erbringt  Bo- 
retius  bei  Pertz  IV,  p.  XLVIII  not.  14.  15. 

Seite  317.  Der  „anthraallus"  der  Extravaganten  wird  auch 
neuerdings  von  Horaeyer  die  Haus-  und  Uof marken  (Berlin 
1870)  S.  16  mit  dem  Hantgemal  des  Sachsenspiegels  identificirt. 
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Seite  364.  Fiii-  die  dreitägige  DaiuM-  des  echten  Volks- 
gerichtä  ist  auch  (his  ol)en  S.  175  iiote  125  citirte  Zeugniss 
aus  dem  6.  Jahrhundert  aufzuführen,  nach  welchem  der  Leib 
des  Hingerichteten  während  dreierTage,  d.  h.  während  der  Dauer 
des  Gerichts,  von  der  Gerichtsstätte  (vgl.  S.  536  Note  33)  nicht 
entfernt  werden  darf.  —  Auch  die  Pflicht  der  Kölner  Schöffen, 
im  ecliten  Ding  des  Burggrafen  in  continenti  vel  intra  triduuni 
auf  die  Urtheilsfrage  des  Richters  das  Urtheil  zu  finden,  ge- 
hört hierher,  Kölner  Privileg  v.  J.  110*)  §.  9. 

Seite  365  Note  22.  Einen  Beleg  für  die  sessio  triduana 
nach  altfränkischem  Recht  gewährt  die  Urkunde  bei  Beyer  I, 
Nr.  103  (a.  844):  Auflassung  einer  villa  im  Königsgericht 
durch  einen  Tifuhiinder,  darauf  Investitur  durcli  den  Trcu- 
hiinder,  et  ipsi  (die  investirten  niissi  des  Klosters)  easdeui  res 
ti'iduo  secunduni  legem  insiderunt. 

Seite  386.  Dass  das  karolingische  gebotene  Gericht  ledig- 
lich mit  sieben  Scabinen  besetzt  ist,  bestätigt  ein  Zeugniss  aus 
der  Praxis,  Cartul.  Langob.  Nr.  16  (Pertz  IV,  p.  599):  Qua- 
liter  vidua  Salicha  desponsetur — .  Comite  missove  regis  cum 
Septem  judicibus  in  judicio  residentibus  tongino  vel  cen- 
tenario  placitum  banniente  — .  Bekanntlich  geschieht  nach 
Sal.  44  die  Verlobung  der  Wittwe  in  einem  gebotenen  Gericht. 

Seite  387.  Den  karolingischen  Sprachgebrauch,  welcher 
mallus  schlechthin  für  das  echte  Ding  setzt,  belegt  des  Fer- 
neren auch  die  Lmdenbrogische  Glosse  zu  Sal.  1  (Merkel, 
Lex  Sal.  p.  102  lin.  42):  mallum,  generale  majus  Judi- 
cium. Die  Stelle  bestätigt  zugleich,  dass  unter  den  „placita 
generalia"  der  Capitularien  lediglich  die  „Vollgerichte",  im 
Gegensatz  zu  den  Schöffengerichten,  d.  h.  (nach  karolingischer 
VerÜASSung)  die  Echtedinge  der  Hundertschaft  zu  ver- 
stehen sind  (oben  S.  288),  und,  dass  sdion  in  fränkischer  Zeit 
das  Echteding  wegen  seiner  ausschliesslichen  Gompetenz  für 
die  peinlichen  und  die  Nvichtigsten  bürgerlichen  Sachen  den 
technischen  Kamen  „Hochgericht"  (vgl.  oben  S.  424)  führt. 
In  gleicher  Bedeutung  begegnet  der  Ausdruck  „mi^us  tribunal'^ 
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für  das  Echteding  zu  Maden  (oben  S.  332  Note  12).  Die  Be- 
zeichnung „Hochgericht"  hat  sich  bekanntlich  später  auf  die 
echte  Dingstätte  Ubertragen. 

Seite  403  Note  41.  Dass  mit  dem  Grafengericht  ffld 
alias  caiisas  judicanduni"  das  Echteding  des  Grafen  gemeint 
ist,  ergiebt  die  Urkiindt;  selber  in  ihrem  weiteren  Fortgang, 
indem  sie  das  in  Folge  des  Urtheils  geleistete  ürtheilerfüllungs- 
gelöbniss  des  Beklagten  dahin  formulirt:  ad  invicem  litigatores 
convenit,  ut  quando  ipse  comes  in  ipsam  eiTitatem  adventaret 
et  (fUr:  aut)  missus  ab  ipso  comite —  in  legitimo  placito 
ante  ipsum  comitem  ipse  A.  advenisse  deberet  ad  banc 
causam  ratiocinandum  — . 

Seite  418.  Das  Gralengericlit,  in  welchem  der  api)ennis 
ertheilt  wird  (Koz.  407,  Andeg.  32),  wird  als  echtes  Ding  durch 
die  Eingangsworte  der  Formel  deutlich  bezeichnet:  Igitur  cum 
pro  udilitate  ecdesiae  vel  prindpale  negucio  apostolecus  vir 
illi  episcopus  nec  non  et  inlustro  vir  illi  comus  in  civetate 
Andecave  cum  reb'quis  —  viris  residisset  ibique  veniens  — . 
Die  Wendung :  „als  Bischof  und  Graf  von  Angei's  zum  From- 
men der  Kirche  (der  Bischof)  und  im  Dienst  des  Königs  (der 
Graf)  zu  Gericht  sassen*^,  ist  mit  der  gewöhnlichen  ,,ad  mul- 
tonun  causas  audiendas  etc.'*  (oben  S.  442)  gleichbedeutend, 
d.  L  es  ist  das  vom  Grafen  kraft  seines  Amts  gerichtsver- 
fassnngsmässig  abzuhaltende  Gericht,  also  das  Echteding  ge- 
meint. 

Seite  510  Note  7  lies  Note  20  statt:  Note  21. 

Seite  511.  Den  Vorsitz  des  missus  comitis  im  achten 
Ding  belegt  an  der  Gränzscheide  merovingischer  und  karolin- 
gischer  Zeit  die  Urkunde  bei  Besly  p.  149  (a.  779),  vgl.  den 
Zusatz  zu  S.  403  Kote  41. 

Die  Benützung  des  soeben  in  erster  Abtheilung  erschie- 
nenen, an  Inhalt  reichen  dritten  Bandes  der  trefflichen  Arbeit 
von  Eick  er,  Forschungen  zur  Reichs-  und  Rechtsgeschichte 
Italiens,  mussich  für  den  zweiten  Band  vorbehalten.  Es  mag 


Digitized  by  Google 


588 


Zus&Ue  und  Beridbtigungen. 


mir  nur  gestattet  sein,  hier  zu  bemerken,  dass  die  bei  F  ick  er 
III,  S.  207  If,  und 'die  o\m\  S.  381  ft".  gegebenen  Ausfiihruntren 
Uber  die  Entstehung  der  Scabinenverfassung  sich  gegenseitig 
zugleich  bestätigen  imd  ergänzen.  In  der  Auffassung  der  Ur- 
kunde von  Digne  y.  J.  780  (oben  S.  383)  stimmt  Ficker 
(S.  210)  mit  Waitz  überein,  insofeme  er  gleichfalls  die  „könig- 
lichen Racbimburgen"  von  den  Scabinen  unterscheidet.  Den 
„comes  Marcellinus",  welcher  unter  den  rationesburgii  dominici 
an  erster  Stelle  genannt  wird,  halte  ich  für  den  Ortsgrafen, 
welcher  als  Ehrenperson  unter  den  Beisitzem  an  erster  Stelle 
genannt  ist,  gerade  wie  ein  Yioegraf  oben  S.  445  Note  165, 
und  ein  fremder  Graf  nebst  emem  Vicedoininus  oben  S.  450 
Note  178,  in  welehen  beiden  fallen  die  Ehrenpersonen  gleich- 
falls an  der  Spitze  der  Schöffen  stehen.  Es  sind  danach  für 
das  Missalgericht  zu  Digne  nicht,  wie  oben  S.  450  Note  178 
geschehen,  fünf,  sondern  nur  vier  Scabinen  zu  zählen.  Die 
Urkunde  giebt  einen  neuen  Beleg  für  die  Niederlegung  der  * 
gräflichen  Gerichtsbarkeit  durch  die  Anwesenheit  von  missi 
dominici  (oben  S.  493  ff.)* 
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